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Zn  Art.  640 
des  schweizerischen  Obligationenreehts. 

Von 

Professor  Dr.  A.  Schneider. 


Art.  640  des  Schweiz.  0.  B.  lautet  folgendermassen : 

„Die  Aktionäre  üben  ihr  Stimmrecht  in  der  Generalversamm- 
lung nach  VerJiältnis  der  Zahl  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Aktien  aus.  Jeder  Aktionör,  afsch  toenn  er  nur  eine  Aktie  be- 
sitzty  hat  eine  Stimme, 

Vorbehalten  bleibt  der  Qesellschaft,  durch  ihre  Statuten  die 
SUmmenzahl  der  Besitzer  von  mehreren  Aktien  zu  beschränken. 
Keinenfalls  darf  ein  einzelner  Aktionär  mehr  als  den  fünften  Teil 
der  sämtlichen  vertretenen  Stimmrechte  in  sich  vereinigen.^ 

Dieser  Wortlaut  gibt  mir  zu  drei  verschiedenen  Er- 
örterungen Anlass. 

I.  Der  Schlusssatz  des  Artikels. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst,  wie  der  jetzige 
Wortlaut  des  Artikels  entstanden  ist. 

Demselben  liegt  der  §  1353  des  früheren  privatrecht- 
lichen Gesetzbuches  des  Kantons  Zürich  zu  Grunde,  welcher 
lautete : 

„Mit  jeder  Aktie  ist  ein  Stimmrecht  in  der  Versammlang 
der  Aktionäre  verbunden,  wenn  nicht  durch  die  Statuten  eine 
weitere  Beschränkung  angeordnet  ist.*' 

Die  zur  Beratung  des  Entwurfes  für  ein  eidgenössisches 
Obligationenrecht  niedergesetzte  Kommission  nahm  in  ihren, 
im  Oktober  1869  und  Oktober  1872  gepflogenen,  und  1876 
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herausgegebenen  Beratungen  (Entwurf  E'  in  meinem  Kom- 
mentar) als  Art.  665  einfach  Art.  224  Abs.  2  dea  deutschea 
Handelegesb.  auf,  welcher  lautet: 

,Jede  Aktie  gewährt  dem  Inhaber  Eine  Stimme,  wenn  nicht 
der  Gesellscbaf tsver  trag  ein  anderes  festsetzt." 

In  der  nächsten  Kommissionalberatung  vom  Jahre  1S76 
beantragte  Ständerat  (nachmaliger  Minister)  Äppli,  ea  solle 
bestimmt  werden,  dass  jedenfalls  auch  nur  Eine  Aktie  zur 
AusUbang  des  Stimmrechtes  berechtige,  und  dieser  Antrag 
ging  durch  (eine  zweite,  ebenfalls  van  ihm  ausgehende  Mo- 
difikation des  Artikels,  betr.  die  Befugnis  einer  Minderheit 
der  Aktionäre,  Einsicht  von  der  Eomptahilität  der  Gesell- 
schaft zu  nehmen,  lasse  ich  hier,  als  meiner  jetzigen  Unter- 
suchung fern  liegend,  unerörtert).  Danach  redigierte  die  Kom- 
mission im  Jahre  1876  (B^  aieines  Kommentars)  den  ent- 
sprechenden Art.  665*  in  folgender  Weise: 

.Jeder  Inhaber  von  einer  oder  mehreren  Aktien   hat  min- 
desteuB  Eine  Stimme  in  der  Generalversainmlung.  .  .  . 

Dieses  Kecht  kann  weder   durch    die  Statuten  noch  dnrch 
die  General versanimlang  geschmälert  werden." 

In  dem  „neuen  Entwürfe  des  Eidg.  Justizdepartements 
nach  den  Beratungen  der  Kommission  vom  Jahre  1879"  (E' 
meines  Kommentara)  dagegen  hat  der  Artikel  bereits  den 
nämlichen  Wortlaut  wie  jetzt  im  Gesetz;  er  ist  also  seither, 
und  so  auch  durch  den  auf  Anregung  Simon  Kaisers  ausge- 
arbeiteten neuen  Entwurf  (E^  dea  Kommentars)  nicht  mehr 
abgeändert  worden. 

Was  nun  den  Sinn  dieses  Artikels  betrifil,  so  ist  sowol 
nach  dieser  Entstehungsgeschichte  als  auch  nach  der  gram- 
matischen Interpretation  die  Meinung  des  ersten  Absatzes 
und  des  ersten  Satzes  von  Absatz  2  klar: 

Es  ist  unzulässig,  in  den  Statuten  zu  bestimmen,  dass 
man,  um  eine  Stimme  in  der  Generalversammlung  abgeben 
zu  können,  mindestens  zwei  oder  mehr  Aktien  haben  mUsse, 
wie  das  nach  zürcherischem  Rechte  zulässig  war;  es  muss 
vielmehr,  auch  wer  nur  Eine  Aktie  besitzt,  eine  Stimme  ab- 
geben können. 
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Den  gleichen  Gang  hat  das  Aktienrecht  Deutschlands 
darchgemacht.  Während  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  mit 
dem  zürcherischen  Rechte  übereinstimmte,  bestimmt  dagegen 
das  deutsche  Reichsgesetz  betr.  die  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften  rom  18.  Juli  1884, 
die  sogen.  Aktiennovelle,  in  Art.  190: 

,  Jede  Aktie  gewährt  das  Stimmrecht.    Dasselbe  wird  nach 
den  Aktienbeträgen  ausgeübt  u.  s.  w.** 

So  sagt  auch  das  belgische  Aktiengesetz  in  Art.  61: 
,Tons  les  actlonnaires  ont,  nonobstant  disposition  contraire, 
mais  en  se  conformant  aux  regles  des  Statuts,  le  droit  de  voter 
par  eox-memes  ou  par  mandataire.'' 

Dagegen  ist  den  Statuten  unbenommen,  eine  Skala  auf- 
zustellen, gemäss  welcher  Besitzer  von  mehr  als  einer  Aktie 
nicht  so  viel  Stimmen  erhalten,  als  sie  Aktien  besitzen,  viel- 
mehr eine  grössere  oder  geringere  Degression  im  Stimmrecht 
der  einzelnen  Aktie  bewirkt,  vielleicht  sogar  eine  grössere 
oder  geringere  Zahl  von  Stimmen  als  das  Maximum  der  von 
einem  einzelnen  Aktionär  auszuübenden  Stimmrechte  erklärt 
wird,  gleichviel  ob  er  eine  viel  grössere  Anzahl  von  Aktien 
besitze,  als  nach  der  Skala  hiefür  nötig  sein  würde,  oder 
nicht.  Und  es  ist  ja  bekannt,  dass  solche  Bestimmungen 
in  Statuten  grosser  Aktiengesellschaften  gar  nicht  selten 
«ind.*) 

Felix  Bing  berichtet  in  seinem  äusserst  interessanten 
Buche  La  soci6te  anonyme  en  droit  italien  p.  245  u.  f.,  dass 
nach  dem  holländischen  Gesetzbuche  Art.  54  kein  Aktionär 
mehr  als  sechs  Stimmen  haben  kann,  und  zählt  auch  die  er- 
heblichen Beschränkungen  auf,  denen  nach  dem  englischen 
Gompanies  act  von  1862  Art.  44  das  Stimmrecht  der  Ak- 
tionäre von  Gesetzes  wegen  unterliegt. 

Das  französische  Gesetz  von  1867,  Art.  27,  und  nach 
Bing  auch  das  ungarische  Gesetz  Art.  157  geben  dagegen 
den  Statuten  freie  Hand  in  der  Beschränkung  des  Stimm- 
rechtes der  Aktionäre. 


»)  Vgl.  Renaud,  Recht  der  Aktiengesellschaften  p.  410  u.  ff.;    Thöl, 
Handelsrecht  §  45,  1. 
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Sehen  wir  nun  aber  za,  wie  dieser  Inhalt  des  Artikels 
sich  in  der  Praxis  gestaltet,  und  wählen  wir  dafür  zwei  Bei- 
spiele,  Yon  denen  das  eine  mir  schon  dreimal  (selbstverständ- 
lich mit  einigen  Modifikationen  in  den  Ziffern)  vorgekommen 
ist  und  also  gewiss  als  nicht  seltene  Erscheinung  bezeichnet' 
werden  darf,  das  andere  der  Kommission  bei  ihrer  Beratung 
vorgeschwebt  zu  haben  scheint: 

Der  Chef  eines  Handelsgeschäftes  beschliesst,  um  für 
die  Zeit,  da  er  dereinst  die  Augen  für  immer  schliessen 
werde,  die  Erbteilung  zu  erleichtern,  sein  Handelsgeschäft 
in  eine  Aktiengesellschaft  umzuwandeln.  Es  ist  ihm  nicht 
darum  zu  thun,  fremdes  Kapital  an  sich  zu  ziehen,  er  will 
lediglich  eine  leichte,  bequeme  Erbteilung  herbeiführen.  Zu 
diesem  Zwecke  wandelt  er  sein  Geschäft  in  500  Aktien  um. 
Den  grössten  Teil  derselben,  450  Stück,  behält  er  für  sich, 
die  übrigen  50  Stück  verteilt  er  unter  guten  Bekannten  und 
Verwandten.  An  der  Generalversammlung  erscheinen  ausser 
ihm  noch  10  andere  Aktionäre  mit  zusammen  30  Aktien ;  der 
elfte  mit  20  Aktien  ist  weggeblieben. 

Nehmen  wir  nun  das  Gesetz  in  dem  angegebenen  Sinn, 
so  haben  wir  folgende  Rechnung  zu  machen: 

Vertreten  sind  480  Stimmen;  kein  Aktionär  darf  mehr 
als  einen  Fünftel  davon  vertreten,  jener  ehemalige  Chef  hat 
also  96  Stimmen,  die  übrigen  Aktionäre  zusammen  30.  Was 
hat  das  nun  für  einen  Sinn?  Gewiss  gar  keinen.  Ob  jener 
Kaufmann  450  Stimmen  habe,  oder  nur  96>  das  kommt  ganz 
auf  das  nämliche  heraus,  er  hat  immer  die  Majorität.  Ja 
er  hat  nicht  nur  die  einfache  Mehrheit,  sondern  auch,  wenn 
die  Statuten  für  besonders  wichtige  Geschäfte  eine  Mehrheit 
von  */3  oder  selbst  von  %  verlangen,  mit  seinen  96  Stimmen 
hat  er  auch  diese;  und  so  kann  er,  wenn  er  nur  will,  allein 
eine  Statutenrevision,  eine  Vermehrung  des  Aktienkapitals, 
aber  auch  die  Auflösung  und  Liquidation  der  Gesellschaft 
und  die  Verteilung  des  Gesellschaftsvermögens  beschliessen; 
die  übrigen  Aktionäre  sind  an  die  Wand  gedrückt,  und  jener 
Sechsundneunziger  kann  ihnen  nicht  mit  Unrecht  sagen,  sie 
mögen   nur   wieder   nach    Hause   gehen,    es  sei  ganz  gleich, 
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gebers  in  der  That  nicht  die  angegebene  gewesen  sein  kann. 
Aber  welche  war  es  denn? 

Bei  der  Untersuchung  dieser  Frage  lassen  uns  leider 
die  Protokolle  der  Kommissionen  wie  diejenigen  der  Bandes- 
versammlung und  die  Botschaft  des  Bundesrates  ganz  im 
Stich;  und  ich  will  nicht  unterlassen,  bei  dieser  Gelegenheit 
neuerdingS;  wie  auch  schon,  tief  zu  beklagen,  dass  wir  so 
wenig  über  den  Gang  der  Verhandlungen  der  das  Obliga- 
tionenrecht yorberatenden  Organe  unterrichtet  sind,  hoffend, 
dass  dies  für  die  Zukunft  bei  anderen  wichtigen  Gesetzen 
zur  Abfassung  eines  eingehenden  ProtokoUes  der  Verhand- 
lungen führen  möchte.  Vergleichen  wir  mit  unserem  Material 
die  reichen  Hilfsmittel  zur  Interpretation  des  Code  Napoleon 
oder  die  so  äusserst  interessanten  amtlich  herausgegebenen 
Motive  zum  Entwürfe  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches, die,  selbst  wieder  nur  ein  Auszug  aus  viel  umfassen- 
deren Protokollen,  wenigstens  für  uns  Nichtdeutsche  den 
Entwurf  selbst  an  Bedeutung  übertreffen,  so  werden  wir 
unsern  Mangel  doppelt  empfinden. 

Bei  diesem  Sachverhalt  lag  es  nun  nahe,  sich  an  den 
Autor  der  in  Frage  liegenden  Gesetzesbestimmung  zu  wenden, 
und  der"  hat  mir  auch  volle  Auskunft  gegeben;  es  ist  der 
Kedaktor  des  Schweiz.  Obligationenrechtes  selbst,  Prof.  Fick. 
!Er  hat  mich  versichert,  es  sei  seine  Meinung  und  die  ein- 
stimmige der  Kommission  gewesen,  dass  niemand  bei  der 
Abstimmung  mehr  als  den  fünften  Teil  der  abgegebenen 
Stimmen  abgegeben  haben,  also  niemand  mehr  als  den  fünften 
Teil  der  bei  der  Stimmgabe  vertretenen  Stimmrechte  aut 
sich  vereinigen  dürfe,  so  dass  also,  um  eine  Mehrheit  zu 
bilden,  stets  wenigstens  drei  Aktionäre  in  der  Generalver- 
sammlung mit  einander  übereinstimmen  müssen,  da  sie  dann 
zusammen  ^/b  aller  Stimmen  abgeben  können. 

Es  liegt  also  der  Bestimmung  der  ganz  gesunde  Gedanke 
zu  Grunde,  dass,  wenn  auch  einige  wenige  in  der  General- 
versammlung Alles  durchdrücken  können,  dies  doch  nicht 
einem  einzelnen  mögüch  sein  solle:  es  müssen  doch  mindestens 
drei  sein,    und  die  Generalversammlung   muss  also  aus  min- 
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destens  fünf  Aktionären  bestehen,  und  zwar,  wenn  es  sich 
um  Bechnungsabnahme  und  Decharge  an  den  Yerwaltungsrat 
handelt^  aus  fünf  Personen  ausser  den  Mitgliedern  des  Yer- 
waltungsrates,  da  diese  ja  dabei  kein  Stimmrecht  haben 
(Art.  665  Abs.  2  0.  R.)- 

So  gibt  also  diese  Bestimmung  doch  in  der  That  einen 
festen  Anhaltspunkt  für  ein  Minimum  der  Zahl  der  Aktionäre, 
wie  ich  in  meinem  Kommentar  0.  R.  Art.  612,5  erklärt  habe 
und  wie  auch,  ohne  nähere  Angabe,  Hafner  in  seinem  Kom- 
mentar Art.  612,7  erklärt.  Haberstich  in  seinem  Handbuch 
Bd.  II  p.  448  bestreitet  dies  des  entschiedensten  mit  den 
Worten : 

^Über  die  zur  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  erforder- 
liche Zahl  von  Aktionären  spricht  sich  das  Schweiz.  0.  R.  nirgends 
aus.  .  .  .  Art  640  beabsichtigt  weit  entfernt  nicht,  festzustellen, 
wie  viel  Aktionäre  es  zu  einer  Aktiengesellschaft  bedürfe,  sondern 
er  befasst  sich  nur  mit  der  Frage  der  Stimmberechtigung  der 
einzelnen  Aktionäre  in  der  Generalversammlung." 

Er  findet,  dass  eine  Aktiengesellschaft  ohne  Apports 
ganz  wohl  auch  nur  aus  drei  Mitgliedern  bestehen  könne; 
und  ich  will  gar  nicht  bestreiten,  dass  bei  der  im  Eingang 
angeführten  nächst  liegenden  Interpretation  des  Artikels  diese 
Ansicht  ganz  konsequent  sein  würde;  nur  ist  mir  unverständ- 
lich, dass  Haberstich  gleichwohl  hinzufügt,  der  Artikel  könne 
„ein  Hindernis  gegenüber  einer  all  zu  kleinen  Zahl  von 
Aktionären  darbieten." 

Rössel  hinwieder  Manuel  p.  729  schreibt: 

,Ce  texte  prouve,  quoi  qu'en  dise  M.  Haberstich,  qu'une 
assemblee  generale  ne  pent  prendre  de  decisions  valables  si  eile 
ne  compte  pas  au  moins  cinq  actionnaires  presents,  puisque  saus 
cela  il  arriverait  infailliblement  qu'un  des  actionnaires  y  exer- 
cerait  plus  d'un  cinqui^me  des  droits  de  vote." 

Wenn  dies  richtig  ist,  so  ist  aber  diejenige  Interpreta- 
tion des  Gesetzes,  welche  von  dieser  Arbeit  verfochten  wird, 
die  einzig  mögliche. 

Das  belgische  Gesetz    vom  18.  Mai  1873   über  die  Ge- 
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Seilschaften,  das  vielleicht  dem  Schlusssatze  unseres  Art.  640 
zu  Grunde  liegt,  bestimmt  in  Art.  61: 

,Nnl  ne  peat  prendre  part  au  vote  poar  nn  nombre  d'actions 
d^passant  la  cinqai^me  partie  du  nombre  des  actions  ^mises  on 
les  deux  cinqai^mes  des  actions,  pour  lesqaelles  il  est  pris  part 
au  vote.** 

An  der  Hand  des  Kommentars  von  Wälbröck  bemerkt 
Bing  a.  a.  0.  p.  246  dazu,  diese  Bestimmung  sei 

„inspir^e  par  la  crainte  qne  de  ricbes  capitalistes  n'em- 
pmntassent  la  forme  de  la  soci§t6  anonyme  ponr  faire  fractifier 
leurs  capitaox  tont  en  ^vitant  ane  responsabilite  personnelle/ 

Allein  mit  meiner  Interpretation  des  Art.  640  0.  R.  ist 
die  Schwierigkeit  dieser  Gesetzesbestimmung  noch  keineswegs 
gehoben,  ja  sie  scheint  nur  noch  grösser  zu  sein;  denn  es 
fragt  sich,  wie  ist  denn  nun  jener  Fünftel  zu  berechnen? 
Der  Kaufmann,  welcher  in  der  Generalversammlung  von  480 

Aktien  450  vertritt,    und  nicht   einfach  — ^—  geltend  machen 

kann,  wie  viele  kann  er  denn  geltend  machen?  Und  es 
scheint  sogar  etwas  wie  ein  circulus  vitiosus  vorzuliegen, 
wenn  wir  berechnen  sollen,  wie  viele  Stimmen  dieser  Aktionär 
abgeben  darf,  das  Resultat  der  Rechnung  selbst  aber  wieder 
die  Gesamtzahl  der  abzugebenden  Stimmen  beeinflusst.  In- 
dessen wird  hiebei  eine  algebraische  Formel  wohl  guto  Dienste 
thun  können,  und  sie  wird  uns  zu  einer  —  vielleicht  über- 
raschend einfachen  —  Lösung  führen. 

Setzen  wir  das  erlaubte  Maximum  der  Stimmenzahl  des 
einzelnen  Aktionärs  gleich  x,  und  die  Stimmen  aller  übrigen 
Aktionäre  zusammen  gleich  a,  so  erhalten  wir  die  Formel 

a  -f-  X 
^  =  -5 
also     5  X  =  a  -f-  X 
4  X  =  a 


4 
Wir  gewinnen  also  den  Lehrsatz: 
Kein    Aktionär    darf    mehr    Stimmen    ab- 
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geben,  als  einen  Viertel  der  Summe  der 
Stimmen   aller   übrigen  Aktionäre. 

In  unserem  Beispiel  also  darf  der  Grossaktionär  mit 
seinen  450  Aktien  nicht  mehr  als  '%  ^^^^  {'^^  Bruchteile 
wegfallen)  7  Stimmen  geltend  machen.  Und  in  der  That 
sind  in  diesem  Falle  mindestens  3  Aktionäre  notwendig,  um 
eine  Mehrheit  zu  bilden,  denn  bei  den  im  ganzen  37  Stim- 
men würden  nur  2  Aktionäre  mit  14  Stimmen  noch  in  Minder- 
heit,  3  Aktionäre  aber   mit  21  Stimmen  in  Majorität   sein. 

Es  kann  aber  auch  sein^  dass  auch  einer  der  10  anderen 
Aktionäre  mehr  als  7  Aktien  besitzt;  in  diesem  Falle  ist 
selbstverständlich  auch  er  auf  die  7  Stimmen  reduziert. 

Wir  erhalten  dadurch  folgendes  Rezept: 

Sobald  sich  zeigt,  dass  in  einer  Generalversammlung  ein 
Aktionär  mehr  als  den  Fünftel  aller  Stimmrechte  in  sich  vereinigen 
fjoürdSf  sind  seine  Stimmrechte  auf  ^/i  der  Stimmrechte  aUer  übrigen 
zu  reduzieren,  und  was  herauskommt,  bildet  für  aüe  das  Maximum 
der  zulässigen  Stimmenzahl. 

Ähnlich  verhält  es  sich ,    wenn   nicht  nur  einer  sondern 

zwei  solche  Grossaktionäre  sich  in   der  Generalversammlung 

befinden.    Wenn  auch  ihr  Aktienbesitz  ungleich  gross  ist,  so 

werden    sie    doch   beide   auf  die  gleiche  Stimmenzahl,    eben 

jenen  zulässigen  Fünftel,    zu  reduzieren  sein,  und  wir  haben 

daher  doch  nur  eine,  nicht  zwei  unbekannte  Grössen.    Stellen 

wir  ihnen   wiederum  die  Gesamtzahl   aller  übrigen   Stimmen 

als  a  gegenüber,  so  erhalten  wir  die  Gleichung 

2  X  4-  a 

X  =  ^ — 

o 

a 

mit  a.  W.  Wenn  zwei  Aktionäre  sind,  von  denen  jeder 
mehr  als  '/s  der  Zahl  der  Stimmrechte  besitzt,  kann  jeder 
von  ihnen  nur  einen  Drittel  der  Zahl  der  Stimmrechte  aller 
übrigen  Aktionäre  auf  sich  vereinigen.     Beispiel : 

Die  Eisenbahngesellschaft  A  hat  900  Aktien  der  Trans- 
versalbahn,   die    Eisenbahngesellschaft    B    500   Aktien    der- 
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selben,    die   übrigen  Aktionäre    zusammen    600  Aktien;    da 
darf  niemand  mehr  als  200  Aktien  v.ertreten. 

Und  so  nun  einfach  weiter: 
Sind  3  Aktionäre  mit  je  über  75  der  Aktienstimmen  anwe- 
send, so  kann  jeder  nur  die  Hälfte  der  Zahl  der  übrigen 
Stimmrechte  vertreten; 
Sind  4  solche  Aktionäre  da,  so  ist  x  =  a,  d.  h.  jeder  von 
ihnen  kann  so  viele  Stimmrechte  geltend  machen,  als  alle 
übrigen,  unter  Y5  stehenden,  Aktionäre  zusammen,  das  ist 
dann  eben  Y5  des  ganzen. 

Praktisch  wird  also  bei  jeder  Generalversammlung  fol- 
gendermassen  zu  verfahren  sein: 

Vor  Eröffnung  der  Generalversammlung  vergewissert  sich 
der  Vorsitzende,  ob  1,  2,  3  oder  4  Aktionäre  vorhanden 
sind,  welche  mehr  als  V5  der  sämtlichen  anwesenden  Aktien- 
stimmen auf  sich  vereinigen;  und  wenn  ja,  reduziert  er  deren 
Stimmenzahl  auf  den  Viertel  bezw.  den  Drittel,  die  Hälfte 
oder  die  ganze  Zahl  der  Summo  aller  übrigen  Aktienstimmen. 
Dieses  Resultat  scheint  nun  schliesslich  sich  einfach  und 
natürlich  zu  gestalten;  und  doch  ist  es  nach  meiner  Er- 
fahrung zu  kompliziert  für  das  praktische  Leben.  Da  wird 
eben  einfach,  wenn  die  Bestimmung  des  Gesetzes  überhaupt 
beachtet  wird,  was  nicht  immer  der  Fall  ist,  der  Fünftel  aller 
vorhandenen  Aktienstimmen  berechnet  und  zum  Massstab 
genommen,  und  das  hat,  wie  gezeigt,  wenig  Wert. 

Aus  diesem  Grunde  bin  ich  der  Ansicht, 
dass  der  Schlusssatz  des  Art.  640  einfach 
gestrichen  werden  sollte. 

So  hat  auch  die  oben  zitierte  deutsche  Aktiennovelle, 
welche  mit  starker  Benützung  des  schweizerischen  Obli- 
gationenrechtes redigiert  worden  ist,  den  Schlusssatz  unsers 
Artikels  640  einfach  weggelassen.*) 


^)  Renand  sagt  in  seinem  „Hecht  der  Aktiengesellschaften**  p.  407: 
^Nach  dem  Zürcher  Zivilgesh.  soll  niemand  daselbst  mehr  wie  einen  Dritt- 
teil sämtlicher  Aktien  repräsentieren  können**.  Nnn  sagt  allerdings  §  3B 
des  alten  (=  §  26  des  nenen)  zürch.  pr.  Gesetzb.:  t, Niemand  darf  bei  der 
Abstimmung  in   der  Genossenversammlung  mehr  als   den  Drittteil  samt- 
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2.   Die  Strohmänner 

An  dem  Tage,  an  welchem  eine  Eisenbahngesellschaft 
ihre  Generalversammlung  hält,  zu  der  die  Aktionäre  freie 
Fahrt  auf  ihrem  ganzen  Bahnnetz  geniessen,  pflegt  man  bei 
schönem  Wetter  zu  sehen,  wie  in  allen  Morgenzügen  zahl- 
reiche Familienväter  mit  Frauen,  Söhnen,  Töchtern  nebst 
übrigen  Anverwandten  und  Freunden  dem  Orte  der  Ver- 
sammlung, gewöhnlich  der  Hauptstadt  des  Kantons,  zustreben, 
Nachmittags  wieder  in  eben  so  hellen  Haufen  aus  der  Haupt- 
stadt wegfahren  und  ein  möglichst  grosses  Stück  des  Bahn- 
netzes durcheilen.  Diese  Familienglieder  und  Verwandten 
sind  plötzlich  über  Nacht  Aktionäre  geworden,  und  verlieren 
auch  in  der  nächsten  Nacht  nach  kurzer  Daseinsfreude  diese 
ihre  Qualität  wieder,  um  sie  übers  Jahr  oder  bei  einer  viel- 
leicht unverhofft  eintretenden  ausserordentlichen  General- 
versammlung glücklich  wieder  aufzunehmen.  Solche  Aktio- 
näre pflegt  man  Strohmänner  zu  nennen,  und  wir  mögen 
das  im  Hinblick  auf  jene  Bahnzüge  mit  einem  gewissen 
Humor  thun,  da  diese  Benützung  des  Rechtes  der  Aktionäre 
ziemlich  harmlos  erscheint. 

Aber  weit  weniger  harmlos  ist  das  Auftreten  der  Stroh- 
männer in  der  Generalversammlung  selbst.  Teils  die  Vor- 
schrift, dass  jede  einzelne  Aktie  ein  Stimmrecht  haben  muss, 
teils  der  Umstand,  dass  das  Gesetz  verbietet,  mehr  als  einen 
Fünftel  der  Stimmrechte  auf  einen  Aktionär  zu  vereinigen,  teils 
die  Bestimmung  der  meisten  Statuten  grösserer  Aktiengesell- 
schaften, dass  der  Besitz  einer  bedeutenden  Zahl  von  Aktien 
nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Stimmrechten  verleiht,  führen 
eine  grosse  Ungleichheit  der  Bedeutung  der  einzelnen  Aktien 
in  der  Generalversammlung  mit  sich,  je  nachdem  dieselben 
allein,  oder  mit  wenigen  oder  mit  vielen  anderen  Aktien  zu- 
sammen in  Einer  Hand  sich  befinden,  und  es  ist  klar,  dass 
dies  zu  mancherlei  Manövern  behufs  Verteilung  dieser  ver- 
einigten Aktien  in  möglichst  viele  Hände  führen  muss. 

licher  Teilrechte  repräsentieren**;  und  dies  fifslt  bis  1883  aucli  für  die 
AktiengeselUchaften;  aber  in  §  27  daselbst  (jetzt  §  17)  war  die  Vorschrift 
ausdrücklich  als  bloss  dispositives  Recht  bezeichnet. 


E»  äc  abmr  9Juh  eien  ii>  kLir.  «Lk»  fie^i»  MabOt^»'  ftLc&t» 
anderes  als  ebne  Uaw^siBais  <ies  * jt»eCB»  scaJ»  «»l 


des  Wiiletts  der  G^saalTVffsuuBLhsD^  ecn  2tf»t^li  desselb^ft 
za  lieJEnn.     Tirvile  Kodsel  ia  seineai  Maos^  pc  Tjd  ^sagt: 

,0a  fc^Btt  ^i«j*j«n  i  t.Mxaer  »es  Wt^   Vnuks  «m  w;a- 

Tsiscs.     L'aL  2  «ie  Tazt.  i»4*>   ra£»«e  lae   <leK»i^  tUasinre« 

ear  les  eras  aetinsaiim  r'rI:siiHr«afi  W  plas  ^^'i^nwat  da  awai^^ 

cm  dBtiibaaat  kais  aetM^  a  4es  koouMs  4e  paill^  ^ai  viHiHtval 

seka  ks  directioas  re^aes:    il  a'est  pas  doateax,  aa  i«t$l)\  ^ai^ 

CCS  ,lH>HMes  de  faS&e'^  «ai  le  droit  <le  TvHer«  car  ib  $^^t  <ii^ 

aetioaaaires  a  T^e^^ari  de  la  sixi^te  qal  a^esi   |4i$  aalDoris^  i 

Teritier  la  saalere  d»ai  les  deceateais  d'acüoas  les  oal  ae«(at$e$ 

cfr.  c^eadaat  Tan.  637  poar  ks  a-etioas  aoiuiD;iitiTes  .^ 

Aach  Bing  a.  a.  O.  p.  244  sagt  mit  Besag  auf  die  Be« 

schränlnnigen  des  Stimmrechtes  der  Aktion&re: 

.toatefois  res  prescripnoas  sodI  ia  gikieral  ülasij^ires,  panre 
qa'on  ks  ehide  faeflemeal  ea  distriboaat  les  aetloas  ^  des  hoauaes 
de  paille  poar  ea  tirer  le  plas  de  Tmx  possible;* 
and  p.  247  speziell   mit  Bezog   auf  den  Schlusssatz  unseres 
Art.  640: 

,tootefol9.  corame  le  Code  federsl  ne  defend  pas  meme  de 
distribaer  des  actions  ä  des  hommes  de  paüle,  la  derni^re  partie 
de  cet  articie  n'a  qae  pea  d^stilite  publique/ 

Am  schlagendsten  ist  mir  das  Unrecht,  welches  in  diesen 
Strohmännern  liegt,  in  einem  Falle  entgegengetreten^  welchen 
Hr.  a.  Bnndesrichter  Roguin  auf  dem  Juristentage  zu  Solo« 
thom  aus  seiner  Erfahrung  erzählt  hat: 

Bei  einer  Aktiengesellschaft  waren  zwei  sohweizeriseho 
Eantonsregierungen  mit  einer  bedeutenden  Zahl  von  Aktion 
beteiligt.  Die  eine  dieser  Regierungen  verteilte  vor  der 
Generalversammlung  ihre  Aktien  in  viele  Hände,  und  rUoktt^ 
so  mit  einer  stattlichen  Zahl  dienstbereiter  Sti*ohnninnor  auf; 
die  andere  verschmähte  ein  solches  Manöver,  vortrat  allein 
ihre  sämtlichen  Aktien  mit  einer  sehr  beschränkten  Ktinunon- 
zahl  und  zog  dann  auch  richtig  den  kürzern. 

£8  ist  die  Aufgabe  der  Jurisprudenz,  diesem  lilissbrauoh 
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entgegenzutreten,  und  es  soll  hier  untersucht  werden,  wie  dies 
geschehen  kann. 

Aus  d<^r  ohen  abgedruckten  Erörterung  von  Rössel  er- 
giebt  sich,  dass  er  dabei  einen  Unterschied  macht  zwischen 
Inhaber-  und  N^amenaktien,  und  mit  Bezug  auf  die  ersteren 
kein  Mittel  der  Abhülfe  sieht,  während  er  über  die  letzteren 
flieh  nicht  näher  ausspricht.  Er  lehnt  sich  dabei  an  an  das 
oben  schon  citierte  Urteil  des  Handelsgerichtes  Zürich,  und 
es  ist  am  Platze,  den  diesem  Urteil  zu  Grunde  liegenden 
Kechtsfall  näher  ins  Auge  zu  fassen. 

In  den  Statuten  der  Aktienbrauerei  Wald-Feldbach  ist 
bestimmt: 

§  7.  In  der  Generalversammlung  hat  jede  Aktie  eine  Stimme; 
jedoch  kann  kein  Aktionär  mehr  als  einen  Fünftel  der  vertretenen 
Stimmen  auf  sich  vereinigen. 

§  8.  Jeder  Aktionär  kann  sich  dnrch  schtiftliche  Cession 
seiner  Stimmkarte  an  der  Generalversammlung  durch  einen  andern 
Aktionär  vertreten  lassen. 

In  der  Generalversammlung  vom  16.  Dezember  1890  er- 
klärte nun  der  Präsident,  er  habe  Gründe,  anzunehmen,  dass 
Stimmende  da  seien,  welche  nicht  faktische  Besitzer  von 
Aktien,  somit  nur  sogen.  Strohmänner  seien;  er  wahre  sich 
das  Eecht,  deren  Stimmberechtigung  dem  richterlichen  Ent- 
scheide zu  unterwerfen.  In  der  That  focht  er  dann  auch  in 
der  Folge  vor  dem  zürcherischen  Handelsgerichte  die  Be- 
schlüsse dieser  Generalversammlung  an,  u.  A.  aus  dem  Grunde, 
dass  Aktien  nur  zum  Schein  auf  Stimmende  übertragen  ge- 
wesen seien,  indem  er  auf  diesen  Thatbestand  zwei  Einreden 
gründete,  erstens  die  Einrede  der  Simulation,  und  zweitens 
die  der  Verletzung  des  Schlusssatzes  von  Art.  640  0.  R. 

Das  Gericht  erklärte  jedoch  mit  Bezug  auf  die  erstere 
Einrede  in  Erw.  5: 

„Diese  Einrede  ist  unstichhaltig.  Der  Besitzer  eines  Schuld- 
scheines auf  den  Inhaber  ist  nach  Art.  846  Abs.  2  0.  E.  (sollte 
heissen  Abs.  1)  so  lange  als  der  Träger  des  aus  demselben 
fliessenden  Rechtes  zu  betrachten,  als  nicht  ein  gerichtliches  oder 
polizeiliches  Zahlungsverbot  gegen  ihn  besteht,  und  dieser  Satz 
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mttss  aaalof  aach  fir  die  Aktien  aaf  des  Inhaber  polten,  da 
der  Gedanke  der  Inhaberklansel  hiebei  kein  anderer  sein  kann. 
Hienaeh  erscheint  die  Einrede  der  Simnlaiion  als  nnerhebUch 
nnd  das  nimliche  fol^  daranss,  dass  beim  blossen  natürliehen 
Besitz,  welcher  in  Art.  846  Abs.  2  de$  O.  R.  ^franzQs.  Text^ 
als  Legitimationstitel  bexeichnet  ist  reete  Abs.  1^  —  als  einer 
naekten  Thatsa^he  —  Ton  Simulation  überhaupt  nicht  zn  sprechen 
ist.  Beklagter  ist  daher  nicht  etwa  zum  Nachweise  der  dem 
Besitzeserwerb  der  beanstandeten  Aktionäre  zu  Grande  liegenden 
BechtsgeschSfte  oder  auch  nur  zn  Xennnng  der  letztem  ver« 
pflichtet,  vielmehr  wäre  es  umgekehrt  Sache  des  Klägers  ge- 
wesen, Thatsachen  nachzuweisen,  welche  ein  polizeiliches  oder 
gerichtliches  Dekret  gegen  die  Rechtsaasübnng  jener  Aktionilre 
gerechtfertigt  hätten,  und  gemäss  der  zit.  Gesetzesstelle  hätte 
es  sogar  des  Erlasses  eines  solchen  Verbotes  bedurft,  um  jene 
Inhaber  der  Aktien  an  der  Ausübung  der  mit  dieser  verbundenen 
Beeilte  zu  verhindern.* 

Mit  Bezug  auf  die  zweite  Einrede  sagt  das  Handelsgericht 
in  Erw.  6: 

,Das  Verbot,  wonach  kein  Aktionär  mehr  als  den  fünften 
Teil  der  in  der  Generalversammlung  vertretenen  Stimmen  in  sich 
vereinigen  darf,  schliesst  das  unter  der  Benennung  p  Strohmänner- 
tum'  bekannte  Verfahren  keineswegs  ans.  Der  Besitzer  der 
Inhaberaktie  gilt  als  Aktionär;  und  wenn  er  seine  Aktien  zum 
genannten  Zwecke  verteilt  und  weiter  giebt,  so  entäussert  er 
sich  mit  dem  Besitze  auch  der  Aktie  selbst.  Es  hat  dies  zur 
Folge,  dass  er,  wenn  eine  Eigentumsübertragung  oder  Tradition 
nicht  beabsichtigt  war,  nichtsdestoweniger  die  Vindikation  ver- 
liert und  dass  ihm  nur  obligatorische  Ansprüche  bleiben.  Die 
sog«  „Strohmänner*  sind  also,  jedenfalls  im  Verhältnis  zur 
Aktiengesellschaft,  in  der  That  Aktionäre.  Wollte  man  der 
Vorschrift  des  Art.  B40  die  vom  Kläger  vertretene  Auslegung 
geben,  dass  in  der  Generalversammlung  nur  stimmberechtigt  sei, 
wer  im  Stande  ist,  ein  auf  Eigentumsübertragung  an  der  Aktie 
gerichtetes  Eechtsgeschäft  nachzuweisen,  so  würde  dadurch  der 
Wert  des  Rechtsinstitutes  der  Inhaberpapiere,  welcher  wesent- 
lich  in   der    freien   und   einfachen  Leistung  des   Legitimations- 
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durch  den  Besitz  enthalten  ist,  in  der  eingreifeadsten 
sschmälert,  wie  es  mit  Art.  846  0.  R.  nnvertrKglich 
as  vom  Kläger  behauptete  Verbot  des  „Strohmänner- 
nn  dfllier  in  Art.  ß40  0.  B.  nicht  gefunden  werden,  nnd 
enig  ist  dasselbe  in  anderweitigen  GesetzesbeBtiminongen 

wie  z.  B,  Art.  655  0.  E.,  wodurch  den  Verwaltungs- 
}ei  BeschlüBflen  zu  ihrer  Entlastung  jnitznstimmen  ver- 

obnoh]  QDverkennbar  auch  der  Wert  dieser  Vorschrift 
:  Anstellnng  von  .Strohmännern"  mehr  oder  weniger 
itigt  werden  kann.  Um  den  Gefahren,  welche  durch 
!n  Aktiengesellschaften  etwa  erwachsen  können,  ent- 
eten,  ist  Übrigens  ein  einfaches  Mittel  dadnrch  gegeben, 
Aktien  aof  den  Namen  statt  anf  den  Inhaber  erricht«t 
will  man  aber  das  nicbt,  nm  der  Vorteile,  welche  in 
eren  Beweglichkeit  der  Inhaberpapiere  liegen,  teilhaftig 
I,  so  kann  eben  jene  Gefahr  des  ,StrobmännertuniB', 
nf  dem  Wesen  der  Inhaberklausel  beruht,  nicht  ver- 
erden. " 

neben  wit  nun  zunächst,  wie  es  sich  mit  dem 
a  Unterschiede  zwischen  Namen-  und  Inhaberaktien 

37  Abs.  5  und  6  sagen: 

Verhältniflse   zu  der  Gesellschaft  werden   nur   die  im 
ihe  verzeichneten  Personen  als  Aktionttre  betrachtet. 
Priifnng  der  Legitimation  ist  die  Gesellsi-haft  berech- 

nicht  verpflichtet." 
bertragnng   der   Aktien   zum    blossen    Behufe    der 
des   Stimmrechtes   an    einer  (Generalversammlung 
ie  erste  dieser  beiden  Bestimmungen  wobt  an  eine 
rmalität   geknüpft,    aber    damit    nur   unbedeutend 

keineswegs  unmöglich  gemacht.  Denn  bei  In- 
I  geschieht  die  Legitimation  durch  Vorlage  des 
j;  bei  Namenaktien  ist  die  Votlage  der  Vollmacht 
:ung  der  im  Aktie  nregister  auf  fremden  Namen 
Lktie  notwendig,')  oder  die  Übertragung  der  Aktie 
id  a.  a.  0.  p.  415.  EndemaDn,  Bandb.  des  deutschen  Haad«ls-, 
iha.-S.  Bd.  [  §  563  sagt,   dass    die  Vertretung  maogels  Ein- 
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im  Aktienregister  selbst.  Durch  die  zweite  ist  die  Gesell- 
schaft allerdings  in  die  Lage  rersefzt;  die  Einreden  der  Si- 
mulation, der  Umgehung  der  Artikel  640  und  655  0.  R.  zu 
würdigen  und  gutzuheissen,  wenn  sie  will,  aber  sie  ist  dazu 
nicht  verpflichtet;  und  wenn  sie  sich  über  dieselben  hinweg- 
setzt,  wie  das  schon  der  Umständlichkeit  wegen,  aber  auch 
wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  einer  Simulation 
oder  bösen  Absicht  in  weitaus  den  meisten  Fällen  geschehen 
wird,  so  ist  nachher  der  Richter  nicht  befugt,  sie  dennoch 
gntzuheissen,  denn  die  Namenaktie  ist  durch  diese  Bestim- 
mung zu  einem  sogen,  unvollkommenen  Inhaber-  oder  Legi* 
timationspapier  gemacht  worden,  bei  dem  die  Behandlung 
des  Trägers  als  Berechtigten  durch  den  Verpflichteten  von 
Dritten  nicht  angefochten  werden  kann.  Die  Stellung  des 
Namenaktionärs  in  dieser  Frage  ist  also  im  Effekte  keines- 
wegs bedeutend  verschieden  von  derjenigen  des  Besitzers 
einer  Inhaberaktie. 

Ein  wirksames  Mittel,  dem  Unfuge  entgegen  zu  treten, 
gibt  also  m.  E.  das  Gesetz  nicht  an  die  Hand,  und  dies  ist 
auch  der  Fall  nach  dem  deutschen  Aktiengesetz.  Es  mag 
dies  der  Grund  sein,  warum,  so  weit  ich  wenigstens  sehe, 
in  den  Sammlungen  der  Urteile  des  Reichsoberhandelsgerichtes 
und  des  Reichsgerichtes  sich  keines  findet,  welches  sich  mit 
der'  Frage  beschäftigte.  Ja  es  scheint  in  Deutschland  nicht 
einmal  das  Bedürfnis  diesfälliger  Massregeln  empfunden  zu 
werden.  Hr.  Senatspräsident  Gräfe  in  Berlin  schreibt  mir 
auf  meine  hierüber  an  ihn  gestellte  Anfrage  folgendes: 

„In  unserer  Kaufmannswelt  wird  angenommen,  die  Ver- 
tretung durch  einen  Nichtaktionär  sei  zulässig,  wenn  sie 
nicht  etwa  im  Gesellschaftsstatute  ausgeschlossen  sei.  Man 
will  nicht  einsehen,  weshalb  ein  Aktionär  in  der  Wahl  seiner 


sehränkang  des  Statuts  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  SteUver- 
tretang  zulässig  sei.  Nach  einem  urteil  des  Ob.-Trib.  Berlin,  abgedr.  in 
der  Zeitscbr.  für  Handelsr.  Bd.  XV  p.  274  nnd  bei  £ndemann  das.  können 
die  Aktien  dem  Stellvertreter  aach  mit  dem  rechtsgiltigen  Auftrag  gegeben 
werden,  das  Stimmrecht  im  eigenen  Namen  ohne  Angabe  des  Yollmacht- 
verhältnisses  auszuüben. 

Zeitiehr.  fUr  »ohwelaerUoheii  Recht.    Neao  Folge  XII.  2 
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verBammlung^    (wobei   selbstverständlich    auch   eine   Vertretung 

'   fremder  Aktien  in  der  Generalversummlnng  untersagt  sein  muss). 

„Bei  Inhaber- Aktien  wird  die  Umgehnng  der  Beschränkungen 

durch  die  Anordnung  erschwert,  wonach  jene  Papiere  eine 

,    gewisse  Zeit  vor  jeder  Generalversammlung,  10  oder.  14  Tage, 

4  Wochen,  bei  der  Gesellschaft  hinterlegt  werden  müssen/^) 
Aber  Benaud  selbst  fügt  gewiss  mit  Recht  hinzu,  dass 
diese  Anordnungen  keineswegs  dem  Missbrauche  genügend 
entgegen  zu  treten  vermögen.  Dagegen  erkLärt  er,  dass 
wenn  ein  Aktionär  mittelst  personae  interpositae  (richtiger 
würde  sein  subjectae  nach  Paul.  1.  18  §  3  D.  de  neg.  gest 
3,  5;  1.  14  §  1  D.  de  in  diem  add.  18,  2;  Ulp.  1.  4  §  5  cod., 
1.  52  §  21  de  fürt.  47,  2;  Diocl.  und  Max.  1.  10  pr.  C.  de 
distr.  pig.  8,  27  u.  a.  0.)  eine  grössere  Anzahl  von  Stimmen  in 
der  Generalversammlung  abgiebt,  als  ihm  statutenmässig (sagen 
wir  vor  allem:  gesetzlich)  erlaubt  ist,  so  könne  den  Folgen 
«iner  solchen  fraus  dadurch  begegnet  werden,  dass  die  ge- 
richtliche Ungültigkeitserklärung  der  betreffenden  Beschlüsse 
betrieben  werde,  eine  Erklärung,  die  der  einzelne  Aktionär 
gegenüber  der  Aktiengesellschaft  verlangen  könne,  und  welche 
auf  den  Beweis  jener  statutenwidrigen  Kumulation  von  Stimmen 
«owie  der  Tbatsache,  dass  in  deren  Folge  der  angefochtene 
Besohl uss  zu  Stande  gekommen,  auszusprechen  sein  werde. 
Er  verweist  dafür  auf  ein  ungedrucktes  Hechtsgutachten  der 
Heidelberger  Juristenfakultät  vom  April  186  i  in  Sachen 
der  anonymen  Gesellschaft  der  vereinigten  Pachtungen  in 
Hamburg. 

Ganz  einfach  sagt  Endemann  a.  a.  0.:  „Es  dürfen  die 
vertraglichen  Verbote"  (nämlich  die  statutarischen  Stimmen- 
maxima)  „nicht  dadurch  umgangen  werden,  dass  im  Wege 
der  Stellvertretung  nicht  stimmberechtigte  Aktien  zusammen- 
gelegt oder  verteilt  werden." 

Allein  dieses  Auskunftsmittel  versagt,  wie  oben  bemerkt, 
dann,  wenn,  wie  das  nach  unserem  Art.  637  Abs.  6  und  auch 
nacb  dem  deutschen  Handelsgesb.  Art.  183  der  Fall  ist,  die 


')  -So  Companies  Act  1862  Art.  47. 
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liehst  grossen  Anzahl  von  Aktien  in  einer  Hand  treten. 
Allein  damit  würde  zugleich  anch  der  jetzt  angestrebte  Schutz 
der  kleinen  Aktionäre  gegenüber  den  grossen  preisgegeben, 
und  es  könnte  dieser  Gefahr  nur  etwa  dadurch  einigermassen 
entgegengetreten  werden,  dass  die  Statuten  der  Aktiengesell- 
schaft für  eine  grössere  Zahl  ron  Beschlüssen  der  General- 
versammlung eine  grössere  Mehrheit  als  die  einlache  Majorität 
der  Stimmen  verlangten. 

Einen  anderen  Weg,  und  wie  mir  scheint  den  am  besten 
zum  Ziele,  der  Unterdrückung  simulierter  Übertragungen  für 
den  Besuch  der  Generalversammlung,  führenden,  hat  das  fran- 
zösische Gesetz  vom  24.  Juli  1867  eingeschlagen. 

Zunächst  enthält  dasselbe  in  Art.  13  eine  strafrechtliche 
Bestimmung: 

„Sont  punis  d^une  amende  de  500  k  10,000  frs.  cenx  qui, 
en  se  presentant  comme  proprietaires  d'aetions  oa  de  coupons 
d^actionB  qui  ne  lenr  appartlennent  pas,  ont  cr^6  fraudnleuse- 
ment  une  majorit^  factice  dans  une  assemblee  g^n^rale,  sans 
pr^judice  de  toas  dommages  et  int^rets  s*il  y  a  lien,  envers  la 
Soei6t6  oa  envers  les  tiers; 

ceux  qui  ont  remis  les  actions  poar  en  faire  Tasage  frau- 
doleux. 

....  la  peine  de  remprisonnement  de  quinze  jours  k  six 
mois  pent,  en  oatre,  §tre  prononc^e.''^) 

Hl.  a.  Bundesrichter  Jules  Roguin  schreibt  mir  dazu: 
yAinsi  la  loi  fran^aise  o.onsid^re  comme  un  d^lit  puni 
de  Tarnende  et  m^me  de  remprisonuement  le  fait  de  se  präsenter 
comme  propri^taire  d^actions,  alors  que  Ton  n'est  qa*an  prete- 
nom  momentan^,  et  de  former  ainsi  frauduleusement  une  majo- 
rit^  factice  dans  une  assemblee  g^n^rale  d'actionnaires :  la  peine 
atteint  aassi  ceux  qui  remettent  k  des  prele-noms  leurs  actions 
poar  en  faire  Tusage  frauduleux.  La  memo  loi  r^serve  encore 
la  responsabilit^  dvile  des  coapables  envers  la  soci^te  et  les 
tiers,    responsabilitö   civile   qui  peut  se  traduire,    d'une  part  en 


')  Solche  Strafbestimmnngen  finden  sich  auch  im  belgischen  GeBetz 
Art,  31;  s.  Bing  a«  a.  0.  p.  250. 
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•.    dommages-int^r^ts   et  d'antre  part  en  nullit^  des  d^cisions 
prises  par  cette  majorit^  factice.'' 

Diese  letztere  Konsequenz  erscheint  auch  gezogen  in 
zwei  französischen  Urteilen,  .deren  Kenntnis  ioh  der  freund-^ 
liehen  Vermittlung  des  Hrn.  Roguin  verdanke.  Das  eine 
wurde  gefällt  in  Sachen  des  Credit  Mobilier  von  der  Chambre 
correctionnelle  zu  Paris  am  4.  Juli  1890  und  entscheidet  frei<- 
lieh  die  Frage  nicht  direkt.     Es  wird  darin  gesagt: 

,Consid6rant  que  le  d61it  pr6vu  et  reprimö  par  l'art.  13  de 
la  loi  de  1867  eonsiste  k  creer  franduleasement  une  majorit6 
factice  par  la  voie  d'actionnaires  fictifs  se  Präsentant  comme 
propri^taires  d'actions  ne  leur  appartenant  pas  en  realite,  .... 
que  la  constitutioa  irr^guli^re  d'une  assembl^e  g^nSrale,  dont 
le  quornm  est  viele  par  rintroduction  d^actions  fraudalensement 
repr^sent^es  ne  constitne  pas  an  d61it  preva  par  la  loi  pönale, 
qu*il  appartient  ä  la  jaridiction  civile  d^appr^cier  ce  fait 
au  point  de  vue  de  la  Validation  de  cette  reuniou  et  des  d61i- 
b^rations  qni  y  cot  6te  prises,.  mais  qu*an  point  de  vue  penal 
la  loi  ne  recherche'  que  la  sincerit^  des  616ment8  qni  ont  form6 
la  majorite  dans  le  sein  -de  Tassemblee  et  ne  pr^voit  que  la 
fraade  qui  en  a  entach^  la  composition, 

....  que  le  vote  incrimlD^  a  6t6  6mi8  k  ruDanimit6  par 
les  portenrs  de  40913  actions  repr^sent^es  ....  qn'en  retran- 
chant  les  12255  actions  contest^es  ....  11  reste  encore  28658 
actions,  nombre  sup^rieur  k  la  majorite  des  409 13. actions  re- 
pr6sentee8, 

que  cette  majorite  ne  peut  k  aucün  titre  ^tre  consid^r^e 
comme '  factice  j 

qu'en   cons^quence   la   Prävention   fondSe    sur  le   d^Iit   de 
Tart.  13  de  la  loi  n^est  donc  fondee  ni  en  fait  ni  en  droit,, 
renvöie  les  pr^venus  des  frais  de  la  plainte." 
Das  andere   ist  ein  urteil  der  Cour  de  Paris,    vom  19. 
August  1875  (Oudin  c.  Credit  mobilier)  und   enthält   in   der 
Begründung  folgende  Stelle: 

....  „Oonsiderant  qu'un  autre  vice  de  la  Constitution  de 
Tassembl^e  du  2  Mars  1875  a  ete  relev6:  qu'on  pr6tend:qu'un 
grand  nombre  de  ceux  qui   e'y  so^nt  pr6sent^s,  comme   propjrie- 
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taires  d^actions,    ne   d^tenaient  leurs   actions   qu'en   qnalit^   de 
reportears  et  k  titre  de  nantissement, 

•  «  .  .  qa'on  soatient  qae  Tingerence  des  reportears  dans 
Tassembl^e  a  ^t6  TefFet  d^nne  manoeuvre  pratiqn^e  contrairement 
anx  dispositions  des  art.  13  et  45  de  la  loi  de  1867  afin  de 
cr^er  frauduleusement  une  majoritS  factice  dans  une  assemblSe 
dont  des  sp^cnlateurs  cherchaient  k  se  rendre  maitre  et  qne  les 
reportears,  introdaits  k  cet  efFet  en  majorite  dans  Tassembl^e 
n'aaraient  fait  qae  concoarir  par  an  acte  de  connivence  an  bat 
qai  ^tait  poarsaivi, 

considSrant  qae,  ^s'il  en  6tait  ainsi,  les  d^lib^rations  de 
l'assembl^e  g6n6rale  da  2  Mars  devraient  en  effet  etre  annnl^es: 
qae  la  fraade  et  le  d61it-  aaraient  viele  ce  qni  en  anrait  6te  le 
prodoit,  qae  les  votes  4mis  par  les  reportears  n*aaraient  pas 
et6  ceax  des  propri^taires  d^actions  se  d^cidant  par  la  consi- 
d6ration  bien  oa  mal  appr^ciee  de  lear  int6r§t  dans  la  8oci6t4, 
mais  aaraient  6t6  les  agissements  de  faatears  d^ane  manoeavre, 
qai  seraient  venas  en  dehors  de  toute  vae  d*an  int6r§t  comme 
actionnaires,  cooperer  fraadaleasement  k  Tex^cntion  d'an  dessein 
Gonsistant  k  enlever  des  d^lib^rations  par  nne  majorite  factice, 

mais  consid^rant  qa'on  n*a  pas  apport6  sar  ce  point  k  la 
Coar  les  preaves  reqaises  poar  constater  la  fraade  et  poar  en 
faire  d^traire  les  oeavres  pretendnes^   etc. 

Um  die  Kontrole  über  die  Zusammensetzung  der  General- 
versammlung zu  erleichtern,  bestimmen  ferner  Art.  28  und 
35  des  Gesetzes: 

28.  ^Dans  toates  les  assembl^es  g^n^rales  ....  il  est  tena 
nne  feaille  de  pr^sence:  eile  contient  les  noms  et  domicile  des 
actionnaires  et  le  nombre  d'actions  dont  chacan  d'eax  est  por- 
tear.  Cette  feaille»  certifi6e  par  le  bareaa  de  Tassemblee,  est 
d^pos6e  aa  si^ge  social  et  doit  §tre  commaniqa^e  k  tont  re- 
qu^rant. 

35.  Qninze  jonrs  aa  moins  avant  la  r^nnion  de  Tassembl^e 
generale  tont  actionnaire  pent  prendre  aa  si^ge  social  commani- 
cation  de  Tinveutaire  et  de  la  liste  des  actionnaires  et  se  faire 
d^livrer  copie  da  bilan  resamant  Tinventaire  et  da  rapport  des 
commissaires.^ 
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Das  französische  G-esetz  beruht  aaf  der  üntersagung 
jeder  Stellvertretung  in  der  Generalversammlung,  einem  Grund- 
sätze, welchen  zu  adoptieren  man  bei  uns  kaum  geneigt  sein 
dürfte.  Aber  seine  wesentliche  Bestimmung  scheint  mir 
mutatis  mutandis  auch  mit  der  freien  Stellvertretung  nicht 
unvereinbar  zu  sein,  da  nicht  die  Stellvertretung  an  sich, 
sondern  nur  die  Stellvertretung,  welche  auf  Umgehung  der 
betreffenden  Normen  gerichtet  ist,  von  uns  getroffen 
werden  soll.  Ich  will  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  und  in 
wie  weit  die  in  dem  Gesetze  aufgestellten  Straffblgen  bei 
uns  angenommen  werden  sollen:  Das  Entscheidende  ist  mir 
nur  das  Becht  jedes  einzelnen  Aktionärs,  auf  Grund  solcher 
Machinationen  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  anzu- 
fechten. Mag  es  auch  vielleicht  hin  und  wieder  chikanosen 
Klagen  rufen ;  der,  selbstverständlich  dem  Kläger  obliegende 
beweis  ist  immer  noch  schwer  genug,  um  von  mutwilligen 
Klagen  in  der  Regel  abzuschrecken,  und,  wo  solche  doch  er- 
hoben werden,  ihre  Abweisung  herbeizuführen;  die  Gefahr 
aber  der  Erfolglosigkeit  und  Kostspieligkeit  solcher  Manöver 
dürfte  auf  der  anderen  Seite  die  Lust  zu  denselben  sehr  er- 
heblich dämpfen.  Ich  würde  also  die  Prüfung  der  Legiti- 
mation für  die  Teilnahme  an  der  Generalversammlung  nicht 
mehr  blos  als  ein  Recht  der  Generalversammlung  erklären, 
sondern  auch  als  eine  Pflicht,  auf  deren  Erfüllung  jeder 
einzelne  Aktionär  einen  Anspruch  hat.  Die  Bestimmung, 
nach  welcher  die  Aktie  ein  Legitimationspapier  ist,  ist  von 
unserm  Rechte  gewiss  nur  im  Hinblick  auf  die  Berechtigung 
zum  Bezüge  von  Dividenden  erlassen  worden,  und  scheint 
auch  in  der  That  mit  Bezug  hierauf  von  der  Notwendigkeit 
der  Verkehrssicherheit  gefordert  zu  sein.  Mit  Bezug  auf  die 
Berechtigung  zur  Teilnahme  an  der  Generalversammlung 
aber  ist  sie  kein  Bedürfnis  und  gefährdet  nur  die  Rechte  der 
Aktionäre. 

So  möchte  ich  vorschlagen,  dass  dem  Schweiz.  0.  R. 
zwei  Artikel  640  a  und  640  b  eingefügt  werden  folgenden 
Inhalts: 

Art  640  a.  Jedem  Aktionär  steht  das  Recht  zu,  einen  Be- 
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schhiss  einer  Generahersammlung  innerhalb  acht  Tctgen  seit  Ab- 
itütimg  derselben  anzufechten,  gestützt  auf  den  von  ihm  zu  er- 
bringenden Nachweis^  dass  der  Beschluss  durch  em^  zu  diesem 
Zwecke  vorgenommene  Verteilung  der  Inhaber-  oder  Noinenaktien 
vtder  verschiedene  Personen  und  damit  bewirkte  Statuten-  oder 
gesetzwidrige  Cumulation  von  Aktienstimmen  auf  Einen  IfUeressenten 
zu  Stande  gekommen  ist. 

Art.  640  b.  An  der  Oenerahersammlung  dürfen  nur  solche 
Aktionäre  oder  Vertreter  von  Aktionären  Theil  nehmen^  welche 
mit  der  Zahl  ih^er  Aktien  8  Tage  vor  derselben  im  Aktienregister 
eingetragen  sind,  gleichviel  ob  die  Aktien  Namen-  oder  Inhaber* 
akOen  sind. 

Dieses  Register  muss  8  Tage  lang  von  der  Oeneralversamm- 
hßng  zurück  geredmetj  zur  Einsicht  jedes  Aktionärs  bezw.  seines 
Vertreters  offen  liegen. 

An  der  Generalversammlung  ist  ein  Verzeichnis  aller  An* 
u>esenden  sammt  der  Zahl  der  von  ihnen  vertretenen  Aktien  auf- 
zunehmen, vom  Präsidenten  der  Versammlung  zu  unterzeichnen, 
ssu  Jedermanns  Einsicht  offen  zu  hcdten,  und  nachher  im  Archiv 
der  Qeseüschaft  aufzubewahren. 

Es  wird  freilich  auch  dann  noch  oft  schwer  sein^  gegen 
einen  Beschluss  der  Generalversammlung  aufzukommen,  da 
der  Beweis  einer  Simulation  bei  einer  Verteilung  von  Aktien 
in  vielen  Fällen  schwierig  sein  wird.  Allein  unmöglich  ist 
er  nicht,  und  es  dürfte  dabei  die  Auferlegung  des  Mani- 
festationseides, wo  ein  solcher  noch  zulässig  ist,  gute  Dienste 
leisten. 

III. 

Die  Stellung  des  Bundee. 

Das  römische  Recht  kennt,  wie  Jedermann  weiss,  eino 
grosse  Zahl  bedeutender  privilegia  fisci,  welche  auf  zwei  6e* 
danken  beruhen: 

1.  Auf  der  Annahme  der  absoluten  Solvenz  des  Fiscus; 
er  ist  deshalb  frei  von  der  Pflicht  der  Sicherstellung, 
wo  dieselbe  andern  obliegt; 
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<  2.  Auf  dem  Qedanken^  dass  die  Privilegien  des  Fiscus 
allen  Staatsangehörigen  zu  Gute  kommen^  dass  sie  im 
allgemeinen  Interesse  liegen. 

Mehrere  dieser  Privilegien  bat  das  heutige  gemeine  Recht 
beseitigt.  Gründlich  damit  aufgeräumt  hat  aber  erst  der 
Code  Napoleon  und  die  französische  Jurisprudenz.  Sie  geht 
Ton  dem  Gedanken  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  aas, 
welche  für  die  moralische  Person  des  Staates  ebensowohl 
gilt  wie  für  die  physischen  Personen,  und  findet  daher  in  der 
Privilegierung  des  Staates  eine  Verletzung  der  Rechtsansprüche 
der  ün privilegierten.  Auch  greift  die  Erwägung  Platz,  dass 
gerade  der  Staat  eine  durch  die  regelmässigen  Gesetze  ge- 
schaffene ungünstige  Stellung  viel  leichter,  mit  viel  breiterem 
Rücken,  tragen  könne,  als  der  Einzelne,  und  dass  er  daher 
gerade  am  allerwenigsten  ein  Privilegium  notwendig  habe. 

Der  Grundsatz   der   Gleichheit  vor   dem   Gesetze   findet 
sich  auch   in    der   schweizerischen  Bundesverfassung   Art.  4. 
Auch   bei   uns   wie   wohl   überhaupt  in   der  modernen  Welt 
wird  die  Frage,  ob  der  Staat  in  seinen  privatrechtlichen  Be* 
Ziehungen  Privilegien  zu  beanspruchen  habe,  durchaus  verneint» 
Und  doch  hat  nun  die  neueste  Zeit  ein  solches  Privileg, 
und  zwar  ein  sehr  starkes  und  in  Privatinteressen  der  Bürger 
sehr  tief  einschneidendes,  neu  geschaffen,  und  zwar  im  Bundes* 
gesetz  über  das  Rechnungswesen  der  Eisen bahngesellschaften 
vom  21.  Dez.  1883  Art.  6;  daselbst  wird  zunächst  bestimmt: 
„In   Abweichung   von    den   Vorschriften    des   Obligationen- 
rechtes bleiben  die  Rechte,  welche  dem  Bunde  und  den  Kantonen 
in  Betreff  der  Stimmberechtignng  und  der  Verwaltung  gegenüber 
einzelnen  Eisenbahngesellschaften    zur  Zeit   zustehen,    gewahrt.^' 
Mit  Bezug  auf  diesen  Teil  des  Artikels  habe  ich  keine 
Opposition  zu    erheben,    denn   er   ist  nichts  anderes   als    die 
Ausschliessung    der   rückwirkenden   Kraft   des  Obligationen- 
rechtes für  den  betreffenden  Fall.  Es  ist  zwar  allerdings  ein 
Privileg   der   Kantone,    da    das    Obligationenrecht    in    seinen 
Übergangsbestimmungen  sonst   diese   rückwirkende  Kraft  in 
der  That  ausspricht;   allein  es  scheint  mir  dasselbe  sich  ans 
folgenden  Gründen  zu  rechtfertigen: 
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Die  rückwirkende  Kraft  selbst  ist  eine  Rechtsrerletzung, 
die  nur  gerechtfertigt  werden  kann  durch  rechtspolitische 
Gründe,  hier  durch  das  unabweisbare  Erfordernis  der  Ver- 
kehrssicherheit: wer  mit  einer  Aktiengesellschaft  in  Verkehr 
tritt,  soll  sicher  sein,  dass  daselbst  nicht  Orossaktionäre  ihre 
Machtstellung  für  ihre  Privatinteressen  ausbeuten  können  und 
Leute  in  der  Verwaltung  stehen,  die  gar  kein  eigenes  öko- 
nomisches Interesse  an  der  Gesellschaft  haben;  er  soll  nicht 
erst  untersuchen  müssen,  wie  dies  gerade  bei  dieser  oder  bei 
jener  Aktiengesellschaft  geregelt  ist,  sondern  sich  darauf  ver- 
lassen dürfen,  dass  bei  allen  Aktiengesellschaften,  auch  bei 
denen,  die  aus  der  Zeit  vor  1883  herrühren,  diese  Punkte 
gleichmässig  normiert  sind.  Diese  Gründe  versagen  nun  aber 
in  den  vom  citierten  Artikel  6  angeführten  Fällen.  Die 
Rechte,  welche  dem  Bunde  und  den  Kantonen  eingeräumt 
worden  waren,  führten  nicht  nur  keine  solche  Gefährdung  der 
mit  der  Aktiengesellschaft  in  Verkehr  tretenden  Personen 
herbei,  sondern  dienten  im  Gegenteil  zu  deren  Schutz  und 
waren  auch  dazu  bestimmt.  Es  lag  somit  allerdings  nicht 
gerade  ein  zwingendes  Bedürfnis  dafür  vor,  auch  in  diesem 
Falle  das  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  rück- 
wirkend zu  machen. 

Nun  fährt  aber  der  angeführte  Art.  6  fort: 
„und  es  haben   auch  in  Zukunft  die  Bundesbehörden  die  Be- 
fugn'Sf  derartige   VerhMtnisse  durch  die  Konzessionen  oder  bei 
der  Prüfung  der  Statuten  oder  der  Verträge  zu  ordnen  oder 
zu  genehmigen/' 

Hier  ist  also  den  Bundesbehörden  —  allerdings  nicht 
den  Kantonen  —  klipp  und  klar  die  Befugnis  gegeben,  zu 
bestimmen,  dass  in  Abweichung  vom  Obligationenrecht  Mit^^ 
glieder  des  Verwaltungsrates  nicht  von  der  Generalversamm- 
lung, sondern  von  einer  Regierung  zu  wählen  seien,  dass  sie 
nicht  Aktionäre  zu  sein  brauchen,  ja  dass  sie  an  Weisungen 
der  Regierung  mit  Bezug  auf  ihre  Stellung  im  Verwaltungs- 
rate gebunden  sein  sollen;  ferner  können  die  Bundesbehörden 
einer  Regierung,  welche  Aktionärin  ist,  die  Befugnis  ver- 
leihen,   mehr  Stimmen,   als   nach  der  in  den  Statuten  autge- 
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Btellien  Skala  dem  einzelnen  Aktionär  zustehen^  in  der  Ge- 
neralversammlnng  geltend  zu  machen,  und  sie  auch  von  der 
Vorschrift,  dass  der  eineeine  Aktionär  nicht  mehr  als  einen 
Fünftel  der  in  der  Generalversammlang  vertretenen  Stimm- 
rechte auf  sich  vereinigen  dürfe,  entbinden. 

Dass  dieses  letztere  auch  in  der  That  in  einem  Falle 
beabsichtigt  sein  kann,  zeigt  des  deutlichsten  die  Botsnhaft 
des  Bundesrates  vom  30.  Mai  1890  zu  seinem  Antrage,  von 
den  334,000  Aktien  der  Jura-Simplon-Bahn  55,200  für  den 
Bund  anzukaufen.     Er  sagt: 

„Unser  Plan  zielt  darauf  ah,  dem  Bande  in  der  General- 
Versammlung  die  üherwiegende  Stimmenzahl  zu  sichern.  Die  £r- 
fahrang  hat  gezeigt,  dass  hiefür  schon  ein  Drittel  der  Gesammt- 
zahl  ausreicht.  Mit  diesem  Bedarf  wird  für  den  Bnnd  eine 
Stellang  geschaffen,  welche  tüatsächlich  derjenigen  des  Eigen- 
tümers gleichkommt.*' 

Also  in  der  That:  Gerade  das,  was  das  schweizerische  Ob- 
ligationenrecht in  der  Generalversammlung  vermeiden  wollte^ 
das  An  die  Wand  drücken  des  kleinen  Aktionärs,  die  Allein- 
herrschaft des  Grosskapitalisten,  das  sollte  nun  fiir  den  Bund 
kraft  des  ihm  durch  das  (lesetz  eingeräumten  Privilegiums 
geschaffen  werden.  Ich  kann  nicht  beurteilen  und  will  nicht 
untersuchen,  ob  gerade  bei  der  Jura-Simplon*Bahn  eine  solche 
Machtstellung  des  Bundes  angezeigt  war  oder  nicht  —  es 
wird  wohl  der  Fall  gewesen  sein,  mir  sind  diese  Verhältnisse 
ganz  fremd.  Mich  interessiert  nur  grundsätzlich  die  privilegierte 
Stellung  des  Bundes,  und  diese  scheint  mir  durchaus  unge- 
rechtfertigt zu  sein. 

So  komme  ich  zu  dem  Schlüsse,  dass  der  angeführte 
Schlusssatz  des  Art.  6,  die  Sonderstellung  des  Bundes 
bei  den  künftig  zu  gründenden  Eisenbahnaktiengesellschaften, 
aufzuheben  sei. 
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Miscellen  zum  Schweiz.  Obligationenrecht. 

Vott 
Prof.  Dr.  W.  Marcusen  (Bern). 


I.  Die  Ersitzung  von  Moblllen. 

In  unserer  modernen  Gesetzgebung  findet  der  germanisch 
rechtliche  Satz  „Haud  muss  Hand  wahren^  mehr  und  mehr 
Eingang,  Nach  diesem  Prinzipe  kann  der  Eigentümer  einer 
Mobilie,  welche  in  die  Hand  eines  Dritten  gelangt  ist,  diesem 
gegenüber  die  Eigentumsklage  nicht  anstellen,  sondern  es 
steht  ihm  nur  eine  Klage  gegen  den  ursprünglichen  Empfänger 
derselben  zu.  Vom  gesetzespolitischen  Standpunkt  lässt  sich 
yiel  zu  Gunsten  einer  derartigen  Bestimmung  sagen.  Bei  dem 
grossartigen  Aufschwung  unserer  Verkehrsverhältnisse,  dem 
riesigen  Warenumsatz,  welcher  sich  heutzutage  vollzieht, 
müsste  die  Beibehaltung  der  römischen  Vindikationslehre  mit 
Bezug  auf  Mobilien  nur  hemmend  und  störend  einwirken  und 
es  empfiehlt  sich  daher,  den  römischen  Standpunkt  hier  auf- 
zugeben und  diese  Begünstigung  des  Bonafide- Verkehres  auf 
Kosten  des  Sachenrechtes  anzunehmen. 

Die  bedeutendsten  Gesetzes  werke,  in  welchen  der  ger- 
manisch rechtliche  Grundsatz  zum  Ausdruck  kommt,  sind 
folgende: 

Der  Code  civil  frangais  Art.  2279  und  2280,*)  das  Deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  306^  307,  sowie  jetzt  auch  der  Deutsche 
Entwurf  §  877,  879,  und  ebenso  unser  Schweiz.  0.  R.  Art.  205. 


^)  £beD8o  dessen  NachahmaDgen  wie  z.  B.  Holland.  Wetboek  Art  2014. 
Anch  im  Preuss.  A.  L.  B.  I  Tit  15  §  25  u.  26  spiegelt  sich  die  Bestimmnng 
des  e.  c.  2280  wieder. 
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Dieser  Art.  205  lautet:  „Yorbehältlicli  der  Bestimmungen  über 
gestohlene  oder  verlorene  Sachen  erlangt  der  gutgläubige  Er- 
werber einer  Sache  das  Eigentumsrecht,  auch  wenn  der  Ver- 
äusserer nicht  Eigentümer  war.  Unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen erlöschen  sonstige  dingliche  Rechte  Dritter  an  der 
Sache.« 

Abgesehen  von  gestohlenen  und  verlorenen  Sachen  macht 
demnach  der  redliche  Besitzerwerb  einer  Mobilie  auch  seitens 
eines  Nichteigentümers  den  gutgläubigen  Erwerber  zum  Eigen- 
tümer derselben. 

Umgekehrt  lässt  das  römische  Recht  in  einem  solchen 
Fall  nach  dem  Grundsatze  nemo  plus  juris  ad  alium  trana- 
ferre  potest  quam  ipse  habet  Eigentumserwerb  nicht  eintreten, 
gestattet  aber  als  Korrektiv  der  Verkehrserschwerungen, 
welche  aus  diesem  Grundsatz  sich  ergeben,  bei  Vorhanden- 
sein der  hiezu  notwendigen  Requisite  die  Ersitzung,  durch 
welche  der  ursprüngliche  Mangel  gehoben  wird  und  der  bona 
fide  und  justo  titulo  erworbene  Besitz  sich  nach  Ablauf  einer 
gewissen  Zeit  in  Eigentum  verwandelt. 

Auf  diesem  Boden  steht  z.  B.  auch  das  Sächsische  Gesetz- 
buch §  261,  ebenso  Portugal  Art.  532  und  Russland  Swod 
Art.  565.  Gibt  man  nun,  wie  die  obenerwähnten  Gesetz- 
bücher es  tun,  den  römisch-rechtlichen  Grundsatz  auf  und 
substituiert  ihm  voll  und  ganz  den  germanisch-rechtlichen, 
so  muss  die  Ersitzung  als  überflüssig  dahin  fallen.  Diesen 
Standpunkt  scheinen  auch  die  erwähnten  Gesetzbücher  und 
unser  0,  R.  einzunehmen.  Unser  0.  R.  wenigstens  redet 
nirgends  von  der  Ersitzung  als  Eigentumserwerbsart.  Aber 
es  fragt  sich,  ob  nicht  doch  in  irgend  einer  Weise  für  die- 
selbe in  unserem  Gesetzbuche  Raum  bleibt,  ob  dieselbe  nicht 
stillschweigend  Anerkennung  gefunden  hat,  und  es  ist  diese 
Frage  um  so  gerechtfertigter,  als  auch  der  Deutsche  Entwurf, 
der  das  germanischrechtliche  Prinzip  gleichfalls  angenommen 
hat,  nichtsdestoweniger  der  Ersitzung  einen  Abschnitt  widmet. 
Sehen  wir  uns  zu  diesem  Zweck  die  entsprechenden  Texte 
näher  an  und  prüfen  wir  hiebei  auch  die  Frage,  ob  jenes 
Prinzip  in  denselben  überall  voll  und  überall  in  gleich  weitem 
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Umfang  angenommen  worden  ist.  Letztere  Frage  mus8  nun 
entschieden  verneint  werden.  Was  zunächst  den  Code  civil 
frangais  anbetrifft,  so  hat  dieser  das  Prinzip  in  sehr  weit- 
gehendem Umfang  adoptiert.  Art.  2279  sagt:  £n  fait  de 
meables  possession  vaut  titre. 

Der  blosse  Besitz  ist  demnach  bereits  £igentumstitel, 
soweit  es  sich  um  Mobilien  handelt.  Jeder  Besitzer  ist  daher 
ohne  weiteres  des  Beweises  seines  Titels  enthoben.  Und  diese 
Regel  versagt  nur  dann,  wenn  es  sich  um  verlorene  oder  ge- 
stohlene Sachen  handelt,  welche  während  einer  Präklusivfrist 
von  drei  Jahren  von  ihren  Eigentümern  vindiziert  werden 
können  (2279,  Abs.  2). 

Falls  die  verlorenen  oder  gestohlenen  Sachen  ^uf  einem 
Markte  oder  bei  einer  öffentlichen  Steigerung  oder  seitens 
eines  Händlers,  welcher  derartige  Sachen  verkauft,  erstanden 
worden  sind,  so  muss  der  vindizierende  Eigentümer  dem  be- 
treffenden Besitzer  den  Preis,  welchen  dieser  für  die  Sache 
erlegt  hat,  ersetzen  (Art.  2280).  Nach  französischem  Rechte 
genügt  also  die  blosse  Tatsache  des  Besitzes,  um  den  Eigen- 
tumserwerb vollständig  zu  machen.  Es  wird  weder  ein  justus 
titulus  erfordert;  noch  auch  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  bona  fides.  Die  herrschende  Doktrin  allerdings 
verlangt,  dass  der  Erwerb  ein  redlicher  sei. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  tritt  ein,  wenn  die  be- 
treffende Sache,  an  welcher  Besitz  erworben  worden  war, 
eine  gestohlene  oder  verlorene  ist.  Eine  solche  kann  inner- 
halb des  Zeitraumes  von  drei  Jahren  vom  bisherigen  Eigen- 
tümer vindiziert  werden,  allerdings  mit  eventueller  Verpflichtung 
der  Bückerstattung  des  Preises.  Sehen  wir  zu,  ob  neben 
diesen  Bestimmungen  noch  Platz  für  die  Ersitzung  bleibt. 

War  die  Sache  weder  gestohlen  noch  verloren  und,  wie 
die  Iierrschende  Doktrin  verlangt,  auch  nicht  mala  fide  er- 
worben, so  vollzieht  sich  der  Eigentumserwerb  sofort.  Eine 
ordentliche  Ersitzung  ist  daher  überflüssig;  aber  auch  die 
Notwendigkeit  der  Annahme  einer  ausserordentlichen  Er- 
sitzung fällt  dahin,  weil  auch  bei  Mangel  eines  justus  titulus, 
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z.  B.  bei  Vorhandensein  eines  blossen  Patatirtitels,  der  bona 
fide  erfolgte  Besitzerwerb  bereits  Eigentum  sohafit. 

Was  gestohlene  oder  verlorene  Sachen  anlangt,  so  ist 
an  solchen  wie  erwähnt  die  Vindikation  während  einer  Prä- 
klusivfrist von  3  Jahren  statthaft. 

Nach  diesen  3  Jahren  ist  die  Vindikationsklage  verjährt, 
und  da  die  Anstellbarkeit  derselben  bis  Ablauf  dieser  Zeit 
ein  Hindernis  des  Eigentumserwerbes  bildet,  so  ist  erst  mit 
Ablauf  derselben  dieses  Hindernis  weggefallen,  also  voll- 
kommenes Eigentum  erworben.  Dieser  Eigentumserwerb  aber 
vollzieht  sich  zweifelsohne  auf  dem  Wege  einer  besonderea 
Art  der  ausserordentlichen  dreijährigen  Ersitzung,  welche  die 
Kehrseite  der  Verjährung  des  dinglichen  Anspruches  bildet. 

Wird  also  z.  B,  nach  Ablauf  dieser  drei  Jahre  die  be- 
treffende Sache  gestohlen  und  vom  Diebe  weiter  veräussert, 
so  kann  nunmehr  auf  Grund  der  vollendeten  ausserordent- 
lichen Ersitzung  der  Erwerber  der  ursprünglich  gestohlenen 
Sache  gegen  den  jeweiligen  Inhaber  derselben  mit  der  Vin- 
dikationsklage vorgehen. 

Hier  haben  wir  also  einen  Fall  einer  ausserordentlichen 
Ersitzung,  welcher  aber  im  französischen  Gesetzbuch  nicht 
besondere  Erwähnung  findet,  weil  sie  dort  mit  der  Anspruchs- 
verjährung zusammengeworfen  worden  ist. 

Lange  nicht  so  weit  wie  das  französische  Gesetz  gehen 
das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  und  der  Deutsche  Entwurf. 

Das   deutsche   H.  G.  B.  beschränkt   zunächst  selbstver- 
ständlich die  Wirkung  des  Art,  306  auf  den  kaufmännischen 
Verkehr.     Diese  Beschränkung  würde   aber    mit  Einführung 
♦des  Deutschen   Entwurfes   als   Gesetzbuch   durch   den  §  877 
aufgehoben  werden. 

Eerner  aber  reden  sowohl  das  D.  H.  G.  B.  als  der 
D.  E.  blos  von  Veräusserungen  der  Sache,  geben  also 
davon  aus,  dass  ein  justus  titulus  vorliegen  müsse. 

Im  weitern  ist  bona  fides  erforderlich.  Art.  306  H.  G.  B. 
spricht  von  redlichem  Erwerber  und  §  877  verlangt,  dass 
der  Veräusserer  über  seine  Qualität  als  Nichteigentümer 
sich  in  Unkenntnis  befinden  müsse.  Der  Kenntnis  aber  wird 


-'z 


Miscellen  zum  Schweiz.  Obligationenrecht  33 

gleichgesetzt  die  auf  grober  Fahrlässigkeit   beruhende  Un- 
kenntnis. 

Die  Klausel  hinsichtlich  gestohlener  oder  verlorener 
Sachen  findet  sich  im  H.  6.  B.  Art.  806,  Abs.  4  und  im 
Entwarf  §  379.  Das  D.  H.  Gr.  B.  nimmt  aber  von  dieser 
Regel  in  Art.  307  die  Inhaberpapiere  aus.  An  diesen  geht 
dorch  redlichen  Erwerb  Eigentum  selbst  dann  über,  wenn 
sie  gestohlen  und  verloren  waren.  Dagegen  ist  von  der  Auf- 
stellung einer  Präclasivfrist,  innerhalb  deren  der  Eigentümer 
allein  seine  Ansprüche  geltend  machen  kann,  abgesehen  worden. 
Die  Yindicationsklage  kann  demnach  in  solchen  Fällen  un- 
beschränkt angestellt  werden. 

Demnach  haben  wir  folgendes  Resultat:  Werden  Waren 
oder  bewegliche  Sachen,  die  weder  yerloren  noch  gestohlen 
sind,^)  von  Nichteigentümern  veräussert,  so  erlangt  der  gut- 
gläubige Erwerber  sofort  durch  die  Besitzesübertragung  Eigen- 
tum; an  Inhaberpapieren  selbst  dann,  wenn  sie  gestohlen  oder 
verloren  waren. 

Gestohlene  oder  verlorene  Sachen  anderer  Art  können 
vom  Eigentümer  jederzeit  vindiziert  werden.  Demnach  bleibt 
im  ersten  Fall  im  Gesetzbuche  kein  Baum  für  die  ordent- 
liche Ersitzung.  Und  ebenso  ist  auch  die  Möglichkeit  einer 
eigenartigen  ausserordentlichen  Ersitzung,  welche  im  fran- 
zösischen Recht  hinsichtlich  gestohlener  und  verlorener  Sachen 
gegeben  ist,  ausgeschlossen. 

Wenn  der  Deutsche  Entwurf  nichts  destoweniger  in  den 
§§  881—889  die  Ersitzung  behandelt,  so  sind  damit  die 
Fälle  der  gewöhnlichen  ausserordentlichen  Ersitzung  nor- 
miert, in  welchen  sich  dieselbe  durch  Vereinigung  von  Besitz 
und  bona  fides  in  Zeit  von  10  Jahren  vollzieht,  ohne  dass 
der  Titel  hiebei  in  Betracht  kommt.  Das  geht  ohne  weiteres 
aus  §  881  hervor.  Der  Entwurf  hat  hiebei  der  Anschauung 
Rechnung  getragen,  dass  ,die  Anspruchsverjährung  in  ihrer 
mittelbaren  Folge  der  Schaffung  eines  klagfrei  gestellten  Be- 


')  Also  wie  die  Motive  III  S.  348  sagen,  nicht  „abhanden  gekommen 
sind." 

Z«itMhr.  für  Sohwefzerltchet  Reohk.    Keue  Folge  XII.  ^ 
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Sitzes  nicht  genüge,^  sondern  dass  es  vielmehr  erforderlich 
sei,  „die  Institnte  der  Verjährung  und  der  Ersitzung  von 
einander  getrennt  zu  halten,  da  dieselben  auf  verschiedenen 
Grundgedanken  beruhen. ''') 

Auch  unser  Obligationenrecht  geht  in  seinem  Art.  205 
vom  Yeräusserungsgeschäfke  aus: 

„Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  gestohlene  oder 
verlorene  Sachen  .erlangt  der  gutgläubige  Erwerber  einer 
Sache  das  Eigentumsrecht,  auch  wenn  der  Vefäusserer 
nicht  Eigentümer  war.^ 

Ist  eine  bewegliche  Sache  veräussert  worden,  die  weder 
gestohlen  noch  verloren  war,  so  erlangt  der  bona  fide  Er- 
werber deren  Eigentum  natürlich  infolge  von  Besitzesüber- 
gabe (Art.  199).  Auch  hier  ist  der  Besitz  Eigentumstitel, 
aber  nicht  gewöhnlicher  Besitz,  sondern  auf  titulus  und  bona 
fides  sich  stützender  Usucapionsbesitz.  Damit  ist  das  Institut 
der  ordentlichen  Ersitzung  überflüssig  gemacht.  Eine  ausser- 
ordentliche Ersitzung  wie  im  deutschen  Entwurf  ist  nicht 
vorgesehen.  Hinsichtlich  der  gestohlenen  und  verlorenen 
Sachen  stellt  unser  0.  K,  in  Art.  206  in  Anlehnung  an  den 
G.  c.  fr.  eine  Präklusivfrist  auf,  innerhalb  deren  der  Eigen- 
tümer dieselben  jedermann  gegenüber  vindizieren  kann.  Diese 
beträgt  statt  3  Jahren  5  Jahre. 

In  Übereinstimmung  mit  C.  c.  2280  muss  nach  0.  R.  206 
vom  Vindikanten  der  Kaufpreis  der  Sache  dem  Besitzer  ver-* 
gütet  werden,  wenn  dieselbe  an  öffentlicher  Steigerung,  auf 
einem  Markte  oder  von  einem  Kaufmann,  welcher  mit  der- 
artigen Waren  handelt,  gutgläubig  erworben  worden  war. 

Mit  Ablauf  der  Präklusivfrist  besteht  an  der  Sache  volles 
Eigentum.  Diese  Verjährung  der  Vindikation  enthält  als 
Kehrseite  eine  ausserordentliche  Ersitzung  in  dem  Sinne,  dass 
wenn  dem  ersten  Erwerber  später  die  betreffende  Mobilie 
gestohlen  wird  oder  ihm  abhanden  kommt,  er  sie  jedem  Dritten 
gegenüber  vindizieren  kann.  In  diesem  Umfang  ist  demnach 
wie  im  französischen  Recht   eine  Art    ausserordentlicher  Er- 


»)  Motive  in.  S.  351. 
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flitzung  in  unserm  0.  R.  wenn  nicht  ausdrücklich  anerkannt, 
80  doch  stillschweigend  sanktioniert.  Dass  unser  0.  R.  im 
Gegensatz  zum  französischen  Gesetzbuch  ausdrücklich  bona 
fides  verlangt,  ist  jedenfalls  nur  zu  billigen. 

In  allen  Fällen  ist  Eigentumserwerb  durch  blosse  Besitz- 
ergreifung ausgeschlossen,  wenn  der  Erwerber  in  bösem 
Glauben  sich  befand,  Art.  207.  Hier  ist  die  Vindikation 
jederzeit  zulässig.  Aus  diesen  Gründen  glauben  wir  annehmen 
zu  dürfen,  dass  unser  Obligationenrecht  in  gewissem  umfang 
stillschweigend  die  Möglichkeit  der  Ersitzung  von  Mobilien 
anerkennt. 

II.  Ist  zur  BegrOndung  der  mora  acoipiendi  culpa  des 

Gläubigers  erforderlich? 

Art.  106  unseres  0.  R.  lautet : 

„Der  Gläubiger  kommt  in  Verzug,  wenn  er  die  Annahme 
der  gehörig  angebotenen  Leistung  oder  die  Vornahme  der 
ihm  obliegenden  Vurbereitungshandlungen,  ohne  welche  der 
Schuldner  zu  erfüllen  nicht  im  Stande  ist,  ungerechtfer- 
tigter Weise  verweigert." 

Es  tragt  sich  wie  die  Worte  „angerechtfertigter  Weise" 
zu  interpretieren  sind.  Genügt  es,  dass  die  Weigerung  des 
Gläubigers  objektiv  betrachtet  eine  ungerechtfertigte  ist,  oder 
muss  aus  derselben  geschlossen  werden,  dass  der  Gesetzgeber 
die  mora  nur  dann  eintreten  lassen  will,  wenn  denselben  auch 
noch  ein  subjektives  Verschulden  trifft? 

Bekanntlich  besteht  über  diese  Frage  eine  gemeinrecht- 
liche Kontroverse.^) 

Auch  über  die  Bedeutung  unsers  Art.  106  gehen  die 
Meinungen  auseinander, 

Schneider  sagt  in  seinem  neuen  Kommentar  S.  199: 
^Did  Fassung  zeigt  gegenüber  derjenigen  der  Entwürfe  („ohne 
gerechten  Grund"),  dass  ein  Verschulden  für  den  Verzug 
nicht  nötig  ist."     Auf  dem  gleichen  Boden  steht  Hafner.  Er 

*)  Anhänger  der  Cnlpatheorie  sind  z.  B.  Windscheid,  Baron,  Dernbnrg 
in  ihren  Pandektenlehrbüchern  nnd  Joseph  v.  Schej  in  seiner  Abhandlang 
über  die  mora,  gegen  dieselbe  ist  Kohler. 
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erklärt  die  Worte  y,ia  ungerechtfertigter  Weise"  in  seiner 
Ausgabe  des  0.  R.  Anm,  4  zu  Art.  106  wie  folgt:  ,d.  h. 
ohne  dass  ihm  ein  \roDi  Hecht  anerkannter  Qrund  für  die  An* 
nahmeverweigerung  zu  Gebote  steht."  Und  hinsichtlich  solcher 
rechtlich  anerkannter  Gründe  wird  nicht  etwa  auf  ein  inneres 
Moment  abgestellt,  sondern  auf  Fälle  mangelhafter  Oblation 
(Anm.  2). 

Ebenso  verwirft  auch  Matter  (Der  Verzug  des  Gläubigera 
nach  Schweiz.  0.  B.  1887)  S.  31  ff.  das  Requisit  der  culpa. 

Beiläufig  mag  auch  erwähnt  werden,  dass  der  deutsche 
Entwurf  sich  dieser  Auffassung  anschliesst»  wie  sich  aus  den 
Motiven  II  S.  68  ergiebt. 

Andererseits  wird  die  Auffassung,  dass  die  mora  eine 
verschuldete  sein  müsse,  auch  von  einer  Reihe  von  Schrift- 
stellern verfochten.  In  diesem  Sinne  äussert  sich  z.  B.  Emil 
Vogt  in  seiner  „leichtfasslichen  Anleitung^  S.  65  unten. 
Es  heisst  dort :  „Nur  das  erscheint  sicher,  dass  der  Annahme- 
verzug  auf  einer  Verschuldung  des  Gläubigers  beruhen  müsse  t 
106  0. R.  sagt  am  Schlüsse,  „wenn  er  die  Annahme  unge- 
rechtfertigter Weise  verweigert." 

Ebenso  behauptet  Dr.  Ernst  (in  der  Berner  Inaugural- 
dissertation „Rechtshistorische  Begründung  der  mora  nach 
römischem  und  germanischem  Rechte"  1882),  welcher  für  daa 
römische  Recht  das  Requisit  der  culpa  abweist,  dass  nach 
unserem  Obligationenrecht  die  mora  accipiendi  eine  mora 
culpata  sein  müsse. 

Er  sagt  S.  66  ....  „deutlicher  kann  man  nicht  reden,  ala 
die  dem  deutschen  gleichstehenden  französischen  und  ita- 
lienischen Urtexte: 

lorsqu'il  refuse  sans  motif  legitime  etc. 

quando  senza  legittimo  motivo  ricusi  di  ricevere  etc.' 

Schreiber  dieser  Zeilen  hat  selbst  bereits  früher  zu  dieser 
Frage  Stellung  genommen^)  und  sich  zu  Gunsten  der  ersterezk 


')  Vgl.  meine  ^ Vergleichende  Darstellang  des  Schweiz.  Obligationen- 
rechtes  und  des  deutschen  Entwurfes"  in  der  Zeitschrift  des  berniscbeik 
Juristenvereins  1889.    Einzelabdruck  S.  19. 
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Meinung  ausgesprochen.  Wenn  er  heute  noch  einmal  diesen 
Gegenstand  berührt^  so  geschieht  es,  weil  er  noch  einige  Ar- 
gumente zur  Unterstützung  seiner  Meinung  beifügen  zu 
können  glaubt,  welche  zum  grössten  Teil  aus  dem  Gesetzbuch 
selbst  geschöpft  sind. 

Zunächst  erscheint  der  Ausdruck  ^ungerechtfertigter 
Weise^  als  eine  Beminiscenz  des  Gesetzgebers  an  die  viel- 
berühmte  Pandektenstelle  fr.  72  pr.  de  solut.  46,  3  von  Mar- 
<sellas:  Qui  decem  debet,  si  ea  obtulerit  creditori  et  ille  sine 
justa  causa  ea  accipere  recusaret,  debitor  ea  sine  sua  culpa 
perdiderit,  doli  mali  exceptione  potest  se  tueri  etc. 

Dass  ans  den  Worten  sine  justa  causa  nicht  der  direkte 
Schluss  gezogen  werden  darf,  dass  ein  subjektives  culposes 
Verhalten  des  Gläubigers  notwendig  sei,  darüber  herrscht 
in  der  Literatur  ziemliche  Einigkeit.  Selbst  Windscheid 
(Fand.  §  345  Anm.  9)  und  Baron  (Fand.  §  241),  sonst  voll- 
ständige  Anhänger  der  Gulpatheorie,  geben  das  zu. 

Was  die  Gründe  anlangt,  die  ich  in  unserm  Gesetz- 
buch für  meine  Meinung  zu  tinden  glaube,  so  schöpfe  ich 
dieselben  zunächst  aus  dem  Art.  70  ff.  Die  Überschrift  dieses 
Abschnittes  enthält  ebenfalls  das  Wort  ungerechtfertigt, 
und  was  der  Gesetzgeber  hier  darunter  versteht,  ergiebt  sich 
ohne  weiteres  aus  Art.  70,  welcher  die  Voraussetzung  der 
ungerechtfertigten    Bereicherung    enthält:    „Wer    ohne 

rechtmässigen  Grund    bereichert    ist  etc."     Dass  hier 

keinerlei  Bezug  auf  subjektives  Verhalten  beim  Worte  recht- 
mässig gesucht  werden  darf,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  französische  Überschrift  des  betreffenden  Abschnittes 

f 

enthält  den  Ausdruck  illegitime.  Der  Art.  70  lautet  auf 
französisch:  „Gelui  qui  sans  cause  legitime  etc.",  auf  ita- 
lienisch: „Chi  senza  causa  legittima  etc."  Das  Wort  un- 
gerechtfertigt wird  also  auch  hier,  wo  auf  Verschuldung 
nichts  ankommt,  in  gleicher  Weise  übersetzt  wie  in  Art.  106. 

Hingegen,  und  das  ist  ein  weiterer  Grund,  mit  dem  ich 
meine  Behauptung  zu  stützen  suche,  wo  es  sich  um  sub- 
jektives Verhalten  handelt,    redet   unser  deutscher  Text  von 
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anerlaubter  Handlung,  der  französische  von  actes  illi- 
cites  und  der  italienische  ron  atti  illeciti. 

Darum  erkläre  ich  „sans  motif  16gitime^  so  wie  Hafner 
„ohne  vom  Recht  anerkannten  Grund.  ^ 

Hätte  der  Gesetzgeber  auf  das  subjektive  Moment  ab- 
stellen wollen,  so  würde  er  den  Ausdruck  illicite  gebraucht 
haben,  wie  in  der  Überschrift  des  Abschnittes  der  unerlaubten 
Handlung,  oder  den  Ausdruck  sans  droit  wie  im  Art.  50  (der 
italienische  Text  hat  im  Art.  50  die  Worte  atti  illeciti). 
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Artikel  19  des  Bundesgesetzes 

betr.  die 

zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
nnd  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891. 

Von 
ANDREAS   HkUSLER. 


Der  Art.  19  des  Bandesgesetzes  betreffend  die  zivilreoht- 
lichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom 
25.  Juni  1891  bestimmt  in  seinem  ersten  Absätze: 

Die  Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten  unter  einander 
werden,  vorbehaltlich  des  Art.  20,^)  für  die  ganze  Dauer 
der  Ehe,  auch  dann,  wenn  die  Ehegatten  in  der  Folge 
ihren  Wohnsitz  in  den  Heimatkanton  verlegen,  von  dem 
Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  beherrscht.  Im 
Zweifel  ist  als  erster  ehelicher  Wohnsitz  der  Wohnsitz  des 
Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliessung  anzusehen. 

Mit  dieser  Bestimmung  ist  über  die  eigentliche  Aufgabe 
des  Gesetzes  hinausgegriffen  worden  und  zwar  absichtlich, 
oder  wie  der  Bundesrat  sich  ausgedrückt  hat,  mit  dem  vollen 
Bewusstsein  der  Tragweite  des  Schrittes.  Denn  das  Gesetz 
sollte  streng  genommen  nur  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  regeln, 
es  musste  daher  diesem  Zwecke  gemäs  cessieren,  sobald  ein 
Schweizer,  der  bisher  als  Niedergelassener  oder  Aufenthalter 
ihm  unterworfen  gewesen  war,  diese  Eigenschaft  verlor,  d.  h. 

*)  Wonach  sich  die  Ehegatten  beim  Wechsel  des  Wohnsitzes  durch 
gemeinschaftliche  Erklärnng  bei  der  zuständigen  Amtsstelle  dem  Rechte 
des  nenen  Wohnsitzes  unterstellen  können. 
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in  seinen  Heimatkanton  zurückkehrte  und  also  nur  als  Eantons- 
bürger,  nicht  mehr  als  Niedergelassener  seinen  Wohnsitz 
hier  hatte.  Praktisch  hätte  das  gar  keine  Konsequenzen 
gehabt  und  keinerlei  Schwierigkeiten  ergeben,  wenn  das  Ge- 
setz einen  festen  Grundsatz^  sei  es  den  des  Heiraats-,  sei  es 
den  desWohnortsrechtes,  unbedingt  durchgeführt  hätte.  Nehmen 
wir  an,  das  Gesetz  hätte  durchweg  die  Geltung  des  Hei- 
matsrechts  für  Niedergelassene  und  Aufenthalter  vorge- 
schrieben, so  hätte  der  Berner  eben  sein  Berner  Recht  in  Vor- 
mundschaft, ehelichem  Güterrecht,  Erbrecht  u.  s.  f.  behalten, 
mochte  er  aus  einem  Kanton  in  den  andern  ziehen  und 
schliesslich  wieder  nach  Bern  zurückkehren.  Und  sanktionierte 
andrerseits  das  Gesetz  das  Recht  des  jeweiligen  Wohnsitzes 
als  massgebend,  so  blieb  es  sich  auch  wiederum  gleich,  ob  der 
nach  Bern  zurückkehrende  Berner  als  Bürger  oder  als  Nieder- 
gelassener behandelt  wurde,  denn  in  beiden  Fällen  war  es 
das  Berner  Recht,  dem  er  unterworfen  wurde.  Die  Schwierig- 
keit entstand  erst,  als  das  Bandesgesetz  sich  zu  dem  „Com- 
promiss^  bequemte,  für  das  eheliche  Güterrecht  von  dem  festen 
grundsätzlichen  Boden  abzuweichen,  und  dem  Prinzip  der  ün- 
wandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  zu  Liebe  den  Satz 
aufstellte,  dass  das  Ehegüterrecht  für  die  ganze  Dauer  der 
Ehe  von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  be- 
herrscht werde.  Damit  war  der  Konflikt  gegeben,  dass  der 
Berner,  der  in  Freiburg  seinen  ersten  ehelichen  Wohnsitz 
gehabt  hatte,  sein  freiburgisches  Ehegüterrecht  zwar  mit 
nach  Genf  oder  St.  Gallen  nahm,  und  es  behielt,  solang  er 
überhaupt  Niedergelassener  ausserhalb  seines  Heimatkantons 
war,  aber  streng  genommen  es  verlieren  musste,  sobald  er 
in  seiner  Heimat  wieder  seinen  Wohnsitz  nahm,  also  die 
Eigenschaft  eines  Niedergelassenen  verlor  und  damit  auch 
ausserhalb  der  Anwendbarkeit  des  Bundesgesetzes  trat,  das 
ja  nur  die  Rechtsverhältnisse  der  Niedergelassenen  regeln 
sollte  und  wollte.  Und  um  diese  Ungleichheit  zu  heben, 
schritt  das  Gesetz  in  diesem  einen  Anwendungsfalle  über 
seinen  eigentlichen  Zweck  hinaus,  erfasste  auch  die  in  ihrem 
bürgerlichen  Heimatkantone    wohnenden  Eheleute    und   „be- 
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handelte  sie  als  Niedergelassene ,  sofern  nicht  ihr  Heimat- 
kanton zugleich  der  Kanton  ihres  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes ist^  (Kreisschreiben  des  Bundesrats  vom  28.  Juni  1892). 

Es  unterliegt  zum  mindesten  gesagt  grobsem  Zweifel, 
ob  der  Grundsatz  der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güter- 
rechts so  viel  innern  Wert  beanspruchen  kann,  um  den  Ein- 
bruch in  ein  massgebendes  Prinzip  und  die  damit  verbundene 
Unmöglichkeit  einer  klaren  und  einfachen  Durchführung  dieses 
Bechtsprinzips  zu  rechtfertigen.  So  wenig  ich  übersehe,  dass 
die  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  in*Litteratur 
und  Bechtspraxis  während  der  letzten  Jahrzehnte  an  Boden 
gewonnen  hat,  so  sehr  wundere  ich  mich  über  die  bescheidene 
Genügsamkeit,  deren  man  sich  beflissen  hat  bei  der  Be- 
gründung dieser  Ausnahme,  die  meines  Erachtens  in  keiner 
Weise  berechtigt  ist.  Es  ist  aber  hier  nicht  der  Ort  und 
nicht  der  Anlass,  die  Frage  von  der  Wandelbarkeit  oder 
Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  prinzipiell  zu 
untersuchen,  sie  ist  durch  das  Bundesgesetz  erledigt,  und 
meine  Absicht  ist  nur,  die  Tragweite  des  vom  Gesetze  adop- 
tierten Grundsatzes  zu  erörtern  namentlich  unter  Bezug- 
nahme auf  die  vom  Bundesrate  in  seinem  Kreisschreiben 
vom  28.  Juni  1892  darüber  geäusserte  Meinung. 

Der  Art.  19  des  Bundesgesetzes  lässt  keinen  Zweifel 
darüber  aufkommen,  dass  Eheleute,  die  erst  nach  dem  1.  Juli 
1892,  d.  h.  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes,  ihren 
Wohnsitz  wieder  in  den  Heimatkanton  verlegen,  nicht  das 
Heimatsrecht  für  ihre  Ehegüter  Verhältnisse  ohne  weiteres 
(d.  h.  ohne  die  Erklärung  nach  Art.  20  abzugeben)  erhalten, 
sondern  von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes 
beherrscht  bleiben.  Das  scheint  auf  den  ersten  Blick  einfach 
und  klar  genug  zu  sein  und  keinerlei  Anstand  zu  unterliegen. 
Es  ist  auch  einfach  in  den  Fällen,  wo  die  Ehegatten  ihren 
ersten  ehelichen  Wohnsitz  als  Niedergelassene  in  einem 
Kanton  gehabt  haben,  der  für  alle  seine  Einwohner  das 
Wohnsitzrecht  zur  Geltung  brachte,  und  ferner  in  diesem 
Kanton  bis  jetzt  geblieben  sind  und  nun  unmittelbar  aus 
diesem  in  ihren  Heimatkanton  zurückkehren.    Zum  Beispiel: 
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Bemer,  die  im  Neuenburgischen  niedergelassen  waren,  haben 
dort  geheiratet  und  ihren  Wohnsitz  gehabt  bis  heute,  wo  sie 
wieder  nach  Bern  zurückkehren.  Solange  sie  in  Neuenburg 
wohnten,  hätte  das  dortige  Recht  ihre  ehelichen  Grüterrechts- 
yerhältnisse  beherrscht,  es  mag  also  gerechtfertigt  erscheinen, 
es  auch  für  die  Zukunft  für  sie  fortbestehen  zu  lassen,  ob* 
schon  sie  wieder  in  ihrer  Heimat  leben.  Aber  eine  Schwierig- 
keit  entsteht  nun,  wenn  der  Kanton,  in  welchem  die  Ehe- 
leute zur  Zeit  ihres  Eheschliisses  niedergelassen  waren,  für 
das  eheliche  Güterrecht  das  Heimatsprinzip  anerkannte.  Was 
ist  in  diesem  Falle  „das  Recht  des  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes^ ?  In  Bern  niedergelassene  Neuenburger  heiraten  dort 
und  wollen  jetzt  ihren  Wohnsitz  nach  Neuenburg  zurück- 
verlegen; was  für  ein  eheliches  Güterrecht  bringen  sie  nach 
Neuenburg  mit  sich,  das  Berner  Recht  oder  das  Neuenburger 
Recht?  Man  muss  doch  wohl  sagen:  das  letztere,  denn 
nach  diesem  haben  sie  auch  in  Bern  gelebt,  dieses  hätte 
ihnen  auch  Bern  anerkannt,  etwa  für  die  Vermögensteilung 
und  die  Ansprüche  des  überlebenden  Ehegatten,  wenn  die 
Ehe  in  Bern  durch  Tod  eines  Ehegatten  gelöst  worden  wäre. 
Somit  doch  wieder  das  Heimatsrecht,  weil  ihre  Ehe  an  ihrem 
ersten  ehelichen  Wohnsitze  von  diesem  beherrscht  war.  Hie- 
für spricht  auch  der  Grund,  der  vorzugsweise  zu  Gunsten  der 
XJnwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  angeführt  wird, 
mag  man  ihn  nun  so  fassen,  dass  ein  stillschweigender  Ver- 
trag der  Ehegatten  präsumiert  werde  oder  dass  die  durch  das 
Gesetz  erfolgte  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  keine 
mindere  Kraft  haben  kann  als  wenn  sie  durch  einen  beson- 
dem  Ehekontrakt  erfolgt  wäre:  die  Neuenburger  Eheleute, 
die  in  Bern  niedergelassen  die  Ehe  geschlossen  haben,  wussten, 
dass  Bern  ihr  Neuenburger  eheliches  Güterrecht  respektiere, 
sie  hatten  daher  keinen  Anlass,  es  ausdrücklich  durch  Ehe- 
abrede vorzubehalten^  es  war  in  der  That  das  Recht  ihres 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes. 

Wird  diese  Auffassung,  meines  Erachtens  die  einzig 
richtige^  gegenüber  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  durch- 
dringen?    Ich  fürchte,  dass  sie  einen  schweren  Stand  haben 
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Tvird  gegenüber  dem  durch  die  moderne  Gesetzgebung  gross- 
gezogenen Buchstabenkultus  der  Gerichte?  und  warum  hat 
das  Kreisschreiben  des  Bundesrats ,  wenn  er  denn  einmal 
seine  Ansicht  über  Sinn  und  Tragweite  des  Gesetzes  glaubte 
äussern  zu  sollen,  gerade  diesen  wichtigen  Punkt  unberührt 
gelassen?  Denn  dass  er  von  höchster  Wichtigkeit  ist,  wird 
jedermann  einleuchten,  sobald  er  bedenkt,  wie  viele  Kantone 
bisher  dem  Heiraatrechtsprinzip  iü  diesem  Punkte  gehuldigt 
und  also  für  ihre  schweizerischen  Niedergelassenen  ihr  heimat* 
liebes  eheliches  Güterrecht  anerkannt  und  zur  Anwendung 
gebracht  haben« 

Diese  Frage  kann  sich  nun  aber  weiter  complicieren. 
Es  ist  bekanntlich  vorgekommen,  dass  einzelne  Kantone 
(z.  B.  Thurgau  und  Glarus)  ?om  Heimatrechtsprinzip  zum 
Wohnsitzrechtsprinzip  übergegangen  sind,  während  Zug  noch 
neuerlich  die  entgegengesetzte  Wandlung  vollzogen  hat.  Wenn 
Zürcher  Eheleute  vor  1866,  da  Thurgau  von  dem  Konkordat 
betreffend  Testierungs-  und  Erbrechtsverhältnisse  zurück-  und 
zum  Territorialprinzip  übertrat,  in  Thurgau  als  ihrem  Nieder- 
lassungskanton die  Ehe  geschlossen  haben,  was  ist  jetzt  das 
Becbt  ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  das  Zürcher  Recht, 
das  ihnen  zur  Zeit  ihres  Eheschlusses  gesichert  war,  oder 
das  Thurgauer  Recht,  das  seit  1866  zur  Anwendung  auf 
Niedergelassene  kam?  Man  kann  vielleicht  sagen,  wenn  die 
Eheleute  auch  nach  1866  noch  itn  Kanton  Thurgaa  gewohnt 
haben,  so  seien  sie  dem  Thurgauer  Recht  unterworfen  worden, 
obschon  dies  mit  dem  Prinzip  der  ünwandelbarkeit  des  ehe- 
lichen Güterrechts  nicht  übereinstimmt.  Aber  nun  bilden 
wir  den  Fall  so:  diese  Zürcher  Eheleute,  im  Jahr  1862  im 
Thurgau  heiratend  und  damals  also  noch  in  ihrem  Zürcher 
Eherechte  anerkannt,  haben  im  Jahre  1864  den  Kanton 
Thurgau  verlassen  und  sind  nach  St.  Gallen  übergesiedelt ; 
jetzt  kehren  sie  nach  Zürich  zurück ;  was  bringen  sie  für 
ein  eheliches  Güterrecht  hieher?  Ich  denke  doch  auch  das 
zürcherische,  weil  es  ihnen  an  ihrem  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitze, solang  sie  ihn  gehabt  haben,  nicht  gebrochen  worden  ist. 

Hiemit  verwandt  ist  der  Fall,   wo   ein  eheliches   Güter- 
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recht  durch  die  Gesetzgebung  geändert  wird.  Denken  wir 
uns  also  etwa:  in  St.  Gallen  niedergelassene  Schaffhauser 
schliessen  dort  die  Ehe  und  treten  damit  unter  das  Gesetz 
des  Kantons  St.  Gallen  bezüglich  ihres  ehelichen  Güterrechts, 
da  St.  Gallen  dem  Territorialprinzip  folgt.  Nachher  ver- 
lassen sie  diesen  Kanton  und  ziehen  nach  Zürich ;  hierauf 
ändert  St.  Gallen  sein  eheliches  Güterrecht,  und  schliesslich 
siedeln  die  besagten  Eheleute  nach  Schaifhausen  über.  Was 
iür  ein  Becht  bringen  sie  dahin  mit  ?  „Das  Recht  des  ersten 
ehelichen  Wohnsitzes.^  Ist  dies  aber  das  damals  gültige 
oder  das  jetzt  geltende  St.  Galler  Recht  ?  Das  ist  wirklich 
schwer  zu  sagen.  Das  letztere,  das  jetzt  geltende,  geht  sie 
doch  offenbar  gar  nichts  an,  aber  das  jetzt  nicht  mehr  be- 
stehende, das  zur  Zeit  ihrer  Anwesenheit  in  St.  Gallen  ge- 
gölten,  kann  doch  auch  kaum  noch  angewendet  werden ; 
man  mag  die  Sache  ansehen  wie  man  will,  das  Recht  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ist  hier  eine  wahre  Atrappe. 
Und  nun  vergegenwärtige  man  sich  gar  folgenden  Fall : 
Basler  haben  in  Basel  im  Jahre  1382  geheiratet  und  sind  im 
folgenden  Jabre  nach  St.  Gallen  ausgewandert.  Im  Jahre 
1884  hat  Basel  ein  neues  Gesetz  über  eheliches  Güterrecht 
erlassen;  heute  kehren  nun  die  Eheleute  aus  St.  Gallen  nach 
ihrer  Vaterstadt  zurück;  was  für  ein  Recht  haben  sie  für 
ihre  ehelichen  Güter  Verhältnisse  ?  Das  alte  Basler  Recht 
von  1882  oder  das  neue  yo*n  1884,  welch  letzterem  sie  nie 
unterworfen  gewesen  sind  ?  Also  z.  B.  wenn  morgen  der 
Mann  stirbt,  muss  sich  die  Frau  nach  altem  Stadtrecht  mit 
einem  Drittel  des  Gesamtguts  begnügen  oder  darf  sie  nach 
neuem  Gesetz  zwei  Drittel  für  sich  in  Anspruch  nehmen  ? 
Nach  dem  für  die  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechtes 
ausschlaggebenden  Motive  muss  man  sagen :  nicht  das  neue 
Recht  von  1884,  unter  dem  die  Ehegatten  nie  gelebt  haben, 
ist  das  Recht  ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  sondern 
das  alte  Stadtrecht,  unter  dem  sie  die  Ehe  geschlossen  und 
dessen  Ordnung  sie  ihre  Vermögensverhältnisse  unterstellt 
haben.  Aber  damit  würde  andererseits  die  Singularität  ge- 
schaffen, dass  nun  diese  Basler  Eheleute  ihr  altes  Recht  be- 
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halten  haben,  während  das  Gesetz  von  1884  auch  für  die 
schon  bestehenden  Ehen  als  gültig  erklärt  worden  ist,  und 
so  die  in  Basel  gebliebenen  Eheleute  sich  die  Änderung 
ihres  ehelichen  Güterrechts  haben  müssen  gefallen  lassen, 
während  die  auswärts  gewesenen  nun  als  Niedergelassene 
zarückkommen  und  als  solche  behandelt  werden.  So  bleibt 
nachArt.  19  Bundesgesetzes  nur  die  Wahl  zwischen  zwei  gleich 
unerfreulichen  Alternativen  :  entweder  man  respektiert  den  zu- 
rückkehrenden Eheleuten  das  alte,  sonst  völlig  ausser  Kraft  ge* 
tretene  Recht  und  schafft  damit  eine  durch  nichts  gerechtfertigte 
Ungleichheit  unter  den  Bürgern  selber,  oder  man  unterwirft  sie 
dem  neuen  Gesetz  von  1884  und  setzt  sich  dadurch  in  Wider- 
spruch mit  dem  eigentlichen  Motive  der  im  Bundesgesetze 
sanktionierten  ünwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts^ 
ja  gelangt  gerade  zu  der  Wandelbarkeit.  Man  sage  nicht : 
für  solche  Fälle  hat  man  dann  eben  den  Art.  20  mit  seiner 
Option  des  neuen  Heimatsrechts  durch  die  Eheleute.  Ja, 
wenn  die  Eheleute  sich  wirklich  dazu  verstehen ;  aber  gerade 
in  unserem  Falle  wird  der  Ehemann  vielleicht  wenig  Neigung 
verspüren,  das  neue  Basler  Recht  zu  optieren  und  sich  resp. 
seine  Erben  in  eine  ungünstigere  Teilung  des  Gesamtguts 
zu  versetzen. 

Dergleichen  Betrachtungen  sind,  wie  mir  scheint,  ge- 
eignet, die  praktische  Brauchbarkeit  und  Zweckmässigkeit 
des  Prinzips  der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts 
bedeutend  zu  schwächen.  Und  weil  sie  eben  diesen  Grund- 
satz selbst  als  mangelhaft  erzeigen,  so  werden  auch  die 
Schwierigkeiten  bezeichneter  Art  sich  nicht  blos  dann  er- 
geben, wo  ein  bisher  Niedergelassener  in  seinen  Heimatkanton 
zurückkehrt,  sondern  auch  bei  allen  Wohnsitzwechseln,  auch 
wenn  der  Niedergelassene  in  einen  neuen  Niederlassungs- 
kanton zieht. 

Bei  dieser  Sachlage  wird  zu  befürchten  sein,  dass  sich 
die  Anwendung  des  Art  19  keineswegs  so  leicht  und  ohne 
Differenzen  vollziehen  wird  als  man  es  sich  vielleicht  jetzt 
vorstellt.  Um  so  mehr  aber  muss  darauf  gedrungen  werden, 
dass  dem  Art.  19   jetzt  nicht    eine   ungebührliche    und    un- 
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nötige  Ausdehnung  seiner  Anwendbarkeit  gegeben  werde. 
Und  die&  ist,  wie  mir  scheint,  durch  das  erwähnte  Kreis- 
schreiben des  Bandesrats  geschehen. 

Aus  den  Sätzen,  dass  das  Gesetz  „an  die  Stelle  des 
bisherigen  ungeordneten  Zustandes  eine  bestimmte,  von  allen 
Kantonen  anzuerkennende  Jurisdiction(I)  ^)  treten  läspt,  die- 
jenige des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  und  diejenige  des 
jeweiligen  faktischen  Wohnsitzes  der  Ehegatten,  und  dass 
das  Gesetz  sämtliche  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  be- 
stehende Ehen  ergreift,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Ehe- 
leute in  ihrem  bürgerlichen  Heimatkanton  oder  in  einem 
andern  Kanton  wohnen,"  dass  also  auch  „die  in  ihrem  bürger- 
lichen Heimatkantone  wohnenden  Eheleute  vom  G-esetze  als 
Niedergelassene  behandelt  werden,  sofern  nicht  ihr  Heimat- 
kanton zugleich  der  Kanton  ihres  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes ist*^,^)  aus  diesen  Sätzen  folgert  nun  das  Kreisschreiben 
die  Behauptung :  „Das  Bundesgesetz  erstreckt 
sich  auch  aufdie  am  1.  Juli  1892  in  ihrem 
bürgerlichen  Heimatkanton  wohnenden.  .  « 
Ehegatten.  Wenn  der  Heimatkanton  nicht  der  Kanton 
ihres  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ist,  so  gilt  für  die  Ehe- 
gatten unter  sich  das  Recht  dieses  letzteren,  sofern  sie  sich 
nicht  durch  eine  in  Gemässheit  des  Art.  20  abgegebene  Er- 
klärung dem  Rechte  ihres  Heimatkantons  unterwerfen". 

Nach  dieser  Auffassung  des  Bundesrats  ergäbe  sich 
also  aus  dem  Bundesgesetze  das  Resultat,  dass  beispielsweise 
zürcherische  Angehörige,  die  sich  im  Jahr  1865  in  St.  Gallen, 


^)  Was  mit  der  Jarisdiction  hier  gemeint  ist,  verstehe  ich  nicht;  sollte 
wohl  Gesetzgebung  gemeint  sein?  Aber  der  ganze  Satz  ist  mir  überhaupt 
nicht  recht  verständlich. 

*)  Diese  Ausnahme  ist  grundsätzlich  auch  nicht  richtig,  denn  der 
Basler,  der  in  Basel  geheiratet  hat,  nachher  nach  Zürich  zieht  und  schliess- 
lich wieder  nach  Basel  zurückkehrt,  kommt  doch  im  Sinne  des  Gesetzes 
auch  wieder  als  Niedergelassener  zurück  und  tritt  unter  das  Basler  Recht, 
nicht  weil  er  Basler  Bürger  ist,  sondern  weil  es  das  Recht  seines  ersten 
ehelichen  Wohnsitzes  war.  Dass  praktisch  der  gleiche  Effekt  erzielt  wird, 
ändert  an  der  Sache  nichts.  Dass  es  aber  auch  praktisch  verschieden 
herauskommen  kann,  zeigt  das  Beispiel  auf  8.  44. 
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WO  sie  niedergelasaen  waren,  verheiratet  haben,  1870  aber 
nach  Zürich  zurückgekehrt  sind  und  sicherlich  unbezweitelt 
seither  unter  zürcherischem  Rechte  auch  für  ihr  eheliches 
Güterrecht  gestanden  haben,  jetzt  durch  den  Art.  19  des 
Bundesgesetzes  wieder  unter  die  Herrschaft  des  St.  Galler 
Rechts  zurückgeworfen  würden;  oder:  dass  Neuenburgische 
Eheleute,  die  sich  in  Neuenbürg  verheiratet  hatten,  nachher 
aber  in  Basel  ihren  Wohnsitz  genommen,  in  der  Folge  hier 
auch  das  Bürgerrecht  erworben  haben  und  damit  unzweifel- 
haft auch  unter  das  Basler  eheliche  Güterrecht  getreten 
sind,  jetzt  auf  einmal  wieder  das  Neuenburger  Ehegüterrecht 
haben  sollen.  Dergleichen  wäre  schon  an  sich  dem  natür- 
lichen Gefühl  so  sehr  widerstrebend,  dass  man  kaum  ohne 
äussern  (gesetzlichen)  zwingenden  Grund  darauf  verfallen 
könnte.  Nun  aber  besteht  meines  Erachtens  nicht  nur  ein 
solcher  zwingender  Grund  in  keiner  Weise,  sondern  es  steht 
im  Gegenteil  das  Bundesgesetz  selbst  des  bestimnitesten 
dieser  Schlussfolgerung  entgegen.  „Wenn  die  Ehegatten 
in  der  Folge  ihren  Wohnsitz  in  den  Heimatkanton 
verlegen,"  so  gilt  für  ihr  eheliches  Güterrecht  doch  das 
Recht  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  sagt  der  Art.  19, 
„In  der  Folge^,  damit  ist  doch  so  deutlich  als  möglich  aus- 
gesprochen, dass  die  Ehegatten,  die  schon  vor  dem  1.  Juli 
1892  wieder  in  ihren  Heimatkanton  zurückgekehrt  sind,  nicht 
von  dieser  Vorschrift  betroffen  werden.  Ganz  mit  Reqht ! 
Das  Gegenteil  wäre  eine  ganz  unerhörte  und  höchst  seltsame 
Fraktizierung  einer  rückwirkenden  Kraft  des  Gesetzes,  uner- 
hört darum,  weil  den  Eheleuten,  die  schon  längst  nicht 
mehr  niedergelassen  sind,  wieder  Niedergelassenenrecht  oc- 
troiiert  wird.  Es  kann  sich  ja  rechtfertigen,  Eheleute,  die 
im  Augenblick  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  noch  wirklich 
Niedergelassene  sind,  daitn  auch  gegenüber  ihrem  Heimat- 
kanton bei  Rückkehr  in  denselben  nach  Niedergelasßenen- 
recht  zu  behandeln^  aber  eine  längst  abgelegte  Eigenschaft, 
einen  längst  abgetanen  Zustand  eines  Menschen  künstlich 
wieder  aufleben  zu  lassen,  einen  Bürger  wieder  rückwärts 
zum  Niedergelassenen  zu  machen,  hat  um   so  weniger  Sinn, 
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als  es  ja  in   der  Tbat   darchaus   zwecklos,    weil    nicht    dem 
geringsten  Bedürfnisse  entsprechend  ist. 

Keinerlei  Bedürfnis  dafür  ist  jedenfalls  vorhanden,  solang 
der  schon  am  1.  Juli  1892  wieder  in  seinem  Heimatkanton 
wohnende  Bürger  diesen  seinen  Heimatkanton  nicht  verlässt» 
Warum  soll  man  ihn  da  nicht  ruhig  seines  angestammten 
Rechts  geniessen  lassen?  Aber  sollte  das  Kreisschreiben 
etwa  zu  seiner  Ansicht  geführt  worden  sein  durch  die  Er- 
wägung, dass  ein  solcher  am  1.  Juli  1892  zwar  wieder  in 
seinem  Heimatkanton  wohnender,  früher  anderswo  nieder- 
gelassener Bürger  in  der  Folge  auch  wieder  fortziehen  und 
wieder  Niedergelassener  werden  könnte  und  für  diesen  Fall 
dann  nach  Art.  19  Bundesgesetzes  wieder  auf  das  Hecht  des 
ersten  ehelichen  Wohnsit^ses  zurückgegriffen  werden  raüsste? 
Also  in  obigem  Beispiele:  der  18B5  in  St.  Gallen  verehelichte, 
1870  nach  Zürich  zurückgekehrte  Zürcher  verlegt  im  Jahr 
1893  seinen  Wohnsitz  nach  Bern,  und  hier  wird  dann  die 
Ehe  durch  Tod  eines  Ehegatten  gelöst  und  tritt  nun  die  Frage 
auf,  nach  welchem  Rechte  die  ehelichen  Güter  zu  scheiden 
seien.  Auch  wenn  in  einem  solchen  Falle  das  Bundesgesetz 
zur  Anwendung  gebracht  und  also  hier  nach  St.  Galler  Recht 
als  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  geteilt 
würde,  so  bedingt  das  nicht  die  gleiche  Behandlung  des  in 
Zürich  gebliebenen  Zürchers.  Der  Unterschied  bleibt  eben 
der,  dass  der  nach  Bern  übergesiedelte  Zürcher  wieder  Nieder- 
gelassener geworden  und  damit  dem  Bundesgesetz  wieder  an- 
heimgefallen ist,  während  der  in  Zürich  gebliebene  definitiv 
aufgehört  hatte  Niedergelassener  zu  sein  und  also  nie  mit 
dem  Bundesgesetz  in  Berührung  gekommen  ist.  Aber  ich 
würde  auch  in  jenem  Falle  des  erst  nach  dem  1.  Juli  1892 
von  Zürich  nach  Bern  gezogenen  Zürchers  ihm  nicht  das  für 
ihn  längst  hinfällig  gewordene  St.  Galler  Recht  restituieren^ 
sondern  sagen :  Das  Bundesgesetz  kann  nur  die  Ehen  er- 
greifen, die  am  I.Juli  1892  unter  Niedergelassenenrecht  ge* 
standen  haben;  wer  am  1.  Juli  1892  in  seinem  Heimatkanton 
wohnte  und  also  sein  heimatliches  eheliches  Güterrecht  hatte, 
für   den   muss  dieses  Recht  nunmehr  auch  das  massgebende 


Art  19  B.-G.  betr.  Niedergelassene.  49 

bleiben,  hinter  das  man  nicht  mehr  zurück  geht.  Diese  An- 
sicht wird  auch  durch  folgende  Analogie  unterstützt.  Wenn 
Ehegatten  nach  Art.  20  B.-6es.  bei  Wohnungswechsel  die 
Erklärung  abgeben^  sich  dem  Rechte  des  neuen  Wohnsitzes 
zu  unterstellen^  und  nachher  sich  in  einem  dritten  Kanton 
niederlassen,  ohne  hier  eine  solche  Erklärung  abzugeben,  so 
wird  doch  wohl  kaum  das  Recht  ihres  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes hier  an  ihrem  dritten  Wohnorte  wieder  aufleben,  sondern 
es  wird  bei  dem  an  ihrem  zweiten  Wohnsitze  gewählten  ehe- 
lichen Güterrechte  sein  Bewenden  haben.  Ist  dies  richtig  — 
und  es  scheint  mir  nicht  zu  beanstanden  —  so  muss  auch 
das  kraft  Gresetzes  am  1.  Juli  1892  einzig  in  Kraft  bestandene 
eheliche  Güterrecht  für  die  Folgezeit  fortbestehen. 


Es  wäre  vielleicht  am  Gescheidtesten  gewesen,  das  Gesetz 
ausdrücklich  auf  die  am  1.  Juli  1892  schon  abgeschlossenen 
Ehen  als  noch  nicht  anwendbar  zu  erklären;  einer  Anzahl 
der  im  bisherigen  namhaft  gemachten  Schwierigkeiten  (nicht 
ganz  allen)  wäre  man  dadurch  entgangen.  Ist  nun  aber  auch 
das  Gegenteil  vorgezogen  worden  {vgl,  auch  Art.  37),  so 
soll  dieses  doch  nicht  ad  absurdum  geführt  werden,  wie  es 
durch  das  Kreisschreiben  bezüglich  der  am  1.  Juli  1892  schon 
wieder  in  ihrer  Heimat  wohnenden  Eheleute  geschieht. 

Muss  also  dieses  Resultat  der  bundesrätlicben  Kundgebung 
des  Entschiedensten  abgelehnt  werden,  so  ist  um  so  bereit- 
williger die  rerdankenswerte  Äusserung  desselben  Kreis- 
echreibens  zu  acceptieren,  dass  die  darin  niedergelegte  An- 
sicht für  das  Gericht  unmassgeblich  sei.  Es  versteht  sich 
das  ja  allerdings  im  Grunde  von  selbst,  da  der  Bundesrat 
nicht  berufen  ist,  authentische  Interpretationen  von  Bundes- 
gesetzen zu  erlassen,  und  angesichts  dieser  Thatsache  mag 
man  sogar  die  Erage  erheben,  wozu  denn  eigentlich  solche 
anerkanntermassen  unmassgeblichen  Meinungsäusserungen  des 
Bandesrates  dienen  sollen.  In  der  That,  sie  bewirken  nichts 
anders  als  eine  neue  Verwirrung,  weil  sie  doch  immerhin 
mit  einer  gewissen  Autorität  auftreten,  die  manchen  Gerichten 
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imponiert,  ist  es  doch  sogar  schon  dem  Bundesgerichte  be- 
gegnet, sich  auf  solche  Äusserungen  des  Bundesrats  als 
einen  Rechtssatz  zu  berufen.  Darum  ist  es  nicht  überflüssig, 
des  Formellsten  gegen  eine  offenbar  mit  Sinn  und  Wortlaut 
des  Bundesgesetzes  durchaus  unvereinbare  und  überdies  prak- 
tisch unbrauchbare  Meinungsäusserung  des  bundesrätlichen 
Kreisschreibens  Widerspruch  zu  erheben. 

Auch  hiebei  können  wir  uns  nicht  mit  der  Vertröstung 
abfinden  lassen,  dass  ja  solche  schon  längst  wieder  in  ihrem 
Heimatkanton  wohnenden,  früher  anderwärts  niedergelassenen 
Bürger  durch  die  einfache  Erklärung  des  Art.  20  sich  ihr 
Heimatrecht  sichern  können.  Die  Erfahrung  lehrt  zur  Genüge, 
dass  die  meisten  Leute,  zumal  wenn  sie  gar  nicht  mehr 
Niedergelassene  sind,  nicht  von  ferne  daran  denken,  dass 
dieses  Gesetz  sie  überhaupt  etwas  angehe  und  dass  sie  daher 
Schritte  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  zu  thun  haben.  So 
leben  sie  ruhig  weiter  im  Glauben,  dass  sie  von  Rechtswegen 
unter  ihrem  heimatlichen  ehelichen  Güterrechte  stehen,  und 
wenn  dann  eines  der  Eheleute  stirbt  und  geteilt  werden  soll, 
sticht  man  dieses  Kreisschreiben  auf  und  beweist  daraus, 
dass  ein  ihnen  ganz  fremdes  oder  fremdgewordenes  Recht 
Anwendung  finden  müsse,  und  dann  gibt  es  Prozesse,  an 
die  kein  Mensch  gedacht  hätte,  wenn  nicht  das  unglückselige 
Kreisschreiben  erlassen  worden  wäre. 

Die  Kantonsregierungen  hätten  wohl  Anlass  gehabt,  sich 
gegen  die  Folgerungen  dieses  bundesrätlichen  Schreibens  zu 
verwahren.  Wollen  sie  das  nicht,  so  liesse  sich  doch  sehr 
erwägen,  ob  sie  nicht,  um  spätere  Verwirrungen,  die  aus  Be- 
rufung auf  dieses  Kreisschreiben  entstehen  könnten,  möglichst 
zu  verhindern,  durch  besondre  Publikation  ihre  früher  ander- 
wärts niedergelassen  gewesenen  verehelichten  Angehörigen 
veranlassen  sollten,  noch  durch  Erklärung  bei  der  zuständigen 
Amtsstelle  sich  ihr  heimatliches  eheliches  Güterrecht  zu  wahren 
und  gegen  spätere  ungerechtfertigte  Beanstandungen  sicher 
zu  stellen.  Uns  scheint,  die  Kantonsregierungen  thäten  wohl 
daran,  auf  solchem  Wege  ihre  Angehörigen,  die  einmal  vor 
Alters  in  einem  andern  Kantone  geheiratet  haben,  aber  schon 
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längst  wieder  in  ihren  Heimatskanton  zurückgekehrt  atnd 
und  sich  unter  dessen  Recht  zu  befinden  glanbeD,  und  jeden- 
falls keine  Ähnung  haben  von  dem  was  ihnen  der  Art,  19 
B.-Ges.  beschert  haben  soll,  zu  warnen  und  auimerkBam  zu 
machen,  damit  aie  rechtzeitig  die  Wahl  treffen  können,  die 
ihnen  das  Kreiaschreiben  unberufener  und  überdilssiger  Weise 
aufgenötigt  hat. 


Zu  der  Frage 

der  Rechtsverhältnisse  an  Qnellen  und  Wasserlanf  und 

des  Expropriationsrechts  zn  Gunsten  ausländischer 

Untemehmnngen.  0 


Bechtsgutachten 

von 

Prof.  E.  Huber. 


Hr.  Landammann  Sonderegger  hat  dem  Verfasser  im 
Auftrag  des  Regierangsrates  des  Kantons  Appenzell  A./ßh» 
am  3.  September  1892  folgende  zwei  Fragen  zur  Begutach- 
tung vt)rgelegt: 

„1.  Können  auch  ausserkantonale  Unternehmungen  von 
dem  in  Art.  7  unsrer  Kantonalverfassung  gewährleisteten 
Expropriationsrechte  Gebrauch  machen  und  sich  dabei  auf 
das  in  Frage  stehende  öfifentliche  Wohl  berufen,  oder  liegt 
es  nicht  vielmehr  im  Sinne  und  Geiste  der  Verfassung,  dass 
unter  dem  öffentlichen  Wohle  dasjenige  des  Kantons  selbst 
gemeint  sei,  dessen  Namen  die  Verfassung  trägt?" 

,2.  Wie  weit  geht  das  Einspruchsrecht  der  Wasserwerk- 
besitzer  an  der  ürnäsch,  die  an  diesem  Flusse  technische 
Etablissemente  errichtet  haben,  ohne  doch  über  die  Erwer- 
bung der  den  Fluss  speisenden  Quellen  sich  ausweisen  zu 
können,    und   die   der  Meinung   sind,    dass  mit  dem  Ankauf 


')  Die  zwei  hier  behandelte a  Fragen  sind  so  sehr  geeignet,  ein  allge- 
meineres Interesse  za  erwecken,  da  sie  gegenwärtig  überall  in  ähnlichen 
Verhältnissen  auftauchen  können,  dass  wir  mit  grosser  Freude  das  Aner- 
bieten des  Verfassers,  uns  das  Gutachten  zum  Abdrucke  zu  üherlassen,. 
ergriffen  haben,  überzeagt,  dass  auch  unsre  Leser  es  ihm  danken  werden.. 

Die  Redaktion. 
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von  Grrund  und  Boden  zu  beiden  Seiten  dea  Flusses  ohne 
weiteres  auch  die  Wasserkraft  erworben  sei?" 

Diesen  zwei  Fragen  liegt  folgender  Thatbestand  zu 
Grunde: 

Der  Gemeinderat  der  Stadt  St.  Gallen  hat  durch  Ver- 
trag vom  21.  März  1892  von  der  Alpgenossensehaft  in  der 
grossen  Schwägalp,  Gemeinde  Hundwil,  zum  Zweck  der  Ab- 
leitung nach  der  Stadt  St.  Gallen  Wasserkräfte  käuflich  er- 
worben unter  Ansetzung  eines  zu  liefernden  Maximums  von 
50  Sekundenliter  und  unter  der  Verpflichtung,  auf  der  Alp 
^selbst  künstliche  Vorrichtungen  für  Tränkung  des  Viehs, 
rationelle  Leitung  und  Reinhaltung  des  Wassers  etc.  zu  treffen. 
Nach  §  7  Abs.  2  des  Ges.  über  Liegenschaften  vom  28.  April 
1889  bedarf  es  jedoch  zur  Ableitung  von  Quellen  ausser  die 
Gemeinde  oder  den  Kanton,  unter  Begutachtung  durch  den 
betr.  Genieinderat,  der  Genehmigung  des  Regierungsrates. 
Vor  Erteilung  derselben  erging  im  Auftrage  des  Regierungs- 
rates durch  die  Gemeindekanzlei  Hundwil  eine  öffentliche 
Rechtsprovokation  an  alle  diejenigen,  welche  am  Wasser  der 
fraglichen  Quellen  Eigentums-  oder  Nutzungsrechte  bean- 
spruchen oder  überhaupt  gegen  die  beabsichtigte  Wasser- 
ableitung Einsprache  zu  erheben  berechtigt  zu  sein  glauben. 
In  der  That  wurden  dann  auch  eine  Reihe  von  Eingaben 
innerhalb  der  gestellten  Frist  eingereicht^  welche  von  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  aus  gegen  das  projektierte  Werk 
Protest  erheben.  Wir  können  unter  diesen  Eingaben  drei 
Gruppen  unterscheiden.  Erstens  nämlich  rühren  dieselben 
von  Bewohnern  des  Urnäschthales  im  allgemeinen  her,  welche 
das  grosse  Interesse  des  ganzen  Thals  am  laufenden  Wasser 
der  ürnäsch  hervorheben  und  die  Befürchtung  aussprechen^ 
dass  sie  nach  der  Ableitung  der  Quellen  jedenfalls  Jahr  für 
Jahr  geraume  Zeit  ein  trockenes  Flussbett  haben  werden. 
Dahin  sind  auch  die  vereinzelten  Eingaben,  welche  nur  vom 
Gemeingebrauch  des  Flusses  zum  Tränken  etc.  sprechen,  zu 
zählen. 

Zweitens  rühren  diese  Eingaben  her  von  Wasserwerks- 
besitzern u.  a.,  welche  auf  das  grosse  Interesse,  das  sie  am 
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konstanten  Wasserlauf  besitzen,  hinweisen«  und  ihre  Rechte 
an  der  Urnäsch  und  deren  Quellen,  zu  welchen  die  verkauften 
Wasseradern  gehören,  betonen,  oder  sich  gegen  irgendwelche 
Schädigung  bestehender  Brunnen  durch  Abgrabung  und  Tiefer- 
legung der  gekauften  Quellen  verwahren. 

Endlich  drittens  haben  die  Geineinderäte  von  Urnäsch, 
Stein  und  Waldstatt  sich  mehr  oder  weniger  entschieden 
gegen  die  Ableitung  des  Wassers  als  eine  vielseitige  Schä- 
digung der  Interessen  ihrer  Gemeinden  ausgesprochen,  während 
der  Qemeinderat  von  Herisau  eine  nähere  Untersuchung  des 
Einflusses  der  Ableitung  auf  den  Wasserlauf  der  Urnäsch 
durch  Experten  wünscht,  und  nur  der  Gemeinderat  von  Hund- 
wil  den  Quellenverkauf  in  Verbindung  mit  den  oben  ange- 
führten Verpflichtungen  des  Käufers  als  im  Interesse  der 
Gegend  zu  liegen  erachtet. 

Mit  dem  Gesuch  um  Genehmigung  der  Ableitung  der 
Quellen  hat  der  Gemeinderat  der  Stadt  St.  Gallen  zugleich 
schon  am  14.  April  1892  an  den  Begierungsrat  von  Appen- 
zell A./Rh.  das  weitere  Begehren  gestellt,  es  sei  der  Stadt 
St.  Gallen  für  die  Ausfuhrung  der  Ableitung  das  Recht  der 
Expropriation  zu  bewilligen. 

Die  beiden  hieraus  sich  ergebenden  Fragen  sind  recht- 
lich von  einander  unabhängig;  wir  behandeln  sie  daher  ge- 
trennt und  betrachten 

I. 

Die  Rechtsverhältnisse  an  den  Quellen  und  am  Wasserlauf 

der  Urnäsch. 

Die  Alpgenossenschaft  der  grossen  Schwägalp  besitzt 
heute  an  ihrem  Alpgebiet  ein  privates  Eigentum,  das  dem 
Eigentum  individueller  Eigentümer  im  allgemeinen  durchaus 
gleich  steht.  Die  einzige  wesentliche  Beschränkung,  welcher 
solche  Weide-  oder  Waldkorporationen  in  der  Mehrzahl  der 
Kantone  unterworfen  zu  sein  pflegen,  besteht  in  der  TJnver- 
äusserlichkeit  ihres  Grundbesitzes,  eine  Frage,  die  in  dem 
vorliegenden  Falle   gar   nicht  zur  Sprache   gebracht  worden 
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ist,  da  die  Alpgenossen  offenbar  allseitig  den  Kaufvertrag 
den  Interessen  der  Korporation  in  hohem  Grad  entsprechend 
erachtet  haben.  Sprechen  wir  also  der  Korporation  ein  ein- 
faches Eigentum  an  der  Alp  zu,  so  würde  sich  daraus  nach 
der  in  der  modernen  Gesetzgebung  unstreitig  vorherrschenden 
Auffassung  eine  sehr  einfache  und  klare  Konsequenz  ergeben. 
Der  Eigentümer  eines  Grundstücks,  sagt  man,  sei  auch 
Eigentümer  der  auf  demselben  entspringenden  Quellen;^)  kraft 
seines  Eigentumsrechts  könne  er,  wie  über  Grund  und  Boden, 
so  auch  über  die  Quellen  beliebig  rerfügen,  so  lange  nicht 
ein  Dritter  ausdrücklich  besondere  Rechte  an  der  Quelle  er- 
worben habe.  Da  nun  derartige  spezielle  Erwerbstitel  von 
keiner  Seite  geltend  gemacht  werden,  so  wäre  nach  dieser 
Auffassung  die  Alpgenossenschaft  unzweifelhaft  befugt,  ihre 
Quellen  an  die  Stadt  St.  Gallen  zu  verkaufen,  und  zwar 
ohne  jede  Rücksicht  auf  allfallige  Beeinträchtigung  der  den 
Wasserlauf  irgendwie  benützenden  Interessenten.*) 

Es  ist  nun  aber  von  vornherein  fraglich,  ob  diese  dem 
römischen  Recht  entstammende  Auffassung  in  das  Appenzel* 
liscLe  Recht  übergegangen  sei.  Eine  Reception  des  römischen 
Rechts  hat  bekanntlich  hier  nicht  stattgefunden,  und  auch 
die  moderne  Gesetzgebung  gibt  dieser  rigorosen  Eigentums- 
auffassung keinen  überzeugenden  Ausdruck.  Zwar  sagt  §  7 
Abs.  1  des  cit.  Liegenschaftsgesetzes:  „Das  auf  einem  Grund- 
stücke entspringende  Quellwasser  wird,  so  lange  es  auf  dem- 
selben verbleibt,  als  ein  Bestandteil  dieses  Grundstückes  be- 
handelt." Aber  dieser,  übrigens  allerdings  wörtlich  dem 
Zürcher  Gesetzbuch  entnommenen,  durchaus  nicht  kategori- 
schen Bestimmung  steht  der  schon  oben  cit.  Abs.  2  des  cit. 


'^)  So  sagen  dies  eine  Reihe  kantonaler  Gesetze,  z.  B.  das  Frivatrecht- 
liche  Gesetzbach  von  Schaffhansen  §  608,  Zag  §  174,  Glaras  §  54,  Graa- 
blinden  §  228,  sowie  Zürich  §  211  der  neaen  Aasgabe. 

')  Man  vergleiche  das  auf  Grand  des  Rechts  von  Schaffhausen  vom 
Bandesgerichte  am  23.  Jali  1886  gefällte  Urteil,  Entscheidungen  XII 
S.  493  ff.  Das  Urteil  entspricht  darchaas  dem  gemeinen  Recht,  aber  aach 
dem  französischen,  dem  Recht  in  Bern,  Aargaa  etc.  Zeitschrift  des  Berner 
Juristen- Vereins  IV  S.  185,  XIV  S.  611,  XI  S.  346  u.  a.  m. 


§  7  gegenüber,  nnd  ausserdem  sagt  §  9  desselben  Ges.:  „Flösse 
und  Bäcbe  sind  Gemeingat  (öfftntlicba  Gewässer)",  nnd  §  lO 
verfügt:  n^^^  Benutzung  des  Wassers  in  Flüssen  und  Bäuben 
zum  Baden,  Waschen,  Soböpfen,  Tränken  uto.  ist  innerbalb 
der  Schranken  polizeilicher  Ordnung  und  so  weit  es  ohne 
Schädigung  von  Privateigentum  geschehen  kann,  jedermann 
gestattet."  Daraus  läset  sieb  nun,  wie  uns  scheint,  mit  aller 
Sicherheit  ableiten,  dass  das  appenzetiisohe  Kecht  heute  noch, 
und  anbeirrt  von  jeder  gemeinrechtlichen  Doktrin,  im  wesent- 
litiben  auf  dem  Boden  der  Hechtsanscbauungen  steht,  wie  sie 
das  genossenschaftliche  Leben  früherer  Jahrhunderte  heran- 
gebildet hat.  Bekanntlich  bildete  das  Land  Appenzell  früher 
eine  grosse  Kofgenoesenscbaft,  und  wenn  sich  nun  diese  auch 
allmählich  in  verschiedene  Gemeinden  auflöste,  und  an  Wäldern 
und  Alpen  gesonderte  Eigentumsrechte  von  Privaten  und 
Korporationen  entstanden,  so  hielt  man  doch  in  Bezug  auf 
die  Quellen  und  Waaserläufe  an  der  überlieferten  Gemein- 
Bchaftlichkeit  fest.  Jedermann,  hiess  es  hier  wie  in  einer 
Reihe  von  andern  derselben  Entwicklung  tblgenden  Thal- 
Hchaften,')  soll  in  den  laufenden  Wassern  sein  Vieh  tränken, 
Wasser  schöpfen  und  fischen  dürfen,  es  sollen  also  alle  Ge- 
wässer, nach  modernem  Sprachgebrauch,  öffentliche  sein. 
Diese  genossenschaftliche  Regelung  bat  nun  freilieb  in  neuerer 
Zeit  einige  Modifikationen  erfahren  müssen,  und  zwar  ein- 
mal in  Bezug  auf  die  gesteigerte  Benutzung  der  Wasserläufe 
in  Gestalt  der  industriellen  Wasserwerke,  und  sodann  in 
Bezug  auf  die  zugestandene  Möglichkeit,  Brunnen,  Teiche 
u.  dgl.  in  ausschliesslichem  Privateigentum  zu  haben.  Solche 
Modifikationen  haben  denn  auch  im  appenzelliscben  Kecht 
Aufnahme  gefunden,  während  im  übrigen  nach  den  Rechts- 
anschauungen  des  Appenzeller  Volkes  die  Gewässer,  an 
welchen  die  Gemeinschaft  überhaupt  ein  Interesse  hat,  an- 
zweifelhaft Gemeingut  aller  Landleute  geblieben  sind. 

Nach    dem    geg*inwärtigen  Wasserrecht    von   Appenzell 

')  Wir  findeo  solche  BeBtimmaiigeD  i,  B.  in  Obwalden,  %  31  de» 
WasBerbaapolizeigGMtzes ,  in  OranltUnduD ,  §g  234  und  286  Ate  Privat- 
rechu  D.  B.  m. 
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A./Rh.  müssen  wir  drei  Klassen  von  Gewässern  unterscheiden : 
Quellen,  Bäche  und  Flüsse.     Die  Bäche   und  Flüsse   stehen 
nach  dein  oben  cit.  §  9  im  Gemeingut;  die  Quellen  werden, 
so   lange    das  Wasser  auf  dem  Quellengrundstück  verbleibt, 
als  Bestandteil  desselben  behandelt«    Nun  beachte  man  wohl 
den   offenbaren    Widerspruch,    der    zwischen    diesen    beiden 
Bestimmungen  vorhanden  ist,  indem    doch    sehr    häufig    aus 
der  Quelle   ein   Bach    entspringt,    der    einerseits    öffentliches 
Gut    sein    soll    und    anderseits    zum    Quellengrundstück    ge- 
rechnet wird.     Aber   dieser    Widerspruch   ist    nur    scheinbar 
vorhanden    und   löst    sich    aufs    beste    mit    folgender  Unter- 
scheidung :     Es  gibt  zwei  Arten  von  Quellen,  nämlich  solche, 
welche  sofort  einen  Wasserlauf  erzeugen,  der  für  das  allge- 
meine   Interesse    einige   Bedeutung    hat,    und    solche ,  deren 
£innsal  ohne  jeden  allgemeineren  Wert   ist.     Letztere  kann 
der  Eigentümer  des  Grundstücks  ohne   Zweifel  jederzeit  ab- 
schliessen,  für  sich  gebrauchen,  aufbrauchen,  verkaufen,  ohne 
dass  irgend  jemand   auf  allgemeinerer  Grundlage  Einsprache 
dagegen  erheben  könnte^).    Erstere  dagegen  darf  der  Eigen- 
tümer des  Grundstücks  blos   benützen,    während   ihm    unter- 
sagt ist,  dieselben  zu  stauen  oder  abzuleiten,  sobald  dadurch 
der  allgemeine  Gebrauch  gehindert   würde,    sowie    er  ferner 
die  Benutzung  zum  Waschen,  Tränken  u.  s.  w.  auch  andern 
gestatten  muss.    Diese  Quellen  sind  die  Ausgangspunkte  und 
mithin  Bestandteile   der  Bäche,  von   denen   in  den  §§  9,  10 
und   13  des  cit.  Ges.  die  Rede  ist. 

Auf  eine  solche  Unterscheidung  schaut  denn  auch  unsres 
Erachtens  die  Bestimmung  des  cit.  §  7,  wonach  der  Be- 
gierungsrat zur  Ableitung  von  Quellen  die  Genehmigung  zu 
erteilen  hat.  Die  Regierung  wird  nämlich  diese  Bewilligung 
nicht  willkürlich  erteilen  oder  verweigern  können,  sondern 
unter  Erwägung  aller  Umstände  für  Quellen  der  letzteren 
Art  die  Ableitung  jederzeit  gestatten,  für  solche  der  erstem 


*)  £benBo  verhalt  es  sich  mit  den  nea  aufgedeckten  und  gefassten 
Quellen,  da  diese  ja  gleichfalls  keinen  öffentlichen  Wabserlanf  erzengt 
hatten.  Ihnen  gegenüber  kann  höchstens  bei  vorhandenem  Bedürfnis  die 
Zwangsabtretnng  gemäss  §  7  Abs.  4  des  cit.  Ges.  erwirkt  werden. 


K 
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aber  sie  wenigstens  dann  verweigern,  wenn  nicht  die  Be- 
rücksichtigung anderer  öfientlicher  Interessen  eine  Entziehung 
der  allgemeinen  Nutzung  an  einem  Bach  entschuldigt  oder 
geradezu  gebieterisch  verlangt. 

Daraus  ergibt  sich  nun  zunächst  in  Bezug  auf  die  Ein- 
sprachen allgemeinen  Charakters^  dass  der  Begierungsrat  mit 
seiner  Schlussnahme  über  Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung 
der  Ableitung  auch  über  sie  entscheidet;  bezeugt  docb  der 
Regierungsrat  damit,  ob  die  betr.  Quelle  einen  Wasserlaut 
von  öffentlichem  Interesse  erzeuge  oder  nicht,  ohne  dass 
von  allgemeinem  Standpunkte  aus  seiner  Entscheidung  recht- 
lich wirksam  entgegengetreten  werden  könnte. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  Einsprachen 
der  Wasserwerksbesitzer,  sowie  derjenigen,  welche  an  dem 
Flusslaufe  Einrichtungen  besitzen,  die  unbedingt  zu  ihrer 
Existenz  auf  das  laufende  Wasser  angewiesen  sind.')  Die 
Stellung  dieser  Interessenten  charakterisiert  sich  nach  dem 
Appenzellischen  Recht  in  folgender  Weise:  Zunächst  be- 
sitzen dieselben  an  den  Einrichtungen,  welche  ihnen  zur 
Benutzung  des  Wassers  dienen,  ein  volles  Piivatrecht,  das 
durchaus  dem  Eigentum  des  Quellengrundeigentümers  parallel 
steht,  sei  es,  dass  diese  Einrichtungen  in  blossen  Stauwerken, 
Wasserrädern,  Trögen  oder  in  Teichen  und  Kanälen  bestehen. 
Das  Wasser,  das  durch  diese  Vorrichtung  geschöpft  oder 
gesammelt  wird,  gelangt  in  das  Privateigentum  ihrer  Besitzer, 
vgl.  §  9  Abs.  2  des  cit.  Ges.,  sodass  diese  also  ein  Eigen- 
tum am  Wasser  erhalten,  das  dem  Eigentum  des  Quellen- 
grundeigentümers an  dem  auf  seinem  Grundstück  fliessenden 
Quellwasser  analog  istl  Sobald  man  nun  aber  den  Wasser- 
lauf  von  der  Quelle  an  abwärts  als  ganzes  ins  Auge  fasst, 
so  stehen  alle  diese  Berechtigten  einem  öffentlichen  Gewässer 


*)  Gegen  die  Schädling,  die  aas  der  Tieferlegang  der  Quellen  ge- 
schehen könnte,  sind  die  Brnnnen,  z.  B.  diejenigen  der  Wiederalp,  an  nnd 
für  sich  schon  geschützt,  weil  nach  dem  vorherrschenden  und  auch  in 
Appenzell  geltenden  Recht  kein  Nachbar  dem  andern  Quellen  nnd  Brannen 
abgraben  darf.     (S.  Eingabe  des  Gemeindammannamts   von  Erammenan.^ 
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gegenüber^  das  sie  nicht  zu  Eigentum  beanspruchen;  sondern 
nur  innerhalb  ihrer  Berechtigung  benützen  dürfen. 

Nach  dem  geltenden  appenzellischen  Wasserreoht,  cit. 
Ges.  §  14,  erhalten  die  Interessenten  die  Bewilligung  zu  neuen 
Wasserwerkanlagen  mit  Beschluss  des  RegierungsrateS;  d.  h» 
es  besteht  das  sog.  Konzessionssystem.  Solche  neueren  In- 
teressenten haben  aber  gegenüber  dem  Wasserlauf  dieselbe 
Bechtsstellung  wie  die  älteren,  die  ohne  das  Erfordernis 
einer  Konzession  einfach  als  Anstösser  am  öffentlichen  Fluss 
ihre  Einrichtungen  getroffen  haben :  sie  alle  besitzen  eine 
Berechtigung,  als  deren  wesentlichen  Charakter  wir  bezeichnen: 
ein  Recht  auf  Benutzung  den  öffentlichen  Gewässers,  das 
über  die  gewöhnliche  allgemeine  Benutzung  vermöge  der  ge- 
troffenen künstlichen  Vorrichtungen  hinaus  geht  und  wegen 
der  damit  verbundenen  dauernden  Einrichtungen  privatreoht- 
lich  geschützt  wird. 

In  Bezug  auf  die  altern,  nicht  concedierten  Wasserwerke 
bedarf  dies  noch  einer  näheren  Erklärung.  In  der  obigen 
zweiten  Frage  wird  gesagt,  dass  sich  dieselben  über  speziellen 
Erwerb  der  Wasserkraft  oder  der  Quellen  nicht  auszuweisen 
vernjögen,  dass  sie  also  kein  speziell  durch  Vertrag  con- 
stituiertes  Wasserrecht  besitzen.  Und  wenn  nun  doch  ihre 
Nutzung  von  rechtlich  grösserer  Intensität  sein  soll,  als  die- 
jenige des  allgemeinen  (xebrauchs  zum  Schöpfen,  Tränken 
und  dgl.,  so  muss  man  sich  füglich  fragen,  auf  welche  Mo- 
mente sich  eine  solche  Rechtsanschauung  stütze.  Die  Wasser- 
werksbesitzer selber  behaupten,  dass  nach  altem  Recht  der 
Anstösser  am  Fluss  durch  Erwerb  des  Bodens  zu  beiden 
Seiten  des  Wasserlaufes  auch  die  Wasserkraft  erworben  hätte 
(siehe  obige  Fragestellung).  Dass  aber  diese  Auffassung 
viel  zu  weit  gehen  würde,  erkennt  man  leicht,  wenn  man 
sich  vergegenwärtigt,  dass  einem  solchen  Anstösser  ein  Wasserr 
recht  sicherlich  doch  niemals  zugesprochen  worden  wäre,  so 
lange  er  nicht  ein  Wasserwerk  errichtet  hätte,  gegen  die 
Errichtung  neuer  Wasserwerke  also  z.  B.  wegen  Beein- 
trächtigung ihrer  Wasserkraft  jeweils  nur  die  wirklichen 
Wasserwerksbesitzer  und  nicht  alle  Anstösser  zur  Einsprache 
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zogelasfien  worden  wären.  Daraus  muss  gefolgert  werden, 
dass  der  Ankauf  der  Ufergrandstücke  dem  Eigentümer  nur 
die  Möglichkeit  verschafft  hat,  über  den  genieinen  Gebrauch 
hinaus  die  Wasserkraft  sich  durch  besondere  Einrichtungen 
dienstbar  zu  machen,  dass  er  aber  ein  Recht  auf  diese  Be- 
nützung jedenfalls  nicht  vor  der  Erstellung  solcher  Ein- 
richtungen erworben  haben  kann.  Sobald  dagegen  diese 
Einrichtungen  getroffen  sind,  verhält  sich  die  Sache  anders. 
Zunächst  ist  zu  beachten,  dass  solche  Einrichtungen  über- 
haupt nur  geduldet  werden  durften,  soweit  sie  den  gemeinen 
Gebrauch  des  öffentlichen  Wassers  nicht  beeinträchtigten,  das 
heisst,  es  wird  also  notwendig  vorausgesetzt,  dass  sie  mit  diesem 
öffentlichen  Zweck  des  Flusses  verträglich  seien.  Ist  dies 
nun  aber  der  Fall,  so  bedarf  man  weder  eines  unvordenklichen 
Besitzstandes  noch  einer  Verjährung,  um  diesen  Wasserwerken 
den  Rechtsschutz  zu  verschaffen,  vielmehr  liegt  eine  genügende 
Begründung  desselben  in  dem  durch  deren  Errichtung  ge- 
gebenen Akte  der  Oocupation,  deren  Gegenstand  ja  nicht  die 
für  den  gemeinen  Gebrauch  notwendige  Kraft,  sondern  der 
Überflass  von  Verwendungsfähigkeit  bildet,  wie  sich  dies 
aus  der  Verträglichkeit  mit  dem  allgemeinen  Gebrauch  von 
selbst  ergiebt.  Diese  Occupation  ist  der  Handlung  analog, 
da  irgend  jemand  aus  dem  Wasserlauf  in  einem  Gefass  Wasser 
schöpft  und  sich  aneignet,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass 
der  Wasserwerksbesitzer  in  der  Regel  vorwiegend  die  Kraft 
des  Wasserlaufes  occupiert  und  diese  mit  kostspieligen  und 
permanenten  Einrichtungen  und  in  bedeutendem  Umfang  sich 
dienstbar  macht.  In  dieser  Gestalt  Hess  es  die  Rechtsordnung 
schon  vor  dem  neuen  Liegenschaftsgesetz  in  Appenzell  A./Rh« 
wie  anderwärts  zu,  dass  die  Wasserkräfte  in  einer  dem 
gemeinen  Gebrauche  unschädlichen  Weise  durch  die  An- 
stösser  durch  Erstellung  von  Wasserwerken  occupiert  wurden, 
und  weder  die  genossenschaftliche  Nutzung,  noch  etwa  ein 
Anspruch  des  Staates  auf  Regalität  der  Wasserkräfte  hat 
hiegegen  Einwand  erhoben.  Umgekehrt  fanden  es  der  Staat 
und  die  Benutzer  des  Wassers  von  allgemeinem  Interesse, 
wenn   solche   Occupation    von    bishin    gar    nicht   der  Kultur 
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dienstbar    gemachten   und    in    dieser    besonderen    Zweckbe- 
stimmung dem  privatreohtlichen  Besitz  unterworfenen  Ejräften 
stattfand.      Die    Occupanten   unter   sich  aber    beanspruchten 
den  Rechtsschutz  nach  dem  Zeitpunkt  dieser  Occupation,  so 
dass  jedes  frühere  Wasserwerk  gegen  die  Beschädigung  durch 
spätere    Einrichtungen    zur    Einsprache    berechtigt    erschien. 
Deutlich  erkennt  man,  dsss  dann  auch  das  neue  Wasserrecht 
an  dieser  Ordnung  nur  eines   gehindert  hat,    nämlich   an  die 
Stelle  der  regellosen  Occupation  mit  den  vielen  Willkürlich- 
keiten und  Veranlassungen  zu  Streit  und  Rechtshändeln   die 
Konzessionierung  seitens  der  staatlichen  Verwaltung,  das  heisst 
nichts  anderes  als  die  staatlich  geregelte  Occupation  zu  setzen. 
Die  occupierten  Rechte  aber  sind   hier  wie  dort  privatrecht- 
lichen Charakters,  Nutzungsrechte  an  einem  im  übrigen  dem 
öffentlichen    Gebrauche    dienenden    Gewässer.      Privatrechte 
aber  sind  sie,  weil  sie  als  solche  occupiert  worden  sind  und 
ihre  Existenz  auch  unter  dem  heutigen  Recht  nicht  von  einer 
staatlichen  Genehmigung,  sondern  von  der  Occupationshandlung 
ableiten,  wobei  allerdings  heute  eine  solche    nicht   mehr  ge- 
schehen kann,  ohne  die  staatliche  Konzession.^) 

Selbstverständlich  verlieren  aber  auch  diese  privaten 
Wasserrechte  nicht  jeden  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen 
Zweckbestimmung  des  öffentlichen  Gewässers.  Vielmehr  zeigt 
sich  derselbe  deutlich  in  den  zwei  Auflagen,  denen  sie  unter- 
stellt sind:  Verbot  jeder  Beeinträchtigung  oder  Erschwerung 
der  Benützung  durch  andere,  sowie  Unterwerfung  unter  die 
Aufsicht  der  staatlichen  Behörden  (§  13  ff.  des  cit.  Ges.). 
Fassen  wir  das  Verhältnis  der  Wasserwerkbesitzer  mit 


^)  Über  die  privatrechtliche  Natur  solclier  geschützter  oder  conzedierter 
Wasserwerke  siehe  z.  B.  eia  bandesgerichtliches  Urteil  vom  1.  Jali  1862, 
in  Zeitschr.  f.  schw.  Recht  XII  S.  41  £P.,  ferner  die .  bandesgerichtliche 
Entscheidung  vom  16.  Sept.  1875  Entsch.  I  S.  439,  a.  v.  a.  —  Aach  wer 
den  privatrechtlichen  Charakter  solcher  Rechte  bestreitet,  erklärt  sie  übrigens 
deshalb  nicht  für  recht-  nnd  schutzlos,  sondern  gewährt  ihnen  admini- 
strativen Rechtsschutz.  Leuchtet  es  doch  ohne  weiteres  ein,  dass  es  nicht 
angeht,  einerseits  solche  oft  mit  grossen  Aufwendungen  verbundenen  Ein- 
richtungen am  öfiPentlichen  Wasserlauf  zu  gestatten,  und  andererseits  die- 
selben scbutzlos  jeder  Willkür  preiszugeben. 
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Elinschluss  des  Quellengrandeigentümers  unter  sich  in's  Auge^ 
so  entdecken  wir  leicht,  dass  unter  denselben  eine  Gemein- 
schaft besteht,  die  privatrechtlichen  Charakters  ist.  Jeder 
der  Interessenten  besitzt  sein  Nutzungsrecht  nur  unter  dem 
Vorbehalt,  dass  dasselbe  mit  der  Nutzung  seitens  aller  übrigen 
verträglich  sei.  Jeder  kann  also  gegen  die  Disposition  eines 
andern,  welche  seine  Nutzung  schädigt,  Einsprache  erheben. 
Speziell  für  den  Quellengrundeigentümer  ergibt  sich  daraus 
die  Folge,  dass  derselbe  einerseits  gegen  allfällige  Ver- 
hinderung des  Wasserablaufes  seitens  der  Mitinteressenten 
wirksam  sich  verwahren  könnte,  dass  es  aber  andrerseits  ihm 
untersagt  sein  rauss,  über  seine  Quelle  irgend  eine  Disposition 
zu  treffen,  welche  das  Nutzungsrecht  der  übrigen  verletzen 
würde. 

Somit  gelangen  wir  in  Betreß  der  Wasserwerksbesitzer 
zu  dem  Schlüsse,  dass  dieselben  gegen  den  Verkauf  der 
Quellen  eine  wirksame  privatrechtliche  Einsprache  erheben 
können,  die  des  richterlichen  Schutzes  sicher  sein  wird,  so- 
bald einerseits  das  überlieferte  oder  conzessionierte  Wasser- 
werk, und  andrerseits  die  Schädigung  nachgewiesen  ist.  Selbst- 
verständlich ist  es  dabei  bedeutungslos,  ob  alle  Wasserwerke 
an  dem  Wasserlaufe  liegen,  der  direkt  oder  indirekt  aus  der 
Quelle  seine  Speisung  empfängt,  und  ist  die  Verletzung  vor- 
handen, wenn  auch  nur  ein  Nebenzufluss  geschmälert  er- 
scheint, sobald  diese  Schmälerung  für  das  Wasserwerk  eine 
nennenswerte  Bedeutung  besitzt.  Der  Beschluss  des  Ke- 
gierungsrates  aber  über  Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung 
der  Ableitung  hat  auf  diese  zivilen  Verhältnisse  keinen  Ein- 
fluss  und  würde  für  das  urteilende  Gericht  höchstens  inso- 
fern in  Betracht  fallen,  als  damit  ein  Moment  zur  Prüfung 
der  Relevanz  oder  Irrelevanz  des  Einflusses  auf  den  öffent- 
lichen Wasserlauf  gegeben  wäre. 

Die  Stadt  St.  Gallen  sieht  sich  danach  unter  genannten 
Voraussetzungen  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  den  Wasser- 
werkbesitzern durch  freien  Vertrag  ihre  Eechte  abzukaufen, 
es  wäre  denn,  dass  sie  auch  ihnen  gegenüber  wie  in  Be- 
zug  auf  die  Durchleitung    des    gekauften  Wassers    das  £x- 
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propriationsrecht   erlangen    könnte.     Wie   es    nun    aber    sich 
damit  verhält,  ist  in  dem  folgenden  Abschnitt  zu  untersuchen. 

II. 

Die  Bewilligung  des  Expropriationsreclites. 

Die  Stadt  St.  Oallen  ersucht  den  Begierungsrat  um  Be- 
willigung des  Expropriationsrechtes  unter  Hinweisung  auf  das 
öffentliche  Wohl,  dem  die  Zuführung  der  Schwägalpquellen 
zu  dienen  bestimmt  ist,  und  unter  Berufung  auf  Art.  7  der 
Verfassung  von  Appenzell  A./ßh.,  welcher  lautet:  „Die  Sicher- 
heit und  Unverletzbarkeit  des  Eigentums  ist  gewährleistet, 
Zwangsabtretungen  sind  nur  zulässig,  wenn  das  öffentliche 
Wohl  sie  erfordert,  und  es  ist  in  diesen  Fällen  volle  Ent- 
schädigung zu  leisten.    Das  nähere  bestimmt  das  Gesetz.^ 

Wenn  nun  auch  dieses  Gesetz  bis  jetzt  nicht  erlassen 
worden  ist,  so  kann  es  doch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
Zwangsabtretungen  auf  Grund  der  cit.  Yerfassungsbestim- 
mungen  durchgeführt  werden  dürfen.  Zur  Vornahme  von 
solchen  erscheint,  da  das  Expropriationsrecht  eine  Ordnung 
der  Verwaltungsbefugnis  in  sich  schliesst,  die  ordentliche 
Verwaltungsbehörde,  d.  h.  der  Regierungsrat  befugt,  wogegen 
mangels  einer  andern  Organisation  über  die  Entschädigungs- 
frage im  Streitfall  die  ordentlichen  Gerichte  zu  sprechen 
haben  werden. 

Der  Gemeinderat  der  Stadt  St.  Gallen  hat  sich  demnach 
mit  seinem  Begehren  an  die  richtige  Behörde  gewendet  und 
kann  auch  mit  allem  Recht  die  Wasserversorgung  der  Stadt 
als  ein  Unternehmen  des  öffentlichen  Wohls  bezeichnen.  So 
würde  also  nach  dem  Wortlaut  der  Verfassung  der  Regierungs- 
rat in  der  That  die  Befugnis  besitzen,  der  Stadt  St.  Gallen 
die  nachgesuchte  Bewilligung  des  Expropriationsrechtes  zuzu- 
sprechen, wogegen  freilich  von  einer  Pflicht  zur  Einräumung 
dieses  Rechts  seitens  des  Regierungsrates  niemals  gesprochen 
werden  könnte.  Vielmehr  steht  es  nach  allgemeinen  Rechts- 
anschauungen, wo  die  Staatsgesetze  nicht  ausdrücklich  etwas 
anderes  verfügt  haben,  und  also  jedenfalls  nach  appenzellischem 
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Yerfassungsrecht  in  der  freien  Entschliessung  der  kompetenten 
Behörde^  die  Zwangsabtretung  zu  bewilligen  oder  zu  ver- 
weigern. Massgebend  können  für  die  Regierungsorgane  in 
solchen  Fällen  nar  Erwägungen  der  allgemeinen  oder  der 
Yerwaltungspolitik  sein. 

Nun  wird  es  aber  in  Zweifel  gezogen,  ob  der  Regierangs- 
rat in  unsrem  Falle  auch  nur  die  Möglichkeit  besitze,  der 
Stadt  St.  Gallen  die  Zwangsabtretung  zuzugestehen,  indem 
doch  das  öffentliche  Wohl,  von  welchem  der  cit.  Verfassungs- 
artikel spricht,  unter  allen  Umständen  nur  das  Wohl  des 
eigenen  Kantons  oder  eines  wesentlichen  Teils  desselben  be- 
deuten könne.  Es  wird  also  dem  Regierungsrat  überhaupt 
die  Kompetenz  zur  Erteilung  des  Expropriationsrechtes  abge- 
stritten, und  wir  haben  zu  untersuchen,  mit  welchem  Recht 
dieser  Einwand  geltend  gemacht  werde. 

Das  Recht  der  Zwangsabtretung  wird  in  den  modernen 
Verfassungen,  wie  auch  in  derjenigen  von  Appenzell  A./Rh., 
regelmässig  in  Verbindung  gebracht  mit  der  Gewährleistung 
der  Sicherheit  und  Unverletzbarkeit  des  Eigentums.  Zwei 
Seiten  sind  es,  nach  welchen  alsdann  im  Expropriationsrecht 
diese  Gewährleistung  sich  geltend  macht.  Einmal  nämlich 
sollen  die  staatlichen  Verwaltungsbehörden  nur  unter  der 
Voraussetzung  in  das  Eigentum  eingreifen  können,  dass  das 
öffentliche  Wohl  diese  Massregel  erfordere,  und  sodann  soll 
der  Eingriff  nur  unter  der  Auflage  geschehen  dürfen,  dass 
für  das  zwangsweise  entzogene  Eigentum  volle  Entschädigung 
geleistet  werde.  Sowohl  jene  Voraussetzung  als  diese  Auf- 
lage stellt  sich  als  eine  Schranke  für  die  Verwaltungsgewalt 
des  Staates  dar,  und  es  setzt  mithin  die  Betätigung  der 
Zwangsabtretung  eine  Betätigung  der  staatlichen  Gewalt 
notwendig  voraus.  Das  will  nun  nicht  heissen,  dass  der 
Staat  bloss  zu  Unternehmungen,  welche  er  selbst  zum  öffent- 
lichen Wohle  durchführt,  das  Expropriationsrecht  ausüben 
könne.  Vielmehr  ist  es  allgemein  zugestanden,  dass  die 
kompetenten  staatlichen  Organe,  sobald  es  sich  um  öffent- 
liche Unternehmungen  handelt,  auch  Gemeinden  oder  sogar 
Privaten    das    Expropriationsrecht    bewilligen    dürfen.     Not- 
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wendig  aber  liegt  doch  in  diesem  Zusammenhang  zwischen 
Staatsgewalt  und  Expropriationsrecht,  dass  die  Staatsbehörden 
nur  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  eigenen  öffentlichen  Gewalt 
die  Zwangsabtretung  einzuräumen  vermögen«   Damit  ist  nun 
aber  auch  gegeben^    dass  die  Eigentümer  auf  einem  Staats- 
gebiet bloss  seitens  der  eigenen  Staatsgewalt  sich  die  Zwangs- 
abtretung gefallen  lassen  müssen,  sowie  besonders,  dass  diese 
ihnen  nur  auferlegt  werden  darf^  wenn  es  sich  um  ein  öffent- 
liches Wohl  handelt,    das   innerhalb   der  Kompetenzgrenzen 
ihres  eigenen  Staatswesens  zur  Geltung   kommt.     So   wenig 
als   der  Regierungsrat   des   Kantons  Appenzell  A./Rh.  über 
seine  in  Art.  29  der  Verfassung  gegebenen  Befugnisse  hinaus 
zu  greifen   und   zu   bestimmen  vermag,    was  als  öffentliches 
Wohl  der  Stadt  St.  Gallen   zu  betrachten  sei,    ebensowenig 
besitzt  er  die  Möglichkeit,  einem  Unternehmen  dieser  Stadt, 
weil  es  im  öffentlichen  Wohle  derKclben  liege,    die  Zwangs- 
abtretnng  zu  gewähren.    Was  in  §  7  Abs.  4  des  cit.  Liegen- 
schaftsgesetzes ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  nämlich  Quellen 
nur  dann  auf  dem  Wege  der  Zwangsabtretung  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  können,  wenn  solches  „für  öffentliche  Zwecke 
oder  für  wesentliche  wirtschaftliche  Bedürfnisse  einer  grösseren 
Zahl  von  Wohnungen  oder  Grundstücken  innerhalb  der 
Grenzen  des  Kantons  erforderlich  sei,"  das  stellt  sich 
mithin  als  allgemeinen  Grundsatz  dar,  so  dass  das  öffentliche 
Wohl,  von  welchem  der  cit.  Art.  7  spricht,  in  der  That  nur  als 
Wohl  des  Kantons  Appenzell  A./Rh.  verstanden  werden  darf. 
Zu  demselben  Ergebnis  gelangen  wir,  wenn  wir  anstatt 
von    der    publizistischen   Gewalt    der   Verwaltungsorgane   in 
unsern  Überlegungen    von  der  privatrechtlichen  Stellung  der 
Grundeigentümer   ausgehen.     Anerkanntermassen   bestimmen 
sich  Inhalt   und   Beschränkungen   des   Grundeigentums   nach 
den  Gesetzen   des  Ortes,    wo  das  Objekt,    von    welchem   die 
Rede  ist,  liegt.     So  auch  die  Zwangsenteignung,  ^)  sodass  es 

')  Man  vcrgl.  z.  B.  das  internationale  Privat-  und  Strafrecbt  von 
L.  V.  Bar,  2.  Anfl.  1  S.  629,  wo  neben  den  EigentumsbeschräDkuogen  aus- 
drücklich auch  die  Expropriation  als  demselben  Grundsätze  unterstellt  an- 
gefahrt wird. 

Zeltsohr.  fSr  Schweizerisches  Recht.    Keae  Folge  XII.  & 
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Zweifel  unterliegt,  dasa  die  appenzellischen  Grand- 
er nur  dem  appenzellischen  und  nicht  dem  st.  gal- 
der  irgend  einem  andern  Expropriationsrecbt  unter- 
n  können.  Da  nun  die  Expropriation  mit  der  Ge- 
ung  des  Eigentums  verbunden  ist,  bildet  es  ein 
ihes  Element  des  Expropriationsrechtes,  dass  nur  für 
e  Zwecke  oder  filr  Unternehmungen  des  öffentlichen 
die  Zwangsabtretung  verlangt  werden  kann,  und 
iderum  nur  für  solche  Zwecke,  die  nach  appeneel- 
Secht,  und  nicht  nach  irgend  einem  fremden  Gesetz 
rakter  des  öffentlichen  Unternehmens  besitzen.  Nun 
in  sehr  leicht  beachten,  dans  bei  der  Handhabung 
opriation  eine  Umschreibung  dieses  Charakters  durch 
liehe  Rechtsordnung  stets  vorausgesetzt  wird,  wie 
ch  in  den  einen  Rechtsgebieten  beispielsweise  den 
imungen  der  Gemeinden  dieser  Chariikter  gewährt, 
■n  aber  ganz  oder  teilweise  verweigert  erscheint 
olgt,  das3  der  appenzellische  Grundeigentümer,  wenn 
Eigentum  an  ein  unternehmen  abtreten  müsste,  das 
dern  Staatsgebiet  angehört,  dem  Rechte  dieses  letz- 
s  heisst  eben  dessen  Regeln  über  den  öfTentUchen 
T  gewisser  Unteruehmungen  unterworfen  würde :  eine 
enz,  die  mit  dem  angeführten  allgemeinen  Satz  des 
analen  und  interkantonalen  Privatrechts  in  offenbarem 
ruch  steht.  Diese  Folge  würde  nur  unter  der  Vor- 
ig hinlällig  sein,  dass  anzunehmen  wäre,  die  Ter- 
ron  Appenzell  A./Rh.  habe  in  dem  cit.  Art.  7  ant- 
hlechterdings  alle  die  Unternehmungen,  welche  nach 
etzen  andrer  Staaten  und  also  auch  St.  Gallens  als 
,e  gelten,  oder  überhaupt  alle  und  jede  Unterneh- 
ie  nach  allgemeinem  Begriff  als  Öffentlich  bezeichnet 
DÜsste,  mit  der  Befugnis  zur  Expropriation  ausrüsten 
denn  dies  wäre  dann  eben  appenzellisches  Recht, 
jeder,  Grundeigentümer  im  Kanton  gefallen  lassen 
Eine  solche  Verfassungsbestinimung  wäre  freilich 
möglich,  aber  dass  sie  im  Sinne  der  Verfassung  von 
.1  A./Rh.  liege,    ist    im   höchsten   Grade  zweifelhaft. 
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Würde  doch  bei  der  ersten  Alternative  die  appenzellische 
Behörde  gelegentlich  in  die  Lage  kommen,  Unternehmungen; 
die  bloss  nach  dem  fremden  Rechte  und  nicht  nach  dem 
eigenen  des  Kantons,  oder  im  Falle  der  zweiten  Alternative 
umgekehrt  solche^  die  nur  nach  allgemeinen  Ansphauungen 
und  nicht  nach  dem  Recht  des  Grebiets,  dem  sie  angehören, 
den  Charakter  des  öffentlichen  Wohles  besitzen,  mit  dem 
Expropriationsrocht  auszurüsten,  was  beides  als  Recht  des 
Kantons  Appenzell  A,/Rh.  nur  angenommen  werden  dürfte, 
wenn  der  cit.  Art.  7  sich  deutlicher  in  solchem  Sinne  aus- 
drücken würde,  als  es  thatsächlich  der  Fall  ist. 

Wenn  wir  sonach  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  der 
Regierungsrat  nicht  befugt  sei,  einem  öffentlichen  Unter- 
nehmen der  Stadt  St.  Grallen  als  solchem  die  Zwangsab- 
tretung zu  bewilligen,  so  dürfen  wir  doch  nicht  unterlassen, 
einige  Bemerkungen  anzufügen,  die  allerdings  mehr  den 
Charakter  von  verwaltungspolitischen  als  von  rechtlichen 
Erwägungen  tragen.  Geht  es  freilich  nicht  an,  ein  dem 
Kantone  fremdes  Unternehmen  mit  Zwangsabtretungsbefugnis 
äaszurüsten,  so  erscheint  es  doch  durchaus  als  gegeben,  eine 
Unternehmung  daim  in  fraglicher  Weise  zu  begünstigen, 
wenn  sie  mit  dem  fremden  zugleich  auch  das  eigene  Wohl 
des  Landes  zu  fördern  bestimmt  ist.  In  einheitlichen  Staats-  • 
gebieten  geschieht  es  in  mannigfaltigster  Weise,  dass  für 
Unternehmungen  zum  Wohle  eines  Landesteils  oder  einer 
Gemeinde  die  Zwangsabtretung  in  andern  Teilen  bewilligt 
und  durchgeführt  wird.  Ist  doch  das  Wohl  eines  einzelnen 
Teiles  in  eminentem  Sinne  auch  als  Wohl  des  Ganzen  zu 
betrachten.  Appenzell  A./Rh.  und  St.  Gallen  stehen  nun 
zwar  im  Verhältnis  von  bundesstaatlichen  Gliedern  neben- 
einander, aber  wenn  dies  auch  nach  der  Ausdrucksweise  der 
Bundesverfassung  wechselseitige  souveräne  staatliche  Existenz 
bedeutet  y  so  sind  sie  doch  durch  so  vielfältige  wirtschaft- 
liche, politische  und  ethische  Verbindung  aneinander  ge- 
knüpft, dass  man  füglich  wie  in  einem  einheitlichen  Staats- 
wesen sagen  kann,    das  Wohl  des  einen  Teiles  bedeute  das 
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Wohl  des  Ganzen.*)  Es  ist  in  der  That  für  die  Bevölkerung 
TOri  Appenzell  A7ßli.  nicht  gleichgültig,  welche  Verhältnisse 
in  Bezug  auf  die  Wasserversorgung  in  der  Stadt  St.  Gallen 
bestehen«  Vergegenwärtigt  man  sich  beispielsweise  die  Mög- 
lichkeit, dass  wegen  ungenügender  oder  unzweckmässiger 
Wasserversorgung  die  Stadt  St.  Gallen  von  einer  Seuche  be* 
fallen  würde,  so  müsste  darunter  bei  dem  regen  Verkehr, 
der  mit  der  Stadt  besteht,  die  ganze  Bevölkerung  Ausser- 
rhodens  in  empfindlichste  Mitleidenschaft  gezogen  werden. 
So  will  es  uns  scheinen,  es  sei  die  Wasserversorgung  der 
Stadt  St.  Gallen  ein  Unternehmen,  das  die  beiden  Staats- 
wesen betreffe  und  die  Kantone  St.  Gallen  und  Appenzell 
A./Bh.  zu  einem  Unternehmen  gemeinsamen  öffentlichen 
Wohles  vereinige,  und  damit  wäre  dann  auch  der  ßegie- 
rungsrat  befugt,  zugleich  mit  der  Ableitung  des  Wassers  der 
Stadt  St.  Gallen  die  Expropriationsbefugnis  einzuräumen. 
Liegt  jedoch  kein  genügender  Grund  vor,  den  Ankauf  der 
Quellen  der  Schwägalp  unter  diesem  Gesichtspunkte  zu  be- 
trachten, so  würde  allerdings  eine  Bewilligung  des  begehrten 
Expropriationsrechtes  eine  Verfassungsverletzung  bedeuten, 
gegen  welche  die  betroffenen  Grundeigentümer  den  staats- 
rechtlichen Rekurs  an  das  Bundesgericht  ergreifen  könnten. 


^)  Nach  dem  dem  Verfasser  zu  Gebote  stehenden  Material  ward» 
diese  Frage  noch  nie  zur  administrativen  oder  gerichtlichen  Entscheidung 
gebracht,  weder  unter  den  Schweiz.  Kantonen  noch  unter  den  Bandesgliedem 
der  nordamerikanischen  Union  oder  des  deutschen  Reiches.  Offenbar  haben 
ähnliche  Kollisionen  hier  ihre  Lösung  stets  gefunden  durch  Anerkennung 
oder  Ablehnung  eines  mit  dem  Bedürfnis  des  einzelnen  Gliedes  gegebenen 
oder  nicht  gegebenen  allgemeinen  Wohles. 


Schweizerische  Rechtspflege. 


1.  Kanton  Bern.    Urteil  des  Appellations*  und  Kassations* 

hofes  vom  12.  März  1891. 

Anerkennung   von  Gewohnheitsrecht   neben 

dem   Code    civil. 

Le  domaine  »Derri&re  chez  Belin^  est  limitä  au  nord- 
ouest  et  au  sud  par  le  päturage  conimunal  de  SaignelSgier. 
La  question  k  trancher  est  Celle  de  aavoir  si  ce  voisinage 
oblige  les  propriStaires  de  barrer  leur  domaine  du  c6t6  joü- 
tant  le  terrain  de  la  dite  commune.  Celle-ci  a  invoquö  plu- 
sieurs  titres  anciens  pour  prouver  cette  Obligation,  entr'autres 
un  Statut  de  la  communautö  de  S.  du  21  d^cembre  1741. 
Mais  une  Obligation  speciale  des  propriStaires  du  susdit  do- 
maine de  barrer  leur  propriäti  ne  räsulte  ni  de  ce  Statut  ni 
des  autres  titres.  Toutefois,  bien  qu'ils  ne  soient  pas  trös 
explicites  k  cet  Sgard,  tous  les  documents  qui  viennent  d'^tre 
relates,  fönt  admettre  Texistence  d'une  coutume  obligeant  les 
propri^taires  de  barrer  leurs  immeubles  attenant  au  terrain 
communal.  Tous  les  t^moins  invoqu^s  k  Tappui  de  la  de- 
mande,  alleguant  que  Tobligation  de  barrer  existe  depuis  un 
temps  immimorialy  sont  d'accord  sur  Texistence  de  cet  usage. 
Ph.  Chipret,  en  particulier,  timoin,  ägä  de  72  ans,  d^clare 
qae  la  dite  Obligation  se  fonde  sur  un  ancien  usage  g6neral 
Jans  les  Francbes-Montagnes.  Ces  depositions  sont  corro- 
borSes  par  le  recueil  des  coutumes  de  TAjoie,  redigS  par 
Quiquerez,  conseiller  des  finances  du  dernier  prince-6v§que  et 
notaire ;  ce  coatumier  qui  r^gissait  aussi  les  Franches-Mon- 
tagnes  prescrit  relativement  aux  barrages:  CommunautS  contre 
communautä  barre  par  raoiti6 ;  particulier  contre  communautS 
barre  seul,  et  particulier  contre  particulier  barre  par  moitiS 
(cfr.  A.  Quiquerez,  Histoire  des  institutions  politiques,  con- 
stitutionnelles  et  juridiques  de  T^v^ch^  de  Bäle,  p.  332  lit«  d, 
p.  462  i.  f.).  Cet  usage  est  donc  bien  Stabli.  II  ne  reste 
donc  plus  qu'ä  examiner  si   cet  usage    est  compatible   arec 
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Tordre  de  choses  actael,  soit  avec  la  l&gislation  fran^aise  en 
vigueur  dans  le  Jura.  Cette  question  doit  6tre  r6solae-af&r- 
mativement ;  en  effet,  l'art.  26,  dertiier  alin^a,  de  Tordon- 
nance  pour  Tam^lioration  de  l'agriculture  dans  les  bailliages  du 
Jura,  du  23  dSoembre  1816,  reserve  express^ment  le  droit  de 
parcours  pour  les  biens-fonds  des  Franches-Montagnes ;  le 
gouvernement  bernois  reconnaissait  dono  dejä  alors  que  cer- 
taines  coutuuies  continuaient  k  subsister  malgre  la  l^gislation 
frangaise;  en  outre  ainsi  que  la  Cour  de  c^ans  Ta  reconnu 
par  son  arr^t  du  3  fövrier  1881  dans  la  cause  Commune  de 
fi^mont  contre  Tissot  (Zeitschr.  d.  Bern.  Jur.  Ver.  XXIV  p,  87), 
le  Code  civil  frangais  ne  forme  point  r616ment  unique  de 
la  ISgislation  jurassienne  et  n'exclut  pas  la  coexistence  de 
droits  partiouliers,  itrang^rs  k  la  loi  fran^aise,  mais  fond^s 
sur  un  usage  constant.  Or,  on  a  vu  plus  haut  que  cet  usage 
est  düment  Stabli  en  Tesp^ce,  la  demande  doit  d&s  lors  §tre 
adjugie. 


2.  Canton  de  Neuoh&tel.    Ju^ement  du  Tribunal  cfuitonal 

du  7,17  döoembre  1801. 

Fondation.  Droit  du  testateur  de  cräer  par 
son  testament  une  personne  juridique,  soit 
une    fondation,    etde    Pinstituer    h6riti&re 

de    ses    biens. 

Le  testament  de  J.  Fallet,  du  13  fSvrier  1889^  contient 
06  qui  suit: 

Je  donne,  pour  apres  ma  mort,  la  maison  que  je  demeure 
et  que  j^ai  fait  batir  pour  en  construire  un  asile  de  vieillards, 
pour  en  disposer  en  premier  pour  les  communiers  de  Dom- 
bresson  en  premier  iieu; 

Je  donne  aussi  ma  petite  maison  habitße  par  M"*®  B., 
qui  pourra  utre  vendue  pour  soutenir  Tasile  aprfes  ma  mort, 
de  m^me  que  le  restant  de  ma  fortune,  ainsi  que  tout  ce 
qui  est  dans  les  deux  maisons  k  moi  appartenant^  et  apr^ 
avoir  paye  ce  que  je  puis  devoir. 

J.  Fallet  est  mort  le  3  decembre  1890.  Le  m6me  jour, 
&on  testament  a  eie  depose  au  greffe  de  la  justice  de  paix 
de  Cemier,  et  le  16  ja  n vier  1891.  jour  de  rinrestitnre  de  la 
succession.  ses  heritiers  ab-intestat  se  sont  präsentes,  et, 
d^autre  part,  se  sont  aussi  presentees  la  commune  de  Dom- 
bresson  et  la  Fondation  de  fasile  des  Tieillards  de  Dombreason, 
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agissant  conjointement.  Sur  lenr  demande  en  investiture, 
ces  prStendants  ont  6t6  renvoy6s  k  procMer  devant  le  tribnnal 
comp6tent,  les  h^ritiers  ab-intestat  Ätant  riputSs  demandeurs. 
Ceux-ci  d6reloppent  comme  suit  les  moyens  de  droit  de  leur 
demande:  L'acte  de  demi^re  volonte  doit^  poar  sa  validitS, 
renfermer  une  Institution  d'höritier,  art.  630  et  636  C.  c. 
Or,  la  commune  de  Dombresson,  qui  se  präsente  comme 
h^ritifege  instituie,  n'est  pas  nomm^e  dans  cet  acte,  eile  n'est 
donc  pas  hSrififere  testamentaire.  L'asile  des  vieillards  de 
Dombresson  k  construire  n'existait  pas  le  13  fövrier  1889, 
dato  de  la  disposition  de  F.,  ni  k  la  mort  de  F.,  seit  k 
Pourerture  de  la  succession.  II  n'a  eu  une  ezistence  legale 
qu'ä.  partir  da  6  janvier  1891,  date  de  Thomologation  de  ses 
Statuts  signes  par  le  pr^sident  et  le  secr^taire  de  Dombresson 
le  3  janvier  1891,  par  le  Gonseil  d'Etat.  N'existant  pas  k 
l'instant  de  l'ouverture  de  la  succession,  Tasile  ne  peut  pas 
non  plus  ätre  un  hSritier  instituä.  Ainsi,  les  h^ritiers  ab- 
intestat  sont  seuls  en  droit  de  se  präsenter  et  d'§tre  invdtus 
de  la  succession.  La  commune  de  Dombresson  et  la  Fon- 
dation de  l'asile  des  vieillards,  agissant  comme  consorts- 
däfendeurs,  soutiennent:  les  communiers  de  Dombresson  sont 
directement  nommes  et  d^signös  dans  le  testament  comme 
les  bän^ficiaires  des  liberalit^s  du  döfunt.  Comme  ils  n'exi- 
stent  que  par  la  commune  et  n'ont  d'autre  Organe  que  la 
commune,  c'est  eile  qui  est  appelöe  k  recueillir  pour  eux  la 
succession.  La  Fondation  de  Tasile  doit  sa  naissance  au 
testament  mdme,  c'est-ä-dire  k  la  volonte  du  testateur.  Le 
Tribunal  cantonal  a  d^boutS  les  demandeurs  de  leurs  con- 
clusions  et  a  accordö  Pinvestiture  de  la  succession  k  la  Fon- 
dation de  Tasile  des  vieillards  de  Dombresson. 

M  o  t  i  f  s  :     £n  ce  qui  concerne  la  Fondation  de  Tasile : 

Le  droit  neuchätelois  autorise  la  cröation  de  fondations 
par  la  seule  volonte  du  testateur,  qui  a  la  faculte  d'insti- 
tuer  cette  fondation  h^ritiöre  de  ses  biens  (Calame,  Droit 
priv6  neuchätelois,  p.  43.  Jacottet,  le  Droit  civil  neuch* 
II  n.  284). 

Ce  droit  du  testateur  de  creer  par  son  testament  une 
personne  juridique,  soit  une  fondation,  et  de  Tinstituer  h6ri- 
ti&re  de  ses  biens,  n*a  pas  kt^  modifi6  ou  supprimä  par  la  loi 
sur  les  fondations  du  16  fövrier  1876. 

Le  but  de  cette  loi  a  6t6  de  fixer  les  r&gles  auxquelles 
les  fondations,  qui  jusqu'alors  n'6taient  r&gies  par  aucune 
loi,  seront  tenues  de  se  soumettre,  et  leur  donner  Texistence 
juridique  qui  leur  manquait.     Mais   il   n'a   pas   6t6   question 
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de  modifier  le  droit  poar  les  testateurs  de    oröer   par   leurs 
testaments  une  fondation. 

Ce  serait  s'exposer  k  d^passer  les  intentions  du  Ugis- 
lateur  que  d'admettre,  en  Tabsence  d'un  texte  pröcis  et  for- 
mel  de  la  loi,  une  restriction  au  droit  de  tester,  et  de  pro- 
noncer  qu'un  testateur  n'a  plus,  apr^s  ia  loi  sur  les  fondatioM, 
le  droit  qu^il  avait  avant  cette  loi,  d'instituer  lui-m§me  et  par  son 
testament  une  fondation. 

En  ce  qui  concerne  Ia  commune  de  Dombresson: 
II  est  incontestable  qu'elle  arait  qualitö  aussi  pour  pos- 
tuler  Tinvestiture  dans  le  cas  oü  la  Fondation  ne  Taurait 
pas  r^cIamSe,  car  les  communiers  de  Dombresson  sont  dö- 
sign^s  directement  et  principalement  dans  le  testament  de 
F.,  mais  ils  ne  pouvaient  pas  agir  par  eux-mdmes,  n'ötant 
pas  disign^s  nominativement,  et  leur  organe  naturel  4tait  la 
commune  dont  ils  sont  les  ressortissants. 

(Jngements  da  Trib.  cant.  U  p.  493  u.) 


3.  Kanton  Bern.    Urteil  des  Appellations-  und  K£M9sations- 

hofes  vom  21.  Mai  1891. 

Zugebrachtes    Gut    der   Ehefrau    oder 

Errungenschaft? 

A.  Gandard,  Burger  von  Bern  und  Angehöriger  der  Zunft 
zu  Kaufieuten,  hatte  seiner  Ehefrau  einen  Weibergutsempfiang- 
schein  ausgestellt^  in  welchem  als  zugebrachtes  Gut  auch  auf- 
geführt war :  ^ein  Guthaben  auf  die  Spar-  und  Leihkasse  Bern, 
herrührend  von  Zunftertragersparnissen  von  Fr.  1700".  Im 
Geltstag  des  G.  wurde  dieser  Empfangschein  angefochten  und 
geltend  gemacht,  diese  Zunftnutzungen  seien  dem  Ehemann 
zu  gut  gekommen  und  nicht  der  Frau;  auch  wenn  der  Ehe- 
mann sie  der  Frau  überlassen  und  diese  sie  an  Zins  gelegt 
hätte,  so  würde  ein  solches  Guthaben  doch  nicht  den  Charakter 
von  zugebrachtem  Gut  angenommen  haben,  weil  es  aus  dem 
Vermögen  des  Mannes  herrühre;  insofern  sei  der  Weiberguts- 
empfangschein  unrichtig.  Aus  den  Akten  ergab  sich,  dass 
nur  ein  Teil  der  bei  der  Spar-  und  Leihkasse  deponierten 
Gelder  wirklich  von  Zunftnutzungen  herrührte;  allein  auch 
bezüglich  der  capitalisierten  sog.  Zunftnutzungen  erkannte 
das  Gericht,  dass  sie  sich  nicht  als  eingekehrtes  Vermögen 
qualificieren,  mithin  ein  Vorrecht  für  die  Hälfte  der  Ehefrau 
nicht  zustehe,  sondern  alles  in  die  Masse  des  Ehemanns  zu 
fallen  habe. 
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Motive:  Gemäss  dem  durch  „das  grosse  Bott  der 
Gesellschaft  zu  Kaufleuten  ^  am  3.  Dezember  1873  abge- 
änderten §  17  der  Instruktion  für  die  Waisenkommission  vom 
29.  September  1869  partizipieren  an  den  jährlichen  Zinsüber- 
schüssen des  Stubengutes  zu  gleichen  Teilen:  a)  jeder  Stuben- 
genosse, den  die  Gesellschaft  angenommen  hat;  b)  jedes  auf 
der  Gesellschaft  verburgerte  Frauenzimmer  über  2.i  Jahre 
alt.  Gestützt  auf  diese  Bestimmung  bezog  die  Beklagte,  die 
durch  ihre  Verheiratung  mit  Ä.  6.  auf  der  Gesellschaft  zu 
Eaufleuten  verbnrgert  wurde,  seit  1875  den  ihr  zufallenden 
jährlichen  Betrag  von  60  Fr.  Von  vornherein  ist  klar,  dass 
diese  Bezüge  nicht  zum  yorbehaltenen  Gute  der  Ehefrau 
(Satz.  90  C.)  gehören  .  .  «  aber  ebensowenig  lassen  sie  sich 
unter  den  Begriff  des  zugebrachten  Guts  (Satz.  88  C.)  sub- 
sumieren. Denn  es  fehlen  die  wesentlichen  Merkmale  dafür, 
dass  diese  Zinsüberschüsse  des  Stubengutes  als  der  Ehefrau 
angefallenes  Vermögen  angesehen  werden  könnten,  welches 
in  das  Eigentum  des  Mannes  übergegangen  und  für  dessen 
Wert  der  letztere  der  Ehefrau  verpflichtet  worden  wäre.  Es 
darf  nämlich  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  die  Be- 
klagte gerade  durch  ihren  Ehemann  nutzungsberechtigt  wurde ; 
erst  infolge  ihrer  Verehelichung  flössen  ihr  diese  Erträgnisse 
als  verburgerter  Weibsperson  auf  der  Gesellschaft  zu  Kauf- 
leuten, der  ihr  Ehemann  angehörte,  zu.  Die  Nutzungen  sind 
daher  nicht  etwa  auf  ihre  eigenen,  vor  Eingebung  der  Ehe 
vorhanden  gewesenen  persönlichen  Verhältnisse  zurückzuleiten. 
Um  so  widerspruchsvoller  wäre  es  dann  aber  auch,  wenn 
solche  Nutzungen,  deren  die  Beklagte  erst  durch  die  Person 
ihres  Ehemannes  hindurch  teilhaftig  wurde,  als  Vermögen 
angesehen  werden  müssten,  das  der  Ehefrau  während  der 
Ehe  angefallen  und  von  ihr  dem  Ehemann  zugebracht  worden 
wäre.  Dem  Standpunkte  des  bernischen  ehelichen  Güter- 
rechtes entspricht  es  besser,  wenn  solche  Nutzungen  als  Er- 
rungenschaft  in  weiterem  Sinne  betrachtet  werden,  auf  welche 
der  Ehemann  das  Recht  hat  und  wofür  er  der  Frau  nicht 
verantwortlich  wird.  Dazu  kommt,  dass  die  jährlich  zur 
Verteilung  gelangten  Zinsüberschüsse  keine  namhafte  Höhe 
erreichten,  von  einem  Vermögensanfall  also  im  Sinn  von 
Satz.  88  C. ,  welche  offenbar  Kapital-  oder  Stammvermögen 
im  Auge  hat,  nicht  gesprochen  werden  kann ;  denn  diese  nicht 
bedeutenden  Bezüge  dienen  ihrer  Natur  nach  viel  eher  dazu, 
für  den  Lebensunterhalt  der  bezugsberechtigten  Person  ver- 
wendet und  verbraucht  zu  werden.  Gegen  die  Natur  dieser 
Erträgnisse  als  Kapitalvermögen  und  damit  gegen  ihre  Quali- 
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ala  zugebrachtes  Gut  spricht  auch  nooli,  dass  sie  zuta 
keine  sichere  Berechnung  zulassen,  sondern  soirohl 
lioh  ihrer  Dauer  als  ihres  Ertrages  einen  ganz  unbe- 
n  Wert  haben,  daher  auch  nicht  geeignet  sind,  als 
ensbe  stau  dt  eile  in  das  hiezu  bestimmte  Yerzeichnis 
mmen  zu  werden. 

(Zeitschr.  dsB  Bern,  Jnr.  Ver.  SXVIII  S.  105  ff.  I>er  Herau- 
ber  der  ZeitBchr.  bemerkt  daza:  Die  Frage  iat  von  grosser  Trag' 
lite,  uameatlich  weil  aach  der  kapitalisierte  Arbeltserweib  der 
lefran  nach  den  nämlichen  Gmudüätzeu  zn  behandeln  wäre.) 


ht    des    Ehemanns    auf    Kutzung    des 
enguts    auch    bei    G e t re n n t 1 eb e n    der 
Ehegatten. 

3  Eheleute  B.  leben  wegen  UnTerträglichkeit  von  ein- 
etrennt,    ohne   geschieden    zu     sein.     Infolge     daron 

üemeinderat  Wasen  die  Prau  und  deren  Vermögen 
las  Waisenamt  gestellt,  welcher  Beschlusa  vom  Ke- 
arate  bestätigt  und  vom  Ehemanne  nicht  angefochten 

Letzterer  verlangt  nun  aber  alle  Zinse  des  Frauen- 
r  sieb,  behauptend,  dass  ihm  die  Frau  ohne  Grund 
tlaufen  und  durchaus  im  Stande  sei,  ihr  Brot  selber 
ienen,  er  aber  das  gesetzliche  Recht  auf  die  ffatzung 
jrmögens  noch  habe,  da  die  Ehe  nicht  geschieden  sei. 
rieht  erkannte,  dass  das  Waisenamt  Wasen  verpflichtet 
I  ÜberschuBS  der  Zinse  des  Frauengutes,  soweit  er  zu 
ibensunt erhalt  der  Frau  nicht  notwendig  ist,  an  den 
n  auszuzahlen. 

>tive:  Durch  Verfügung  des  Gemeinderats  und 
.ngsratsbeschluss  ist  die  Vogtei  und  Verwaltung  des 
Vermögens  dem  Ehemann  B.  aberkannt  und  das  Recht 
ezug    der    Zinsen    aut    das  Waisenamt    als    nunmehr 

1  Vormund  übertragen  worden  und  zwar  in  dem  Sinne, 
r  Zins  vun  diesem  Vermögen  zum  Lebensunterhalt  der 
i.  zu  verwenden  sei.  Gegen  diese  Verfügungen  hat 
emann  keine  rechtlichen  Schritte  getan,  er  hat  sie 
ti lisch weigend   anerkannt.     Hingegen    soll  nach  Ldb. 

2  das  Frauengut  in  der  Ehe  weder  wachsen  noch 
en,  und  hat  demnach  der  Ehemann  das  Recht  auf 
tssung  desselben,   so  lang   die  Ehe   zu  Recht  besteht. 
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6.  Kanton  Basellandschaft.    Urteil  des  Obergerichts 

vom  24.  April  1891. 

Miteigentümerzugrecht. 

E.  V.  in  L.  verkaufte  eine  obere  Behausung  nebst  An- 
teil Sobenne  u.  s.  w.  Die  Besitzerin  der  unteren  Wohnung 
machte  das  Zugrecht  geltend  gemäss  L.  0.  §  161;  Abs.  1: 

„Wena  ihrer  zwei  oder  mehrere  ein  Haas  •  .  .  gemeinsam- 
lieh  besitzen,  and  einer  der  Inhaber  seinen  Anteil  verkauft,  soll 
demjenigen,  der  anch  schon  Teil  daran  hat,  das  Zugrecht  gestattet 
sein.* 

Der  Käufer  bestritt  die  Zulässigkeit  des  Zuges:  gemein- 
samlicher  Besitz  im  Sinne  des  Gesetzes  liege  nur  vor^  wenn 
eine  Liegenschaft  von  zwei  oder  mehreren  gemeinsam  er- 
worben und  unverteilt  benutzt  werde;  die  beiden  Wohnungen 
seien  aber  vollständig  abgeschieden  und  auch  schon  mehr- 
mals getrennt  verkauft  worden;  der  Umstand,  dass  einzelne 
Treppen  sowie  das  Hausdach,  das  Scheunentenn  und  der 
Abtritt  gemeinschaftlich  seien,  lassen  noch  nicht  auf  gemein- 
samlichen  Besitz  des  ganzen  Hauses  schliessen.  Diese  An- 
sicht wurde  vom  Bezirksgericht  Waidenburg  gebilligt,  vom 
Obergericht  dagegen  verworfen,  demgemäss  das  Zugrecht  in 
2ter  Instanz  anerkannt. 

Motive:  Eine  getrennte  Benützung  eines  Hauses  lässt 
noch  keineswegs  auf  ein  getrenntes  Eigentum  desselben 
schliessen.  Ein  solches  ist  überhaupt  nicht  denkbar,  solange 
daa  getrenrit  benützte  Haus,  wie  im  vorliegenden  Fall,  auf 
gemeinsamem  Grund  und  Boden  und  unter  gemeinsamem 
Dache  steht,  die  Umfassungsmauern,  Decken,  Böden  u.  s.  w. 
die  gleichen  sind,  alles  Teile  des  Ganzen,  ohne  welche  weder 
das  Eigentum  des  einen  noch  des  andern  bestehen  kann» 
Der  Besitz  eines  solchen  Hauses  bleibt  ein  gemeinsamer  im 
Sinne  des  §  161  L.  0.,  auch  wenn  die  Benützung  der  ein- 
zelnen Räume  desselben  zwischen  den  einzelnen  Eigentümern 
ausgeschieden  worden  ist.  Die  Anschauung  der  1.  Instanz, 
als  ob  der  §  161  nur  die  Fälle  von  ideellem  Eigentum  im 
engern  Sinne  dieses  Wortes  im  Auge  habe,  findet  in  dem 
Wortlaut  der  betreflfenden  Gesetzesstelle  keinen  Haltpunkt 
und  würde  deren  bisheriger  Anwendung  widersprechen.  Die 
Gründe,  welche  zur  Aufstellung  des  Zugrechtes  aus  gemein- 
samem Besitze  geführt  haben,  treffen  in  erhöhtem  Masse  auch 
da  ZU;  wo  die  Benützung  der  einzelnen  Bäume  von  den  Eigen- 
tümern getrennt  stattfindet. 
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6.  Ganton  de  Fribourg.    Arret  de  la  Gonr  d'appel 

du  19  ootobre  1892. 

Droit  d'6tablir  des  vues  sur  rhiritage  Toisin 
entre    propriit^s    s6par6es    par    un    terrain 

affecti   k  l'usage  comman. 

B.  H.  a  ätabli  des  vaes,  soit  deux  petites  fenStres  dans 
le  mar  de  sa  maison  se  trouvant  sur  Taligneraent  des  limites 
de  sa  propri6t6  et  faisant  face  k  la  maison  et  cour  de  A.  M. 
La  propri^tä  H.  est  limit^e  du  c6t6  de  la  propriötö  M.  par 
an  canal-egout  ä  ciel  ouvert;  ce  canal,  säparant  les  fonds 
des  parties,  est  la  propriet^  de  la  commane.  A.  M.  a  con- 
stituä  H.  de  murer  les  fen^tres,  en  inroqaant  Part.  493  Code 
civil  frib.^)  H.  a  tirä  une  exception  d'irrecevabilit6  du  fait 
que  Tespace  compris  entre  les  fonds  des  parties  est  da  do- 
maine  public.  Le  Tribunal  de  1''*  instance  a  reconna  A.  M. 
bien  fonde  dans  sa  demande,  mais  la  Cour  d'appel  Ta  d6bout6 
de  ses  conclusions. 

Motifs:  Le  Tribunal  da  Lac  a  reconnu  que  la  rögle 
de  l'art.  493  C.  c,  applicable  meme  au  cas  ou  les  deux  fonds 
n'^taient  pas  immädiatemenl  adjacents,  souffrait  une  excep- 
tion  lorsque  le  fonds  interm^diaire  est  une  voie  publique; 
mais,  s'appuyant  sur  Topinion  de  Demolombe,  11  p.  47, 
Mourlon,  IV  p.  795,  Pardessus,  X  p.  458,  il  a  refus6  d'Ätendre 
cette  exception  au  cas  ou  le  fonds  interm^diaire,  bien  que 
du  doniaine  public,  n'a  pas  les  caractäres  d'un  passage  public 
et  ne  constitue,  comme  dans  Tesp&ce,  qu^un  canal-egout.  Or 
cette  opinion  ne  reflete  point  le  dernier  6tat  de  la  jurispru- 
dence.  Dans  un  arret  du  18  janvier  1859,  la  Cour  de  Cas- 
sation frangaise  a  pos6  le  principe  que  la  distance  prescrite 
pour  r^tablissenient  de  vues  droites  et  obliques  sur  Thöritage 
voisin  n'est  pas  obligatoire  entre  propri6t6s  söparAes  par  un 
terrain  affectä  k  Tusage  et  aux  besoins  g^näraux  d'une  com- 
mune, alors  mdme  que  ce  terrain  ne  pr<^senterait  pas  les 
caract^res  d'une  rue  ou  d'un  passage  public  et  que,  par 
exemple.,  il  ne  servirait  qu'ä  rScoulement  des  eaux  pluviales 
ou  des  immondices  de  la  commune. 

On  ne  saurait  se  refuser  k  sanctiormer  une  semblable 
Solution  en  droit  civil  fribourgeois.  Les  ägouts  publics  sont, 
au   meme   titre   que   les   rues,    partie  int^grante  du  domaine 


')  Art.  493:  Od  ne  peat  ^tablir  des  vues  droites  on  fenStres  ...  sur 
le  fonds  clos  on  non  clos  de  «on  voisin,  s'il  n'j  a  nenf  pieds  de  distance 
entre  le  mnr  ou  on  les  pratiqae  et  le  dit  fonds. 
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pnblic  et  ne  sanraient  6tre  confondus  avec  le  doinaine  patri- 
monial  de  TEtat  ou  des  communes,  paisquUIs  sont  affect^s  k 
l'usage  et  aux  besoins  gSneraux  des  habitants.  II  Importe 
peuy  dhs  loTSf  qae  le  fonds  intermidiaire  ne  seit  pas  consacrS 
aa  passage  des  individus«  L'usage  que  les  babitants  peu^ent 
faire  du  domaine  public  n'^tant  pas  limit^,  il  en  rSsulte  qu'iU 
peuvent  s'en  servir  pour  y  ouvrir  des  vues  (Laurent,  VIII 
Nr.  50  p.  73). 

(Journal  des  Tribunaui,  1892  Nr.  46.) 


7.  Kanton  Luzem.    Urteil  des  Obergreriohts 

vom  9.  Juli  1891. 

Servitut  oder  Reallast?  Aufkündbarkeit 

der  Reallasten. 

Die  Eorporationsgemeinde  B.  hat  das  Recht,  auf  der 
Liegenschaft  der  Frau  E.  M.  das  Eichenholz  zu  20  Brücken 
und  andern  baulichen  Vorrichtungen  der  Gemeinde,  sowie 
zirka  3  Klafter  Holz  per  Jahr  zu  Händen  des  Pfarramts  zu 
beziehen.  Sie  beschloss,  diese  Lasten  zur  Abbezahlung  auf- 
zukünden.  Frau  M.  bestritt  die  Aufkündbarkeit  und  die 
Gemeinde  erhob  nun  die  Klage,  gestützt  auf  §  12  der  Staats- 
verfassung und  das  Gesetz  über  Loskauf  von  Zehnten  und 
Grundzinsen  von  1803,  1804  und  1806.  Das  Obergericht  wies 
die  Klage  ab. 

Motive:  Die  Parteien  haben  sich  in  erster  Linie  dar- 
über gestritten,  ob  die  Beschwerde  als  Servitut  oder  als 
anderweitige  Last  zu  betrachten  sei.  Als  richtig  muss  an- 
erkannt werden,  dass  sie  den  Charakter  einer  Reallast  hat. 
Gemäss  Inhalt  des  Kaufbriefs  hat  Klägerin  das  Recht,  für 
eine  Reihe  von  Bedürfnissen  das  Holz  von  der  Liegenschaft 
zu  beziehen;  das  Korrelat  dazu  ist  die  Pflicht  des  Besitzers 
der  Liegenschaft,  so  viel  Holz  zu  liefern,  als  Klägerin  zur 
Bestreitung  jener  Bedürfnisse  nötig  hat.  Massgebend  für 
die  Pflichtigkeit  ist  also  das  Mass  des  Bedürfnisses  auf  Seite 
des  Berechtigten  und  nicht  das  Vorhandensein  des  Materials 
auf  der  Liegenschaft.  Die  Beklagte  bemerkt  selbst,  dass  sie, 
wenn  sich  auf  der  Liegenschaft  nicht  genug  Material  finden 
sollte,  solches  anderswoher  sich  beschaffen  könne.  Es  handelt 
sich  demgemäss  nicht  um  ein  einfaches  Beholzungsrecht,  wo- 
bei der  Berechtigte  lediglich  aut  die  vorhandenen  Holzbestände 
angewiesen  ist.    Die  Pflichtigkeit  der  Beklagten  ist  also  nicht 
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nur  ein  Dulden  (pati),  sondern  unter  umständen  auch  ein 
facere,  welch  letzteres  das  wesentliche  Kriterium  einer  Real- 
last bildet. 

Wenn  aber  Klägerin  aus  dieser  Natur  der  Beschwerde 
deren  Loskündbarkeit  folgern  will,  so  kann  dem  nicht  bei- 
gepflichtet werden.  Die  Verfassung  §  12  sichert  allerdings 
die  fortdauernde  Loskäufiichkeit  der  Zehnten  und  Grundzinse. 
Aber  an  und  für  sich  ist  diese  Garantie  ofl'enbar  bloss  zum 
Schutze  des  Pflichtigen  angestellt Es  ist  nun  frei- 
lich zuzugeben,  dass  die  Gesetzgebung  über  jenen  verfassungs- 
mässigen Grundsatz  der  Loskäuflichkeit  von  Seite  des  Pflich- 
tigen hinausgegangen  ist.  Durch  Nachtragsgesetz  zum  Ge- 
setz über  den  Loskauf  von  Grundzinsen  und  Zehnten  vom 
4.  Dezember  1861  ist  das  Recht  der  Ablösung  von  Grund- 
zinsen und  Zehnten  auch  den  Berechtigten  zuerkannt  worden. 
Aber  hier  handelt  es  sich  weder  um  eine  Zehntpflicht  noch 
um  eine  Grundzinslast,  welch  letztere  regelmässig  der  Aus- 
fluss  des  Eigentumsrechts  ist  und  mit  den  lehenrechtlichen 
Verhältnissen  zusammenhängt.  Dass  die  hier  in  Redß  stehen- 
den Beschwerden  ihrem  Ursprünge  nach  vielleicht  ebenfalls 
ein  Ausfluss  des  Eigentums  gewesen  sein  mögen,  ist  zwar 
nicht  unmöglich,  immerhin  aber  nicht  ersichtlich  und  wohl 
auch  kaum  wahrscheinlich;  die  Natur  der  Leistungen  wenig- 
stens führt  nicht  zu  dieser  Annahme,  da  es  sich  nicht  um 
regelmässig  jährlich  wiederkehrende,  sondern  bloss  zeitweise, 
für  den  Fall  des  Bedürfnisses  eintretende  Leistungen  handelt. 
Ein  gesetzlich  zugesichertes  Recht  zur  Aufkündigung  dieser 
Beschwerden,  bezw.  zu  deren  Umwandlung  in  Geldleistungen, 
besteht  also  nicht.  Dass  aber  ohne  besondere  gesetzliche 
Zusicherung  eine  solche  Befugnis  für  den  Berechtigten  nicht 
bestehe,  ist  für  einen  gleichartigen  Fall  hierorts  SQhon  früher 
entschieden  worden  (16.  Sept.  1889  i  S.  Siegrist  c.  Meier). 
Der  Berechtigte  hat  eben  nur  Anspruch  auf  die  Leistungen, 
welche  sein  Rechtstitel  vom  Verpflichteten  stipuliert,  und 
(abgesehen  von  den  Folgen  des  Verzuges  des  Schuldners) 
steht  dem  Berechtigten  eine  Befugnis  nicht  zu,  an  deren 
Stelle  Leistungen  anderer  Art  zu  verlangen.  Die  Beklagte 
ist  daher  nicht  gehalten,  die  Autkündbarkeit  und  Umwand- 
lung der  Beschwerden  anzuerkennen. 


f  • 
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8.  Kanton  Lnzem.    Urteil  des  Obergrerichts 

vom  13.  März  1891. 

Ni ch tübe r ga n g   des    rückbezahlten    Teils 
einer  6  ül  t  an  s  p  r  ach  e   auf  den   zahlenden 

Schuldner. 

J.  W.  hatte  an  eine,  auf  seiner  Liegenschaft  haftende 
Gült  im  Betrage  von  Fr.  3300  eine  Kapitalrate  von  Fr.  825 
abbezahlt,  hierauf  die  Liegenschaft  an  H.  und  F.  verkauft, 
wobei  die  Gült  in  vollem  Umfange  auf  dieselbe  vorgestellt 
wurde,  und  dann  die  abbezahlte  (rültrate  dem  K.  verpfändet. 
Später  geriet  J.  W.  in  Konkurs  und  K,  wollte  nun  als  Gläu- 
biger des  W.  sein  Pfandrecht  an  der  Gültrate  gegen  H.  und 
F.  geltend  machen.  Das  Obergericht  wies  aber  diese  Klage 
ab  und  erklärte  die  Gült  als  für  diesen  Betrag  durch  Ab- 
zahlung erloschen. 

Motive:  Es  liegt  im  Wesen  der  Zahlung,  dass  durch 
sie  die  gezahlte  Schuld  untergeht.  Trotz  der  besonderen 
Natur  des  hypothekarrechtlichen  Schuldverhältnisses  gilt  im 
allgemeinen  dieser  Grundsatz  auch  hier  und  besteht  eine 
Ausnahme  nur  insoweit,  als  das  Gesetz  eine  solche  statuiert. 
Nun  trifft  das  freilich  für  den  Fall  der  gesamthaften  Ab- 
zahlung einer  Gültschuld  zu,  mag  die  Aufkündigung  vom 
Schuldner  oder  vom  Ansprecher  ausgegangen  sein.  Für  diesen 
Fall  hat  gemäss  §  44  des  Handänderungs-  und  Hypothekar- 
gesetzes der  Schuldner  das  Recht,  das  abbezahlte  Instrument 
unentkräftet  ausbin  zu  verlangen,  und  die  Schuld  auf  der 
Liegenschaft  bleibt  bestehen.  Allein  für  den  Fall  bloss  ter- 
minweiser Abzahlung  gilt  das  gleiche  nicht,  und  es  ist  eine 
unrichtige  Anschauung,  dass  auch  in  diesem  Falle,  wie  bei 
der  gesamten  Abzahlung  die  Gültansprache  im  Masse  der 
geleisteten  Abzahlung  auf  den  zahlenden  Schuldner  übergeht 
oder,  wie  das  Urteil  der  ersten  Instanz  sagt,  der  zahlende 
Schuldner  im  Belaufe  der  Schuld  Mitanteilhaber  an  der  Gült 
werde.  Nicht  nur  stellt  das  Gesetz  diesen  Grundsatz  nicht 
auf,  sondern  aus  dem  diesfalls  massgebenden  §  46  des  cit. 
Gesetzes  in  Verbindung  mit  §  7  des  Ges.  über  die  Einzinserei 
geht  deutlich  das  Gegenteil  herrorj)    Die  letztere  Stelle  be- 


*)  §  46  Ges.  über  das  Handändernngs-  und  Hypothekarwesen  v.  6.  Juni 
1861:  Wenn  eine  terminweise  Abbezahlung  wirklich  erfolgt,  so  gelten  die 
Vorschriften  des  §  7  des  Ges.  über  die  Einzinserei. 

§  7  Ges.  über  die  Einzinserei  v.  5.  Oktober  1859:  Der  Gläubiger  ist 
pflicbtig,  dem  Schuldner  für  jede  geleistete  Zahlung   eine  Quittung  auszu- 
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dingt  im  Interesse  des  Verkehrs  lediglich  insoweit  eine  Aus« 
nähme  von  der  Regel,  dass  darch  die  terminweise  Abzahlung 
die  Gültschald  im  Masse  der  Abzahlung  untergehe,  als  für 
den  Fall,  dass  der  Schuldner  von  seinem  Rechte,  die  Ein- 
tragung der  Teilzahlung  in  das  Instrument  zu  Yerlangen, 
nicht  Gebrauch  gemacht  hat,  und  der  Ansprecher  das  un- 
entkräftete  Instrument  unter  VerheimlichuDg  der  Teilzahlung 
Feräussert,  dann  das  Instrument  in  den  Händen  des  neuen 
Gläubigers  als  vollgültig  zu  betrachten  sei.  Es  will  also  in 
diesem  Falle  der  gutgläubige  Erwerber  geschützt  werden. 
Dass  aber  dieses  Verhältnis  hier  nicht  gegeben  sei,  ist  klar. 
Der  Kläger  hat  nicht  das  unentkräftete  Instrument  vom 
Gläubiger  unter  Verheimlichung  der  stattgefundenen  Teil- 
zahlung erworben,  sondern  die  abbezahlte  Gültrata  Yom 
Schuldner  sich  verpfänden  lassen.  Das  Geschäft  selbst  be- 
dingte daher  ohne  weiteres  die  volle  Kenntnis  der  Sachlage. 
Der  Umstand,  dass  bei  der  der  Verpfandung  vorausgegangenen 
Handänderung  der  Liegenschaft  die  Gült  in  vollem  Betrag 
wieder  vorgestellt  wurde,  ist  ohne  Bedeutung.  Eine  Täuschung 
des  Klägers  konnte  dadurch  nicht  bewirkt  werden,  da  er 
ja  den  Sachverhalt  ohnehin  kennen  musste.  Objektiv  ist 
dieser  Umstand  dem  vorliegend  in  Frage  stehenden  Geschäfte 

fremd. 

(Verhandl.  de»  Obergerichts  1891,  Nr.  17.) 


9.  Kanton  Zürich.    Urteil  der  Appellationskammer  des 
Obergeriohts  vom  26.  Januar  1892. 

Schenkung     von    Schuldbriefen.      Erforder- 
nisse,   wenn    Schenker    und    B  r  ief  gl  ä  u  b  i  ge  r 
zugleich  Eigentümer   der   Pfandobjekte 
und    Briefschuldner    ist.      Natur    des 

Schuldbriefs. 

Der    am  26.  März    1891    verstorbene   H.   C.    hatte   am 
14.  März  gl.  J.  seiner  Ehefrau  laut  einer    unter  Mitwirkung 


stellen,  und  sie  überdies  in  das  Instrument  selbst  einzutragen Warde 

die  Eintragung  unterlassen,  ....  und  der  Gläubiger  das  Instrument  ver- 
äussern, unter  Verheimlichung  der  daran  erhaltenen  Zahlungen,  so  ist  das 
Instrument  in  den  Händen  des  neuen  Gläubigers  als  vollgültig  zu  betrachten 
und  die  Schuldner  haben  für  ihre  geleisteten  Zahlungen  nur  eine  personliche 
Ansprache  an  dem  früheren  Gläubiger. 
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des  Notars  errichteten  Schenkungsurkunde  vier  Schuldbriefe 
j,8chenkungsweise  zu  vollem  und  unbeschränktem  Eigentum^ 
übertragen  und  die  Briefe  gleichzeitig  übergeben.  Diese  re- 
präsentieren einen  G-esamtwert  von  1160  Fr.  Bei  sämt- 
lichen war  jedoch  der  Schenker  zum  Teil  selber  Schuldner 
(Einzinser).  Die  von  ihm  geschuldeten  Beträge  (Einzinser- 
raten)  bei  drei  von  diesen  Briefen  —  bezüglich  des  vierten 
herrschte  kein  Streit  —  belaufen  sich  auf  640  Fr.  Die  Erben 
des  Schenkers,  Töchter  aus  erster  Ehe,  fochten  diese  Schenkung 
bezüglich  der  Einzinserraten  an,  d.  h.  sie  verlangten,  dass 
die  Beklagte  yerpflichtet  werde,  den  vom  Erblasser  geschul- 
deten Betrag  von  Fr.  640  auf  den  Schuldbriefen  abschreiben 
ZQ  lassen.  Sie  machten  dafür  geltend,  soweit  dritte  Personen 
Schuldner  seien,  werde  in  der  Übergabe  der  Schuldbriefe 
eine  vollzogene  Schenkung  anerkannt;  bezüglich  derjenigen 
Beträge  jedoch,  für  welche  der  Erblasser  selbst  Schuldner 
sei,  sei  die  Constituierung  der  Schenkungsurkunde  und  die 
Übergabe  der  Schuldbriefe  —  da  die  entsprechenden  For- 
derungen durch  Confusion  untergegangen  seien  —  lediglich 
der  Errichtung  eines  entsprechenden  Obligos  gleichzusetzen. 
Für  diese  streitigen  Beträge  liege  demnach  nur  ein  gewöhn- 
liches Zahlungsversprechen,  mithin  keine  perfekte  Schenkung, 
sondern  ein  blosses  Scheukungsversprechen  vor,  welches  An- 
gesichts der  vorliegenden  Verhältnisse  ein  Schenkungsver- 
sprechen auf  den  Todesfall  und  deshalb  —  mangels  der 
Form  des  Vermächtnisvertrags  gemäss  §  1066  pr.  Gr.  B»  — 
ohne  rechtliche  Gültigkeit  sei. 

Die  Klage  wurde  von  beiden  Instanzen  abgewiesen. 

Gründe:  Die  Frage,  ob  in  der  Hingabe  der  drei 
Schuldbriefe  bezüi^üch  derjenigen  Quoten,  bei  welchen  der 
Erblasser  selbst  Schuldner  (Einzinser)  war,  eine  vollzogene 
Schenkung  liege,  ist  zu  bejahen. 

Schon  unter  der  Herrschaft  des  alten  pr.  G.  B.  hatte 
der  zürcherische  Schuldbrief  die  rechtliche  Natur  eines  zir- 
kulationsfähigen  Wertpapiers,  in  welchem  die  verbriefte  For- 
derung nebst  Pfandrecht  verkörpert  war  und  bei  welchem 
deshalb  bezüglich  der  Veräusserung  und  Verpfändung  die 
sachenrechtlichen  Grundsätze  zur  Anwendung  kamen  (§  844  flF. 
pr.  G,  B.  alt).  Dagegen  galten  die  allgemeinen  obliga- 
tionenrechtlichen Grundsätze  insoweit,  als  bei  Bezahlung 
der  Briefschuld,  sowie  bei  Vereinigung  des  Forderungsrechtes 
und  der  Schuldverpflichtung  bezw.  des  Pfandobjektes  in  einer 
Person  Forderung  und  Pfandrecht  untergiengen  und  lediglich 
der    gutgläubige    dritte    Besitzer    des    unversehrten    Schuld- 
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biiefes  berechtigt  war,  den  Inhalt  desselben  nach  wie  vor 
geltend  zu  machen  (§  849  a.  pr.  G.  B.,  UUmer,  Commentar 
Nr.  1253  und  1275).  Demgemäs  war  der  Schuldner  berechtigt, 
bei  völliger  Zahlung  die  Herausgabe  der  entkräfteten  Pfand- 
urkunde und  Löschung  im  Protokoll  zu  verlangen.  Indes 
hat  der  Verkehr,  insbesondere  gestützt  auf  §  849  cit.  und 
§  836,  wonach,  wenn  der  Schuldner  aus  dem  Geld  eines 
Dritten  zahlte,  der  Gläubiger  verpflichtet  war,  auf  Begehren 
des  Schuldners  den  Schuldbrief  mit  allen  Rechten  unversehrt 
an  den  neuen  Gläubiger  abzutreten,  auch  den  abbezahlten 
oder  infolge  von  Gonfusion  im  Besitze  des  Pfandschuldners 
befindlichen  Schuldbrief  als  einen  gültigen  negoziabeln  Wert- 
titel betrachtet. 

Das  neue  pr.  G.  B.  ist  dieser  Verkehrsanschauung  durch 
die  Aufstellung  verschiedener  neuer  Bestimmungen  gerecht 
geworden.  Nach  §  386  n.  pr.  G.  B.  steht  auch  dem  Schuldner 
die  Yeräusserung  und  Verpfandung  eines  abbezahlten  oder 
unversehrt  in  seine  Hand  übergegangenen  Schuldtitels  zu,  und 
demgemäs  bestimmt  §  396,  dass  bei  gänzlicher  Abzahlung 
der  Schuld  der  Gläubiger  verpflichtet  sei,  -^  nicht  nur  wie 
unter  altem  Rechte  dem  für  den  Schuldner  zahlenden  Dritten, 
sondern  —  dem  Schuldner  selber  die  Schuldurkunde  unent- 
krättet  herauszugeben.  Dem  gleichen  Grundsatze  entspricht 
die  ebenfalls  neue  Bestimmung  des  §  398  pr.  G.  B.,  wonach 
der  Pfandgläubiger  sich  die  Errichtung  neuer  Titel  an  Stelle 
eines  ihm  vorstehenden  zu  löschenden  Pfandrechtes  gefallen 
lassen  muss,  insofern  der  Eigentümer  der  ünterpfande  ein 
solches  Begehren  sofort  bei  der  Löschung  stellt  und  die  neuen 
Titel  zusammen  den  Betrag  des  bisherigen  Vorstandes  nicht 
übersteigen,  während  nach  dem  frühern  Rechte  (§  853)  der 
nachfolgende  Gläubiger  durch  die  Löschung  einer  Grundver- 
sicherung unbedingt  vorrückte. 

Angesichts  dieser  Gesetzesbestimmungen  ist  es  klar,  dass 
der  zürcherische  Schuldbrief,  sofern  er  noch  unversehrt  ist, 
auch  nach  einer  Abzahlung  oder  Vereinigung  des  Forderungs- 
rechtes  und  der  Schuldverpflichtung  in  einer  Person,  den 
Charakter  eines  gültigen  Wertpapieres  nicht  verliert,  viel- 
mehr nach  wie  vor,  auch  wenn  er  sich  im  Besitze  des 
Schuldners  befindet,  sich  als  ein  Vermögensobjekt  qualifiziert, 
welches  der  Inhaber  jederzeit  verwerten  kann. 

Diesen  prinzipiellen  Standpunkt  hat  das  Obergericht  schon 
in  seinem  Ereisschreiben  vom  24.  Dezember  1887  (Rechen- 
schaftsber.  1887  S.  167)  eingenommen,  wonach  ein  abbe- 
zahlter, aber  unversehrt  im   Besitze    des  Schuldners   befind- 
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licher  Schuldbrief  auch  Gegenstand  der  gerichtlichen  Pfändung 
aein  kann.  Übereinstimmend  damit  Schneider,  Commentar 
zum  pr.  Gr.  S.  §  386  Note  2,  wonach  ein  unter  den  Aktiven 
eines  Eonkursiten  befindlicher  ungelö8cht<^r  Schuldbrief;  dessen 
Schuldner  der  Konkursit  selber  ist,  unter  die  Konknrsaktiven 
autzunehmen  und  wie  ein  anderer  Werttitel  zur  Versteigerung 
zu  bringen  ist. 

Nach  dem  gesagten  liegt  in  der  Übergabe  der  streitigen 
Schuldtitel  an  die  Beklagte  auch  bezüglich  der  Einzinserraten 
eine  perfekte  Schenkung,  d.  h.  eine  Schenkung  von  beweg- 
lichen Wertobjekten. 

Anmerkung.  Eine  Minderheit  wollte  blosses  Schenkungs- 
versprechen  annehmen,  da  nach  früherem  Entscheide  der  Appel- 
lationskammer (Schw.  Bl.  f.  handelsr.  Entsch.  X  Nr.  23)  sich  ein 
solches  nicht  als  Versprechen  zu  schenken,  sondern  als  die  besondere 
Art  der  Schenkung  durch  Übernahme  einer  Schuldverpflichtung 
seitens  des  Schenkers  zu  Gunsten  des  Beschenkten  qualifiziere, 
also  als  vollzogene  Schenkung  durch  Verschaffung  einer  Schuld- 
forderung an  den  Beschenkten  auf  den  Schenker.  Das  liege  aber 
hier  vor.  In  der  Weiterbegebung  eines  Schuldbriefes  durch  den 
Schuldner  liege  nichts  anderes  als  die  Begründüng  eines  neuen 
Schuldverhältnisses,  nicht  die  Cession  eines  bestehenden 
Forderungsrechtes,  weil  das  Forderungsrecht  in  der  That  nicht 
habe  bestehen  können,  solang  Gläubiger  und  Schuldner  eine 
Person  gewesen.  Das  Gesetz  verlange  auch  keineswegs  die  Fort- 
dauer der  formell  nicht  gelöschten  Forderung  nach  eingetretener 
Konfusion.  Am  allerwenigsten  könne  §  398  pr.  G.  B.  n.  dafür 
angerufen  werden,  wonach  sofort  bei  Abbezahlung  eines  Titels  eine 
neue  Hypothek  in  dessen  Rang  eingestellt  werden  kann. 

(Schweizer  Blätter  f.  handelsr.  Entsch.  XI  Nr.  4.) 


10.  Kanton  Aargrau.    Urteil  des  Obergrerichts  vom 

23.  Januar  1890. 

Verfallzeit   und  Verj  ähr  un  gsb  egi  n  n  bei 
Schuldforderungen,  die  unter  Kündigungs- 
bedingung stehen. 

Laut  Schuldbrief  mit  Grundpfandverschreibung  vom  16* 
Dezember  1874  anerkannten  damals  vor  der  Fertigungsbe- 
hörde von  Frick  die  Geschwister  Sebastian  und  Bosa  Lämmli 
von  Oeschgen  der  Klägerin  (Mantelin'sche  Kaplaneistiftung, 


rif — r- 


84  Yerfallzeit  and  Verjährung  von  Schuldfordernngen. 

resp.  Kirchgemeinde  Prick)  ein  Bardarleihen  von  Fr.  800 
schuldig  geworden  zu  sein  und  verpflichteten  sich,  diesen  Be- 
trag „auf  eine  gegenseitige  vierteljährliche  Aufkündung*'  za- 
rüokzuhezahlen  und  inzwischen  zu  5  7o  zu  verzinsen.  AU 
Grundpfand  setzten  sie  ein  auf  Fr«  1200  geschätztes,  ihnen 
gehörendes  Stück  Rebland  ein.  Eine  frühere  Verhaftung 
mit  Fr.  330  war  aus  der  Darleihendsumme  zu  tilgen. 

Durch  Vertrag  vom  20.  November  1883  mit  Fertigung" 
vom  24.  Dezember  1883,  resp.  19.  März  1884,  kaufte  Se- 
bastian Lämmli  seine  Schwester  Rosa  von  ihrem  Anteil  an 
den  gemeinsamen  Liegenschaften  aus  und  es  wurde  die 
klägerisehe  Forderung  von  Fr.  800  durch  die  Fertigungsbe- 
hörde öschgcn  ausschliesslich  dem  Sebastian  Lämmli  als 
Auskäufer  zar  Bezahlung  überbunden  und  der  Klägerin  eine 
vom  17.  Juni  1884  datierte  Überbundsanzeige  zugestellt.  Im 
Jahr  1888  fiel  Sebastian  Lämmli  in  den  Geltstag  und  auf 
der  klägerischen  ursprünglich  Fr.  800  betragenden  Forderung 
ergab  sich  ein  Verlust  von  Fr.  676. 

Unter  Berufung  auf  die  §§  582,  583,  827  und  832  des 
A.  B.  G.,  wonach  ein  Anweiser  für  die  angewiesene  Forderung 
noch  3  Jahre  von  der  Anweisung,  resp.  der  Verfallzeit  der 
Forderung  an  haftet,  belangt  die  Klägerin  die  Rosa  Lämmli ^ 
resp.  deren  nunmehrigen  Ehemann  um  den  zu  Verlust  ge- 
rathenen  Forderungsbetrag.  Der  Beklagte  bestreitet  die  Klage 
wesentlich  aus  dem  Grunde  der  Verspätung  und  verlangt 
deren  Abweisung.  Das  Bezirksgericht  hat  den  Anspruch  der 
Klägerin  gutgeheissen,  wogegen  das  Obergericht,  dem  Appel- 
lationsbegehren des  Beklagten  entsprechend,  die  Klage  ab- 
gewiesen hat. ' 

Gründe:  Vorab  ist  zu  konstatieren,  dass  die  von 
beiden  Parteien  angerufenen  §§  582  bis  585  des  mit  dem 
1.  Mai  1850  in  Kraft  getretenen  aarg.  Sachenrechts  im  vor- 
liegenden Fall,  der  sich  auf  Thatsachen  aus  den  Jahren  1883 
bis  1888  gründet,  ganz  ausser  Betracht  fallen.  Deim  durch 
das  am  1.  Juli  1881  in  Kraft  getretene  Abänderungsgesetz 
vom  16.  November  1880  sind  die  erwähnten  §§  582 — 585 
und  so  auch  die  von  den  Parteien  namentlich  betonten  §§ 
582  und  583  aufgehoben  und  durch  andere  Bestimmungen 
ersetzt  worden. 

Was  nun  dieses  (ilesetz  von  1880  anbelangt,  so  kommen 
dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  das  bisherige  Prinzip  der 
Unteilbarkeit  des  Pfandrechts  abändern,  resp.  mildern,  im 
vorliegenden  Fall  nicht  zur  Erörterung;  es  handelt  sich  in 
Concreto  nur  um  die  persönliche  Haftbarkeit  der 


n«'  f  H  y  p  y  ■  •  •"^»  *  '■    '  r»  %^^TfT-^ —  "T  ^'""'-t'— T*;-^^- «r«-? •  ""  T»-r-  *j|"ii."vr^7^T 


Yerfftllzeit  und  Yerjährnog  von  Schaldforderangen.  85 

Rosa  Lämmli,  welche  ihren  Schaldenanteil  an  der  klägerischen 
Forderung  ihrem  Bruder  überbunden  hat.  Wohl  aber  ist 
massgebend  der  §  1,  wonach,  wenn  die  sämtlichen  für  eine 
Forderung  verschriebenen  Pfänder  auf  einen  neuen  Erwerber 
übergehen,  dieser  Erwerber  die  darauf  haftende  Schuld  zu 
übernehmen  und  die  Fertigungsbehörde  dieselbe  auf  ihn  an- 
zuweisen hat  (wie  dies  bei  dem  Auskauf  von  1883/84  ge- 
schehen); ferner  der  ebenfalls  auf  den  Fall  des  §  1  sich  be- 
ziehende §  4,  Absatz  2,  wonach  für  die  persöuliche  Haftbar- 
keit des  irühern  Schuldners  die  Bestimmungen  des  §  832 
des  A.  B.  G.  gelten. 

Dieser  §  832  bestimmt,  dass  für  angewiesene  Forderungen 
der  Anweiser  noch  drei  Jahre  vom  Tage  der  Anweisung  an 
haftet,  wenn  die  Forderung  bereits  verfallen,  und  wenn  sie 
nicht  verfallen,  3  Jahre  über  die  Yerfallzeit  hinaus. 

unter  Bezugnahme  auf  diese  Bestimmung  glaubt  nun 
die  Klägerin,  dass  ihr  Regress  auf  die  frühere  Schuldnerin 
ein  rechtzeitiger  sei,  denn  erst  durch  die  im  Juni  1887  er- 
folgte vertragsgemäss  vorgesehene  Kündung  an  den  neuen 
Schuldner,  respektive  durch  den  Ablauf  der  bezüglichen 
Kündungsfrist,  sei  die  in  Frage  stehende  Forderung  im  Sinne 
des  §  832  des  A.  B.  G.  eine  fällige  geworden;  zur  Zeit  der 
Uberbindung,  als  noch  keine  Kündung  vorgelegen,  sei  sie 
es  nicht  gewesen ;  die  dreijährige  Verjährung  der  Regress- 
klage habe  somit  erst  im  Jahr  1887  zu  laufen  begonnen  und 
sei  zur  Zeit  der  Anhebung  gegenwärtiger  Klage  noch  nicht 
abgelaufen  gewesen. 

Einen  andern  Standpunkt  nimmt  dagegen  der  Beklagte 
ein.  Nach  seiner  Darstellung  hat  die  Verabredung  einer 
Kündungsfrist  der  fraglichen  Forderung  die  Eigenschaft  der 
Fälligkeit  nicht  benommen ;  die  Verjährung  der  Regressklage 
habe  demnach  mit  dem  Tage  der  Fertigung,  24.  Dezember  1883, 
resp.  19.  März  1884  begonnen  und  sei  schon  am  20.  März  1887, 
jedenfalls  aber  drei  Monate  später  und  unter  allen  Umständen 
vor  Einreichung  der  vorliegenden  Klage,  resp.  der  Anhebung 
der  vorausgegangenen  Betreibung,  abgelaufen  gewesen. 

In  dieser  sachentscheidenden  Beziehung  muss  nun  der 
Auffassung  der  beklagten  Partei  zugestimmt  werden.  Mag 
auch  im  gemeinen  Recht  die  hier  zu  entscheidende  Frage 
eine  kontroverse  sein,  so  beruht  die  hierseits  geltende  Gesetz- 
gebung mehr  auf  dem,  theoretisch  zwar  angefochtenen,  allein 
entschieden  rationellen  Grundsatz,  dass  der  Lauf  der  Ver- 
jährung beginnt,  sobald  die  Herbeiführung  der  Nativität  des 
bezüglichen  Anspruchs  in   der  Willkür   des  Gläubigers  liegt. 
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Was  vorab  das  kantonale  Recht  anbelangt,  welches  ge- 
mäss Art  414  djes  0.  R.  mit  Bezug  aaf  Anweisung  grund- 
versicherter Forderungen  ausdrücklich  vorbehalten  ist,  so 
stellt  das  oberwähnte  Gresetz  von  1880  ziwei  verschiedene 
Verjährungsfristen  auf  mit  Bezug  auf  die  Ansprüche  eines 
durch  Wegfertigung  des  Pfandes  und  Überbindung  der  Pfand- 
schuld an  den  neuen  Eigentümer  gefährdeten  Grundpfand- 
gläubigers. 

In  §  3  bestimmt  es,  dass  der  Grläubiger  nach  erfolgter 
Anweisung  resp.  Überbindung  sofort  auf  das  Pfand  greifen 
und  dessen  ungesäumte  Liquidierung  verlangen  könne,  be- 
vor nachteilige  Veränderungen  in  demselben  eingetreten ;  für 
diese  Rechtsschritte  setzt  es  eine  Verjährungsirist  von  12 
Monaten  fest. 

In  §  4y  Absatz  2,  erklärt  es,  wie  bereits  erwähnt,  dass 
die  persönliche  Haftbarkeit  des  frühern  Eigen- 
tümers und  Schuldners  einstweilen  noch  fortdaure ;  zur  Wahr- 
ung diesfälliger  Ansprüche  bestimmt  es  eine  Frist  von  3  Jahren 
vom  Tage  der  Anweisung  resp,  Fertigung  an,  wenn  die  For- 
derung bereits  verfallen,  und  eine  gleiche  Frist  von  3  Jahren 
über  die  Verfallzeit  hinaus,  wenn  die  Forderung  zur  Zeit  der 
Fertigung  noch  nicht  verfallen  ist. 

Das  nämliche  Gesetz  bestimmt  aber  auch  mit  Bezug 
auf  die  Rechte  aus  dem  Pfandrecht  in  §  3,  Absatz  2  (s.  auch 
§  5,  Abs.  2),  wie  die  Verjährung  zu  berechnen  ist,  falls  eine 
Forderung  auf  Kündung  gestellt,  resp.  auf  Rundung  zahlbar 
ist.  Es  verwirft  die  Auffassung,  dass  in  diesem  Falle  es  dem 
Gläubiger  zustehe,  mit  seiner  Kündung  beliebig  zuzuwarten 
und  so  den  Eintritt  des  Beginnes  der  im  nämlichen  Para- 
graphen normierten  Verjährung  nach  Willkür  hinauszuschieben, 
sondern  es  verfugt,  dass  in  einem  solchen  Fall  die  12-monat- 
liche  Frist  nur  um  so  viel  sich  verlängere,  als  die  Aufkün- 
dungsfrist  beträgt.  Mit  Bezug  auf  die  persönliche  Haftbar- 
keit des  frühern  Schuldners,  resp.  die  daraus  sich  ergebenden 
Ansprüche  des  Gläubigers,  §  4,  Abs.  2,  wiederholt  es  aller- 
dings, den  in  §  3,  Absatz  2  aufgestellten  Grundsatz  nicht. 
Allein  wenn  das  nämliche  Spezialgesetz  für  zwei  Arten  aus 
dem  nämlichen  Rechtsverhältnis  sich  ergebender  Rechtsan- 
sprüche gesondert  Verjährungsfristen  aufstellt  und  für  die 
eine  Art  bestimmte  Anordnungen  hinsichtlich  des  Beginns 
der  Verjährung  trifft,  so  muss  diese  Anordnung  doch  auch 
in  der  andern  Eventualität  gelten,  sobald  sie  durch  dieses 
Spezialgesetz  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist,  eine  Vor- 
aussetzung, welche  weder  bei  dem  §  4,  Absatz  2,   noch  bei 
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dem  daselbst   citierten   §  832  des  A.  B.  G.  zutrifft.     Sieli6 
auch  §  13  des  A.  B.  G. 

Eine  rerschiedenartige  Beantwortang  einer  und  derselben, 
aus  diesem  nämliohen  Gesetz  sich  ergebenden  Rechtsfrage, 
je  nachdem  der  eine  oder  andere  Fall  dieses  Gesetzes  Tor-^ 
liegty  würde,  sofern  nicht  ganz  bestimmte  materielle  Gründe 
hiefür  geltend  gemacht  werden  können,  der  Bechtskonsequenz 
widersprechen.  Solche  besondere  Gründe  zu  einem  je  nach 
der  tatsächlichen  Voraussetzung  verschiedenartigen  Entscheid 
liegen  aber  mit  Bezug  auf  die  streitige  Frage  nicht  Yor; 
im  Gegenteil,  der  §  3  wie  der  §  4  des  erwähnten  Spezial- 
gesetzes verfolgen  den  nämlichen  Zweck:  möglichst  bsüd  die 
aus  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Eigentümers  und  Pfand* 
Schuldners  für  den  Grundpfandgläubiger  sich  als  notwendig 
ergebenden  Rechtsschritte  einem  definitiven  Abschluss  ent- 
gegenzuführen und  in  die  hypothekarischen  Forderungs-  und 
Schuld- Verhältnisse  Klarheit  und  Ordnung  zu  bringen.  Dieser 
Zweck  würde  aber  vollkommen  vereitelt,  wenn  dem  Grund* 
pfandgläubiger  das  Recht  zugestanden  würde,  den  Regress 
auf  den  frühern  Pfandschuldner  sich  auf  lange  Jahre  hinaus 
vorzubehalten,  dadurch,  dass  er  dem  neuen  Schuldner  gegen- 
über die  ihm  zustehende  Kündung  nach  Belieben  und  Will- 
kür verschiebt. 

Dass  das  aargauische  Recht,  welches  bei  Erlass  des 
Gesetzes  von  1880  noch  in  Kraft  war,  überhaupt  bei  einer 
auf  Kündung  gestellten  Forderung  die  Kündung  nicht  als 
Voraussetzung  des  Beginns  der  Nativität  der  Forderung,  son- 
dern als  eine  vertragsmässige  Verlängerung  der  zur  Geltend- 
machung des  Anspruchs  gewährten  Frist  betrachtete,  erhellt 
deutlich  aus  den  gegenwärtig  allerdings  aufgehobenen  §§  584 
und  785  des  A.  B.  G. 

Allerdings  lässt  der  hier  massgebende  §  832  des  A.  B. 
G.  die  Nativität  des  Regressanspruchs  erst  mit  der  Fällig- 
keit der  überbundenen  Forderung  eintreten.  Allein  aus  dem 
soeben  citierten  §  785  ergiebt  sich  aufs  deutlichste,  dass 
bei  auf  Kündung  gestellten  Forderungen  die  Kündung  nicht 
als  Voraussetzung  der  Fälligkeit  im  materiellen 
Sinn,  sondern  nur  als  Vorbedingung .  der  rechtlichen  Einfor- 
derung betrachtet  werden  muss.  Der  §  785  geht  demnach 
von  der  Annahme  aus,  dass  eine  Forderung  fällig  sei,  so- 
bald der  Gläubiger  es  in  der  Hand  habe,  durch  Kündung 
deren  Eintreibung  herbeizuführen.  Dieser  §  785  bestand 
bei  Erlass  des  Gesetzes  von    1880  noch  in   voller  Kraft,   er 
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bildete  einen  Bestandteil  des  damals  geltenden  kantonalen 
Hechts;  er  kann  und  darf  daher  zur  Interpretation  des  in  dem 
Gesetz  von  1880  angerufenen  §  832  benutzt  werden,  auoh 
wenn  er  in  der  Folge  durch  das  Schweiz.  Obligationenrecbt 
aufgehoben  worden  ist. 

Was  das  gegenwärtig  geltende  schweizerische  Obliga- 
tionenrecht anbelangt,  so  kommt  dasselbe  im  vorliegenden 
Fall  allerdings  nicht  zur  Anwendung,  obschon  es  sich  im 
Grande  genommen  nur  um  eine  Frage  der  „persönlichen 
Haftbarkeit"  (Gesetz  von  1880,  §  4,  Absatz  2)  und  nicht 
um  eine  eigentliche  pfandrechlliche  Frage  handelt.  Denn 
in  Art.  414  sind  offenbar  alle  mit  der  Anweisung  grand- 
versicherter Forderungen  direkt  zusammenhängenden  Rechts- 
fragen  dem  kantonalen  Recht  unterstellt,  gleichviel,  ob  sie 
mehr  saohenrechtlicher  (hypothekarischer)  oder  mehr  rein  for- 
derungsrechtlicher Natur  sind,  sonst  wäre  das  Gesetz  von 
1880  wenigstens  teilweise  ausser  Kraft.  Immerhin  mass 
konstatiert  werden,  dass  das  0.  R.  die  nämliche  Auffassung 
vertritt,  wie  das  kantonale  Recht,  denn  es  bestimmt  in  Art. 
149,  dass,  wenn  eine  Forderung  aut  Kündung  gestellt  ist, 
die  Verjährung  von  dem  ersten  Tage  an  zu  laufen  beginnt, 
auf  welchen  die  Kündung  zulässig  ist. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  in  concreto  die  Folgerung:  Wenn 
die  Klagpartei  sich  den  Regress  auf  die  frühere  Schuldnerin 
Rosa  Lämmli  wahren  wollte,  hätte  sie  die  Kündung  an  den 
Überbundsschuldner  Sebastian  Lämmli  und  nachher  dessen 
Betreibung  so  beförderlich  vornehmen  sollen,  dass  noch  binnen 
der  gesetzlichen,  um  die  Kündungsfrist  verlängerten  Zeit  von 
drei  Jahren  und  drei  Monaten,  Sebastian  Lämmli  vollständig 
exequiert  gewesen  wäre  und  dass  noch  binnen  gleicher  Frist, 
gestützt  auf  die  Verlustkollokation,  der  jetzige  Beklagte  tür 
den  Verlustbetrag  hätte  betrieben  werden  können.  Dies  ist 
nicht  geschehen,  obschon  es  möglich  gewesen  wäre;  auch 
wenn  als  Datum  der  Fertigung  und  der  damit  verbundenen 
Anweisung  der  19.  März  1884  angenommen  wird,  wäre  doch 
die  im  Juni  1888  gegen  den  Beklagten  angehobene  Betreibung 
eine  verspätete  gewesen, 

(Bericht  des  Ob.erger.  f.  d.  Jahre  1889  und  1890,  S.  56  C) 
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11.  Canton  de  Vaud.    Ju^ement  du  Tribunal  cantonal 

du  17  novembre  1891. 

Vente  de  b6tail.     Remise   ducertificatde 
sant^  par  l'inspecteur  au  non-propriitaire- 

vendeur.     Effet  civil. 

Dans  le  courant  de  TÄti  1888,  6.  üeltschy  a  remis  en 
hivernage  k  D,  Conod  deux  vaches  qui  sont  rest6es  inscrites 
au  chapitre  d'üeltschy  et  qui  ont  it^  remise&  k  Conod  avec 
des  certificats  d'hivernage.  Le  4  octobre  1888  Conod  a  de- 
mandö  k  Tinspecteur  du  b^tail  Ch.  Oulevay  un  certificat  de 
vente  pour  conduire  k  Orbe  Tune  des  vaches  hivernöes  cbez 
lui.  Ouleyay  lui  a  d6!ivre  ce  certificat  sans  l'assentiment  du 
propriStaire  Üeltschy.  Conod  a  vendu  ^lors  la  vache  k  un 
boucher  d'Orbe,  qui  en  a  pris  livraison  le  4  octobre  sur  la 
production  du  certificat  de  vente  dont  Conod  6tait  porteur. 
La  vache  avait  une  valeur  de  350  fr.  —  Conod  est  insolvable. 
Ensuite  de  ces  faits,  Üeltschy  a  ouvert  action  k  l'inspecteur 
Oulevay  concluant  k  ce  qu'il  soit  condamn6  ä  lui  payer 
350  fr.  k  titre  de  donimages-interöts.  Le  president  du  Tri- 
bunal du  district  de  Cossonay  lui  a  accord6  ses  conclusions 
et  le  Tribunal  cantonal  a  confirm6  ce  jugement. 

Motifs:  Ättendu  que  pour  pouvoir  vendre  cette  pifece 
de  b^tail;  Conod  devait  etre  porteur  d'un  certificat  de  santö. 

Que  le  dit  certificat  lui  a  6te  d61ivr6  par  Oulevay  au 
nom  de  G.  Üeltschy,  la  vache  litigieuse  etant  inscrite  au 
registre  du  b^tail  au  chapitre  de  celui-ci. 

Que  Conod  a  ainsi  pu  aliener  la  vache,  ce  qu'il  n'aurait 
pas  pu  faire  s'il  n'avait  obtenu  le  certificat  de  8ant6  pr6vu 
par  Tart.   117  §  d,  de  la  loi  sanitaire. 

Considirant  que  bien  que  la  dite  loi  ne  dise  pas  ez- 
press^raent  k  qui  peut  etre  d61ivr6  un  certificat,  il  rösulte 
oependant  de  l'usage  constant  dans  le  canton,  et  de  l'esprit 
de  la  loi,  que  cette  pifece  ne  peut  §tre  remise  qu'au  propriÄ- 
taire  du  b^tail  que  cela  concerne  et  non  k  un  tiers,  sauf 
l'autorisation  expresse  du  dit  propri^taire. 

Qu'Oulevay  a  ainsi  commis  une  faute  ou  une  imprudence 
en  delivrant  le  certificat  k  un  non-propri6taire. 

Attendu  que  bien  que  le  but  poursuivi  par  le  lÄgislateur, 
en  6tablissant  des  certificats,  soit  uniquement  de  faire  la 
police  du  b^tail  au  point  de  vue  sanitaire,  les  dits  certificats 
penvent  cependant,  dans  certains  cas,  d^ployer  des  effets 
civils. 

Gonsid^rant  qu'il  n'est  pas  6tabli,  il  est  vrai,  que  Conod 
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86  serait  trouv6  dans  rimpossibilit^  absolae  de  rendre  la 
räche  k  lui  remise  en  hivernage,  s'il  n'avait  pas  kt&  porteor 
du  certificat  de  sant^. 

Que  cependant  cette  vente  aurait  6t6  beaucoup  plus 
diffieile. 

Qu'en  effet;  Conod  n'aurait  pas  pu  sans  certificat  vendre 
la  vache  en  dehors  de  la  commune  oh  eile  se  trouvait  en 
hi^ernage. 

Que,  d&8  lorSy  la  faute  ou  Timprudence  d^Ouleray  a  faci- 
lito  Tacte  qui  cause  un  dommage  k  Ueltschy. 

Que  pour  d6gager  sa  responsabilit^,  Ouleraj  aurait  du 
etablir  que  la  perte  Sprouvee  se  serait  produite  m8me  en 
l'absence  de  toute  faute  de  sa  part. 

Que  cette  preuve  n'a  point  6t6  faite. 

(Journal  des  Tribunaax,  1891  Nr.  50.) 


12.  Canton  de  Gendve.    ArrSt  de  la  Cour  de  Justice  civile 

du  9  novembre  1801. 

Action  en  r6siliation  d'une  vente  d'immeuble 
par  suite   de  servitude   non   d^clarSe. 

Par  acte  du  22  juillet  1887;  la  veuve  Gos  a  vendu  aux 
consorts  Chenaud,  pour  le  prix  de  8200  fr.,  une  etendue  de 
terrain  de  17  ares  33  mfetres;  dans  cet  acte  eile  a  döclarö 
qu'elle  ne  connatt  l'existence  d'aucune  servitude  passive.  Par 
jugement  du  Tribunal  civil  du  21  mars  1890,  rendu  au  profit 
de  la  Commune  de  Plainpalais  oontre  les  consorts  Gh.,  il  a 
ktk  prononc6  que  cette  Commune  a  un  droit  de  servitude 
pour  Tecoulement  des  eaux  provenant  des  chemins  communaux 
sur  le  foss6  cadastr6  dans  la  propri6tä  des  consorts  Ch.,  et 
ceux-ci  ont  6t6  condamn6s  k  enlever  les  terres,  graviers  et 
materiaux  qui  obstruent  le  dit  fossi  et  k  le  retablir  dans 
son  ^tat  primitif.  Le  12  sept.  1890,  les  consorts  Ch»  ont 
forme  contre  dame  Gos  une  demande  tendant  k  la  r^siliation 
de  la  vente  du  22  juillet  1887,  k  la  restitution  du  prix  paye, 
et  au  paiement  d'une  somme  de  1500  fr.  k  titre  de  dorn- 
magesintir^ts.  Subsidiairement,  ils  ont  conclu  k  ce  que, 
dans  le  cas  od  le  Tribunal  ne  leur  allouerait  pas  leur  demande 
en  r^siliation,  il  leur  seit  allouS  une  somme  de  2000  1^.  de 
dommages-int6r6ts,  ind6pendamment  de  celle  de  1500  fr.  La 
dame  Gos  n^a  pas  conclu  au  d6boutement  pur  et  simple  des 
demandeurs,  eile  a  artical6  que  les  consorts  Ch.  n*avaient 
droit  qu'aux  dommages-int^rets  qui  r^sultaient,  pour  eux,  de 
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r^riction,  et  eile  a  conclu  k  la  nomination  d'experts  pour 
fixer  rindemnitä  qui  pouirait  §tre  dae  aux  demandeurs.  La 
Gour  de  Justice  civile  a  diclar^  mal  fond^e  la  demande  en 
r^siliation  de  la  vente,  mais  a  allouS  aux  demandeurs  la 
somme  de  410  fr.  ä  titre  de  dommages-int^r^ts. 

M  0  t  i  f  s :  GonsidSrant  qu'il  r6sulte  de  T^tat  des  lieux 
que  la  servitude  n'est  pas  d'une  teile  importance  qu^il  y  ait 
lieu  de  pr^simier  que  les  consorts  Ch.  n'auraient  pas  acbetä, 
s'ils  en  avaient  et6  instruits; 

Qu'en  effet,  le  fossä,  qui  longe  la  limite  ouest  de  leur 
fondsy  leur  laisse  toute  libertS  d'user,  comme  bon  leur  semble, 
dans  les  limites  du  contrat  de  rente  passS  entre  eux  et  dame 
Gros,  de  la  presque  totalit6  de  la  parcelle  vendue,  qu'il  est, 
d'ailleurs,  facile  ä  francbir  par  un  petit  pont  ou  aqueduc; 

Attendu,  dfes  lors,  qu'ils  ne  peu\rent  invoquer  en  leur 
faveur  Fart.  1638  C.  civil,  mais  bien  Tart.  1637,  aux  termes 
duquel  la  valeur  de  la  partie,  dont  Tacqu^reur  se  trouve 
6vinc6,  doit  lui  ^tre  rembours^e  suivant  Testimation  k  T^poque 
de  r^notion; 

Que  par  suite,  Tofire  de  dame  Gos.de  payer  la  valeur 
du  terrain  soumis  k  la  servitude,  d'apr^s  le  dire  d'experts, 
est  pleinement  satisfaotoire; 

Gonsiderant,  toutefois,  qu'il  n'est  pas  articul6  par  les 
parties  que  le  fonds  vendu  par  l'intim^e  aux  appellants  ait 
augmentä  ou  diminu6  de  valeur  depuis  l'^poque  de  la  vente ; 

Que  Sans  recourir  k  la  nomination  d'experts,  la  Gour  a 
les  6I6ments  suffisants  pour  estimer,  au  vingti&me  de  la  sur- 
face  du  fonds  vendu,  celle  qui  est  grev6e  par  la  servitude, 
et  pour  fixer,  par  cons^quent,  k  410  fr.,  le  montant  de  la 
somme  k  payer  par  dame  Gos  aux  consorts  Ghenaud. 

(La  Semaine  jadiciaire  1891,  Nr,  45.) 


13.  Ganton  de  Q-enöve.    Arröt  de  la  Cour  de  Justice  civil© 

du  3  septembre  1892. 

Assurance  contre  les  accidents.  Droit  de  la 
victime  k  une  indemnisation  totale  malgre 
sa  faute  partielle.  Imputation  de  l'indem- 
nit6  pay6e  par  l'auteur  de  l'accident  sur  la 

somme  due  par  l'assureur. 

Empeyta  et  Gie.  ont  contractu  auprfes  de  la  Winterthur, 
en  faveur  de  leurs  ouvriers  et  employ6s,   une  assurance  col- 
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lective  et  combin6e  contre  les  accidents.  Le  29  aoüt  1889, 
l'ouvrier  ßigolatti  a  kt&  bless6  gravement  ä  un  pied  par 
une  raachine  de  la  Gompagnie  des  chemins  de  fer  ä  voie 
streite.  Ce  sinistre  a  M  denoncö  k  la  Winterthur,  qui  a 
inform^  Empeyta  et  Cie.  que  rindemnitä  ä  eux  due  6tait  de 
829  fr.  50  cts.,  en  ajoutant  que  le  paiement  de  cette  indem- 
nit6  6tait  subordonne  k  Tissue  da  proc&s  intent^  par  Bigo- 
latti  ä  la  SociSt^  des  chemins  de  fer.  Cette  instance  ayant 
^t6  termin^e  par  un  arr^t  qui  a  condamoÄ  la  Societe  ä  paver 
k  ß.  500  fr.,  Empeyta  et  Cie.  ont  r^cIamÄ  a  la  Winterthur 
le  paiement  de  la  somme  de  fr.  829.  50.  La  Winterthur  a 
excipÄ  qu'elle  ne  devait  rien  parceque  Taccident  n'etait  pafi 
un  accident  professionnel ,  mais  un  accident  causS  par  un 
tiers,  et  k  Toccasion  duquel  E.  et  Cie.  n'ont  encouru  aucune 
responsabiliti;  que  R.  avait  6te  rempli  de  tous  ses  droits  et 
complfetement  indemnis6  par  Tindemnit^  payee  par  la  Societe 
des  chemins  de  fer;  qu'enfin^  en  obtenant  Tadjudication  de 
la  somme  r^clain^e,  B.  retirerait  un  b^neüce  de  son  accident. 
Le  Tribunal  de  1*"  instance  a  condamne  la  Winterthur  k 
payer  k  E.  et  Cie.  la  somme  reclam^e  sous  dSduction  de 
500  fr.,  raontant  de  Tindemniti  payie  par  la  Sociätö  des 
chemins  de  fer.  Les  deux  parties  ont  interjet6  appel  de  ce 
jugement.  La  Cour  de  justice  civile  a  allouÄ  a  £.  et  Cie. 
la  somme  de  340  fr. 

Motifs:  1.  Considirant  qu*il  importe  peu  que  la  respon- 
sabilite  civile  d'E.  et  Cie.  ait  etk  ou  non  engag6e; 

Qu'en  effety  aux  termes  de  l'art«  4  des  conditions  de  la 
police,  Tindemnitä  est  due  dans  tous  les  cas; 

Que  rintim6e  n'a  pas  etabli  que  Taccident  de  B.  n'etait 
pas  un  accident  professionnel; 

Qu'aucune  instruction  n'a  kt^  faite  sur  ce  point ; 

2.  Consid6rant  que  Tarr^t,  dans  la  cause  B.  contre  voie 
Streite,  a  d6cid6  souverainement  et  d6finitivement  que  Tacci- 
dent  survenu  k  11,  lui  a  cause  un  pr6judice  ävalu^  k  840  fr., 
sur  lesquels  il  a  et6  laissä  k  sa  charge  340  fr.,  k  raison  de 
la  faute  legere  par  lui  commise; 

Considerant  que  B.,  en  faveur  de  qui  ont  stipulS  E.  et 
Cie.,  doit  recevoir  une  pleine  et  entifere  indemnitÄ,  mais  ne 
peut  cependant  retirer  un  b6n6fice  de  son  accident; 

Qu'en  consequence  Pintim^e  ne  saurait  6quitablement 
dtre  condamn^e  au  paiement  d'une  somme  sup^rieure  ä 
340  fr.; 

Considerant,  d'autre  part,  que  si  B.  s^^tait  directeraent 
adress^  k  la  Winterthur    au   lieu   d'assigner   la   Soci6t6   des 


:*t'jy  4'.'. 


Testierföhigkeit  Bevogteter.  93 

chemins  de  fer,  rintim^e  eut  6t6  en  droit  d'appeler  en  ga- 
rantie  cette  soci^tö,  auteur  de  Taccident,  qui  par  8on  fait 
et  sa  faate  la  mettait  dans  le  cas  de  payer  les  indemnit&s 
stipuläes  dans  la  police^  et  qu'il  est  de  toute  ividence  que 
la  faute  de  Päppelte  en  garantie  ayant  6t6  demontrie)  eile 
eut  Ät6  condamn6e  k  relever  et  garantir  la  Winterthur  en 
tont  ou  partie. 

(La  Semaine  jndiciaire,  1892  Nr.  39.) 


14.  Kanton  Zürich.   Urteil  des  Obergrerichts  (Appellations- 

kammer)  vom  27.  Augrust  1802. 

Testierfähigkeit  eines  infolge  Anerkennung 
einer  ßevogtigungsklage   Bev^ogteten. 

Ein  von  J.  B.  errichtetes  eigenhändiges  Testament  fochten 
seine  Intestaterben  an,  weil  der  Testator  wegen  Verschwen- 
dung unter  Vormundschaft  gesetzt,  somit  nach  §  994  Pr.  Gr.  B. 
ohne  Zustimmung  der  Vormundschaftsbehörden  nicht  testier- 
iahig  gewesen  sei.  Es  hatte  nämlich  der  Gemeinderat  W. 
dem  Bezirksrat  beantragt,  den  J.  B.  wegen  verschwenderischer 
Lebensweise  zu  bevogten,  und  diese  Behörde  hatte  auch  über 
ihn  unter  Vorbehalt  gerichtlicher  Bestätigung  die  Bevog- 
tigung  erkannt  und  den  Bevogtigungsprojsess  bei  dem  Be- 
zirksgerichte anhängig  gemacht.  Nachdem  dann  aber  der 
Beklagte  mittelst  Zuschrift  erklärt  hatte,  dass  er  die  Be- 
vogtigungsklage,  bezw  die  über  ihn  verhängte  Vormundschaft 
anerkenne,  beschloss  das  Bezirksgericht,  der  Prozess  sei  als 
durch  Anerkennung  der  Klage  erledigt  abgeschrieben. 

Die  Testamentsanfechtungsklage  wurde  von  beiden  In- 
stanzen abgewiesen,  vom  Obergericht  mit  der  Begründung: 

Die  Grerichte  sind  immer  davon  ausgegangen,  dass  der- 
jenige, der  sich  freiwillig  unter  Vormundschaft  begeben  habe, 
fähig  sei,  ein  Testament  zu  errichten ,  welches  auch  der 
Grund  sein  möge,  aus  dem  er  sich  unter  Vormundschaft  he- 
geben. 

Aus  dem  Beschlüsse  des  Bezirksgerichts  ergibt  sich 
zwar,  dass  der  eingeleitete  Bevogtigungsprozess  als  durch 
Anerkennung  der  Klage  erledigt  abgeschrieben  wurde;  allein 
es  ist  nicht  richtig,  diesen  Beschluss  einem  Urteile  gleich- 
zustellen, wonach  der  Beklagte  wegen  Verschwendung  unter 
Vormundschaft  gestellt  worden,  denn  eine  Bevormundung 
wegen  Verschwendung  setzt  eine  Prüfung  des  Falles  durch 
das   (Bericht   voraus    und   kann    überhauot    nur    durch  Urteil 
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ausgesprochen  werden,  ähnlich  wie  zur  Ebesoheidung  die 
blosse  Anerkennung  der  Klage  nicht  genügt  Richtigerweise 
hätte  der  Bevogtigungsprozeas  nicht  als  durch  Anerhennang 
der  Klage  erledigt  abgescbriehen  werden  sollen,  sondern  des- 
halb, weil  der  Streit  infolge  der  Erklärung  des  Beklagten 
gegenstandslos  geworden  war.*) 

(Schweizer  Bl&tter  f.  baodehr.  Entgeh.  XI  Nr.  19.) 


Ungültigkeit  eines  eigenhändigen,  vom  Testator 
nicht  persönlich  deponierten  Testamentes. 

Der  am  4.  August  1891  verstorbene  Fridolin  Gürtler 
hatte  am  5.  August  1883  mit  Zustimmung  seines  Vaters  und 
Bewilligung  des  Regieriingarates  des  Kantons  Basellaiid  ein 
eigenhändiges  Testament  errichtet,  in  welchem  er  seine  Ge- 
schwister als  Erben  einsetzte.  —  Er  bewahrte  das  Testament 
bei  sich  aui.  Im  Jahre  1888  erkrankte  er  an  Gehirner- 
weichung, wurde  mundtot  erklärt  und  in  die  Irrenanstalt 
gebracht,  wo  er  bis  zu  seinem  Tode  blieb.  —  Nach  seiner 
Erkrankung  überbrachte  sein  Bruder,  der  zu  seinem  Kurator 
ernannt  worden  war,  das  Testament  einem  Notar  zur  Auf- 
bewahrung. Dieser  übergab  es  nach  dem  Tode  des  Testa- 
tors dem  Zivilgerichtsschreiber  mit  dem  Bemerken,  er  habe 
das  Testament  nie  als  in  rechtlich  wirksamer  Weise  deponiert 
betrachtet  und  daher  auch  nicht  in  sein  Register  eingetragen, 
da  der  Testator  zur  Zeit,  als  sein  Bruder  ihm  das  Testament 
überbrachte,  wegen  seiner  Geisteskrankheit  keinen  rechtlich 
wirksamen  Willen  mehr  hatte.  Das  Testament  wurde  am 
10.  August  1891  eröffnet.  Die  Konkursbehörde  Basel  als 
Vertretorin  des  am  22.  Januar  1873  in  Konkurs  geratenen 
Fridolin  Gürtler- Werdenberg,  des  Vaters  und  einzigen  Intestat- 
erben des  Testators,  erhob  Einsprache  und  verlangte  Un- 
gültigerklärung des  Testamentes.  Die  Testaments  erben  ver> 
fochten  die  Gültigkeit,  weil  alle  gesetzlichen  Requisite  er- 
füllt seien  und  das  Gesetz  nirgends  Deposition  durch  den 
Testator  persönlich  verlange. 

')  Kacb  dem  Torgehead  aaRgefahrten  hätte  aber  wohl  der  Proiee» 
nicht  abgeschrieben,  Bondern  trotz  der  AnerkeDDang  des  BekL  verbandelt 
werden  Bollen,  so  gnt  aU  ein  EbeecbeiduugaprozeBB. 

Die  Redaktion. 
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Das  Zivilgericht  erklärte  das  Testament  als  ungültig. 

Motive:  £s  ist  unzweifelhaft,  dass  das  streitige  Testa* 
inent  den  zur  Zeit  seiner  Errichtung  geltenden  formellen 
Vorschriften  entsprach,  somit  gültig  war.  Ebenso  unzweifel- 
haft aber  war  es  vom  1.  Januar  1886  an  ungültig,  so  lange 
es  nicht  deponiert  war  (§  108  des  Gesetzes  vom  10.  März 
1884). 

Es  fragt  sich  nun,  ob  es  durch  die  im  September  1888 
erfolgte  Deposition  wieder  zu  einem  gültigen  gemacht  werden 
konnte.  Diese  Frage  wäre  zu  bejahen,  wenn  die  Deposition 
durch  den  Testator  oder  einen  von  ihm  Beauftragten  erfolgt 
wäre.  So  wie  aber  die  Deposition  hier  erfolgt  ist,  muss  die 
Frage  verneint  werden.  Das  Gesetz  verlangt  in  §  59  ausser 
der  eigenhändigen  Niederschrift,  Datierung  und  Unterschrift 
noch  die  Deposition.  Diese  ist  eine  Bedingung  der  Gültig- 
keit Ein  beim  Testator  aufbewahrtes  eigenhändiges  Testa- 
ment ist  zweifellos  ungültig  und  auch  der  Beweis,  dass  sein 
Inhalt  dem  Willen  des  Testators  durchaus  entspricht,  kann 
es  nicht  zu  einem  rechtlich  gültigen  Testament  machen. 

Daraus  folgt,  dass  die  Deposition  eines  eigenhändigen 
Testamentes  zur  Testamentserrichtimg  selbst  gehört:  erst 
durch  diese  gibt  der  Testator  in  rechtlich  wirksamer  Weise 
seinen  Willen  kund,  daas  sein  Inhalt  nach  seinem  Tode  als 
sein  letzter  Wille  zur  Ausführung  gelangen  soll,  während  er 
anderseits  weiss,  dass  er  über  seinen  Nachlass  nicht  verfügt 
hat,  so  lange  er  sein  eigenhändiges  Testament  in  eigener 
Verwahrung  behält.  Die  Deposition  muss  also  unzweifelhaft 
mit  seinem  Willen  erfolgen,  mag  er  sie  nun  persönlich  vor- 
nehmen oder  durch  einen  von  ihm  Beauftragten  vornehmen  lassen. 

Hier  ist  nun  die  Deposition  des  vom  1.  Januar  1886  an 
ungültigen  Testamentes  erfolgt  in  einem  Zeitpunkt,  wo  der 
Verstorbene  infolge  seiner  Geisteskrankheit  und  Bevormun- 
dung keinen  rechtlich  wirksamen  Willen  mehr  hatte  und 
nicht  mehr  fähig  war  ein  Testament  zu  errichten  (§  55  des 
Erbrechtsgesetzes).  Das  Testament  entspricht  daher  den  ge- 
setzlichen Formen  nicht. 


16.  Kanton  Zürich.    Urteil  des  Kassationsgerichts 

vom  5.  Oktober  1891. 

Wechselseitiger  Erb  vertrag   oder  zwei  ein- 
seitige,   widerrufliche    Testamente? 

Am    12.  August    1888   schrieb    und    unterschrieb    Frau 
Marie  X.  in  Zürich  eine   mit    der  Überschrift    „Mein  eigen- 
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händiges  Testament^  versehene  Urkunde  des  Inhalts,  dass 
ihr  Mann,  wenn  er  sie  überlebe,  aus  ihrem  Nachlass  die  ge- 
setzliche Statutarportion  beziehen  solle,  ihren  Intestaterben 
Ton  ihrem  Nachlass  der  Pflichtteil,  ihrem  Mann  aber  der  Rest 
als  Eigentum  zufallen  und  ihm  auch  am  Pflichtteil  der  In- 
testaterben die  lebenslängliche  Nutzniessung  zustehen  solle. 
Der  Ehemann  X.  schrieb  und  unterschrieb  gleichen  Tags  eine 
als  „Mein  eigenhändiges  Testament^  bezeichnete  Urkunde, 
worin  bestimmt  ist,  dass  seiner  Frau,  wenn  sie  ihn  überlebe, 
das  von  ihr  in  die  Ehe  gebrachte  Grut  (Fahrhabe  und 
Fr.  22ÖOO0)  und  von  seinem  Nachlasse  alles,  was  ihr  gemäss 
§§  900  und  901  des  Pr.  Ö.  B.  als  Statutarportion  gebühre, 
zukommen  solle.  Beide  Eheleute  unterzeichneten  auch  noch 
gegenseitig  die  Urkunde  des  andern  und  brachten  gemeinsam 
und  persönlich  beide  Urkunden  am  16.  August  dem  Notar 
der  Stadt  Zürich  zur  Aufbewahrung  in  einem  versiegelten 
und  vom  Notar  vorschriftsgeraäss  mit  Amtssiegel  und  Nummer 
versehenen  Umschlag;  die  Urkunden  blieben  daselbst  bis  zum 
Tode  der  Frau  X.  (7.  Juli  1890).  Dann  wurden  sie  vom 
Notar  eröffnet  und  dem  Ehemann  übergeben.  Der  Umschlag 
trug  bei  der  Übergabe  an  den  Notar  die  vom  Ehemann  ge- 
fertigte Aufschrift  „Letzt willige  gegenseitige  Verordnung  der 
Eheleute  X.".  Der  gesetzliche  Erbe  der  Frau  X.,  ihr  Bruder, 
klagte  auf  Ungültigerklärung  der  letztwilligen  Verordnung 
seiner  Schwester,  weil  sie  Teil  eines  wechselseitigen  Erb- 
vertrages mit  dem  Beklagten  sei,  dieser  Vertrag  aber  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  entbehre,  und  eventuell, 
falls  die  Urkunde  der  Frau  X.  als  einseitige,  widerrufliche, 
letztwillige  Verfügung  autgefasst  werden  wollte,  auch  dieser 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Form  mangle. 

Die  Appellationskammer  des  Obergerichts  wies  die  Klage 
ab,  davon  ausgehend,  dass  zwar,  wenn  die  Eheleute  X.  bei  ihren 
Verfügungen  die  Meinung  gehabt  hätten,  einen  gegenseitigen 
Erbvertrag  in  der  Form  eines  eigenhändigen  Testaments  ab- 
zuschliessen,  dieser  Vertrag  wegen  Mangels  der  gesetzlichen 
Form  ungültig  wäre,  dass  aber  ein  darauf  gerichteter  Wille 
der  Eheleute  X.  nicht  dargethan  sei,  vielmehr  sie  einseitige 
widerrufliche  letztwillige  Verordnungen  in  Form  eigenhändiger 
Testamente  errichtet  haben.  Gegen  diesen  Punkt  wurde  Nichtig- 
keitsbeschwerde eingelegt,  mit  der  Behauptung,  dass  die  An- 
nahme, die  Eheleute  X.  hätten  sich  nicht  vertraglich  binden 
wollen,  aktenwidrig  sei,  und  eventuell,  dass  die  Annahme 
der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Formen  des  eigenhändigen  Testa- 
ments mit   klarem  Recht  in   Widerspruch    stehe.     Das  Kas- 
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sationsgericht  hob  das  Urteil  auf  und  erklärte  die  letztwillige 
Verfügung  der  Frau  X.  als  dem  Kläger  gegenüber  nicht 
vorhanden. 

Motive:  Es  ist  durch  die  Akten  festgestellt,  dass  die 
Eheleute  X.  durch  onerosen  Vertrag,  der  freilich  rechtlich 
nicht  wirksam  geworden  ist,  weil  er  zu  seiner  Gültigkeit 
einer  gesetzlichen  Form,  welche  die  Kontrahenten  nicht  be- 
obachtet haben,  bedurft  hätte,  sich  Erbrechte,  je  der  eine 
Ehegatte  am  Kachlasse  des  andern,  zugesichert,  also  auf  letzt- 
willige Verordnungen,  soweit  dadurch  die  zugesicherten  Erb- 
rechte verletzt  würden,  verzichtet  haben.  Diesen  Vertrags- 
willen haben  sie  unzweideutig  dadurch  ausgedrückt,  dass  jeder 
Kontrahent  die  Verordnung  des  andern  unterzeichnet  hat,  dass 
sie  ihre  Verordnungen  in  denselben  Umschlag  gelegt  haben, 
dass  dieser  Umschlag  von  einem  der  Kontrahenten  mit  der 
Überschrift  „Letztwillige  gegenseitige  Verordnung  der 
Eheleute  X."  versehen  worden  ist,  welcher  Ausdruck  hier 
zu  Lande,  wie  derjenige  „gegenseitiges  Testament"  stets  nur 
für  wechselseitige  Erbverträge,  niemals  für  sog.  reciproke 
oder  korrespektive  Testamente  gebraucht  worden  ist,  und  dass 
endlich  die  Eheleute  X.  gemeinsam  persönlich  ihre  Verord- 
nungen in  diesem  Umschlag  zur  Aufbewahrung  übergeben 
haben.  Die  Überschrift  „Mein  eigenhändiges  Testament" 
auf  beiden  Verordnungen  spricht  nicht  gegen  das  Vorhanden- 
sein eines  Vertragswiilens,  sondern  hat  offenbar  seinen  Grund 
darin,  dass  die  Kontrahenten  gemäss  §  1058  Pr.  G.  B.  ihren 
Erbvertrag  in  Form  eines  eigenhändigen  Testaments  haben 
errichten  wollen,  die  weiteren  Vorschriften  dieses  §  aber  miss- 
verstanden haben. 

Indessen  hat  jeder  der  beiden  Ehegatten  seine  Verord- 
nung als  eigenhändiges  Testament  bezeichnet  und  eine  aus- 
drückliche Bezeichnung  der  beiderseitigen  Verordnungen  als 
eines  Vertrages  findet  sich  in  ihnen  nicht.  Die  Annahme, 
dass  ein  Vertrag  vorliege,  ist  also  immerhin  nur  eine  Schluss- 
folgerung, und  wenn  der  Richter  diese  nicht  zieht  und  zu 
einer  entgegengesetzten  Auslegung  durch  Würdigung  eines 
gleichfalls  in  den  Akten  liegenden  Umstandes  gelangt,  so  ist 
der  Nichtigkeitsgrund  der  aktenwidrigen  Annahme  nicht 
vorhanden. 

Ist  somit  die  Annahme,  dass  die  zwei  letztwilligen  Ver- 
ordnungen nach  der  Meinung  ihrer  Errichter  einseitig  wider- 
rufliche gewesen  seien,  nicht  als  aktenwidrig  anfechtbar,  so 
widerspricht  dagegen  die  Annahme,  dass  diese  angeblich  ein- 
seitigen   und    widerruflichen    Verordnungen    formell   gültige, 
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eigenhändige  Testamente  seien,  klarem  Rechte,  nämlich  den 
§§  996,  997,  1041  und  1045  Pr.  G.  B. 

Zwar  widerspricht  es  nicht  einer  klaren  Gresetzesvor- 
Schrift,  dass  die  beiden  Verordnungen,  trotzdem  sie  mit  den 
Unterschriften  beider  Eheleute  versehen  sind,  als  zwei  eigen- 
händige Testamente  angesehen  werden ;  denn  es  ist  quaestio 
facti,  ob  durch  das  .Mitunterzeichnen  einer  andern  Person 
der  Wille  des  Erblassers,  widerruflich  zu  verfügen,  ausge- 
schlossen oder  zweifelhaft  wird,  oder  ob  der  Erblasser  aus 
irgend  einem  Grunde  nur  bezweckt  hatte,  dem  Mitunter- 
zeichner  vom  Inhalte  des  Verordneten  Kenntnis    zu    geben. 

Dagegen  widerspricht  es  klarer  gesetzlicher  Vorschrift, 
wenn  der  Vorderrichter  davon  ausgeht,  die  Art  und  .Weise 
der  Uebergabe  der  Verordnungen  an  den  Notar  Seitens  der 
Eheleute  X.  genüge,  um  jeder  derselben  die  rechtliche  Be- 
deutung einer  in  Form  des  eigenhändigen  Testaments  er- 
richteten einseitigen  und  widerruflichen  letztwilligen  Ver- 
fügung beizulegen.  Nach  klarer  gesetzlicher  Vorschrift*) 
hätten  die  beiden  Verordnungen,  um  die  rechtliche  Wirksam- 
keit eigenhändiger  Testamente  zu  haben,  jede  in  besonderm 
Umschlage  autbewahrt  und  der  die  letztwillige  Verordnung 
des  Ehemanns  enthaltende  Umschlag  mit  seinem  Namen, 
der  andre  mit  dem  Namen  der  Ehefrau  bezeichnet  werden 
sollen.  Alle  gesetzlichen  Bestimmungen  betreflend  das  ordent- 
liche (öfi'entliche  oder  eigenhändige)  Testament  gehen  von 
dem  Gedanken  aus,  zur  Gültigkeit  des  Testaments  sei  er- 
forderlich, dass  der  Testator  durch  Beobachtung  bestimmter 
Formen  beurkunde,  was  sein  einseitiger  Wille  betreflFend 
seiner  Verlassenschaft  sei,  und  auch  zu  rechtlich  wirksamer 
Aufhebung  oder  Änderung  des  einmal  errichteten  Testaments 
sei  erforderlich,  dass  der  Testator  vor  seinem  Tode  die  Än- 
derung seines  Willens  durch  Beobachtung  bestimmter  Formen 
beurkunde.  Daher  bestimmt  §  997,  dass  der  Notar  sich  von 
dem  Willen  des  Testators,  das  Testament  zu  hinterlegen, 
genügend  überzeugen,  und  nachdem  dies  geschehen,  das  ihm 
versiegelt  oder  unversiegelt  übergebene  Testament  mit  dem 
Amtssiegel  versehen  imd  auf  dem  Umschlag  Name  und  Wohn- 
ort des  Erblassers  bezeichnen  solle,  wenn  der  Umschlag  nicht 


')  Das  ist  doch  eine  kühoe  Behauptung.  Vielmehr  muss  das  Cassatioas- 
gericht  durch  eine  recht  künstliche,  um  nicht  mehr  zu  sagen,  Argumen- 
tation diese  „klare"  Vorschrift  herausdüfteln.  Das  Urteil  der  Appellations- 
kammer scheint  uns  der  Sachlage  entsprechender  und  richtiger. 
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tereits   diese  Bezeichnunfjr   trage.     Daher   hat   ferner   §  996 
lit,  b  (wonach  zur  Gültigkeit  eines  eigenhändigen  Testaments 
Übergabe  Seitens    des   Testators    an    einen  Notar  zur  Auf- 
bewahrung   erfordert   wird)    offenbar    nicht  den  Sinn,   es  ge- 
nüge,   um   einer  vom   Erblasser    eigenhändig   geschriebenen, 
datierten   und   unterschriebenen  Urkunde   die   rechtliche  Be- 
deutung eines  eigenhändigen  Testaments  beizulegen,  dass  die- 
selbe vom  Erblasser  dem  Notar  übergeben  worden  sei,  sondern 
es  muss   der  Notar  vom  Testator   oder  von   der   durch   den 
Testator   dazu   unzweifelhaft   bevollmächtigten  Person  davon 
unterrichtet    werden,    dass    das    ihm  Übergebene    die   Beur- 
kundung seines  einseitigen   letzten  Willens,    sein  Testament 
bedeuten    solle.     Daher  bestimmen    ferner   die  §  §  1041  und 
1042,  der  Testator  habe  zwar,  solange  er  lebe,  jederzeit  das 
Recht,  ein  errichtetes  Testament  aufzuheben  oder  abzuändern, 
es  müsse  aber  in  einer  der  im  Gesetze  bestimmten   Formen 
geschehen,  und  zu  diesen  Formen  gehört,   wenn  es  sich   um 
ein  eigenhändiges  Testament  handelt,  nach  §  1045  diejenige, 
dass    der  Testator   das  Testament   aus   der  Verwahrung   des 
Notars  zurücknimmt.    Hätten  die  Eheleute  X.  bei  Übergabe 
des  versiegelten  Umschlags  dem  Notar  erklärt,  derselbe  ent- 
halte   ihre  Testamente,    so   wäre    der  Notar   verpflichtet  ge- 
wesen, entweder  mit  ihrer  Ermächtigung  in  ihrer  Gegenwart 
den  Umschlag  zu  öffnen  und  jedes  der  Testamente  in   einen 
besondern  Umschlag  zu  legen  und  diese  besondern  Umschläge 
rorschriftsgemäss    zu    versiegeln    und    zu    bezeichnen,    oder 
Mangels    solcher  Ermächtigung  die  Empfangnahme   in   dem- 
selben Umschlage  zu  verweigern.     Da   aber  der  dem  Notar 
versiegelt  übergebene  Umschlag  die  Überschrift  „Letztwillige 
gegenseitige  Verordnung"  trug  und  diese  Überschrift  hier  zu 
Lande  dasselbe  bedeutet  was  wechselseitiger  Erbvertrag,  so 
hatte  der  Notar  keine  Veranlassung,  die  Empfangnahme  der 
übergebenen  Urkunden  und  deren  Aufbewahrung  in  dem  von 
den  Übergebern  versiegelten  und  überschriebenen  Umschlage 
abzulehnen.     Damit   hatte   sich  jeder  der  beiden  Ehegatten 
der  Möglichkeit  begeben,   ohne   persönliche  Gegenwart   oder 
sonst    genügend    festgestellte  Einwilligung    des   andern  Ehe- 
gatten das  im  Umschlag  Enthaltene  aus  der  Verwahrung  des 
Notars  zurückzuziehen.     Die  Ansicht  des  Vorderrichters,   es 
komnne  darauf  nichts  an,  weil  jedem  der  Ehegatten  die  Mög- 
lichkeit unbenommen  geblieben  sei,  sein  Testament  in  einer 
andern   als   der  in  §   1045   bezeichneten    Form    aufzuheben, 
widerspricht   den  §  §  1041   und  1042,   welche   dem  Testator 
das  Kecht  einräumen,  die  Aufhebung  oder  Änderung  des  Te- 
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staments  in  verschiedener  Weise  zu  bewerkstelligen.  Ver- 
zichtet der  Testator  auf  dieses  Recht,  so  beschränkt  er  sich 
von  vornherein  in  der  Möglichkeit,  vor  seinem  Tode  einer 
Änderung  des  von  ihm  beurkundeten  einseitigen  Willens  ge- 
setzlichen Ausdruck  zu  geben,  welche  Möglichkeit  zum  Wesen 
der  Testierfreiheit  gehört.  Ein  Testator  kann  thatsächlich 
gehindert  sein,  ein  neues  Testament  zu  errichten,  dagegen 
nicht  gehindert,  das  hinterlegte  eigenhändige  Testament  vom 
Notar  zurückzuziehen,  und  kann  thatsächlich  gehindert  sein, 
das  eigenhändige  Testament  da,  wo  er  es  hinterlegt  hat, 
zurückzuziehen,  dagegen  nicht  gehindert,  da,  wo  er  wohnt, 
ein  neues  Testament  zu  errichten. 

(Schweizer  Blätter  f.  handeUr.  Entsch.  X.  Nr.  22.) 


17.  Kanton  Baselstadt.    Urteil  des  Appellationsgerichtes 

vom  11.  April  1892, 

Prälegat  an  einen  Miterben. 

L.  A.  Perret  hatte  durch  Testament  seine  Ehefrau  zur 
Erbin  für  die  Hälfte  seiner  Yerlassenschaft  eingesetzt  und 
ausserdem  verfügt:  „dass  bei  der  Teilung  meiner  Hinter- 
lassenschaft meine  1.  Ehefrau  M.  L.  geb.  Senn  das  Recht 
haben  soll,  die  Liegenschaft  Eisengasse  Nr.  4  in  Basel  zu 
einem  Anschlagspreise  von  Fr.  55,000  auf  Rechnung  der  ihr 
laut  Testament  zustehenden  Ansprüche  an  die  Verlassen- 
schaft zu  übernehmen,  und  dass  meine  Erben  nicht  berechtigt 
sein  Süllen,  gegen  den  Willen  meiner  1.  Ehefrau  die  Ver- 
steigerung dieser  Liegenschaft  zu  verlangen."  Nach  seinem 
Tode  focht  sein  Sohn  erster  Ehe  diese  letztere  Verfügung 
an  und  verlangte  öffentliche  Versteigerung  der  Liegenschaft, 
weil  sie  weit  mehr  wert  sei  als  Fr.  55,(;00.  Bei  der  Inventar- 
aufnahme schätzten  zwei  Experten  die  Liegenschaft  auf 
Fr.  58,000,  zu  welchem  Betrage  sie  die  Wittwe  übernehmen 
zu  wollen  erklärte.  Die  erste  Instanz  erklärte  diese  testa- 
mentarische Verfügung  als  ungültig,  denn:  „sie  charakterisiere 
sich  ihrem  Inhalte  nach  nicht  als  Legat;  dies  wäre  der  Fall, 
wenn  die  Liegenschaft  ohne  weiteren  Zusatz  vermacht  wäre; 
sie  sei  vielmehr  eine  Reglierung  der  Erbteilung  durch  den 
Erblasser,  indem  sie  bestimme,  zu  welcher  Summe  sie  auf 
den  Erbteil  anzurechnen  sei.  Damit  enthalte  sie  aber  einen 
unzulässigen  Eingriff  in  das  den  Erben  allein  vorbehaltene 
Recht,    die  Auseinandersetzung  der  Erbschaft   vorzunehmen, 
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und  sei  unzulässig,  sobald  sich  einer  der  Miterben  dagegen 
auflehne"«  —  Das  Appellationsgericht  änderte  dieses  Urteil 
und  hielt  die  testamentarische  Verfügung  aufrecht. 

Motive:  Es  liegt  in  dieser  Verfügung  der  Wille  des 
Testators  ausgesprochen,  die  Liegenschaft  seiner  Ehefrau 
zuzuwenden,  sie  stellt  sich  also  nach  Sinn  und  Inhalt  als 
ein  Vorvermächtnis  (Prälegat)  zu  Gunsten  des  einen  Miterben 
dar,  und  hieran  wird  auch  nichts  durch  den  Umstand  ge- 
ändert, dass  der  Ehefrau  die  Zuwendung  unter  der  äusser- 
lichen  Form  der  Zuweisung  auf  ihren  Erbteil  gemacht  ist; 
es  ist  das  die  leicht  erklärliche  Folge  davon,  dass  die  Pflicht- 
teilsrechte der  andern  Erben  nicht  beeinträchtigt  werden 
konnten  und  daher  die  Liegenschaft  der  Ehefrau  unter  An- 
rechnung ihres  Wertes  vorausgegeben  wurde ;  die  Vertilgung 
verliert  dadurch  ihren  Charakter  als  Vorvermächtnis  nicht, 
sie  bleibt  ein  solches  unter  der  Auflage,  die  Summe  von 
Fr.  55,000  in  die  Erbmasse  einzuwerfen  (praelegatum  sub 
modo).  Es  bleibt  nun  nur  noch  die  Frage,  ob  durch  diese 
Verfügung  der  Kläger  in  seinem  Pflichtteilsrechte  verletzt 
sei.  Dies  wäre  der  Fall,  wenn  die  Liegenschaft  einen  höhern 
Wert  als  die  von  der  Beklagten  acceptierte  Schätzung  von 
Fr.  58,000  hätte.  In  diesem  Falle  wäre  die  letztwillige 
Verfügung,  das  Vorvermächtnis,  nach  §  52  des  Ges.  über 
ehel.  Güterrecht,  Erbrecht  und  Schenkungen  „nach  Verhält- 
nis auf  das  zulässige  Mass  zu  beschränken.^  Von  den  ver- 
schiedenen hiefür  in  Betracht  kommenden  Modalitäten  er- 
scheint es  im  vorliegenden  Falle,  entsprechend  dem  im  ge- 
meinen Rechte  dem  Teilungsrichter  anheimgegebenen  billigen 
Ermessen,  am  meisten  gerechtfertigt,  der  Beklagten  das  Recht 
einzuräumen,  die  Liegenschaft  zu  dem  von  ihr  im  Vorver- 
fahren angebotenen  Preise  von  Fr.  60,<  00  zu  übernehmen, 
mit  welcher  Summe  ein  allfälliger  Verkaufswert,  der  mög- 
licherweise über  den  von  den  Experten  ermittelten  Wert 
von  Fr.  58,000  zu  erzielen  wäre,  in  den  vorliegenden  Ver- 
hältnissen angemessen  berücksichtigt  ist. 


18.  Ganton  du  Valais.    Arret  de  la  Oour  d'appel  et  de 

Cassation  du  19  aoüt  1891. 

Testament  nul  pour  interdiction  du  testateur. 
Notion  du  mot  ,^simplicit6^. 

La  Cour  a   annul6  le  testament  de  P.  dress6   en  1873, 
par  les  motifs: 
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1®  qiie  le  testateur  a  6t6  interdit  en  1871  pour  cause  da 
simpliciii; 

2^  que  oette  interdiotion  n'a  point  6t6  lev6e  avant  sa 
mort; 

3^  que  dans  le  langage  uaitö  en  Yalais,  on  se  sert  du 
mot  simple  pour  d^signer  toute  personne  affligee  i'imbMUiU, 
dÜdiotisme  et  m§me  de  crdlinisme; 

4^  qu'en  consöquence  le  testateur  6tait,  k  la  date  du 
testainent,  sous  le  poids  de  la  presomption  d'incapacitS,  la- 
quelle  n'a  pas  6t6  dötruite  par  des  preuves  contraires. 

(Rapport  de  la  Cour  d'appel  pour  1891  p.  19.) 


10.  Canton  de  Vaud.    Jugrement  du  Tribunal  cantoncJ 

du  15  mars  1802. 

Preuve  par  t6  in  eins.     Questions  de  fait  ou 

questions  de  droit? 

J.-A.  Schaer,  propri6taire  de  Thötel  des  Trois  Couronnes 
k  Vevey,  a  conclu  k  ce  qu'il  plaise  k  la  Cour  prononcer: 
1.  que  dans  une  brochure  6ditle  par  Gr.  Bridel  et  Cie.  et 
intitul6e  Chemin  de  fer  Viege  Zermatty  l'annonce  imprim^e  sur 
papier  jaune,  intitul6e  Vevey,  doit  6tre  modifiie  dans  oe  sens 
que  les  inots:  „Les  principaux  hötels  de  Vevey  sont  le  Grand 
Hotel  de  Vev^ey,  le  Grand  Hotel  du  Lac  et  THötel  Mooser," 
doivent  ßtre  rcmplac6s  par  ceux-ci:  „Parmi  les  principaux 
hötels  de  Vevey  on  cite  le  Grand  Hotel  etc."  2.  Que  pour 
indemniser  Seh.  du  dominage  qui  lui  a  et6  caus^  et  qui  peut 
lui  6tre  cause  encore  par  la  vente  de  Touvrage  qui  renferme 
Tannonce  susmentionnee,  G.  Bridel  et  Cie.  doivent  lui  payer 
une  somine  de  5000  fr.  Le  demandeur  a  d6clar6  vouloir 
prouver  par  t6moins  les  allegu6s  suivants: 

„Nr.  4.  L'Hotel  des  Trois  Couronnes  soit  PHotel  Monnet 
est  le  plus  ancien,  le  plus  r^pute  et  le  plus  important  des 
grands  hötels  de  Vevey." 

„Nr.  18.  L'Hötel  des  Trois  Couronnes  a  eu,  depuis  un 
deini-sifecle  qu^il  existe,  et  a  encore  aujourd'hui  Tun  des 
Premiers  rangs  parmi  tous  les  hötels  suisses,  il  n'a  pas  cessä 
d'avoir  une  clientfeie  de  premier  ordre,  et  le  propriitaire 
actuel  a  fait  ä  Thötel  des  r^parations  et  des  installations  qui 
representent  un  capital  consid6rable." 

„Nr.  19.  Ind^pendannnent  de  ses  installations  et  de  sa 
clientfelc,    Thötel  des  Trois  Couronnes  est  le  plus  important 
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des  hötels  de  Vevey  et  Corsier,  comme  nombre  do  chambres 
et  comme  capital  indastriel.^ 

Les  d6fendeurs  se  aont  oppos^s  k  ce  genre  de  preuves, 
par  Je  motif  que  ces  all^guäs  constituent  des  apprSciations 
juridiques  qu'il  n*est  pas  permis  de  prouver  par  timoins. 

Statuant  par  jugement  incident,  le  präsident  de  la  Cour 
civile  a  admis  la  preuve  testimoniale  entreprise  par  Seh.  sur 
les  faits  4,  18  et  19.  Ge  jugement  repose,  en  substance,  sur 
les  considerations  ci-apr6s:  Ces  trois  faits  ne  renferment  pas 
des  appr^ciations  juridiques  ou  des  questions  de  droit,  telles 
qae  fraude,  dol,  mandat,  etc.  dont  la  Solution  testimoniale 
entrainerait  avec  eile  le  sort  du  procös  ou  trancherait  un  des 
moyens  de  droit  des  parties.  Ces  all6gu6s  visent  des  faits 
sur  lesquels  il  apparatt  que  des  t^moins  peurent  ätre  enten- 
dus  titilement  et  qu'il  serait  difficile  de  prouver  d'une  autre 
maniöre.  II  ne  suffit  pas,  pour  s'opposer  k  une  preuve  testi- 
moniale, d'affirmer  que  le  fait  contient  une  appr^ciation,  car 
en  räalitä  un  all6gu6,  quel  que  soit  le  soin  apportö  ä  sa 
rMaction,  renferme  presque  toujours  une  appreciation  plus 
ou  moins  nettement  affirmöe.  Pour  que  l'opposition  soit 
admise,  il  *  faut  que  T^nonciation  de  cette  appreciation  soit 
teile  que  sa  Solution  entratne  avec  eile  Tadmission  ou  le  rejet 
d'une  notion  juridique  ou  d'un  moyen  de  droit.  —  G.  Bridel 
et  Cie.  ont  recouru  contre  oe  prononcö  et  le  Tribunal  can- 
tonal  a  statuä  aiosi  qu'il  suit: 

Consid6rant  qu'on  ne  saurait  prouver  par  t6moins  ni  des 
apprSciations  juridiques,  telles  que  la  fraude,  le  dol,  etc.,  ni 
des  appreciations  techniques,  ni  m^me  des  appr^ciations  rela- 
tives k  des  circonstances  de  fait. 

Qu'en  Tespfece  les  all6gu6s  4,  18  et  19  portent  sur  le 
rang^  l'importance  et  la  r6putation  d'un  hötel. 

Qu'ainsi  ces  allägues  renferment  des  appreciations  qui  ne 
sauraient  ötre  soustraites  k  la  Cour  supirieure. 

Que  les  preuves  testimoniales  ne  peuvent  porter  que  sur 
des  faits  concrets,  les  all6gu6s  g6n6raux  qui  en  r6sultent  et 
qui  contiennent  des  appr6ciations  pouvant  faire  Tobjet  d'une 
autre  preuve  teile  que,  par  exemple,  l'ensemble  des  faits  de 
la  cause  ou  une  expertise. 

Que  s'il  en  6tait  autrement,  l'autorit^  judiciaire  sup6rieure 
serait  li^e  mdme  dans  ses  appreciations  par  des  Solutions 
de  fait,  et  se  trouverait  ainsi  privee  du  droit  qu'elle  a  de 
tirer  des  dSductions  gen6rales  des  faits  concrets  ^tablis  en 
la  cause. 

Que    les    considerations    qui    pr6cedent    s'appliquent    ä 
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rall6gu6  4,  puisque  cet  alleguö  a  trait  au  degr6  d'importance, 
de  r^putation  et  d'anciennetä  de  Thötel  des  Trois  Gouronnes 
par  rapport  aux  autres  grands  hötels  de  Vevey. 

Qu'il  y  a  lä  une  s^rie  d'appräciations  domin^es  elles- 
m§rae8  par  la  question  de  savoir  quels  soiit,  k  Vevey,  les 
Etablissements  qui  peavent  Stre  qualifi^s  de  grands  hOtels^ 
une  teile  question  ayant  aussi  le  caract6re  d'une  appr6ciation 
et  ne  pouvant  par  cons6qiient  pas  ötre  risolue  par  tfimoins, 

Consid6rant  qu'il  en  est  de  m^me  de  rall6gu6  18,  sauf 
pour  la  partie  de  cet  all6gu6  relative  aux  röparations  et 
am6Iiorations,  lesquelles  tombent  sous  les  seng  et  peuvent 
etre  constatSes  par  t^moins,  la  preuve  testimoniale  Etant  toute- 
fois  6cart6e  en  ce  qui  concerne  le  capital  oonsaeri  aux  r6pa- 
rations  et  installations. 

Considerant,  en  ce  qui  concerne  l'allöguÄ  19,  qu*il  prä- 
sente comme  les  allegu6s  4  et  18  le  caraotfere  d'une  appr6- 
ciation  qui  ne  saurait  §tre  Tobjet  d'une  preuve  testimoniale. 

Par  ces  motifs,  le  Tribunal  cantonal  admet  le  recours 
de  G.  Bridel  et  Cie.  et  r6forme  le  jugeraent  incident  du 
24  fövrier  1892  en  ce   sens   que   la   preuve   testimoniale   est 

permise  seulement  pour  la  partie  suivante  de  l'all6gue  18 

„et  que  le  propriötaire  actuel  a  fait,  k  Thötel  des  Trois  Cou- 
„ronnes,  des  reparations  et  des  installations  telles  qus:  ascen- 
„seur,  lumifere  61ectrique,  nouveaux  escaliers,  agrandissement 

„du   grand    vestibule    central" la  preuve  par  tömoins 

6tant  6cart6e  pour  tout  le  reste  de  cet  allegu6,  ainsi  que 
pour  les  alleguEs  4  et  19. 

(Journal  des  tribunaux,  1892  Nr.  21.) 
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Schneider,  A.  Das  schweizerische  Obligationenrecht 
samt  den  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  betrefTend 
die  persönliche  Handlungsfähigkeit  mit  allgemeinfass- 
lichen  Erläuterungen  herausgeg.  unter  Mitwirkung  von 

H.  Fick.     Grössere  Ausgabe.     Zürich,  F.  Schulthess. 

Die  vorliegende  dritte  Auflage  unterscheidet  sich  von  den 
beiden  ersten  Auflagen  des  Kommentars  namentlich  durch  die  aus- 
giebige Benutzung  der  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  und  der 
kantonalen  Gerichte.  Überall  sind  die  irgend  bedeutenden  Urteile 
zu  den  einzelnen  Artikeln  des  Gesetzbuchs  angeführt,  die  wichtigsten 
so  weit  excerpiert,  dass  man  die  Tragweite  der  Entscheidung  meist 
schon  aus  dem  Kommentar  ersehen  kann.  Die  Anordnung  zahlreicher  zu 
einem  Gesetzesartikel  ergangenen  Präjudizien  bietet  eine  Schwierig- 
keit, die  bei  jedem  Kommentar  wiederkehrt.  Der  Verfasser  hat, 
sogar  bei  den  an  Entscheidungen  reichsten  Artikeln  wie  z.  B.  50 
und  55,  keinen  Versuch  systematischer  Gruppierung  gemacht,  son- 
dern die  Entscheidungen  unter  Stichworten  zusammengefasst ,  die 
mehr  den  äusseren  Thatbestand  als  die  juristische  Seite  des  Ur- 
teils bezeichnen:  bei  diesem  Verfahren  wird  der  Laie  schneller 
orientiert,  der  Jurist  schlechter.  Mit  Recht  hat  der  Verfasser 
auch  die  Urteile  aufgenommen,  welche  ihm  nicht  unbedenklich 
scheinen,  und  dabei  seine  Zweifel  bemerkt.  Hin  und  wieder  ist 
die  Kritik  unterblieben,  wo  sie  unseres  Erachtens  notwendig  ge- 
wesen wäre.  So  ist  z.  B.  ein  zu  Art.  65  in  Note  6  citiertes 
Urteil  des  Obergerichtes  Zürich  (Revue  VI  Nr.  84)  im  höchsten 
Masse  irreleitend;  Art.  65  soll  keine  Anwendung  finden,  wenn 
ein  Angestellter  in  Ausübung    seiner  Dienstpflicht   durch  ein  Tier 
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des  Dienstherrn  verletze  wird,  vielmehr  sollen  die  allgemeineQ 
Regeln  über  den  Beweis  des  kontraktlichen  Verschuldens  zur  An- 
wendung kommen,  und  somit  habe  der  Kläger  das  Verschulden 
des  Beklagten,  aus  dem  er  ein  Eecht  herleiten  will,  zu  beweisen. 
Bei  Anführen  dieses  sonderbaren  Urteils  in  dem  Kommentar  wäre, 
um  es  unschädlich  zu  machen,  zu  bemerken  gewesen,  erstens:  Ob  resp. 
warum  die  Verhaftung  für  Tiere  (Art.  65)  durch  ein  kontraktliches 
Verhältnis  zum  Verletzten  ausgeschlossen  sein  soll,  während  die  Haf- 
tung für  Gebäude  (Art.  67)  nach  den  zu  diesem  Artikel  in  Note  6 
citierten  Urteilen  durch  ein  Vertragsverhältnis  zum  Beschädigten  nicht 
beeinflusst  wird.  Zweitens:  Dass  die  allgemeine  Regel  über  kon- 
traktliches Verschulden  (Art.  HO)  nicht  dem  Kläger  den  Schuld- 
beweis, sondern  dem  Beklagten  den  Entschuldigungsbewels  aufer- 
legt. Drittens:  Dass  das  Bundesgericht  XVI  Nr.  80  Erw.  3 
(citiert  im  Kommentar  zu  Art.  115,  Note  4)  eine  allgemeine  kon- 
traktliche Verpüichtung  des  Dienstherrn,  für  die  Sicherheit  seiner 
Arbeiter  gegen  Berufsgefahren  zu  sorgen,  anerkennt  und  dem  ge- 
mäss, wenn  ein  Arbeiter  in  seinen  Dienstverrichtungen  verletzt  wird, 
dem  Dienstherrn  den  Beweis  der  Diligenz  auferlegt. 

Die  eigenen  Erläuterungen  des  Verfassers  sind  im  Vergleich 
zu  den  früheren  Auflagen  nicht  wesentlich  vermehrt  oder  verändert. 
Sie  treten  hinter  der  Masse  der  Entscheidungen  äusserlich  zurück, 
selbst  dann,  wenn  sie  Sätze  von  prinzipieller  Bedeutung  aufstellen. 
So  ist  der  für  die  Irrtumslehre  des  Obligationenrechts  (weni^tens 
theoretisch)  wesentliche  Gesichtspunkt,  dass  die  einseitige  Unver- 
bindlichkeit  eines  Vertrages  wegen  Irrtums  nach  Art.  18  if.  eine 
äusserlich  übereinstimmende  gegenseitige  Willensäusserung  der  Par- 
teien voraussetzt,  während  wenn  die  Willensäussernngen  nicht  über- 
einstimmen (Dissens),  schon  nach  Art.  1  ein  Vertrag  überhaupt 
nicht  vorliegt,  in  zwei  Zeilen  am  Schluss  von  Note  1  zu  Art.  18 
mehr  versteckt  als  hervorgehoben.  Inhaltlich  wäre  eine  konse- 
quentere Verweisung  auf  das  gemeine  Recht  zu  wünschen,  in  dessen 
Litteratur  die  reichste  Hülfe  für  die  Auslegung  der  wichtigsten 
Teile  des  Obligationenrechts  zu  finden  ist.  Irrtümlich  ist  die  An- 
sicht, dass  Art.  2  mit  dem  römischen  Rechte  übereinstimme.  Die 
Pandektenstelle,  Fr.  34  pr.  D.  18,1,  auf  die  sich  der  Verfasser 
beruft,  handelt  von  einem  unbewussten  Dissens  über  einen  Neben- 
punkt, nicht  von  dem  Vorbehalt  einer  Einigung  über  einen  solchen. 
In  letzterem  Fallö  wird  von  der  herrschenden  Lehre  (Windscheid 
§310  Nr.  2)  keinerlei  Präsumption  weder  für  noch  wider  das 
Zustandekommen  des  Vertrages  aufgestellt. 

Wie  weit  ein  Kommentar  in  der  Ergänzung  der  im  Gesetz  ge- 
troffenen Bestimmung  gehen  dürfe,  ist  eine  Frage  des  juristischen 
Taktes,    die  nie  zu  jedermanns  Zufriedenheit  gelöst  werden  kann. 
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Jedoch  lassen  sich  einige  Fälle  konstatieren,  in  denen  die  Aus- 
legung zu  weit  oder  nicht  weit  genug  geht.  Za  viel  sagt  z.  B. 
der  Verfasser  im  Anschlnss  an  eine  beiläufige  Bemerkung  in 
b.-ger.  Entsch.  XIII  S.  197,  wenn  er  erklärt:  Beim  Vertrags- 
schlass  unter  Abwesenden  „steht  das  Gesetz  mit  Bezug  auf  die 
Behaftung  der  Parteien  bei  ihren  Erklärungen  auf  dem  Boden  der 
Empfangstheorie."  Damit  ist  im  Sinne  der  im  gemeinen  Rechte  ver- 
tretenen Empfangstheorie  gesagt,  dass  der  Vertrag  geschlossen  ist, 
wenn  die  Acceptation  beim  Offerenten  eingetroffen  ist,  ohne  dass 
es  auf  seine  Kenntnisnahme  von  dieser  Thatsache  ankommt,  also 
z.  B.  auch,  wenn  die  Acceptation  ans  dem  Briefkasten  des  Offe- 
renten nachweislich  ganz  ohne  sein  Verschulden  entwendet  wird. 
Diese  Entscheidung  liegt  zweifellos  in  der  Konsequenz  der  Em- 
pfangstheorie, aber  eben  so  zweifellos  ergiebt  si»  sich  nicht  aus 
den  Bestimmungen  des  Obligationenrechts.  Nach  Art.  3 — 7  ist 
zwar  das  Eintreffen  der  Acceptation  beim  Offerenten  wesentlich, 
aber  nur  in  dem  Sinne,  dass  wenn  die  Acceptation  nicht  recht- 
zeitig eintrifft,  der  Offerent  nicht  mehr  gebunden  ist,  und  dass 
ein  Widerruf,  der  vor  oder  gleichzeitig  mit  der  Acceptation  ein- 
trifft, die  Wirkung  der  Acceptation  aufhebt.  Dagegen  ist  im  Ge- 
setze nicht  gesagt,  dass  die  rechtzeitig  eingetroffene  Acceptation 
allein  genügt,  um  den  Vertrag  zu  Stande  zu  bringen.  Der  freilich 
seltene  Fall,  dass  die  eingetroffene  Acceptation  nicht  zur  Kenntnis 
des  Offerenten  kommt,  ist  im  Gesetze  nicht  entschieden,  gewiss  mit 
Hecht,  angesichts  des  Meinungsstreites  in  der  Doktrin.  Bei  dieser 
absichtlichen  Zurückhaltung  des  Gesetzes  dürfte  der  Ausleger  mit 
seiner  Entscheidung  nicht  vorgreifen. 

Häufiger  sind  die  Stellen,  an  denen  man  eine  eingehendere 
Erklärung  vermisst,  z.  B.  bei  dem  haarscharfen  Unterschiede 
zwischen  der  Abänderung  eines  schriftlichen  Vertrages,  die  nach 
Art.  11  ebenfalls  in  schriftlicher  Form  erfolgen  muss,  und  der 
teilweisen  Aufhebung  einer  Forderung,  die  nach  Art.  140  keinerlei 
Form  unterliegt.  Gewiss  hat  das  zu  Art.  11  Note  6  citierte 
Urteil  des  Kassationsgerichtes  Zürich  Recht,  wenn  es  bei  Auf- 
hebung einer  Mietsklausel ,  vermöge  welcher  die  Untermiete  an 
die  Zostimmnng  des  Vermieters  gebunden  war,  die  schriftliche 
Form  verlangt.  Aber  der  Grund  dieser  Entscheidung,  dass  nämlich 
die  Aufhebung  der  Klausel  dem  Mieter  nicht  eine  Verpflichtung 
abnimmt,  sondern  eine  neue  Berechtigung  erteilt,  und  daher  nicht 
als  Aufhebung  einer  Forderung,  sondern  als  Abänderung  des  Miet- 
vertrages zu  behandeln  ist,  liegt  doch  nicht  so  sehr  auf  der  Hand, 
dass  man  auf  Erklärung  verzichten  möchte.  Wie  verhält  sich 
ferner  Art.  16  (Simulation)  zu  Art.  11?  Nach  letzterem  Artikel 
können  mündliche  Abänderungen  gegen  einen  kraft  Gesetzes  schrift- 
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lieh   geschlossenen   Vertrag  nicht  geltend   gemacht   werden,   nach 
Art.  16  soll  der  wirkliche  Wille  der  Parteien  im  Falle  der  Simu- 
lation entscheiden.    Warum  soll  eine  Abrede  zwischen  den  Parteien, 
dass  der  von  ihnen  schriftlich  geschlossene  Vertrag  keine  Geltung 
haben    soll,    wirksam   sein,    während  jede   mündliche  Abänderung 
nicht  gilt?     Diese  Schwierigkeit  sollte  der  Kommentar  lösen  oder 
wenigstens  hervorheben.     Mit  Bedauern  vermisst  man  eine  nähere 
Vergleichung  zwischen  Art.  61,  62:    Haftung  für  ausserkontrakt- 
liche  Handlungen  Dritter  und  Art.  115:     Haftung    für    kontrakt- 
liches   Verschulden    dritter    Personen.      Die    Personen,    über    die 
jemand    „die  häusliche   Aufsicht    zu    führen   hat"   (Art.  61),  sind 
doch  wohl  ein  anderer  Kreis  als  die  der  Autorität  des  Schuldners 
untergeordneten   Familienglieder   des   Art.  115.     Zu   den   ersteren 
gehören  u.  a.  Zöglinge,   Lehrlinge,     zu   den   letzteren    erwachsene 
Kinder  und  sonstige  im  Hause  lebende  Anverwandte.  Noch  wichtiger 
ist  die  Verschiedenheit  der  Personen,    für  welche   eine  juristische 
Person    ausserkontraktlich    nach    Art.   62    und    kontraktlich   nach 
Art.    115    haftet.      Im   ersten  Falle    sind  es  Arbeiter  und  Ange- 
stellte, im  zweiten    ausser   diesen    Personen   auch  noch    die  Ver- 
treter.    Haben   wir  es  hier  mit  einer  schwer  verzeihlichen  Nach- 
lässigkeit   der  Gesetzesredaktion  zu  thun  oder   beruht   der  Unter- 
schied   auf   einem   tieferen    Grunde?     Man  könnte    daran    denken, 
dass  die  Haftung   des   Art.    62    auf  einer  präsumierten    culpa    in 
eligendo  vel   custodiendo    beruht  und   eine  juristische  Person  zwar 
in  ihren  Vertretern  Organe  hat,  um  Wahl  und  Aufsicht  in  Bezug 
auf  Angestellte  und  Arbeiter  zn  üben,  dagegen  keine  Möglichkeit, 
ihre  Vertreter  zu  beaufsichtigen  —  während  die  Haftung  des  Art. 
115  als  absolute,  kein  Verschulden  des  Haftenden  voraussetzende, 
aufgestellt   ist  und  daher  auch  eine  juristische  Person  trotz  ihrer 
natürlichen  Willensunfähigkeit  treffen   kann.     Wie  es  scheint,  hat 
noch  kein  Gericht   diese   Frage   zu   entscheiden  gehabt,    aber   ein 
Kommentar   kann  nicht  nur  der  Praxis  folgen ,    sondern  auch  mit 
ebenso  grossem  Nutzen  ihr  vorangehen. 

Endlich,  was  meint  das  Gesetz,  wenn  es  in  Art.  112  die 
Schadenersatzpflicht  aus  Verbindlichkeiten  zu  einem  Unterlassen 
„schon  durch  das  blosse  Zuwiderhandeln"  entstehen  lässt?  In  Note  2 
wird  erklärt:  ohne  dass  noch  weitere  Schritte  des  Berechtigten 
notwendig  wären.  Aber  man  könnte  ebensogut  daran  denken,  dass 
das  Erfordernis  der  Verschuldung  ausgeschlossen  sei;  in  diesem 
Sinne  wird  Art.  112  von  den  Motiven  zum  deutschen  Entwurf 
Bd.  II  S.  49  aufgefasst.  Oder  sollte  auch  die  Beseitigung  des 
rechtswidrigen  Zustandes  nur  dann  verlangt  werden  können,  wenn 
er  durch  Schuld  des  den  Vertrag  verletzenden  Teiles  hergestellt  ist  ? 

Wenn  wir  im  Vorstehenden  auf  einige  Lücken  des  Kommen- 
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tare  hingewiesen  haben,  so  soll  damit  der  Wert  der  Arbeit  nicht 
verkannt  sein.  Eine  erschöpfende  Erklärung  des  Gesetzbuchs  ist 
vielleicht  zur  Zeit  noch  nicht  möglich,  weil  die  Judikatur  bei 
weitem  noch  nicht  alle  Grundfragen  berührt  hat  und  vor  allem,  weil 
es  an  systematischen  Bearbeitungen  einzelner  Materien  fehlt.  Ein 
vollendeter  Kommentar  kann  aber  nur  auf  hinreichend  erforschtem 
Terrain  aufgebaut  werden.  Das  vorliegende  Werk  ist  das  wich- 
tigste Hölfsmittel  zum  Verständnis  des  Obligationenrechts,  und  als 
solches  wird  es  seinen  Zweck  bei  Juristen  und  Laien  erfüllen. 

A.  V.  Tuhr. 


Bossel,  T.  Manuel  du  droit  fidiral  des  Obligations;  Code 
föderal  des  obiigations  et  lois  speciales  s'y  rattachant. 

Lausanne,  F.  Payot.    1892. 

Der  Verfasser  hat  sich  vorgenommen,  eine  vollständige  und 
doch  nicht  zu  weitschweifige  Darstellung  des  ObligaMonenrechts  und 
des  übrigen_  eidgenössischen  Privatrechts  mit  Benutzung  der  Lit- 
teratur  und  der  wichtigsten  Entscheidungen  zu  geben.  Er  schliesst 
sich  an  die  Titelfolge  des  Gesetzes  an,  behandelt  aber  die  ein- 
zelnen Artikel  jedes  Titels  in  systematischem  Zusammenhange. 
Die  Übersicht  über  das  Werk  wird  durch  zwei  Register  erleichtert: 
nach  Stich  Worten  und  nach  Gesetzesartikeln.  In  klarer  und  fiiessender 
Form  werden  die  im  Wortlaute  abgedruckten  Artikel  des  Gesetzes 
erklärt,  unter  beständiger  Vergleichung  mit  dem  Code  civil,  dem 
der  Verfasser  natürlich  näher  als  den  anderen  Gesetzgebungen 
steht.  Da  das  Buch  auch  für  Studierende  bestimmt  ist,  so  hätte 
es  sich  vielleicht  empfohlen,  bei  den  von  dem  Gesetz  nicht  aus- 
drücklich entschiedenen  Fragen  häufiger  auf  die  Litteratur  nicht 
nur  des  schweizerischen,  sondern  auch  des  französischen  und  ge- 
meinen Rechts  zu  verweisen.  Inhaltlich  dürfte  die  Darstellung 
hin  und  wieder  zu  glatt  sein :  man  wird  bisweilen  über  die  Schwierig- 
keiten, die  der  Gesetzgeber  nicht  entscheiden  wollte  oder  vielleicht 
nicht  gesehen  hat,  hinweg  getäuscht.  So  wird  zu  Art.  127  einfach 
erklärt  (Seite  166),  dass  wer  die  Handlung  eines  Dritten  verspricht, 
für  dieselbe  einzustehen  habe,  „si  bien  qu'il  est  en  realite  une 
caution  du  tiers,  puisque  la  caution  promet  aussi  Texecution  de  la 
part  du  debiteur  principal."  Hier  wäre  hervorzuheben  gewesen, 
dass  nach  Art.  127  jeglicher  Art  Handlungen  Dritter,  nicht  bloss 
Erfüllung  von  Verpflichtungen,  sondern  auch  andere  Handlungen, 
z.  B.  Eingehung  eines  Vertrages,  versprochen  werden  können, 
dass  also  die  Bürgschaft  höchstens  als  specieller  Fall  im  Vergleich 
zur  allgemeinen  Bestimmung  des  Art.  127  aufzufassen  ist.  Ferner 
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aber  hätte  die  allerdings  schwierige  Frage  wenigstens  berührt 
werden  sollen,  ob  denn  wirklich  der  Gesetzgeber  eine  formlose 
Verbürgung  durch  ein  Versprechen  nach  Art.  127  zulassen  will, 
während  er  in  Art.  491  für  die  Bürgschaft  schriftliche  Form  ver- 
langt, und  wie  die  Grenzlinie  zwischen  beiden  Vertragsarten  zu 
ziehen  wäre.  Auch  der  Vertrag  zu  Gunsten  Dritter  ist  u.  E.  im 
Vergleich  mit  manchen  ausführlicheren  Erörterungen  etwas  zu  dürftig 
behandelt  (S.  167/68);  dass  Art.  128  sich  so  kurz  fasst,  wäre  ein 
Grund  mehr  zu  etwas  eingehenderer  Erklärung.  Die  Unterscheidung 
dieser  Vertragsfigur  vom  Vertragsschluss  in  fremdem  Namen  und 
vom  Vertrage  auf  Leistung  an  einen  Dritten  bietet  ja  erfahrungs- 
massig  dem  Lernenden,  und  nicht  nur  diesem,  so  grosse  Schwierig- 
keiten, dass  sie  oft  nicht  einmal  versucht  wird. 

Entschieden  irrig  ist  u.  E.  was  der  Verfasser  über  den  Ver- 
tragsschluss verpflichtungsunfähiger  Personen  sagt  (Seite  77):  diese 
Verbindlichkeiten  seien  nicht  nichtig,  sondern  bloss  anfechtbar, 
„Taction  en  nullite  est  de  dix  ans,"  und  wenn  innerhalb  dieser 
zehn  Jahre  die  Anfechtung  nicht  geltend  gemacht  werde,  so  sei 
der  Vertrag  auch  ohne  Genehmigung  zu  voller  Wirksamkeit  er- 
wachsen. Wir  möchten  annehmen,  dass  eine  genaue  Betrachtung 
von  Art.  30  und  32  das  Gegenteil  ergiebt:  Der  Minderjährige  ist 
überhaupt  nicht,  auch  nicht  in  anfechtbarer  Weise,  verpflichtet ; 
eine  Verpflichtung  kann  für  ihn  erst  mit  der  Genehmigung  ent- 
stehen (ob  mit  oder  ohne  rückwirkende  Kraft,  wäre  beim  Schweigen 
des  Gesetzes  noch  zu  untersuchen);  die  Genehmigung  kann  zu  be- 
liebiger Zeit  erfolgen  (vorbehalten  die  Bestimmung  in  Art.  32,  2) ; 
erfolgt  sie  nicht,  so  convalesciert  die  ungültige  Verpflichtung  über- 
haupt nicht.  Darin  unterscheidet  sich  offenbar  das  Kontrahieren 
vertragsunfähiger  Personen  von  einem  mit  Mängeln  behafteten 
Vertrag  (Art.  28)  und  geht  parallel  mit  der  vollmachtlosen  Ver- 
tretung (Art.  46).  —  Auch  dieser  letztere  Fall  ist  auf  S.  87  u,  E. 
nicht  eingehend  genug  besprochen:  Es  ist  nicht  hervorgehoben, 
dass  der  Mitkontrahent  bis  zum  Erfolgen  der  Genehmigung  resp. 
bis  zu  deren  Verweigerung  gebunden  ist  (unter  Umständen  auch 
nicht,  wenn  ihn  nämlich  der  Stellvertreter  über  das  Fehlen  der 
Vollmacht  dolos  getäuscht  hat,  Art.  24),  und  nicht  untersucht,  ob 
resp.  in  w^elchem  Umfange  die  Genehmigung  nach  Obligationenrecht 
rückwirkende  Kraft  haben  soll. 

Richtig  bemerkt  (Seite  199)  ist  die  Lücke,  die  sich  im  Gesetze 
daraus  ergiebt,  dass  Art.  148  die  Unabänderlichkeit  der  Verjährungs- 
fristen nur  für  die  im  Titel  III  Kap.  V  festgesetzten  Fristen  be- 
stimmt. Wie  soll  es  mit  den  an  andern  Orten  festgesetzten  Ver- 
jährungen bestellt  sein?   Der  Verfasser  entscheidet  sich  dafür,  eine 
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Verlängerung  (ausser  wo  das  Gesetz  sie  ausdrücklich  erlaubt,  z.  B. 
Art.  257)  für   ungültig,    eine  Verkürzung   dagegen    allgemein   für 
gültig   anzusehen.     Nun   finden   sich  aber   ausserhalb   des  Tit.  III 
Kap.  V  Verjährungen,  wie  die  des  Art.  69,  die  offenbar  ganz  ebenso 
wie  die  des  Art.  146/47  weder   verlängert  noch  verkürzt  werden 
können,  —  und  andererseits   Zeitbestimmungen   wie  die    des  Art. 
257,  die  nicht  nur  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  zulässt,  verlängert, 
sondern    ebensowohl   auch  verkürzt  werden   können   (vgl.    Hafner 
Art.  257,  Note  4).   Sollte  es  nicht  richtiger  sein,  statt  alle  mög- 
lichen im   Gesetze   aufgestellten    Fristen,  —  sogar   die   einjährige 
Frist  des  Art.  28,  1  und  die  vierwöchentliche   des  Art.  503,  — 
zu    den  Verjährungen  za   rechnen,    nach  dem   Vorgang    des    ge- 
meinen Rechts  (VVindscheid  §   105,    Note   6,  Bekker,    Pandekten, 
Band  I  §  38,  III)    den  Versuch   zu    machen,    ob  sich  nicht  unter 
den  Zeitbestimmungen  des  Obligationenrechts  wirkliche  Verjährungen 
und  gesetzliche  Befristungen  unterscheiden  lassen.    Ein  Ansatz  zu 
dieser  Unterscheidung   findet  sich  in  einem  Baseler  Urteil  (Revue 
VIII   Nr,   69),   eine  Vorahnung  in   der  vorsichtigen   Fassung   des 
Art.   148.  —  Bei  der  Auslegung  von  Art.  120  hat  sich  Verfasser 
(S.    157)   durch   Schneider    und   Hafner    verleiten    lassen,    zu    den 
„Zinsen   irgend   welcher  Art**,    die    nicht   schon   mit   dem  Eintritt 
der   mora  Verzugszinsen   tragen   sollen,   auch   die    sog.  Miet-   und 
Pachtzinsen  zu  rechnen.    Wenn  irgendwo,  so  sollte  hier  der  fran- 
zösische Text  (interets)  zur  Auslegung  des  deutschen  herangezogen 
werden;   denn  abgesehen  davon,  dass  der  legislative  Grund  (wirt- 
schaftliche Gefahr  des  Anatocismus)   nur   bei  Kapitalzinsen,    nicht 
auch  bei  Miet-  und  Pachtgeldern   vorliegt  (freilich  auch  nicht  bei 
den  im  Art.  120  genannten  Renten),  ist  es  höchst  unwahrscheinlich, 
dass  der  Gesetzgeber  eigens   für   den  Art.   120    einen  besonderen 
Begriff  der  Zinsen  im  Gegensatz  zu  dem  gebräuchlichen  hat  schaffen 
wollen,    so    dass   dann  in  allen  übrigen  Artikeln,    die  von  Zinsen 
handeln,   „Zinsen  im  engeren  Sinne"  zu  verstehen  wären.    Offenbar 
ist  zu  interpretieren:    Vertragsraässige  und  gesetzliche  Zinsen.  — 
Zum  Schlttss  noch  eine  Bemerkung  zu  Art.  144.     Wenn  eine  er- 
Avorbene  Erbschaft   verkauft  wird,    so  liegt  darin  weder  nach  ge- 
meinem noch  nach  französischem  Recht  ein  Rückgängigwerden  des 
Erwerbes,  sondern  bloss  eine  Weiterübertragung.    Daher  kann  eine 
konfundierte  Forderung  in  diesem  Falle  nicht,  wie  Verfasser  S.  192 
annimmt,    wieder  aufleben,  sondern  nur  ihr  Werth  zwischen  Erb- 
Bchaftskäufer  und  -Verkäufer  verrechnet  werden;  ein  Bürge  bleibt 
befreit.     Dagegen   wäre    darauf  hinzuweisen,    ob   und  in  welchem 
Masse  Konfasion  bei  Inhaber-  und  ürdrepapieren  vorkommen  kann.  — 
Es  liegt  in  der  Natur  eines  so  weitschichtigen  Stoffes,  wie  es 
das  moderne  Privatrecht  ist,    dass  keine  Darstellung  ihn  voll  er- 
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ifeD  kann.  Und  will  man,  wie  es  der  Verfasser  beabsichtigte, 
alles  Detail  gebeo,  so  ISsst  sich  wieder  über  die  richtige 
'ahl  des  Weeentlichen  streiten.  Deswegen  iat  jeder  Versnch, 
über  die  ntit  innerer  Notwendigkeit  an  den  Paragraphen 
:nde  Form  des  Eommentars  zu  erheben,  mit  Dank  za  be- 
len.  Die  Lücken  nnd  Mangel  des  vorliegenden  Werkes  werden 
i  die  Vorzüge  aufgewogen,  die  jeder  Leser  empfinden  wird, 
die  der  Recensent  bereitwillig  anerkennt. 

A.  V.  Tnhr. 

WyM,  Fr.   Abhandlungen  zur  Geschichte  des  schwel- 

zerisehen  öfTentlichen  Rechts.    Zürich,  Art.  Inst.    Oreii 

Fttssli.     1892. 

Es  sind  drei  Abhandlangen,  die  hier  allerdings  nicht  znm 
n  Mal   dem  Publikom    dai^eboten  werden;    die  zwei   ersten, 

die  schweizerischen  Landgemeinden  in  ihrer  historischen  Ent- 
nng  nnd  über  die  freien  Banern,  Freiämter,  Freigerichte  nnd 
ogteien  der  Schweiz  im  spüteren  Mittelalter,  zieren  den  ersten 
den  achtzehnten  Band  diesier  Zeitschrift;  die  dritte,  Geschichte 
Entstehung  nnd  Verfassung  der  Stadt  Zürich  bis  znr  Ein- 
ing  des  Zunftregimentes  (1.336),  bildet  einen  Teil  des  zweiten 
es  in  dem  von  Sal.  Vögelin  1890  neu  bearbeiteten  „alten 
h'.  Da  die  Aufsätze  zweifellos  znm  besten  gehören,  was  in 
letzten  Jahrzehuten  über  schweizerische  EechtsgeNchichto  ge- 
eben worden,  so  rechtfertigt  sich  ihr  Neuabdruck  in  höchstem 
,    nnd  das  nni  so  mehr,  als  der  Verfasser  bei  diesem  Anlass 

nur  die  neuere  Litteratnr  angefügt,  sondern  auch  an  den  Text 
t  seine  sichtende,  ergänzende  und  verbessernde  Hand  angelegt 
Besonders  gilt  letzteres  von  der  Arbeit  ttber  die  schweizerischen 
gemeinden;  war  auch  die  seit  dem  ersten  Erscheinen  dieses 
uzes  im  Jahr  1852  mit  dem  Gegenstände  sich  beschäftigende 
shistorische  Forschung  nicht  gerade  erheblich  über  die  Aaf- 
Dg  und  die  Resultate  hinausgekommen,  die  den  Aufsatz  aus- 
nen,  so  gab  doch  manche  seither  publizierte  Quelle  dem  Ver- 
r  Gelegenheit,  manches  bestimmter  zu  begründen  und  einzelne 
en  auszuflillen.  Für  die  Erkenntnis  der  allmähligeuAbschliessung 
J u tzungsbe rech tignn gen  auf  Eealgemeinden  und  des  Aufbaues 
lenen  politischen  Gemeinden  über  den  alten,  rein  landwirt- 
tiichen  Zwecken  dienenden  Gemeinden  wird  diese  Abhandlung 

fernerhin  der  beste  Wegweiser  sein.  Die  zweite  Abhandlung 
ert  in  höchst  eindringender  Welse  zwei  sich  kreuzende  nnd 
iseitig  beeinflussende  schwierige  Probleme  der  mittelalterlichen 
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Rechtsgeschichte,  die  Staudesverhältaisse  und  die  Gerichtsverfassnng 
der  Banersamen  in  der  Schweiz.  Wie  viel  Licht  dabei  auf  die 
älteste  Schweizergeschichte  fUllt,  zeigt  namentlich  die  Darstellang 
der  Verhältnisse  in  den  Urkantonen.  Endlich  die  dritte  Abteilung 
ist  ein  Master  einer  Stadtgeschichte,  wobei  die  auf  dem  Gebiet 
des  Städtewesens  neuerlich  so  lebhaft  gewordene  Forschung  ihre 
Berücksichtigung  findet.  So  zeigen  uns  diese  Aufsätze  das  Werden 
des  heute  Bestehenden  in  den  wichtigsten  Äusserungen  unseres 
öffentlichen  Lebens,  und  Niemand  wird  dieses  Buch  ohne  die 
reichste  Belehrung  aus  der  Hand  legen. 

Heistorhans,  K.  Die  Schweiz  und  die  öfrentlichen  Schiede- 
gerichte. Eine  historische  Studie.    Schweizer  Zeitfragen 

Heft  23.    Zürich,  Orell  Füssli.     1892.     8^ 

Die  Schrift  beschäftigt  sich  hauptsächlich  mit  der  Darstellung 
der  in  den  alten  Bundbriefen  der  schweizerischen  Orte  enthaltenen 
Bestimmungen  über  schiedsgerichtliche  Erledigung  von  Anständen 
unter  den  Bundesgenossen.  Da  ist  ein  hübsches  Material  zusammen- 
gestellt und  darin  liegt  der  Hauptwert  der  Arbeit.  Wenn  aus 
dieser  alten  schweizerischen  Praxis  weiter  der  Schluss  gezogen 
wird,  dass  es  für  die  Schweiz  eine  schöne  Aufgabe  wäre,  auf  An- 
erkennung eines  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  im  internationalen 
Leben  der  heutigen  Kulturvölker  hinzuwirken,  und  für  die  Mög- 
lichkeit des  Gelingens  die  in  neueren  Handelsverträgen  aufge- 
nommene Schiedsgerichtsklausel  angeführt  wird,  so  hat  zwar  dieser 
Idealismus  unsere  ganze  Sympathie,  aber  wir  fürchten,  es  handle 
sich  dabei  nicht  um  einen  „viel  kleineren  Schritt**  als  den  der 
alten  eidgenössischen  Bünde,  sondern  im  Gegenteil  um  einen  un- 
endlich schwereren  und  namentlich  ganz  verschiedenen.  Die  Prämissen 
sind  eben  andere:  dort  lag  eine  Bundesgeaossenschaft  zu  Grunde, 
aus  der  sich  das  Schiedsgericht  von  selbst  ergab;  heute  hat  der 
leider  zum  Erschrecken  auf  die  Spitze  getriebene  Nationalitäts- 
knltus  die  Völker  einander  dergestalt  entfremdet,  dass  sogar  die 
Handelsverträge  nur  ein  Markten  zwischen  offen  zur  Schau  getra- 
genen feindli^'hen  Interessen  geworden  sind.  So  lang  dieser  Bann 
allgemeinen  Chauvinismus  nicht  gebrochen  ist,  kann  für  inter- 
nationale Schiedsgerichte  nur  ein  kleiner  Baum  bleiben. 
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JHartln,  A.    ExposA  de  i'ancienne  ligislation  Genevoiee 

8Ur  le  Marlage.     Geneve,  H.  Georg.     1891. 

W^ir  haben  uns  bezüglich  dieser  Schrift    einer  Unachtsamkeit 
schuldig   gemacht,   indem   sie   durch    ein  unbegreifliches   Versehen 
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in  unsrer  Übersicht  der  schweizerischen  Rechtslitteratur  von  1891 
(diese  Zeitschr.  n.  F.  XI)  unerwähnt  geblieben  ist.  Sie  ist  dem 
im  Jahre  1891  in  Genf  zusammengetretenen  Juristen  verein  ge- 
widmet worden  und  verdient  in  hohem  Mass,  dass  man  sie  kennen 
lerne.  Es  ist  heut  zu  Tage  schon  an  sich  eine  Freude,  rechts- 
historischeh  Arbeiten  zu  begegnen,  die  einen  aus  der  Buchstaben- 
interpretation moderner  Gesetzgebung  auf  einen  freieren  Stand- 
punkt der  Betrachtung  erheben.  Die  vorliegende  Arbeit  eröffnet 
den  Blick  in  eine  unseren  Anschauungen  fremd  gewordene  Cnltur- 
welt,  eine  Praxis  in  Ehesachen,  die  durch  Jahrhunderte  das  Ge- 
präge des  grossen  Reformators  Calvin  und  der  unter  seiner  Herr- 
schaft entstandenen,  dann  freilich  1576  revidierten  Ordonnances 
eccldsiastiques  trägt  und  nur  durch  die  in  Genf  herrschende  Sitten- 
strenge erklärlich  ist.  Die  vielen  mitgeteilten  Beispiele  aus  den 
Protokollen  des  Konsistoriums  geben  der  Schrift  besonderes  Leben 
und  Interesse.  Es  ist  ein  sehr  verdienstliches  Werk,  das  uns  der 
Verfasser  geboten  hat. 

Stonff,  li.  Le  pouYOir  temporel  des  övfiques  de  Bäle  et 
le  regime  municipal  depuis  ie  XIII*  eiöcie  jusqu'ä  la  reforme. 
Nebst  einem  Band  Pleces  Justiflcatives.    Paris  i89i. 

Studien  über  Umfang  und  Charakter  der  weltlichen  Herrschaft 
des  Bischofs  von  Basel  in  der  Stadt  Basel  und  in  den  Stiftslanden, 
auf  Grund  umfassender  Benutzung  des  Quellen-  und  Litteratur- 
materials,  zugleich  auch  Geschichte  der  Entwicklung  der  städtischen 
Verfassungen  und  der  Landgemeinden.  Der  Wert  des  Baches 
liegt  in  der  Zusammenfassung  der  in  Städten  und  Landgebieten  des 
Bistums  vorhandenen  bischöflichen  Herrschaftselemente  und  der  sie 
beschränkenden  autonomischen  Faktoren  von  Gemeinden  und  Kor- 
porationen zu  einem  Gesamtbild.  Das  dazu  gehörige  Bändchen 
mit  Quellen  aller  Art,  roles,  Statuts,  Privileges  u.  a.,  enthält  eine 
gute  Auswahl  grossenteils  ungedrnckter  Urkunden.  Alles  ein  ver- 
dankenswerter Beitrag  zur  Geschichte  des  Bistums  Basel. 

T.  Bar,  Ia.  Leiirbuch  des  internationalen  Privat-  und  Straf- 
rechts.   Stuttgart,  F.  Enke.     1892. 

Dieses,  einen  Bestandteil  der  „Juristischen  Handbibliothek'' 
bildende  Buch  bestätigt  uns  in  der  Ansicht,  die  wir  neulich  (diese 
Zeitschr.  n.  F.  X  S.  331)  geäussert  haben,  dass  nämlich  über  die 
Gestaltung  der  internationalen  Rechtssätze  weniger  wirklich  juri- 
stische Motive  als  politische  Erwägungen  den  Ausschlag  geben, 
und  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  an  einer  festen  Basis  von  Rechts- 
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grandsätzen  fehlt  und  wirkliche  oder  vermeintliche  Zweckmässig- 
keits-  und  politische  Interessengründe  die  streng  juristische  Be- 
handlang durchkreuzen.  Man  lese  die  „prinzipiellen  Ergebnisse/' 
anf  denen  der  Verf.  S.  18  if.  das  internationale  Becht  aufbauen 
will.  Sie  sind  alles  eher  als  fruchtbare,  entwicklungsfähige  Grund- 
sätze für  Aufstellung  eines  Systems,  Wir  wollen  dem  Verfasser 
daraus  weiter  keinen  Vorwurf  machen,  denn  Unmögliches  kann 
nicht  verlangt  werden,  wir  konstatieren  bloss,  wie  wenig  man  über 
die  Theorien  älterer  Zeit  hinaus  gekommen  ist,  und  wie  man  eben 
von  innen  heraus,  durch  genaue  Untersuchung  und  wissenschaft- 
liche Feststellung  der  Einzelfragen  und  speziellen  Verhältnisse,  zu 
allgemeineren  Eegeln  durchzudringen  versuchen  muss.  In  dieser 
Hinsicht  kommt  der  vorliegenden  Arbeit  ein  Verdienst  zu,  das 
sich  der  Verfasser  schon  durch  seine  früheren  umfangreicheren 
Werke  reichlich  erworben  hat.  Die  einzelnen  Anwendungsfälle  in 
allen  Bechtsgebieten  werden  übersichtlich  dargelegt  und  entschieden, 
knrz  und  knapp  entsprechend  dem  auf  Ergänzung  durch  münd- 
lichen Vortrag  des  Docenten  gerichteten  Zwecke  eines  Lehrbuches, 
aber  so,  dass  das  Buch  die  gute  Grundlage  für  Einführung  in 
dieses  schwierige  Bechtsgebiet  bilden  kann.  In  dieser  Beziehung 
darf  es  einer  dankbaren  Aufnahme  sicher  sein.  In  einer  neuen 
Auüage  sollten  aber  manche  Druckfehler,  namentlich  bei  lateinischen 
Worten  (S.  11:  sequntur,  intraerent,  S.  12:  Primogenitur,  u.  s.  w.) 
ausgemerzt  werden. 

Die  Zeltschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht, 

lierausgeg.  V.  F.  Böhm  hat  eben  ihren  zweiten  Band  vollendet. 
Auch  in  diesem  wie  schon  im  ersten  finden  sich,  worauf  wir  unsere 
schweizerischen  Leser  aufmerksam  machen,  zahlreiche  Mitteilungen 
von  Gerichtssprüchen  schweizerischer  Gerichtshöfe  über  internationale 
Rechtsfragen. 
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Beratungsthemata  und  Preisaufgabe. 

Auf  der  Jahresversammlung  za  Frauenfeld  in  J.  1893  werden 
Beratungsgegenstände  sein : 

/.  Die    Kompetenz    des    Bundesgrrichls    in    Betreibungs-    und 
Konkurssachen. 

2.  Die  Einrede  des  Spiels  bei  Differenzgeschäften, 


Als  Preisaufgabe  wird  ausgeschrieben: 

Das  Verhältnis  des  Civil-  und  Strafurteils. 

Gewünscht  wird  eine  Darstellung  des  geltenden  Bundes-  und 
kantonalen  Rechts  mit  Berücksichtigung  der  Reclitsprechnng,  nebst 
einer  kritischen  Würdigung  des  Gesetzesstandes. 

Es  wird  ein  erster  Preis  von  Fr.  500  und  ein  zweiter  von 
Fr.  300  ausgesetzt.  Zur  Bewerbung  wird  jeder  schweizerische 
Jurist  zugelassen.  Die  Arbeiten  sind  dem  Präsidenten  des  Vereins, 
Prof.  Karl  Stooss  in  Bern,  vor  dem  1.  Juli  1893  einzureichen. 
Sie  können  in  deutscher,  französischer  oder  italiänischer  Sprache 
verfasst  sein.  Der  Umfang  soll  höchstens  6  Druckbogen  betragen. 
Die  Arbeit  und  der  versiegelte  Umschlag,  der  den  Namen  des 
Verfassers  enthält,  sollen  mit  dem  nämlichen  Motto  versehen  werden. 
Das  Urheberrecht  an  den  preisgekrönten  Arbeiten  geht  auf  den 
schweizerischen  Juristeuverein  über,  der  sich  die  Drucklegung  vor- 
behält. 
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Reehtsquellen  des  Kantons  Tessin. 

Von 

Andreas  Heüsler. 

(Fortsetzung.) 

Uebersicht. 

n.  Die  Zeit  der  eidgenössischen  Herrschaft. 

Erklärnng  der  abgekörzten  Citate: 

!E.  A.  =s  Eidgenössische  Abschiede,  amtliche  Sammlung  herausgeg.  auf  An- 
ordnung der  Bundesbehörden. 

La  =■  Buch  deren  von  h.  Oberkeiten  der  Xll  Orten  . .  .  der  Landschaft 
Lauis  ertheilten  Freyheiten  und  ....  Erkanntnussen  und  Ord- 
nungen, Bd.  I.    Abschrift  von  Kuzel.    Das  Mandatenbuch. 

LC  sa  Criminaldecreten  von  Lauis,  im  2^^^  Band  des  Lauiser  Mandaten- 
bnches. 

LF  =  der  Landschaft  Lauis  Freyheiten,  Manuscript  des  Staatsarchivs 
Luzern. 

BR  =  Register  der  Freyheiten  der  Landschaft  Lauis,  im  Basler  Staats- 
archiv. 

Bas  =  Sammlung  der  Mandate  von  Lauis,  im  Basler  Staatsarchiv. 

MA  =  Manuscript  der  Lauiser  Statuten  und  Mandate,  in  italiänischer 
Sprache,  Herrn  F.  Albrizzi  gehörig. 

OLi  =s  Frivilegi  ed  Ordini  della  Comunitk  di  Lugano,  auf  dem  Staats- 
archiv zu  Bellinzona. 

Me  =s  Buch  deren  Privilegien  und  Freyheiten  der  Landschaft  Mendris, 
2ter  Theil.     Abschrift  von  Kuzel. 

La  =  Buch  deren  Dekreten  und  Statuten  der  Landschaft  Luggarus 
(Mandatenbuch). 

AXc  ^a  Abschrift  der  Statuten  Luggarus  im  Luzerner  Staatsarchiv. 

StB  =3  Statuto  Locarnese  im  Staatsarchiv  zu  Bellinzona. 

Ma  =a  Decreten  und  ...  der  Landschaft  Maynthal  ertheilten  Privi- 
legien etc.  Der  zweite  Band  der  Statuten-  und  Decretenbücher. 
Im  Luzerner  Staatsarchiv. 
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StM  Bucli  VI  =  der  An  bang  zu  dem  Buch   der  Statuten  der  Landschaft 

Maythal  erster  Theil.    Im  Luzerner  Staatsarchiv. 
StMB  =  die  Maythaler  jStatnten  auf  dem  Staatsarchiv  zu  Bellinzona. 
BSt  =a  Bellenzer   Statuta  de  anno   1500  usque  ad  annum   IGOO.    Im 
Landesarchiv  zu  Schwyz. 

Näheres  über  alle  diese  Handschriften  s.  in  der  Einleitung  §  4. 

Das  Datum  ist  oft  in  den  Eidg.  Ahsch.  abweichend  von  dem  in  den 
Mandatenbüchern.  So  viel  ich  sehe,  rührt  das  meistens  daher,  dass  ein 
im  ersten  Jahre  auf  der  Tagsatzung  in  Abschied  genommener  Beschlags 
erst  im  folgenden  Jahre  zur  Publikation  in  den  Vogteien  gelangt  und  dann 
mit  diesem  Datum  in  das  Mandatenbuch  gesetzt  worden  ist.  Vergl.  auch 
Nr.  545  Ziffer  6. 

Aufmerksam  zu  machen  ist  noch  auf  E.  A.  VI  2  S.  2047  Art.  52. 
wonach  i.  J.  1698  Alles  was  nicht  in  den  Mandatenbüchern  von  Lauis 
steht,  als  null  und  nichtig  erklärt  worden  ist,  und  E.  A.  VI  2  S.  2074 
Art.  11,  wo  1703  dasselbe  für  die  neue  Mandatensammlnng  von  Mendris 
verfügt  ist.  Fär  unsre  Sammlung  fällt  das  ausser  Betracht,  da  sie  alles 
im  Lanfe  der  Zeit  überhaupt  einmal  gültig  Gewesene  mitteilen  soll.  Doch 
habe  ich  es  insofern  berücksichtigt,  als  das  nicht  streng  Juristische,  wie 
Niederlassung,  Gewerbewesen,  Steuerrecht,  Beziehungen  zu  Mailand,  Zoll- 
sachen, Salzhandel,  Abzug,  Polizeiwesen,  Kirchliches,  nur  unter  wesent- 
licher Beschränkung  auf  das  in  den  Mandatenbüchern  Aufgenommene  mit- 
geteilt wird.  Es  ist  auch  oft  nicht  ganz  sicher,  ob  ein  von  dem  Sindicat 
auf  der  Jahrrechnung  ergangener  Beschluss  nachher  wirklich  die  Bestä- 
tigung der  Orte  erhalten  hat  oder  nicht  vielmehr  liegen  geblieben  ist;  da- 
gegen was  in  den  Mandatenbüchern  steht,  ist  sicher  ratificiert. 


A.  Dekrete  der  zwölf  Orte  für  die  vier  gemeinen  Vog^teien 
Lauis,  Mendris,  Lugrgarus  und  Haienthal. 

U  Dekrete  fOr  alle  vier  Vogteien. 

1.  1513  März  28.  Jahrrechnung  Luggarus.  Sitz  des  Nach- 
richters  zu  Luggaras  und  Empfang  seines  Lohns  vom 
Kichter. 

(E.  A.  III  2  S.  696  lit.  c.) 

2.  1521  Jani  25.     Jahn*.  Lauis.     Lohn  des  Scharfrichters. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  53  lit.  h.) 

3.  1587  Oct.  15.  Jahrr.  Lauis.  Ordnung  fär  den  Scharf- 
richter, mit  Specification  der  Gebühren  für  die  einzekien 
Executionsacte. 

(LF  S.  153  ff.  MA  p.  363  s.  Ma  c.  12.) 
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4.  1605  Oct.  23.     TagsatzQDg  Baden.     Kosten   der  Beher- 
bergung und  des  Unterhalts  des  Scharfrichters. 

(E.  A.  V  1  S.  1588  Art.  115.) 

5.  1675,  1678,  1682.    Jahrr.  Lauis.    Aenderung  in  der  Be- 
soldung des  Scharfrichters. 

(La  cap.  220.  Me  c.  163.) 
Statt  des  Gartenzinses  ein  Fixum  von  4  Filippi. 

6.  1716  Jahrr.  Lauis.'   Ausschluss    des   Scharfrichters   vom 
Wasenmeisteramt. 

(La  c,  294.) 

7.  1729  Jahrr.  Lauis.     Lohn  des  Scharfrichters. 

(La  c.  322.  Me  c.  221.  E.  A.  Vll  1  S.  1065  Art.  77.) 

8.  1730  Jahrr.  Lauis.     Bestätigung  von  Nr.  7. 

(La  c.  323.) 
9.   1513  März  28,     Jahrr.  Luggarus.     Pfründenverleihung. 

(B    A.  III  2  S.  696  lit.  1.) 

üeher  Kirchenpfründen  vgl.  noch: 

10.  1635  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Vertheilung  der  Placet- 
gebähren. 

(Me  c.  75.  E.  A.  V  2  S.  1743  Art.  144.  vgl.  145.) 

11.  1693  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  der  Besitznahme 
von  geistlichen  Pfründen  vor  erhaltenem  Placet  des  Land- 
vogts. 

(Lu  c.  41.) 

12.  1729  Jahrr.  Lauis.  Theilung  der  Placetgebühren  für  die 
während  des  Sindicats  conferierten  geistlichen  Pfründen 
zwischen  Gesandten  und  Landvogt. 

(La  c.  291.  ER  S.  332  ff.) 
für  Lauis: 

13.  1513  Mai  10.  Art.  5,  Verfügung  über  die  Kirchenpfründen 
bleibt  dem  bisher  Berechtigten. 

(LF  S.  1  ff.  MA  p.  272,  auch  für  Mendris  Me  c.  3. 
E.  A.  III  2  S.  714  lit.  X.) 

14.  1525  Juni  26.  Jahrr.  Lauis.  Sofortige  Besetzung  erledigter 
Pfründen.  Untersagung  der  Ertheilung  von  Anwartschaften. 
Vgl.  Nr.  753. 

(E.  A.  17  1  a  S.  699  lit.  c.) 
16.  1528  Juni  28.    Jahrr.  Lauis.    Verbot    der   Übertragung 
von  Pfründen   an  Curtisane  und   Priester,    die   sie   nicht 
selbst  versehen. 

(E.  A.  17  1  a  S.  1346  lit.  h.) 

16.  1539  Febr.  27.  Art.  8.    Tags.  Baden.    Wie  Nr.  13. 

(LF  S.  20  ff.  MA  p.  281  ss.^ 

17.  1586  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Pfründen  hat  der  Land- 
vogt zu  Lehn  zu  ertheilen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1225  Art.  463.  LF  S.  133.  Me  c.  38. 
MA  p.  352.) 
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18.  1597  Jahrr.  Lauis.  Verbot  der  Zahlung  von  Pensionen 
durch  Priester  an  den  Bischof  von  Como  für  geistliche 
Pfründen. 

(La  c.  12.  MA  p.  396.  Me  c.  49.  vgl.  E.  A.  V  2 
S.  1744  Art.  151.) 

19.  1599.  Verbot  der  Besitznahme  von  Pfründen  vor  erhal- 
tenem Placet  des  Landvogts. 

(MA  p.  402.) 

20.  1637.  Zahlung  des  Placet  an  den  Landvogt  bei  Besetzung 
von  Pfarreien. 

(MA  p   480.) 

Der  neue  Pfarrer  kann  sich  nicht  damit  ausreden, 
dass  er  dem  Bischof  von  Como  eine  hohe  Pension  zu 
entrichten  habe. 

21.  1641  Jahrr    Lauis.     Erneuerung  von  Nr.  18. 

(La  c.  15.  Me  c.  85.) 

Wieder  erneuert  1644  (MA  p.  497)  und  1748 
(Me  c.  235.  E.  A.  VII  2  S.  942  Art  27),  jedoch  so- 
fort wieder  suspendiert  und  1749  zurückgenommen  (E. 
A.  VII  2  S.  943  Art.  28—30). 

für  Mendris : 

22.  1663    Aug.  10.     Jahrr.   Lauis.     Recognitionsgebühr    des 

Landvogts  bei  Verleihung  geistlicher  Pfründen. 
(E.  A.  VI  1  S.  1435  Art.  301.) 

für  Luggarus: 

23.  1557  Juli  14.    Jahrr.  Luggarus.    An  ChorherrnpfrtLnden 

sollen  nur  geweihte  Priester  gewählt  werden. 
(E.  A.  IV  2  S.  1271  Art.  322.) 

24.  1561  Tags.  Baden.  Recht  des  Landvogts,  die  erledigten 
Kirchenpfründen  gegen  Recognitionsgebühr  eines  Jahres- 
ertrags zu  verleihen. 

(erwähnt  in  E.  A.  IV  2  S.  1273  Art.  340  und  349.) 

25.  1583  Aug.   11.     Jahrr.  Luggarus.     Verbot  der  Nutzung 

mehrerer  Pfründen  durch  einen  Priester  bei  100  Kronen 

Busse. 

(Lu  c.  3.) 

26.  1513  Mai  9.     Tags.  Baden.     Amtsantritt  der  Landvögte 
auf  St.  Johanhis  BaptistsD  Tag. 

(E.  A.  III  2  S.  714  lit  q.  vgl.  IV  1  a  S.  48  lit.  b. 
S.  199  lit.  f.  S.  430  lit.  f.) 

27.  1732    Jahrr.   Luggarus.     Amtsantritt    auf  St.    Bartholo- 

mäi  Tag. 

(E.  A.  VII  1  S.  1058  Art.  5.  vgl.  S.  1083  Art.  202.) 
1521  Juni  25.    Lohn  des  Scharfrichters,  s.  Nr.  2. 
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28.  1523  Juli  4.  Jahrr.  Luggarua.  Verbot  der  Appellation 
in  die  regierenden  Orte  hinaus  gegen  Urteile  des  Sin- 
dikats. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  305  lit.  f.  vgl.  S.  453  lit.  d.) 

29.  1537  Juli  4.    Jahrr.  Lnggarns.    Erneuerung  des  Verhots 

der  Appellation  in  die  Orte. 

(E,  A,  IV  1  c  S.  858  lit.  a.) 

30.  1537  Aug.  1.    Tags.  Lozern.    Bestätigung  dieses  Verbots, 

vorbehalten  Beibringung  einer  Bescheinigung  von  Landvogt 

oder  Gemeinde,    dass   eine  Rechtsverkürzung   vorliege  (?). 
(E.  A.  IV  1  c  S.  870  lit.  c.) 

31.  1544  Febr.  14(18?).  Tags.  Baden.  Appellation  in  die 
Orte  gestattet  bei  neuen  Rechtsbehelfen,  mit  Bewilligung 
des  Landvogts  und  unter  gehöriger  rechtzeitiger  Ver- 
knndnng  an  die  Gegenpartei.  Wer  über  diese  Ordnung 
in  die  Orte  hinausläuft,  büsst  50  Dukaten. 

(E.  A.  IV  1  d  S  352  zu  y.  Vorberatungen  das. 
S.  288  lit.  k.  S.  381  lit.  k.  AL  S.  25.  LF  S.  34. 
Ma  c.  2.) 

Für  Lauis  ündet  sich  diese  Vorschrift  schon  in  den 

Artikeln  vom  27.  Febr.  1539  Art.  12. 

1556  Juni  15.    Tags.  Baden  und  durch  Missiv  der  Boten 

der  12  Orte  an  den  Landvogt  zu  Lauis  v.  29.  Juli  1556 

bestätigt. 

(E.  A.  IV  2  S.  1140  Art.  50.  LF  S.  74.  Bas  S.  104  mit 
Datum  29.  Juni.  MA  p.  315.) 

1567  Nov.  16.     Tags.  Baden.     Nochmals  bestätigt. 
(E.  A.  IV  2  S.  376  lit  c.) 

1568  Juli  8,     Tags.  Baden.     Erneuert. 

(Ma  c.  7.) 
1652  Jahrr.    Luggarus  und   1657   Jahrr.  Lauis   wieder- 
holte Einschärfung. 

(E.  A.  VI  1  S.  1365  Art.  43  und  S.  1366  Art.  49.) 

32.  1570  März  14.  Tags.  Baden.  Wenn  einer  hinterrücks 
des  Landvogts  hinaus  auf  die  Tagleistung  kommt  und  die 
Batsboten  ihm  die  Busse  von  50  Dukaten  erlassen,  so 
soll  der  Landvogt  doch  sein  Drittel  der  Busse  erhalten. 
Der  Landvogt  soll  keine  Appellation  in  die  Orte  erlauben 
ohne  vorherige  Kautionsleistung  des  Appellanten  für  die 
Kosten.  Kundschaft  in  solchen  Prozessen  ist  nur  zu  ver- 
hören, wenn  von  dem  Landschreiber  verdolmetscht  und 
von  dem  Landvogt  besiegelt. 

(LF  S.  95  und  98.  MA  p.  328  s.  Me  c.  24.  E.  A.  IV  2 
S.  1204  Art.  282.) 

33.  1572  Juni  5./ Juli  15.  Tags.  Baden.  Erneuerung  der 
Busse  von  50  Kronen   bei  Hinausziehen  von  Urteilen  an 
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die   TagBatznng    ohne    VerkQndung   an    die   Gegenpartei, 
„nnd  das  so  er  in    den  Orten   oder   auf  der  Tagsatznng 
erlangt  haben  wird,  soll  kraftlos  sein.'' 
(Lü  c.  21.  Ma  c.  10.) 

34.  1578  Jahrr.  Lauis.    Appellation  in  die  Orte  nur  gestattet 

bei  einer  Beschwerdesnmme  von  50  Kronen. 

(LP  S.  126.  MA  p.  347.  E.  A.  IV  2  S.  1142 
Art.  75  unter  dem  Datnm  1579  Jnni  25.) 
Erneuert  1676/7  Ortsstimmen  für  Lauis  (La  S.  137. 
Me  c.  132)   und    1678/9    Ortsstimmen  für   Lauis   (La 
S.   106  ff.). 

35.  1586  Dez.  2.  Tags.  Baden.  Vom  Landvogt  geht  die 
Appellation  in  Zivilsachen  an  das  Sindikat,  dabei  bleibt 
es;  an  die  Tagsatzung  Baden  bloss  bei  Auffindung  neuer 
Eechtsamen. 

(LF  S.  139  ff.  MA  p,  355.  Lu  c.  29.  StM 
Anhang  Buch  VI  c.  48  §  6.) 

36.  1589  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Wer  die  Appellation  an 
das  Sindikat  versäumt  hat  und  dann  in  die  Orte  hinaus- 
läuft, soll  gefangen  gesetzt  und  nach  Verdienen  gestraft 
werden, 

(LF  S.  178  f.  La  c.  153.) 
Bestätigt  von  der  Tagsatznng  zu  Baden  1590  Febr.  16. 
(B.  A.  V  1  b  S.  1494  Art.  12.) 

37.  1594  Jahrr.  Lauis.  Wer  in  die  Orte  appelliert,  soll 
nicht  bloss  7  Orte  (als  die  Mehrheit),  sondern  alle  be- 
grüssen,  dieweil  ein  Ort  so  wohl  als  das  andere  allhie 
zu  regieren  hat. 

(LF  S.  205.  MA  p.  391.) 
Erneuert  1626.  E.  A.  V  2  S.  1724  Art.  25,  S.  1761 
Art.   107. 

38.  1596  Juli  18.  Jahrr.  Luggarus.  Eine  vom  Sindikat  ent- 
schiedene Sache  soll  abgemachte  Sache  sein  und  nicht 
mehr  nach  Baden  gezogen  werden,  bei  50  Kronen  Busse, 
vorbehalten  wichtige  Sachen,  wo  einem  gar  Unrecht  ge- 
schehen wäre,  so  mag  er  mit  Erlaubnis  des  Landvogts 
von  Ort  zu  Ort  gehen  und  gar  nicht  nach  Baden,  bei 
obiger  Busse. 

(Lu  c.  11.) 

39.  1608  Juni  24.     Jahrr.  Lauis.     Erneuerung  von  Nr.  35. 

(E.  A.  V  1  S.  1501  Art.  72.   Vorgängige  Erörterungen 
Art.  65  ff.) 

40.  1618  Jahrr.  Lauis.  Einschärfung  der  Vorschrift,  dass 
der  Appellant  die  Ladung  dem  Gegner  formell  zustellen 
und  Kostenkauti(»n  geben  soll. 

(MA  p.  437.) 
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41.  1647  Juli  7./27.  Tags.  Baden.  EinscMrfung  der  Vor- 
schrift, dass  alle  Orte  zu  begrüssen  sind  und  dem  Gegner 
die  Appellation  zu  verkünden  ist. 

(E.  A.  V  2  8.  1727  Art.  43.) 
Schon  in   einem  Missiv  der  Tags.  Baden  v.  5.  Juli 
1646  für  Lauis,  auf  das  der  Beschluss  von  1647  auch 
Bezug  nimmt  (MA  p.  507). 

42.  1657  Aug.  10.     Jahrr.  Lauis.    Erneuerung  von  Nr.  34, 

40  und  41. 

(E.  A.  VI  1  8.  1366  Art.  49.) 
Zunächst    für   Lauis;    1661    ausdrücklich    auch   für 
Luggarus    und   Maienthal   gültig   erklärt  (E.  A.  VI  1 
S.  1448  Art   74). 

43.  1678.  Revision  der  Bussdekrete  von  Lauis.  Dieselbe 
fasst  die  bisherigen  Beschlüsse  behufs  Eintragung  in  das 
Dekretenbuch    zusammen,    namentlich  auf  Grundlage  von 

Nr.  42. 

(LC  S.  19  S.  Me  c.  146.) 

44.  1678/9  Ortsstimmen  für  Lauis.  In  Fällen  von  Appellation 
sollen  die  ünterthanen  nicht  schuldig  sein,  persönlich  vor 
alle  Obrigkeiten  zu  kehren,  sondern  sie  mögen  sich  um 
die  mehreren  Stimmen  an  Orten,  die  ihnen  beliebig,  be- 
werben,   und   wann   sie   die   in   die  Hand  gebracht,    die 

übrigen  Orte  um  ihr  Votum  durch  Schreiben  begrüssen. 
(La  S.  137  ff.  Me  c.  152  und  157.) 

45.  1684   Aug.  31.     Jahrr.    Luggarns.     Inappellabilität    der 

von  dem  Sindikat    auferlegten   Kriminalbussen    unter   50 

Kronen. 

(Lu  c.  32.  E.  A.  VI  2  S.  2044  Art  34.) 

46.  1688  Juli  4.  Tags.  Baden.  Appellation  in  die  Orte  nur 
gegen  Urteile  des  Sindikats  statthaft,  bei  Zivilappella- 
tionen soll  die  Mehrheit  der  Entscheidungen  der  Orte  ein- 
geholt, bei  Kriminalappellationen  aber  sollen  alle  Orte  be- 

grüsst  werden. 

(E.  A.  VI  2  S.  2044  Art  37.) 

47.  1695  Juli  3.  Tags.  Baden.  Eecht  des  Landvogts,  eine 
von    ihm    angelegte    und   von  dem  Sindikat  aufgehobene 

oder  ermässigte  Busse  in  die  Orte  zu  appellieren. 
(E.  A.  VI  2  S.  2144  Art.  33.) 
Bestätigt  1696  März  25  durch  Ortsstimmeu  (Lu  S.  146). 

48.  1707  Sept.  Jahrr.  Luggarus.  In  Zivilprozessen  soll  keine 
Partei  zu  Luggarus  und  im  Maienthal  um  weniger  als 
10  Kronen  vom  Landvogt  an  das  Sindikat  und  um  weniger 
als  50  Kronen  vom  Sindikat  in  die  Orte  appellieren,  es 
wäre  denn  um  Sachen  von  grosser  Konsequenz,   die  eine 
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ewige  Dienstbarkeit  nacli  sich  zögen.    In  Erlminalsachen 
bleibt  es  beim  Alten. 

(E.  A.  VI  2  S.  2139  Art.  2..  Ln  c.  76.  Statt  50  nennt 
30  Kronen,  wohl  irrtümlich,  der  Beschlass  des  Sin- 
dikats  von  1706  in  E.  A.  VI  2  S.  2161  Art.  156.) 

49.  1716  Ang.  25.  Jahrr.  Lnggaras.  Ist  der  Appellat  aus 
den  lobl.  Orten,  der  Appellant  aber  ein  hiesiger  ünterthan, 
so  soll  letzterer  Eostenkaution  geben. 

(Lu  c.  97.  E.  A.  VII  1  S.  1119  Art.  487.) 

50.  1747  Aug.  Jahrr.  Luggarns.  Recht  des  Landvogts,  gegen 
Sindikatsurteile,  welche  Übelthäter  verbannisieren,  in  die 
Orte  zu  rekurrieren,  nnter  denen  dann  das  Mehr  ent- 
scheidet. 

(E.  A.  VII  2  S.  924  Art.  163.) 

51.  1765  Jahrr.  Lauis.  Streit  über  genügende  Höhe  der 
Kaution  entscheidet  der  Landvogt,  unter  Rekurs  an  die  Orte. 

(E.  A.  VII  2  S   927  Art.  18S.  La  c.  332.  Me  c.  266. 
BR  S.  553  ff.) 

52.  1767  Aug.  21.  Jahrr.  Luggarus.  Ordnung  betr.  Prozess- 
kosten. 

(La  c.  342.  Ma  c.  47.  E.  A.  VII  2  S.  928  Art.  201  ff.) 
Aus  dieser  „zur  Verhinderung  der  Rechtsumtriebe 
und  Trölereien  zwischen  Gemeinden  und  zwischen  Par- 
tikolaren, wodurch  mehr  Kosten  als  der  Streit  wert 
war  verursacht  und  viel  Armut  gepflanzt  wird,*  er- 
lassenen Ordnung  gehört  hieher  Art.  6,  der  vorschreibt, 
dass  geringfügige  Sachen,  welche  die  Kosten  nicht  wert 
sind,  nach  Spruch  des  Sindikats  den  Orten  schriftlich 
zur  Revision  übermittelt  werden  können. 

53.  1772  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Rekurrierens  in  die  Orte 
ohne  Vorwissen  des  Landvogts. 

(La  c.  343.  Me  c.  279.  E.  A.  VII  2  S.  924  Art.  167.) 

54.  1776  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Präzisierung  des  Armen- 
rechts (Nr.  52),  im  Wesentlichen  nach  dem  in  E.  A.  VII  2 
S.  928  Art.  202  angegebenen  Inhalt. 

(Lu  c.  129.) 

55.  1777  Aug.  Jahrr.  Lauis.  Bei  Appellation  gegen  land- 
vögtliche,  vom  Sindikat  gutgeheissene  Strafurteile  braucht 
der  Landvogt  nicht  persönlich  in  den  Orten  zu  erscheinen. 
Der  Appellant  soll  die  Mehrheit  der  Ortsstimmen  er- 
langen. 

(E.  A.  VII  2  S.  926  Art.  185  f.  La  c.  347.) 

56.  1796   Jahrr.  Lauis.     Weitere    Ausdehnung    des    Armen- 

rechts 

(E.  A.  VIII  S.  512  Art.  114  f.  S.  515  Art.  139  f.) 
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57.  1524  Juni  10.    Jahrr.  Lauis.    Siegelung  der  Dekrete  des 

Sindikats. 

(E.  A.  rV  1  a  S.  441  lit.  i.) 
Spatere  Verhandlungen  und  Anstände  E.  A.  IV  1  c 
S.  360  d,  403  b,  vgl.   410  zu  b. 

58.  1525  Juli  3.    Jabrr.  Luggarus.    Lehnherrliche  Rechte  des 

Bischofs  von  Como  in  den  Herrschaften. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  703  e.    Das  päpstl.  Breve  das.  S  792.) 
59.  1585  Juni  24.    Jahrr.  Lauis.    Rechtshändel  betr.  Lehen- 
güter vom  Bischof  von  Como  gehören  nicht  vor  den  bischöf- 
lichen Vikar,    sondern  vor  den  Landvogt,  bei  Strafe  von 

100  Kronen  an  die  Kammer. 

(LF  S.  133.  Ma  p.  352.) 

60.  1532  Juni  10.    Jahrr.  Baden.    Ununistössliohkeit  von  Sin- 

dikatsurteilen  durch  spätere  Sindikate. 

(E.  A   IV  1  b  S.  1354  lit.  e.) 

61.  1533  Sept.  3.   Tags.  Baden.    Verbot  des  Miet-  und  Gaben- 

nehmens durch  die  Landvögte  und  die  Gesandten. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  143  lit.  e.) 

62.  1553  Nov.  13.  Tags.  Baden.  Gleiches  Verbot  nebst 
Einschärfung  der  Anzeige  von  Bestechungs versuchen,  ge- 
treuer Ablieferung  der  eingezogenen  Gelder,  und  Verpflich- 
tung die  Reise  in   eigenen  Geschäften  nach  Mailand   auf 

eigene  Kosten  zu  machen. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  855  lit.  r.) 

63.  1555  Jahrr.  Lauis.  Dasselbe.  Nebst  Bedrohung  mit 
Leibes-  und  Lebensstrafe  für  die,  welche  den  Boten  für 
Rechtshändel  etwas  schenken. 

(LF  S.  48.  MA  S.  303.  Sehr  ausfährlich  Bas 
S,  52 — 60.  Vgl.  auch  Absch.  v.  Freiburg  u.  Baden 
1553  u.  1554  in  E.  A.  IV  1  e  S.  864  b  u.  940  x.) 

64.  1586  Okt.  12.  Tags.  Baden.  Aus  der  Ordnung  zu  Er- 
haltung guter  Rechtspflege  in  den  Vogteien:  Verbietet 
Zulassung  eines  Landvogts,  der  sein  Amt  erkauft  hat, 
Gabennehmen  und  Giibenanbieten,  verpflichtet  alle  Unter- 
thanen  zur  Anzeige  der  Gaben  anbietenden  behufs  Bestrafung 
als  Meineidiger  und  Konfiskation  ihrer  Güter  halb  zu 
Gunsten  der  Kammer  und  zu  je  7«  zu  Gunsten  des  Klägers 
und  des  Spitals.  Fehlbare  Amtleute  sind  auf  Anzeige  des 
Sindikats    von    den  Orten   an  Ehre    und  Gut  nach  ihrem 

Verdienen  zu  strafen. 

(LF  S.  139  f.  MA  p.  354  f.  Lu  c.  29.  StM 
Anh.  Buch  VI  cap.  48.) 

65.  1597  Mai  19.     Tags,  Baden.     Erneuerung   des   Verbots 

des  Gabennehmens. 

(Lu  c.  30.) 
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fär  Latiis: 

66.  1539  Febr.  27.  Tags.  Baden.  ^Artikel«  für  Lauig  Art.  3. 
Landvogt,  Gesandte,  Statthalter  und  andere  Amüeate 
sollen  ausser  essiger  Speise  keine  Geschenke  nehmen  bei 
Verlust  ihrer  Ehre  und  des  Amts  und  Nichtigkeit  der  mit 
solchen  Praktiken  erlangten  Urteile.  Anzeigepilicht  jedes 
ünterthanen. 

(LF  S.  20  f.  MA  p.  281  ß.) 

67.  1587  Jahrr.  Lauis.  Eid  der  Landvögte  und  Amtleute 
über  Haltung  der  Ordnung  wegen  des  Gabennehmens  ver- 
langt. 

^LF  S.  157  f.  MA  p.  362  ff.) 

68.  1678  Jahrr.  Lauis.  Moderation  der  Strafe  für  Gaben- 
anbieten. 

(LC  S.  19  fi.) 
Statt  Verlusts  Leibes,  Hab  und  Guts:    200  Kronen 
Busse,  und  dem  Angeber  soll  nicht  Glauben  zugestellt 
werden,    sondern  die    Handlung  wider    das  Dekret  ist 
recht  und  förmlich  zu  beweisen, 
für  Luggarus: 

69.  1655  Sept.  7.  Jahrr.  Luggarus.  Kein  Fürsprecher, 
Schreiber  oder  andre  Person  soll  dem  Landvogt,  Beamten 
und  Richtern  in  Zivilhändeln  eine  Verehrung  geben  oder 
versprechen,  unter  Busse  laut  Dekret  von  1539  nebst 
Nullität  des  dadurch  Erlangten. 

(Lu  c.  41.) 

70.  1706  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Die  Fürsprecher  sollen 
die  Gesandten  nicht  mit  Versprechungen  für  den  Fall 
eines  günstigen  Urteils  reizen,  bei  gebührender  Strafe. 

(Lu  c.  70.) 

71.  1633  Sept.  3.    Tags.  Baden.   Unabänderlichkeit  der  Sei- 
tens der  Orte  gesprochenen  Urteile  durch  die  Sindikate. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  143  Ut.  e.) 

72.  1586  Okt.  12.  Tags.  Baden.  Dasselbe,  es  sei  denn  dass 
einer  neue  Kechtsame  habe;  darüber  soll  zn  Baden  er- 
kannt werden. 

(LF  S.  139  f.  Lu  c.  29.) 
Erneuert  1650  E.  A.  VI  1  S.  1361  Art.   1. 

73.  1533    Sept.    3.      Tags,    Baden.      Verhalten    gegen    Tot- 
schläger. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  143  lit.  e.) 
Nicht    vorsätzliche    („redliche    und    ehrliche")    Tot- 
schläger  mag   der  Landvogt   nach  Abfindung    mit   der 
Verwandtschaft  des  Umgebrachten  frei  lassen:     unehr- 
liche aber  können  weder  von  den  Boten  noch  von  dem 
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Landvogt  liberiert  werden,  ihr  Gut  ist  zu  Händen  der 
Obrigkeit  zu  beziehen,  unter  Rekursrecht  der  Übe)thäter 
an  die  Tagsatzung.  ^) 

Die  Liberation  von  Totschlägern  bildet  einen  stehen- 
den Artikel  der  Verordnungen,  man  nehme  dazu: 

74.  1538  März  18.  Tags.  Baden.  Die  Liberation  aller  Tot- 
schläger, ehrlicher  und  unehrlicher,  wird  der  Obrigkeit 
vorbehalten.     Vgl.  Nr.  751. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  946  lit.  i.) 
Gegen  diesen  Abschied  wird  immer  wieder  petitioniert, 
er  sei  für  arme  Leute  zu  schwer,  weil  sie  nicht  die 
Kosten  aufbringen  könnten  von  Ort  zu  Ort  zu  gehen, 
und  doch  die  Liberation  gerechtfertigt  wäre,  nachdem 
sie  sich  mit  den  Verwandten  des  Erschlagenen  ver- 
tragen hätten.  E.  A.  IV  1  c  S.  1111  a.  1237  b. 
1238  g.  1240  V.  1254  q.  1256  zu  t.  Doch  wird  der 
Abschied  bestätigt: 

1550  März  17.  und  1554  Sept.  3.    Tags.  Baden.    E.  A. 

IV  1  e  S.  248  1,  995  1. 

1576  Juli  14.     Missiv    der    Tags.  Baden.     LF    S.  116. 

Bas  S.  167  f.  Me  c.  30.  MA  p.  340. 

1586  Dez.  2.     Absch.  v.  Baden.     La  c.  86.    Me  c.  40. 

1654  Jahrr.  Luggarus.    E.  A.  VI  1  S.   1366  Art.  46. 

1689  Aug.  10.     Jahrr.  Lauis.     E.  A.  VI  2  S.  2044  f. 

Art.  37,  39. 

1738   und   1742  Jahrr.  Lauis.     E.    A.   VII    1    S.   1069 

Art.  110,   114. 
für  Lauis: 

75.  1539  Febr.  27.  Liberation  von  Ketzern,  Mördern,  Ver- 
räthem,  Totschlägern  durch  Landvogt  oder  Gesandte  un- 
statthaft,   sie   sollen  nach  Verdienen   gerichtlich  beurteilt 

und  gestraft  werden. 

(LF  S.  20  f.  MA  p.  281  s.) 

76.  1578  Jahrr.  Lauis.  Erneuerung,  mit  dem  Zusatz,  dass 
wenn  der  Landvogt  eine  solche  Person  durch  Geleit  oder 
Ledigsprechung  wieder  einsetzt,  er  dem  durch  dieselbe 
dann  Bebchädigten  den  Schaden  ersetzen  und  hohe  Geld- 
strafe an  die  Kammer  zahlen,  ja  in  besonders  schweren 
Fällen  in  des  Übelthäters  Fussstapfen  und  Statt  treten  soll. 

(LF  S.  126  f.  MA  p.  347  8.) 


')  Gemäss  einem  Absch.  der  Jahrr.  Laais  1533,  über  den  sich  die 
Landvögte  beklagt  hatten,  aber  man  antwortete  ihnen,  man  wolle  sie  damit 
nicht  schelten,  die  Verordnung  sei  nicht  ihretwegen  gemacht  worden,  E.  A. 
IV  1  c  S.  112  und  123  lit.  c. 
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77.  1591  Jahrr.  Lauis.  Erneaernng  des  zweifelhaft  gewor- 
denen Verbots,  vorbehalten  dass  eine  Liberatz  von  den 
Gesandten   verabschiedet  und  in   der  Mehrzahl   der  Orte 

verwilligt  und  folgenden  Jahres  zurückgebracht  würde. 
(LF  S.  191.  MA  p.  382.) 

78.  1611  Jahrr.  Lauis.  Vorsätzliche  Totschläger  sollen  über- 
haupt nicht  mehr  liberiert  werden. 

(E.  A.  V  1  S.  1588  Art.  117.  MA  p.  427.) 
Diese  Frage   hängt  mit   der  Banditenfrage   eng  zu- 
sammen,   da    eine   Menge    Banditen   wegen  Totschlags 
verbannt  sind.     Vgl.  daher  hiezu  die  Nr.  116  ff. 
79.  1534  Sept.  29.    Tags.  Baden.     Gebühren  der  Gesandten 
zur  Jahrrechnung. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  403  Ut.  d.) 

80.  1540  Aug.  23.    Tags.  Baden.    Besoldung  der  Gesandten. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  1238  iit.  h.) 

für  Lauis: 

81.  1544.     Gebühr   der  Gesandten    bei  Verleihung  des  Zolls 

(6  Kronen  für  jeden). 

(MA  p.  291.  vgl.  Stat.  crim.  v.  1441  cap.  132.) 

82.  1596  Jahrr.  Lauis.  Bezug  eines  billigen  Sitzgelds  von 
den  Parteien  in  Zivilsachen,  nicht  aber  in  bussentragenden. 

(LF  S.  212  f.) 

83.  1663/4  Ortsstimmen.  Auf  Begehren  der  Landschaft:  Ver- 
bot des  Bezugs  eines  weiteren  Sitz-  oder  Sesselgelds  durch 
die  Gesandten  ausser  dem  bestimmten  Audienzgeld  von  2 

oder  4  Silberkronen  (s.  Nr.  84). 
(La  c.  224.  Me  c.  122.) 

für  Luggarus: 

84.  1660.  Ortsstimmen.  2  Silberkronen  Appellationsgeld, 
und  4  bei  nochmaliger  Tagfahrt  wegen  Ausbleibens  einer 
Partei. 

(Lu  c.  45.) 

85.  1537  Juni  12.    Tag  zu  Baden.     Verrechnung  der  Straf- 
gelder. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  846  Iit.  a.) 
Verbot  an   die  Landvögte,    das  Drittel  der  Maleiiz- 
strafen  für  sich  zu  behalten;   sie  sollen  sie  den  Orten 
ganz  verrechnen.  —  Neue  Verhandlungen  E.  A.  IV  1  c 
S.  863  b  und  870  a.    Sodann: 

86.  1554  Sept.  3.  Tags.  Baden.  Der  Landvogt  darf  den 
dritten  Pfennig  nehmen  von  den  Strafen  und  Bussen, 
welche  der  Kammer  haar  ausgerichtet  werden,  nicht  aber 
von  dem,  so  an  den  Bussen  nachgelassen  wird. 

(LF  S.  52.  MA  p.  305.  E.  A.  IV  1  e  S.  994  Iit.  f,  2.) 
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87.  1572  Juni  5.  Tags.  Baden.  Bei  Aufhebung  eines  Straf- 
urteils durch  das  Sindikat  kann  auch  der  Landvogt  sein 
Drittel  der  Strafe  nicht  fordern. 

(Ln  c.  21.  Ma  c.  10.) 

88.  1598  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Die  Landvögte  sollen  von 
allen  Bussen  ^/s  haben,  dafür  alle  Kosten  bezahlen,  so- 
dass das  dritte   Ys  der  Kammer  kostenfrei  zufällt.     Vgl. 

Nr.  779  zu  9. 

(E.  A.  V  1  S,  1496  Art.  83.  über  das  Datum  vgl.  das. 
S.  1525  Art.  82  f.  In  LC  hat  der  Abschied 
das  Datum  1604.) 

89.  1618  Juni  24.  Jahrr.  Laais.  Da  die  Landvögte  aus 
Scheu  vor  den  Kosten  die  Übelthäter  nicht  mit  Ernst 
verfolgt  haben,  so  wird  die  alte  Übung  restituiert :  Ys  dem 
Landvogt,  Vs  samt  Kostenlast  der  Kammer. 

(E.  A.  V  2  S.  1723  Art.  19.  S.  1751  Art.  44.) 

90.  1627  Jahrr.  Lauis.    Auf  Ratifikation  der  Modus  von  Nr.  88 

wiederhergestellt. 

(E.  A.  V  2  S.  1752  Art.  49.  Widerspruch  dagegen 
ibid.  Art.  51,  vgl.  62.) 

91.  1633.  Tags.  Baden.  Was  während  des  Sindikats  an 
Bussen  fällt,  gehört  zu  je  Vs  den  Gesandten,  der  Kammer 
und  samt  Kostenlast  dem  Landvogt. 

(LvL  c.  23.  MA  p.  476.    In  E.  A.  V  2  S.  1724  Art.  29 
unter  dem  Datum  Tags.  Baden  1631  Juli  6./29.) 

92.  1682  Aug.    Jahrr.  Lauis.    Bericht  an  die  Orte,  dass  die 

Landvögte  dem  Dekret  Nr.  88  nicht  nachkommen,  sondern 

den  Fehlbaren  von  vorneherein  die  Kosten  auflegen. 
(E.  A.  VI  2  S.  2040  Art.  2.) 

93.  1696  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  Der  Landvogt  hat  aus 
seinen  ^/s  Anteil  an  den  Bussen  alle  Prozess-,  Gefangen- 
schafts- und  Gerichtskosten  zu  tragen. 

(E.  A.  VI  2  S.  2046  Art.  47.) 

94.  1777.  Jahrr.  Lauis.  Die  Mehrheit  der  Stände  lässt  es 
bei  der  bisherigen  Übung  bewenden,  wonach  die  Kosten 
wegen  malefizischer  Thaten  vom  Anteil  der  obrigkeitlichen 

Kammer  getilgt  werden. 

(E.  A.  VII  2  S.  940  Art.  13.) 
für  Lauis: 

95.  1539    Febr.    27.     Tags.  Baden.     Nach    Abzug    des    Un- 

kostens  gehören  von  den  kleinen  und  grossen  Freveln  der 

Kammer  %,  dem  Landvogt  Ya» 

(LF  S.  20  f.  MA  p.  281  s.) 

96.  1577.     Jahrr.  Lauis.     Wie  bisher  73    der  Kammer,    7» 

dem  Landvogt. 

(LP  S.  118.  MA  p.  341.  E.  A.  IV  2  S.  1142 
Art.  71.  S.  1189  Art.  157.) 

Zeiteohr.  fSr  SohweiEerisches  Recht.    Neue  Folge  XIT.  q 
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1595    Jahrr.  Lauis.  Bestätigang  v.  Nr.  96.     LF  S.  208. 
MA  p.  392. 

97.  1626.  Jahrr.  Lauis.  Die  Landvögte  sollen  künftig  die 
Malefiz-  nnd  die  Eriminalsachen  in  ibren  Rechnungen  ge> 
sondert  halten,  behufs  richtiger  Verrechnung  des  Bussen- 
drittels. 

(MA  p.  458.) 

98.  1628.     Jahrr.  Lauis.     Bestätigung  von  Nr.  90. 

(MA  p.  466.) 
für  Mendris: 

99.  1524  Juni  10.    Jahrr.  Lauis.    Verrechnung  der  Bussen. 

Eid  des  Landvogts.     Salar  des  Schreibers. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  441  lit.  r.  s  und  u.) 

100.  1554   Sept.    3.     Tags.   Baden.     Rechnungslegung    über 

alle  Strafen. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  998  lit.  e.  Vgl.  Nr.  115.) 
für  Luggarus: 

101.  1539  Aug.  27.  Tags.  Baden.  Bussen  von  geringen 
oder  schweren  peinlichen  Kriminalhändeln  fallen  der 
Kammer  zu.  Was  von  landvögtlichen  Rufen  und  Ver- 
boten heriliesst,  gehört  den  Landvögten.  Die  Bussen, 
die  der  Landschaft  nach  altem  Brauch  zugehört  haben, 

bleiben  ihr  fernerhin. 
(Lu  S.  42  f.) 

102.  1562  Juli  17.  Jahrr.  Luggarns.  Bussen  um  Fauststreich 
und  Haarrupfen  mit  oder  ohne  Blntruns  gehören  der  Land- 
schaft und  nicht  der  Kammer  und  die  Landvögte  sollen 
solche  Frevel  nur  beurteilen. 

(Lu  c.  15.  Vgl.  für  Maienthal  Nr.  716  Ziffer  4.) 
Hieher  gehört   auch   das  Vertragen  (accommodare) 
der  Bussen: 

103.  1598  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Anfang  in  Nr.  88.  Dann: 
die  Landvögte  dürfen  keine  Bussen  und  Frevel  vertragen 
oder  hinterrücks  der  zwei  Verordneten  Vereinbarungen 
über  Bussen  treifen,  damit  die  Kammer  nicht  beeinträch- 
tigt werde.  Damit  die  Amtleute  aus  malefizischen  Hän- 
deln, welche  Leibesstrafen  nach  sich  ziehen,  nicht  kri- 
minalische machen,  wird  festgesetzt,  was  malefizisch  sei 
(und  also  nicht  in  Geld  gebüsst  werden  solle).  Sie  sollen 
auch  nicht  in  Sachen,  wo  einer  Leibesstrafe  verdient  bat 

und  in  Geld  gebüsst  worden  ist,  weiter  thädigen. 
(E.  A.  V  1  S.  1496  Art   33.) 

104.  1796  Aug.  Jahrr.  Lauis.  Der  Landvogt  soU  nach  be- 
endeter Verwaltung   ohne  Verhaltsbefehl    vom   Sindikat 

weder  Geldbussen  noch  Leibesstrafen  nachlassen. 
(E.  A.  VIll  S.  506  Art.  60  ff.) 
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für  Lanis: 

105.  1549  Febr.  22./25.    Tags.  Baden.    Wenn  der  Landvogt 

Bussen  nachlässt,  so  soll  doch  der  Fiskal  seine  Gebühr 

erhalten. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  37  lit.  i.) 

106.  1555  Mai  13.  Tags.  Baden.  Biederleute  mögen  wohl 
bürgerliche  und  bussfällige  Sachen  vertragen,  bei  Male- 
fiz-  und  Kriminalsachen  aber  unter  Anzeige  an  den  Konsul 
(Dorfvogt),  bei  10  Kronen  Busse.  Für  rein  krimina- 
lische Sachen  soll  sich  niemand  des  Thädigens  an- 
nehmen, damit  die  Strafe  für  die  Kammer  kann  bezogen 
werden 

(LF  S.  57.  MA  p.  307.  E.  A.  IV  1  e  S.  1215  zu  ee.) 

107.  IdOl.  Jahrr.  Lauis.  Kriminalische  Sachen  sollen  nicht 
ohne  Wissen  des  Sindikats  vertragen  werden. 

(LF  S   191  f.  MA  p.  382.  Bestätigt  1597 
Jahrr.  Lauis  La  c.  179.) 

108.  1608.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  ein  Landvogt  um  einen 
Kriminalfrevel  accordiert  und  abmacht,  so  soll  es  dabei 
als  bei  einer  ausgemachten  Sache  bleiben. 

(La  c.  134.  MA  p.  423.  Me  c  57.) 

109.  1621.  Jahrr.  Lanis.  Kein  Landvogt  soll  Kriminalsachen 
ohne  Mitwirkung  seiner  Amtleute  vergleichen. 

(MA  p.  445.) 

für  Luggarus: 

110.  1696.  Jahrr.  Luggarus.  Die  Landvögte  dürfen  mit  den 
Parteien  über  Frevel,  die  nicht  eingestanden  oder  be- 
wiesen sind,  kein  Abkommnis  treöen. 

(E.  A.  VI  2  S.  2144  Art.  34.) 

111.  1713  Aug.  26.  Jahrr,  Luggarus.  Verbot  der  Abmachung 
über  Bussen  durch  den  Landvogt  nach  Ankunft  der  Ge- 
sandten. 

(Lu  c  91.  E.  A.  VII  1  S.  1112  Art.  435.) 

1537  Juli  4./Aug.  1.    Appellation  in  die  Orte,   s.  Nr.  29 
und  30. 

1538  März  18.    Liberation  von  Totschlägern,  s.  Nr.  74. 
1540  Aug.  23.    Besoldung  der  Gesandten,  s.  Nr.  80. 
1544  Febr.  14.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  31. 

112.  1548  Juli   30.     Tags.   Baden.     Verleihung   der    Fiskal- 
ämter. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  974  lit.  a.) 

1550    März   17.     Liberation    von    Totschlägern,    s.    bei 
Nr.  74. 
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113.  1552  Mai  6.,  Juli  28.,  Ang.  2.    Baden^  Brixen,  Mailand. 

Handelsvertrag  mit  Mailand. 

(Vollständig  in  E.  A.  IV  l  e  8.  1391  f.  Vorberatungen 
das.  S.  503  a,  507  h,  515,  554  aa,  580  u,  667  Ziff.  6, 
675  u  und  807  d.) 

114.  1553  Jani  26.    Jahrr.  Lauis.    Austritt  des  Landweibels 

bei  Appellationen. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  802  lit.  i.) 
1553  Nov.  13.    Verbot  des  Gabennehmens,  s.  Nr.  62. 

115.  1554  Sept.  3.    Tags.  Baden.    Vorschriften  für  die  Land- 
Vögte. 

(LF  S.  52.  MA  p.  305.  E,  A.  IV  1  e  S.  994  f. 
lit  f.  und  l.  vgl.  S.  954  lit.  g.  Ausfuhrlich  Bas 
S.  62  ff.) 

Inhalt:  1.  Rechnungslegung  des  Landvogts  vor  den 
Boten  aller  12  Orte,  nicht  bloss  von  4  Orten.  2.  Straf- 
gelder, 8.  Nr.  86.  3.  Bussen  von  den  Boten  für  In- 
jurien vor  Gericht  aufgelegt  gehören  der  Kammer, 
ebenso  die  von  dem  Appellanten  zu  zahlende  Krone. 
4.  Die  Diener  der  Boten  sollen  bloss  das  Geschenk 
von  der  Landschaft,  nicht  7  Kronen  beziehen.  5.  Ho- 
noranz  der  Landvögtinn  auf  bescheidenes  Mass  redu- 
ziert, dafür  brauchen  die  Landvögte  den  Boten  auch 
nicht  Morgen suppe,  Mahl  und  Baret  zu  geben.  6.  Ver- 
bot des  Vergleitens  von  Banditen  und  Liberation  von 
Totschlägern  (Nr.  74).  7.  Väter  ungeratener  Kinder 
dürfen  den  Kindern  derselben  ihr  Gut  vermachen  und 
den  Kindern  bloss  den  Niessbrauch  lassen.  Fügen  die- 
selben biederen  Leuten  Schaden  zu,  so  soll  er  ans 
der  jährlichen  Nutzung  ausgerichtet,  die  Thäter  aber 
eingelegt  und  an  ihrem  Leib  darum  gestraft  werden. 
Zu  Ziffer  6  mag  aus  der  Masse  von  Verordnungen 
über  die  Banditen  hier  angereiht  werden: 

116.  1564  Juni  26.  Jahrr.  Lauis.  Verschärfung  der  früheren 
Verordnungen  gegen  die  Banditen. 

(E    A.  IV  2  S.  1148  Art    125.) 

117.  1589  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Anzeigepflicht  jedes  ünter- 
thanen  an  den  Konsul  bei  Entdeckung  eines  Banditen  im 
Lande.  Der  Konsul  hat  dann  die  Gemeindegenossen 
und  die  Nachbargemeinden  bei  höchster  Busse  zur  Ver- 
folgung aufzubieten.  —  Bringt  ein  verrufener  Bandit 
einen  andern  verrufenen  Banditen  aus  unserm  Gebiet 
um,  so  liberiert  er  sich  selbst  dadurch  und  erhält  auch 
die  auf  den  Getödteten  und  dessen  Beibringung  ausge- 
setzte Belohnung. 

(LF  S.  178  f.  MA  p.  373.  E.  A.  V  l  S.  1504  Art.  91.) 
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118.  1590  Okt.  22.  Instruktion  der  12  Orte  an  die  Land- 
vögte betr.  Verfolgung  der  Banditen. 

(LF  S.  187  f.  MA  p.  380.) 
unter  Anderm:  Niemand  soll  Banditen  hausen  noch 
speisen  noch  um  Geleit  für  sie  anhalten  bei  Verlust 
von  Leib  und  Gut.  Bei  Sturmläuten  soll  Jedermann 
zur  Verfolgung  kommen.  Mit  Mailand  ist  vereinbart, 
dass  man  gegenseitig  die  Banditen  über  die  Grenzt 
auf  des  andern  Gebiet  verfolgen  darf. 

119.  1635  Juli  25.  Vertrag  zwischen  den  12  Orten  und  dem 
Herzogtum  Mailand  wegen  der  Banditen. 

(La  c.  267.  Ansfiihrlich  in  E.  A.  V  2  S.  1728  f.  Vor- 
verhandlungen daa.  VIS.  1506  f.  Art.  120  f.  und 
126  ff.) 

120.  1688  Juli  4.  Tags.  Baden.  Begnadigung  Verbannter 
den  12  Orten  vorbehalten.     Vgl.  Nr.  74. 

(E.  A.  VI  2  S.  2044  Art.  37.) 

Näher  erläutert  1689  Aug.  10.  Jahrr.  Lanis  in 
Anwendung  auf  das  Verfahren  bei  Liberation  vorsätz- 
licher Totschläger,  s.  bei  Nr.  74. 

Das  meiste  steht  in  den  Dekreten  für  Lauis  und 
Luggarus,  nämlich: 

für  Lauis: 

121.  1523  Juni  25.  Jahrr.  Lauis.  Den  Banditen,  welche  Nie- 
manden gefangen  nehmen  oder  sonst  schädigen,  magder  Land- 
vogt gegen  Erlegung  ihres  Pfennigs  Aufenthalt  gestatten. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  304  lit.  c.) 
Ähnlich  1524   und   1525  E.  A.  IV  1  a  S.  440  f. 
und  699  d. 

122.  1577.  Tags,  zu  Willisau.  Die  Landvögte  sollen  keinem 
fremden  Banditen  in  der  Landschaft  Lauis  Geleit,  Sicher- 
heit noch  Aufenthalt  geben. 

(La  c.  146.) 

123.  1582.  Jahrr.  Lauis.  Gestattung  des  Tötens  von  Ban- 
diten durch  jeden  Landsassen,  vorbehalten  die  seit  10 
Jahren  im  Lande  gesessenen  und  mit  keinem  unehrlichen 
Bann  behafteten,    die  der  Landvogt  gegen  500  Kronen 

vergeleiten  mag. 

(E.  A.  IV  2  S.  1212  Art.  353.) 

124.  1585  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.   Kein  Bandit  soll  geleitet 

werden,    er  gebe   denn   auf  unsern  Gerichten    für  500 

Kronen  Bürgschaft,   sich  gleitlicli  zu  halten,    niemanden 

zu  beleidigen,  keine  Schulden  aufzutreiben,  den  Rechten 

ständig  zu  sein. 

(LF  S.  133.  MA  p.  352.) 
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125.  1587.  Jahrr.  Lauis.  Die  Sicherheit  von  500  Kr.  (Nr.  124) 
soll  nicht  durch  Bürgschaft  geleistet  werden,  damit  nnsre 
Untertanen  nicht  durch  Überbürgen  beschwert  werden, 
sondern  durch  Deposition  haaren  Gelds  in  des  Land- 
vogts Hand. 

(LF  S.  157.  MA  p.  362  s.  E.  A.  V  1  S.  1629 
Art.  114.) 

126.  1592.  Jahrr.  Lauis.  Auf  Begehren  der  Landschaft  wird 

zu  Ausrottung  der  Banditen  eine  Kompagnie  unter  einem 

Hauptmann  auf  der  Landschaft  Kosten  anfgestellt.    Sie 

begehrt  auch,  dass  bestimmt  werde,  wer  einen  Banditen 

lebend  oder  todt  einbringe,  solle  1.  von  der  Landschaft 

100    Kronen    erhalten    und   2.    einen    andern   Banditen 

liberieren   dürfen.     1  wird  bewilligt,  2  in  Abschied  auf 

Wiederbringen  genommen. 

(LP  S.  194  f.  MA  p.  364  8.) 

127.  1596  März  8.  Ruf  der  Banditen  halb,  namentlich  Verbot 

des  Hausens  und  Speisens. 

(LF  S.  211.  MA  p.  393.) 

128.  1600  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Liberation  eines  Banditen, 
der  einen  andern  Banditen  umbringt.  Ausführlich  mit 
Abstufungen. 

(E.  A.  V  1  S.  1531  Art.  123  f.) 

129.  1612.  Jahrr.  Lauis.  Verfolgung  der  Banditen  bei  Sturm- 
läuten Pflicht  jedes  Untertanen,  bei  Strafe  des  Meineids. 

(LG  S.  46  cap.  52.  MA  p  427.) 

130.  1646.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  banditi  ad  tempus  vor  Ende 
ihrer  Verbannung  in  das  Land  kommen,  so  wird  ihre 
Strafe  verdoppelt. 

(MA  p.  507.  Erweitert  E.  A.  V  2  S.  1749  Art.  41.) 

131.  1651.  Jahrr.  Lauis.  Einschärfung  von  Nr.  129  bei 
200  Kronen  Busse. 

(LC  S.  48  cap.  54.  E.  A.  VI  1  S.  1369  Art.  69 
Ziff.  8  und  9.) 

132.  1678.  Jahrr.  Lauis.  Zusammenfassung  der  verschiedenen 

Dekrete  über  die  Banditen  in  der  Revision  der  Bussen- 

dekrete. 

(LC  S.  19  ff.) 

133.  1687.  Jahrr.  Lauis.  Gemeinden  oder  Pardkolarpersonen, 
welche  Banditen  Unterschiauf  und  Speise  und  Trank 
geben,  sollen  nicht  der  darauf  gesetzten  Strafe  verfallen 
sein,  wenn  sie  eidlich  erhärten,  dass  sie  solche  Banditen 
nicht  gekannt,  viel  weniger  Gemeinschaft  mit  ihnen  ge- 
habt haben. 

(La  c.  275.  Vgl.  1704  E.  A,  VI  2  S.  2088  Art.  74. 
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134.  1718/9.    OrtSBtimmen.   Ernenernng  von  Nr.  133;  sonst 

Strafe  von  300  Kronen  auf  Nichtanzeige. 
(La  c.  305.) 
fnr  Mendris; 

135.  1579   Juni    25.     Jahrr.   Lauis.     Verordnung   betr.   die 

Banditen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1234  Art.  543.) 

für  Lnggarus: 

136.  1589  Juli  27.    Jahrr.  Laggarns.     Liberation  des,  einen 

andern  Banditen  umbringenden  Banditen. 
(Lu  c.  6.) 

137.  1592  Ang.  1.  Jahrr.  Lnggams.  Pflicht  der  Land- 
schaft, alle  wegen  Banditen  auftauchenden  Kosten  zu 
zahlen,  damit  sie  desto  fleissiger  sei  sie  zu  vertilgen. 
Die    Gemeinden,    deren    Banditen    umgebracht    werden, 

sollen  dem  Thäter  die  Auflage  der  50  Kronen  erlegen. 
(Lu  c  8.) 

138.  1626.  Ortsstimmen  für  Luggarus.  Verbot  des  Erteilens 
freien  Geleits  durch  Landvogt  und  Gesandte  an  Banditen, 

bei  100  Kronen  Busse  und  Ersatz  allen  Schadens. 
(Lu  c.  36.) 
für  Maienthal: 

139.  1743.  Jahrr.  Luggarus.  Kosten  der  Einthürmung  und 
Austilgung  der  Banditen. 

(E.  A.  VII  1  S.  1134  Art.  618.) 
140.  1555  Jan.  21.   Tags.  Baden.  Pflichten  der  Dolmetscher. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  1123  lit.  i.) 
für  Lauis: 

141.  1525   Juni  26.     Jahrr.   Lauis.     Die  Landvögte   sollen 

nur  die  geschworenen  Schreiber  als  Dolmetscher  brauchen. 
(E.  A.  IV  1  a  S.  699  lit.  b.) 

142.  1669.  Jahrr.  Lauis.  Laut  früheren  Rufs  waren  keine 
fremden  Dolmetscher  auf  dem  Lauiser  Markt  zugelassen, 
da  aber  Mailand  darauf  Gegenrecht  gehalten  hat  zu  Be- 
schwerung der  schweizerischen  Kaufleute,  so  wird  jener 

Ruf  wieder  aufgehoben. 
(La  c.  248.) 
Die  Frage  tritt  neuerdings  auf  der  Jahrrechnung 
V.  1694  auf  (das.  cap.  244).  Das  Verbot  fremder 
Dolmetscher  scheint  erneuert  und  darauf  auch  wieder 
von  Mailand  Gegenrecht  geübt  worden  zu  sein,  wo- 
rüber sich  die  Einen  beschwerten,  während  Andere 
Aufrechthaltung  des  Verbots  wünschten,  weil  Aus- 
ländische im  Dolmetschen  Betrug  üben,  auch  nicht  gut 
genug  deutsch  können.  Es  wird  aber  erklärt,  dass 
es  bei  dem  Dekret  v.  1669  sein  Bewenden  habe. 
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143.  1720.    Jahrr.  Laais.    Handgeläbde  der  Dolmetscher  auf 

dem  Markt  zu  Laais. 

(E.   A.  VIE  1  S.  1089  Art.  253.  aufgehoben  1725  das. 
Art.  255.) 

144.  1765.  Jahrr.  Laais.   Dolmetscherpatent  für  den  Laaiser 

Markt  nar  ehrlichen  Leaten  za  geben. 

(La  c.  384.  E.  A.  VII  2  S.  975  Art.  255  ff.) 

145.  1555  Mai  7.   Tags.  Baden.    Revision  der  Besoldung  der 

Landrögte. 

(E.  A.  IV.  1  e  S.  1201  lit.  k.) 

146.  1556.  Tags.  Baden.  Die  Landschaft  beklagt  sich  da- 
rüber, dass  die  Erhöhung  der  Besoldung  des  Landvogts 
von  1555  sie  zu  schwer  treffe;  auch  der  Landvogt 
schreibt,  er  begehre  nicht,  dass  seinetwegen  der  Land- 
schaft eine  neue  Beschwerde  aufgelegt  werde.  Daher 
wird  es  bei  der  alten  Belohnung  belassen. 

(La  c.  226.) 

147.  1538  Mai  7.    Tags.  Baden.     Besoldung  der  Landvögte 

zu  Mendris  und  im  Maienthal. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  964  lit.  i.) 
1555.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Gabennehmens,  s.  Nr.  63. 

148.  1557  Jahrr.  Lauis.  Verbot  der  Parteiung  (sich  parteiisch 
machen  bei  Streit  zwischen  zwei  andern). 

(LF  S.  76.  Bas  S.  110.  MA  p.  316.) 
Wer  sich   parteiet,   soll  10  Kronen  Busse   zahlen, 
und  die  Landvögte  dürfen  die  Busse  nicht  nachlassen. 

149.  1570  März  14.  Tags.  Baden.  Dem  Scheider,  der  bei 
Streit  zwischen  Andern  das  Messer  zuckt,  aber  sich  nicht 
parteiisch  macht,  soll  der  Landvogt  aus  Gnaden  1  Krone 
abnehmen;  hat  er  sich  aber  parteiet,  so  ist  er  die  10 
Kronen  verfallen  (Nr.  148).  E.  A.  IV  2  S.  1141  Art.  66 
hat  6  Kr.  statt  1.  Das.  S.  1211  Art  346  war  1569 
das  Schlichten  des  Streits  mit  blosen  Waifen  mit  50 
Kronen  Busse  belegt  worden,  aber  die  von  Lauis  re- 
klamierten dagegen,  daher  die  Moderation  von  1570. 

150.  1718.  Ortsstimmen.  In  Schlaghändeln  sind  die  sich  par- 
teiisch machenden  Zulaufenden  um  10  Kronen  zu  büsseu, 

und  bei  schwerer  Verletzung  noch  weiter  zu  strafen. 
(La  c.  305.) 

Vgl.  zu   Nr.   148 — 150   die  Satzung   des   Friedens 
V.   1549,  unten  Nr.  404. 

151.  1557  Juli  14.     Jahrr.  Luggarus.     Besetzung   der  Land- 
schreiberstelle. 

(E.  A.  IV  2  S.  1180  Art.  62.) 
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Weil  sie  beinahe  einträglicher  ist  als  die  Stelle  des 
Landvogts,  so  soll  sie  künftig  nnr  für  4  oder  6  Jahre 
verliehen  werden  und  jedes  Ort  der  Kehre  nach  daran 
Teil  nehmen. 

152-  1559  Juni   4.     Tags.  Baden.     Auslieferung  Gefangener 

an  Mailand. 

(E.  A.  IV  2  S.  1184  Art.  93.) 

153.   1564  Jan.  9.     Tags.  Baden.     Verbot  des  Tragens  von 
reuerbüchsen    und    weiten    Hosen    (vgl.    Nr.    159)   bei 

30  Kronen  Busse. 

(E.  A.  IV  2  S.  1148  Art.  123.) 
Ans  den  über  die  Massen  zahlreichen  Eiifen    über 
verbotene  Waffen  sind  hier  hervorzuheben: 

154.  1671  Aug.  25.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Tragens 
von  Pistolen,  Karabinern,  Stileten  und  grossen  Henk- 
raessem,  bei  Strafe  von  100  Kronen,  wovon  ^/j  der 
Kammer  und  Vs  dem  Anzeiger,  dem  auf  seinen  Eid  ge- 
glaubt wird  unter  Geheimhaltung  seines  Namens. 

(Lu  c.  27.    Etwas  anders  E.  A.  VI  1  S.  1371  Art.  85.) 

155.  1672  Sept.  7.    Jahrr.  Luggarus.    Eeduktion  der  Busse 

von    100   auf  50  Kr.     Dem  Angeber  nur   zu    glauben, 

wenn  er  genugsam  beweist.     Die  Herren  von  Luggarus 

dürfen   bei   den  Reisen   auf  ihre  Güter   die  Pistolen  zu 

Pferd  tragen. 

(Lu  c.  46.) 

156.  1695  Juli  3.  Tags.  Baden.  Kuhigen  und  ehrlichen 
Leuten  kann  der  Landvogt  das  Tragen  verbotener  Waffen 
zu  ihrer  eigenen  Verteidigung  gestatten. 

(E.  A.  VI  2  S.  2037  Art.  130.) 

157.  1764  Aug.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Tragens  spitziger 
Messer  bei  Galerenstrafe. 

(Me  c.  269.    E.  A.  VII  2  S.  918  Art.  109.) 
Bios  von  7  Ständen  dekretiert,  die  übrigen  nahmen 
es   ad    referendum.     Immerhin   wurde    der  Beschluss 
1765  (das.  S.  941  Art.  17)  auf  Ansuchen  der  Land- 
schaften wieder  geändert. 

158.  1787.  Jahrr.  Lauis.  Geistliche,  die  sich  des  Gewehrs 
zur   Jagd   bedienen   wollen,    sollen    die   Erlaubnis    vom 

Landvogc  einholen. 

(LF  Einl.  cap.  355.  E.  A.  VIII  S.  543  Art.  36.) 
für  Lauis: 

159.  1570  März  14.  Tags.  Baden.  Das  Verbot  breite  Hosen 
zu  tragen  gilt  nicht  für  die  auf  die  Märkte  kommenden 
oder  durchreisenden  Fremden,  aber  wenn  sie  sich  arg- 
wöhnisch erzeigen,    darf  sie   der  Landvogt   untersuchen 
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lassen,  ob  sie  nicht  in  ihren  breiten  Hosen  lange  Büchsen 
nnd  Bistolet  haben,  und   sie   betreffenden  Falls  strafen. 
(LP  S.  98,  MA  p.  328.) 

160.  1578.  Jahrr.  Laois.  1.  Zur  Verhütung  von  Unruhen  soll 
Niemand  in  einer  Gemeindeversammlung  Waffen  tragen^ 
bei  500  Kronen  Busse.  2.  Niemand  soll  ein  ,,Fäst- 
ling"  noch  kurze  Feuerbtichse  (pistolle)  tragen  bei 
Henken  ohne  Gnad,  vorbehalten  Fremde  auf  ilirem  Reise- 
wege oder  innerhalb  der  Hausthür  ihrer  Herberge,  vor- 
behalten auch  unsre  Amtleute  und  Eidgenossen.  Will 
ein  ünterthan  solche  Waffen  tragen,  so  soll  er  500 
Kronen  Bürgschaft  geben,  dass  er  niemand  verletze. 

(LF  S.  121.  MA  p.  342.  In  E.  A.  IV  2  S.  1208 
Art.  320  mit  dem  Datum  1579.) 

161.  1586.  Jahrr.  Lauis.  Erneuerung  des  Verbots  Pistolen 
zu  tragen.  Befehl  der  Ablieferung  solcher  in  des  Land- 
vogts Palast  bei  100  Kronen  Busse.  Lange  Feuerrohre 
mag  man  zu  Hause  haben,  aber  nicht  tragen  auf  Kirch- 
weihen, Festen,  in  Zerwürfnissen,  auf  dem  Kirchgang^ 
sondern  allein  auf  das  Kriegt,  bei  100  Kr.  Busse. 

(LF  S.  137.  MA  p.  353.  E.  A.  IV  2  S.  1212 
Art.  356.) 

162.  1587.     Jahrr.  Lauis.     Der  Landvogt   darf  niemand  die 

Erlaubnis  zu  Tragen  eines  Pistolets  geben,  bei  100  Kronen 

Busse. 

(LF  S.  157.  MA  p.  362.) 

163.  1588.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Tragens  kleiner  Feuer- 
rohre bei  Galgenstrafe,  grosser  bei  50  Kr.  Busse.  Doch 
mag   der  Landvogt   die    langen  nach  Gestalt  der  Sache 

erlauben.     Erneuert  1596. 

(LF  S.  164.  MA  p.  368.) 

164.  1598.  Missiv  der  Tags.  Baden.  Die  ünterthanen  der 
Landschaft  mögen  ihre  kurzen  und  langen  Rohre  nnd 
andere  Gewehre  in  den  Häusern  haben  zu  ihres  Leibs 
Defension,  sie  aber  nicht  öifentlich  noch  heimlich  tragen. 

(Me  c.  51.  La  c.  180.  Ebenso  1672  das.  cap.  183.) 

165.  1599.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Tragens  von  Pistolen 
und  Stileten,  das  erste  und  zweite  Mal  bei  Busse  von 
50  Kronen,  das  dritte  Mal  bei  Strafe  an  Leib  und  Gut. 
Der  Landvogt  darf  niemanden  solche  Waffen  zu  tragen 
erlauben,  bei  100  Kr.  Busse,  ausser  wenn  einer  seines 
Lebens  nicht  sicher  ist  und  der  Waffe  zu  seiner  Ver- 
teidigung bedarf.  Dies  gilt  nicht  für  die  Amtleute 
(Landvogt,  Landschreiber,  Statthalter,  Fiskale,  Malefiz- 
schreiber    und  Weibel).     Bei   Sturmläuten  Waffentragen 


,^  _^.„^^_  _^.  _,, ^  .^  -.    .^r»^.-   »-".-r"  r  ■".m 


Dekrete  der  Schweizer  Kantone.  139 

gestattet  zar  Verfolgung  von  Banditen  und  andern  Übel- 
thätem.     Erneuert  1600  Juli  8,  1612  Juni  25. 
(MA  p.  399,  403,  427.  E.  A.  V  1  S.  1552  Art.  271.) 

166.  1614.  Jahrr.  Lauis.  Erneuerung  früherer  Verbote  mit 
dem  Zusatz:  die  ausserhalb  der  Burgerschaft  Lauis 
wohnenden  Schlosser  dürfen  bei  100  Kronen  Busse  keine 
Schlossrohre  neu  machen  oder  ausputzen. 

(E.  A.  VIS.  1519  Art.  38.  vgl.  8.  1552  Art.  274.) 

167.  1618.    Jahrr.  Lauis.    Die  Landvögte  dürfen  den  hiefür 

qualifiziert  erscheinenden  Personen  erlauben  Radbüchsen 

(archibugi  di  rota)  zu  tragen. 

(MA  p.  437.  E.  A.  V  2  S.  1768  Art.  174.) 

168.  1621.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  ein  in  väterlicher  Gewalt 
stehender  Sohn  verbotene  Waffen  tragen  will,  so  soll 
der  Vater  bis  auf  1000  Kr.  fiir  ihn  Kaution  leisten. 
Der  Landvogt  darf  24  zuverlässigen  Personen  erlauben, 
verbotene  Waffen  aller  Art  zu  tragen. 

(MA  p.  446.) 

169.  1626.     Jahrr.   Lauis.     Erneuerung   der    alten   Verbote. 

Neben  Pistolen   und  Stileten  auch   genannt   die  grossen 

Genueser  Messer.     Strafe  400  Kronen. 
(MA  p.  458.) 

170.  1639.  Jahrr.  Lauis.  Träger  verbotener  Waffen  büssen 
das  erste  Mal  100,  das  zweite  Mal  150  und  das  dritte 
Mal  300  Kr.  Zahlungsunfähige  werden  zur  Galere  ver- 
urteilt. Die  Herren  von  der  Bürgerschaft  (gentilluomini 
borghesi)  dürfen  täglich  Degen  tragen,  aber  die  Hand- 
werker und  die  Bauern  nicht,  sondern  blos  bei  Festen 
und  bei  Erscheinen  vor  Landvogt  oder  Gesandten  und 
vor  Gericht  und  bei  Eeisen  ausser  Landes. 

(MA  p.  481.  E.  A.  V  2  S.  1731  Art.  55  für  alle 
Vogteien.) 

171.  1641.  Jahrr.  Lauis.  Bestätigung  der  Freiheit  des  Viertels 
Eiva,  dass  die  Männer  daselbst  ohne  Nachsuchen  land- 
vögtlicher  Erlaubnis  die  langen  Büchsen,  Terzetten  mit 
dem  rechten  Mass,  Degen  und  Dolche  tragen  dürfen; 
sie  sollen  deswegen  einen  neu  antretenden  Landvogt  be- 
grüssen  und  ihm  zwei,  dem  Landschreiber  ein  Mütten 
Hafer  geben. 

(La  c.  233.) 

172.  1646.     Jahrr.  Lauis.     Auf  Tragen   verbotener   Waffen 

unter  dem  Vorwand,  Fremde  begleiten  zu  müssen,  steht 

auch  die  Busse  von  100  Kr. 
(MA  p.  507.) 
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173.  1653  Febr.  1.    Tags.  Baden.  Lange  Rohre  sollen  nach 

Gestalt  der  Sache  and  der  Person  fernerhin  der  Land- 

Yogt,  kurze  Rohre  and  ßüchsen  die  Gesandten  erlauben 

dürfen. 

(La  c.  182.) 

174.  1678.    Revision  der  bussentragenden  Dekrete,  best.ätigt 
die  Nr.  170  und  160  Ziff.  1  mit  der  Moderation,   dass 
die  Busse   von   500  Kr.  blos   gilt    bei   thätlicher  Mole- 
stierung  Andrer  mit  der  Waffe,  dagegen  250  Kr.  Busse 
bei  Molestieren  mit  Worten,  und  bei  keiner  Molestation 
ist  blos  Strafe  nach  dem  Verbot  der  Gewehre  zu  zahlen. 
Ein  Dekret,  dass  kein  Wirt  bei  50  Kr.  Busse  Personen 
mit  verbotenem  Gewehr  logieren  soll,  wird,  weil  in  ge- 
fährlichen Zeiten  aufgerichtet  und  längst  ausser  Übung, 
aufgehoben.  Aus  gleichem  Grunde  Aufhebung  der  Pflicht 
der  Gemeinden,  Träger  verbotener  Gewehre  anzuzeigen. 
Die  laut  Nr.  173  von  Landvogt  oder  Gesandten  gegebene 
Licenz    wird   nicht   auf  den    Besuch    von    Kirchen   und 
Tänzen    und    sonstigen    Versammlungen    bezogen.     Die 
Landschaft  bittet  um  Aufhebung  dieser  Ausnahme,  weil 
die    Licenz    mehrenteils    Freundschaften    um    Sicherheit 
willen  gegeben  wird,  und  sie  die  gerade  dann  brauchen, 
wenn  sie  an  gedachte  Orte  gehen  müssen.     Daher  Auf- 
hebung  der  Ausnahme.     Aufhebung   eines  Dekrets   von 
1646,  dass  wenn  mehr  als  drei  fremde  unbekannte  arg- 
wöhnische Personen   mit   Btichsen   oder   verbotenen  Ge- 
wehren beisammen  gesehen  werden,  man  sie  fangen  und 
dem  Landvogt  überliefern  soll,  als  unnötig,  da  alles  im 
Lande  ruhig  ist.     Nötigenfalls   kann   es   der  Landvogt 
wieder  erneuem. 

(LG  S.  19  ff.) 

175.  1743.  Jahrr.  Lauis.  Auf  Jahrmärkten  Waffen  zu  tragen 
bleibt  verboten,  jedoch  dürfen  solche,  die  sonst  Gewehr 
zu  tragen  Erlaubnis  haben,  auch  in  der  Zeit  des  Jahr- 
markts auf  ihre  Güter  und  wieder  zurück  ein  Jagd-  and 

Vogelrohr  tragen. 

(La  c.  304.  E.  A.  VII  2  S,  947  Art.  47  Ziff.  4.) 
für  Mendris: 

176.  1571  März  25.  Tags.  Baden.  Verbot  des  Umhergehens 

in  Verbutzung  oder  mit  Waffen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1233  Art.  540.) 
für  Luggarus: 

177.  1563  Jan.  18.  Tags.  Baden.  Auf  Wunsch  der  Land- 
schaft Weisung  an  den  Landvogt,  einen  Ruf  zu  erlassen, 
dass  bei  30  Kr.  Busse  Jedermann  seine  Feuerbüchse  bei 
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den  Räten  za  Lnggarns  ablegen   solle,   welche   hernach 

keinem  mehr  solche  wiedergeben  werden;  gleiche  Strafe 

für  den,  der  nach  dem  Ruf  eine  Feuerbüchse  trägt.  Wer 

auf  die  Jagd  oder  Vogelschiessen  gehen  will,  darf  seine 

Büchse  tragen,  doch  soll  sie  wenigstens  ly^  Fuss  lang 

sein,    und  nach  der  Rückkehr  von  der  Jagd  soll  er  sie 

wieder  ablegen  und  nicht  in  Dörfern  herumtragen. 
(Lu  c.  17.) 

178.  1713  Sept.  4.  Jahrr.  Luggarus.  Auf  Anfrage  derer  von 
Verzaska,  ob  die  Görtel  (falci)  unter  die  verbotenen 
Gewehre  gehören,  ergiebt  sich,  dass  in  den  Dekreten 
italiänischer  Redaktion  die  falci  unter  die  verbotenen 
Gewehre  gezählt  sind,  in  den  Dekreten  deutscher  Re- 
daktion nicht.  Daher  erkannt,  es  solle  in  der  Kanzlei 
das  Original  der  Dekrete  nachgesucht  und  darnach   die 

Korrektur  in  den  Dekreten  gemacht  werden. 
(Lu  c.  9-2.) 

179.  1766  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Ruf  wegen  verbotener 
Waffen  auf  dem  Fnss  wie  den  Landschaften  Lauis  und 
Mendris  gestattet. 

(E.  A.  VII  2  S.  1000  Art.  76.) 
für  Maien thal: 

180.  1665.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Waffentragens  für 
die  Geistlichen. 

(E.  A.  VI  1  S.  1476  Art.  244.) 

181.  1749.  Jahrr.  Luggarus.  Lange  Rohre  auf  Reisen  ausser- 
halb  der  eidgenössischen  Jurisdiction  zu   tragen  erlaubt. 

(Ma  c.  39.) 

182.  Ohne  Datum.  Statut  für  Maienthal.  Verbot  des  Tragens 
von  Eisen,  Kugeln,  Steinen,  Schlägel  und  anderm  ver- 
borgenem Gewehr,  bei  willkürlicher  Strafe  des  Land- 
vogts,   und   wenn   er    einen  damit  umbringt,    bei  Strafe 

des  Strassenraubs.  Vgl.  aber  auch  Nr.  745  Ziff.  29. 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  5l.) 
1564  Juni  26.     Banditen  betr.  s.  Nr.  116. 

183.  1567  Juli  16.    Jahrr.  Luggarus.    Konfisziertes  Gut  von 

Verbrechern. 

(E.  A.  IV  2  S.   1141  Art.  59.) 
'Nach  Deckung  der  Kosten   der  Kammer  fällt    der 
Rest  an  die  Gläubiger. 

184.  1 570  Sonntag  Oculi.  Tags.  Baden.  Güter,  die  der  Kammer 
durch  Konfiskation  heimgefallen,  soll  aer  Landvogt  zuerst 
der  Freundschaft  des  Verbrechers  feilbieten;  will  sie 
diese  nicht  kaufen,  so  ist  das  Kommun,  darin  die  Güter 
liegen,  schuldig  sie  zu  kaufen,  und  zwar  um  einen  ziem- 
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liehen  Preis    (LC  sagt:   mit  Nachlass   des   dritten  Teils 
der  Schätzung),  so  dass  das  Eommnn  daran  nichts  ver- 
liert, sondern  sie  ohne  Verlust  wieder  verkaufen  kann.^) 
(LP  S.  95.  Bas  S.  140.  MA  p.  328.  LC  S.  39.) 

Erneuert  lö94  März  29.    Tags.  Baden.    Dasselbe 
wie  Nr.  184. 

(E.  A.  V  1  S.  1495  Art.  2L  In  Lu  c.  9  mit  dem  Datum 
1595  Juli  20  Jahrr.  Luggarns.  vgL  E.  A.  V  1  S.  1579 
Art.  35.) 
für  Lauis: 

185.  1624.  Jahrr.  Lauis.  Dasselbe  mit  dem  Beifügen,  dass 
die  Güter  durch  unparteiische  Männer  und  nicht  wie  sie 
in  den  Steuerbüchern  angeschlagen  sind,  zu  schätzen  seien. 

(La  c.  142.  MA  p.  452.  Me  c.  64.) 

186.  1642.  Ortpstimmen.  Die  Landvögte  sollen  die  Güter 
hingerichteter  oder  ausgetretener  böser  Personen,  damit 
die  armen  Weib  und  Kinder  nicht  zu  sehr  beschwert 
werden,  nicht  auf  den  höchsten  Pfennig  spannen,  sondern 
in  Bescheidenheit  nach  den  Schatzungsbüchern  oder  nach 
den  Kaufbriefen  machen. 

(La  c.  143.  Me  c.  84.) 

187.  1664.  Ortsstimmen.  Konfisziertes  Gut  von  Verbrechern 
gehört  zu  Va  deren  Kindern,  zu  ^s  der  Kammer. 

(La  c.  145.  Me  c.  121.) 
für  Luggarus: 

188.  1579  Aug.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Ältere  auf  konfiszierten 

Gütern    haftende    Schulden    gehen    der    Ansprache    der 

Kammer  für  Gefangenschafts-  und  Prozesskosten  vor. 
(Lu  c.  26.) 

189.  1674.  Ortsstimmen.  Konfisziertes  Gut  von  Verbrechern 
verfällt  der  obrigkeitlichen  Kammer,  welche  aber  aus 
Gnaden  den  Kindern  und  Enkeln  des  Verbrechers  V» 
der  väterlichen  Verlassenschaft  lässt. 

(Lu  c.  44.) 

190.  1699  Aug.  29.  Jahrr.  Luggarus.  Aus  konfisziertem  Gut 
sind  zuerst  die  instrumentierten  Schulden,  dann  die  Kosten 
für  Gefangenschaft  und  dgl.,  dann  die  laufenden  gemeinen 
Schulden  zu  bezahlen,  der  Rest  gehört  dem  Fiskus.  Die 
von  den  Landvögten  angelegten  und  darüber  verglichenen 
Bussen  sind  nach  ihrer  Anteriorität  in  die  laufenden 
Schulden  zu  stellen. 

.    (Lu  c.  55.  E.  A.  VI  2  S.  2148  Art.  65  f.) 


*)  Galt  schon  seit  1566,  aber  nicht  unangefochten,  s.  E.  A.  IV  2  S.  1264 
Art.  251 — 254.  Auch  dem  Maienthal  wurde  es  von  Lauis  aus  oetroiiert^ 
unter  Protest,  E.  A.  IV  2  S.  1288  Art.  470. 
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far  Maienthal: 

191.  1690.  Jahrr.  Lauis.  Den  Kindern  des  Verbrechers  ge- 
bührt am  konfiszierten  Gut  der  Pflichtteil. 

(Ma  c.  29.  E.  A.  VI  2  S.  2160  Art.  150.) 

1569  Okt.  23.  Schlichten  eines  Streits  mit  blosen  Waffen, 
s.  bei  Nr.  149. 

1570  Sonntag  Oculi.  Konfiszierte  Güter,  s.  Nr.   184. 
1570  Sonntag  Oculi.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  32. 

192.  1570  Sonntag  Oculi.  Tags.  Baden.  Ungfültigerklärung 
der  in  letzter  Zeit  durch  die  Gesandten  bestätigten  Ver- 
käufe von  Liegenschaften  an  Mailänder. 

(E.  A.  IV  2  S.  1152  Art.  164.) 

193.  1572  Juni  5.  Tags.  Baden.  Dekret  der  Orte  über  ge- 
richtliches Verfahren. 

(Ma  c.  10.) 
Scheint  ursprünglich  fär  Luggaros  und  Maienthal 
allein  erlassen  zu  sein ,  indem  gleich  Anfangs  das 
Dekret  v.  3.  Juli  1563  (s.  Nr.  430)  bestätigt  wird 
und  die  letzte  Bestimmung  auf  die  Statuten  von  Lug- 
garus  Bezug  hat.  Sie  lautet:  wenn  zwischen  Ver- 
wandten Streitigkeiten  erwachsen  und  sie  dieselben 
laut  Statuten  vor  Schiedsrichter  kommen  lassen  (vgl. 
Nr.  674  ff.),  so  soll  es  bei  dem  Spruch  des  Schieds- 
gerichts ohne  weiteres  Appellieren  bleiben  (vgl.  dazu 
1574  Juli  26  Jahrr.  Luggarus  E,  A.  IV  2  S.  1141 
Art.  67  und  Wiedererwägung  S.  1256  Art  176). 
Das  Übrige  hat  keinen  speziellen  Bezug  auf  Luggarus, 
es  enthält  ausser  dem  in  Nr.  33  und  87  Mitgeteilten 
den  Satz,  dass  der  Landvogt  nur  dann  wegen  Geld- 
strafen eintürmen  darf,  wenn  der  Schuldige  zahlungs- 
unfähig ist. 

194.  1572  Juni  25.  Jahrr.  Lauis.  Ansetzung  der  Termine 
für  Verhandlung  der  Appellationen  vor  den  Gesandten. 

(E.  A.  IV  2  S.  1176  Art.  42  für  Lauis  und  S.  1255 
Art.  174  für  Lnggarus.) 
Hieher  ist  zu  stellen: 

195.  1580  Juli  14.  Jahrr.  Luggarus.  Appellationsfrist  gegen, 
ein  Straf  urteil   3  Tage  nach  Ankunft  der  Gesandten  zu 

Lauis,  resp.  Luggarus. 

(E.  A.  IV  2  S.  1143  Art.  82.) 
für  Lauis: 

196.  1513  Mai  10.  Tags.  Baden.  Bei  Betrag  über  100 
Dukaten  oder  in  Sachen  die  Ehre  berührend  ist  Appel- 
lation an  das  Sindikat  gestattet. 

(LF  S.  1  ff.  MA  p.  272.) 
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197.  1535  Juni  25.  Jahrr.  Lanis.  Bei  Appellationen  aus 
Mendris  vor  das  Sindikat  zu  Lauis  soll  der  Landschreiber 
von  Lauis,  nicht  der  von  MenJris  Schreiber  sein. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  518  lit.  c.) 

198.  1539  Febr.  27.  Tags.  Baden.  Wer  gegen  Malefiz- 
bussen  appelliert,  muss  Bürgschaft  für  Zahlung  der 
Urteilssuitime  leisten;  bestätigt  das  Sindikat  das  Urteü, 
so  zahlt  er  ausserdem  noch  10  Kronen. 

(LF  S.  20  f.  MA  p.  281  s.) 

199.  1549  Juni  25.     Jahrr.  Lauis.     Der  Landvogt  soll  alle 

Appellatzen  aufschreiben,    damit  sie  sofort  bei  Ankunft 

der  Boten  auf  die  Sitznngstage  verteilt  werden  können. 
(E.  A.  IV  1  e  S.  102  lit.  e.) 

200.  1555  Juni  25.  Jahrr.  Lauis.  Wer  sich  durch  ein  Civil- 
oder  Strafurteil  beschwert  findet,  soll  in  8  Tagen  nach 
ergangenem  Urteil  appellieren  und  die  Appellatzkrone 
erlegen,  darf  nicht  mit  der  Appellation  bis  zur  Ankunft 
der  Gesandten  warten. 

(LF  S.  56.  MA  p.  307.  LC  S.  37.  E.  A.  IV  1  e  S.  1275 
lit.  k.  vgl.  IV  2  S.  1194  Art.  194.) 

201.  1578.  Jahrr.  Lauis.  Sofort  nach  Ankunft  der  Gesandten 
soll  ein  Ruf  ergehen,  der  für  Verhandlung  der  Appel- 
lationen einen  Termin  ansetzt.  Erscheinen  die  Appel- 
lanten in  diesem  Termin  nicht,  so  sind  sie  nicht  mehr 
anzuhören,  und  wenn  sie  den  Gesandten,  die  nach  Lug- 
garus  verritten  sind,  dorthin  nachlaufen,  so  zahlen  sie 
noch  100  Kr.  Busse. 

(LF  S.  121.  MA  p.  342.  In  E.  A.  IV  2  S.  1143  Art.  78 
als  BeschlusB  der  Ta^s.  Baden  v.  15.  Nov.  1579,  vgL 
aber  ebenda  S.  1176  Art.  43  als  Beschlass  des  Sia- 
dikats  V.  25.  Juni  1579.) 

Erneuert  1581  Jahrr.  Lauis.    La  c.  151.  Me  c.  35. 
E.  A.  IV  2  S.   1176  Art.  44. 

202.  1587.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  der  vom  Sindikat  für  Er- 
hebung von  Appellationen  vor  ihm  gesetzte  Termin  ver- 
strichen ist,  soll  Appellation  bloss  noch  auf  Kosten  des 
Begehrenden,  nicht  mehr  auf  der  Obrigkeit  Kosten  an- 
genommen werden. 

(LF  S.  157.  MA  p.  362.) 

203.  1588.  Jahrr.  Lauis.  W^er  durch  das  Jahr  um  zu  Händen 
des  Landvo^ts  eine  Appellatz  legen  will,  soll  wie  bisher 
dieselbe  mit  einer  Krone  ausrichten.  Geschieht  es  wäh- 
rend des  Sindikats,  so  mögen  die  Richter  den  Appel- 
lanten noch  2  Kr.  legen  heissen.  Ist  aber  der  Handel 
so   viel  Gelds  nicht  würdig  oder  der   Ansprecher  arm, 
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so    sollen  die  Richter  bescheiden   sein   nnd    von   Armut 

wegen  Niemanden  klaglos  lassen. 

(LF  S.  164  f.  MA  p.  368.  Vgl.  E.  A.  V  1  S.  1500 
Arf.  56.) 

204.  1594.  Jahrr.  Lanis.  Beobachtung  der  Eeihenfolge  unter 
den  Gesandten  im  ersten  Votum. 

(LF  S.  205  f.  MA  p.  391.) 

205.  1646.     JahiT.  Lauis.   .  Austritt    des  Landvogts    in    den 

an  das  Sindikat  appellierten  Civilsachen  nach  abgegebenem 

Berichte.     Vgl.  Nr.  222  und  223. 
(MA  p.  507.  Me  c.  87.) 

206.  1676/7.  Ortsstimmen.  ^Finden  wir  es  nicht  billig  noch 
in  Rechten  zulässig,  dass  die  appellierten  Bussen  weder 
ganz  noch  zum  Teil  von  den  Landvögten  den  Gesandten 
ferners  geschenkt  werden  thuen,  und  ist  also  unser  Mei- 
nung, dass  denjenigen,  so  die  einte  oder  andere  Busse 
fürohin  appellieren  möchten,  der  freie  und  ledige  Zugang 
zu  den  Gesandten    gestattet   und   ihnen   inzwischen   das 

Wenigste  nicht  zugesucht  werden  solle." 

(La  c.  158,  bestätigt  1685  durch  Ortsstimmen,  das. 
S.  117  cap.  159.  Me  c.  131.) 

für  Luggarus: 

207.  1639.  Ortsstimmen..  Die  Gesandten  sollen  6  Tage  für 
Verhörung  der  Civil-  und  Kriminalappellationen  ver- 
wenden (vgl.  aber  Nr.  216).  Die  Parteien,  welche  die 
Gesandten  über  diese  Zeit    hinaus  in  Anspruch  nehmen, 

sollen  doppelte  Audienzhonoranz  zahlen. 
(Lu  c.  39.) 

208.  1660.  Ortsstimmen.  Den  Parteien  steht  frei,  sich  zu 
vergleichen,  und  die  Gesandten  können  dann  die  Sache 
nicht  wider  ihren  Willen  doch  behandeln  und  wegen  des 
Vergleichs  Sitzgeld  ansprechen. 

(Lu  c.  45.) 
209.  1576   Juli  3.     Jahrr.  Lauis.     Grerichtsstand   der   Geist- 
lichen. 

(LF  S.  117.  Bas  S.  169  f.  Me  c.  29.  MA  p.  340. 
E.  A.  IV  2  S.  1142  Art.  70.) 

Die  Priesterschaft  vermeint  vermöge  einer  Satzung 
des  Trident.  Konzils,  dass  sie  nicht  soll  in  weltlichen 
Rechtshändeln  mit  Laien  vor  den  Landvogt  citiert 
werden.  Es  soll  aber  bei  U.  H.  und  Obern  alten 
Freiheiten  bleiben,  dass  gleich  wie  jede  Person  geist- 
lichen Standes  einen  Laien  vor  den  Landvogt  citieren 
mag,  so  auch  eine  weltliche  Person  eine  geistliche  um 
weltliche  Ansprachen  wohl  mag  vor  den  Landvogt 
citieren  und  von  ihm  das  Recht  nehmen. 

Z«itiehr.  fOr  Schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  XII.  -^q 
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210.  1576  Juli  14.  Missiv  der  Taj^s.  Baden.  Wenn  ein 
Priester  einen  Frevel  begeht,  der  weltliche  Sachen  an- 
trifft, so  soll  ihn  der  Landvogt  darum  büssen,  nnd  die 
Priester  sollen  sich  nicht  unterfangen  ihm  den  Bann  zu 

drohen. 

(LF  S.  116.  Bas.  S.  168.  MA  p.  340.) 

211.  1589  Juni  25.    Jahrr.  Lauis.    Bestätigung  von  Nr.  209. 

(LF  S.  178  f.  MA  p.  373.  E.  A.  V  1  S.  1564  Art.  339.) 

212.  1602  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Auf  Ratifikation:  Über- 
einkunft mit  dem  Bischof  von  Como  über  Prozedur  und 

Bestrafung  Geistlicher. 

(E.  A.  V  1  S.  1571  Art.  390;  spätere  Verhandlungen 
VI  1  S.  1381  ff.  bes.  Art.  167,  168,  174.) 

213.  1684  Aug.  31.  Jahrr.  Luggarns.  Für  Abhörung  von 
Laien  als  Zeugen  in  Sachen  vor  geistlichem  Gericht  ist 
der  Landvogt  zu  begrüssen. 

(Lu  c.  31.) 

214.  1787.     Jahrr.  Luggarus.     Erneuerung  von  Nr.  209. 

(La  Einl.  cap.  353.  StB  p.  197.  E.  A.  VIll  S.  509 
Art.  84r-89.) 

1576    Juli    14.     Liberation    von    Totschlägern,    s.    bei 
Nr.  74. 

215.  1580  Juni  25.   Jahrr.  Lauis.    (reschäftsordnung  der  Sin- 
dilcato 

(E.  A.  IV  2  S.  1143  Art.  80.) 
Hier  kann  angereiht  werden: 

216.  1589  Juni  24.    Jahrr.  Lauis.    Die  Gesandten  sollen  für 

Verhörung  der  Appellationen  in  Lauis  und  Luggarus  je 

14  Tage  verwenden.     Vgl.  aber  Nr.  207. 

(LF  S.  178.  MA  p.  373.  Bestätigt  von  der  Tags.  Baden 
16.  Febr.  1590  E.  A.  V  1  b  S.  1494  Art  12. 
Me  c.  44.) 

217.  1638.  Jahrr.  Luggarus.  Die  Gesandten  sollen  vor  Be- 
endigung der   Geschäfte  nicht  in  eigenen  Sachen  nach 

Mailand  reiten. 

(E.  A.  V  2  S.  1722  Art  11.) 

218.  1642.    Jahrr.  Luggarus.     Anmeldung  von  Begehren  an 

das  Sindikat  in  den  zwei  ersten  Tagen  nach  ergangenem 

Audienzruf  bei  dem  Gesandten  von  Zürich. 
(E.  A.  V  2  S.  1723  Art.  14.) 

219.  1654  Aug.  10.    Jahrr.  Lauis.    Bei  Abnahme  der  Bech- 

nung  ist  der  Gesandte  des  Orts,  ans  dem  der  Landvogt 

ist,  im  Ausstand,  dagegen  nicht,  wenn  dieser  sich  gegen 

eine    über   ihn   vorgebrachte   Beschwerde   verantwortet. 

Vgl.  Nr.  223. 

(E.  A.  VI  1  S.  1365  f.  Art,  33  nnd  44.) 
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220.  1770  Aug.  Jahrr.  Lnggarus.  Bestimmung  der  Sachen, 
in  ^*elchen  der  Gesandte  des  Orts,  ans  dem  der  Land- 
vogt ist,  ausstehen  soll. 

(E.  A.  VII  2  S.  904  Art.  17.  vgl.  Art.  18—22.) 
für  Lanis: 

221.  1582.    Jahrr.  Lauis.    Die  vom  Landvogt  den  Gesandten 

abgelegte  Jahresrechnung  ist    öffentlich  in  Beisein  aller 

geschworenen  Amtleute  zu  verlesen  und   erst  wenn    sie 

von  letztern  als  richtig  erklärt  ist,    von  den  Gesandten 

zu  genehmigen. 

(LF  S.  130.  MA.  p.  349.) 

222.  1599.  Jahrr.  Lauis.  Austritt  des  Landvogts  bei  Ver- 
handlung von  Eriminalsachen  vor   dem  Sindikat.     Vgl. 

Nr.  205. 

(MA  p.  401.) 
für  Luggarus: 

223.  1685  Aug.  25.     Jahrr.   Luggarus.     Der    Gesandte   des 

Orts,    aus  welchem    der  Landvogt  ist,    soll    mit   diesem 

bei  Prüfung  der  Rechnung  abtreten.    In  den  Civilappel- 

lationen   nicht,    wohl   aber  in-  Kriminalappellationen,    so 

eine  Verwandtschaft  zwischen  ihnen  wäre.   Vgl.  Nr.  205 

und  219. 

(Ln  c.  35.) 

224.  1686  Aug.  29.  Jahrr.  Luggarus.  Die  Gesandten  sollen 
keine  Vergleiche  und  Accommodemente  vornehmen,  sondern 

die  Parteien  vor  die  Session  kommen  lassen. 

(Ln  c.  36.) 
1580  Juli  14.    Appellation  an  das  Sindikat,  s.  Nr.  195. 

225.  1581  Sept.  29.     Jahrr.  Lauis.     Keine  Verpflichtong  zu 
Annahme  von  Zahlungen  in  fremder  Münze. 

(E.  A.  IV  2  S.  1172  Art.  6.) 

226.  1586  Okt.  12.    Tag  zu  Baden.     Ordnung  zu  Erhaltung 
guter  Beohtspflege  in  den  Landvogteien. 

(Vollständig  in  LF  S.  139  f.  MA  p.  354.  Vgl.  Ln  c.  29 
mit  Datum  2.  Dez,  1586.  E.  A,  IV  2  §.  957  lit.  1 
nnd  S.  965  lit.  e.    Bez.  der  vorangefl^angenen  Ver- 
handlungen das.  S.  947  Anm.  1  nnd  S.  1144  f.) 
Ausser  dem  schon  oben  Nr.  35,  64,  72  und  bei  74 
daraus  Angeführten  enthält    die   Ordnung  Folgendes: 
1.  Bei  Antritt  eines  Landvogts  sind  zwei  Männer  aus 
dem  Rat   von    Lauis   und  Mendris   und  (resp.?)  aus 
den  sieben  Mitrichtem   von  Luggarus  und   Maienthal 
zu   verordnen,    die   bei  Bussenanlagen   zugegen   sein 
sollen.    Die  Amtleute  dürfen  hinter  dem  Rücken  der- 
selben keine  Verkommnisse  und  Bnssenvergleiche  machen. 
Die  Verordneten  führen  Buch  über  alle  Vorkommnisse 


fl' 


148 


Kechtsqüellen  des  Kantons  Tessin. 


und  Bussen  und  legen  den  Gesandten  zur  Jahrrech- 
nung darüber  in  Beisein  der  Amtleute  Eechnung  ab, 
machen  denselben  auch  Anzeige  von  Vergleichen,  welche 
die  Vögte  hinter  ihrem  Bücken  abgeschlossen  haben, 
damit  der  Kammer  nichts  verschwiegen  werde.  Die 
Kanzler  sollen  auch  den  Verordneten  alle  Klagen  und 
Prozesse  eröffnen.  Alles  bei  Strafe  an  Ehr  und  Gut. 
2.  Fürsprecher  sollen  nicht  mehr  unter  dem  Schein 
ihrer  Parlikulargeschäfte  Gemeindssachen  ausbin  solli- 
eitleren.  Eine  Partei  soll  in  Bechtshändeln  nicht 
mehr  als  einen  Anwalt  haben.  Weist  ein  Fürsprech 
seine  Partei  unbillig  zu  appellieren  an,  so  soll  er  ihr 
alle  daraus  erlaufenden  Kosten  abtragen  (auch  in 
Me  c.  41). 

Über  die  Fürsprecher  stelle  ich  noch  Folgendes  zusammen: 

227.  1648   Juni   24.     Jahrr.   Lauis.      Die  Söhne   von    Amt- 

r 

leuten,    die    den  Urteilen  beiwohnen,    sollen  nicht  Für- 
sprecher sein  dürfen,  oder  die  Väter  sollen  in  allen  von 

ihren  Söhnen  v.erbeiständeten  Sachen  abtreten. 
(E.  A.  V  2  S.  1727  Art.  44.) 

228.  1719  August.  Jahrr.  Läuis.  Die  Zahl  der  Fürsprecher 
ist  in  Lauis  auf  acht,  in  Luggarus  auf  vier,  in  Mendris 
und  Maienthal  auf  je  drei  zu  reduzieren,  die  überzäh- 
ligen will  man  absterben  lassen. 

(E.  A.  VII  1  S.  1068  Art.  99—101.) 

229.  1741.  Jahrr.  Luggarus.  Tax  der  Fürsprecher  per  Tag 
12  Mailänder  Pfund,  die  Zehrung  nicht  inbegriffen. 

(E.  A.  VII  1  S.  1069  Art.  116.) 

230.  1788.  Jahrr.  Lauis.  1.  Ein  im  Amt  stehender  Land- 
vogt darf  nicht  die  Stelle  eines  Advokaten  einnehmen, 
da  solches  der  landvögtlichen  Würde  nicht  angemessen. 
2.  Jeder  Fürsprecher  soll  bei  Strafe  Ausschlusses  von 
weiterer  Führung  der  Prokuren  sowohl  Einheimischen 
Als  Fremden  beistehen. 

(La  Einl.  c.  356.  E.  A.  VIII  S.  510  Art.  98—100. 
S.  539  Art.  317  f.) 

231.  1790.  Jahrr.  Lauis.  Fürsprecher  sollen  keine  Cession, 
Verträge  oder  Kontrakte  Namens  ihrer  Klienten  ohne 
Spezialvollmacht  dazu  eingehen. 

(La  Einl.  c.  358.  E.  A.  VIII  S.  539  Art.  319  t) 
für  Lauis: 

232.  1539  Febr.  27.  Tag  zu  Baden.  StreitigTceiten  der  Für- 
sprecher mit  den  Klienten  über  das  Honorar  entscheidet 
der  Landvogt. 

(LF  S.  20  f.  MA  p.  281  s.) 


v^^y 


Dekrete  der  Schweizer  Kantone.  149 

233.  1586.    Tag  zu  Baden.    Der  Fürsprecher,  der  die  Partei 

trölerisch  zum  Appellieren  angemacht  hat,    soll  ihr  den 

Kosten  abtragen. 

(La  c.  246.) 

234.  1588.     Jahn*.  Lauis.     In   geringfügigen   Sachen    sollen 

die  Fürsprecher  nur  eine  Krone  nehmen. 
(LF  S.  164  f.  MA  p.  368.) 

235.  1593.  J|hrr.  Lauis.  Über  die  Rechnungen  der  Für- 
sprecher ist  geklagt  worden.  Der  Landvogt  soll  ein 
fleissig  Aufsehen  haben,  dass  der  gemeine  Mann  nicht 
wider  alle  Bescheidenheit  gesteigert  werde.  Die  Für- 
sprecher sollen  sich  innerhalb  5  Jahren  seit  Vollendung 
des  Rechtshandels  für  ihre  Belohnung  bezahlen  lassen, 
nachher  können  sie  nichts  mehr  fordern. 

(LF  S.  205.  MA  p.  390.) 

236.  1595.  Jahrr.  Lauis.  Deutsche  Fürsprecher,  die  aus 
den  Orten  hieher  kommen,  sind  vor  den  Gerichten  zu- 
zulassen, da  auch  die  Gesandten  sie  besser  verstehen 
als  die  welschen  Fürsprecher..  Doch  sollen  sie  schwören, 
die  Landsatzungen  zu  beobachten,  und  von  den  Klienten 
bescheidenen  Lohn  nehmen. 

(LF  S.  208.  MA  p.  392.) 

237.  1599.  Jahrr.  Liiuis.  Ausschluss  der  Amtleute  von  Für- 
sprecherfunktion  in  Kriminalsachen. 

(MA  p.  401.) 

238.  1625.  Jahrr.  Lauis.  1.  Die  Fürsprecher  sollen  Armen 
und  Reichen  gleich  gewissenhaft  dienen,  bei  Strafe  von 
100  Kronen.  2.  Bei  Hinansgehen  in  die  Kantone  sollen 
sie  eine  Sache  allein,  nicht  mehrere  zugleich  vorbringen, 
bei  Strafe  von  200  Kronen. 

(MA  p.  453.) 

239.  1695.  Jahrr.  Lauis.  Gegen  den  Beschluss  des  fern- 
drigen  Sindikats,  dass  eine  Partei  in  Rechtshändeln  nicht 
mehr  als  einen  Fürsprecher  haben  solle,  hat  die  Land- 
schaft suppliziert.  Dieweil  aber  U.  H.  und  Obern  ihnen 
wohl  einbilden  können,  dass  diese  Supplikation  auf  An- 
trieb und  Praktiken  der  Fürsprecher  geschehen,  und  dass 
unter  diesen  auch  der  Landschaft  Regenten  sein  möchten, 
haben  sie  uns  dahin  instruiert,  dass  jeder  Partei  nur 
ein  Prokurator  samt  einem  Beistand  konzediert  sei,  der 
Beistand  aber  nicht  reden,  sondern  wenn  er  etwas  da- 
bei thun  wolle,  es  dem  Prokurator  ins  Ohr  sagen  solle, 
damit  dieser  es  vortrage.  Zuwiderhandelnde  Parteien 
zahlen  50  Kronen  Busse,  ebensoviel  büsst  der  hinzuge- 
nommene zweite  Prokurator   und  wird  doch  nicht  zuge- 
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lassen.     Untersteht  sich  der  Beistand  zu  reden,    so  ist 

er  willkürlich  zn  strafen. 

(La  c.  247.  Me  c.  186.  Vgl.  übrigens  schon  1654 
Aug.  lO.  Jahrr.  Lauis  im  Wesentlichen  dasselbe 
E.  A.  VI  1  S.  1366  Art.  44,  bestätigt  1746,  das. 
VII  2  S.  924  Art.  159.) 

240.  1701.  Stimmbriefe  für  Lauis.  Rechnangslegung  der 
Fürsprecher  über  ihre  Kosten. 

(La  c   281.  Me  c.  194.  E.  A.  VI  2  S.  2073  Art.  9.) 

241.  1723.  Jahrr.  Lanis.  Die  Fiskale  sollen  künftig  weder 
in  Kriminal-  und  Malefiz-  noch  hochobrigkeitliche  Rega- 
lien betreffenden  Sachen  Fürsprecher  sein  können,  sondern 
bloss  in  den  mere  Civilsachen  oder  wenn  es  ihre  eigene 

Person  oder  ihre  Verwandten  bis  in  3ten  Grad  betriift. 
(La  c.  288.    BR  8.  326  ff.    E.  A.  VII  1  S.  1091 
Art.  271  f.) 

für  Luggarus: 

242.  1655  Sept.  7.  Jahn*.  Lug&:arus.  Bestätigung  von  Stat. 
V.  1588  Art.  168  mit  der  Erläuterung,  dass  die  Notare 
das  Fürsprecheramt  nicht  üben  sollen,  hingegen  auch  die 
Fürsprecher  sich  des  Schreibens  am  Bankgericht  zu  ent- 
halten haben,  ausser  wenn  sie  ein  Kanzleramt  in  der 
Landschaft  oder  in  Gemeinden  haben,  dann  dürfen  sie 
für  solche  Gemeinden  wohl  schreiben. 

(Lu  c.  41.) 
1587  Okt.  15.    Ordnung  für  den  Scharfrichter,  s.  Nr.  3. 

243.  1589  Juni  25.  Jahrr.  Lauis.   1.  Banditen  betr.  s.  Nr.  117. 

—  2.  Gerichtsstand  der  Geistlichen  s.  Nr.  211.  —  3. 
Verbot  des  Bauens  auf  gemeinen  Plätzen  und  Strassen 
ohne  Bewilligung   des  Landvogts,    bei  höchster  Busse. 

—  4.  Verbot,  dass  der  Landvogt  bei  seinem  Weggehen 
von  den  Unterthanen  Abscheid  seines  Wohldienens  (ben 
serviti)  begehren  solle.  S.  auch  Nr.  244  ff.  —  5.  Ver- 
bot des  Zinsnehmens  über  5^/o  als  Wuchers,  bei  Strafe 
Verlusts  des  Hauptgutes.  S.  auch  Nr.  249  ff.  —  6.  Be- 
strafung der  Steinwürfe  dem  Landvogt  nach  Gestalt 
der  Sache  und  Bescheidenheit  überlassen.  S.  auch 
Nr.  259  ff.  —  7.  Verbot  der  Steueranlegung  ohne  Wissen 
und    Willen    des    Landvogts    und    des    Landschreibers, 

.   welche  darüber  wachen  sollen,  dass  der  gemeine  Mann 
mit  der  Steuer  nicht   gesteigert  und  beschwert  werde. 

—  8.  Appellationen  an  die  Gesandten  s.  Nr.  216. 

(LF  S   178  fF.  MA  p.  373  s.) 

Zu  4  (Atteste  des  Wohldienens)  vgl.  noch: 
244.  1649.     Jahrr.  Lauis.     Neues  Verbot,    weil  unanständig 
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sei,  dass  ein  Landvogt  von  den  Unterthanen  attestationes 
seines  Wohldienens  nehme. 

(La  c.  229.  E.  A.  V  2  S.  1722  Art.  7.) 

245.  1652.  Jahrr.  Lauis.  Auch  keine  mändlichen  Abschiede 
sind  den  Landvögten  zn  geben. 

(E.  A.  VI  1  8.  1364  Art.  30.) 

246.  1705  Sept.  4.     Jahrr.  Lanis.     Wie  Nr.  244. 

(Lu  c.  69.) 
für  Lanis: 

247.  1544.  Jahrr.  Lanis.  Die  Landvögte  sollen  sich  nicht  von  den 

Unterthanen,  sondern  von  dem  Sindikat  nach  genehmigter 

Abrechnung  einen  Brief  ihres  Wohldienens  geben  lassen. 
(LP  S.  43.  MA.  p.  295.) 

248.  1646.     Jahrr.  Lanis.     Erneutes  Verbot. 

(MA  p.  507.  Me  c.  88.) 
Zu  5  (Wncherverbot)  ist  zu  ziehen: 
für  Lanis: 

249.  1550  Juni  25.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  der  Errichtung 
von  Wein-  und  Korngülten,  bloss  Geldzinse  zu  5^0  zu- 
lässig. Die  schon  bestehenden  Zinse  dürfen  mit  dem 
empfangenen  Hauptgut  abgelöst  werden.  Wer  künftig 
Wein-  und  Korngülten  errichtet,  verliert  das  Hauptgut, 
welches  der  Kammer  verfällt,  und  der  Gültschuldner 
zahlt  der  Kammer  um  jedes  100  Pfund,  so  er  empfangen, 
2  Goldkronen  Busse.  Der  Notar,  der  ein  solches  In- 
strument fertigt,  verliert  sein  Amt  und  büsst  25  Kronen 
an  die  Kammer.  Will  man  solche  Geschäfte  etwa  da- 
durch verschleiern,  dass  man  Güter  mit  Ablösuugsrecht 
kauft  und  sie  dem  Verkäufer  wieder  um  Zins  lässt,  nicht 
um  den  Zins  so  die  Güter  ertragen,  sondern  betrachtend 
das  Hauptgut,  so  soll  einen  das  nicht  schirmen.^)  Wer 
von  solchen  wucherischen  Händeln  erfährt,  ist  schuldig 
sie  bei  dem  Eid,  so  er  U.  Gn.  H.  gethan,  dem  Land- 
vogt anzuzeigen,  bei  Strafe  des  Meineids. 

(LF  S.  46.   Bas  S.  48  ff.  MA  p.  300.  S.  auch  E.  A. 
IV  1  e  S.  459  zu  hh.) 

250.  1557  Sept.  7.  Missiv  der  Tags,  zu  Baden.  Verbot  der 
Aufnahme  von  Zinsen  zu  lO^o  und  mehr.  Der  Landvogt 
soll  über  solche  Geldverschreibungen  keine  Briefe  auf- 
setzen und  besiegeln.  Die  noch  bestehenden  sind  in  den 

nächsten  3  Jahren  abzuzahlen. 

(LF  S.  77.  Bas  S.  110  ff.  mit  dem  Datum  7.  Dezember. 
MA  p.  316.  E.  A.  IV  2  S.  1140  Art.  51.  Das.  Art.  53 
ein  Mandat  der  Tags,  zu  Baden  v.  30.  Nov.  1557  im 
Sinn  von  Nr.  249.) 

')  Vgl.  aber  hiezu  Nr.  418  Ziffer  3.  wo  wieder  Änderung. 
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251.  1590.  Jahrr.  Lanis.  Verbot  höherer  Zinse  als  5®/o  bei 
Strafe  Verlasts  des  Haaptg^tes  an  die  Kammer.  Der 
Gläubiger  soll  den  Schuldner  auch  nicht  am  das  Haupt- 
gut  treiben  vor  dem  Verfalltag  und  über  den  Zins  hinaus 
keine  Gaben  nehmen.  Der  Notar,  der  solches  verschreibt, 

verliert  sein  Amt. 

(LF  S.  186.  MA  p.  379.) 

252.  1594.  Jahrr.  Lauis.  Erneuerung  des  Verbots  des  Zinsen- 
nehmens über  5'ye. 

(LF  S.  205  f.  MA  p.  391.) 

2«^3.  1599.  Jahrr.  Lauis.  Arme  Leute  können  nicht  Geld  auf- 
nehmen und   auf  ihre  Früchte   versichern,    sondern    die 
Gläubiger  der  Früchte  müssen    sich   bei  der  Ernte    be- 
zahlen lassen  oder  die  Früchte  zu  ihren  Händen  nehmen. 
(MA  p.  4U0.) 

254.  1614.  Jahrr.  Lauis.  Leute  kaufen  missbräuchlich  Güter 
unter  Wiederkaufsvorbehalt,  die  viel  mehr  wert  sind  als 
der  ausgemachte  Preis,  und  geniessen  unter  dem  Vor- 
wand dieses  Verkaufes  die  Früchte  des  Gutes,  die  ihnen 
mehr  einbringen  als  die  Zinsen  des  Kaufpreises;  dem 
vorzusein  sollen  die  Früchte  solcher  Güter  dem  Debitor 
(Verkäufer)  gebühren  und  der  Kreditor  nicht  mehr  als 
5**/o  v(»m  Kaufpreis  verlangen  können,  bei  Verlust  des 
Hanptgutes.  Aber  von  ewigen  unwiederkäuflichen  Zinsen, 
die  mit  barem  Geld  und  ohne  Gefährde  errichtet  worden 

sind,  kann  der  Gläubiger  ß'Yo  nehmen. 
(MA  p.  433.) 

255.  1618.  Nicht  allein  das  Nehmen  von  mehr  als  5%  Zins 
ist  verboten,  sondern  auch  das  Geben,  bei  Strafe.  Von 
ewigen  Gülten,  das  ist  censi,  darf  man  6^/o  nehmen. 

(LG  S.  44  cap.  44.) 
für  Mendris: 

256.  1571  März  25.  Tags,  zu  Baden.  Zins  bis  77©  gestattet^ 
weil  auch  im  Mailändischen  üblich.') 

^E.  A.  IV  2  S.  1231  Art.  517.) 
für  Luggarus: 

257.  1608  Juli  21.  Jahrr.  Luggarus.  Der  Jüdische*  Wucher 
bei  Verlust  des  Hauptgutes  verboten. 

(E.  A.  V  1  S.  1601  Art.  206.) 
1626.  Zinsmaximum,  s.  Nr    673  Ziff.  3. 

258.  1634.  Ortsstimmen  für  Luggarus.  Jeder  darf  frei  die 
fahrenden  Güter  verpfänden,    doch    soll  nicht   mehr  als 


^)  In   der  grida  von  Mendris  ist  Strafe  von   100  Kronen   auf  Zins- 
nähme  über  57o  gesetzt. 
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5^0  Zins  bezahlt  werden.  Von  ewigen  Gälten,  livelli 
genannt,  soll  man  (der  grösseren  Gefahr  des  Geldans- 
gebenden  halb)  Q^/t^o  Zins  nehmen  dürfen,  wofern  solche 
Gülten  mit  barem  Geld  und  nicht  mit  Verrechnnng  der 
Schulden  nnd  dgl.  aufgerichtet  werden. 
(Lu  c.  38.) 

Zu  6  (Bestrafung  der  Steinwürfe)  vgl.  noch: 
für  Lauis: 

259.  1587.     Jahrr.  Lauis.     Auf  Vorstellung  des  Landvogts, 

dass  Steinwürfe  zu  leicht  gestraft  würden,  erkannt :  die 

einfältigen    Steinwürfe,    so    ohne    Blutruns    geschehen, 

sollen  unablöslich  zu  der  Kammer  Händen  gebüsst  werden. 
(LF  S.  157.  MA  p.  362  f.) 

260.  1604.  Jahrr.  Lauis.  Einfacher  Steinwurf  ohne  Lebens- 
gefahr ist  mit  einer  Krone  zu  büssen,  solcher  mit  Blnt- 
runs  aber  nicht  überlegten  Muts  mit  6  Kronen. 

(MA  p.  411.) 

261.  1678.  Revision  der  busstragenden  Dekrete.  Ein  vor- 
sätzlicher Wurf  mit  Stein  oder  anderm  mit  Blutruns  oder 
Bettlag  ohne  Gefahr  des  Lebens  ist  wie  ein  Schuss  mit 
50  Kronen  zu  strafen. 

(LC  S.  19  ff.) 

262.  1718/9.  Ortsstimmen  für  Lauis.  Die  Strafe  der  Stein- 
würfe, durch  welche  Blutruns  und  Bettlägerung  erfolgt, 
ist  25  Kronen,  bei  Blutruns  ohne  Bettlägerung  6  Kronen. 
Vorbehalten  dem  Landvogt  nach  Beschaffenheit  eines  so 
schweren  Zufalls  zu  strafen,  wenn  durch  Steinwurf  Lebens- 
gefahr oder  Verlust  eines  Glieds  erfolgt. 

(La  c.  305.  Dasselbe  in  der  Grida  für  Mendris.) 
für  Luggarus: 

263.  1557  Dez.  6.  Tags,  zu  Baden.  Gewehrziehen,  Steinwurf 
oder  Stockschlag  ohne  Blutruns,  aber  im  Frieden,  wird 
mit  100  Pfund  gebüsst. 

(Lu  c.  11.) 

264.  1562  Juli  9.  Jahrr.  Luggarus.    Erhöhung  verschiedener 

Bussen,  auch  für  Stein  werfen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1260  Art.  212.) 

265    1611  Juli  18.   Jahrr.  Luggarus.    Bestätigung  des  land- 

vögtlichen  Rufes  betr.  Busse  von  50  Kronen  für  Stein- 

wurf,   mit  dem  Znsatz,   dass  wer  einen  Stein  wirft  und 

schon  nicht  trifft,  in  diese  Busse  verl^llt  gleich  als  wenn 

er  getroffen  hätte. 

(Lu  c.  20.) 
für  Maienthal: 
266.   „Form  des  Eids,"   ohne  Datum.     Steinwerfen  auf  Andre 
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bei  Nacht  wird  mit  20  Gulden  gebössi,  bei  Tötung  Strafe 

des  Mords. 

(StM  Anhang  Bach  VI  cap.  51.) 

1590    Okt.    22.      Instruktion    betr.    Banditenverfolgung 

s.  Nr.  118. 

267.  1592.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Praktizierens  der  Land- 

vöffte. 

®  (LF  S.  194.  MA  p.  364  ß.) 

Ein  Landvogt  wird  nicht  in  sein  Amt  eingesetzt, 
er  weise  denn  einen  Schein  seiner  Herren  vor,  dass 
er  das  Amt  nicht  durch  Praktiken  und  Gaben  er- 
langt habe. 

268.  1653  Nov.  5.  Dasselbe  Verbot. 

(E.  A.  VI  1  S.  1364  Art.  31.) 
für  Lauis: 

269.  1587.     Jahrr.  Lauis.     Dasselbe. 

(LF  S.  157.  MA  p.  365.) 

270.  1592.     Jahrr.  Lauis.     Dasselbe. 

(LF  S.  194.  MA  p.  364.) 
1594  März  29.  Verkauf  konfiszierter  Güter  s.  bei  Nr.  184. 

1597  Mai  19.     Gabennehmen    der  Gesandten   verboten 
s,  Nr.  65. 

271.  1597  Juni  29.    Tags.  Baden.    Als  Landvogt  ist  nur  zu 

wählen,  wer  gegebenen  Falls  einen  Schaden  zu  ersetzen 

im  Stande  ist. 

(E.  A.  V  1  S.  1496  Art.  28.) 

1598  Juni  24.     Verrechnung  der  Bussen  s.  Nr.  88. 
1602  Juni  24.  Gerichtsstand  der  Geistlichen  s.  Nr.  212. 

272.  1604.     Definition  der  Malefizsachen. 

(LG  S.  44  cap.  40.   Me  c.  149  unter  dem  Datum  1678 
Jahrrechnang  Lauis.) 

Malefizsachen  sind  Morden,  Brennen,  Strassenraab, 
Ketzerei,  Totschlag,  Rat  und  That  zu  Totschlag,  Ver- 
giften und  dgl  Sachen,  falsches  Zeugnis,  Friedbrnch 
mit  Blutruns,  Diebstahl,  Meineid  und  dgl.  Sachen,  die 
Leib  und  Leben  oder  Leibstrafe  antreffen. 

Diese  Definition,  in  LG  unter  1604  aufgeführti 
gehört  wahrscheinlich  in  die  Nr.  88,  wo  auch  ver- 
ftigt  wird,  die  Landvögte  sollen  nicht  aus  malefizischen 
Sachen  kriminalische  machen,  um  die  Kammer  zu 
beeinträchtigen,   daher  Festsetzung  der  Malefizsachen. 

1605.  Okt.  23.     Scharfrichter  betr.  s.  Nr.  4. 

1608  Juni  24.     Appellation  in  die  Orte  s.  Nr.  39. 

273.  1609  Juli  20.  Jahrr.  Luggarus.  Folge  unehelichen  Bei- 
schlafes. 

(Lu  c.  15.) 
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Wenn  ein  Lediger  einen  Beischlaf  mit  einer  hat,  so 
soll  er  sie  binnen   zwei  Monaten   heiraten,   widrigen- 
falls er  ausser  Landes  verbannt  wird, 
für  Lanis: 

274.  1676.    Jahrr.  Lanis.   Strafe  der  einföltigen  Fomikation 

drei  Kronen,  „welches  die  H.  Gesandten  hernach  wiedernm 

in  Abschied   genommen   und  hernach  etliche  lobl.  Orten 

wiedernm  anfgehebt/ 

(LC  S.  58  oap.  65.  E.  A.  VI  1  S.  1390  Art.  2.) 

275.  1700  Ang.  10.     Jahrr.  Lanis.     ünznchtstrafe. 

(E.  A.  VI  2  S.  2089  Art.  83.) 
für  Laggarus: 

276.  1620.  Jahrr.  Lnggams.  Strafen  des  Ehebruchs,  des 
Konkubinats  und  der  Unzucht.     Vgl.  Nr.  501  ff. 

(E.  A.  V  2  S.  1803  Art.  84  f.) 

277.  1676  Sept.  9.  Jahrr.  Luggarus.  Auf  Wunsch  der  Land- 
schaft, welche  die  bisherigen  Strafen  in  Betracht  des 
hitzigen  Klimas,  das  Vieles  connivendo  zu  dulden  ge- 
biete, zu  hart  findet,  erkannt:  die  Strafe  der  einfachen 
Fomikation  wird  aufgehoben,  und  die  des  dritten  Ehe- 
bruchs auf  50  Kronen  limitiert. 

(Lu  c.  47.) 

278.  1713  Aug.  26.  Jahrr.  Luggarus.  Unzuchtstrafe  für 
Ledige. 

(Lu  c.  89.  Me  c.  202.  E.  A.  VII  1  S.  1113  Art.  438.) 
für  Maienthal: 

279.  1594.  Jahrr.  Luggarus.  Unzuchtbussen  (bisher  von  der 
Landschaft  bezogen,  8  Kronen  von  jeder  Person)  ge- 
hören künftig  zu  je  einem  Drittel  der  Kammer,  dem 
Landvogt  und  der  Landschaft.  Von  Bussen  für  Blut- 
schande fallen  V»  ^^  <^i®  Kammer,  Ys  an  den  Landvogt. 

(Ma  c.  14.) 

280.  1609  Juli  26.     Jahrr.  Lauis.     Kosten  ungerechter  Ver- 
urteilung. 

(La  c.  154.  MA  p.  422.  Me  60.  Lu  c.  33.  E.  A.  V  1 
S.  1502  Art.  75.) 

Wenn  ein  Landvogt  jemanden  in  Kriminalsachen 
evident  gegen  Gesetz  und  Recht  verurteilt  und  das 
Urteil  in  Folge  Appellation  aufgehoben  wird,  so  soll 
der  Landvogt  die  Kosten  bezahlen,  und  bei  besonders 
schwerem  Fall  noch  vom  Sindikat  bestraft  werden. 

281.  1609  Juli  26.     Jahrr.  Lauis.  Inceststrafe. 

(Lu  c.  34.  MA  p.  421.) 
Incest  soll  nicht  mehr  wie  bisher  mit  Geld  abge- 
funden werden  dürfen.     Incest  über  den  dritten  Grad 
hinaus   wird   nach   altem  Statut  mit  20  Kronen  oder 
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mehr  nach  Ermessen  des  Landvogts  gebüsst,  auf 
Incest  im  dritten  oder  nähern  Grad  steht  der  Tod. 
(Erster  Grad  ist  Vater  nnd  Tochter,  Matter  und  Sohn; 
zweiter:  Brüder  nnd  Schwestern;  dritter:  Geschwister- 
kinder, inbegriffen  wenn  ein  Vetter  mit  der  Fraa  seines 
Vetters  oder  der  Schwiegervater  mit  der  Schwieger- 
tochter konknmbiert,  und  alle  Fälle,  wo  ein  Ehehindemis 
zwischen  den  zwei  Personen  besteht.) 

Schon  1603  (MA  p.  406)  und  wieder  1608  auf 
der  Jahn*.  Lauis  beschlossen  und  auf  Ratifikation 
heimgebracht.  E.  A.  V  1  S.  1501  Art.  73.  Dann 
emenert  1626  Jahrr.  Lauis  in  Rücksicht  darauf,  dass 
in  letzter  Zeit  bloss  Geldstrafen  statt  Leibesstrafen  ver- 
hängt worden  sind,  MA  p.  458. 

282.  1634.  Jahrr.  Lauis.  Auf  Incest  im  1.  und  2.  Grade  steht 

Lebensstrafe    und   Vermögenskontiskation,    im    3.  Grade 

Infamie  oder  Geldstrafe  nach  Ermessen  des  Richters  und 

Gestalt   der    Sache.     Auf  Supplik    der  Landschaft,    die 

Strafe  nicht  arbiträr  zu  lassen,  wird  sie  aaf  30  Kronen 

gesetzt. 

(MA  p.  479.) 

283.  1678.  Revision  der  busstragenden  Dekrete.  Unter  dem 
3.  Grad  des  Dekrets  von  1634  sind  nicht  die  Ge- 
schwisterkinder gemeint,  sondern  nach  geistlichem  Recht 
nnd  wie  in  Dispensationen  üblich  die  anderen  Kinder, 
welches  bestätiget,  dass  seit  1634  niemand,  der  mit  Ge- 
schwisterkindern fleischliche  Gemeinschaft  gehabt,  allein 
in  30  Kronen,  sondern  höher,  zwar  mit  einer  Geldstrafe, 
aber  nie  an  Leib  und  Leben  gestraft  worden;  derhalben 
die  Vorgesetzten  uns  ersucht,  wenigstens  allein  die  Geld- 
strafe zu  mehren*)  und  einen  gebührenden  Unterschied 
zwischen  drittem  Grad  der  Blutsverwandtschaft  und 
drittem  Grad  Schwägerschaft  zu  machen.  Wir  können 
aber  keins  von  beiden  bewilligen  und  wollen  alles  U.  Gn.  H. 
und  Obern  heimbringen. 

(LC  8.  19  ff.  Me.  c.  143.) 

für  Luggarus: 

284.  1634.  Ortsstimmen  für  Luggarns.  Blutschande  im  3ten 
Grade  der  Verwandtschaft  mit  30  Kronen  bestraft. 

(Lu  c.  38.) 

')  Die  Landschaft  hatte  sich  nämlich  beschwert,  dass  Incest  im  dritten 
Grad  entgegen  dem  Dekret  v.  1631  als  Malefiz  behandelt  und  mit  dem  Tode 
bestraft  werde. 
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für  Maienthal: 

285.  1552  Okt  26.  Tags,  zu  Baden.  Ehen  von  Verwandten 
im  3ten  oder  4ten  Grad  gehören  vor  geistliches  Gericht. 
Lizenziert  dieses  eine  solche  Ehe,  so  soll  auch  der  Land- 
vogt nicht  strafen. 

(St&[  Anhang  Bach  VI  cap.  44.) 
1618  Juni  24.     Verrechnung  der  Bussen  s.  Nr.  89. 
1627.     Dasselbe,  s.  Nr.  90. 

1633.  Dasselbe,  s.  Nr.  91. 

1634.  Inceststrafe,  s.  Nr.  282. 

1635  Juni  24:  Verteilung  der  Placetgebühren,  s.  Nr.  10. 
1635  Juli  25.  Vertrag  mit  Mailand  wegen  der  Banditen, 
8.  Nr.  119. 

286.  1637.    Jahrr.  Luggaras.    Anbringung  von  Petitionen. 

(E.  A.  V  2  S.  1724  Art.  24.  Lu  c.  25  mit  Bestätigung 
durch  die  Tags,  zu  Baden  1B88.) 

Anliegen  und  Privileggesuche  der  Untertanen  nicht 
direkt,  sondern  durch  Vermittlung  des  Landvogts  an 
die  Gesandten  und  durch  diese  an  die  Obrigkeit  zu 
richten,  bei  200  Kronen  Busse. 

Bestätigt  1645  Juni  24,  Jahrr.  Lauis  (E.  A, 
V.  2  S.  1726  Art.  38)  und  1646  (Art.  40  f.) 

287.  1696  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis..  Bei  500  Kronen  Busse 
sind  bei  Nachsuchen  von  Freiheiten  alle  Orte  zu  begrüssen. 

(E.  A.  VI  2  S.  2046  Art.  47.) 

288.  1731.  Jahrr.  Luggarus.  Alle  Memorialien  und  Eingaben 
an  die  Obrigkeiten  müssen  deutsch  verfasst  sein,  sonst 
werden  sie  nicht  angenommen. 

(Ma  c.  32.  E.  A.  VII  1  S    1093  Art.  289.) 
Ist  schon  1713  verfügt   worden  laut  E.  A.  VII  1 
S.  1091  Art.  264  f.  Erneuert  1772,  La  c.  343.  Me  c. 
280.  E.  A.  VII  2  S.  924  und  929,  Art.  166  und  211. 

289.  1787.    Jahrr.  Lauis.     Verbot  gedruckte  Memorialien  in 

die  Orte  einzusenden,  bei  50  Kronen  Busse. 

(La  Einlage  c.  352.  E.  A.  VIII  S.  514  Art.  131  f.) 

290.  1789.  Jahrr.  Lauis.  Die  gedruckten  Memorialien  werden 
wieder  erlaubt,  aber  wenn  Anzüglichkeiten  vorkommen, 
sind  sie  vom  Sindikat  zu  bestrafen. 

(La  Einlage  c.  357.  E.  A.  VIII  S.  514  Art.  134.) 

für  Luggarus: 

291.  1695.  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Wer  eine  Gnad,  Pri- 
vileg oder  dgl.  begehrt,  soll  sich  in  2  Jahren  bei  allen 

12  Orten  angemeldet  haben. 
(Lu  c.  39.) 
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292.  1709  Aug.  30.  Jahrr.  Luggaras.    Wer  vor  lobl.  Orten 

etwas   schriftlich   anbringen    will,    soll   es    in  deatscher 

Sprache  thnn,   sonst  wird  ihm  der  Brief  anbeantwortet 

znrückgeschickt. 

(Lu  c.  81.  Vgl.  E.  A.  VI  2  S.  2042  Art.  21  für  aUe 
Vogteien  unter  dem  Datum  1708  Aug.  10  Jahrr. 
Lauis.) 

293.  1732  Aug.  21.  Jahrr.  Luggaras.  In  den  lobl.  Orten 
nimmt    man  Memorialia   nur   in   deatscher   Sprache   an, 

jedermann  soll  sich  bei  10  Kronen  Busse  darnach  richten. 

(Lu  c.  113.) 
1638.  Verreiten  der  Gesandten  nach  Mailand,  s.  Nr.  217. 
1642.  Anmeldung  der  Geschäfte  beim  Sindikat,  s.  Nr.  218. 

294.  1645  Juni  24.     Jahrr.   Lauis.     Malefizische   Natur   von 
Schiessen  in  Folge  Zanks. 

(E.  A.  V  2  S-  1726  Art  37.) 
Vgl.  für  Lauis: 

295.  1667.  Jahrr.  Lauis.  Wer  auf  einen  abschiesst,  er  ver- 
wunde ihn  oder  nicht,  büsst  50  Kronen,  bei  erschwerenden 
Umständen  kann  ihn  der  Landvogt  auch  mit  dem  Bann 
strafen,    er  darf    ihn  dann  aber  auch  wieder  liberieren. 

CLC  S.  52  cap.  57.) 
für  Luggarus: 

296.  1557  Dez.  6.  Tags.  Baden.  Wer  auf  einen  schiesst,  er 
treffe  ihn  oder  nicht,  wird  enthauptet,  und  geschieht 
solches  auf  gegebenen  Frieden,  als  Mörder  gerädert. 

(Lu  c.  11.) 

297.  1685  Aug.  25.     Jahrr.  Luggarns.     Ein    bando  in  con- 

tumacia  ist  nicht  als  Strafe  (des   Abschiessens  auf  einen 

Andern)  anzusehen. 
(Lu  c.  34.) 

1647  Juli  7./27.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  41. 

1648  Juni  24.     Fürsprecher  betr.  s.  Nr,  227. 

298.  1648  Juni  24.  Jahrr.  Lauis.  Erbfähigkeit  von  auswärts 
verheirateten  Frauen. 

(E.  A.  V  2  S.  1727  Art.  45.) 

299.  1648    Juni    24.      Jahrr.    Lauis.     Kompromittieren    auf 
Qeistliche. 

(E.  A   V  2  S.  1742  Art.  139.) 

Verbot  bei  100  Kronen  Busse,  Priestern  oder  andern 
Religionspersonen  Rechtshändel  compromissweise  zur 
Entscheidung  zu  übergeben.  Bestätigt  1687  Jahrr. 
Lauis  Me  c.   172. 

Über  die  Beteiligung  Geistlicher  an  weltlichen  Sachen 
vgl.  auch: 
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300.  1708  Aug.  10^.    Jahrr.  Lauis.   Znlassnng  Geistlicher  zu 

Vormandschaften. 

(Me  c.  198.  E.  A.  VI  2  S.  2064  Art.  191.) 
Für  Lauis  schon  1697,  das.  S.  2092  Art.  104. 

301.  1758.  Jahrr.  Luggarns.  Verbot  der  Einmischung  Geist- 
licher in  weltliche  (Zivil-  und  Straf-)  Sachen. 

(Ma  c.  42.) 
Dasselbe  1779  Jahrr.  Luggarus,Lu  c.  130.  E.A.VIII 
S.  518  Art.  159. 
für  Lauis: 

302.  1642.  Verbot  der  Übergabe  von  Zivil-  und  Eriminal- 
händeln  an  Fremde  und  Geistliche,  bei  100  Kronen  Busse. 

Anzeigepflicht  der  Konsuln  bei  gleicher  Busse. 
(LC  S.  45  cap.  45.) 
für  Luggarus: 

303.  1586  Juli  31.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  der  Entscheidung 
weltlicher  Sachen  durch  Priester. 

(Lu  c.  4.) 
für  Maienthal: 

304.  1561.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  der  Ausführung  welt- 
licher Geschäfte  durch  Geistliche,  nämlich:  Fertigung 
von  Notariatsurknnden,  Kaufmannschaft,  Vermittlung  von 
Käufen,  Wirtschaftsbetrieb    (ausser  wenn  in  ihrem  Dorf 

keiner  wirten  wollte). 
(Ma  c.  6.) 

305.  1699.  Jahrr.  Lirggarns.  Die  Geistlichen  mögen  in  höchster 
Not  und  mangels  weltlicher  Schreiber  letzte  Willen  auf- 
schreiben, aber  in  Beisein  von  5  Zeugen,  und  sie  binnen 
10  Tagen  bei  einem  weltlichen  Schreiber  ablegen,  welcher 
sie  dem  Landvogt  übergeben  soll,  damit  dieser  entscheide, 
ob  sie  gültig  seien.  Der  Landvogt  kann  auch  die  Zeugen 
zitieren  und  examinieren,  wenn  er  vermeint,  dass  Gefährde 
geübt  worden.  Vor  der  Bestätigung  des  Landvogts  sind 

solche  letzte  Willen  nicht  zu  exequieren. 

(Ma  c.  30.  Vgl.  E.  A.  VI  2  S.  2162  Art.  163.) 
1649.  Benserviti  der  Landvögte,  s.  Nr.   244. 

306.  1650  Juni  24.  Jahri».  Lauis.  Verbot  der  Vogeljagd  auf 
2  Jahre  bei  50  Kronen  Busse  5  besonders  für  die  Geist- 
lichen, welche  meistens  diese  Jagd  betreiben. 

(E.  A.  VI  1  S.  1371  Art.  84.) 
1652,     Benserviti  der  Landvögte,  s.  Nr.   245. 

307.  1653  Jan.  19.  Tag  zu  Baden.  Abzug  gegen  Mailand 
nur  von  Erbgütern  zu  nehmen,  nicht  von  Heirats-  und 
verfangenem  Gut. 

(E.  A.  VI  1  S.  1368  Art.  64.  Vgl.  BR  S.  266  fp.) 
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308.  1721.  Jahrr.  Lanis.  Wenn  ein  Ang^ehöriger  aas  diesen 
Vogteien  wegzieht,  und  untef  Beibehaltung  des  Land- 
rechts oder  Vicinats  sich  an  fremdem  Orte  setzt,  soll 
er  doch  den  Abzog  von  den  aus  dem  Lande  gezogenen 
Mitteln  zahlen.  Was  man  von  Aussteuer  oder  Aaskauf 
per  dotem  oder  von  Erbe  ans  dem  Lande  bringt,  ist  dem 
Abzug  unterworfen. 

(La  c.  287.    BR  S,  323  ff.    E.  A.  VII  1  S.  1064 
Art.  67.) 

309.  1745  August.     Jahrr.  Lauis.     Abzug   auch   zu  erheben 

bei  Anfall  von  Gut  nach  Beilenz,    Rivier,    Bollenz  und 

Lifeneu. 

(E.  A.  VIL  2  S.  915  Art.  87.) 

310.  1766.  Jahrr.  Lauis.  Bei  Erbanfall  liegender  Güter  an 
einen  Fremden  soll  der  Landvogt  sofort  den  Abzug  auf 
Grund  einer  durch  Unparteiische  vorgenommenen  Schätzung 
des  Guts  erheben.  Ein  Vlcin  kann  die  Güter  um  den 
Schätzungspreis  ziehen. 

(Ma  c.  46.  Me  c.  270.  E.  A.  VII  2  S.  942  Art.  21  f.) 

311.  1767.     Jahrr.  Lauis.     Wenn    ein    Wegziehender    seine 

Güter  versilbert,    so  dürfen   für   den  Abzug   die   darauf 

haftenden  Passiva   abgerechnet  werden,    der  Abzug  ist 

mithin  bloss  von  dem  Nettoerlös  zu  entrichten. 
(La  c.  339.  Me  c.  274.) 

312.  1788.  Jahrr.  Lauis.  Fällige  Abzüge  sind  binnen  sechs 
Wochen  bei  Strafe  doppelter  Bezahlung  dem  Landvogtei- 
amt  anzuzeigen:  die  Notare  und  Dorfvögte  sollen  bei 
50  Kronen  Busse  ebenfalls  Anzeige  machen,  sofern  sie 
Kenntnis  von  Auswanderung  erhalten.  Wenn  die  scherpa, 
die  man  den  Töchtern  mitzugeben  pflegt,  in  Lingerie 
und  Kleidern  besteht,  so  ist  sie  dem  Abzug  nicht  unter- 
worfen, wohl  aber  soweit  sie  in  barem  Geld  besteht. 

(La  Einlage  c.  356.) 

313.  1796  August.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  zur  Umgehung  des 
Abzugs  bei  Verkauf  liegenden  Gutes  ausser  Landes  statt 
des  Kaufschillings  einen  ewigen  Bodenzins  zu  errichten, 
bei  Strafe  doppelten  Abzugs. 

(E.  A.  VIII  S.  505  Art.  47  f.) 
für  Lauis: 

314.  1701.  Stimmbriefe  für  Lauis.  Betr.  die  Aussteuerung 
derjenigen  Töchter,  so  in  fremde  Klöster  gehen,  soll  der 
Abzug  nicht  von  der  Aussteuer,  wohl  aber  von  dem  er- 
erbten  und  eigenen  Gut  bezahlt  werden. 

(La  c.  281.  Me  c.  195.  Vgl.  E.  A.  VI  2  S.  2096  Art  136 
und  S.  2057  Art.  121  l  Beschluss  von  171L) 
Siehe  über  diesen  Gegenstand  unten  Nr.  523  Ziff.  2  u.  f. 
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315.  1701.  Stimmbriefe  für  Laais.  Der  Abzug  beträgt  wie 
bisher  10  Prozent.  Gegen  Mailand  soll  es  nach  Gegen- 
recht gehalten  werden,  laut  Ortsstimme  von  1661. 

(La  c.  281.  Me  c  197.  E,  A.  VI  2  S.  2056  Art.  113  f.) 

316.  1744.  Jahrr.  Laais.  Abzag  sofort  za  beziehen,  wenn 
das  Gut  ^llt. 

(La  c.  306.  Me  c.  231.) 
für  Laggams: 

317.  1682.  Jahrr.  Laggams.  Der  Landvogt  soll  den  Ab- 
zag za  5%  beziehen,  aber  nicht  der  Kammer  einver- 
leiben, sondern  den  Gesandten  als  ein  regale  aparte  ein- 
liefern, woran  der  Landvogt  für  seine  Mühwal tnng  aach 
einen  Sessel  haben  soll. 

(La  c.  30.) 

318.  1702  Aug.  28.    Jahrr.  Luggarus.    Wenn  ein  Unterthan 

seine  eine  Tochter  nach  der  Schweiz,  die  andre  ins  Mai- 

ländifiche  verheiratet  und  jene  mit  Gütern  auf  Schweizer-, 

diese  mit  solchen  auf  Mailänderboden  aussteuert,  so  soll 

doch  von  diesen  letztern  der  Abzug  genommen  werden, 

wenn  Vater  und  Tochter  auf  Schweizerboden  wohnhaft 

waren. 

(Lu  c,  65.) 

319.  1706  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Der  Abzug  beträgt 
5^0  von  dem  in  die  Orte,  10%  von  dem  in  die  Fremde 
gezogenen  Gute. 

(Lu  c.  72.  E.  A.  VI  2  S.  2148  Art.  71.) 

320.  1743  Aug.  26.  Jahrr.  Luggarus.  Abzug  sofort  wenn 
das  Gut  fällt  zu  beziehen,  nicht  erst  wenn  das  Gut 
äussert  Landes  gezogen  ist. 

(La  c.  116.) 

1653  Nov.  5.     Praktizieren    des    Landvogts    verboten, 
s.  Nr.  268. 

1654  Aug.  10.    Ausstand  des  Orts,  aus  dem  der  Land- 

vogt ist,  s.  Nr.  219. 
1654  Aug.   10.    Fürsprecherzahl,  s.  bei  Nr.  239. 
1654.     Jahrr.  Luggarus.     Liberieren    der    Totschläger, 
8.  bei  Nr.  74. 
1657  Aug.  10.    Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  42. 

321.  1658.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Testierens  von  „an- 
sprächigem ^^  Verinögen  an  die  Kircbe. 

(E.  A.  VI  1  8.  1384  Art.  181.) 

322.  1665.  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  Ablieferung  der  Delin- 
quenten in  die  Landvogtei,  wo  das  Verbrechen  verübt 
worden. 

(Me  c.  118.  E.  .A.  VI  1  S.  1366  Art.  51.) 

Z«it»e1ir.  fOr  Sehweiieriiches  Recht.    Neue  Folge  XII.  "i^^ 
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Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  154  und  155. 


1671  Aug.  25. 

1672  Sept.  7. 

323.  1674  Aug.   10.     Jahrr.  Lauis.     ünzulässigkeit  der  Ab- 
tretung   einer    Erbanwartschaft    an    das   Kloster    durch 

Klosterfrauen. 

(E.  A.  VI  1  S.  1367  Art.  53.) 
1675.     Scharfrichter  betr.  s.  Nr.  5. 

324.  1681.    Jahrr.  Lauis.    Gültigkeit  von  Fideikonnmissen. 

(La  c.  241.    Me  c.  164.    E.  A.  VI  2  S.  2043 
Art.  29,  31  f.) 

Nachdem  1680  (vgl.  E.  A.  VI  1  S.  1368  Art.  62) 
auf  obrigkeitlichen  Befehl  erkannt  worden,  dass  keine 
Fideikommisse  in  Malefiz-,  auch  nicht  in  Kriminal-  und 
Civilf allen  gelten  sollen,  wenn  die,  so  über  3000  Kronen 
sich  belaufen,  nicht  von  den  h.  Obrigkeiten,  und  die 
so  darunter,  nicht  von  den  H.  Gesandten  bestätigt 
sind,  haben  die  H.  Gesandten  in  Abschied  heimge- 
bracht, dass  von  den  Konfirmationen,  welche  die  Sin- 
dikate  erteilen,  selbigen  3®/o  gebühren  sollen  ohne  der 
Kanzlei  gebührenden  Tax,  welches  von  den  H.  und 
Obern  bestätigt  worden  mit  der  Erläuterung,  dass 
keinem  institutori  eines  fideicommissi ,  wes  Stands  er 
sei,  wann  selbiger  über  kurz  oder  lang  eine  Kriminal- 
oder Malefizthat  begehen  wurde,  bemeltes  Fideikommiss 
helfen  solle,  sondern  möge  konfisziert  werden  wie 
anderes  Gut,  aber  nach  des  institutoris  des  fideicom- 
missi Absterben  soll  selbiges  Kraft  haben  und  obser- 
viert werden  sowohl  in  Malefiz-  als  Kriminal-  und 
Civilfällen. 

325.  1683.  Jahrr.  Lauis.  Unter  Bestätigung  von  Nr.  324 
wird  beigefügt:  wenn  ein  successor  in  einem  Fideikom- 
miss wegen  einer  Malefizmissethat  landesflüchtig  wird, 
so  soll  des  fideicommissi  Einkommen,  solang  er  lebt  oder 
bis  er  liberiert  wird,  zu  obrigkeitlichen  Händen  bezogen 
werden.  Wenn  aber  der  Übelthäter  nicht  mehr  5  Jahre 
lebt  oder  vor  Ablauf  dieser  Zeit  betreten  und  hinge- 
richtet  wird,    soll   nach    seinem  Tode   die  Kammer  das 

Einkommen  des  fideicommissi  noch  2  Jahre  beziehen. 
(La  c.  242.  Me  c.  170.) 

326.  1696  Aug.  10.     Jahrr.  Lauis.     Verbot   der  Neuerrich- 
tnng  von  Fideikommissen. 

(E.  A.  VI  2  S.  2046  Art.  47.) 

327.  1697  Aug.   10.    Jahrr.  Lauis.    Ausdehnung  dieses  Ver- 
bots auf  Substitutionen. 

(E.  A.  VI  2  S.  2046  Art.  50.) 
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für  Luggarus: 

328.  1695  Aug.  27.    Jahrr.  Lnggarns.    Fideikommisse  sollen 

in  Malefizsachen  dem   ordentlichen  Richter  unterworfen 

sein. 

(Lu  c.  45.) 

329.  1696.    Jahrr.  Lnggarns.     Verbot  der  Errichtung  neuer 

Fideikommisse. 

(E.  A.  VI  2  S.  2144  Art.  34.) 
1682.     Bussenverrechnung,  s.  Nr.  92. 
1684  Aug.  31.  Zeugnis  in  geistlichen  Sachen,  s.  Nr.  213. 
1688  Juli  4.     Banditenbegnadigung,  s.  Nr.   120. 
1688  Juli  4.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  46. 

330.  1689  Febr.  18./19.    Tags,  zu  Zug.    Erlaubnis  der  Aus- 
wanderung. 

(E.  A.  VI  2  S.  2060  Art.  153.) 

331.  1693  Juli  5.    Tags.  Baden.    Verbot  der  Veräusserungen 
liegender  Güter  an  tote  Hand. 

(E.  A.  VI  2  S.  2048  Art.  58.  Erneuert  1695  das.  Art.  61.) 
für  Lauis: 

332.  1701.     Stimmbriefe  für  Lauis.     Dasselbe  Verbot. 

(La  c.  281.  Me  c.  193.  E.  A.  VI  2  S.  2073  Art.  9 
Ziff.  1  und  S.  2096  Art.  132.) 

333.  1720.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  Leibeserben  vorhanden,  so 
können  Testatoren  bloss  den  zehnten  Teil  ihrer  Ver- 
lassenschaft an  Geistliche  oder  sog.  totne  Hände  ver- 
machen, Mangels  Leibeserben  den  vierten  Teil,  doch 
sollen  die  darunter  befindlichen  Liegenschaften  von  dem 
Vermächtnisnehmer  laut  Dekreten  in  Jahresfrist  verkauft 
werden 

(La  c.  295.  BR  S.  844  f.) 
für  Luggarus: 

334.  1732   Aug.    21.     Jahrr.    Luggarus.     Dasselbe    was    in 

Nr    333  für  Lauis. 

(Lu  c.  113.  Ma  c.  32,  Schon  1719  E.  A.  VII  1  S.  1091 
Art.  275.) 
Hieher  gehört  auch  für  alle  Vogteien: 

335.  1697  Juni  21.  Tag  zu  Luzern.  Verpfründung  bei  Gottes- 
häusern jedenfalls  nur  ohne  Abtretung  von  Liegenschaften 

zulässi&r 

(E.  A.  VI  2  S.  2049  Art.  62.) 
336.  1693  Juli  5.     Tags.  Baden.     Das    Pfarrhaus   ist   Frei- 
statt für   Verbrecher    nur   wenn    es    auf  dem  Kirchhof 

steht. 

(E.  A.  VI  2  S.  2118  Art.  260.) 
Bestätigt  1715  Aug.    Jahrr.  Lauis.    Das.  VII  1  S.  1067 
Art.  98. 
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für  Lug^arns: 

337.  1680  Sept.  8.  Jahrr.  Luggarus.  Weon  Personen,  die 
in  Ungnade  der  Obrigkeit  verfallen  sind,  ihre  Güter  in 
Klöster  oder  andere  geistliche  Orte  flüchten,  so  sollen 
solche  znerst  in  Güte  herausgefordert  und  bei  Weigerong 
soll  Gewalt  gebraucht  werden. 

(Lu  c.  29.) 
1693  Sept.   1.     Placet  für  Pfrundbesitz,  s.  Nr.  11. 
1695  Juli  3.     Verbotene  Waffen,  s.  Nr.   156. 

338.  1696  Juli  1.    Tags.  Baden.    Verbot  der  Gestattung  des 

Aufenthalts   an  Zigeuner  und  Heiden,    bei  100  Kronen 

Busse 

(E.  A.  VI  2  S.  2057  Art.  131.) 

339.  1696  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  1.  Bei  Dahinstellung  von 
Straiunt  ersuchungen  Mangels  Beweises  soll  Freisprechung 
erfolgen.  2.  Verrechnung  der  Bussen,  s.  Nr.  93.  3. 
Fideikommisse  und  Substitutionen,  s.  Nr.  326  f.  4.  Zoll 
auf  Waren  und  Vieh,  die  von  eidg,  Angehörigen  an 
Ausländer  verkauft  werden.  5.  Nachsuchen  von  Frei- 
heiten, 8.  Nr.  287.  6.  Dem  Landvogt  anheimgestellt, 
ob  der  Grossvater  für  das  uneheliche  Kind  seines 
landesabwesenden  Sohnes  zu  sorgen  habe.  7.  Zuschie- 
bung  des  Eids  von  Vater  auf  Sohn  und  umgekehrt  un- 
zuiässier. 

^  (E.  A.  VI  2  S.  2046  Art.  47.) 

1697    Juni    21.      Verpfründung    bei    Gotteshäusern,    s. 
Nr.  335. 

340.  1698  Juli  6.     Tags.  Badsn.     Gantordnung. 

(E.  A.  VI  2  S.  2047  Art.  52  Ziflf.  8,  12—14.) 

341.  1702  Aug.  28.     Jahrr.  Luggarus.     Vicinat. 

(Lu  c.  63.  E.  A.  VI  2  S.  5^060  Art.  165.) 
Die  hiesigen,  aber  ausser  Lands  wohnenden  Vicini 
sollen  sich  bei  Verlust  des  Vicinats  einmal  ihr  Leb- 
tag vor  dem  Landvogt  präsentieren,  und  nach  des 
Hausvaters  Tode  soll  binnen  3  Jahren  der  älteste 
Brnder  in  seinem  und  seiner  Brüder  Namen  ein  gleiches 
thun  nnd  auf  der  Kanzlei  einen  Schein  darüber  nehmen. 

342.  1708  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  Erfordernisse  der  Auf- 
nahme von  Vicini  (Beisassen). 

(E.  A.  VI  2  8.  2061  Art.  157  f.) 

343.  1714  Aug.  30.  Jahrr.  Luggarus.  Pflicht  der  ausser 
Lands  sesshaften  Vicini,  alle  10  Jahre  ihr  Vicinat  mit 
2  Pfund  an  das  Sindikat  und  1  Pfund  an  die  Gemeinde, 
wo  sie  vicini  sind,  zn  erneuern. 

(Lu  c.  94.  Me  c.  199.  E.  A.  Vll  1  S.  1061  Art  46 
unter  1712,  Art.  47  unter  1713.) 


\ 
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344.  1718  9.  OrtsstimmeiL  In  den  Dekret  von  1714  aind 
die  sdt  1 700  aageBonutteiieii  viclni  imd  treiob«  im  I^Mid^ 
iLdne  Güter  haben,  folglich  Stener  nnd  Brincii  nicht 
zahlen,  Terstanden,  die  fibrigen  vicini  nichts 

{La  c.  305.) 

345.  1729.  JaluT.  Lanis.  Ehrlichen  nnd  bemittelten  Frem* 
den,  welche  sich  in  der  Landschaft  niederlassen  und  ihr 
Nutzen  bringen,  soll  das  Vicinat  auch  tür  ihre  Nach- 
kommen konzediert  werden,  andern,  die  ausser  liands 
wohnen,  nur  auf  Lebenszeit.  Geringste  Honoranx  dos 
Yicinats  fär  die  erstem  4,  für  die  letztem  8  Filippt  fltr 
jeden  Sessel. 

(La  c.  291.  E.  A,  VII  1  S.  1068  Art  54,) 

346.  1753.  Jahrr.  Luggarns.  Die  Vicinatserteilungen  sollen 
den  Hoheiten  allein  reserviert  sein. 

(Lu  c.  117.) 
Diesem  Beschluss  sind  lange  Verhandlungen  voran- 
gegangen darüber,  ob  das  Sindikat  dazu  befugt  sein 
solle.  Das  förmliche  Dekret  ist  auf  der  gemein«id- 
genössischen  Tagsatzung  zu  Frauenfeld  175H  Juli  2./2H. 
erlassen  worden,  E.  A.  VII  2  S.  122  Ut.  f.  Awi 
der  Jahrr.  Lauis  1755  neu  publiziert,  das.  H.  012 
Art.  66. 

347.  1767.  JjBkhrr,  Lauis.  Grundsätze,  die  bei  Vlclnatser- 
teilnng  zu  beobachten  sind. 

(La  c.  339  ff.  Bß  S.  556  ff.  VolUiändig  Abf((*druekt 
E.  A.  VII  2  8.  913  Art  73.) 

348.  1772.     Jahrr.  Lauis.     Tax  für  Vicinatserteilung. 

(La  c.  344.  E.  A.  VII  2  8.  914  Art.  W)  t) 

349.  1775.  Jahrr.  Lanis.  Vicinat:  Taxe  5  Zechlnen.  Nur 
bemittelte  Lente  anzunehmen,  so  sich  wirldich  in  (hm 
ennetbnrgischen  Herrschaften  niederlassen.  HH  Wugzng 
Verlust  des  Vicinats  nnd  Zahlung  des  Abzuges« 

(La  r.  345.  Me  c.  27».) 

350.  1781  Aug.    Jahrr.  Lanis.     K/ihabilitatl^/n  alt^^  \mnU'% 

angehdriger,  die  ihr  Landrecht  v^;rrja/:hl^ii'<igt  haU^n^  uMtf. 

einzig  den  Hoheiten  zu. 

(E.  A.  Viil  8.  T/fl  Art.  Uk, 

351.  1785.  Jahrr.  ljxz,z/^mn.  W^r.n  mf',hr^^r  ht'n^W.r^  ^^*^$ 
Vater  gcst/>rbfii.  d;*.^  \"y/iT.^t  -/«rTUriscTi,  •'/  V/'l  jM*^  ^i*^ 
sonders  dämm  anh^It^n  qo.I  d;^  7;^z^  h*:Xkl.*',r9  nui  h,,t 
Ortsstimm«^  «rir.h'J^r.. 

^L»  K.a.4/*  *,  -V>I.  K.  A.  V;,'/  H    'h\   \'*,  17  , 

352.  1790  Ai^.    ^\Lrr,  \a,'\.%,    Va\   %\r,:.i%r^^^fir,.\f,r,  '<*  *»''/ 
zabehah^ft.  '1**^  i*r    \r.M  <>rxi  L^^ciP:  7A>i,yiA>,  'A^  a.>. 
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darin  wohnhaft  gewesene)  Vicin  hei  Gatsverkanf  den 
Ahzng  von  dem  ganzen  Werte  des  Gates  ohne  Rücksicht 
auf  die  darauf  haftenden  Schulden  zahlen  solle. 

(E.  A.  Vm  S.  504  Art.  38  f.    Bestätigt  1797 
das.  S.  505  Art.  464 
für  Lauis: 

353.  1684  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  Au&iahme  Fremder  ins 
Vicinat. 

(E.  A.  VI  2  S.  2077  An.  32.) 

354.  1696.  Jahrr.  Lauis.  Die  Gemeinden  mögen  vicini  (Bei- 
sassen) auf  Ratifikation  eines  Sindikats  annehmen,  doch 
nach  Prüfung  ihres  guten  Leumunds. 

(La  c.  279.) 

355.  1711  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  Verlust  des  Bürgerrechts 
durch  zehnjährige  Landesabwesenheit  ohne  Emeuemng 
desselben. 

(E.  A.  VI  2  S.  2074  Art.  13.) 
für  Luggarus: 

356.  1706  Sept.  1.    Jahrr.  Luggarus.    Hiesige  Unterthanen, 

so  das  Vicinat  in  fremdem  Lande  kaufen,  sind  von  der 

Pflicht  gegen  die  12  Orte  nicht  entlassen. 
(Lu  c.  75.) 

357.  1707  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Annahme  von  Vicini 
durch  die  Gemeinden  auf  Grund  nötiger  Informationen 
und  auf  Ratifikation  des  Sindikats. 

(Lu  c.  78.) 

358.  1708  Sept.  3.    Jahrr.  Luggarus.    Dasselbe  wie  Nr.  357. 

(Lu  c.  80.) 

359.  1709  Aug.  30.  Jahn*.  Luggarus.  Vicini,  so  Güter  hier 
gekauft,  sollen  ihr  Vicinat  und  dessen  Konfirmation  bei 
dem  Sindikat  in  Zeit  vier  Tagen  begehren,  unter  Strafe 
Konfiskation  der  Güter. 

(Lu  c.  82.) 

360.  1776.  Jahrr.  Luggarus.  Aufhebung  der  Bürgschaft 
(100  Kronen)  neuangenommener  Vicini. 

(E.  A.  VII  2  S.  998  Art.  63  f.) 

361.  1705  Aug.  10.    Jahrr,  Lauis.    Verbot  des  Suohens  aus- 
wärtiger Gerichte. 

(E.  A.  VI  2  S.  2088  Art.  75.) 

362.  1734  Aug.  20.  Jahrr.  Luggarus.  Dasselbe,  bei  50 
Kronen  Busse. 

(Lu  c.  114.  Ma  c.  83.  E.  A,  VII  1  S.  1067  Art  92  f.) 

1705  Sept.  4.    Benserviti  der  Landvögte,  s.  Nr.  246. 
1708  Aug.  10.   Vormundschaften  Geistlicher,  s.  Nr.  300. 
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363.  1710  Juli  6.  Tags.  Baden.  Gestattung  des  Vergleiohs 
streitiger  Civilsachen,  trotz  Anhängigkeit  bei  dem  Sin« 
dikat. 

(Me  c.  200.  E.  A.  VI  2  S.  2043  Art  26.) 
1715  Aug,     Pfarrhaas  Freistatt,  s.  bei  Nr.  336. 
1716.     Scharfrichter  betr.,  s.  Nr.  6. 
1719  Aug.     Fürsprecher,  s.  Nr.  228. 
1721.     Abzug,  8.  Nr.  308. 

364.  1724.  Jahrr.  Lauis.  Inkompatibilität  von  Landvogtei 
und  Sindikatsmitgliedschaft. 

(E.  A.  VII  1  S.  1058  Art.  3.) 
Findet  sich  in  MA  p.  465  schon  1628  Jahrr.  Lauis. 
Dann  ist  1778 — 1786  wieder  darüber  verhandelt  wor- 
den,   ohne  dass   eine  Einigung   erzielt  wurde,    E.  A. 
Vm  S.  499  f. 
1729.     Scharfrichter,  s.  Nr.  7. 
1729.     Placet  bei  Pfrundervferb,  s.  Nr.  12. 

1729.  Vicinat,  s.  Nr.  345. 

1730.  Scharfrichter,  s.  Nr.  8. 

1731.  Memorialia  in  die  Orte,  s.  Nr.  288. 

1732.  Amtsantritt  der  Landvögte,  s.  Nr.  27. 
1734.     Suchen  auswärtiger  Gerichte,  s.  Nr.  362. 

365.  1734  Aug.  20.  Jahrr.  Luggarus.  Notare,  welche  bei 
Abfassung  von  Pfandurkunden  Doppelverpfändung  ent- 
decken, sollen  davon  bei  schwerer  Strafe  dem  Landvogt 
Anzeige  machen. 

(Lu  c  116.  Ma  c.  34,  E.  A.  VII  1  S.  1114  Art.  446.) 
für  Lauis: 

366.  1557  Sept.  12.  Tags.  Baden.  Wer  Brief  über  Brief 
giebt  (ipotecare  due  volte)  und  damit  Biederleute  betrügt, 
wird  an  Leib  und  Leben  gestraft  und  dem  Betrogenen 
ist  ans  seiner  Verlassenschaft  die  Schuld  zu  ersetzen. 

(LF  S.  78.  MA  p.  317.) 

367.  1606.  Jahrr.  Lauis.  Pflicht  der  Angabe  der  auf  Liegen- 
schaften rahenden  Beschwerden  und  Pfandrechte  bei  Ver- 
kauf oder  Verpfändung. 

(MA  p.  416.   E.  A.  V  1  S.  1547  Art,  231.) 

368.  1617.     Jahrr.  Lauis.     Dasselbe  wie  Nr.  367. 

(LC  S.  44  cap.  43.) 
für  Luggarus: 

369.  1718  Aug.  26.  Jahrr.  Luggarus.  Massregeln  gegen 
Doppelverpfändungen. 

(Ln  c.  101.  E.  A.  VII  1  S.  1113  Art.  440  f.) 
In  der  Jahrr.  v.  1720  ist   erläutert,    dass   dieses 
Dekret,  soweit  es  von  Notifikation  und  Protokollierung 
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in  der  Kanzlei  spricht,  nnr  von  Liegenschaften  gelte, 
denn  Verpfändungen  von  Fahrnis  könne  man  beliebig 
schreiben  lassen.     Lu  c.  105.  E.  A.  VII  1  S.  1113 
Art.  443. 
1738.     Liberation  von  Totschlägern,  s.  bei  Nr.  74. 

1741.  Taxe  der  Fürsprecher,  s.  Nr.  229. 

1742.  Liberation  von  Totschlägern,  s.  bei  Nr.  74. 

370.  1745  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Landvogtei Verwalter  bei 
Tod  eines  Landvogts. 

(E.  A.  VII  2  8.  908  Art.  45  f.) 

1746.  Abzug,  8.  Nr.  309. 

371.  1746.     Jahrr.  Lauis.     Verfolgung  von  Totschlägern. 

(La  c.  309.  BR  S.  426  ff.  Me  c.  233.  E.  A.  VII  2 
S.  917  f.  Art.  100  f.) 

372.  1755.     Jahrr.  Laais.     Belohnang   für  Einliefemng   von 
Mördern. 

(La  c.  318.  Mto  c.  249.  E.  A.  VII  2  S.  918  Art.  106.) 

1747.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  50, 

373.  1752   Oktober   14.  Mailand.     Auslieferungsvertrag    mit 

Mailand. 

(Erwähnt  in  E.  A.  VIT  2  8.  919  Art.  114  und  gedruckt 
in  Bell.  stör,  de] La  Svizzera  ItaL  IX  p.  231  8.) 
1753.     Vicinat,  s.  Nr.  346. 
1755.     Einbringung  von  Übelthätem,  s.  Nr.   372. 

374.  1758.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  der  Yeräusserung  von  Pidei- 
kommissen  oder  Legaten  ad  pias  causas. 

(Lu  c.  119.  Ma  c.  43.  LE  8.  241  cap.  329.  BR  8.  551  ff. 
Me  c.  262.  E.  A.  VII  2  8.  926  Art.  187.) 

375.  1758.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Auswirkens  von  Prä- 
zepten  und  anderen  Provisionalien  vom  Sindikate  vor 
dessen  Ankunft  zu  Lauis. 

(Ma  c.  41.) 

1758.     Einmischung    Geistlicher    in    weltliche    Sachen» 
s.  Nr.  301. 

1764.  Verbotene  V7affen,  s.  Nr.  157. 

1765.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  51. 

1765.  Dolmetscher  auf  Märkten,  s.  Nr.  144. 

1766.  Abzug,  8.  Nr.  310. 

376.  1767.  Jahrr.  Lauis.  1.  Wenn  ein  inhaftierter  Delinquent 
andere  Personen  eines  Frevels  beschuldigt,  so  sollen 
diese  nicht  ohne  vorgängige  Untersuchung  und  Konfron- 
tation mit  jenem  gestraft  werden.  2.  Abzug,  s.  Nr.  311. 
3.  Verrichtungen  des  Grossweibeis.  4.  Vicinat,  s.  Nr  347. 

(La  c.  339-^41.  Me  o.  272.) 
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377.  1767  Ang.  21.  Jahrr.  Luggarus.  Mandat  betr«  Prozess- 
kosten und  Armenrecht. 

(La  c.  342.  Me  c.  275.  Ma  c.  47.  E.  A.  VI!  2  S.  928 
Art.  201  ff.) 

Hauptsächlich  gegen  die  grossen  Kostenrechnungen 
der  Fürsprecher  und  die  für  Arme  fast  unerschwing- 
lichen Kosten  bei  Appellation  in  die  Orte  gerichtet. 
Vgl.  Nr.  52. 

1770.     Ausstand    des   Orts,    woher    der    Landvogt   ist, 
s.  Nr.  220. 

378.  1772.  Jahrr.  Lanis.  1.  Rekurrieren  in  die  Orte,  s.  Nr.  53. 
2*  Memorialien,  s.  bei  Nr.  288.  3.  In  BetreflF  der  Te- 
stamente verbleibt  es  beim  Inhalt  der  Dekrete.  4.  Kein 
Erblasser  ist  befugt,  einen  Nutzniesser  von  der  Er- 
richtung des  Inventars  zu  befreien;  damit  der  Erbe 
seines  Eigentums  gesichert  sei,  soll  der  Nutzniesser  ein 
Verzeichnis  durch  einen  geschworenen  Schreiber  oder 
einen     ehrlichen    Mann     mit    zwei     Zeugen    aufsetzen 

(Me  c.  281). 

(La  c.  343.  E.  A.  VII  2  S.  924  Art.  166  f.  S.  929 
Art.  211  und  213.) 

Ji^!^^'   I  Vicinat,  s.  Nr.  348,  349. 

379.  1775.    Jahrr.  Lauis.    Der  Einsicht  der  Landvögte  wird 

überlassen,   statt   der  Galerenstrafe  andere  equivalente, 

den  Umständen  angemessene  Straten  zu  verhängen. 

(La  c.  346.) 

Laut  E.  A.  VII  2  S.  921  Art.  142  if.  hatten  so- 
wohl Venedig  als  Genua  für  künftig  die  Aufnahme 
von  Sträflingen  auf  ihre  Galeren  abgelehnt,  daher 
obiger  Beschluss. 

1776.  Armenrecht  bei  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr,  54. 

380.  1777  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Restitution  des  Prozesses 
bei  Auffindung  von  Nova. 

(E.  A.  VII  2  S.  923  Art.  157.) 

1777.     Bussenverrechnuug,  s.'  Nr.  94. 

1777.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  55. 

1779.     Einmischung  Geistlicher  in  weltliche  Händel,   s. 

bei  Nr.  301. 
1781.     Kehabilitation  von  Landsleuten,  s.  Nr.  350. 

381.  1785.  Jahrr.  Lauis.  1.  Verbot  der  Abfassung  von  Pacht- 
verträgen über  mehrere  Güter  zusammen  unter  Strafe 
von  lO'/o  der  Güter.  2.  Verbot  der  Abfassung  der  Kauf- 
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briefe  über  Liegenschaften  durch  fremde  Notare,  unter 

Strafe  der  Vertragsungültigkeit. 

(StB  p.  196.) 
3.  Verhaftung  liederlichen  Gresindels. 

(La  Einlage  c.  850.  E.  A.  VIU  S.  505  Art.  49  f.) 
1785.     Vicinat,  b.  Nr.  351. 

382.  1787.  Jahrr.  Lauis.  1.  Die  Motive  der  Sentenzen  erster 
Instanz  sind  in  deutscher  Übersetzung  dem  Richter 
zweiter  Instanz  vorzulegen.  Freies  Geleit  ist  nur  den 
Personen  zu  gewähren,  deren  Aussagen  zu  Vollfuhrung 
des  Prozesses  nötig  sind.     Vgl.  Nr.  884. 

(La  Einlage  c.  352.  E.  A.  VIII  S.  509  Art.  90.  S.  513 
Art.  119  f,) 

2.  Memorialien,  s.  Nr.  289. 

3.  Wo  der  Konsens  „des  Landvogts  oder  des  Statt- 
halters^ in  den  Dekreten  vorgesehen  ist,  ist  das  so  zu 
verstehen,  dass  der  Statthalter  blos  bei  Verhinderung 
des  Landvogts  wegen  Krankheit  oder  Abwesenheit  de- 
kretieren kann. 

4.  Waffentragen  der  Priester,  s.  N"r.  158. 

5.  Verfügungen  über  Rekurse  an  das  Sindikat. 

(E.  A.  VIII  S.  513  Art.  117  f.) 

1787.  Gerichtsatand  der  Geistlichen,  s.  Nr.  214, 

1788.  Fürsprecher,  s.  Nr.  230. 

1788.  Abzug,  8.  Nr.  312. 

383.  1788.  Jahrr.  Luggarus.  Erhöhung  der  Appellationstaxe 
auf  4  Pilippi. 

(E.  A.  VIII  S.  510  Art.  94—97.) 

1789.  Memorialien,  s.  Nr.  290. 

384.  1790.  Jahrr.  Lauis.  1.  Freies  Geleit  mag  in  Civil-  und 
Kriminalsachen  zu  den  Rechten  und  von  den  Rechten 
gestattet  werden,  aber  in  Malefizsachen  soll  es  von  den 
Hoheiten  abhänejen.  2.  Fürsprecher,  s.  Nr.  231.  3,  Vi- 
cinat, 8.  Nr.  /i52. 

(La  Einlage  c.  358.  E.  A.  VIII  S.  504  Art.  38  f.) 

385.  1792  August.  Jahrr.  Lauis.  1.  Pflicht  zu  sofortiger  An- 
zeige bei  Anbieten  von  Sachen,  an  denen  Diebstahls- 
verdacht besteht,  zum  Kauf.  2.  Verpflichtungen  und 
Taxen  der  Notare  und  Bankschreiber. 

(E.  A.  VIII  S.  506  Art.  58  f.  8.  530  Art.  254  ff.) 

386.  1793  August.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  der  Appellation 
von  Beiurteilen,  bei  100  Kronen  Busse.  Rechtzeitige 
Erledigung  der  Prozesse  Behufs  Ermöglichung  der  Ap- 
pellation an  die  Sindikate. 

(E.  A.  VIII  S.  512  Art.  107  f.) 
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387.  1796   wird   die  Strafe  von  100  Kronen  wieder   aufge- 
hoben, das.  Art.  110  f. 
1796.     Abzug,  8.  Nr.  313. 
1796.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  56. 

388.  1796.  Pflicht  der  Landrögte  zu  genauer  Aufsicht  über 
die  Vormundschaften.  Witwen,  welche  das  Vermögen 
ihrer  minderjährigen  Kinder  in  Händen  haben,  sollen 
ein  Inventar  desselben  errichten  und  Rechnung  ablegen. 
Ebenso  testamentarische  Vormünder  und  Brüder,  welche 
das  Vermögen  minderjähriger  Greschwister  verwalten. 
Das  Honorar  der  Vormünder  soll  5^0  der  Einkünfte 
der  Mündel  nicht  übersteigen. 

(8tB  p.  204.) 
1796.     Nachlass  von  Strafgeldern,  s.  Nr.  104. 

389.  1797  August.  Jahrr.  Lauis.  Bürgschaftspflicht  des  Land- 
vogts für  hoheitliche  Gelder. 

(E.  A.  Vni  S.  501  Art.  14.) 

390.  1798  Pebx.  15.  Zürich.  Freilassungsurkunde  für  die  vier 
ennetbürgischen  Vogteien. 

(E.  A.  Vm  S.  596.) 


2.  Ddkrtte  für  Lauis  (Lugano). 

Die  für  Lauis  publizierten  Dekrete  sollen  laut  Tag- 
satzungsbeschluss    von    1575    (E.   A.  IV   2  S.  1153 
Art.  169)  auch  für  Mendris  gelten. 
391.  1513  Mai  10.  Tags.  Baden.  Rechte  und  Freiheiten  der 
Landschaft  Lauis. 

(Vollständiger  Text  in  offizieller  Ausfertigung,  Fer- 

famentheft,    im    Gemeindearchiv    Lugano,    Reg. 
ir.  XI.  C.  4.  Im  Auszug  in  LF  S.  1  ff.  MA  p.  272  f. 
E.  A.  III  2  S.  714  lit.  X.) 
Die  einzelnen  Punkte  sind:  1.  Erhaltung  des  Landes 
im  Schutz  der  XII  Orte.  2.  Versprechen,  keine  neuen 
Steuern  aufzulegen.     3.  Fürsorge  für  freien  Verkehr 
im  Herzogtum  Mailand.  4.  Erhaltung  der  Landschaft 
in  ihrer  besondern  Gerichtsbarkeit.  5.  S.  oben  Nr.  13. 
6.   Erhaltung    der    besondern    Gerichte    zu    Sonvico, 
Carona  und  Morcote   nach  altem  Brauche.    7.  Erlass 
aller  Bussen  und   Frevel   aus   Malefizsachen   aus    der 
Zeit  vor   der  Besitznahme  der  Landschaft.     8.  Jähr- 
liche Messe  in  Lugano  am  ersten  Sonntag  im  Oktober. 
9.  Freier   Salzkauf  an  beliebigem    Orte.     10.  Erlass 
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des  Zolls  auf  Fleisch,  Wein  und  Brot  für  2  Jahre. 
11.  Bestätigung  alter  Gewohnheit  betr.  Einziehen  von 
Bent  und  Gült  und  Verganten.  12.  In  Sachen  bis 
auf  100  Dukaten  Appellation  gestattet  an  die  sechs 
Vögte  oder  Richter,  so  wir  in  das  Land  gesetzt, 
unter  Ausstand  des  Richters,  der  das  angefochtene 
Crteil  erlassen  hat.  Bei  Betrag  über  100  Dukaten 
s.  Nr.  196.  Sukkumbenzgeld  des  unterliegenden  Ap- 
pellanten in  beiden  Fällen  ein  Dukaten.  13.  Erhaltung 
alten  Brauchs,  dass  Fremde  nur  an  Markttagen  in  der 
Landschaft  freien  Verkauf  haben.  14.  Bestätigung 
der  alten  Statuten.  15.  Erledigung  der  Prozesse  durch 
den  Richter  in  6  Wochen,  wo  es  ehehafte  Not  nicht 
irrte.  16.  Verbot  streitige  Sachen  Fremden  zum  Ur- 
teilen aufzugeben.  17.  Gerichtsstand  des  Wohnorts 
für  Schuldforderungen.  18.  Bei  Antritt  eines  neuen 
Bischofs  sollen  dessen  Olfiziale  nach  Lauis  kommen, 
um  die  Investitur  der  bischöflichen  Lehen  zu  erteilen, 
so  dass  deren  Inhaber  nicht  nach  Como  zu  geben 
brauchen.  19.  Bezüglich  der  Schiedsgerichte  Ver- 
bleiben beim  alten  Brauche.  20.  Verbot  der  Anrufung 
geistlichen  Gerichts  für  Civilschulden.  21.  Erlaubnis 
des  Gebrauchs  der  Mailänder  Münze.  22.  Verbot  des 
Einlagers ;  Pfändungen  nur  durch  den  Weibel  zu  voll- 
ziehen. 23.  Gestattung  des  Münzschiagens  im  Namen 
der  XII  Orte.  24.  Der  Gläubiger  kann  durch  die 
f  Gemeinde  des  Schuldners  nur  im  Monat  April  ein 
Verbot  auf  die  Früchte  desselben  legen  und  die  Ge- 
meinde soll  im  Mai  bei  Strafe  von  50  Pfund  dem 
Gläubiger  alle  Liegenschaften  des  Schuldners  angeben 
und  was  für  Früchte  sie  tragen,  dann  soll  der  Gläubiger 
selber  die  Früchte  hüten  und  das  Eommun  nichts  weiter 
damit  zu  schaffen  haben ;  der  Gläubiger  soll  auch  dem 
Schuldner  ein  Bott  schicken  bei  dem  Eid,  dass  er 
sich  der  Früchte  nicht  annehme.  25.  Auf  Begehren 
des  Gläubigers  hat  der  Richter  den  Schuldner  zu  ver- 
hindern, vor  Bezahlung  der  Schuld  das  Land  zu  ver- 
lassen. 26.  Vorbehalt  für  die  XII  Orte,  alle  diese 
Gewährungen  zu  mehren,  zu  mindern  oder  aufzuheben. 
392.  1519  Juli  7.     Jahrr,  Lauis.     Ordnung  über  Verjährung 

und  Wiederkauf. 

(LF  S.  10  ff.  Bas  S.  114  ff.  MA  p.  320  8.) 
Die  Anwälte    der  Landschaft   setzen    vor  den  Ge- 
sandten das  bei  ihnen  übliche  Recht  auseinander,  das 
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dann  die  Gesandten  bestätigen,  folgenden  Inhalts; 
1.  Wer  mit  gntem  Glauben  und  Titel  ein  liegend  Gnt 
innerhalb  der  Landschaft  vermerktet  zehn  Jahre  lang 
nach  einander  besitzt,  soll  wahrer  Herr  desselben  ge- 
worden sein.  2.  Erlänternng:  der  Käufer  muss  das 
Gut  von  jemand  gekauft  haben,  der  zur  Zeit  des  Kaufs 
mit  gutem  Glauben  im  Besitze*  des  Gutes  und  nicht 
ein  Lehenmann  oder  sonst  wegen  des  Gutes  einem 
Herrn  oder  seinem  Obern  unterwürfig  gewesen,  für 
welchen  Fall  die  von  den  Lehen-  und  Bauersleuten 
handelnden  Statuten  gelten  sollen.  3.  Verkäufer  und 
Käufer  müssen  unter  einem  Gericht  gesessen  sein. 
4.  Der  gegen  welchen  verschrieben  wird,  muss  in  den 
10  Jahren  nicht  rechtlich  am  Einspi^uch  verhindert 
gewesen  sein.  5.  Derselbe  muss  20  Jahre  alt  sein. 
Hat  die  Verjährung  gegen  einen  angefangen,  der  zu 
seinem  rechten  Alter  gekommen,  und  stirbt  er  mit 
Hinterlassung  junger  Erben,  nämlich  Knaben  unter 
14  und  Töchter  unter  12  Jahren,  so  soll  die  Veijährung 
stillstehen,  so  lang  solche  unterjährigen  Alters  sind, 
und  wenn  die  Unterjahrung  wieder  auferstanden  und 
lebendig  geworden,  soll  die  Verjährung  ihren  Fort- 
gang haben,  bis  die  10  Jahre  mit  der  unter  dem 
Erblasser  abgelaufenen  Zeit  vollendet  sind.  Das  soll 
gelten,  die  Kinder  seien  bevogtet  oder  nicht.  Aber 
gegen  Unverständige  und  Unvernünftige  soll  keine  Ver- 
jährung laufen,  ausser  wenn  sie  bevogtet  sind.  Findet 
sich  unter  den  Gesippten  kein  Vogt,  und  wird  die 
Vogtbestellung  zu  Nachteil  dessen,  der  verschreiben 
will,  verzögert,  so  soll  der  Landvogt  auf  des  letztern 
Ansuchen  einen  Vogt  ordnen  und  von  da  an  soll  die 
Verjährung  anfangen.  6.  Vorbehalten  wenn  einer  in 
solchem  Kauf  und  Titel  übervorteilt  wäre  über  und 
minder  denn  der  halbe  Teil  der  rechten  Werschaft, 
so  mag  er  nach  gemeinem  Rechte  solchen  Schaden 
wieder  erlangen.  7.  Gegen  Abwesende  verjährt  ein 
Gut  innerhalb  der  J^andschaft  in  15  Jahren.  8.  Das 
unteijährige  Alter   ist   bis   zu  20  Jahren  verstanden. 

9.  Glaubt  einer  der  Erbe  eines  Verstorbenen  mit  oder 
ohne  Testament  zu  sein  und  steht  er  während  10  Jahren 
seit  dem  Erbfall  still,  so  ist  er  vom  Erbe  ausge- 
schlossen, doch  mit  gleichem  Vorbehalt  für  Unter- 
jährige und  Unvernünftige    oder  Ausländer  wie  oben. 

10.  Steht  in  einer  Abredung  der  Ablösung  oder   des 
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Wiederkanfs  von  Gütern  die  Klausel :  alle  Tag  nnd 
Stand,  oder:  ewiglich,  so  soll  es  sich  bis  auf  30  Jahre 
allein  verstehen.  Der  Besitzer,  der  ein  solches  Gnt 
30  Jahre  innegehabt  hat  von  dem,  der  solche  Ab- 
lösung ZQ  tnn  nachgelassen,  soll  sicher  sein.  Will  aber 
der,  dem  die  Ablösung  zugelassen,  die  Oöter  von 
einem  i^eteden  Besitzer,  der  sein  Eecht  von  dem  so 
die  Ablösung  verwilligec,  überkommen  hat,  wieder- 
kaufen und  ablösen,  so  soll  er  dem  Besitzer  alle  Bes- 
serung auf  solchen  Gütern  getan  nach  Schätzung  zweier 
gemeiner  Freunde  ausrichten.  Verkauft  einer  ein  unter 
Ablösung  stehendes  Gut  einem  andern,  ohne  ihm  diese 
Last  zu  eröffnen,  so  muss  er  dem  Käufer  allen  ans 
der  Ablösung  ihm  erwachsenden  Schaden  abtragen. 

393.  1621  Juni  11.  Tags.  Baden.  Jahrrechnung  zu  Laais  aut 
St.  Johann  Baptist  zu  halten. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  48  lit.  b.) 
Öfter  erneuert,  das.  S.  199  lit.  f.  430  lit  f. 

394.  1521  Juni  25.     Jahrr.  Lauis.     Tuchgewerbeprivilegien. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  53  lit.  b.) 

395.  1523  Juni  15.  Tags.  Baden.  Recht  der  Landschaft  betr. 
Ämterbesetzung. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  296  lit.  n  Ziif.  4.) 
1523.     Banditen,  s.  Nr.    121. 

396.  1524  Febr.  16.     Tags,  zu  Luzern.     Münzschlag  in  der 

Landschaft  Lauis. 

(E.  A.  IV  1  a  S.  371  lit.  c  Ziff.  2.) 

1524  Juni  10.     Banditen,  s.  bei  Nr.  121. 

1525  Juni  26.  1.  Dolmetscher,  s.  Nr.  141.  21  Kirchen- 
Pfründen,  s.  Nr.  14. 

1528.     Kirchenpfründen,  s.  Nr.   15. 

1535.    Schreiber  bei  Appellation  aus  Mendris,  s.  Nr.  197. 

397.  1539  Febr.  27.  Tags.  Baden.   „Kapitel"  oder  „Artikel** 

für  Lauis. 

(Offizielle  Aasfertigang,  Pergamentheft,  im  Gemeindearchiv 
Lugano,   Reg.  I.  F.  i'/s.   LF  S.  20  f.    Bas  S.  4  ff. 
MA  p.  281  8.  E.  A.  IV  1  c  S.  1001,  1061,  1067.) 
Anf  Gesuch   der  Landschaft    werden  ihr   folgende 
Artikel  gewährt:   1.  Den  Landvögten  wird  in  Eid  ge- 
geben,   die    alten   Statuten,    Gewohnheiten    und    Pri- 
vilegien von  Lauis  zu  handhaben,  soweit  sie  den  ge- 
meinen Eechten  und  den  Ordnungen  der  Obrigkeit  nicht 
zuwider  sind.  2.  Alle  Frevel  und  Strafsachen  sind  dem 
Landvogt  und  nicht  dem  Malefizschreiber  zu  verzeigen. 
Letzterer  ist  vom  Sindikat,  nicht  von  der  Landschaft 
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zu  wählen  nnd  darf  keine  Frevel  vertädigen.  Sodann 
noch  Nr.  95.  3.  s.  Nr.  66.  4.  Taxe  des  Landvogts 
von  Urteilen.  5.  Da  die  in  den  Statuten  auf  mehrere 
Verbrechen,  namentlich  Marksteinverräcknng,  Wald- 
brand, Notzucht,  Meineid  gesetzten  Strafen  zu  leicht 
sind*),  soll  der  Landvogt  solche  nach  Ermessen  be- 
strafen; Appellation  an  die  Gesandten  gestattet.  6.  Für- 
sprecher, s  Nr.  232.  7.  Niemand  soll  Sachen  ver- 
tädigen, welche  die  Obrigkeiten  belangen,  bei  10  Kronen 
Busse.  8.  Alle  Ehesachen  gehören  vor  geistliches 
Gericht.  "Weder  Landvogt  noch  Eltern  noch  Vor- 
münder sollen  Kinder  vor  dem  gesetzlichen  Alter  zur 
Ehe  versprechen,  bei  gebührender  Strafe ;  solche  Ver- 
sprechen sind  nichtig.^  Die  Vormünder  sollen  das 
Vermögen  ihrer  Mündel  gut  verwalten  und  darüber 
richtige  Rechnung  ablegen  und  sie  in  der  Furcht 
Gottes' erziehen.  9.  Augenscheine  soll  der  Landvogt 
nicht  unnötiger  Weise  und  um  massigen  Lohn  vor- 
nehmen. Vgl.  Nr.  417  Ziff.  3,  Nr.  421  Ziff.  9,  11, 
Nr.  443  Ziff.  1,  Nr.  545  Ziff.  8,  Nr.  563  Ziff.  11, 
Nr.  657,  Nr.  736  Ziff.  3;  auch  Nr.  778  Ziff.  13  und 
Nr.  848.  10.  Patronatsrechte,  s.  Nr.  16.  11.  Siegel- 
geld des  Landvogts.  12.  Appellation  in  die  Orte, 
s.  bei  Nr.  31.  13.  Liberation  von  Totschlägern,  s. 
Nr.  75.  14.  Einsetzung  von  zwei  Aufsehern  über  das 
Tnchgewerbe;  dieselben  sollen  die  Tücher  besichtigen 
und  wenn  sie  fehlerhafte,  den  Ordnungen  nicht  ent- 
sprechende Tücher  finden,  die  Fehlbaren  dem  Land- 
vogt zu  angemessener  Bestrafung  verzeigen  (E.  A. 
IV  1  e  S.  1274  lit.  f  und  spätere  Mandate  das.  IV  2 
S.  1213  Art.  359  ff.). 

398.  1542  Dez.  2.     Tags.  Baden.     Amtsdauer   der  Beamten 
der  Landschaft. 

(MA  p.  289.  La  c.  65.) 


')  Stat.  crim.  v.  1441  cap.  4.  Das  auf  weitere  Verbrechen  ausge- 
dehnte Projekt  s.  E.  A.  IV  1  c  S.  1061. 

*)  Die  Revision  der  busstragenden  Dekrete  v.  1678  bemerkt  dazu: 
Darüber  an  uns  begehrt  worden,  dass  die  Strafe  limitiert  und  allein  auf 
die  Vogte  und  nicht  auf  Vater  und  Mutter  verstanden  werde.  Wir  haben 
zwar  die  Strafe  auf  200  Kronen  und  auf  die  Vögte  allein  gestellt,  allein 
es  möchten  solche  Gefabren  zu  Schaden  der  Minderjährigen  mitlaufen,  dass 
dabei  nicht  zu  bleiben  wäre. 
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Ein  Abschied  der  Ta^.  Baden  von  1540  hatte  ver- 
fügt, dass  die  Versteigemng  der  Ämter  in  der  Land- 
schaft Lauis  künftig  nur  auf  2  Jahre  geschehen  därfe 
nnd  ein  Beamter  nicht  fähig  sei,  nach  Ablauf  seiner 
Amtszeit  das  Amt  wieder  auf  eine  neue  Periode  zu 
ersteigern.  Auf  Beschwerde  der  Landschaft  wird  dieser 
Abschied  aufgehoben  und  die  alte  Freiheit  der  Ge- 
meinde bezüglich  Vergantung  der  Ämter  restituiert. 
Näheres  darüber  auch  E.  A.  IV  1  d  S.  120  lit.  y, 
S.  142  lit.  a. 
1544.  Gebühren  der  Gesandten  bei  Zollverleihung,  s. 
Nr.  81. 

399.  1544.  Tags.  Baden  (?).  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

(MA  p.  292.  E.  A.  IV  1  d  S.  357  lit  L) 
Der  Obrigkeit  vorbehalten,  den  vom  Kaiser  ernannten 
comites  palatini  nicht  gestattet.     Vgl.  Nr.  746. 

400.  1544.     Strafe  der  Injurien  vor  Gericht. 

(LF  S.  38.  MA  p.  291.) 
Wer  den  Gegner  vor  Gericht  schmäht  oder  verflucht, 
büsst,  falls  er  mit  ihm  im  Frieden  steht,  5  Kronen, 
ohne  Frieden  3  Kronen.  Wer  den  Gegner  vor  Ge- 
richt schlägt,  büsst  im  erstem  Falle  30,  im  letztern 
10  Kronen.  Gleiches  gilt  für  die  Fürsprecher.  Be- 
stätigt 1577  Jahrr.  Lauis.  Vgl.  auch  Nr.  746. 
1544.     Benserviti  der  Landvögte,  s.  Nr.  247. 

401.  1546.  Jahrr.  Lauis.  Neue  Redaktion  der  Eide  des  Land- 
vogts, des  Landschreibers,  des  Landweibels,  der  Fiskale, 

des  Malefizschreibers  der  Landschaft  Lauis. 

(Bas  S.  30  ff.) 

402.  1546  Juli  8.  Jahrr.  Luggarus.  Beschwerden  von  Lauisem 

gehören  vor   das  Sindikat  zu  Lauis,   nicht   vor   das  zu 

Luggarus. 

^E.  A.  IV  1  d  S.  646  lit.  b.) 

403.  1549  Febr.  22./25.    Tags.  Baden.    1.  Bussennaohlass,  s. 
Nr.    105.     2.  Meienstecken    der    Landleute    Behufs    Er- 
langung des  Nachlasses  von  Bussen. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  37  lit.  i.) 

404.  1549  Juni  25.     Jahrr.  Lauis.     Satzung  des  Friedens. 

(LF  S.  43.  Bas  S.  40  ff.  MA  p.  296.  E.  A.  IV  1  e 
S.  102  lit.  h.) 

Wenn  sich  zwischen  zwei  Personen  Streit  erhehen 
will,  so  soll  jeder  dazu  kommende  Dritte  bei  seinem 
Eid  den  Frieden  bieten  und  aufnehmen,  und  die  Partei, 
die  ihn  nicht  geben  will  oder  nachher  den  Frieden 
bricht,  soll  gestraft  werden  wie  folgt :  für  Friedbruch 
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durch  SchmähwortH  in  5  Dnkaten;  für  solchen  durch 
Schlag  oder  Wurf  ohne  zu  treffen,  in  25  Dnkaten; 
für  solchen  durch  Verwundung  und  ßlutruns  Hinrich- 
tung mit  dem  Schwert;  für  Tötung  Hinrichtung  als 
Mörder.  Wenn  sich  zwei  schlagen  und  einer  um 
Scheidens  willen  zückt,  so  soll  der  Landvogt  Gewalt 
haben  ihn  zu  strafen.  Ist  der  Fried  von  einer  Partei 
gegeben,  so  ist  verstanden,  dass  er  auch  von  der 
andern  gegeben  sei,  und  zwar  für  alle  Sachen,  so 
zwischen  ihnen  und  ihren  Verwandten  bis  zum  4ten 
Grad  sich  begeben.*)  Aber  die  Urheber  des  Friedens 
können  durch  Übereinkunft  den  Fried  zwischen  ihnen 
und  ihren  Verwandten  aufheben,  doch  nur  für  alle 
andern  Sachen,  nicht  für  die,  für  welche  der  Fried 
aufgenommen  worden.  Stirbt  einer  oder  beide  Urheber 
des  Friedens,  so  soll  der  Fried  zwischen  den  Ver- 
wandten auch  tot  und  ab  sein.  Damit  die  Ver- 
wandten sich  nicht  mit  Unkenntnis  des  Friedens  ent- 
schuldigen können,  soll  jeder  Urheber  sofort  bei  seinem 
Eid  den  gegebenen  Frieden  seinen  Verwandten  kund 
thun. 

405.  1B04.  Jahrr.  Lauis.  Wem  der  Frieden  zum  dritten  Mal 
abgefordert  ist,  der  ist  darin  begriffen  auch  wenn  er  ihn 
nicht  geben  will,  und  wird  bei  Zuwiderhandeln  dagegen 

nach  Ordnung  v.  1549  gebüsst. 

(LC  S.  44  cap.  41.  MA  p.  411.) 
für  Luggarus: 

406.  1557  Dez.  6.  Tags.  Baden.  Wer  den  von  einem  Dritten 
angebotenen  Frieden  nicht  annehmen  noch  geben  will, 
büsst  16  Pfund.  Wer  den  andern  nach  gegebenem 
Frieden  umbringt,  ist  als  Mörder  hinzurichten,  und  bei 
Flucht  zu  verbannisieren  und  sein  Hab  und  Gut  zu 
konfiszieren.  So  zwei  mit  einander  Fried  machen,  sind 
die  Verwandten  beider  bis  ins  3te  Glied  darin  einge- 
schlossen, und  wenn  sie  andrer,  im  Frieden  nicht  inbe- 


')  HiezQ  sagt  die  Revision  der  busstragenden  Dekrete  v.  1678,  dieser 
Pnnkt  erscheine  der  Landschaft  za  schwer;  sie  finde,  die  Verwandten  bis 
in  4teii  Grrad  sollten  nicht  gestraft  werden,  wenn  zwischen  ihnen  wegen 
andrer  Sachen  Streit  entsteht.  Wir  haben  anf  Ratifikation  der  Obern  er- 
läutert, dass  wenn  Verwandte,  so  im  Frieden  begriffen,  accidentaliter  nnd 
nicht  vorsätzliche rweise  wegen  andrer  nicht  im  Frieden  begriffener  Sachen 
in  Zerwürfnis  kommen,  die  Fehlbaren  nicht  mit  den  schweren  Strafen 
dieser  Ordnung,  sondern  sonst  laut  Dekreten  sollen  gestraft  werden. 

Zeltsohr.  fOr  Schweiierisches  Recht.    Neue  Folge  XII.  ^2 
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griifener  Sachen  wegeu  in  Streit  kommen,  so  sind  sie 
nicht  als  Friedbrecher,  sondern  nach  Gestalt  des  Zufalls 
zn  strafen.  Der  Frieden  soll  allzeit  dauern,  bis  sich 
die  Parteien  oder  ihre  Verwandten  verglichen  und  den 
Vergleich  dem  Landvogt  angezeigt  haben,  welcher  einzig 
den  Frieden  aufheben  kann;  kommen  sie  aber  nachher 
der  alten  Ursache  wegen  wieder  in  Streit,  so  haben  sie 
den  Frieden  gebrochen.  Wer  einen  Streit  sieht,  soll  den 
Streitenden  den  Frieden  bieten,  und  wenn  er  sich  par- 
teiisch macht,  so  büsst  er  32  Pfund,  ausser  wenn  ein 
Vater  den  Sohn,  ein  Sohn  den  Vater  und  ein  Bruder 
den  Bruder  verwundet  sieht  und  sich  des  Handels  an- 
nimmt; das  ist  straffrei.  Wer  mit  Gewehr  oder  Stecken 
zu  einem  Eaufhandel  läuft  und  niemand  beleidigen,  nui* 
scheiden  und  Frieden  schaffen  will,  ist  straffrei;  schlägt 
er  aber,  so  büsst  er  als  parteiisch  32  Pfund. 

(Ln  c.  11.) 
für  Maienthal: 

407.  1566  Juli  25.    Jahrr.  Luggarus,    Wer  den  Frieden  mit 

Blut,    aber  mit  Fäusten  allein  bricht,    der  soll  nicht  an 

Leib  und  Gut,    sondern  mit  100  Terzol  Pfund  f&r  das 

erste  Mal   gestraft  werden ;    für    das  2te  Mal   doppelte 

Busse;   für  das  3te  Mal  soll  er  Leib  und  Gut  verloren 

haben. 

(StM  Anhang  Bach  VI  cap.  47.) 

408.  „Form  des  Eids*  ohne  Datum.  Wer  den  Frieden  nicht 
geben  will,  büsst  5  Gulden;  wer  den  anderen,  mit 
welchem  er  im  Frieden  ist,  umbringt,  ist  als  Strassen- 
räuber  zu  strafen;  läuft  er  ihm  ins  Haus  mit  Schaden- 
zufügung,  so  büsBt  er  einen  Golddukaten;  schlägt  er  ihn 
blutruns,  so  wird  er  enthauptet  und  sein  Vermögen  zu 
Händen  der  Kammer  konfisziert;  wirft  oder  schlägt  er 
gegen  ihn  ohne  zu  treffen,  so  büsst  er  5  Gulden;  sagt 
er  ihm  Schmach  Wörter ,  5  Dukaten;  will  der  Stärkere 
der  zwei  Streitenden  nicht  Frieden  geben,  so  sollen  die 
Anwesenden  den  Schwächeren  in  das  Wirtshaus  führen 
und  dort  vor  dem  Andern  auf  dessen  Kosten  hüten,  und 
kann  er  sie  nicht  bezahlen,  so  ist  er  bei  Wasser  und 
Brot  gefangen  zu  setzen,  bis  ihn  der  W^ilie  Fried  zu 
geben  ankommen  wird.  Fremde  sind  denselben  Vor- 
schriften unterworfen. 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  51.) 
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409,'}  1549  Juni  25.     Jahn*.  Lauis.     V.   Heilungskosten   bei 

Verwundung. 

(LF  S.  46.  MA  p.  298.) 
Wer  den  andern  schlägt  und  ihm  die  Arzt-  und 
andern  Kosten  nach  Schätzung  des  Landvogts  binnen 
Monatsfrist  nicht  zahlt,  soll  gefangen  gesetzt  oder 
wenn  er  nicht  habhaft  ist,  verrufen  (bandito  fuori  del 
paese)  werden,  bis  er  bezahlt. 
2.  Appellation  an  das  Sindikat,  S.  Nr.  199. 

410.  15Ö0  Juni  25.    Jahrr.  Lauis.    1.  Ausstand  der  Amtleute. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  347  lit.  m.  LF  8.  46.  MA  p.  300.) 
2.  Wein-  und  Korngültenerrichtung,  s.  Nr.  249. 

411.  1555  Mai  13.     Tags.  Baden.     Kapitel  für  Lauis. 

(Offizielle  Ausfertigung,  Pergamentheft,  im  Gemeinde- 
archiv Lugano,  Reg.  I.  F.  4.  LF  S.  57.  Bas  S.  73  ff. 
MA  p.  307.  Vollständig  abgedruckt  E.  A.  IV  1  e 
S.  1215  zu  ee.  Das.  S.  1209  zu  1  die  zu  diesem  Ab- 
schied veranlassenden  Beschwerden  der  Landschaft.) 

Inhalt:  1.  Bassenverthädigen,  s.  Nr.  106.  2.  Aufent- 
haltsbewillignng  für  geflüchtete  verbannte  Fremde. 
3.  Verbot  des  Verkaufs  von  Almend.  4.  Pflichten 
der  Gemeinden  und  ihrer  Konsuln  betr.  Gefangen- 
Setzung  und  Anzeige  von  Übelthätern.  5.  und  6.  Be- 
stätigung von  Nr.  62  und  249.  7.  Verjährung  laufen- 
der Schulden,  darum  kein  Brief  und  Siegel  oder  keine 
Handschrift  vorhanden,  in  10  Jahren,  ausser  gegen 
Unmündige,  deren  Vögte  saumselig  gewesen,  und 
landesabwesende  Gläubiger.  8.  Landvögte  und  Ge- 
sandte sollen  nicht  nacli  dem  Rechte  ihres  heimatlichen 
Ortes  urteilen,  sondern  nach  den  Statuten  und  alten 
Bräuchen  der  Landschaft  Lauis,  vorbehalten  Art.  5 
der  Kapitel  v.  1539  (Nr.  397).  9.  ürteilsfällung  des 
Landvogts.  10.  Patente  für  Handel  nach  Malland. 
11.  Pflicht  der  Fürsprecher.  12.  Ratsversammlung 
der  Landschaft  mit  Wissen  des  Landvogts.  13.  Eid 
in  Prozessen.     14.  Fischen  im  See. 

1555.  Appellation  an  das  Sindikat,  s.  Nr.  200. 

1556.  Besoldung  des  Landvogts,  s.  Nr.  146. 

')  In  den  Lauiser  Dekreten  auf  dem  Basler  Staatsarchiv  (Bas  S.  48) 
finde  ich  noch  einen  Beschluss  des  Sindikats  von  1649,  des  Inhalts:  In 
einem  Spezialfall  wird  entschieden,  aber  dass  es  hiniüro  allwägen  soll  ge- 
halten werden:  wenn  ein  Sohn  in  väterlicher  Gewalt  Schaden  gethan  hat 
und  vom  Landvogt  zu  Ersatz  und  Kosten  verurteilt  wird,  aber  in  Monats- 
frist nicht  bezahlt,  so  kann  er  darum  verrufen  oder  in  Turm  gelegt  werden, 
bis  er  bezahlt. 
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412.  1556.    Jahrr.  Lauis.    Belohnung  der  Fiskale,  Landweibel 

and  Trompeter  wie  bisher. 

(LF  S.  72.  Bas  S.  98  f.  MA  p.  313;  wohl  identisch 
mit  E.  A.  IV  2  S.  1182  Art.  80:  1556  Okt.  12. 
Tags.  Baden.) 

413«  1556.  Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Spiels  und  des  Fluchens. 

(LP  S.  72.  Bas  S,  101  f.  MA  p.  314.) 
Spiel  um  Geld  oder  Greldeswert  verboten  von  Mit- 
fasten bis  Auifahrt  bei  10  Kronen  Basse. ')  Missbrauch 
des  Namens  «Gottes,  Christi  und  der  h.  Maria  durch 
Fluchen  verboten  bei  gleicher  Busse  ^  es  sei  denn, 
dass  der  Fluchende  sofort  auf  die  Knie  falle  und  das 
Erdreich  küsse,  wozu  ihn  die  Anwesenden  vermahnen 
sollen. 
1556.     Appellation  in  die  Orte,  s.  bei  Nr.  31. 

414.  1557  April  5.   Tags.  Baden»  Ernennung  des  Statthalters. 

(E.  A.  IV  2  S.  1180  Art.  58.) 

415.  1557.     Jahrr.   Lauis.     Pflicht    der    Landschaftsräte    zu 

1.  Bechnungslegung  vor  dem  Sindikat  über  die  von 
ihnen  erhobenen  Steuern. 

2.  Kenntnisgabe  der  von  ihnen  ausgestellten  Yerfügungen 
und  Briefe  an  den  Landvogt  vor  der  Siegelung.  Vgl. 
Nr.  418  ZiflF.  1. 

(LF  S.  74  f.  Bas  S.  106  f.  MA  p.  315.  Vgl  E.  A. 
IV  2  S.  1193  Art.  183  und  185  ff.) 
1557.    Wucher,  s.  Nr.  250. 

416.  1557  Sept.  12.    Tags.  Baden.    Strafe  betrüglichen  Kaufs 

und  Doppelverpfändung. 

(LF  S.  78.  Bas  S.  112  ff.  MA  p.  317.) 
1.  Wer  Liegenschaften  kauft,  wissend  dass  er  sie 
nicht  bezahlen  kann,  soll  gefangen  gesetzt  und  an 
Leib  und  Gut  gestraft  oder  aus  dem  Lande  verwiesen 
und  nicht  wieder  zugelassen  werden,  bis  der  Verkäufer 
unklagbar  gemacht  ist.     2.  s.  Nr.  366. 

417.  1558.  Jahrr.  Lauis.  1.  Bewilligung  des  Landvogts  zu 
Gemeindeversamncilungen.  2.  Der  Landvogt  soll  bei  Ab- 
legung der  Bechnung  über  die  Bussen  die  Ursachen, 
warum  gestraft  worden,  angeben.  3.  Der  Landvogt  soll 
zu  Augenscheinen    in    Civilsachen    den    Landschreiber^ 

^)  In  der  Revision  der  busstragenden  Dekrete  v.  1678  wird  die  Busse 
zu  100  Kronen  angegeben  und  das  Dekret  ein  altes  nicht  observiertes 
Dekret  genannt,  daher  verfügt,  dass  bei  25  Kronen  Busse  von  Mitfasten 
bis  8  Tage  nach  Ostern  nicht  solle  mit  Karten  oder  Worfeln  gespielt 
werden. 
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den  Bankschreiber,  beide  Landweibel  und  den  Trom- 
peter der  Landschaft  mitnehmen,  sonst  keine  andern 
Amtleute;  in  Malefizsachen  die  Fiskale  und  denMalefiz- 

sohreiber. 

(LF  S;  90.  Bas  S.  130  ff.  MA  p.  325.) 

418.   1558  Dez.  6.     Tags.  Baden.     Kapitel  für  Lauis. 

(LP  S.  78.  MA  p.  317.) 
1.  Aufhebung  sron  Nr.  416  Ziff.  2  auf  Beschwerde 
der  Landschaft:  die  von  Lauis  sollen  unbefragt  unseres 
Landvogts  die  Schreiben  zu  ihrer  Landschaft  Nutz 
und  Ehre  mit  ihres  Landes  Siegel  besiegeln  dürfen 
(auch  Me  c.  23).  2.  Ebenso  Herstellung  alten  Brauches 
betr.  Nr.  415  Ziff.  1:  die  vier  Landesfürsprecher  und 
die  acht  Eäte  sollen  sofort  nach  ihrer  Wahl  vor  dem 
Landvogt  schwören,  des  Landes  Bestes  zu  fördern, 
und  die  Landessteuer  anlegen  wie  von  Alters  her. 
Beklagt  sich  Jemand,  so  soll  ihm  das  Recht  offen 
sein,  und  so  sich  ein  Fehler  befunden,  sollen  die  Ge- 
sandten sie  darum  strafen.  3.  Die  Landschaft  er- 
sucht zu  gestatten,  dass  ein  Gut  mit  Ablösungsvor- 
behalt verkauft  und  dann  wieder  um  Zins  empfangen 
werden  könne,  vorbehalten  dass  bei  Säumnis  in  der 
Zinszahlung  während  3  Jahren  das  Gut  verfallen  sei 
(s.  Nr.  249).  Es  geschehe  nämlich  oft,  dass  einer 
ein  Gut,  so  100  Kronen  wert  ist,  aus  Not  für  50 
Kronen  verkaufen  müsse;  könne  er  dann  die  Ablösung 
auf  30  Jahre  vorbehalten,  so  verliere  er,  auch  wenn 
er  wegen  Zinssäumnis  vom  Gut  verfalle,  doch  nicht 
den  Mehrwert  über  die  empfangene  Summe;  derselbe 
werde  durch  die  Landesfürsprecher  geschätzt  und  der 
Verkäufer  und  Zinsmann  möge  dann  die  Ablösung 
thun  oder  den  Mehrwert  verkaufen  oder  sonst  einem 
Gläubiger  an  seine  Schuld  geben.  Auch  begehren  sie, 
wenn  einer  eigene  Güter  einem  Lehenmann  um  einen 
jährlichen  Zins  in  Korn,  Wein  oder  sonst  leiht,  dass 
sie  das  wohl  thun  mögen,  mit  dem  Geding,  dass  der 
Lehenmann  das  Gut  zu  Eigentum  in  30  Jahren  um 
ein  bestimmtes  Geld  erkaufen  kann.  Auch  dieser 
Punkt  wird  bewilligt.  E.  A.  IV  2  S.  1200  Art.  246, 
249  Ziff.  2  und  3.  —  4.  Auf  Begehren  der  Land- 
schaft: Schuldner  in  Civilsachen,  welche  solvent  sind, 
soll  der  Landvogt  nicht  gefangen  setzen,  sondern  er 
soll  von  ihnen  Tröstung  oder  Pfand  nehmen.  Ebenso 
in  nichtmalefizischen  Strafsachen,    die    nur  Geldstrafe 
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nach  sich  ziehen.  Vgl.  Nr.  421  Ziff.  13  und  Nr.  459. 
Wird  aber  in  der  bei  der  Tröstung  gesetzten  Frist 
die  Busse  nicht  bezahlt,  so  soll  der  Landvogt  den 
Säumigen  gefangen  setzen,  bis  er  bezahlt.  5.  Patente 
für  den  Handel  ins  Mailändische  (s.  Nr.  411  Ziff.  10) 
nicht,  wie  1555  befohlen,  vom  Landvogt,  sondern  von 
einem  hiefiir  Angestellten  der  Landschaft  auszufertigen 
(auch  Me  c.  22).  6.  In  Abänderung  von  Nr.  411 
Ziff.  4  sollen  die  Männer  eines  Kommuns,  wo  ein  Ver- 
brechen geschehen,  den  Verbrecher  blos  dem  Land- 
vogt anzeigen,  nicht  aber  gefangensetzen  müssen,  denn, 
sagt  die  Landschaft,  die  Bauern  tragen  kein  Gewehr 
bei  sich  und  sind  daher  unfähig,  solches  auszurichten. 
Es  wird  entsprochen  mit  dem  Vorbehalte,  dass  wenn 
die  vom  Landvogte  zur  Ergreifung  des  Verbrechers 
gesandten  Amtleute  nicht  stark  genug  dazu  wären, 
die  Männer  des  Kommuns  ihnen  helfen  sollen. 

419.  1569  Febr.  6.  Tags.  Baden.    Gastieren  in  Dürrenmühle 

(Taverne)  bei  Aufritt  eines   neuen  Landvogts  darf  nicht 

auf  Kosten  der  XII  Orte  geschehen,    ebensowenig    das 

Beisen  der  Gesandten  nach  Mailand. 

(LF  S.  94.  Bas  S.  137.   MA  p.  326.   Vgl.  E.  A.  IV  2 
S.  1138  Art.  16  ff.  S.  1186  f.  Art.  132,  134-137.) 

420.  1569  Okt.  23.  Tags.  Baden.  Verkauf  von  Liegenschaften 

durch  Klöster. 

(E.  A.  IV  2  S.  1222  Ait.  439  f.) 

421.  1570  März  14.  Tags.  Baden.  Artikel  für  Lauis  in  Folge 
Streitigkeiten  zwischen  Landvogt  und  Landschaft. 

(LF  S.  98.  Bas  S.  144  ff.  mit  Datum  4.  März.  MA  p,  328.) 
1.  Zeit  der  Weinlese  durch  den  Landvogt  zu  be- 
stimmen. 2.  Waffentragen,  s.  Nr.  159.  3.  Das  Leisten 
und  Einreiten  in  Wirtshäusern  verboten,  der  Gläu- 
biger soll  gegen  den  Schuldner  für  gichtige  Schuld 
mit  Pfändung,  für  ungichtige  mit  Klagerhebung  vor- 
gehen, auf  Kosten  des  Schuldners.  Vgl.  Nr.  391 
Ziff.  22.  Denen  von  Mailand  soll  Gegenrecht  gehalten 
werden,  wenn  den  unsern  dort  für  laufende  und 
gichtige  Schulden  keine  Kosten  gesprochen  werden. 
4.  Wer  ein  Wild  erlegt,  soll  dem  Landvogt  den  Kopf 
und  einen  Stotzen  davon  abgeben,  bei  'willkürlicher 
Strafe').     Doch    bleibt    der   Obrigkeit   der    Wildbann 

*)  Die  Revision  der  büsstragenden  Dekrete  v.  1678  limitiert  auf  Ge- 
such der  Landschaft  diese  Strafe  anf  200  Lauiser  Pfund,  und  soll  solches 
vom  Roth-  nud  Hochwild  verstanden  werden. 
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vorbehalten.  5.  Käufe  liegender  Güter  durch  Fremde 
seit  1551  sind  trotz  Bestätigung  des  Sindikats  vom 
Landvogt  als  verfallen  zu  Händen  der  Kammer  ein- 
zuziehen (s.  Nr.  192,  aber  auch  E.  A.  IV  2  S.  1153 
Art.  166).  6.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  32. 
7.  Wenn  gegen  Jemand  Anklage  wegen  eines  Ver- 
brechens erhoben  wird,  so  soll  ihm  die  Anklage  mit- 
geteilt, Zeit  zur  Verantwortung  gelassen  und  auf  sein 
Begehren  Kundschaft  aufgenommen  werden.  Doch  kann 
der  Landvogt  auch  von  Amtswegen  Kundschaft  auf- 
nehmen und  darüber  urteilen,  ohne  dass  er  dem  Übel- 
täter solche  meldet.  8.  Wer  für  Civilschulden  oder 
von  Frevels  wegen  gefangen  gesetet  ist,  kann  von 
seinen  Angehörigen  gespeist  werden,  doch  soll  der 
Landweibel  per  Tag  2  Schilling  erhalten.  Gefangene 
wegen  Malefizsachen  sollen  ihr  Essen  nur  vom  Land- 
weibel erhalten.  9.  Der  Landvogt  soll  keine  Fahrt 
ins  Land  (zu  Augenschein,  vgl.  Nr.  397  Ziff.  9, 
Nr.  417  Ziff.  3)  tun,  ihm  werde  denn  durch  den 
Konsul  angezeigt,  dass  der  Verwundete  dermassen  ge- 
schädigt sei^  dass  sein  Tod  zu  besorgen.  Dann  soll 
der  Ijandvogt  die   Fahrt   tun   und    seinen    Amtleuten 

sollen  davon  8  Kronen  werden.  10.  Messerzucken  bei 

■ 

Scheiden  eines  Streits,  s.  Nr.  149.  11.  Klagt  einer 
wegen  Schadenzufügung  gegen  einen  nicht  Gichtigen, 
so  soll  der  Landvogt  seine  Amtleute  zur  Augenschein- 
aufnahme hinschicken.  12.  Der  Landvogt  soll  die  zu 
Bussen  Verurteilten  zuerst  durch  den  Trompeter  warnen, 
bevor  er  sie  pfändet.  13.  (auch  in  Me  c.  26.)  Wenn 
ein  in  Kriminalsachen  Bussfälliger  Tröstung  anbietet, 
so  soll  der  Landvogt  diese  annehmen  und  ihn  nicht  ge- 
fangen setzen.  Um  Malefizsachen  ist  keine  Tröstung 
anzunehmen  (vgl.  Nr.  418  Ziff.  4  und  Nr.  459).  Dem 
Verlangen  der  Landschaft  um  Minderung  des  Lohns 
des  Gerichtsschreibers  für  Briefe,  Urteile,  Inquisitionen 
und  Fürbote  wird  nicht  entsprochen. 

Zu  Ziffer  7  sind  folgende  Dekrete  zu  vergleichen: 
422.  1573.  Jahrr.  Lauis.  Der  Landvogt  soll  in  Abwesenheit 
seiner  Amtleute  Niemanden  türmen  noch  an  die  Marter 
schlagen  lassen,  und  wer  den  andern  verklagt,  soll  die 
Klage  öffentlich  thun  und  laut  Statuten  um  Kosten  und 
Schaden  Bürgschaft  geben.  Landvogt  und  Statthalter 
soUen  die  von  ihnen  gefällten  Urteile  nicht  ändern, 
sondern   es  soll   dabei  bleiben   bis  zu    der  Ankunft  der 
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Gesandten.    (Letzteres  wird  verfdgt  auf  die  Beschwerde 

der  Landschaft,  dass  der  Landvogt  gegen  Geschenke  der 

unterlegenen  Partei  das  Urteil  ändere.) 

(LF  S.  114.   La  c.  227.  Me  c.  27.  E.  A.  IV  2  S.  1194 
Art  195.) 

423.  1577.  Tags.  Willisan.  Der  Kläger  soll  die  Klage  in 
Schrift  abfassen  und  Trostnng  für  alle  Kosten  geben. 
Der  Landvogt  soll  keinen  foltern  lassen,  wenn  derselbe 
nicht  dnrch  genngsame  unparteiische  Kundschaft  in  einer 
daza  genügenden  Weise  überführt  ist.  Der  Landvogt 
soll  in  der  Prozessleitung  die  Statuten  und  Bräuche  der 
Landschaft  beobachten.  Die  Gegenpartei  soll  er  bei 
Examination  (Folterung)  des  Angeklagten  nicht  zulassen. 
Endlich  noch  fremde  Banditen  betr.  s.  Nr.   122. 

(La  e.  127,  130  f.  146.  Me  c.  31—33.) 

424.  1588.  Jahn*.  Lauis.  Einem  Angeklagten,  der  die  gegen 
ihn  abgegebenen  Zeugenaussagen  kennen  zu  lernen  be- 
gehrt, sollen  sie  mitgeteilt  werden,  nicht  aber  die  Namen 
der  Zeugen,  damit  Feindschaft  und  Hass  vermieden  werden. 

(La  c.  133.  Me  c.  42.) 

Die  Revision   der   busstragenden  Dekrete  v.  1678 

schreibt  Nennung  der  Zeugen  vor,  da  die  Verschweigung 

wider  das  gemeine  Recht  sei  und  der  Angeklagte  seine 

Exzeptionen  gegen  die  Zeugen  soll  vorbringen  können. 

425.  1603.  Jahrr.  Lauis.  Der  Landvogt  soll  in  busstragenden 
Sachen,  wenn  ihm  eine  Anklage  gemacht  ist,  den  Sachen 
im  Grund  nachfragen,  über  die  verleideten  oder  verarg- 
wöhnten Personen  Kundschaft  einnehmen,  wo  nötig  Hans- 
suchung  halten,  die  Personen  selbst  greifen  lassen  and 
dann  die  Schuldigen  nach  Gebühr  strafen,  aber  eine 
Generalinquisition  nicht  zulassen,  wie  mit  Mehrerem  in 
Priv.  138  zu  sehen  ist,  d.  h.  Ortsstimme  v.  1664  (La  c. 
138  Me  c.  120),  wo  es  heisst,  die  Landschaft  solle  mit 
Vornahme  der  Generalinquisition  ohne  vorhergehende 
Klage  verschont  werden;   wenn  aber  Klage   vorhanden, 

so  solle  man  derselben  billig  nachsetzen. 
(LC  S.  43  cap.  39.) 

426.  1609.  Jahrr.  Lauis.  Der  Landvogt  soll  in  Kriminal- 
sachen die  Kundschaften  nicht  selber  schreiben,  sondern 
durch  den  geschworenen  Malefizschreiber  schreiben  lassen ; 
das  Protokoll  ist  in  eine  Kasse  mit  zwei  Schlüsseln  zu 
legen,  deren  einen  der  Landvogt,  den  andern  der  Land- 
schreiber hat,  damit  nach  Ende  der  Untersuchung  dem 
Angeklagten  Abschrift  zu  gehöriger  Verteidigung  kann 
gegeben  werden.  Zeugen  sollen  nicht  durch  Versprechungen 
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oder  Androhung  von  Gefängnis  za  Antworten  gezwungen 
werden,  sondern  einzig  dnrch  den  Eid;  strengere*  Mass- 
regeln gegen  solche  vorbehalten,  welche  nicht  die  Wahr- 
heit sagen  wollen  oder  nicht  erscheinen,  nach  Ermessen 
des  Landvogts.  Amtleute  können  in  Kriminalsachen,  in 
denen  sie  die  Anzeige  gemacht  haben,  nicht  Zeugen  sein, 

auch  nicht  der  Ankläger. 

(MA  p.  423.  Unter  1608  in  La  c.  134  f.  Me  c.  55  n.  56.) 

427.  1678/9.  Ortsstimmen  für  Lauis.  Weil  die  Generalinqui- 
sition schon  vor  diesem  abgestellt  worden,  so  lassen  wir 
es  dabei  bewenden.  Fällt  aber  auf  eine  Person  eine  mit 
gewissen  Eundschaftaussagen  beschwerte  Klage,  so  mögen 
zur  Errichtung  des  Prozesses  die  Bücher  derselben  wohl 
durchsucht  werden;  wenn  aber  der  Prozess  nicht  zu 
Ende  gebracht,  so  darf  auf  die  Person  selbst  nicht  ge- 
griffen werden. 

(LC  8.  43  cap.  39.  Me  c.  138.) 

428.  1743.  Jahrr.  Lauis.  Wenn  ein  verläumdeter  oder  sonst 
im  Gefängnis  sitzender  Mensch  eine  sonst  ehrliche  und 
in  gutem  Ruhm  stehende  Person  ohne  andere  verdächtige 
Indizien  als  Mithaft  oder  einer  andern  schweren  That 
beschuldigt,  so  soll  solche  wohl  mögen  über  die  That 
befragt,  aber  ohne  wichtige  Ursachen  nicht  alsobald  mit 
dem  Angeber  konfrontiert  noch  eingetürmt  werden. 

(La  c.  304.  E.  A.  VII  2  S.  947  Art.  47,  5.) 

429.  1748/9.  Ortsstiramen  für  Lauis.  Wenn  gegen  eine  Person 
oder  ein  Kommun  bei  dem  Landvogt  geklagt  wird,  so 
soll  dieser  dem  Angeklagten  den  Ankläger  notifizieren 
und  letzterer  genügsame  Bürgschaft  für  Kosten  und 
Schaden  leisten.  Will  der  Landvogt  den  Ankläger  nicht 
anzeigen  und  legt  er  dem  Angeklagten  doch  eine  Busse 
auf,  die  an  das  Sindikat  appelliert  wird,  so  soll  letzteres 
auch  über  die  Kosten  absprechen. 

(La  c.  308.) 
für  Luggarus: 

430.  1563  Juli  3.  Tags.  Baden.  Einen  Angeschuldigten  soll 
der  Landvogt  nicht  sofort  gefangen  setzen,  sondern  zu- 
erst mit  den  Amtleuten  untersuchen,  wer  der  Angeber 
sei  und  in  welchem  Leumund  er  stehe ;  schreitet  er  dann 
zur  Gefangensetzung,  so  soll  er  den  Verwandten  die  Ur- 
sache anzeigen,  damit  sie  ihm  einen  Fürsprecher  geben. 
Falsche  Ankläger  sind  zu  strafen. 

(Lu  c.  16.  Ma  c.  10.) 

431.  1611  Juli  30.  Jahrr.  Luggarus.  Wenn  einer  dem  andern 
an  öffentlichem  Bankgericht  Verbrechen  vorgeworfen  hat, 
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doch  aber  nicht  als  Kläger  vor  Maleüzgericht  gelten 
will,  so  soll  der  Landschreiber  als  Gerichtsschreiber  der- 
gleichen Sachen  doch  als  Klage  aufzeichnen  und  der 
Landvogt  ohne  weitere  Klage  den  Prozess  verhandeln. 
Ebenso  soll  letzterer  ex  officio  untersuchen  bei  starken 
Indizien,  obschon  sich  ans  Furcht  Niemand  als  Kläger 
stellt.  Der  Kläger  in  Kriminal-  und  Malefizsachen  muss 
blos  für  Prosequierung  und  Durchführung  der  Klage  und 
für  die  Kosten  im  Fall  des  Unterliegens  Bürgschaft  leisten, 

nicht  aber  für  die  Busse. 

(La  c.  19.  Vgl.  anch  die  Beratungen  wegen  der  heim- 
lichen Ankläger  in  Malefizsachen  in  B.  A.  Y  1  S.  1587 
Art.  106—108  nnd  110.) 

432.  1633  Juli  27.  Jahrr.  Luggarns.  Die  libelli  famosi  oder 

heimlichen    schriftlichen   ununterschriebenen  Klagen  sind 

abgestellt;   wer   einen  Andern  peinlich   anklagt,    soll  zu 

seiner  Sache   stehen.     Wenn   aber   der  Landvogt   sonst 

heimliche  Klägden  und  genügsame  Indizien  hätte,  soll  er 

billig  laut  Dekret  v.  30.  Juli  1611  (Nr.  431)  ex  officio 

verfahren,  aber  zu  Beginn  des  Prozesses  zwei  Mitrichtem 

den  heimlichen  Kläger  nennen,  welche  ihn  bei  ihrem  Eid 

verschwiegen  halten  sollen. 

(Lu  G.  24.  Vgl  E.  A.  V  2  S.  1804  Art.  86  f.) 

433.  1634.  Ortsstimmen  für  Luggarus.  Der  Landvogt  soll 
die  heimlichen  Ankläger  alsobald  den  sieben  Mitrichtern 
offenbaren,  und  erst  wenn  diese  den  Ankläger  glaub- 
würdig befinden,  in  ihrem  Beisein  gegen  den  Angeklagten 
processieren.  Die  libelli  infamatorii  sollen  gänzlich  ab- 
geschafft sein  laut  Stat.  v.  1588  Art.   116. 

(Lu  c.  38.) 

434.  1658  Sept.  7.  Jahrr.  Luggarus.  Weil  statt  der  heim- 
lichen Klägden  durch  verfälschte  ununterschriebene  Famos- 
schriften oft  Ehrenleute  an  ihrer  Ehre  angegriffen  werden, 
80  soll,  wer  eine  solche  Schrift  übergiebt,  mit  gleicher 
Busse  wie  die  heimlichen  Kläger  angehalten  und  gestraft 

werden. 

(Lu  c.  43.) 
für  Maienthal: 

435.  1552  Okt.  26.  Tags.  Baden.  Der  Landvogt  darf  nicht 
(ausser  in  Malefizhäudeln)  den  Ankläger  als  Kundschaft 
gegen  den  Angeklagten  gebrauchen,  es  sei  denn  der  An- 
kläger ein  Konsul  oder  geschworener  Amtmann.  Die 
Kundschaften   dürfen  nicht  Verwandte  der  Parteien  und 

in  dem  Handel  nicht  parteiisch  sein. 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  44.) 
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436.  1566  Juli  25.  Jahn*.  Lnggaras.  1.  Erläuterimg  der 
Kapitel  von  1543  (Nr.  715  Ziff.  3)  §  3:  Der  Land vogt 
soll  sich,  wenn  ihm  um  Malefizsachen  eine  Anzeige  ge- 
macht wird,  über  die  Glaubwürdigkeit  des  Angebers 
wohl  erkundigen,  und  nur  bei  befriedigender  Auskunft 
den  Augeklagten  einziehen  und  weitere  Kundschaften  und 
Indizia  einnehmen ;  die  Folter  darf  er  erst  anwenden, 
wenn  die  sieben  Mitrichter  nach  Einsicht  der  Kundschaften 
und  Indizien  dazu  stimmen.  Wird  der  Angeklagte  un- 
schuldig erfunden,  so  soll  ihm  der  Ankläger  angezeigt 
werden,  damit  er  ihn  um  seinen  Kosten  und  Schaden 
anlangen  kann.  2.  Der  Landvogt  soll  die  eingenommene 
Kundschaft  dem  Angeklagten  Behufs  seiner  Verteidigung 
offenbaren.  3.  Bei  Anklage  mit  schlechter  geringer 
Klage,  wegen  welcher  kein  Maletiz  beilänft,  soll  der  Land- 
vogt vor  Kundschaftaufnahme  dem  Angeklagten  auf 
dessen  Begehren  den  Ankläger  nennen,  damit  er  nicht, 
wie  oft  beschehen,  betrüglicherweise  für  Kundschaft  ge- 
braucht werde 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  47.) 

437.  1666.  Ortsstimmen.  Der  Landvogt  soll  nur  auf  An- 
klage eines  unparteiischen,  nicht  eines  suspekten  oder 
interessiert  erfundenen  Anklägers  richten. 

(Ma  c.  23.) 

438.  1571  Juni  25.  Jabrr.  Lauis.  Besoldung  der  Fiskale  und 
des  Gerichtsscbreibers. 

(E.  A.  IV  2  S.  1182  Art.  82.) 
.    1573.  Pflicht  des  Landvogts  bez.  Rechtspflege,  s.  Nr.  422. 

439.  1577.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  118.  Bas  S.  170  ff.  MA  p.  341.  E.  A.  IV  2 
S.  1142  n.  1189  Art.  71  und  157.) 

1.  Bussenverrechnung,  s.  Nr.  96.  2.  Injurien  vor 
Gericht,  s.  bei  Nr.  400.  3.  Wenn  der  Landvogt  ver- 
nimmt, dass  einer  dem  andern  an  seine  Ehre  geredet, 
so  soll  er  den  Diifamierten  zur  Klage  binnen  14  Tagen 
auffordern  und  dann  unverzüglich  Recht  halten.  Lässt 
der  Diffamierte  aber  die  ehrenrührigen  Worte  auf 
sich  sitzen  ohne  zu  klagen,  so  soll  ihn  der  Landvogt 
strafen  so  als  wäre  er  der  vorgeworfenen  Sachen 
tiberwiesen.  Ausser  wenn  der  Beleidiger  vor  Ehren- 
leuten die  Injurie  zurücknimmt,  in  welchem  Fall  er 
mit  der  halben  Busse  davonkommt. 

1577.     Pflichten    des    Landvogts    betr.  Rechtspflege,    s. 
Nr.  423. 
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440.  1578.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  8.  121,  126.  Bas  S.  174  f.  MA  p.  342,  347.) 
1.  Warnang  vor  Eid  in  geringfügigen  Sachen;  jedes- 
falls  Eidesleistung  erst  nach  vorangegangener  Erin- 
nerang  über  die  Wichtigkeit  des  Eides  durch  den 
Fiskal.  E.  A.  IV  2  S.  1142  Art.  74.-2.  Ver- 
botene Waffen,  s.  Nr.  160.  —  3.  Wer  bei  einer  Übel- 
that  gegenwärtig  ist,  ist  verpflichtet  (ausser  Priestern 
und  Personen  unter  20  oder  über  70  Jahren)  den 
Thäter  zu  ergreifen  und  tot  oder  lebendig  dem  Richter 
zu  überantworten,  bei  300  Kronen  Busse.  Nötigen- 
falls sollen  die  nächsten  Nachbarn,  auch  in  andern 
Gemeinden,  und  die  Amtleute  zur  Hülfe  aufgeboten 
werden.  Auf  die  Banditen  soll  man  genaues  Aufsehen 
haben.  (Laut  E.  A.  IV  2  S.  1208  Art.  320  ist  dieser 
Artikel  erst  auf  der  Jahrrechnung  von  1579  in 
Abschied  genommen  worden.)  —  4.  Appellation  an 
das  Sindikat,  s.  Nr.  201.  —  5.  Appellation  in  die 
Orte,  s.  Nr.  34.  —  6.  Wenn  Gemeinden  Jemanden 
erwählen  zur  Unterstützung  einer  Person  in  deren 
Privathändeln  zum  Nachteil  der  Gegenpartei,  so  büssen 
sie  100  Kronen  an  die  Kammer  und  der  gewählte 
Assistent  50  Kronen.  —  7.  Der  Landvogt  soll  zur 
Zeit  der  Weinlese  einen  Ruf  ergehen  lassen,  dass 
Niemand  neuen  Wein  auf  verdorbenen  alten  schütte, 
um  ihn  zu  verkaufen,  bei  100  Kronen  Busse  an  die 
Kammer.  Selber  mit  seinem  Hausvolk  solchen  Wein 
trinken  mag  er  wohl.  —  8.  Liberation  von  Tot- 
schlägern, s.  Nr.  76.  —  9.  Die  Landvögte  dürfen 
Pilgern,  Kriegsleuten,  armen  Studenten  und  dgl.  Volk 
keinen  Zehrpfennig  aus  dem  Geld  der  Kammer  geben, 
wie  missbräuchlich  eingerissen ;  sie  sollen  es  aus  dem 
Ihrigen  geben. 

1581.     Appellation  an  das  Sindikat,  s.  bei  Nr.  201. 

441.  1582  Juni  25.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  130.  MA  p.  349.) 
1.  Krediteröifnung  von  20  Kronen  an  den  Land- 
vogt für  Instandhaltung  und  Ergänzung  des  Haas- 
plunders im  Palast.  —  2.  Da  alles  im  Saal  Geredete 
publik  wird,  so  soll  der  Weibel  vor  der  Thür  sitzen 
und  Horcher  zur  Bestrafung  anzeigen.  £.  A.  IV  2 
S.  1173  Art.  8.  —  3.  Abrechnung  des  Landvogts,  s. 
Nr.  221.  —  4.  Alle  auf  den  Markttagen  geschehenen 
Frevel  sollen  zwiefacher  Strafe  unterliegen.  —  5.  Alle 
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Frevel  nad  Busesachen  soll,  sobald  die  Gesandten  im 
Land,  Niemand  zu  vergleichen  sich  unterstehen  bei 
100  Kronen  Basse.  (In  LC  S.  40  mit  dem  Datnm 
1584,  \^l  E.  A.  IV  2  S.  1177  Art.  49  f.)  —  6.  Ban- 
diten, s.  .Nr.  123. 

1585.     Pfrtindenverleihung,  s.  Nr.   17. 

1585.     Bischöfliche  Lehen,  s.  Nr.  59. 

1585.  Banditenvergleitung,  s.  Nr.  124. 

1586.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  161. 
1586.     Fürsprecher,  s.  Nr.  233. 

442.  1587  April  9.     Tags.  Baden.     Keue  Landesordnung  für 

Lauis. 

(Vollständig  abgedruckt  E.  A.  V  1  S.  1517  Art.  82.) 
Betrifft  die  Beamten  der  Landschaft  und  die  Steuer- 
erhebung. 

443.  1587.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  157.  MA  p.  362,  365.) 
1.  Einen  Selbstmörder  behaupten  seine  Verwandten 
beerdigen  zu  dürfen  ohne  Anzeige  an  den  Landvogt; 
dieser  dagegen  beansprucht  das  Recht  des  Augen- 
scheines (la  visita):  Der  Landvogt  ist  berechtigt  in 
dergleichen  Fällen  wie  in  schweren  malefizischen  Sachen 
zu  handeln  nach  gemeinen  eidgenössischen  Rechten  un- 
angesehen die  bisherigen  Bräuche  der  Landschaft.  — 
2.  Recht  des  Landvogts,  die  Liberationen,  Strafen 
und  Quittungen  der  Kammer  gehörig  zu  siegeln,  aber 
ohne  besonderes  Siegelgeld  von  den  Parteien  zu  er- 
heben, wenn  er  das  Drittel  der  Bussen  bezieht.  Der 
in  Maleöz-  und  Eriminalsachen  als  unschuldig  Erkannte 
soll  dem  Besiegler  um  sein  Ehrenzeichen  eine  billige 
Verehrung  geben.  —  3.  Appellation  an  das  Sindikat, 
s.  Nr.  202.  —  4.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  162.  — 
5.  Banditenverbürgung,  s.  Nr.  125.  —  6.  Strafe  der 
Steinwürfe,  s.  Nr.  259.  —  7.  Praktizieren  der  Land- 
vögte, s.  Nr.  269. 

444.  1588.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  164  f.  MA  p.  368  s.) 
1.  Von  den  zwei  aus  dem  Rate  von  Lauis  zur  Ver- 
hängung von  Kriminalbussen  zuzuziehenden  Männern 
soll  einer  aus  der  Bürgerschaft,  der  andre  aus  der 
Landschaft  Rat  sein.  —  2.  Verbotene  Waffen,  s. 
Nr.  163.  —  3.  Festsetzung  der  an  die  Gesandten  bei 
Besetzung  der  Amter  zu  leistenden  Verehrungen,  Be- 
hufs Verhinderung  der  Praktiken  und  des  schändlichen 
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Geldbietens.  —r-  4.  Appellation    an   das  Sindikat,   s. 
Nr.  203.  —  5.  Fürsprecher,  s.  Nr.  234.  —  6.  Tax 
der  Strafen  in  Kriminalsachen,  vollständig  abgedruckt 
in  E.  A.  V  1  S.  1530.  —  7.  Einholung  der  Erlaub- 
nis  der  Gemeinde  und   des  Landvogts  zu  Bauen  auf 
die  Strasse,  bei  100  Kronen  Busse.  ^)  —  8.  Zeugen- 
aussagen gegen  Angeklagte,  s.  Nr.  424.  —  9.  Wenn 
ein   Urteil    von   den   Gerichtskosten   nichts   sagt,   so 
gelten    sie    als   der   unterliegenden  Partei    auferlegt. 
—  10.  Prämie  für  Erlegung   eines  erwachsenen  und 
nicht  im  Nest  gefangenen  Wolfes  oder  Bären  3  Kronen, 
für  Nestwild,   junge   Wötife    oder    Bären,    10   Pfund 
Lauiser  Währung.  Die  Lands^aft  hat  die  Prämie  zu 
zahlen.     (Dies   nur   Me   c.  43\ind   La   c.  172,  und 
c.  173  ist  beigefügt,  dass  bei  Erliegung  solcher  Tiere 
im  Bezirk  von  Freidörfern  die  PräiklienzaWnng  diesen 
letztern  obliege.)     Hiezu  vgl.  auch: 
445.  1633,    Jalirr.  Lauis.    Prämie  für  Erlegu^  eines  Bäreu 

4  Kronen. 

(La  c.  174.) 

1590.  Wucher,  s.  Nr.  251. 

446.  1590.  Jahrr.  Lauis.  Jährliche  Belohnung  der  Beiä^änder 
und  Aufseher  in  Kriminalsachen  3  Kronen. 

(La  c.  232.) 

447.  1591.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  191.  MA  p.  382.) 
1.  Liberation  von  Totschlägern,  s.  Nr.  77.  —  2.  V®' 
soldung  der  Diener  des  Sindikats   für  Gänge    ausstl^' 
halb   des   Ortes   Lauis    7*    Kronen.  —  3.  Vertrag« 
kriminalischer  Sachen,  s.  Nr.  107. 

448.  1592.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  194.  MA  p   364  s.) 
1.  Praktiken  des  Landvogts,  s.  Nr.  270.  —  2.  Ban- ' 
diten,    s.    Nr.    126.    —   3.  Wem    auf   dem    Seinigen 
durch  fremdes  Vieh  Schaden   geschieht,   der   soll    das 
Vieh    nicht    durch    sich    selbst   hinter   Recht   führen,  \ 
sondern  es  durch  einen  geschworenen  Weibel  tun  lassen.  \ 
Liegen   aber  die  Güter   weit   ab  oder  geschieht    der  V 
Schaden  sonst  unversehenlich,  so  soll  er  ehrliche  nn- 

')  Die  Revision  der  busstragenden  Dekrete  v,  1678  sagt,  bisher  gei 
Allmend  einzuschlagen  bei  300  Kronen  Basse  verboten  gewesen ;  dies  habe 
der  Landvogt  auch  auf  Überhagen  und  Bauen  auf  Strassen  extendieren 
wollen;  es  soll  aber  für  dieses  beides  nur  eine  Busse  von  50  Kronen  be- 
zahlt werden. 
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parteiische  Männer  berufen  nnd  durch  sie  das  Vieh 
behändigen  lassen  und  auf  Recht  hin  anfenthalten  (auch 
in  Me  c.  45).  —  4.  Die  Landschaft  beschwert  sich, 
dass  den  Büchern  der  Eauflente,  wenn  sie  selbe  vor 
Gericht  produzieren,  Beweiskraft  beigemessen  werde, 
da  doch  unter  den  Kaufleuten  auch  solche  seien,  die 
sich  durch  Eigennutz  verblenden  lassen.  Erkannt: 
Kauf-  und  Gewerbsleute  sollen  ihr  Tagbuch  und  ihr 
Meisterbuch  (il  giornale  ed  il  libro  mastro)  haben, 
darin  sie  täglich  aufzeichnen,  was  sie  von  Waren  aus- 
geben und  wer  ihnen  schuldig  wird;  und  was  sie  an 
Geld  ausleihen,  sollen  sie  von  den  Schuldnern  und  den 
Bärgen  im  Buch  unterzeichnen  lassen,  sonst  hat  das 
Buch  keine  Beweiskraft.  Auch  dann  soll  solchem 
Buche  nur  bis  auf  10  Kronen  in  Rechten  Glauben 
gegeben  werden;  über  grössere  Beträge  sollen  sie 
Handschriften  oder  Verschreibungen  aufrichten  lassen 
und  die  Schulden  nach  Laut  unsrer  Landsatzungen 
innerhalb  10  Laubriesen  einziehen.  Die  Kaufleute  er- 
halten 6  Wochen  Zeit,  ihre  Ansprachen  dieser  Ver- 
ordnung gemäss  zu  gichtigen  (registrare),  vorbehalten 
Unmündige  und  Abwesende.  —  5.  Die  Landesfür- 
sprecher stellen  vor,  der  schriftliche  Prozess  alter  Zeit 
in  Civilsachen  sei  in  Abgang  gekommen,  zum  Schaden 
der  Landschaft,  weil  er  dem  Richter  einen  sicheren 
Spruch  ermöglicht  habe;  sie  ersuchen  um  Wiederher- 
stellung der  Schriftlichkeit  des  Verfahrens.  Erkannt: 
in  Reclitshäudeln  über  mehr  als  4  Kronen  sollen  die 
Fürsprecher  ordentlich  in  Schrift  vor  Landvogt  und 
Amtleuten  prozedieren,  nämlich  dem  Sächer  eine  schrift- 
liche Citation  oder  Komman dement  schicken,  darin  die 
Ansprache  genau  angegeben  ist;  darauf  soll  der  Be- 
klagte drei  Tage  Ziel  nehmen  mögen,  wenn  er  ein- 
heimisch ist,  nnd  einen  Monat^  wenn  er  landesabwesend 
ist;  Gemeinden  und  unmündige  Kinder  erhalten  8  nütz- 
liche oder  Gerichtstage.  In  diesem  Termin  soll  die 
Antwort  erfolgen  und  dann  der  Ansprecher  seine  An- 
sprache tun  nnd  die  Rechtsamen  (Urkunden)  in  3  Tagen 
vorlegen  nach  vorheriger  Anzeige  an  den  Beklagten; 
für  Kundschaft  soll  der  Ansprecher  längeres  Ziel  er- 
halten. Nach  dieser  Beweisführung  des  Klägers  er- 
hält der  Beklagte  15  Tage  Ziel  für  seinen  Beweis, 
unter  Verlängerung  des  Ziels  nach  Bedürfnis.  Darauf 
wird  das  peremtorinm  oder  letzter  Botbrief  geschickt, 
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worin  der  Eechtstag  angesetzt  wird  für  die  Verhand- 
lang vor  dem  Amtmann,  der  dann  den  Eechtspmch 
und  das  En darteil  geben  soll.  Der  Landschreiber  soll 
ein  ordentliches  Protokoll  führen.  Entsteht  Span  wegen 
nicht  gehöriger  Führung  der  Prozesse  nach  dieser 
Ordnung,  so  soll  der  Landvogt  von  den  ältesten  Für- 
sprechern Bericht  aufnehmen  und  nachdem  er  dann 
finden  wird  ein  Einsehen  tun. 
159.^.     Fürsprecher,  s.  Nr.  235. 

449.  1594.     Jahrr.  Lauis.     Mandate  für  Lauis. 

(LF  S.  205  f.  MA  p.  391.) 

1.  Die  Mandate  und  Landsatzungen  sollen  alle  2  Jahre 

in  der  Landschaft  ausgerufen  werden,  damit  sie  nicht 

in    Vergessenheit    fallen.    —    2.  Appellation    in    die 

Orte,  s.  Nr.  37.  —  3.  Wucherverbot,  s.  Nr.  252,  — 

4.  Gestohlenes  oder  geraubtes  Gut,  das  bei  dem  Dieb 
oder  Räuber  behändigt  wird,  ist  nicht  wie  bisher  zu 
der  Kammer  Händen  zu  konfiszieren,  sondern  dem 
Eigentümer  zurückzustellen    (auch   in  Me  c.  46).  — 

5.  Appellation  an  das  Sindikat,  s.  Nr.  204. 

450,  1595.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(LF  S.  208.  MA  p.  392.) 
1.  Deutsche  Fürsprecher,  s.  Nr.  236.  —  2.  Es  ist 
in  einem  Rechtsfall  streitig  geworden,  ob  der  Vater 
allein  einen  Sohn  um  seine  mütterliche  Ehesteuer  erben 
solle  oder  mit  den  übrigen  seinen  Kindern.  Nach 
eidgenössischen  Rechten  wird  erkannt,  dass  der  Vater 
allein  die  Kinder,  so  vor  ihm  sterben  ohne  Leibes- 
erben zu  hinterlassen,  erben  solle.  —  3.  Bussen- 
bezug, s.  bei  Nr.  96.  —  4.  Während  der  An- 
wesenheit der  Gesandten  gehören  alle  Civil-,  Kriminal- 
und  Malefizsachen  vor  sie  und  stehen  Landvogt  und 
Amtleute  ihres  Amtes  still.  (Letzteres  auch  1608 
Jahrr.  Lauis,  E.  A.  V  1  S.  1547  Art.  234.) 
1596.     Sitzgeld  der  Gesandten,  s.  Nr.  82. 

461.  1596  März  8.      Befehl   des  Sindikats  die  Schutzlöoher 
in  Mauern  zuzumauern,  bei  50  Kronen  Busse. 

(LF  S.  211.  MA  p.  393.) 
1596.     Banditen,  s.  Nr,   127. 
1596.     Verbotene  Waifen,  s.  bei  Nr.  163. 

452.  1597.     Jahrr.  Lauis.     Befugnis  zu  Vergleichen. 

(La  c.  179.  MA  p.  396.  Me  c.  50.) 
Bestätigung  alter  Abschiede,  kraft  welcher  die  von 
Lauis    um   einfältige   bürgerliche  Ansprachen  sich  mit 
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einander  vergleichen  oder  durch  Andere  vergleichen 
lassen  mögen,  doch  in  allweg  der  Obrigkeit  nnd  Kammer 
ohne  Gefahr.  Was  aber  bassföUige  oder  Kriminal- 
Sachen  sind,  die  sollen  bei  50  Kronen  Busse,  nach- 
dem die  H.  Gesandten  ankünftig,  nicht  dürfen  vertragen 
werden. 

1597.  Pensionen  an  den  Bischof,  s.  Nr.  18. 

1598.  Verbotene  Waifen,  s.  Nr.  164. 

453.  1599.     Jahrr.  Lauis.     Niederlassungsrecht  Fremder. 

(LC  S.  43  cap.  38.  MA  p.  398.  E.  A.  V  1  S.  1551 
Art.  270.) 
Erfordernisse:  1.  Vorlegung  eines  guten  Mannrechts 
von  seiner  Obrigkeit;  Eidgenossen  brauchen  ihr  Mann- 
recht (d.  h.  dass  sie  in  bürgerlichen  Ehren  stehen) 
blos  durch  Handgelübde  zu  bezeugen.  2.  Fremde  und 
Untertanen  der  XII  Orte  ausser  Handwerksleuten') 
müssen  daneben  noch  bis  auf  50  Kronen  Bürgschaft 
leisten  für  Bezahlung  allfälliger  Schulden  und  Er- 
haltung ihrer  Kinder.  3.  Einsatzgeld  12  Kronen  bei 
Niederlassung  im  Hauptflecken,  8  Kronen  bei  solcher 
in  einem  Kommun. 

454.  1748.     Jahrr.  Lauis.     Bestätigung  mit  Aufzählung  der 
von  Einsatz  und  Bürgschaft  freien  Handwerker. 

(La  c.  811  und  311  b.  ER  8.  430  ff.  E.  A.  VII  2 
S.  952  Art.  94  f.) 

1599.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  165. 

455.  1599.      Jahrr.  Lauis.      Verpfändung    von    Fahrnis    und 
Früchten. 

(MA  p.  400.) 

1.  Schuldner  verpfänden  oft  in  fraudem  creditorum 
ihre  Fahrnis  und  Früchte  an  andre,  denen  sie  diese 
Gegenstände  doch  nicht  übergeben.  Daher  Verbot  der 
Verpfändung  (auch  zu  Gunsten  der  Ehefrau  für  ihre 
dos)  ohne  Besitzübergabe  an  den  Pfandgläubiger. 
2.  Wucherliche  Pfandsetzung,  s.  Nr.   253. 

1599.  Austritt  des  Landvogts,  s.  Nr.  222. 

1599.  Amtleute,  Ausschluss  vom  Fürsprechen,  s,  Nr.  237. 

1599.  Geistliche  Pfründen,  s.  Nr.   19. 

1600.  Verbotene  Waffen,  s.  bei  Nr.  165. 
1600.  Liberation  von  Banditen,  s.  Nr.  128. 


*)  Im  Jahr  1641  bittet  die  Landschaft  nm  Erläuterung  des  Worts 
Hand  Werksleute.  Das  Sindikat  erklärt,  dass  auch  Lehen  leute,  Knechte, 
Dienstmägde  und  TaglÖhner  darunter  begriffen  seien.    MA  p.  498. 

ZeitoQhr.  f8r  Sohweiserisohes  Recht.    Neue  Folge  XII.  ^3 
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456.  1601.    Jahrr.  Lauis.    Freigebung  des  Weinverkaufs  ins 

Mailändische. 

(La  c.  42.  Mp.  c.  52.) 

457.  1603.     Testierfähigkeit  kinderloser  Personen. 

iMA.  p.  406.  E.  A.  V  1  S.  1545  Art.  226.) 
Es  sind  Zweifel  entstanden,  ob  einer,  der  ohne 
Kinder  stirbt,  nach  kaiserlichen  Rechten  sich  einen 
Erben  einsetzen  könne  oder  nach  Schweizer  Brauch 
sein  Gut  den  nächsten  Verwandten  lassen  soll.  Die 
XII  Orte  haben  eine  Spezialkoramission  zur  Unter- 
suchung dieser  Frage  ernannt,  welche  das  Gutachten 
von  Landschaftsdeputierten  eingeholt  hat;  diese  haben 
erläutert,  dass  kein  Spezialgesetz  bestehe,  daher  Mangels 
Statuts  die  kaiserlichen  Rechte  gelten  gemäss  bis- 
heriger Übung.  Die  Kommission  erklärt  hieran  nichts 
ändern  zu  wollen. 

458.  1603.     Jährr.  Lauis.     Vorschriften   über  Statthaftigkeit 

des    Einlagers    (Leistens,    costanosciade).      Vgl.    auch 

Nr.  421,  Ziff.  3  und  473. 

(MA  p.  406.  Ausführlich  in  E.  A.  V  1  S.   1546 
Art.  i>28.) 

1603.  Incestbestrafung,  s.  bei  Nr.  281. 

1603.  Untersuchungspflicht  des  Landvogts  in  Strafsachen, 
s.  Nr.  425. 

459.  1603.  Jahrr.  Lauis.  Entlassung  Gefangener  gegen  Bürg- 
schaft. 

(LC   S.  44  cap.  42.  MA  p.  412.  Mc  c.  53.  E.  A.  V   1 
S.  1532  Art.  127.) 

Dies  ist  nur  bei  einfältigen  Freveln  und  Kriminal- 
sachen zulässig,  nicht  bei  Malefiz,  worauf  die  Todes- 
strafe steht.  Vgl.  oben  Nr.  418  Ziff.  4,  Nr.  421  Ziff.  13. 

460.  1604.  Jahrr.  Lauis.  Verpfändung  des  Heiratsguts  durch 
Ehefrauen  zu  Gunsten  der  Ehemänner. 

(MA  p.  413.  Außführlich  in  E.  A.  V  1  S    1546 
Art.  227.) 

MA  fügt  dem  in  E.  A.  gegebenen  Inhalt  noch  bei: 
hat  die  Frau  keine  Verwandten,  so  soll  der  Land- 
vogt zwei  Ehrenmänner  zu  solchen  Kontrakten  ver- 
ordnen und  es  soll  die  Bestätigung  der  Gesandten 
dafür  eingeholt  werden. 

1604.  Strafe  des  Steinwerfens,  s.  Nr.  260. 
1604.     Friedbieten,  s.  Nr.  405. 

461.  1605.     Jahrr.  Lauis.     Kornverkauf. 

(MA  p.  414.) 
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Wer  Korn  auf  Kredit  verkaaft,  soll  den  dannzumal 
geltenden  Preis  in  sein  Buch  eintragen  und  darf  später, 
wenn  der  Preis  in  die  Höhe  geht,  nicht  den  höheren 
Preis  fordern,  bei  50  Kronen  Busse. 

462.  1605.     Jahrr,  Lauis.     Lohn  des  Notars  für  Instrument- 

errichtung«    Verjährung. 

(E.  A.  V  1  S.  1527  Art.  105;  vgl.  S.  1546  Art.  229.) 

463.  1606.  Jahrr.  Lauis.  Rechnungsablegung  der  Vormünder 

von  zwei  zu  zwei  Jahren. 

(MA  p.  415.  E   A.  V  1  S.  1546  Art.  230.) 
Wurde  wieder   aufgehoben  9.  Juli  1610,   weil  un- 
praktisch:   die   Vormünder    kämen    oft   weit  her   zur 
Rechnungslegung   und   müssten    unverrichteter   Dinge 
wieder  fortgehen,  weil  der  Landvogt  nicht  Zeit  habe, 
die  Rechnung  abzunehmen;  immerhin  wird  vorbehalten, 
dass  die  Vormünder   auf  jedes  Verlangen  des   Land- 
vogtes oder  der  Verwandten  der  Mündel  Rechnung  ab- 
legen   sollen,   —   Irrtümlich    ist    dieser    Aufhebungs- 
beschluss    im   Mandatenbuch  unter   dem  Datum  1620 
eingetragen.  Das  Mandat  von  1606  wurde  wieder  er- 
neuert 1646  (MA  p.  515),  wie  es  scheint  in  Unkennt- 
nis des  Dekrets  von  1610.     Sodann 
464.  1654.    Jahrr.  Luggarus.  Jährliche  Rechnungslegung  der 
Vormünder. 

(E.  A.  VI  1  S.  1429  Art.  260.) 
1666  (das.  Art.  264)  wird  den  Obrigkeiten  em- 
pfehlend heimgebracht,  dass  das  Dekret  wegen  zwei- 
jähriger Rechnungslegung  solle  erneuert  werden.^) 
1667  (das.  Art.  265)  demonstriert  die  Landschaft  die 
Unmöglichkeit  der  Rechnungsstellung  alle  2  Jahre, 
daher  Erstreckung  auf  6  Jahre  bewilligt  wird.  1676 
(das.  Art.  266)  wird  die  Landschaft  mit  dem  Begehren 
um  Aufliebung  des  Dekrets  Von  1667  abgewiesen. 
1606.  Pflicht  der  Angabe  der  Hypotheken  bei  Verkauf, 
s.  Nr.  367. 

465.  1607.    Jahrr.  Lauis.    Vorgang  der  Spezialhypothek  vor 

Generalhypothek. 

(MA  p.  419.) 

Bestätigung  alten  Brauchs  der  Landschaft,  dass  Spe- 

zialhypotheken  den  Generalhypotheken  vorgehen,  wenn 

n^och    andre   Liegenschaften    da    sind,    von   denen    die 

Generalhypotheken    können   bezahlt  werden;    aber   im 


')  Dagegen  vgl.  für  Luggarus  Nr.  684. 
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Falle  Verlnsts  soll  sich  jeder  ungehindert  durch  Spe- 
zialität nach  dem  Alter  seiner  Forderung  bezahlt  machen. 

466.  1607.    Jahrr.  Lauis.    Bezug  der  Morgengabe  (antifatto) 
und  Heimsteaer  der  Frau  (dote)  bei  Auflösung  der  Ehe. 

(MA  p.  419.  E.  A.  V  1  S  1547  Art.  232.  Vgl.  Nr.  616.) 

467.  1607.   Jahrr.  Lauis.   Verbot  des  Gebrauchs  von  Hagel- 
gesohütz. 

(MA  p.  417.  E.  A.  V  1  S.  1652  Art.  272.) 
Die  Revision  der  busstragenden  Dekrete  v.  1678 
sagt,  dieses  Verbot  des  Vogelschiessens  mit  Geschröt 
werde  auf  Wunsch  der  Landschaft  aufgehoben,  doch 
solle  keiner  jagen  noch  Vögel  schiessen  dtirfen,  der 
oder  dessen  Vater  oder  Mutter  nicht  eigene  Guter  hat, 
bei  50  Kronen  Busse. 

468.  1607.     Jahrr.  Lauis.     Termin  für  Schiedssprüche. 

(MA  p.  418.) 
Wenn  Parteien  dem  Vogt  einen  Handel  zum  Ent- 
scheid übergeben,  soll  ihn  dieser  in  drei  Monaten  er- 
ledigen, widrigenfalls  die  Kommission  erloschen  ist. 

469.  1607.     Jahrr.  Lauis.     Landsteuer. 

(La  c.  101.) 
Die  Landesfürsprecher  und  Käte  sollen  die  Steuer- 
rechnnng   dem  Landvogt  und  Landschreiber  vorlegen 
und  dann  soll  sie  einen  Monat  öffentlich  zu  jedermanns 
Einsicht  aufgelegt  werden. 

470.  1607.     Jahrr.  Lauis.     Kopie  der  Malefizprozesse. 

(La  c.  132.  Me  c.  54.) 
Die  Maleüzschreiber  sollen  jedem,    der  es  begehrt, 
auf  dessen  Kosten  Kopie  der  Prozesse  geben. 

471.  1608.     Ortsstimmen.     Anerkennung  der  Freiheiten  von 

Carona  und  Giona. 

(LF  S.  193  f.) 
Diesen  Freidörfern  wird  gemäss  ihren  alten  Statuten 
die  Rechtsprechung  in  Civilsachen  bis  auf  10  Dukaten 
bestätigt  und  der  Dukaten  (da  seit  etwas  Jahren  das 
Gold  mächtig  aufgegangen)  nach  seinem  jeweiligen 
Kurswert  angenommen. 
1608.  Suspension  der  Amtsgewalt  des  Landvogts,  s. 
Nr.  450  Ziff.  4. 

472.  1609.     Jahrr.  Lauis.     Strafe    betrügerischen   Schulden- 
machens. 

(MA  p.  420.) 
Solche  Schuldner  soll  der  Landvogt  gefangen  setzen 
oder  des  Landes  verweisen. 
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473.  1609.     Jahrr.  Lauis.     Verbot   unnütser    Kosten    gegen 
säumige  Schuldner. 

(MA  p.  421.) 
Gläubiger  halten  sich  oft  Tage  lang  am  Wohnort 
des  Schuldners  auf,  um  die  Schuld  in  Empfang  zu 
nehmen,  ohne  doch  gerichtliche  Schritte  zu  tun,  und 
bürden  dann  die  Kosten  ihres  Aufenthalts  auch  dem 
Schuldner  auf.  Die  Kosten  von  dergleichen  Einlagern 
des  Gläubigers  dürfen  den  Schuldnern  nicht  angerechnet 
werden,  solang  keine  gerichtlichen  Schritte  gegen  sie 
erfolgt  sind.     Vgl.  Nr.  458. 

474.  1609.    Jahrr.  Lauis.  Erläuterung  einiger  Gebräuche  der 
Landschaft. 

(MA  p.  423.  Unter  1608  in  La  c  134  ff.  und  8.  96 
cap.  109.) 

1 — 3,  Verfahren  in  Bjiminalsachen,  s.  Nr.  426.  — 
4.  Bussenabmachung,  s,  Nr.  108.  —  5.  Die  durch 
einen  Landvogt  erfolgte  Liberation  ist  von  dessen 
Amtsnachfolger  zu  respektieren.  —  6.  Trompeter  und 
Weibel  erhalten  ihre  Spesen  erst  nach  Beendigung 
des  Prozesses.  —  7.  In  einfachen  Kriminalsachen  soll 
die  Citation  nicht  unter  Androhung  des  Bannes  er- 
folgen, sondern  den  Dekreten  gemäs  unter  Geldstrafe. 

475.  1610.  Jahrr.  Lauis.  Kraft  der  Kompromisse  und  Schied- 

Sprüche. 

(MA  p.  426.  Vgl.  E.  A.  V  1  S.  1547  Art.  236.) 
Da  die  Eide  in  Eontrakten  und  Kompromissen  wenig 
geachtet  werden,  so  wird  dekretiert,  dass  alle  unter 
Eid  geschlossenen  Kontrakte  Kraft  haben  sollen,  da- 
gegen Kompromisse  unter  dem  Eide,  sich  dem  Schied- 
spruche zu  unterziehen,  sind  nicht  derart  bindend,  dass 
gegen  den  Spruch  keine  Appellation  an  den  kompetenten 
Eichter  statthaft  wäre.  Der  Schiedspruch  erhält  erst 
Kraft,  wenn  die  Parteien  nach  dessen  Eröffnung  eid- 
lich gelobt  haben  ihn  zu  halten,  und  acht  Tage  ver- 
strichen sind.  Die  Schiedsrichter  sollen  ihre  Sprüche 
binnen  Monatsfrist  fällen  bei  100  Kronen  Busse. 

1611.  Liberation  der  Totschläger,  s.  Nr.  78. 

1612.  Banditen,  s.  Nr.  129. 

1612.     Verbotene  Waffen,  s.  bei  Nr.   165. 

476.  1614.  Jahrr.  Lauis.  Rechtliche  Kraft  zerschnittener  Hand- 
schriften« 

(MA  p.  432.) 
Da   oft  Schuldner   nach  des  Gläubigers  Tode    sich 
in  Besitz  der  Schuldverschreibung  setzen  können  und 
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sie  dann  zerschneiden  und  Tilgang  der  Schuld  be- 
haapten,  so  sollen  solche  zerschnittene  Handschriften 
doch  gültig  bleiben,  wenn  nicht  die  Quittung  des  Gläu- 
bigers oder  des  Notars  vorliegt. 

1614.     Verbotene  Waifen,  s.  Nr.  166. 

477.  1614.     Jahrr.  Lauis.     Ausstand  der  Amtleute. 

(MA  p.  433.  Me  c.  61.) 
Amtleute,    die  mit  einer   vor  dem  Landvogt  einen 
Prozess   t'ührenden   Partei  bis  in    vierten   Grad  ver- 
wandt sind,  sollen  bei  der  Verhandlung  den  Gerichts- 
saal verlassen. 

478.  1614.     Jahrr.  Lauis.     Ort    des    Gerichts^rerfahrens    der 
Palast,  und  nirgend  ausserhalb  desselben. 

(MA  p.  433.  In  La  c.  228  unter  1616.) 
Vgl.  Nr.  682  Ziff.  2,  Nr.  742  Ziff.  1. 

479.  1614.     Jahrr.  Lauis.     Form  des  Erbverzichtes. 

(MA  p.  433.) 
Wer    auf  die  väterliche  Erbschaft  verzichten  will, 
soll  es  binnen  2  Monaten  auf  öffentlichem  Markt  und 
durch  öffentlichen  Euf  verkünden  lassen,  sonst  gilt  der 
Verzicht  nicht. 

480.  1614.     Jahrr.  Lauis.    Kontumazierung  Ausbleibender. 

(MA  p.  433.) 
Der  Landvogt  soll  auf  erste  Citation  hin  noch  kein 
Urteil  fällen,  sondern  erst  nach  Produktion  der  Schriften^ 
und  ist  einer  wegen  Kontumaz  verurteilt  worden^  so 
soll  er  wieder  angehört  werden,  wenn  er  die  in  der 
Sache  erlaufenen  Kosten  zahlt. 
1614.     Wucherliche  Käufe,  s.  Nr.  254. 

481.  1614,    Jahrr.  Lauis.     Lateinische  Sprache  im  Notariat. 

(MA  p.  433.) 
Die  Notare  sollen  auf  Begehren  der  Parteien  die 
Instrumente  italiänisch  und  nicht  lateinisch  redigieren, 
was  die  Parteien  nicht  verstehen.  Dem  Kollegium  der 
Notare  bleibt  vorbehalten,  nach  seinen  alten  Privile^ea 
und  Gewohnheiten  die  Kenntnis  der  lateinischen  Sprache 
als  Examenfach  zu  behalten. 

1617.  Angabe    der    auf  Liegenschaften    ruhenden    Be- 
schwerden, s.  Nr.  368. 

1618.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr,  40. 
1618.     Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  167. 
1618.     Wucherverbot,  s.  Nr.  255. 

482.  1618,     Jahrr.  Lauis.     Rechtskraft  der  Quittungen. 

(MA  p.  437.  E.  A.  V  2  S.  1760  Art.  99.) 
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483.  1618«    Jahrr«  Lauis.     Jus  offerendi. 

(Ml  p.  437.  E.  A.  V  2  S.  1782  Art.  294.) 
Das  alte  in  der  Landschaft  geltende  Statat,  dass 
wenn  einer  für  eine  Forderung  Güter  des  Schuldners 
nimmt,  und  ein  späterer  Gläubiger  nichts  mehr  findet, 
nm  sich  vom  Schuldner  bezahlt  zu  machen,  dieser 
zweite  Gläubiger  während  30  Jahren  das  jus  offerendi 
pretium  dem  ersten  Gläubiger  gegenüber  hat,  haben 
wir  wegen  vielfach  daraus  entstehenden  Streits  dahin 
moderiert,  dass  dieses  jus  offerendi  blos  zwei  Jahre 
dauern  soll  und  für  Abwesende  zehn  Jahre. 

484.  1619.     Jahrr.  Lauis.     Tennin   des  Wiederkaufsrechtes. 

(MA  p.  440;  ungenau  E.  A.  V  2  S.  1760  Art.  100.) 
Laut  einem  Statut  soll  der  für  Wiederkauf  verein- 
barte Termin  immer  auf  30  Jahre  verstanden  werden, 
daher  der  Käufer  nach  Ablauf  des  vereinbarten  (kür- 
zeren) Termins  vor  die  Gesandten  kommt  und  Ent- 
bindung vom  Statut  begehrt  und  erlangt;  da  hiedurch 
grosse  Kosten  erwachsen,  so  verordnen  wir:  wenn  bei 
einem  Verkaufe  mit  Wiederkaufsvorbehalt  auf  bestimmte 
Zeit  der  Verkäufer  ausdrücklich  auf  die  Gunst  des 
Statuts  von  30  Jahren  verzichtet,  so  braucht  der 
Käufer  nach  Ablauf  der  vereinbarten  Frist  nicht  mehr 
Entbindung  vom  Statut  zu  verlangen,  sondern  darf  sich 
sofort  in  Besitz  des  Gutes  setzen« 

485.  1619.     Jahrr.  Lauis.     Jahrmarkt  zu  Agno. 

(La  c.  28.  E.  A.  V  2  S.  1770  Art.  193  ff.) 
Dieser   zu   Agno   bewilligte   Jahrmarkt    stiess    auf 
grossen  Widerspruch  Seitens   der  drei  zu  Bellinzona 
regierenden  Orte,  welche  behaupteten,    dem  Markt  zu 
Bellinzona  geschehe  dadurch  Abbruch.  Sie  errichteten 
dann    einen    auf  die  gleiche  Zeit   mit   dem  Markt   zu 
Lauis    fallenden  Jahrmarkt  zu   Subiasch  (Giubiasco), 
worüber  sich  wieder  Lauis  hoch  beschwerte.  Die  Sache 
ist  erst  1640  durch  den  Vertrag  zu  Bironico  erledigt 
worden. 
486«  1620.   Jahrr.  Lauis.    Verträge  von  Frauenspersonen  der 
Bestätigung  der  Gesandten  nicht  bedürftig. 

(MA  p.  441.  E.  A,  V  2  S.  1760  Art.  101.) 

487.  1620.  Jahrr.  Lauis.  Steuerfreiheit  und  Steuerpflicht  der 

Güter  von  Geistlichen. 

(La  c.  13.  MA  p.  441.  Me  c.  63.  E.  A.  V  2  S.  1743 
Art.  140w) 

488.  1620.     Jahrr.  Lauis.     Tarifierung  der  Kronen. 

(La  c,  194.) 
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Die  Landvögte  sollen  für  das  Strafen-  und  Bnssen- 
geld  für  1  Krone  25  gute  Batzen  an  läufigem  Geld 
Lauiser  Währung  nehmen. 

1621.     Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  168. 
1621.     Bussenvergleich,  s.  Nr.  109. 

489.  1622.     Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(MA  p.  448.) 
1.  Pflicht  der  Gemeinden  zu  Anzeige  derer,  die 
Weinstöcke  und  Pflanzen  abhauen.  —  2.  Die  Fiskale 
und  Schreiber  des  Kriminalgerichts  sollen  in  Kriminal- 
sachen nicht  Fürsprecher  sein  zu  Präjudiz  der  Kammer, 
bei  500  Kronen  Busse  und  Amtsentsetzung.  —  3.  Wird 
das  Viertel  des  Placet  und  das  Drittel  der  Bussen^ 
Vergleiche  und  Sportein,  welche  dem  Landschreiber 
gebühren,  an  andere  Personen  als  an  ihn  selbst  be- 
zahlt, so  gilt  es  als  nicht  bezahlt. 

490.  1623.     Jahrr.  Lauis.     Verschiedene  Taxen. 

(MA  p.  450.) 

1.  Gläubiger,  die  ihre  Schuldner  wegen  Zahlungs- 
unfähigkeit gefangen  setzen,  zahlen  in  Lauis  8  soldi 
täglich  für  ihren  Unterhalt  und  in  Mendris  10  soldi. 

—  2.  Die  Reiter  und  Überreiter  erhalten  für  Citationen 
in  Kriminalsachen  5  soldi  im  Flecken,  10  soldi  ausser- 
halb. 

1624.     Verkauf  konfiszierter  Güter,  s.  Nr.  186. 

491.  1624.     Jahrr.  Lauis.     Tuchgewerbe. 

(La  c.  61.  MA  p.  452.) 

Bestätigung  des  Dekrets  von  1539  (Nr.  397  Ziff.  14). 
Aber  fremde  Kaufleute  sind  befugt,  fremde  Tücher 
hieher  zu  bringen  und  ohne  Eintrag  zu  verkaufen. 

492.  1625.    Jahrr.  Lauis.     Satzungen  für  Lauis. 

(MA  p.  453.) 

1.  Wenn  ein  Schuldner  keine  liquiden  Exekutions- 
objekte hat,  so  muss  der  vorgehende  Hypothekar- 
gläubiger, statt  direkt  gegen  den  Schuldner  die  Exe- 
kution auf  das  Pfandobjekt  zu  erwirken,  die  nach- 
gehenden Hypothekargläubiger  zum  Zuge  veranlassen. 

—  2.  Wenn  Güter  mit  Wiederkaufs  vorbehält  verkauft 
werden  und  der  Verkäufer  nach  Ablauf  des  Termins 
nicht  im  Stande  ist,  den  Wiederkauf  zu  thun,  so  soll^ 
damit  er  nicht  in  Schaden  kommt,  eine  neue  Schätzung 
des  Gutes  stattfinden,  von  welcher  aber  dann  zu  Gunsten 
des  Käufers  7*  abgeht.  —  3.  Fürsprecher,  s.  Nr.  238. 
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1626.  Appellation  in  die  Orte,  s.  bei  Nr.  37. 

1626.  Bassenverrechnnng,  s.  Nr.  97. 

1626.  Incestbestrafnng,  s,  bei  Nr.  281. 

1626.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  169, 

493.  1626.     Jahrr.  Lauis.     Karnevalsunfug. 

(MA  p.  459  s.) 
um  den  Missbränchen  im  Karneval  vorzusein,  wo- 
nach la  gioventü  del  burgo  manda  a  pigliar  snonatori 
e  poi  nelle  pieve  e  communi  di  Lugano  domandono 
galline  sotto  pretesto  ch'essi  sono  li  padroni  della 
festa,  wird  verfügt,  dass  keiner  presumi  torre  ne 
postar  snonatori  a  nome  del  borgo  di  Lugano  (100 
Kronen  Busse) ;  nissuno  presumi  nelli  communi  dimandar 
galline  ne  ammazzarle  come  si  facea  contr'il  dovere, 
sotto  colore  d'esser  padroni  delli  snonatori  del  borgo 
di  Lugano;  che  non  si  possi  andare  delli  molinari  a 
pigliar  galline  (100  Kronen  Busse).' 

494.  1627.     Jahrr.  Lauis.     Gegenrecht    gegen  Bellenz    betr. 
Geleit 

(MA  p.  464.) 
Die  von  Bellenz  beschweren   die  Lauiser  Kaufleute 
durch  Geleit  mit  der  Ausrede,  sie  müssten  die  Strasse 
unterhalten.    Stellen  sie   diese  Beschwerde   nicht    ab, 
so  sollen  die  von  Lauis  Gegenrecht  halten. 

495.  1627.    Jahrr.  Lauis.     Transit-  und  Marktrecht. 

(La  c.  236.) 
Die  von  Luggarus  sollen  den  Pass  und  Transit  mit 
Korn  durch  die  Landschaft  Lauis   nach  Mailand   frei 
haben.     Gegenseitigkeit  des   freien  Kaufs   von  Korn 
und  Viktualien  auf  den  Märkten  zu  Lauis  und  Lug- 
garus für  die  von  Luggarus  resp.  Lauis. 
1628.     Bussenverrechnung,  s.  Nr.  98. 
1628.     Inkompatibilität  von  Landvogtei  und  Sindikats- 
mitgliedschaft,  s.  bei  Nr.  364. 

496.  1630.     Jahrr.  Lauis.     Testamentsrecht. 

(MA  p.  468.") 
Die  Landschaft  steUt  vor,  fast  jedes  Kommun  habe 
besondere  Statuten  über  Testieren,  daraus  entstehe 
viel  Streit;  ersucht  daher,  es  möge  das  gemeine  kaiser- 
liche Eecht  über  die  Testamente  als  allgemein  für 
alle  gültig  erklärt  werden.  Erkannt:  der  Landvogt 
soll  künftig  in  Prozessen  über  Testamente  die  ge- 
meinen kaiserlichen  Rechte  anwenden ;  wenn  ein  Vater 
einem  seiner  Kinder  die  legitima  hinterlässt  und  den 
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andern  mehr  als  die  legitima,  so  ist  das  gültig.  Ein 
Vater  kann  auch  nacli  Massgabe  der  kaiserlichen  Rechte 
ein  Kind  enterben. 

497.  1631.     Jahrr.  Lauis.      Beamte    für   Einschreiten   gegen 
Übeltäter. 

(MA  p.  472.  La  c.  119.) 
Zu  Pfändung  oder  Gefangennahme  von  Übeltätern 
in  Kriminalsachen  soll  der  Landvogt  nnr  den  Ober- 
und  den  ünterweibel  mit  einem  welschen  Weibel 
schicken,  welche  dafür  die  gewöhnliche  Taxe  erhalten. 
Grössere  Kosten  sind  zu  vermeiden,  und  wo  der  Land- 
vogt mehr  Leute  schickt,  soll  er  sie  ans  eigener  Tasche 
bezahlen. 

498.  1631.     Jahrr.  Lauis.     Nachbarrecht  betr.  Baumnähe. 

(MA  p.  472.) 

Niemand  soll  Pflanzen  (ausser  Weinstöcken^  Pfirsich- 
bäumen und  Weiden)  auf  seinem  Land  setzen,  die  dem 
Nachbar  Schatten  und  Schaden  verursachen,  sie  seien 
denn  mindestens  2  ^stagiate"  von  der  Grenze  ent- 
fernt. Widrigenfalls  kann  der  Nachbar  mit  des  Land- 
vogts Erlaubnis  den  Baum  fällen.  Die  schon  seit 
4  Jahren  stehenden  Bäume  dürfen  bleiben. 

499.  1631.     Jahrr.  Lauis.     Zeit  der  Hexenprozeduren. 

(MA  p.  472.) 

Verfolgung  und  Prozedur  der  Hexen  soll  blos  im 
Winter  stattfinden,  damit  die  Früchte  des  Landes 
nicht  durch  Ungewitter  und  dgl.,  welches  die  Hexen 
bei  Verfolgung  heraufbeschwören,  geschädigt  werden. 

Die  Revision  der  busstragenden  Dekrete  von  1678 
hat  dieses  Dekret  aufgehoben,  weil  zu  allen  Zeiten 
gegen  diese  schädlichen  Leute  zu  prozessieren  recht 
und  notwendig  ist. 

500.  1632.  Jahrr.  Lauis.  YerkoDjmnis  zwischen  der  Land* 
Schaft  und  den  Freidörfern  betr.  der  letzteren  Beteiligung 
am  Bat  und  an  der  Steuerkommission  der  Landschaft. 

(La  c.  169.) 
1633.     Prämie  für  Erlegung  eines  Bären,  s.  Nr.  445. 

501.  1635.     Jahrr.  Lauis.     Ehebruohstrafe.     Vgl.  Nr.  276  flfl 

(MA  p.  480.   E.  A.  V  2  S.  1763  Art.  119.) 
502.  1678/9.    Stimmbriefe.    Strafe  des  ersten  Ehebruchs  lO, 
des  zweiten  20,  des  dritten  60  Kronen;  die  Strafe  des 
vierten   und  weiterer   ist  dem  Ermessen  des  Landvogts 

überlassen. 

(LC  S.  58  cap.  68.) 
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503.  1731.  Bestätigang  der  Strafe  von  10  Kronen  fdr  den 
ersten  Ehebmch  und  bei  Unzahlbarkeit  10  Tage  Gefäng- 
nis bei  Wasser  und  Brot. 

(La  c.  293.  BR  S.  340  ff.  E.  A.  VII  1  S.  1093 
Arfc.  286.) 

Für  Lnggaras: 

1620.  Strafen  des  Ehebrachs  und  der  Unzucht,  s.  Nr.  276. 

504.  1666.     Jahrr.  Luggaras.     Ehebruchstrafe. 

(E.  A.  VI  1  S.  1449  Art.  85.) 
1676.     Ehebruch-  und  Unzuchtstrafe,  s.  Nr.  277. 

505.  1703  Aug.  28.  Jahrr.  Luggarus.  Das  Dekret,  dass 
wenn  eine  Frau  sich  fleischlich  vergreift,  ihr  Hab  und 
Gut  ihren  Kindern'  oder  Verwandten  zufallen  soll,  ver- 
steht sich  nach  bezahlter  Busse,  denn  dieses  ist  ein  Civil- 
dekret,  welches  dem  Kriminal,  so  die  Busse  antrifft,  keinen 

Eintrag  thut. 

(Ln  c.  67.) 
Für  Maienthal: 

506.  »Form   des   Eids*",  ohne   Datum.     Ehebruchstrafe    100 

Pfund. 

(StM  Anhang  Bach  VI  cap.  51.) 

507.  1637.     Jahrr.  Lauis.    Prozedur  gegen  G-eistliche  wegen 
Verbrechen. 

(MA  p.  480.) 
Vi^enn    der  Landvogt   einen  Geistlichen   auf   einem 
Verbrechen  ergreift,  darf  er  ihn  gefangen  setzen,  soll 
ihn  aber  dann  seinem  geistlichen  Richter  zur  Bestrafung 
ausliefern. 
1637.     Placetgebühren,  s.  Nr.  20. 

508.  1639.    Stimmbriefe.    1.  Salzkauf,  Bestätigung  der  Frei- 
heit V.  1513  (Nr.  391  ZiflF.  9).') 

(La  c.  54.) 
2*  Verfahren    gegen  Verbrecher    für    im  Auslande   be- 
gangene Verbrechen. 

(La  c.  147.  Me  c.  80.) 
Die  Landvögte  zu  Lauis  und  Mendris    mögen  ihre 
Amtsbefohlenen,  so  ausserhalb  ihrer  Amtsverwaltungen 


*)  Hier  noch  anzufahren:  1645  Jahrr.  Lanis:  Bestätigang  der  Frei- 
heit, dass  die  von  Lanis  keine  Salzbeschwerde  zahlen.  Ebenso  Stimmbriefe 
y.  1676/7.  In  der  Jahrr«  v.  1682  heisst  es:  nachdem  das  Sindikat  von 
1^1  für  gut  befunden  hat,  den  Salzhändlern  von  jedem  100  Pfand,  so  sie 
verkaufen,  5  Pfand  zn  liefern  aufzuerlegen,  damit  nach  und  nach  fär  den 
Fall  der  Not  ein  Vorrat  könne  gemacht  werden,  haben  wir  es  wieder  auf- 
gehoben, weil  der  Salzpreis  zum  Schaden  des  gemeinen  Mannes  dadurch 
gesteigert  worden. 
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Totschläge  begehen,  deshalb  nicht  prozessieren,    wohl 
aber  Brenner,   öffentliche   Diebe,   Mörder  nm   Geldes 
willen,  Kirchen-  nnd  Strassenräuber,  Bestätigt  von  der 
Tags.  Baden  1653. 
509*  1640.  Jahrr.  Lauis.  Wird  der  Totschläger  auswärts  nicht 
bestraft,  so  soll  der  Landvogt  gegen  ihn  prozessieren. 
(E.  A.  V  2  S.  1748  Art.  35.) 
Erneuert  1644,  vgl.  E.  A.  V  2  S.  1725  f.  Art.  34 
und  36. 
Für  Maienthal: 

510.  1656.  Jahrr.  Luggarus.  Nichtbestrafung  eines  schon 
auswärts  Bestraften,  gemäss  der  den  andern  Vogteien 
schon  früher  gewährten  Bewilligung. 

(E.  A.  VI  1  S.  1470  Art  201.) 
511.  1639.     Jahrr.  Lauis.     Notariatsinstrumente. 

(MA  p.  481.) 
Pflicht  der  Notare  zu  Eintragung  ihrer  Instrumente 
in  die  Protokolle  und  nicht  auf  lose  Blätter,  zur  Nach- 
führung  der  Register  von   3   zu  3  Monaten,    zu  An- 
gabe der  Preise  und  Zahlen  in  Bachstaben,   nicht   in 
Ziffern. 
612«  1639.  Jahrr.  Lauis.  Examination  der  Gefangenen  durch 
Landvogt  und  Amtleute  gemeinsam« 

(MA  p.  481.  Me  c.  79.) 

513.  1639.  Jahrr.  Lauis.  Pflicht  der  Landvögte  zu  Proto- 
kollierung der  Zeugenaussagen  in  Malefiz-  und  Kriminal- 
sachen. 

(La  c.  137.  MA  p.  481.) 

514.  1639.  Jahrr.  Lauis,  Verbot  der  Arbeit  an  Pesttagen  bei 

12  Kronen  Busse. 

(MA  p.  481.) 
Ein  Zusatz  von  1640  (MA  p.  490.  Me  c.  82.  E. 
A.  V  2  S.  1769  Art,  183)  gestattet  Notarbeit  mit 
Erlaubnis  des  Erzpriesters  und  des  Landvogts,  in 
abgelegenen  Gemeinden  mit  Erlaubnis  des  Pfarrers 
und  ihres  Konsuls,  immerhin  erst  nach  Beendigung 
des  Gottesdienstes.  Dasselbe  unter  dem  Datum  1641 
in  La  c.  233. 

515.  1639.  Jahrr.  Lauis.     Verbot  des  Spielens  mit  Würfeln, 

Karten  oder   sonst  an   öffentlichen  Orten  an  Festtagen 

bis  nach  Schluss  des  Gottesdienstes. 

(MA  p.  481.) 

1639.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  170. 

1640.  Verbrechen  im  Auslande,  s.  Nr.  509. 

1641.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  171. 
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516.  1641  Juli  6.   Jahrr.  Lanis.   Becht  auf  Morgengabe  und 
Heimsteuer.     Vgl.  Nr.  466. 

(MA  p.  491.) 

Ein  vermeintlicher  Widersprach  zwischen  Art.  163 
and  157  der  (alt«n)  Statuten  von  Lugano  wird  zu 
Gunsten  des  Art.  157  entschieden.  Die  Landschaft 
protestiert  aber  (mit  Recht)  und  findet  die  Statuten 
vollkommen  klar  und  richtig.  Weiter  wird  bestimmt: 
wenn  Unterthanen  sich  mit  Fremden  verheiraten,  so 
gelten  für  den  Anfall  der  Morgengabe  und  der  Heim- 
steuer nicht  die  Statuten  des  Orts,  wo  die  Eheverträge 
errichtet  werden,  sondern  die  Stataten  des  Wohnorts 
der  Eheleute. 

1641.  Pensionen  für  geistliche  Pfründen,  s.  Nr.  21. 

517.  1642.  Jahrr.  Lauis.  Zugreeht. 

(MA  p.  493.  E.  A.  V  2  S.  1768  Art.  172.) 

Hiezu  vgl.  man: 

518.  1684.  Jahrr.  Lauis.  Rangordnung  der  Zug- 
berechtigten. 

(E.  A.  VI  2  S.  2077  Art.  32.) 

519.  1693  Juli  5.  Tags.  Bad^n.  Anstösserzugrecht 
der  Geistlichkeit. 

(E.  A.  VI  2  S.  2095  Art.  130.    Vgl.  schon  1692  das. 
S.  2118  Art,  259.) 

Für  Maienthal: 

520.  1529  Aug.  5.  Jahrr.  Luggarus.  Aufhebung  der 
Jahresfrist  fiir  das  Zugrecht  der  Verwandten  bei 
Liegenschaftsverkauf;  die  nächsten  Verwandten  von 
Vaters  Seite  sollen  ohne  Termin  sofort  nachdem  ihnen 
der  Verkauf  kund  geworden,  den  Zng  thun  oder  die 
Güter    dem    Käufer    überlassen.     Auf    Begehren   der 

Landschaft  erkannt. 
(Ma  c.  1.) 

521.  1734.  Jahrr.  Luggarns.  Zugrecht  künftig  binnen 
Monatsfrist  seit  Ofi'enbarung  des  Kaufs  zu  üben. 

(Ma  c.  35.  E.  A.  VII  1  S.  1134  Art.  612.) 

522.  1642.     Jahrr.    Lauis.     Verhaftung    der    hypothecierten 
Liegenschaft  für  drei  verfallene  Zinse. 

(MA  p.  493.  E.  A.  V  2  S.  1762  Art.  112.) 
Dem   Begehren    der   Landschaft    sechs    statt    drei 
verfallene  Zinse  zu  privilegieren,  wird  nicht  entsprochen, 
ausser  wenn   die    nachgehenden   Hypothekargläubiger 
nicht  zu  Verlust  kommen. 

1642.  Konfisziertes  Gut  von  Verbrechern,  s.  Nr.  186. 


206  Bechtsqnellen  des  Kantons  Tessin. 

1642.  Verbot  der  Übergabe  von  Streitsachen  an  Greist- 
liche,  8.  Nr.  302. 

523.  1644,  Jahrr.  Lauis.   1.  Kompromittieren  in  Zivilsachen. 

(MA  p.  497.  E.  A.  V  2  S.  1749  Art.  87.) 

2.  Verlust  des  Erbrechts  von  ausser  Lands  heiratenden 

Töchtern. 

(MA  p.  497.) 
Keine  Erbtochter  (donna  d'ereditä),  welche  ins  Aas- 
land beiratet,  kann  im  Lande  zum  Erben  eingesetzt 
werden,  die  Eltern  dürfen  ihr  nur  die  legitima  durch 
Testament  hinterlassen ;  Legate  zur  Umgehung  dieses 
Eechtes  sind  für  die  Kammer  zu  konfiszieren.  — 
Hiemit  identisch  ist  wohl  unter  1648  E.  A.  V  2  S. 
1750  Art.  43. 
Dazu  vergleiche  man: 

524.  1646.  Jahrr.  Lauis.  Da  die  Töchter  aus  reichen 
Familien  unseres  Landes  oft  in  ausländische  Klöster 
zur  Erziehung  gethan  werden  und  dann  bei  solcher 
Gelegenheit  von  dritten  Personen  überschwatzt  und  zur 
Ehe  verleitet  auswärts  hängen  bleiben,  verordnen  wir, 
da  es  genug  Klöster  in  Lauis,  Luggarus  und  Bellenz 
giebt,  die  für  die  Erziehung  der  Töchter  ebenso  gut 
sind,  dass  keiner  seine  Tochter  in  ein  auswärtiges  Kloster 
zur  Erziehung  geben  soll  bei  400  Kronen  Busse  ohne 

spezielle  Erlaubnis  der  Obrigkeit  oder  der  Gesandten. 
(MA  p.  507.  Für  Mendris  E.  A.  VI  1  S.  1432 
Art.  278.) 

Hiezu  1678/9.  Ortsstimmen.  Die  (in  Nr.  524  an- 
gesetzte) Busse  von  400  Kronen  verstehen  wir  nur 
auf  die  Erbtöchter,  welche  eigenes  Erb  besitzen  oder 

Anwartschaft  darauf  haben. 
(LC  S.  45  cap.  49.  Me  c.  140.) 
V^gl.  auch  1701,  Abzug  von  Aussteuerung,  Nr.  314. 

3.  Pflicht  der  Fremden,  welche  Güter  in  der  Landschaft 
haben,  bei  Erbgang  die  Recognitionsgebühr  und  das 

Laudemium  zu  zahlen. 
(MA  p.  497.) 
1646.     Erbtöchter,  s.  Nr.  524. 
1646.     Benserviti,  s.  Nr.  248. 
1646.     Banditen,  s.  Nr.  130. 
1646.     Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  172. 

525.  1646.    Jahrr.  Lauis.    Verbot   der  Verpachtung  oder  des 

Verkaufs  von  Liej^enschaften  an  Frenade  ohne  landvögt- 

liche  Bewilligung  bei  100  Kronen  Busse. 

(MA  p.  507.) 


-ri— .-— T  J-«- 


Dekrete  der  Schweizer  Kantone.  207 

526.  1650.     Jahrr.  Lauis.    Incompatibilität  der  Stelle  eines 
Amtmanns  mit  Ämtern  der  Landschaft. 

(La  c.  92.  Me  c.  91.  E.  A.  VI  1  S.  1394  Art.  25.) 
Erneaert   1667  durch  Stimmhriefe,    namentlich  so, 
dass  die  Amtleute  kein  Fürsprecheramt  der  Landschaft 
bekleiden  dürfen.     La  S.  91  cap.  93.  E.  A.  VI  1  S. 
1395  Art.  37  mit  ausfuhrlicher  Motivierung. 

527.  1650.     Strafbestimmungen. 

(LC  S.  45  f.  cap,  48  f.) 

1.  Verbot  der  Bedrohung  behufs  Eingehung  eines 
Kompromisses.  2.  Verbot  des  Ersuchens  der  Konsuln 
um  ihre  Stimmen  für  ein  Amt.  3.  Verbot  der  Dul- 
dung von  Geistlichen  in  den  Gemeinden,  in  denen  sie 
nicht  wohnhaft  und  vicini  sind.  4.  Verbot  des  Rekur- 
rierens  an  fremde  Richter.  Alles  bei  Busse  von  100  Kronen. 

Zifi.  2  in  den  Ortsstitnmen  von  1678/9  dahin  mo- 
difiziert, dass  das  nur  gilt  bei  Praktizieren  und  An- 
wenden von  Gaben,  nicht  bei  einfältigem  Ansprechen. 

Ziff.  4  bestätigt  1735  Jahn*.  Lauis,  mit  50  Kronen 
Busse  für  die,  welche  in  Zivilhändeln  und  weltlichen 
Sachen,  so  von  hiesigem  Tribunal  dependieren,  ohne 
Erlaubnis  des  Landvogts  zu  einem  fremden  Richter 
rekurrieren  (Me  c.  225). 
(La  c.  300.) 

528.  1651.  Jahrr.  Lauis.  Qegenrecht  gegen  Bellenz  in  Nicht- 
zulassung der  Vetturini. 

(La  c.  237.  E.  A.  VI  1  S.  1418  Art.  177  ff.) 

529.  1651.  Jahrr.  Lauis.  Zulassung  fremder  Edelleute  in  der 

Landschaft. 

(LC  S.  46  cap.  51.  Ausführlich  E.  A.  VI  1  S.  1369 
Art.  69.) 
530.  1695.  Jahrr.  Luggarus.  Neues  Verbot,  bei  Verlust 
Ehre,    Leibes    und  Gutes,    fremden  suspekten  Herren 
oder  Grafen  zu  dienen  und  mit  ihnen  oder  Banditen 
gefährliche  Korrespondenz  zu  haben.     Die  Schiffleute 
sollen    argwöhnische   Fremde   nirgends  anders  als  an 
den  zwei  Plätzen  des  Korns   und  des  Holzes  zu  Lauis 
ans  Land  setzen,  bei  obiger  Strafe. 
(LC  S.  46  cap.  51.) 
1651.     Banditen,  s.  Nr.  131. 
531.  1653  Febr.  1.  Tags.  Baden.  Weisung  an  die  Landvögte 

betr.  Strafuntersuchungen  und  Konfiskationen. 

(La  c.  122,  125,  l44,  156,  182,  214.  Me  c.  93—107. 
Im  Wesentlichen    gleich    E.  A.    VI    1    S.  1399 
Art.  49.) 
1654.   Kechnungslegung  der  Vormünder,  s.  Nr.  464. 
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532.  1654.  Jahrr.  Lauis.  Eundschaftaafnahme  des  geistlichen 
Richters. 

(La  c.  16.) 
Eundschaftsanfnahmen  auf  Befehl  des  Bischofs  von 
Como  in  der  Landschaft  sollen  nur  auf  Erlaubnis  des 
Landvogts  und  in  Beisein  eines  geschworenen  welt- 
lichen Amtmanns  erfolgen.  —  Erneuert  1659  mit  dem 
Zusatz :  was  aber  lauter  geistliche  Sachen  und  sacra- 
mentalia  betrifft,  soll  ohne  des  Landvogts  Begrüssung 
verrichtet  werden  mögen  (Me  c.  117). 

533.  1654.  Jahrr.  Lauis.  Kundschaftaufnahme  in  Strafsachen. 

(La  c.  221.  Me  c.  108.) 

Zeugen   sollen   zur   Vermeidung   von    Kosten    erst 

zitiert  werden,  wenn  die  Angeklagten  den  Frevel  nicht 

bekennen.    —  Lohn    der    Gerichtstrompeter   für  jede 

schriftliche  Zitation  in  gemeinen  Freveln  10  Kreuzer. 

534.  1658.  Jahrr.  Lauis.  Erbschaften  Verbannter. 

(La  c.  245.  Me  c.  116.  E.  A.  VI  1  S.  U16  Art.  159.) 
Erbschaften,  welche  den  capitaliter  Verbannisierten 

zufallen,  sollen  deren  Kindern  oder  nächsten  Verwandten 

gebühren^  nicht  der  Kammer. 

535.  1660.  Jahrr.  Lauis.  Protestantischer  Kirchhof. 

(La  c.  217.) 
Der   für    Begräbnis    von    Protestanten    erworbene 
Garten  hinter  dem   Spital  soll   nicht   verkauft    noch 
überbaut  werden,  sondern  allzeit  diesem  Zwecke  vor- 
behalten bleiben. 

536.  1660  Aug.  17.    Erkenntnis  wegen  der  Ugualianza  ond 
Abteilung  der  Steuern  in  der  Landschaft  Lauis. 

(LC  S.  49  cap.  56.) 
Man  soll  in  den  Kommunen  von  den  Gütern  steueni, 
wo  dieselben  liegen.  Auswärts  wohnende  zahlen  also 
in  den  Kommunen,  wo  ihre  Güter  liegen,  an  die  or- 
dinäre Landsteuer,  die  Steuer  des  Viertels  und  die 
Besoldung  des  Landvogts  mit,  ebenso  wenn  das  Kom- 
mun  zu  Ersatz  eines  durch  Baumfällen  u.  dgl.  ver- 
ursachten Schadens  verurteilt  wird,  ebenso  an  den 
Unterhalt  der  Strassen  und  der  Almenden.  Kompen- 
sation mit  Gegenforderungen  an  das  Kommun  ist  nicht 
gestattet.  Für  die  Steuer  kann  das  Kommun  auf  des 
Renitenten  Zins  und  Früchte  greifen.  Genaue  !Ka- 
tasterführung  wird  vorgeschrieben. 

Letzteres   wird    1669   neuerdings   eingeschärft    bei 
Strafe  von  100  Kronen  (LC  S.  53  cap.  59). 
1663/4.     SitzgelA  der  Gesandten,  s.  Nr.  83. 
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537.  1662 — 1664.  Steuer  zu  Sonvioo  und  Gastellanza. 

(La  c.  21  und  22.) 
1664.     Verbot    der   Generalinqnisition   ohne    Klage,    b. 

Nr.  425. 
1664.     Konfisziertes  Gut  von  Verbrechern,  s.  Nr.  187, 

538.  1664.    Ortsstimmen.    Unzulässigkeit  nochmaliger   Straf- 
verhängung durch  das  Syndikat. 

(La  c.  120.  Me  c.  119.) 
Hat  der  Landvogt  jemanden  um  ein  Kriminal  ab- 
gestraft oder  mit  ihm  um  die  Busse  abgemacht,  so  soll 
das  eine  ausgemachte  Sache  sein,  und  nur  wenn  etwas 
Neues  hervorkommt,  sollen  die  Gesandten  zur  Jahr- 
rechnang  um  solchen  neu  vorgekommenen  Fehlers 
willen  weiter  strafen  können.  (Vgl.  für  Luggarus 
Nr.  683  Ziffer  2.) 

1667.     Rechnungslegung  der  Vormünder,  s.  bei  Nr»  464. 

1667.     Strafe   des   Abschiessens   auf   einen   andern,   s. 
Nr.  295. 

1669.     Dolmetscher  auf  dem  Lauiser  Markt,  s.  Nr.  142. 

539.  1671.  Jahrr.  Lauis.  Ruf  wegen  des  Jagens. 

(LC  S.  55  cap.  60.  E.  A.  VI  1  S.  1390  Art.  1.) 

540.  1672.  Jahrr.  Lauis.  1.  Zoll  auf  Seide. 

(La  c.  47.) 
Aufhebung  des  anf  Anhalten  der  Lauiser  publizierten 
Rufes,    dass    die  Seidenspinnereien  alle  Seide,    so  sie 
spinnen,  den  Zollern  notifizieren  müssen. 

2.  Gestattung  des  Verkaufs  liegender  Güter  an  Geistliche. 

(La  c.  190.) 

3.  Verbotene  Waffen,  s.  bei  Nr.  164. 

541.  1672.  Jahrr.  Luggarus.  Straflosigkeit  des  Anzeigers  von 

Verbrechen. 

(E.  A.  VI  1  S.  1414  Art.  147.) 

542.  1673.    Jahrr.  Lauis.    Verbot  des  Weidenaufkauf ens  auf 
dem  Jahrmarkt  bei  100  Kronen  Busse. 

(LC  S.  57  cap.  61.) 

543.  1674.      Jahrr.    Lauis.      Konsul-     und    Ratamt   in    den 

Gemeinden. 

(LC  S.  57  cap.  62  f.) 
Bei  50  Kronen  Bnsse  soll  das  Eonsnlamt  nicht 
versehen,  wer  nicht  in  der  Gemeinde  wohnt,  ob  er 
schon  da  Vicin  ist.  Bei  200  Kronen  Bnsse  sollen 
keine  sopranumerarii  in  der  Bargerschaft  Bat  berufen 
werden  ausser  im  Fall  grösster  Not   und   Importanz. 

544.  1674  Nov.  10«  Tag  zu  Aarau.     Verbot  der  Fischgarne 

beim  Fischen. 

(E.  A.  VI  1  S.  1418  Art.  175.) 

Z«ilMhr.  Ar  Sohweixeritohet  Recht.    Neae  Folge  XU.  -^^ 
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Neue  Verordnung  1698  Ang.  10  Jahrr.  Lanis,  E.  A. 
VI  2  S.  2115  Art.  239.  Das  Verbot  wird  1728 
wieder  aufgehoben,  weil  von  Mailand  nicht  gleiches 
erhältlich  war.  E.  A.  Vn  1  S.  1089  Art.  251.  —  1754 
Verbot  der  Garne  a  coetta  et  bottera  bei  100  Kronen 
Busse.  E.  A.  VIT  2  S  953  Art.  102. 
1676.     Unzuchtstrafe,  s.  Nr.  274. 

545.  1676/7.  Ortsstimmen  für  Lauis. 

(La  c.  71,  111,  123,  158,  211,  215,  219,  231,  251.) 

1.  Pflicht  der  Gesandten  wie  der  Landvögte,  nach  den  Landes- 
statuten und  Dekreten  sowohl  in  Kriminal-  und  Maleflz- 
als  in  Zivilsachen  zu  richten  (auch  Me  c.   127). 

2.  Zu  Testamentserrichtung  sollen  fortan  4  Zeugen  und 
3  Pronotarii,  zum  Codicille  3  Zeugen  und  2  Prono- 
tarii  berufen  und  gebraucht  werden  (Me  c.  129). 

3.  Straflosigkeit  dessen,  der  einen  auf  der  That  erwischten 
Dieb  oder  einen  bösen  Buben,  der  in  sein  Haus  ein- 
gedrungen ist  oder  ihn  auf  offener  Strasse  anfällt, 
totschlägt  (Me  c.  130). 

4.  Appellation  an  das  Sindikat,  s.  Nr.  206. 

5.  Appellation  in  die  Orte,  s.  bei  Nr.  34. 

6.  Neue  Dekrete  der  Gesandten  sind  der  Landschaft  in 
gemeiner  Session  zu  eröffnen  und  ihr  Erfund  und 
allfällige  Beschwerden  dem  Abschied  an  die  Obrig- 
keiten einzuverleiben,  von  welchen  dann  der  Schluss 
schriftlich  geschickt  und  solche  Ortsstimmen,  wann 
sie  das  Mehr  machen,  der  Landschaft  zu  ihrem  Ver- 
halt einzuhändigen  sind  (auch  Me  c.  133). 

7.  Tax  des  Landschreibers  für  Bestätigung  eines  Gemeinde- 
briefs Y»  Krone,  ebensoviel  dem  Landvogt  für  den 
Siegeltax  (auch  Me  c.  134). 

8.  Tax  für  Augenscheine  des  Landvogts  wie  bisher, 
doch  soll  der  Mahlzeiten  und  andrer  Kosten  halb  aller 
Überfluss  verhütet  werden. 

9.  Altes  Herkommen  bestätigt,  dass  der  Landvogt  in 
Gemeinderatversammlungen  den  Beratungen  beiwohnen 
darf,  aber  bei  den  Abstimmungen  austreten  soll  (auch 
Me  c.  135). 

546.  1678/9.  Ortsstimmen  für  Lauis. 

(La  c.  72, 139  f.,  149, 212,  216,  225, 250,  254—261,  268  f.) 
1.  Die  Landschaft  mag  mit  Genehmigung  des  Landvogts 
Zivildekrete  moderieren,    erläutern,    mehren  und  min- 
dern (Me  c.  144). 

1682    (La   c.  73  und  Me  c.  165)    dahin    ergänzt, 
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dass  solche  Änderungen  dem  Sindikat  noch  vorzalegen 
sind,  welches  sie  bettätigen  oder  bei  grösserer  Wich- 
tigkeit in  Abschied  an  die  Obrigkeiten  zu  nehmen  hat. 

2.  (anch  in  Me  c.  150.)  In  Betracht,  dass  die  Gesandten 
bei  Formierung  der  Prozesse  oft  einzeln  eigenmächtig 
Händel  abgemacht,  auf  ungebührlichen  Geldgewinn 
geschaut  haben  u.  dgl.,  so  ist  unsre  Meinung,  dass 
die  zu  Nachgängern  verordneten  Gesandten  ihren  Nach- 
gang in  Beisein  des  Landvogts  und  eines  Beamten 
verrichten,  die  Gefangenen  in  ihren  Begängnissen- 
ledig  anhören  und  ohne  Erkenntnis  der  ganzen  Session 
keine  Tortur  vornehmen,  auch  so  solche  beschlossen, 
alle  Bescheidenheit  damit  gebrauchen  sollen,  besonders 
von  den  Gefangenen  kein  Geschenk  begehren  noch 
annehmen,  alles  bei  obrigkeitlicher  Strafe  und  Un- 
gnade. Die  Tortur  ist  nur  in  Malefizsachen  und  im 
Beisein  eines  Fiskals  und  zu  Morgenzeit  vorzunehmen. 

3.  (auch  Me  c.  162.)  Es  soll  künftig  nicht  mehr  ge- 
schehen, dass  gegen  Tote  um  blossen  Argwohn  Pro- 
zess  angefangen  und  darin  sentenziert  wird ;  wohl 
mag,  wenn  der  Prozess  bei  seinen  Lebzeiten  ange- 
fangen hat  und  der  Angeklagte  genugsam  überwiesen 
ist,  von  der  Verlassenschaft  eine  billige  Busse  oder 
Konfiskation  gemäss  den  Dekreten  bezogen  werden, 
jedoch  nicht  zu  Nachteil  der  rechtmässigen  Kreditoren  ; 
auch  soll  ihm  nicht  in  effigie  oder  sonst  fernere 
Schmach  angethan  werden,  vorbehalten  die  grossen 
Hauptlaster  als  Eebellion,    verletzte  Majestät  u.  dgl. 

4.  (auch  in  Me  c.  151.)  Soll  man  einer  sonst  unver- 
läumdeten  Weibsperson,  welche  ausserehelich  ein  oder 
auch  mehrmal  schwanger  wird,  um  Angebung  des 
Vaters  Glauben  zustellen,  welchen  sie  in  den  Geburts- 
schmerzen (zwischen  Tod  und  Leben  wie  man  zu 
reden  pflegt)  angiebt,  und  soll  man  ausser  einer  ein- 
föltigen  Frage  insgemein,  ob  sie  sich  sonst  noch  mit 
jemand  verfehlt  habe,  nicht  weiter  in  sie  dringen. 
Wird  aber  dem  Landvogt  eine  Ehefrau  um  Ehebruch 
geleidet,  so  soll  er  zu  Verhütung  von  Ungelegenheit 
in  der  Ehe  solche  Frau  ohne  ausdrückliche  Denun- 
ziation auf  blosse  Suspicion  hin  nicht  prozessieren. 
Sagt  eine  Hure  auf  einen  sonst  ehrlichen  und  in 
solchen  Fehlem  unverleumdeten  Mann  Fehler  aus  und 
bestätigt  sie  es  in  der  Konfrontation  gegenüber  dem 
Läug^ien  des  angegebenen,  so  soll  derselbe  als  schuldig 
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mit  der  in  den  Dekreten  gesetzten  Basse  gestraft 
werden,  vorbehalten ^einignngseid  des  Angeschuldigten, 
wodnrch  er  der  Strafe  entgehen  mag.  Die  Hnre  darf 
nicht  torturiert  werden,  viel  weniger  der  angegebene 
Mann.     Vgl.  Nr.  548,  687. 

5.  Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  44. 

6.  Die  in  den  Ortsstimmen  für  gewisse  Fälle  aufgesetzten 
Bässen  dürfen  von  den  Gesandten  oder  dem  Landvogt 
nicht  erhöht  werden. 

7.  (auch  Me  c.  155.)  Weder  Landvogt  noch  Gesandte 
können  anunterschriebene  Memorialien  für  bekannt 
annehmen  noch  ihnen  Glauben  zustellen  und  daraufhin 
procedieren,  viel  weniger  ohne  genügsames  Zeugnis 
torturieren  lassen. 

8.  (auch  Me  c.  158.)  Der  Landschreiber  soll  bei  den 
Liberationen  und  Hauptverbrechen  vne  auch  bei  den 
Urteilen  über  Kriminalbussen  und  besonders  wo  die 
Urteile  gegen  Dekrete,  obrigkeitliche  Freiheiten  und 
Ortsstimmen  laufen  möchten,  die  Stimmen  der  Ge- 
sandten auf  dem  Sindikate  aufzeichnen  und  spezifi- 
zierlich  in  den  Abschied  eintragen. 

9.  (auch  Me  c.  159.)  Die  Gerichts-  und  Landschreiber 
sollen  den  Parteien  die  ergangenen  Urteile  insonderheit 
des  Sindikats  auf  ihr  Begehren  unverweilt  aufgeben. 

10.  (auch  Me  c.  160.)  Wenn  den  Landesfürsprechern 
kund  wird,  dass  die  Gesandten  oder  Landvögte  etwas 
wider  die  hochobrigkeitlichen  Freiheiten,  Ortsstimmen, 
Statuta  und  Dekreta  vornehmen^  sollen  sie  ihnen  mit 
gebührendem  Respekt  diese  Freiheiten  u.  s.  w.  vor- 
weisen und  um  deren  Beobachtung  bitten.  Verfängt 
solches  nicht,  so  sollen  sie  die  vier  Viertel  berufen 
und  vernehmen,  wie  die  Sache  femer  anzugreifen  sei. 

11.  (auch  Me  c.  161.)  Kichter  und  Schiedleute  sollen 
sich  in  Auffällen  nicht  selbst  die  Besoldung  zu  Nach- 
teil der  Kreditoren  über  die  gewöhnliche  Honoranz 
bestimmen,  sondern  es  von  den  Landvögten  thun  lassen. 

12.  (auch  Me  c.  168.)  Wie  bisher  sollen  die  Rechtshändel 
auch  während  des  Sindikats  erst  vor  dem  Landvogt 
angehoben,  und  so  das  Urteil  beschwerlich  ausfällt, 
vor  die  Gesandten  und  letztlich  in  die  Orte  appelliert 
werden. 

13.  Erbtöchter  in  fremden  Klöstern,  s.  bei  Nr.  524. 

14.  Ehebruchstrafe,  s.  Nr.  502. 

15.  Generalinquisition,  s.  Nr.  427. 


if^^^——^    ------r^r'. 


Dekrete  der  Schweizer  Kantone.  213 

547.  1678.     Revision   der  busstragenden  Dekrete    daroh  das 
Sindikat. 

(LC  S.  19  ff.) 

Die  wesentlichen  Änderungen  sind  jeweilen  bei  den 
betreffenden  Dekreten  angegeben:  Nr..  43,  68,  132, 
174,  261,  283,  397  Anm.  2,  404  Anm.,  413  Anm., 
421  Anm.,  424,  444  Anm.,  467,  499. 

548.  1682.     Jahrr.  Lauis.      Entscheide    über    Bedenken    des 

Landvogts. 

(La  c.  121,  141,  148,  150,  193.) 
Die  Bedenken  stehen  E.  A.  VI  2  S.  2083  Art.  53. 
Der  Entscheid  darüber  nach  Anhörung  der  Landschaft 
lautet:  ad  1.  bleibt  bei  der  Erkanntnis  von  1678, 
änderst  ehrliche  Leute  in  Gefahr  und  Ungelegenheit 
könnten  gebracht  werden,  ad  2  und  3  vacat.  ad  4. 
(auch  Me  c.  167)  lässt  man  die  Landschaft  bei  ihrem 
alten  Herkommen,  ad  5.  (auch  Me  c.  166)  ebenso,  da 
Klagen  auf  ersten  Blick  gar  wahrhaftig  erscheinen 
und  hernach  erdichtet  erfunden  werden,  ad  6.  bleibt 
bei  der  Erkanntnis  Nr.  508  Ziff.  2  und  509. 

549.  1682.     Jahrr.  Lauis.     Benennung  der  welschen  WeibeL 

(La  c.  264.  He  c.  169.) 
Sie  beklagen  sich,   dass  sie  sbirri  genannt  werden, 
was  ein  unehrlicher  Name  sei,  sie  wollen  fanti  heissen. 
Die  Landschaft  remonstriert  dagegen,  sie  hätten  immer 
sbirri  geheissen.  Beschlossen  der  Landschaft  zu  will- 
fahren. 
1684.     Aufnahme  ins  Vicinat,  s.  Nr.  353. 
1684.     Zugrecht,  Rangordnung,  s.  Nr.  518. 

550.  1687.    Jahrr.  Lauis.    Verlassenschaft  der  Findelkinder, 

(La  c.  275.) 

Aus  derselben  soll  zuerst  das  Eommun,  das  in  der 
Erziehung  der  Kinder  Kosten  gehabt,  bezahlt  werden, 
das  Übrige  der  Kammer  verfallen  sein.  Vgl.  Nr.  698. 
1687.     Banditen,  ö.  Nr.  133. 

551*  1688.     Tags.  Baden.     Entscheid  über  Beschwerden  des 

Bischofs  von  Como. 

(LF  S.  198.  BR  S.  303  ff.  Me  c.  171.  173—176.  178. 
E.  A.  VI  2  S.  2066  Art,  196  ff.) 

552.  1692/3.  Ortsstimmen  betr.  Beschwerden  der  Landschaft 

über  gerichtliches  Verfahren. 

(La  c.  124,  128,  262  f.  265,  272.  Me  c.  182—185.  Im 
Wesentlichen  in  E.  A.  VI  2  S.  2084  Art.  60.  Etwas 
genauer  freilich  in  La.) 
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1693.     Anstdsserziigrecht  der  Geistlichkeit,  s.  Nr.  519. 

1695.  Fürsprecher,  s.  Nr.  239. 

1696.  Aufnahme  von  Vicini,  s.  Nr.  354. 

553.  1697  Aug.  10.  Jahrr.  Lauis.  1.  Inappellabilitat  gütlicher 
Yereinbarungen. 

2.  Znlässigkeit  Geistlicher  als  Yormünder,  s.  bei  Kr.  300. 

3.  Aburteilung  aussergerichtlicher  Beden. 

(E.  A.  VI  2  S.  2092  Art.  104.) 
1700.     Unzuchtstrafe,  s.  Nr.  275. 

554.  1701.     Stimmbriefe. 

(La  c.  281.  Me  c.  193—197.  A.  E.  VI  2  S.  2073  Art  9.) 

1.  Verbot  des  Verkaufs  von  Liegenschaften  an  tote  Hand, 
8.  Nr.  332. 

2.  Bechnnngslegong  der  Fürsprecher,  s.  Nr.  240. 

3«  Aussteuerung   der   Töchter   in   fremden  Klöstern,   s. 
Nr.  314. 

4.  Substitutionen,    E.  A.  a.  a.  0.  Ziff.  6    und  S.  2092 
Art.  108. 

5.  Abzug,  8.  Nr.  315. 

1706.  Bestechung  der  Gesandten,  s.  Nr.  70. 
1711.  Bürgerrechtsverlust,  s.  Nr.  355. 

555.  1718.     OrtsstimmeHi  publiziert  von  dem  Sindikat  1719. 

(La  c.  305.  BR  S.  376  ff.  Me  c.  203—220.) 
1.  Erlaubnis  des  Tanzens  an  Samstagen,    wie   fast 
in  ganz  Italien  bräuchlich.  —  2.  Banditen,  s.  Nr.  134. 

—  3.  Die  Konsuln  und  die  Hebammen  sollen  künftig 
nicht  mehr  alle  ledigen  Weibsbilder  in  gewisser  Zeit 
visitieren,  um  zu  sehen,  ob  sie  fichwanger  seien,  sondern 
nur  wenn   ein  Weibsbild  ziemlichen  Verdacht  erregt. 

—  4.  Busse  der  in  den  Gemeindeversammlungen 
fallenden  Scheltworte  nicht  höher  als  18  Kronen.  — 
5.  In  dem  Dekret,  wonach  jeder  bei  300  Kronen 
Busse  den  Thäter  in  Mordthaten,  Diebstälen  und  andern 
schweren  casibus  womöglich  fangen  soll,  sind  die 
Worte  j^xmd  andern  schweren  casibus '^  nur  auf  die 
Leib-  und  Lebensstrafe  tragenden  Malefizfälle  zu  ver- 
stehen. —  6.  Strafe  der  Steinwürfe,  s.  Nr.  262.  — 
7.  Schlaghändel,  s.  Nr.  150.  —  8.  Landstreicher/) 
die  in  Gütern  Schaden  thun,  sind  auf  die  Galere  zu 
schicken.  —  9.  In  Liquidationsfällen  sollen  Speise  und 

')  Im  Protokoll  der  Jahrr.  Lanis  v.  1765  (La  c.  833)  findet  sich  als 
Erklärung  des  Wortes  Landstreicher:  „darunter  ist  gemeint  liederliches 
und  verBchreites  Gesindel,  welches  ohnehin  die  bestimmte  Geldbusse  nicht 
erlegen  kann." 
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Trank,  Doktor  und  Scherer,  Schreiberlohn  des  Tes- 
taments and  Codicills  and  andere  Kosten,  so  in  der 
letzten  Krankheit  aufgegangen,  vor  allen  andern  Kre- 
ditoren bezahlt  werden.  —  10.  Die  auf  fremde  Güter 
eindringenden  Schweine  dürfen  von  den  Gutseigen- 
tümem  totgeschlagen  werden,  sind  aber  dann  den  Eigen- 
tümern zurückzugeben.  —  11.  Regenten  und  Kanzler 
der  Landschaft  dürfen  während  ihres  Amtes  alle  Ge- 
wehre tragen.  —  12.  Vicini,  s.  Nr.  344.  —  13.  Weder 
Konsuln  noch  die  gescholtenen  Personen  selbst  sind 
schuldig,  Scheltworte  anzuzeigen ;  gleiches  gilt  für  den 
auf  Gütern  zugefügten  Schaden.  —  14.  Keine  Weibs- 
person soll  sich  ohne  Konsens  ihrer  nächsten  Bluts- 
verwandten obligieren  können.  —  15.  Die  Gesandten 
sollen  an  den  Dekreten  der  Landschaft  nichts  ändern, 
sondern  wo  ihnen  eine  Änderung  nötig  scheint,  es  ad 
referendum  an  Uns  nehmen. 
1720.  Vermächtnisse  an  tote  Hand,  s.  Nr.  333» 
1720.     Dolmetscher  des  Lauiser  Markts,  s.  Nr.  143. 

556.  1722.     Ortsstimmen.     Recht  der  Landschaft^  ihre  auch 

über  Mailand  hinaus  gehenden  Briefe  und  Pakete  durch 

ihren  Kurrier  statt  durch  die  Post  der  XII  Orte  zu  ver- 

sohicken. 

(La  c.  296.  BR  S.  346  f.) 

1734,  1735  und  öfter  per  majora  bestätigt,  E.  A.  VII 
1  S.  1094  ff. 

557.  1722.     Jahrr.  Lauis.     Aufhebung  der  Bandi. 

(La  c.  288.  E.  A.  VII  1  S.  1080  Art.  181.) 
1723.     Fürsprecher,  s.  Nr.  241. 

558.  1725.     Jahrr.  Lauis.     Reisekosten  der   wegen  Einzugs 

ihrer  Forderungen  nach  Lauis  Kommenden. 

(La  c.  286.  BR  S.  321  f.  E.  A.  VII  1  S.  1092  Art.  280  f. 
unter  dem  Datum  1723  nnd  1724.) 
1731.     Ehebruchstrafe,  s.  Nr.  503. 
569.  1784.    Jahrr.  Lauis.  Verbot  des  Kaufs  und  Wiederver- 
kaufs von  Vieh  durch  Fremde  auf  den  Lauiser  Märkten. 

(La  0.  299.) 

1735.  Bekurrieren  an  fremde  Gerichte,  s.  bei  Nr.  527« 
560.  1736.    Jahrr.  Lauis.    Verbürgung   der  Patrone  für  ihre 

landesfremden  Lehenleute. 

(La  c.  801.  BR  S.  356  f.) 
Die  Lehenherren   und   Patrone   von    Gütern   sollen 
für  ihre  landesfremden  Lehenleute   gegen   die  obrig- 
keitliche Kammer  für  100  Kronen  Bürg   sein,   damit 
die  Kammer  bei  Missethaten  und  Flucht   der  Lehen- 
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lente  die  gebührende  Geldstrafe  beziehen  kann.  —  Die 
Landschaft  stellt  vor,  dass  das  gegen  ihre  Freiheiten 
sei,   daher  wird  diese  Erkanntnis  wieder  aufgehoben. 

561.  1737.  Jahrr.  Lauls.  Erfordernisse  gültiger  Gemeinde- 
beschlüsse in  Qemeindesacheri.     Bestätigt  1748. 

(E.  A.  Vir  2  S.  947  Art.  46.) 

562.  1743.  Jahrr.  Lauis.  1.  Geheime  Abstimmung  in  den  Ge- 
meindeversammlungen. —  2.  Waldschädigong  durch  Holz- 
hauen gilt  als  Frevel,  bei  namhaftem  Schaden  oder 
mutwilligem  Baumfällen  als  Malefiz,  doch  ohne  Yer- 
mögenskonfiskation«  —  3.  Wölte,  Füchse,  Bären  und 
sonst  landschädliche  Tiere  dürfen  auch  ausserhalb  der 
Jagdzeit  erlegt  werden,  doch  nur  von  denen,  so  die 
Waffen  zu  tragen  Erlaubnis  haben.  —  4.  Verbotene 
Waffen,   s.  Nr.  175.  —  5.  Verhör  Angeschuldigter,   s. 

Nr.  428. 

(La  c.  304.  BR  S.  370  flf.  E.  A.  VII  2  S.  947  Art  47.) 
1744.     Abzug,  8.  Nr.  316. 
1748.     Geistliche  Pfründen,  s.  bei  Nr.  21. 
1748.     Niederlassungsrecht,  s.  Nr.  454. 

563.  1748/9.     Ortsstimmen  von  11  Orten  (ausser  Glarus). 

(La  c.  308.  BR  S.  395  flf.  Me  236—242.) 

1.  Einschlag  offener  Privatländereien.  E.  A.  VII  2 
S.  954  Art.  111. 

2.  Strassenaafsehers  Wahl  nnd  Bestätigung.  Das.  S.  966 
Art.  192. 

3.  Freiheiten  der  Landschaft  betr.  Sanitätspolizei  und 
-judicatur.     Das.  S.  959  Art.  147. 

4.  Verbot  der  Eintürmung  wegen  einfältiger  Eriminal- 
sachen  bei  Solvenz  des  Angeklagten.  Das.  S.  959 
Art.  148. 

5.  Eostenkaution  eines  Anklägers,  s.  Nr.  429. 

6.  Prozess  gegen  Ehefrauen  wegen  vorehelicher  fleisch- 
licher Vergehen,  E.  A.  VII  2  S.  959  Art.  150. 

7.  Die  Landvögte  sollen  das  Geld  aus  Bussen  und  Eri- 
minalverglich  in  Lauf  und  Preis  des  jeweiligen  Bnfs 
abnehmen. 

8.  Eriminalaudienzen,  Zeugenverhöre,  E.  A.  VII  2  S. 
960  Art.   151. 

9.  Fürsprecher  in  Eriminalsachen,  das.  Art.  153. 

10.  Von  den  nicht  in  der  Landschaft  wohnenden  Fremden 
können  in  Civilsachen  doppelte  Taxen  bezogen  werden. 

11.  Eleine   und   grosse   Visita.     E.   A.  VII   2    S.  960 
Art.  155. 
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12.  Tax  für  Soldatenmasternng,    das.  S.  971  Art.  222. 

13.  Vieh  auf  fremden  Weiden,  das.  S.  954  Art.  112. 

14.  Bewachung  der  Delinquenten  in  Immunitäten,   das. 
Art.  113. 

15.  Hülfe  bei  Sturmläuten,  das.  S.  960  Art.  167. 

16.  Kauf  gestohlener  Sachen,  das.  Art.  158. 

17.  Verfolgung  von  Übelthätern,  das.  S.  954  Art.  114. 

18.  Verfolgung  ausgerissener  Soldaten,  das.  Art.  115. 

19.  Heuverkauf,  das.  S.  953  Art.  106. 

20.  Waffentragen  der  Konsuln,  das.  S.  946  Art.  41. 

21.  Zeugenverhöre,  das.  S.  960  Art.  152. 

22.  Aufhebung  von  Klagen  und  Bussen  durch  den  Land- 
vogt, das.  S.  961  Art.  159. 

564.  1749.  Jahrr.  Lauis.  üleichstellung  der  Eidgenossen  und 

anderer  Vicini  bezüß^lich  der  Landsteaer. 

(La  cap.  310.  E.  A.  VII  2  S.  952  Art.  98.) 

565.  1750.     Jahrr.  Lauis.     Revision  von  Urteilen. 

(La  c.  326.  Me  c.  232.) 
Das  nämliche  Sindikat  ist  befugt,  über  neue  Gründe 
die  Revision  zu  erlauben  in  einer  vor  ihm  verhandelten 
und  abgeurteilten  Sache. 

566.  1753.  Jahrr.  Lauis.  Pflicht  der  Parteien  zu  Bezahlung 
des  Scherers  in  einer  vom  Landvogt  angeordneten  Unter- 
suchung eines  Verwundeten. 

(La  c.  327.) 

567.  1753.  Jahrr.  Lauis.  Gerichtliche  Audienzen.  Kostenfrei- 
heit  der  Anzeiger. 

(Me  c.  245.  E.  A.  VII  2  S.  961  Art.  160  f.) 

568.  1759.  Jahrr.  Lauis.  Ordnung  für  die  Vermögensver- 
waltung des  Lauiser  Spitals. 

(E.  A.  VII  2  S.  974  Art.  249  flf.) 

569.  1779.  Jahrr.  Lanis.  Malefiztälio;  wegen  deren  gestürmt 
werden  muss. 

(E.  A.  VIII  S.  538  Art.  310  f.) 

570.  1781.  Jahrr.  Lauis.  Reglement  für  die  Gemeindever- 
sammlungen und  die  Prozessführung  der  Gemeinden. 

(Me  c.  292.  E.  A.  VUI  8.  538  Art.  316,  vgl  314  f.) 

571.  1785.  Jahrr.  Lauis.  Verleihung  von  Grundstücken  an 
Fremde  auf  ewigen  Zins. 

(E.  A.  VIII  S.  521  Art.  179.) 

572.  1784.     Jahrr.  Lauis.     Jag^dregal. 

^E.  A.  VIII  S.  522  Art.  189.) 

573.  1796.  Jahrr.  Lauis.  Verfahren  gegen  Malefikanten  und 
Kosten  des  Malefizprozesses. 

(E.  A.  VIII  S.  537  f.  Art.  308  f..) 
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3.  Dekrete  fQr  Mendrit  und  Baierna. 

574.  1513  Mai  10.     Tags.  Baden.     Artikel  fär  Mendris  und 
Baierna, 

(Me  c.  1—9.  Vgl  E.  A.  III  2  S.  721  lit.  k.) 
1,  VersprecbeD,  die  Landschaft  zn  schirmen  nnd 
nicht  zu  versetzen  noch  zu  verkaufen.  2.  Garantie 
ihres  besonderen  Gerichts  nnd  alten  Bechts.  3.  Be- 
setzung der  Pfründen  wie  Nr.  391  Ziff.  6.  4.  Becht 
der  Landschaft,  einen  Dolmetscher  zu  wählen,  der  gut 
iatein  und  deutsch  kann,  doch  mit  Willen  des  Land- 
vogts. Erneuert  1741  Jahrr.  Lanis,  Me  c.  229. 
5.  Becht  von  Lauis  abgesondert  zu  bleiben  und  dort- 
hin nicht  steuern  zu  müssen.  6.  Bestätigung  der 
Beuten  und  Gülten  der  Landschaft.  7.  Urteilstax  des 
Landvogts  laut  Civildekreten.  8.  Weinzoll  Ys  Bazen 
von  jeder  Brente.  9.  Bechtshändel  sollen  nicht  vor 
fremde  Bichter  gebracht  werden.  10.  Steuerpflicht 
am  Ort  des  Domizils.  11.  Besoldung  des  Bicliters. 
12.  Besondere  Freiheit  der  zwei  Dörfer  von  Morcö. 
1524.     Verrechnung  der  Bussen  u.  A.  s,  Nr.  99, 

575.  1529.     Jahrr.  Lauis.     Becht  der  Landschaft  zur  Hand- 
habung der  Lebensmittelpolizei  ohne  Einmischung  des 

Landvogts. 

(Me  c.  10.) 

576.  1537  Juli  16.    Tags.  Baden.    Recht  des  Vogts  auf  alle 

Malefizbussen. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  863  lit.  d.) 
Auch  für  Maienthal  geltend  erklärt.  Aber  als  un- 
richtiges Prinzip  schon  damals  beanstandet,  1716  neu 
erörtert,  doch  lässt  man  es  wegen  des  geringen  Er- 
trags dieser  Vogtei  beim  Alten  bewenden,  E.  A.  Vn 
1   S.  1106  Art.  380  f. 

577.  1538.     Jahrr.  Lauis.    Bestrafung  von  Kindern  für  Ver- 
brechen. 

(Me  c.  11) 
Kinder  unter  14  Jahren  sollen  vom  Landvogt  um 
Kriminal  nicht  an  Geld  gestraft  werden,   vorbehalten 
die  Malefizhändel. 
1538.     Besoldung  der  Landvögte,  s.  Nr.  147. 

578.  1539  Febr.  27.     Tags.  Baden.     Artikel  für  Mendris. 

(Me  c.  12—15.) 
4  Art.  =  Nr.  397  Ziff.  10,  13,  6  und  7.  Ausser- 
dem  Garantie   der   Statuten   und   alten   Bräuche   der 
Landschaft. 
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579.  1542  Dez.  2.  Tags,  Baden.  Besetzung  der  Landsohafts- 

ämter. 

(Me  c.  16.) 

Die  Untertanen  der  Landschaft  mögen  ihre  Ämter 
(Fürsprecher,  Regenten,  Seckelmeister,  Landwäger, 
Sinneramt  und  Zeitrnfer)  besetzen  wie  von  Altem  her 
üblich. 

580.  1544.    Jahrr.  Lauis.     Hinrichtangskosten. 

(Me  c.  17.) 
Die  Landschaft  ist  nicht  schuldig,  die  Hinrichtnngs- 
kosten  eines  wegen  Malefiz  Verurteilten  zu  zahlen. 
581«  1550.  Jahrr.  Lauis.  Austrittpflicht  der  Amtleute  in  Pro- 
zessen ihrer  Verwandten. 

(Me  c.  18.  Vgl.  Nr.  477.) 

582.  1554.     Jahrr.  Lauis.     Feiertagsheiligung. 

(Me  c.  19.) 
Feldarbeit  an  Feiertagen  nnr  mit  Bewilligang   des 
Landvogts  nnd   des  Erzpriesters   oder  Pfarrherm   zn 
Mendris  zulässig. 

583.  1555  Mai  15.  Tags.  Baden.  Pflichten  von  Landvogt  und 

G-esandten. 

(Me  c.  20  und  21.) 

1.  Landvogt  und  Gesandte  sollen  nach  den  Statuten  der 
Landschaft  richten. 

2.  Der   Landvogt   soll    beim    Urteilsprechen    einen    ge- 
schworenen Offizial  bei  sich  haben. 

584.  1555  Okt.  28.  Tags.  Baden.  Bussen  für  schwere  Malefiz- 

sachen  gehören  der  Kammer. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  1847  lit  d.) 

585.  1563.  Jahrr.  Lauis.  G-enehmigung  der  Satzung  von  Ba- 
lema  und  Stabbio  betr.  Strafe  der  Beherbergung  von 
Banditen. 

(E.  A.  rV  2  S.  1233  Art.  539.) 

586.  1570  März  14.  Tags.  Baden.  Drei  Artikel  für  Mendris. 

(Me  c.  24—26.) 
Art,  1  und  3  =  Nr.  421  Ziff.  6  und  13.  —  Art.  2. 
Wenn  einer  wegen  Sohadenzufügung  auf  eines  Andern 
Gut  beklagt  den  Kläger  nicht  befriedigt,   so  soll  der 
Landvogt  durch  seine  Amtleute  den  Schaden  besichtigen 
lassen. 
1671.     Zinsmaximum,  s.  Nr.  256. 
1571.     Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  176. 

587.  1575.  Tags.  Baden.  Wuhrpflioht  der  an  den  Bach  Qag- 

giolo  anstossenden  Grundeigentümer. 

(Me  c.  28.) 
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588.  1577.   Jahrr.  Lauis.  Sanitätsjudicatar  gehört  der  Land- 
schaft. 

(Me  c.  34.) 
1579.     Banditen,  s.  Nr.  135. 

,589.  1583.    Jahrr.  Lauis.     Artikel  für  Mendris. 

(Me  c.  36  und  37.) 
1.  Heimliche  Anklagen  sind  nicht  zu  berücksichtigen. 
2.  Pestilenzkranke  sind  vor  ihrem  Tod  christlich  zu 
versehen  und  dann  in  geweihtem  Erdreich  za  begraben. 

590.  1585.  Tagleistang  zu  Bellenz.  Beurteilung  von  Streitig- 
keiten in  Festilenzsachen  zwischen  den  Yogteien  durch 

die  beiderseitigen  Landvögte. 

(ÄTe  c.  39.) 

591.  1588.    Jahrr.  Lauis.   .1.  Kosten  des  Malefizgerichts  zu 
Mendris.     2.  Beisitzer  im  Strafgericht. 

(LF  S.  174  f.  MA  p.  371.) 
ad.  1.  Dasselbe  ist  zn  teuer  und  wirft  seine  Kosten 
nicht  ab,  so  dass  die  Kammer  dem  Landvogt  noch 
Geld  hinausgeben  muss.  Daher  neue  Taxordnnng. 
ad  2.  Von  den  zwei  Beisitzern  sqU  der  eine  aus  dem 
Rat  der  Landschaft  Mendris  und  der  andre  aus  dem 
Rat  des  Gerichts  zu  Baierna  genommen  werden,  und 
mag  jeder  des  andern  Statt  in  dessen  Abwesenheit 
versehen. 

592.  1596.    Jahrr.  Lauis.     Markt  in  Mendris. 

(Me  c.  47.) 
Bewilligung  eines  Markts  zu  Mendris  auf  den  8ten 
und   24ten   jedes   Monats,    mit   Zollfreiheit.     Fremde 
dürfen  auf  diesem  Markt  nur  fiir  Marktschulden  ver- 
hotten  werden. 

593.  1597.     Jahrr.  Lauis.     Drei  Artikel  für  Mendris. 

(Me  c.  48—50.) 
1 .  Verbot  des  Verkaufs  von  Vieh  und  Lebensmitteln 
an  solche,  die  es  ausserhalb  des  Gebiets  der  Eid- 
genossenschaft bringen  wollen.  Der  gewöhnliche  Wochen- 
markt zu  Mendris  bleibt  befreit.  2  =  Nr.  18.  3  = 
Nr.  452. 

594.  1608.     Jahrr.  Lauis.     Artikel  für  Mendris. 

(Me  c.  55—58.) 
1  und  2  =  Nr.  426.  3  =  Nr.  108.  4.  Um  ein- 
fältige  Kriminalfrevel    soll   Niemand    bei    der    Baan, 
sondern  bei  einer  Geldstrafe  zitiert  werden. 

595.  1609.  Jahrr.  Lauis.  Denunzia  der  Dorfvögte  und  Koaten 
ungerechter  Verurteilung. 

(Me  c.  59  und  60.) 
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1.  Die  Dorfvögte  sind   nicht   schuldig,    die  Schelt- 
worte  zu   dennozieren,    aber  der  Eegress  gehört  den 
beschwerten  Parteien  zu.  2  ==  Nr.  280. 
.596.  1616.     Ortsstimmen.     Freiheit  der  Landschaft  von  Zoll 

auf  Seide  und  anderen  Waaren,  ausser  Wein. 

(Me  c.  62.) 

597.  1624.  Jahrr.  Lauis.  Pflichten  der  Gemeinden  betr.  An- 
zeige Yon  Vergehen. 

(Me  c.  65  und  66.) 
1.  Gemeinden  nicht  schuldig,  Sturm  zu  läuten  noch 
die  Fremden,  die  mit  verbotenem  Gewehr  durchpassieren, 
zu  fangen  oder  zu  denunzieren.  2.  Ebenso  nicht,  den 
Schaden,  so  auf  Partikolargntern  mit  Abhauen  von 
Bäumen  und  Weinreben  oder  sonst  geschieht,  dem 
Landvogt  zu  denunzieren;  sofern  aber  der  Thäter 
kundbar  wurde,  soll  die  Gemeinde  bei  dreifacher  Strafe 
und  Busse  verbunden  sein  die  denunzia  zu  bringen. 

598.  1629.  Jahrr.  Lauis.  Besuch  der  Landschattsversamm* 
lungen.     Eide. 

(Me  c.  67—73.) 
1.  Wenn  die  vier  Landschaften  wegen  ihrer  An- 
gelegenheiten Zusammenkünfte  halten,  sollen  die  von 
Mendris,  falls  rechtzeitig  eingeladen,  dabei  erscheinen, 
und  auch  bei  Ausbleiben  ihren  Eostenanteil  tragen 
Die  Zusammenkünfte  sollen  mit  Vorwissen  des  Land- 
vogts geschehen,  der  auch  beiwohnen  darf.  2 — 7. 
Eide  des  Landvogts,  des  Landschreibers,  des  Statt- 
halters, des  Fiskals,  des  Grossweibeis. 

599.  1630,  Jahrr.  Lauis.  Verteilung  der  Kriegs-  und  Pest- 
kosten auf  die  Gemeinden,  inkl.  die  Freidörfer. 

(Me  0.  74.) 

600.  1636.  Jahrr.  Lauis.  Grenzsperre  wegen  Yiehkrankheiten. 

(Me  c.  76.) 

601.  1637.  Tags.  Baden.  Sanitätsordnungen  der  Landschaft 
dem  Landvogt  mitzuteilen.  7^  ^^^  Bussen  gehört  der 
Kammer. 

(Me  c.  77.); 

602.  1639.  Jahrr.  Lauis.  Publikation  der  Rufe  wegen  Vik- 
tualien  in  Baierna  durch  die  Regenten. 

(Me  c.  78.) 

603.  1639.  Ortsstimmen.  Abschaffung  der  sechs  zur  Be- 
wachung des  Palastes  angestellten  Soldaten. 

(Me  c.  81.) 

604.  1642.  Ortsstimmen.  Recht  der  Landschaft,  ihren  Bericht 
über  Abschiede   der   Gesandten,  welche  Statuten    oder 
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Gewohnheiten   der  Landschaft   betreffen,  an   die  Orte 
einzugeben. 

(Me  c:  85.) 

605.  1642.  Jahrr.  Lauis.  Bürgschaft  und  Einsatz  \ron  Fremden. 

(Me  e.  86.) 
Lehenlente,    Knechte,    Dienstmägde  and  Taglöhner 
aus  der  Fremde  sind  nicht  schuldig,   Bürgschaft   und 
Einsatz  zn  geben,  nnd  die  Gemeinden  brauchen  aach 
solche  nicht  za  notifizieren. 

606.  1648.  Jahrr.  Lauis.  Reciprocität  zwischen  Lauis  und 
Mendris  betr.  Steuerpflicht  der  Grundeigentümer  aus 
der  andern  Landschaft. 

(Me  c.  89.) 

607.  1649.  Jahrr.  Lauis.  Austritt  des  Statthalters,  wenn  sein 
Sohn  als  Fürsprech  fungiert. 

(Me  c.  90.) 

608.  1651«     Jahrr.  Lauis.     Anklage  ohne  Zeugen. 

(Me  c  92.) 
Hat   der  Ankläger  keine  Kundschaft,    so   soll    der 
Angeklagte  nicht  genötigt  werden  zu  schwören,  sondern 
der  Anklage  ledig  sein. 

609.  1653.  Jahrr«  Lauis.  Weisung  an  die  Landvögte  (s. 
Nr.  531). 

(M«  c.  93—107.) 
Ausser  dem  anter  Nr.  531  und  532  Enthaltenen 
noch  Folgendes :  1.  Gegenseitige  Rechtshülfe  der  Land- 
vögte  in  Aaslief emng  von  Malefikanten.  2.  Die  Pro- 
viantjadikator  verbleibt  der  Landschaft.  3.  Die  Land- 
vögte sollen  auf  Anmeldung  einer  Appellation  an  die 
Gesandten  die  Exekntion  suspendieren.  4.  Die  Land- 
vögte sollen  ohne  Vorwissen  der  Regenten  keine 
Palastkosten  aufwenden.  5.  Die  Landschaft  wählt 
ihren  Seckelmeister  nach  ihrem  Belieben.  6.  Gemeinde- 
versammlangen  für  Beratung  ihrer  eigenen  Sachen 
nicht  an  des  Landvogts  Erlaubnis  gebunden.  7.  Die 
Gemeinden  sollen  taugliche  Personen  zu  Dorfvögten 
wählen.  8.  Wahl  der  Plebaner  (Regenten)  durch  die 
Konsuln  (Dorfvögte)  auf  2  Jahre,  auch  der  4  As- 
sistenten, welche  mit  den  Plebanern  die  Steuer  bis 
auf  8  Kronen  ohne  BeiBein  der  Dorfvögte  anlegen 
mögen.  9.  Die  Landschaft  kann  2  Weibel  wählen 
für  Zitation  und  Betreibung  in  Civilsachen. 

610.  1654.     Jahrr.  Lauis.     Relation    der  Dorfvögte    an   die 

Gemeinden. 

(Me  c.  109.) 
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Die  Dorfvögte  sollen  in  vorfallenden  Okkasionen  der 
Yiertelversammlangen  nicht,  schuldig  sein,  ihren  Ge- 
meinden zn  referieren,  sondern  können  sofort  Beschlnss 
fassen. 

611.  1654.     Jahrr.  Lauis.     Malefiz  Geistlioher. 

(Me  c.  110.) 
Der  Landvogt  soll  Geistliche,  die  sich  in  Kriminal- 
oder Malefizsachen  vertraben,  gefangen  setzen  und  za 
gebührender  Strafe  an  den  Bischof  von  Como  als 
ihren  ordentlichen  Richter  auf  Revers  abrichtender 
Kosten  ausliefern. 

612.  1655.     Jahrr.  Lauis.     Dekrete  für  Mendris. 

(Me  c.  111—113.) 
1.  Wenn  der  Landvogt  einen  Untertan  vor  die 
Obrigkeiten  der  lobl.  Orte  eitleren  lassen  will,  soll  er 
Kostenkaution  leisten  und  die  Klage  dem  Gegenteil 
kundbar  machen.  2.  Lohn  der  Fürsprecher,  -welche 
in  die  Orte  reisen.  3.  Der  Landvogt  soll  in  Anlegung 
der  Busse  mit  Bescheidenheit  verfahren  und  nicht  nach 
Auflegung  hoher  Busse  mit  einer  geringen  sich  ver- 
gleichen. 

613.  1656.     Jahrr.  Lauis.     Taxe  für  Notariatsinstruniente. 

(E.  A.  VI  1  S.  1431  Art.  273.) 

614.  1656.  Jahrr.  Lauis.  TJnstatthaftigkeit  des  Anhörens  von 

Parteien    und    des    Urteilfällens    durch   die    Landvögte 

ausserhalb  des  Gerichtshauses. 

(Me  c.  114.) 

615.  1657.  Jahrr.  Lauis.  Erhärtung  der  Anklage  durch  den 

£id  des  Klägers. 

(E.  A.  VI  1  S.  1432  f.  Art.  282  und  286.) 

616.  1660.     Ortsstimmen.     Reciprocität    gegen   Mailand   be- 
züglich des  Abzugs  von  Gütern  Fremder. 

(Me  c.  123.) 
1663.     Bekognitionsgebühr    bei    Investitur    geistlicher 
Pfründen,  s.  Nr.  22. 

617.  1667.  Ortsstimnien.  Ausschluss  der  Amtleute  der  Kammer 

vom  Fürsprecheramt  in  der  Landschaft. 

(Me  c  124.) 

618.  1667.     Jahrr.  Lauis.     Wahl   der   Notarprüfungsbehörde 
durch  den  Bat  der  Landschaft. 

(Me  c.  125.) 

619.  1673.  Jahrr.  Lauis.  Beschwerderecht  der  Untertanen  an 
den  Landvogt  gegen  Auflage  von  Gemeindekosten. 

(Me  c.  126.) 
820.  1678.     Ortsstimmen  für  Meridris. 

(Me  c.  136—146.) 
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1.  Wenn  die  Landschaften  Lauis  and  Mendris  separat, 
jede  für  sich,  Gesandte  in  die  Orte  hinansschicken 
zur  Auswirkung  von  Freiheiten,  so  soll  es  in  der 
betreffenden  Landschaft  eigenen  Kosten  geschehen. 
2.  Mann,  Weib,  Vater,  Matter  und  Geschwister  sind 
nicht  schuldig,  bei  Verfolgung  von  Banditen,  Tot- 
schlägern und  andern  fehlbaren  Fersoneut  die  in  obiger 
Eelation  mit  ihnen  verwandt  sind,  Hülfe  zu  leisten. 
Doch  sollen  sie  ihnen  auch  nicht  bei  sich  Unterschiauf 
geben,  bei  üblicher  Strafe.  3  =  Nr.  427.  4.  Auf- 
hebung der  in  den  Dekreten  auf  einfältiges  Ansprechen 
der  Stimme  eines  Dorfvogts  bei  Begehren  eines  Amts 
gesetzten  Busse  von  100  Kronen;  doch  bleibt  diese 
Busse  für  Praktizieren  und  Anwenden  von  Gaben  bei 
Amtsbewerbung.  5  =  Nr.  524.  6.  Mendris  bei  dem 
alten  Herkommen  in  Befreiung  von  den  Kosten  der 
Landsteuem,  Strassen,  Belohnung  des  Grossweibeis  in 
Civilexekutionen,  Appellationen  unter  12  Kronen,  Be- 
lohnung des  Landvogts  und  der  Beamten  für  Civil- 
augenscheine  belassen,  ungeachtet  der  Dekrete,  welche 
in  diesen  Fällen  Lauis  allein  angehen  sollen.  7.  Be- 
stätigung der  neuen  busstragenden  Dekrete  und  Auf- 
hebung der  alten,  so  in  diesem  Auszug  nicht  begriffen. 
Wohl  identisch  mit  Nr.  547.  8  =  Nr.  283.  9  = 
Nr.  546  Ziff.  1.  10.  Vorbehalt  der  Mehrung  und 
Minderung  der  Dekrete  nach  unsrer  h.  Obrigkeit 
Autorität. 

621.  1678«    Jahrr.  Lauis.    Geltendes  Recht  für  die  Gerichte. 

(Me  c.  147.) 
In   allen  Civil-,  Kriminal-   und  Malefizhändeln    soll 
erstlich    laut    Dekreten,    Mangels    solcher    nach    den 
Statuten  und  Mangels  solcher  nach  kaiserlichen  Hechten 
geurteilt  werden. 

622.  1679.     Ortsstimmen.     Zahl  der  Mitglieder    von   Depu- 
tationen der  Landschaft. 

(Me  c.  156.) 
Bei  Petitionen  sind   bisher  Landschaftsdeputationen 
von  96  Personen  in  die  Orte  verschickt  worden.    Es 
wird   bedeutende  Reduktion  (auf  12)  vorgeschrieben. 

623.  1688.    Jahrr.  Lauis.    Amtshandlungen  des  bischöflichen 
Gerichts. 

(Me  c.  177.) 
Das  bischöfliche  Tribunal  von  Como  mag  in  geist- 
lichen Sachen  und  in  Prozessen  gegen  Geistliche  wohl 
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Eaudschaft  nehmen   ohne  Begrtiasung  des  Landvogts. 
Vgl.  Nr.  213. 

624.  1690.  Jahrr.  Lauis.  Abzug.  Verwandtenauatritt.  Soldaten- 
redaktion. 

(Me  c.  179—181.) 
1.  Für  Lauis  undMendris:  sie  sollen  von  Hab  und 
Gut,  so  von  einer  eidgenössischen  Vogtei  in  eine  andere 
durch  Heirat  oder  Erbgang  fallen  würde,  keinen  Ab- 
zug bezahlen,  wie  bisher  geübt.  2.  Auch  Schwester- 
nnd  Tochtermaun,  Brnders  Söhne  und  Schwester  Kinder, 
auch  Vaters  und  Matter  Brüder  sind  im  Aastritt  in 
Sachen  ihrer  Verwandten.  3.  Reduktion  von  300  Mann 
aaf  225,  75  für  jeden  der  drei  Auszüge. 

625.  1696.     Jahrr.  Lauis.     Dekrete  für  Mendris. 

(Me  c.  187--191") 
1.  Für  Verleihung  bischöflicher  Lehen  an  die  Unsrigen 
soll  der  Bischof  seine  ministros  hieher  schicken,  nicht 
aber  unsre  Leute  zum  Empfang  der  Lehn  nach  Como 
bescheiden.  2.  Lumpenverkauf  an  Papierleute  betr. 
3.  Die  Landvögte  sollen  die  Protestationes  in  Bussen, 
welche  12  Kronen  nicht  übertreffen,  für  genugsam  an- 
nehmen, damit  wir  auch  desto  besser  die  Klägden,  so 
wider  die  H.  Landvögte  einkommen,  vernehmen  und 
das  Notwendige  verschaffen  können.  4.  Kälberordnungen 
den  Regenten  überlassen.  5.  Niemand  soll  den  An- 
teil des  Landschreibers  zu  Mendris  in  Placetgebühren 
und  Urteilsgeldem  angreifen  und  einziehen,  und  Be- 
zahlung solcher  an  einen  andern  als  den  Landschreiber 
ist  ungültig. 

626.  1700.     Jahrr.  Lauis.     Abzugspfliohtiges  Vermögen. 

(Me  c.  192.) 
Wer  in  den  Landschaften  Lauis  und  Mendris  dem 
Abzug  unterworfene  Habschaft  in  Händen  hat,  soll  sie 
binnen  6  Monaten  den  Landvögten  notifizieren,  sonst 
muss  er  das  Doppelte  bezahlen.  Die  Dorfvögte  sollen 
die  ihnen  bekannt  werdenden  Abzugsfälle  bei  Amts- 
pflicht anzeigen. 

627.  1735.  Jahrr.  Lauis.  Buchung  der  rückständigen  Bussen 
in  den  Rechnungen  des  abtretenden  Landvogta. 

(Me  c.  223.) 

628.  1747.     Jahrr.  Lauis.     Placet  des  Coadjutors. 

(Me  c.  234.) 
Kein  coadjntor  ist  schuldig,  das  Placet  zu  zahlen, 
bevor  er  nach  Absterben  seines  Prinzipals  die  Pfrund 
angetreten  hat. 

Z«itoohr.  für  Schweizerisches  Recht.    Keae  Folge  Xn.  j^g 
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629.  1753.     Jahrr.  Lauis.     G-ebühren  des  Landvogts. 

(Me  c.  243  ff.) 
Der  Appellationsthaler  gehört  dem  Landvogt.  Die 
Jagdhüter  soll  der  Landvogt  besolden.  Die  Bnfe  der 
Landschaft  soll  er  unentgeltlich  besiegeln,  dagegen  für 
das  Exeqnatnr  die  gewöhnliche  Honoranz  beziehen.  Er 
soll  auf  Anhalten  des  geistlichen  Richters  in  geist- 
lichen Vorfallenheiten  seine  Hülfe  nnentgeltlich  leisten, 
vorbehalten  den  Lohn  der  Palastfamilia. 

630.  1756.  Jabrr.  Lauis.  Yisitation  der  Marksteine  durch  die 

Dorfvögte. 

(Me  c.  251.) 
63L  1758.     Ortsstimmen  für  Mendris. 

(Me  c.  253—259.) 
1.  Kanzlers  Tax  für  Rnfe  n.  s.  w.  2.  Denonzien 
der  Dorfvögte  immediate  beim  Landvogt,  nicht  beim 
Landschreiber  anzubringen.  3.  Wer  wegen  Verbrechens 
dnrch  Urteil  gestraft  worden  oder  sich  mit  der  Kammer 
über  die  Busse  verglichen  hat,  dem  soll  die  Liberation 
oder  den  Urteilschein  aus  der  Kanzlei  zu  nehmen  frei 
stehen,  ohne  dass  ihm  solche  unbegehrt  aufgedrungen 
werden.  4.  Den  Einwohnern  von  Mendris  und  Baierna 
bleibt  fernerhin  unbenommen,  Fräzepte,  Sequester  und 
dgl.  Instrumente  entweder  durch  den  Landschreiber 
oder  durch  einen  dortigen  Notar  um  den  in  den  De- 
kreten bestimmten  Lohn  ausfertigen  zn  lassen.  5.  Der 
Landschreiber  soll  den  Regenten  und  Dorfvögten  den 
Amtseid  unentgeltlich  geben.  6.  Er  soll  von  semen 
Gebühren  die  Steuer  zahlen.  7.  Er  soll  keine  neuen 
Emolumente  fordern. 

632.  1759.     Jahrr.  Lauis.     Dolmetscher.     Abzog. 

(Me  c.  260  nnd  261.) 
1.  Der  Dolmetscher  zu  Mendris  soll  in  den  Au- 
dienzen seinen  Sitz  nehmen,  wo  es  den  andern  H. 
Beamten  an  ihrem  Rang  nicht  präjudizierlich  ist. 
2.  Abzug  ist  nicht  zu  entrichten  von  Geld  oder  Waren, 
80  von  auswärtigen  an  hiesige  Personen  vorgeschossen 
und  hernach  bezahlt  werden. 

633.  1765.   Jahrr.  Lauis.   Froroga  in  Appellationssachen  un- 
statthaft. 

(Me  c.  271.) 

634.  1778.     Jahrr.  Lauis.     Malefiz  betreffend. 

(Me  c.  287  nnd  288.) 
1.  Wenn    die   Malefikanten   unvermögend   sind,    so 
sollen   die  Fiskale  und  Kanzler   die  Prozedur  unent- 
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geltlich  verricbten,  mithin  sind  die  wegen  der  Detention 
auflaufenden  Kosten  durch  die  den  Hoheiten  zustehenden 
Kammeranteile  zu  bezahlen.  2.  Schwere  Verwundungen 
sind  für  Malefiz  zu  halten,  daher  die  Gemeinden  auch 
bei  solchen  stürmen  und  den  Thäter  festnehmen  sollen. 
Vgl.  Nr.  569. 

635.  1779.  Jahrr.  Lauis.  Geltung  des  Mayländer  Geldrufs  für 
Bezahlung  yon  Kapitalien  und  Zinsen. 

(Me  0.  289.) 
Dasselbe   schon   1767  Jahrr.  Lauis  für  Bezahlung 
der  Bussen  an  die  Kammer.     Me«  c.  273. 

636.  1780.    Jahrr.  Lauis.    Liberationen  des  Landvogts.  Alte 

Landesangehörige. 

(Me  c.  290  nnd  291.) 
1.  Der  Landvogt  ist  nicht  befugt,  über  seine  ap- 
pellierten Geldbussen,  worin  das  Sindikat  gesprochen 
hat,  liberationes  zu  erteilen.  2.  Den  Hoheiten  steht 
allein  das  Recht  zu,  für  alte  Landesangehörige  zu  er- 
kennen. 

637.  1783.     Jahrr.  Lauis.     Zollfreiheit. 

(Me  0.  293.) 
Freiheit  derer  von  Mendris    und  Balema   von  Zoll 
bei   Durchpassieren  durch  ein  Stück  Lauiser  Gebiets 
zwischen  Pizzolo  und  Cerciera. 


4.  Dekrete  für  Luggarus  (Looarno). 

Die  für  Luggarus  publizierten  Dekrete  sollen  laut 
Tagsatzungsbeschluss  von  1575  (E.  A.  IV  2  S.  1153 
Art.  169)  auch  für  Maienthal  gelten. 

638.  1517  Febr.  28.  Luggarus.  Eaufbrieferrichtung  vor  dem 
Vogt.    Fiskalbestellung  für  Busseneinzug. 

(E.  A.  m  2  S.  1042  f.  lit.  b  und  s.) 

639.  1539  Aug  27.    Tags.  Baden.     Kapitel  oder  Artikel  für 
Luggarus  und  Brissago. 

(Ln  S.  42  f.  c.  1.  E.  A.  IV  1  c  S.  1129  lit.  n.    Die 
BeratüDgen  S.  965  lit  p,  S.  992  lit.  y,  S.  993  zu  y, 
S.  1102  lit  L) 
Im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  den  Artikeln 
für  Lauis   von    1639  (Nr.  397).     Die  Abweichungen 
betreffen  hauptsächlich  1.  den  Bussenbezug,  s.  Nr.  101 
vgl.  mit  95.  —  2.  in  Ziff.  5   genauere   Angabe    der 
Strafen   schwerer  MalefizfäUe  als  in  Lauis.  —  3.  In 
Lauis  fehlen   folgende  Bestimmungen:    a.  Wer  Güter 
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verkaufen  oder  vertanschen  will,  soll  öffentlich  auB- 
rufen  lassen,  dass  wer  Ansprach  darauf  zu  haben 
glaubt,  solchen  in  Jahresfrist  geltend  mache.  Nach 
Verfluss  des  Jahres  soll  der  Käufer  nicht  mehr  mo- 
lestiert werden;  vorbehalten  Minderjährige  und  Ab- 
wesende, denen  zu  Nachteil  keine  Verjährung  Platz 
greifen  soll.  b.  Die  von  Locamo  mögen  fernerhin  einen 
Proviantrichter  wählen,  der  über  Brotgewicht,  Mass 
und  Mass  Aufsicht  üben  und  die  Fehlbaren  strafen 
soll  nach  den  vom  Landschaftsrat  (Regenti  di  Locarno) 
aufgesetzten  Ordnungen,  c.  Die  im  See  gefangenen 
Fische  sind  zuerst  auf  dem  Markt  zu  Locarno  eine 
Stunde  lang  feil  zu  halten,  bevor  sie  auswärts  zum 
Verkauf  gefuhrt  werden,  bei  willkürlicher  Strafe  des 
Landvogts. 

640.  1543  Juli  14.   Jahrr.  Luggarus.    Wahl  der  Fürsprecher 

nnd   der  Notare   durch    den  Landscbaftsrat   unter  Be- 

stätig^ngsrecht  des  Landvogts.  Absetzung  durch  letzteren 

bei  Rechtswidrigkeiten. 

(Lu  S.  51  c.  2.) 

641.  1544  März  27.  Ordnung  lür  den  Holzhandel,  durch  Land- 
vogt und  Landschaftsfiirsprecher  mit  den  Holzhändlem 
von  Luggarus  aufgerichtet. 

(Lu  S.  169  c.  40.) 
Die  Holzhändler  sollen  ihre  Zeichen  dem  Holzamt- 
mann angeben;    Hölzer   ohne  Zeichen  mag  jedermann 
wegführen  unter  Anzeige   an   den  Amtmann;   Fremde 
dürfen  nicht  in  Gesellschaft  angenommen  werden,  u.  A. 

642.  1547  Juli  10.  Jahrr.  Luggarus.  Verträge  von  Bevog- 
teten  und  Weibspersonen. 

(Lu  S.  52  c.  3.) 
Niemand  soll  mit  Minderjährigen,  Närrischen,  Be- 
vogteten  oder  in  Vaters  Gewalt  Stehenden  Verkäufe 
oder  Käufe  abschliessen,  ihnen  auf  Borg  geben  noch 
sonst  Kontrakte  mit  ihnen  eingehen,  ebenso  nicht  mit 
ledigen  Weibspersonen  ohne  Wissen  und  Willen  eines 
ihrer  Verwandten  und  nicht  mit  Ehefrauen  ohne  Wissen 
und  Willen  ihres  Ehemanns.  Haben  ledige  Weibs- 
personen keine  Verwandten  in  der  Landschaft,  so 
mögen  sie  für  ihre  Notdurft  und  Unterhalt  wohl  kon- 
trahieren, doch  soll  diese  Notdurft  in  dem  Kontrakt, 
welcher  mit  Gutheissung  eines  Landvogts  zu  errichten 
ist,  spezifiziert  werden.  Auf  Übertretung  steht  (wohl 
nur  für  den   andern  Kontrahenten)  Verlust   der    An- 
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spräche  und  Kraftlosigkeit  des  Vertrags  und  Strafe 
von  25  Goldkronen  an  die  Kammer  und  bei  gar  zu 
grober  Yersehnldnng  Strafe  an  Leib  und  Ehre. 

643.  1547  Juli  12*    Jahrr.  Laggarus.     Pfändungen  zu  Gam- 
barogpio. 

(Ln  S.  54  c.  4.) 
Das  Freidorf  Gambarogno  ist  von  der  Landschaft 
Lnggarus  gänzlich  abgesondert  (vgl.  Nr.  664),  obschon 
es  zn  der  Landvogtei  gehört  und  vom  dortigen  Land- 
vogt das  Recht  nimmt,  laut  eines  am  9.  Nov.  1487 
von  dem  Grafen  Eusca,  seinem  damaligen  Landesherm, 
gegebenen  Absonderungsinstmments.  Die  in  G.  ge- 
nommenen Pfänder  sollen  dort  vergantet,  nicht  nach 
Lnggarns  geschafft  werden.  Bestätigt  1551  Dez.  4 
von  der  Tags.  Baden  (Lu  S.  57  c.  6). 

644.  1551.     Tags.  Baden.     Pflicht  zur  Prevelanzeige. 

(Lu  S.  151  c.  1.) 
Ein  Kommnn,  das   einen  Frevel   verschweigt,    soll, 
wenn  ihn  der  Landvogt  erfährt,    den  Frevel   und  die 
Busse  abtragen. 

645.  1551  Dez.  21.     Euf  des  Landvogts.     Verbot  der  Ver- 
heiratung von  Kindern  ohne  der  Eltern,  bezw*  des  Vor- 
mundes und   der  Verwandten    und   des  Landvogts  Ein- 
willigung. 

(Lu  S.  58  c,  7.  E.  A.  IV  1  e  S.  589  zu  oo.) 

646.  1553  Juli  13.  Jahrr.  Luggarus.  Bestätigung  eines  Statuts 
der  Landschaft   über  Beweiskraft   der  Greschäftsbücher. 

(Lu  S.  59  c.  8.  E.  A.  IV  1  e  S.  810  lit.  n.) 

647.  1554  Juli  10.    Jahrr.  Luggarus.    Inkompetenz  der  Pro- 
viantrichter in  Sachen  von  Gambarogno. 

(Lu  S.  62  c.  10.) 
1557.     Besetzung  der  Chorherrenpfründen,  s.  Nr.  23. 

648.  1557  Dez.  6.  Tags.  Baden.  Kapitel  betr.  Eriminalbussen. 

(Lu  S.  64  c.  11.  Vgl.  E.  A.  IV  2  S.  1268  Art.  292, 
wo  die  Erhöhung  der  Bussen  mit  der  niedrigen 
Landeswährung  der  Pfunde  motiviert  ist.) 

1.  Wer  dem  Andern  gegen  seine  Ehre  redet,  büsst 
5  Pfund,  nnd  wer  den  Andern  Dieb,  Mörder,  Ketzer, 
Verräter  und  dgl.  schilt,  20  Pfund.  —  2.  Wer  den 
Beweis  der  von  ihm  ausgegangenen  Beschimpfungen 
anbietet  und  nicht  führen  kann,  büsst  100  Pfund  und 
alle  Kosten.  —  3.  Degenzücken  im  Zorn  ohne  Ver- 
wundung 10  Pfund,  bei  Verwundung  20  Pfund.  — 
4.  Degenziehen  zur  Notwehr  bussfrei;  bei  Unerweis- 
lichkeit,  wer  von  beiden  zuerst  gezogen,  verfallen  beide 
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in  obige  Busse.  —  5.  Schlag  mit  Stöcken,  Holz  nnd 
dgl.  ohne  Verletzung  3  Pfund,  harte  Schläge  mit 
Blutung  oder  Gliedbruch  20  Pfund.  —  6.  Wer  einen 
in  seinem  Haus  angreift,  ihn  herausfordert  oder  sonst 
beleidigt,  büsst  100  Pfund,  doch  dass  man  demWeiber- 
geläuf  und  -geschwätz  kein  Gehör  gebe,  ausser  wenn 
grössere  Unordnung  daraus  erfolgt,  wo  es  dann  in 
des  Landvogts  oder  der  Gesandten  Willkür  steht,  nach 
Beschaffenheit  der  Sache  auch  an  Leib  und  Gut  zu 
strafen.  —  7.  Verwundung  im  Scherz  oder  durch  Un- 
vorsichtigkeit (Abwerfen  von  Holz  ab  den  Bergen, 
Werfen  von  Stöcken  oder  Steinen  auf  Bäume)  buss- 
frei, aber  Ersatz  des  Schadens;  erfolgt  jedoch  Tot- 
schlag dadurch,  so  soll  es  der  Bescheidenheit  des 
Richters  tiberlassen  sein.  —  8.  Bezauberung  von  Ehe- 
leuten, dass  sie  den  Beischlaf  nicht  haben  können: 
Strafe  an  Leib  und  Gut.  —  9.  Fremden,  die  verbotene 
Gewehre  tragen,  ist  keine  Aufenthaltsbewilligung  zu 
geben,  —  10.  Wer  einen  in  seinem  Gut  auf  Schaden- 
zufügung  betrifft,  darf  ihn  ohne  Strafe  schlagen;  aber 
Totschlag  ist  der  Erkanntnis  des  Landvogts  überlassen. 
—  11.  Kinder  unter  12  Jahren,  die  sich  mit  Faust 
oder  Stecken  oder  Steinwurf  und  dgl.  verwunden,  sind 
straffrei,  aber  der  Landvogt  soll  nach  Beschaffenheit 
der  Sache  entscheiden,  ob  der  Verwunder  allfälligen 
Schaden  ersetzen  muss.  —  12.  Anerkennung  alten 
Rechts,  wonach  die  Landschaft  Fauststreiche  strafen 
und  die  (geringe)  Busse  einziehen  darf.  —  13.  Salz- 
verkauf an  Mailänder  straffrei,  wenn  es  in  der  Land- 
schaft geschieht,  dagegen  nach  Verdienen  zu  strafen, 
wenn  es  im  Mailändischen  geschieht.  —  14  und  15. 
Friedbieten  und  Friedbruch,  s.  Nr.  406.  —  16.  Ab- 
schiessen  auf  einen  Andern,  s.  Nr.  296.  —  17.  Wer 
den  andern  auf  den  Frieden  mit  Gewehr  verwundet, 
wird  enthauptet,  bricht  er  aber  den  Frieden  mit  Fäusten 
und  mit  Blutung,  so  büsst  er  125  Pfund.  —  18.  Ge- 
wehrziehen und  Steinwurf,  s.  Nr.  263.  —  19.  Lügner- 
schelten oder  Ehrbelddignngüber  den  Frieden :  32  Pfund, 
vorbehalten  Wahrheitsbeweis  nach  Form  Rechtens.  — 
20—23.  Fried,  s.  Nr.  406.  —  24.  Straffällige  sollen 
in  Frist  von  14  Tagen  die  Strafe  zahlen  oder  aus 
der  Landschaft  verrufen  uud  nicht  liberiert  werden 
bis  zur  Bezahlung.  —  25.  a.  Marksteinverrückung, 
b.  Notzwang,  c.  Seckelschneiden,  d.  Meineid,  e.  Brand- 
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Btiftnng  gemäs  Artikeln  v.  1539  zu  strafen  (nämlich 
a.  25  Kronen  und  Amts-  und  Ehrentsetznng,  b.  Leibes- 
strafe  und  Vermögenskonfiskation,  c.  wie  Di^bstal, 
d.  Leibesstrafe,  e.  Scheiterhaufen  und  Vermögens- 
konfiskation). —  2B.  Andere  hier  nicht  genannte  straf- 
bare Sachen  sollen  die  Landvögte  nach  Umständen  der 
Sachen  strafen.  —  Ein  Pfund  ist  für  5  Doppler 
(grossi)  zu  rechnen  und  es  soll  nicht  mit  schweren 
PfundoA  gestraft  werden. 

649l  1559  Juli  14.     Jahrr.  Luggar us.     Verkauf  von  Liegen- 
schaften Minderjähriger. 

(Lu  S.  71  c.  13.) 

Behufs  Ermöglichung  des  Verkaufs  von  Gütern 
Minderjähriger  durch  den  Vormund  ohne  spätere  An- 
fechtung Seitens  des  Mündels  wird  erkannt :  der  Vogt 
soll  3  oder  4  der  Verwandten  zuziehen  und  dem 
Landvogt  den  Grund  des  Verkaufs  anzeigen ;  ^bestätigen 
dann  die  Verwandten  und  der  Landvogt  den  Verkauf 
als  notwendig,  so  soll  derselbe  in  Kraft  bleiben.  Doch 
darf  der  Vormund  nicht  für  sich  kaufen. 

650.  1561  April  21.  Tags.  Baden.  Zugverfahren  der  Gläubiger. 

(Lu  S.  72  c.  14.) 

Die  Landschaft  stellt  vor:  wenn  einer  überschuldet 
stirbt  oder  das  Land  verlassen  muss,  so  berufen  die 
Landvögte  alle  Gläubiger  und  bestätigen  ihnen  ihre 
Forderungen,  damit  sich  ein  jeder  nach  dem  Datum 
seines  Instruments  bezahlen  möge;  dann  zieht  ein 
Gläubiger  den  andern,  welcher  von  dem  Schuldner 
später  in  dato  Güter  erkauft,  ins  Recht  und  verstosst 
ihn  davon,  und  das  tut  der  Dritte,  Vierte  u.  s.  f.,  und 
die  grossen  Kosten  werden  alle  auf  des  Schuldners 
Güter  geschlagen,  wodurch  viele  der  letzten  Ansprecher 
ihre  Forderung  verlieren.  Daher  erkannt:  dass  kein 
Ansprecher  den  andern,  dritten  und  s.  f.  ins  Recht 
fassen  solle,  sondern  wenn  er  keine  ledigen  Güter  des 
Schuldners  für  seine  Bezahlung  findet,  bei  dem  letzten, 
welcher  des  Schuldners  Güter  gekauft  und  so  fort  bis 
zu  seiner  völligen  Bezahlung  solche  begehren  und 
nehmen  möge,  das  alles  zu  Ersparung  grosser  Kosten. 

1561.     Verleihung  geistlicher  Pfründen,  s.  Nr.  24. 

651.  1562  Juli  17.    Jahrr.  Luggarus.     Recht  der  Landschaft 
auf  gewisse  Bussen. 

(Lu  S.  73  c.  15.) 
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Gemäs  den  Statuten  gehören  alle  Bussen  um  Faust- 
streiche und  Haarrupfen  (Friedbruch  und  Parteiung 
ausgenommen)  mit  und  ohne  Blutruns  der  Landschaft 
und  nicht  der  Kammer  zu;  die  Landvögte  sollen  solche 
Frevel  nur  beurteilen. 

1562.  Steinwurfstrafe,  s.  Nr.  264. 

1563.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  177. 

1563.     Verfahren  in  peinlichen  Sachen,  s.  Nr.  430. 

652.  1566  Juli  18.    Jahrr.  Luggarus.    Verhandlung  bei  Tot- 
schlaganklage. 

(Lu  S.  151  c.  2.   E.  A.  IV  2  S.  1240  Art.  äa, 
S.  1260  Art.  215.) 

653.  1570  Juli  31.  Jahrr.  Luggarus.  Taxordnung  für  die  nach 
Angabe  der  Landschaft  unersättlichen  Weibel. 

(Lu  S.  80  c.  20.) 

654.  1572  Juli   15.     Tags.   Baden.     Vorschriften    bezüglich 
Prozessgang. 

(Lu  S.  82  c.  21.) 
Auf  Gesuch  der  Landschaft:  1.  Bestätigung  von 
Nr.  430.  —  2.  Um  Geldstrafen  soll  blos  getürmt 
werden,  wer  sie  nicht  bezahlen  kann.  —  3.  Ap- 
pellation in  die  Orte,  s.  Nr.  33.  —  4.  Bussenanteil 
des  Landvogts,  s.  Nr.  87.  —  5.  Gegen  ein  nach 
Statuten  in  Streit  zwischen  Verwandten  gesprochenes 
Schiedsrichterurteil  kann  nicht  appelliert  werden. 

655.  1572  Juli  21.  Jahrr.  Luggarus.  Strafe  des  Holzdiebstals. 

(E.  A.  IV  2  S.  1261  Art.  217.) 

656.  1573  Juli  27.  Jahrr.  Luggarus.  1.  Verjährung.  2.  Peier- 

tagsheiligung. 

(Lu  S.  84  c.  22.  E.  A.  IV  2  S.  1255  Art.  175.) 

657.  1577  Juli  26.     Jahrr.  Luggarus.     Augenscheinskosten. 
Verfolgung  von  Übeltätern. 

(Lu  S.  86  c.  24.) 
Bei  zufälligen  Todesfällen  soll  das  Tribunal  die  In- 
formation von  den  Dorfvögten  einziehen,  oder  wenn 
es  den  Augenschein  selber  vornehmen  will,  die  Kosten 
desselben  nicht  den  Gemeinden  aufladen,  sondern  der 
Kammer  verrechnen.  —  Die  Neuerung,  dass  zu  Ver- 
haftung von  Verbrechern  die  Bewohner  der  betreffenden 
Gemeinde  bei  Strafe  aufgeboten  werden,  wird  abgetan; 
nur  die  geschworenen  Amtsweibel  sind  dazu  verpflichtet. 

658.  1577  Juli  31.  Jahrr.  Luggarus.  1.  Audienztage  des  Land- 
vogts.    2.  Bussen, 

(Lu  S.  85  c.  23.) 
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ad  ä.  Wer  einen  mit  einem  Sackmesser  ungefähr- 
licher Weise  verletzt,  soll  nicht  höher  gestraft  werden 
als .  für  Verwnndang  mit  dem  Degen.  Verwundung  mit 
einem  verbotenen  Gewehr  straft  der  Landvogt  nach 
Gestalt  der  Sache. 
-65^«  1577.  Ortsstimmeii,  bestätigt  1578  Jan.  16  auf  der  Tags. 
Baden. 

.  (Lu  S.  88   c.  25;   Ziff.  4  auch  in   E.  A.  IV  2 
S.  1261  Art.  218.) 

Auf  Gesuch  der  Landschaft:  1.  Bestätigung  von 
Nr.  430  und  654  Ziff.  5.  —  2.  Bestätigung  von 
Nr.  651  mit  dem  Zusatz:  auch  wenn  das  Vergehen 
in  der  Versammlung  vor  der  Kirche  oder  sonst  wo 
geschehen  ist  (die  Landvögte  hatten  in  solchen  Fällen 
die  grosse  Busse  verhängen  und  für  die  Kammer  be- 
ziehen wollen).  —  3.  Wer  einen  andern  Spion  schilt, 
soll  nicht  höher  gestraft  werden  als  wenn  er  ihn 
Schelm  gescholten.  —  4.  In  Malefizsachen  soll  der 
Landvogt  nicht  allein  prozedieren,  examinieren  und  ur- 
teilen^  sondern  in  Beisein  von  5  oder  7  vom  Land- 
rat gewählten  Mitrichtern  guten  Rufs,  welche  schwören 
sollen  ihr  Bestes  zu  tun.  Absch.  zu  Baden  1598 
April  8  fügt  bei:  werden  Mitrichter  fehlbar,  so  soll 
man  der  Landschaft  deswegen  dieses  Privileg  nicht 
nehmen,  sondern  die  Fehlbaren  strafen. 
1579.  Vorgang  älterer  Schulden  vor  Straf  Untersuchungs- 
kosten, 8.  Nr.  188. 

660.  1581.    Jahrr.  Luggarus.    Erkanntnis  auf  9  Beschwerde- 
punkte  der  Landschaft. 

(Ln  S.  94  c.  28.) 
Bestätigung   alten    Rechts    in    Nr.   653    und   654 
Ziff.  5,  Zulassung  gewisser  Arbeiten  an  Feiertagen  u.  A. 
1583.     Geistliche  Pfründen,  s.  Nr.  25. 
1586.     Verbot  der  Entscheidung  weltlicher  Sachen  durch 
Geistliche,  s.  Nr.  303. 

661.  1586  Juli  23./  Okt.  12.  Jahrr.  Luggarus  und  Tags.  Baden. 
Erbrecht  der  Schwestern. 

(E.  A.  IV  2  S.  1256  Art.  179  und  S.  1240  Art.  34.) 
1589.     Banditen,  s.  Nr.  136. 

662.  1589  Juli  27.  Jahrr.  Luggarus.  1.  Notariatsinstrumente. 

2.  Einstellung  der  drei  Landschaftssindici. 

(E.  A.  V  1  S.  1579  Art.  33.  S.  1585  Art.  84.) 

663.  1590  Juli  20.     Jahrr.  Luggarus.     Wahl   der  Dorfvögte 
(Konsuln). 

(Lu  S.  152  c.  7.) 
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Wählbar  bloss  solche,  die  in  ihren  Dörfern  wohn- 
haft sind;  Zuwiderhandeln  mit  50  Kronen  gebüsst» 
Bestätigt  1601  (das.  S.  155  c.  13). 

664.  1591  Febr.  10.     rreiheit  von  Grambarogno. 

(Lu  S.  143  f.) 
Dieses  Freidorf  hat  einen  eigenen  Richter  in  Civil- 
Sachen,  von  den  Urteilen  geht  die  Appellation  an  den 
Landvogt  oder  das  Sindikat,  bis  man  zwei  gleich- 
lautende ürteUe  erlangt  hat,  die  dann  nicht  mehr 
appellabel  sind.  Vgl.  Nr.  643. 

665.  1592  Juli  24.  Jahrr.  Luggarus.  Ausfahrzoll  auf  Hob; 
und  Kohlen. 

(E.  A.  V  1  S.  1606  Art.  267,  vgl.  Art.  269.) 
1592.     Banditen,  s.  Nr.  137. 
1596.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  38. 

666.  1596  Juli  27.  Jahrr.  Luggarus.  Ablegung  der  Landsteuer- 
rechnung in  Beisein  des  Landvogts. 

(La  S.  164  c.  12.) 

667.  1597  Juli  29.  Jahrr.  Luggarus.  Bestätigung  von  Fleisch-^ 
Fisch-;  Brot-  und  Buttertaxen  laut  Bufes  der  Proviant- 
richter, 

(Lu  S.  99  c.  31.) 

668.  1604  Juli  21.  Jahrr.  Luggarus.  Prozessdauer  bei  Über- 
gabe an  Be(}htsprecher. 

(E.  A.  V  1  S.  1600  Art.  201,  8.  1601  Art.  207.) 

669.  1604  Okt.  4.  Altdorf.  Abkommen  zwischen  den  nobili 
von  Luggarus  und  den  borghesi,  terrieri  (Einsassen)  und 
la  piü  parte  de  oomuni  forensi  di  detto  contado  (Mehr- 
teil der  (remeinden  gedachter  Landschaft)  durch  Land- 

aramann  und  Rat  von  üri  vereinbart. 

(Lu  S.  138  ff.) 
Betrifft   die  Wahl   der  Mitrixshter,    der  Provisions- 
richter,  der  Polizeibeaniten  n.  s.  w. 
1608.     Wucher,  s.  Nr.  257. 

670.  1608   Juli  26.     Jahrr.  Luggarus.     Gerichtsbarkeit   der 

Bruderschaften. 

(Lu  S.  102  c.  32.) 
Die  Bruderschaften  (confraternite)  haben  keine  Ore- 
richtsbarkeit,   unter   die  sie  ihre  Mitglieder   zwingen 
könnten;  diese  letztern  sind  frei,  ihnen  ihre  Streitig- 
keiten zu  brüderlichem  Vergleich  zu  übergeben. 

671.  1608  Juli  26.  Jahrr.  Luggarus.  Anklage  und  Beweis  von 
Verbrechen. 

(E.  A.  V  1  S.  1686  Art.  99.) 
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1611.  Steinwarfstrafe,  s.  Nr.  265. 
1611.  Strafantergachnng  auf  Grand  Geredes,  s.  Nr.  431. 
1620.  Ehebrach-,    Konkubinat-    and   Unzachtstrafen,   s. 
Nr,  276. 

672.  1626.  Ortsstimmen.  Zeugnis  gegen  nahe  Verwandte. 

(Ln  S.  106  c.  36.) 
Aufhebnng  der  neuen  Prozedur,  dass  der  Vater  gegen 
die  Kinder,  die  Frau  gegen  den  Mann,  der  Bruder 
gegen  den  Bruder  Kundschaft  geben  solle,  ausser  in 
Sachen,  welche  die  allgemeine  Buhe  der  Landschaft 
betreffen  und  ernstliche  Inquisition  erfordern. 
1626.     Banditen,  s.  Nr.  138. 

673.  1626  Juli  22.  Jahrr.  Luggarus.  Kapitel  betr.  Erbzinse, 
deren  Ablösung,  u.  A. 

(La  S.  159  c.  22.  Ma  S.  382  c.  20.  Anf  das  Maienthal 
erst  1644  aasgedehnt,  das.  S.  385  c.  22.  Im  gedruckten 
Statutenbuch  von  Lavizssara  S.  154:  Editto  contra 
gli  fitti  ereditorii.) 

1.  Neue  Erbzinse  dürfen  nicht  mehr  errichtet  werden; 
Erbzinse*  und  Kaufbriefe  mit  Erlösungsgnade  mögen 
trotz  Ablauf  des  Termins  der  Gnade  zu  jeder  Zeit 
erlöst  und  erkauft  werden;  jedoch  dass  der  Lehen- 
mann dem  Zinsherrn  den  wahren  Preis  samt  den 
Zinsen  und  Lohn  des  Instruments  bezahle.  Ist  der 
Termin  der  Gnade  verflossen  und  will  der  Zinsherr 
seine  Bezahlung  nicht  mehr  aufschieben,  so  mag  er 
sich  durch  Schätzung  auf  die  ihm  verobligierten  Güter 
bezahlen.  —  2.  Kaufbriefe  mit  Erlösungsgnade  sind 
zulässig,  weil  sie  dem  Lehenmann  kommlich  sind,  und 
wegen  solcher  Käufe  lässt  man  auch  Geld,  Korn,  Wein 
und  andere  Früchte  für  Zins  zu  nehmen  zu,  doch  soll 
der  Empfang  der  Früchte  oder  des  Gelds  billig  sein 
und  nicht  auf  den  Wert  der  Güter,  sondern  nach 
Proportion  des  ausgegebenen  Kapitals  bezogen  werden ; 
aber  wegen  den  ausgeschätzten  oder  frei  und  ledig 
verkauften  Gütern  mögen  sie  die  Zinsen  einziehen  nach 
der  mit  dem  Schuldner  getanen  Vorkommnis.  — 
3.  Künftig  soll  in  allerlei  Instrumenten,  Schuldbriefen, 
Handschriften  und  Bücherschulden,  da  Zins  zu  zahlen 
akkordiert  wird,  nicht  mehr  als  5^0  an  Geld  für  Zins 
bezogen  werden,  und  nicht  an  Korn,  Wein  und  andern 
Früchten.  Aach  sollen  die  Bezahlungen  durch  Incant, 
so  man  auf  den  liegenden  Gütern  nimmt,  aufgehoben 
sein,  wegen  des  vielen  Schadens,  der  durch  solche  In- 
canten  geschieht,  vorbehalten  für  Bürgschaft,  für  ge- 
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richtlich  hinterlegtes  Geld  und  Steuer  der  Landschaften, 
Ansprachen  der  Obrigkeit  nnd  der  Gemeinden,  for  den 
Preis  verkaufter  Güter.  Fär  alle  andern  Ansprachen 
soll  man  die  Bezahlung  durch  Schätzung  nehmen  mit 
dem  gewöhnlichen  Termin  zu  erlösen,  bei  Strafe-  der 
Ungültigkeit.  —  4.  Den  Incanten  vorzubeugen  sollen 
die  Enthebungsbriefe  (Rilevanzinstrumenten)  aufgehoben 
sein,  vorbehalten  dass  ein  Bürge  sich  allezeit  von 
seinem  Prinzipalschuldner  kann  enthebt  machen  nm 
diejenige  Schuld,  um  welche  er  sich  als  Bürge  gesetzt 
hat;  verbieten  also  den  Schreibern  solche  Kontrakte 
zu  schreiben,  bei  100  Pfund  Busse  das  erste,  200 
das  zweite  und  arbiträre  richterliche  Strafe  das  dritte 
Mal  für  den  Schreiber  und  Konfiskation  des  Kontrakts 
für  die  Kontrahenten. 

1633,  Libelli  famosi  oder  heimliche  Anklagen,  s.  Nr.  432. 

1634.  Heimliche  Ankläger,  s.  Nr.  433. 
1634.  Strafe  des  Incestes,  s.  Nr.  284. 
1634.  Zinsmaximum,  s.  Nr.  258. 

674.  1634.  Ortsstimmen.  Schiedsrichter  für  Streit  unter  Ver- 
wandten. 

(Lu  S.  109  c.  38.) 
Die  Landvögte  sollen  alle  Streitigkeiten  zwischen 
Verwandten  an  Schiedsrichter  zu  definitivem  Sprach 
weisen.  Damit  aber  der  obrigkeitlichen  Kammer  nichts 
entzogen  werde,  soll  die  Bestätigung  solcher  Arbi- 
tramente  dem  Landvogt  zustehen,  damit  er,  falls  etwas 
Kriminales   darin  gefunden  würde,  die  Strafe  beziehe. 

675.  1676  Sept.  9.  Jahrr.  Luggarus.  Schiedsrichter  in  Streit 

unter  Verwandten  nicht  ans  Fremden  zu  wählen  bei   50 

Kronen  Busse. 

(Lu  S.  134  c.  47.) 

676.  1708  Aug.  29.  Jahrr.  Luggarus.  Nur  Prozesse  zwischen 

Verwandten  bis  zum  dritten  Grad  sind  an  Schiedsrichter 

zu    weisen;    der    Schiedspruch    soll    in    längstens    zwei 

Monaten  ergehen,  sonst  nimmt  der  ordinari  Richter  den 

Handel  an  sich. 

(Lu  S.  184  c.  79.  E.  A.  VI  2  S.  2145  Art.  42.) 

677.  1767.  Jahrr.  Luggarus.  In  solchen  Schiedsgerichten  ist 
als  Obmann  zunächst  der  von  beiden  Parteien  Vorge- 
schlagene vom  Landvogt  zu  wählen. 

(Lu  S.  198  c.  124.  E.  A.  VII  2  S.  1004  Art,  103  f.) 

678.  1785.     Jahrr.  Luggarus.     Dasselbe  betreffend. 

(E.  A.  Viri  S.  578  Art.  588  f.) 
1637.     Anliegen  der  Untertanen,  s.  Nr.  286. 
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679;  1639.     Ortsstimmen. 

(Lu  S.  111  c.  39.) 
1.  Die  Landvögte  sollen  bei  Totschlägen  and  andern 
Malefizfällen,  die  kündbar  und  öffentlich  sind,  mit 
Zuzug  der  7  Mitrichter  auch  ohne  Klage  prozedieren 
(vgl.  Nr.  432  f.),  und  alle  Personen  der  Gemeinde, 
wo  das  Verbrechen  begangen  worden,  verhören  und 
dann  mit  dem  Verbrecher  nach  Form  Eechtens  ver- 
fahren. —  2.  Appellation  an  das  Sindikat«  s.  Nr.  207. 

—  3.  Bewilligung  dass  die  7  Mitrichter  vor  Eröffiiung 
ihrer  Meinung  in  Malefizsachen  sich  unter  einander 
beratschlagen. 

680.  1643.    Ortsstimmen.    Erlaubnis  der  Weinlese  an  Sonn- 

nnd  Feiertagen  nach  angehörter  h.  Messe. 

(Lu  S.  113  c.  40.) 

681.  1655  Sept.  7.  Jahrr.  Laggarus.  Reformation  der  Statuten 
behufs  Abschaffung  von  Missbräuchen. 

(Lu  S.  116  f.  e.  41.  cfr  E.  A.  VI  1  S.  1442  Art.  38.) 

1.  Notare  und  Fürsprecher,  s.  Nr.  242.  —  2.  Verbot 
des  Gabenanbietens  an  Richter,  s.  Nr.  69.  —  3.  Be- 
stätigung von  Art.  74  der  Stat.  v.  1588  mit  dem 
Zusatz:  wenn  ein  Auffall  oder  Exkussion  auf  einer 
Person  Hab  und  Gut  geschieht,  so  soll  ein  jeder,  der 
solche  Güter,  auf  welchen  der  Auffall  geschehen  sollte, 
vier  Jahre  lang  besessen  hat,  von  keinen  Ansprechern, 
auch  nicht  von  älteren,  molestiert  werden,  ja  sogar 
sich  im  Auffall  nicht  anzumelden  brauchen,  sondern  in 
seinem  vieijährigen  Possess  geschirmt  werden.  Hat 
aber  einer  auf  Gütern,  die  ein  Andrer  schon  in  ruhigem 
Besitz  durch  zehn  Jahre  besessen,  etwas  Rechtsame, 
der  soll  sie  in  Jahresfrist  von  jetzt  ab  nach  Form 
Rechtens  beweislich  machen,  sonst  hat  er  sie  verloren. 

—  4.  Bestätigung  von  Nr.  656  Ziff.  1  und  Nr.  646: 
dabei  versteht  sich,  dass  wenn  schon  solche  Ansprachen 
vom  Schuldner  im  Geschäftsbuche  des  Gläubigers  unter- 
schrieben, aber  in  10  Jahren  nicht  erneuert  wären, 
solche  kraft  des  Artikels  der  Präskription  auch  ver- 
jährt sind.  Das  Vergangene  belangend,  soll  jeder,  der 
dergleichen  von  dem  Schuldner  nicht  unterschriebene 
Schulden  in  seinen  Büchern  hat,  seine  Ansprache 
veriffzieren  und  in  den  nächsten  zwei  Jahren  von 
Publikation  dieses  Dekrets  an  gegen  den  Schuldner 
prosequieren,  sonst  soll  er  solche  Buchschulden  nicht 
mehr  prätendieren,  ausgenommen  die  Waislein,  welchen 
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man  20,  imd  die  Abweseoden,  weldien  mu  10  Jalire 
Tonim  verginttigeL  —  5.  TeijSiinmg  des  Sdufübet" 
lohAt    der  Notare  in   10  Jahren,    aassa-   wem    6eT 
Schnldn^  darfiber  einen  Sdraldaeliein  aasgesteDt  ku. 
Der  Schreiblohn  d^  bia  aof  heate  gemachten  Schrifben 
toll  in  zwd  Jahren  nach  Pnblikation  dieses  Dekrete 
bezogen  werden,   sonst  kann  er  nicht  mdir  gefordert 
werden«  —  6.  Seckelmeister  nnd  Dorfr^gte  aollen  in 
2  Jahren  die  Fordemngen  ans  Stenem,  Veigaatamgen 
nnd    Auflagen    einziehen,    nachher  ist   weder  Haapt- 
Schuldner  noch  Boi^e  mehr  zar  Zahlong  Terpflichtet, 
ausser  wenn  ein  Vergleich  darüber  getroffen  worden. 
—  7.  Niederlassung  Fremder  bloss  gegen  genngtmme 
Bürgschaft    de   b^e    vivendo   und    Vorlegung    eines 
authentischen  Seheines  ihres  Wohlverhaltens  von  ihrem 
letzten  Wohnort  zu  erteilen.  —  8.  Audioiztage   des 
Landvogtes.  —  9.  Will  ein  Ehemann  die  Ehefrau  um 
die  ihm  zugebrachte  Heimsteuer  versichern,  so  soll  er 
es  auf  sichere,   ledige  und  spezifizierte  Unterpfänder 
thun,    damit   die  Frau   eintretenden  Falls   nicht   com 
Schaden  andrer  Gläubiger  auf  andre  Gfiter  des  Mannes 
greifen   muss.     E.  A.  VI   1   S.  1410  Art.  105.    — 
10.  Aus  £.  A.  VI  1  S.  1441   Art.  23:  Mitwirkung 
der  Amtleute  bei  Bussenverhängung. 

682.  1658  Sept.  7.  Jahrr.  Lu^garns.   Dekrete  für  Luggams. 

(Lu  S.  123  c.  43.  Vgl.  E.  A  VI  1  S.  1443  Art  41.) 

1.  Die  Weibel,  die  den  Auftrag  zur  Pfändung  erhalten, 
sollen  für  die  Schuld  nnd  ihren  Lohn  Pfand  annehmen, 
falls  der  Schuldner  freiwillig  genugsam  Pfand  anbietet. 
Kommt  der  Schuldner  der  ersten  Aufforderung  nicht 
nach,  80  soll  man  acht  Tage  warten,  und  dann  die 
Pfändung  für  Schuld,  Kosten,  Zins  und  Lohn  thnn 
nnd  die  Pfänder  den  Gläubigern  einhändigen.  Pf&nden 
die  Weibel  für  mehrere  Gläubiger  an  einem  Orte,  so 
sollen  sie  mit  Bescheidenheit  des  Lohns  halb  verfahren. 

2.  Der  Landvogt  soll  an  öffentlicher  Audienz,  nicht  in 
loco  privato,  und  in  Beisein  beider  Parteien  die  Ur- 
teile eröffnen. 

3.  Der  in  Nr.  681  Ziff.  4  gestellte  Termin  von  2  Jahren 
wird  auf  2  weitere  Jahre  erstreckt. 

4.  Holzhändler  sollen  für  ihre  Hölzer,  die  sie  durch  die 
Maggia  und  die  Melezza  in  den  See  stossen,  wegen 
der   grossen  Beschwerde,   die  der  Landschaft  daraus 
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betreffs  Erhaltung  ihrer  Wahren   erwächst,   für  jede 
Durchfuhr  50  Kronen  bezahlen. 

5.  Heimliche  Anklagen,  s.  Nr.  434. 

6.  Die  Geistlichen  sollen  von  ihren  Patrimonialgtttem 
keine  andere  Steuer  zahlen  als  was  jährlich  in  der 
Landschaft  zu  Abstattung  des  obrigkeitlichen  Tributs 
bezahlt  wird,  dagegen  von  ihren  Erbgütern  oder  ge- 
kauften Gütern  die  gewöhnliche  Steuer  nach  Gewohn- 
heit der  Gemeinden. 

7.  Da  unruhige  Personen  nach  Abschluss  ihrer  Rechnung 
mit  ihrem  Gläubiger  in  einem  öffentlichen  Instrument 
noch  nach  Jahren  auf  Revision  der  Rechnung  dringen, 
so  wird  verfügt,  dass  bloss  ein  Jahr  lang  nach  Aus- 
stellung der  Rechnung  Revision  derselben  kann  ver- 
langt werden. 

8.  E.  A.  VI  1  S.  1448  Art.  68:  Todesstrafe  steht  nur 
auf  vorsätzlichem,  nicht  auf  anderm  Totschlag.  Vgl. 
aber  Nr.  683  Ziffer  4. 

683.  1660.     Ortsstiramen. 

(Lu  S.  129  c.  45.) 

1.  Unterhalt  des  Schlosses  zu  Luggarus  Sache  der  XII  Orte. 

2.  Wer  in  einer  Kriminal-  oder  Malefizsache  von  Land- 
vogt oder  Gesandten  nach  Gebühr  gestraft  ist,  soll 
um  diese  Sache  nicht  weiter  gestraft  werden.  (Vgl. 
für  Lauis  Nr.  538.) 

3.  Appellationsgeld  und  Gestattung  des  Vergleichs  einer 
Sache  durch  die  Parteien,  s.  Nr.  84  und  208. 

4.  Die  Landschaft  ersucht  um  Moderation  der  auf  Tot- 
schlag und  Diebstal  gesetzten  Busse.  Erkannt:  da 
unter  den  Totschlägern  ein  grosser  Unterschied  ist, 
ob  die  That  vorsätzlich  oder  aus  Notwehr  begangen, 
so  sollen  die  Mitrichter  einen  vernünftigen  Unterschied 
nach  Beschaffenheit  der  Sachen  machen.  Bei  Dieb- 
stal bis  auf  100  Pfund  (=  8  Kronen)  scheint  die 
Strafe  des  Henkens  zu  scharf,  die  Mitrichter  mögen 
in  solchem  Falle  betrachten,  ob  der  Dieb  ausser  dem 
Diebstal  guten  Leumundes  ist  und  was  er  bisher  für 
ein  Leben  geführt  hat.  Vgl.  E.  A.  VI  1  S.  1448 
Art.  69. 

5.  Die  Gesandten  sollen  nichts  gegen  die  Statuten  in 
Abschied  nehmen.  Der  Landschreiber  soll  vorkommenden 
Falls  die  Landschaft  darauf  aufmerksam  machen,  damit 
diese  Vorstellungen  machen  kann. 

1666.     Ehebruchstrafe,  s.  Nr.  504. 
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684.' 1666.  Jahrr.  Luggarns.  Jährliche  Rechnungslegung  der 
Vormünder, 

(E.  A.  VI  1  S.  1468  Art.  189.) 
Vergl.  für  Lauis  Nr.  464. 
1674.     Konfisziertes  Gut  von  Verbrechern,  s.  Nr.  189« 
1676.     Ehebruch-  imd  Unzachtstrafe,  s.  Nr.  277. 
1676.     Scliiedsgericht  für  Streit   unter  Verwandten,   b. 
Nr.  675. 

685.  1676Sept.  9.  Jahrr. Luggarns.  Yormundschaftsrechnungen. 

(Ln  S.  134  c.  47.) 
Nach   altem  Brauch   vor   den  Deputierten  der  Ge- 
meinden  abzulegen  (entgegen  der  Vorschrift  in  Nr.  684). 

686.  1677.     Jahrr.  Luggarns.    Anteil  des  Landschreibers  an 
den  verrechneten  Bussen  der  zwölfte  Pfennig  wie  bisher. 

(Lu  S.  165  c.  28.) 
1680.     Freistatt  an  kirchlichen  Orten,  s.  Nr.  337. 
1682.     Abzug,  s.  Nr.  317. 

687.  1684  .Aug.  31.    Jahrr.  Luggarus.    Eid  über  Vaterschaft 
eines  unehelichen  Kindes. 

(Ln  S.  137  c.  48.) 
Einer  öffentlichen  Hnre  ist  äussert  der  Geburt  kein 
Glauben  bezüglich  des  Vaters  des  Kindes  zuzumessen ; 
wem  sie  aber  in  der  Geburt  das  Kind  zaschwört,  dem 
soll  es  zugestellt  und  von  ihm  ernährt  werden. 

1684.  Appellation  in  die  Orte^  s.  Nr.  45. 

688.  1684  Sept.  2.  Jahrr«  Luggarus.   Yerlassenschaft  Unehe- 
licher fallt  der  Kammer  anheim. 

(Ln  S,  168  c.  33.) 

1685.  Ausstand  des  Landvogts,  s.  Nr.  223. 

1685.  Strafe  des  Schiessens   auf  Jemand,    s.  Nr.  297. 

1686.  Verhandlungen  vor  dem  Sindikat,  s.  Nr.  224. 

689.  1692  Aug.  29.  Jahrr.  Luggarus.  Kostenkaution. 

(Ln  S.  169  c.  38.) 
Wer   aus   den   lobl.  Orten   hier  einen  Prozess   hat 
und  für  die  Kosten   baares  Geld   hinterlegt,   braucht 
keine  weitere  Bürgschaft  zu  leisten. 

690.  1694  Sept.  8.  Jahrr.  Luggarus.   Offizielle  Sanktion  des 
neuerstellten  Dekretenbuches. 

(Ln  S.  145.) 
1695.     Fideikommisse,  s.  Nr.  328. 

691.  1695  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Zahl  der  Notare. 

(Ln  S.  176  c.  48.  Vgl.  E.  A.  Vi  2  S.  2143  Art,  29.) 
Man    soll   sie   bis    auf   elf   absterben    lassen,    und 
künftig  keine  über  diese  Zahl  hinaus  ernennen. 
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1695.  Appellation  des  Landvogts  in  die  Orte,  s.  Nr.  47. 

1695.  Supplizieren  bei  den  Obrigkeiten,  s.  Nr.  291. 
692«  1696  Sept.  10.  Jahrr.  Luggarus.  Vergleiche  des  Land- 
vogts. 

(Lu  S.  177  c.  52.) 
Der  Landvogt  soll  ohne  Beisein  zweier  [Amtlente 
keinen  rechtlichen  oder  gütlichen  Vergleich  machen 
nnd  in  den  Vergleichen  kein  grosses  Regal  für  die 
Landvögtin  begehren  ausser  in  wichtigen  Sachen  ein 
paar  seidene  Strümpfe,  unter  Verlust  seines  Anteils 
vom  Vergleiche  und  100  Kronen  Strafe. 

1696.  Fideikommisse,  s.  Nr.  329. 
1696.     Bussenvergleich,  s.  Nr.  110. 

693.  1698  Sept.  2.  Jahrr.  Luggarus.  Taxe  der  Urteile. 

(Lu  S.  177  c.  53.) 
Nur  einfach  zu  erheben,   wenn  auch  mehrere  Per- 
sonen oder  Gemeinden  eine  Sentenz  erhalten. 
1699.  Konfisziertes   Gut  von  Verbrechern,   s.  Nr.  190. 

694.  1699  Sept.  3.  Jahrr.  Luggarus.  Angabe  des  Kornpreises. 

(Lu  S.  179  c.  61.) 
Eornhändler  sollen  den  wahren  Preis  des  von  ihnen 
gekauften   Kornes  bei  25  Kronen  Busse,   aber  nicht 
mehr  unter  ihrem  Eide,  angeben. 

695.  1700  Sept.  11.  Jahrr.  Luggarus.  Beisitz  des  Landvogts 

im  Land  rat. 

(Lu  S.  179  c.  62.) 
Behufs  Aufsicht,    dass  der  Rat  nichts   wider   seinen 
Eid  vornehme,    aber  seinem  Steuergeben  und  Polizei- 
sachen unhinderlich. 
1702.     Vicinat,  s.  Nr.  341. 

1702.  Abzug,  s.  Nr.  318. 

696.  1702   Aug.   28.     Jahrr.  Luggarus.     Appellation    gegen 
Fremde. 

(Lu  S.  181  c.  66.) 
Wenn  der  Appellant  davon  absteht^  so  soll  er  der 
dafür   hergereisten  Gegenpartei   die  Kosten  abtragen. 

1703,  Vermögensfolgen  des  Ehebruchs,  s.  Nr.  505. 

697.  1703  Sept.  1.  Jahrr.  Luggarus.  Sust  2u  Magadino. 

(Lu  S.  182  c.  68.) 
Für  Fremde  obligatorisch,    die   lobl.  Orte  und  ihre 
Untertanen  dagegen  dürfen  ihre  Kaufmanns waaren  auch 
bei  Partikolaren  unterbringen. 
1706.     Gabenanbieten,  s.  Nr.  70. 
1706.     Abzug,  s.  Nr.  319. 
1706.     Vicinat,  s.  Nr.  356. 

Zeiteohr.  für  Schweiserlschei  Recht.    Keae  Folge  XII.  -^Q 
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1707.     Appellation  in  die  Orte,  b,  Nr.  48. 

1707.  Vicinat,  s.  Nr.  357. 

1708.  SchiedsFichter   bei  Streit  unter    Verwandten,   s. 
Nr.  676. 

1708.  Vicinat,  s.  Nr.  358. 

1709.  Memorialien  an  die  Orte,  s.  Nr.  292. 
1709.     Vicinat,  s.  Nr.  359. 

698.  1709  Sept.  2.     Jahrr.  Luggarus.  Findelkinder. 

(Ln  S.  185  c.  83.) 
Sind  Knaben  12,  Mädchen  10  Jahre  alt  geworden, 
so  sollen  sie  nicht  mehr  anf  des  Spitals  Kosten  sein, 
sondern  fortgeschickt  werden.  Schon  1 686  verhandelt, 
E.  A.  VI  2  S.  2044  Art.  35.     VgL  Nr.  550. 

699.  1710  Aug.  29.  Jahrr.  Luggarus.  Während  des  Sindikats 

eingehende  Denunzien. 

(Ln  S.  185  c.  84.) 
sollen  vor   ganzer  Session  verhandelt   werden,    sie 
seien  von  grosser  oder  kleiner  Importanz. 

700.  1712  Sept.  30.  Jahrr.  Luggarus.  Freiheiten  des  Verzas- 
cathals. 

(Ln  S,  186  c.  86  f.) 

Das  Verzascathal  wählt  seinen  Podesta  und  Richter 

erster  Instanz  selbst,  für  Streit  wegen  Steuern  aber, 

welche  die  Thalleute  zu  zahlen  sich  weigern  möchten, 

ist  der  Landvogt  zu  Luggarus  der  rechtmässige  Richter. 

1713.     Unzuchtstrafe,  s.  Nr.  278. 

701.  1713  Aug.  26.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Begrabens 
totgeborener   unehelicher   Kinder   vor  Anzeige    an    den 

Landvogt. 

(Lu  S.  186  c.  90.  Me  c.  201.  E.  A.  VII  1  S.  1112 
Art.  432.) 
1713.     Bussenvergleiche,  s.  Nr.  111. 

1713.  Verbotene  Waifen,  s.  Nr.  178. 

702.  1713  Sept.  4.    Jahrr.  Luggarus.    Kompetenz  des  Land- 
vogts während  der  Anwesenheit  der  G-esandten. 

(E.  A.  VII  1  S.  1119  Art.  485.) 

1714.  Vicinat,  s.  Nr.  343. 

1716.     Appellation  in  die  Orte,  s.  Nr.  49. 
1718.     Doppelverpfändungen,  s.  Nr.  369. 

703.  1721.    Jahrr.  Luggarus.     Verbot  des  Verkaufs  der  Ge- 
meinderatsstellen. 

(Lu  S.  191  c.  109.) 

704.  1730  Aug.  25.     Jahrr.  Luggarus.     Gilltigerklärung  von 

Nr.  551  auch  für  Luggarus  und  Maienthal. 

(Lu  S.  192  c.  111.  Vgl.  E.  A.  VII  1  S.  1068  Art.  104.) 
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1782.     Verioächtiiigse  an  tote  Hand,  s.  Nr.  334. 
1732.     ITemorialien,  s.  Nr.  293. 
1743.     Abzug,  8.  Nr.  320. 

705.  1754.  Jahrr.  Laggarus.  Aufhebung  der  Prävardation 
unverehelichter  Weibspersonen. 

(E.  A.  Vli  2  S.  999  Art.  69—73.) 

706.  1766  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Vorrecht  der  Luggarneser 
Sohiffleute  zu  Besorgung  des  Fremdenverkehres  auf  dem 
Langensee« 

(E.  A.  VII  2  S.  1000  Art.  74.) 
1767.     Schiedsgerichte  fär  Streit  anter  Verwandten,  s. 
Nr.  677. 

707.  1768  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Instehen  der  Stimmen  im 
Sindikat. 

(E.  A.  VII  2  S.  1003  Art  99—102.) 

708.  1772.     Jahrr.  Luggarus.    Fällen  von  Kastanienbäumen. 

(Lu  S.  199  c.  127.  E.  A.  VII  2  S.  1001  Art.  80  £) 

709.  1774.  Jahrr.  Luggarus,  Persönliche  Verantwortung  der 
Totschläger. 

(LvL  S,  201  c.  128.  E.  A.  VII  2  S.  991  Art  13—15.) 

710.  1775.  Jahrr.  Luggarus.  Buspension  der  Prozedur  (nament- 
lich Tortur)  gegen  Angeklagte  durch  Rekurs  von  deren 
Verwandten  an  die  Obrigkeiten. 

(Ma  c.  52.  E.  A.  VII  2  S.  991  Art.  16  und  17.) 
1776.     Vicinat,  s.  Nr.  360. 
1785.     Streit  unter  Verwandten,  s.  Nr.  678. 

711.  1788  Aug.    Jahrr.  Luggarus.    Gemeindeversammlungen. 

(E.  A.  VIII  S.  575  Art.  566  f.) 

712.  1791  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Geldausleihen  durch  die 
Gemeinden. 

(E.  A.  VIII  S.  576  Art.  569.) 

713.  1797  Aug.  Jahrr.  Luggarus.  Anwendbarkeit  der  Folter. 

(StB  S.  203.) 
nur  wenn  alle  7  Mitrichter  mit  dem  Landvogt  da- 
rüber einig  sind,  sonst  Gatachten  der  Orte  einzuholen. 
Die  langen  Verhandlungen  darüber  E.  A.  VIII  S.  564  fi. 
Art.  491  ff. 


5.  Dekrete  fOr  Malenthal  O^al  Maggia). 

714.  1513  März  28.   Luggarus.   Bewilligung  eines  deutschen 

Richters  für  Maienthal. 

(E.  A.  111  2  S.  696  lit.  g.) 

715.  1529  Aug.  5.  Jahrr.  Luggarus.   Dekrete  für  Maienthal. 

(Ma  c.  1  f.) 
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1.  AnfheboBg  der  früher  auf  Begehren  der  Holzhändler 
gemachten  Yerordnimg,  dass  der  durch  das  Holzflössen 
entstandene  Schaden  Mangels  Entdeckung  der  Fehl- 
baren durch  die  Gemeinden  des  Orts^  wo  der  Schaden 
geschehen,  zu  bezahlen  sei,  als  ungerecht. 

2.  Zugrecht  der  Verwandten,  s.  Nr.  520. 

3.  Bestätigung  der  Statuten  der  Landschaft.  (Das  sind 
wohl  die  vom  Landvogt  Holzach  am  23.  Juli  1543 
an  die  XII  Orte  eingegebenen  Kapitel  des  Maienthals, 
abgedr.  E.  A.  IV  1  d  S.  279  f.  Auch  in  StM  An- 
hang Buch  VI  cap.  43,  mit  dem  Datum  13.  Aug. 
1543  als  dem  Tag  der  Bestätigung  durch  die  Tags. 
Baden.) 

1537.  Recht  des  Landvogts  auf  alle  Bussen,  s.  Nr.  576. 

1538.  Besoldung  des  Landvogts^  s.  Nr.  147. 

716.  1552  Okt.  26.  Tags.  Baden.  Dekrete  für  Maienthal. 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  44.) 

1.  Kundschaft  gegen  Angeklagte,  s.  Nr.  435. 

2.  Der  Landvogt  soll  eine  Strafe,  so  nicht  Malefiz  ist, 
an  der  Gerichtsbank  auflegen,  wo  man  andere  Urteile 
zu  geben  pflegt ;  findet  sich  der  Bestrafte  beschwert, 
so  soll  er  um  Strafe  und  Kosten  Bürgschaft  geben 
und  mag  dann  an  die  nächste  Jahrrechnung  appellieren. 

3.  Verbot  des  Anbietens  von  Gaben  an  die  Richter,  bei 
Strafe  an  Leben,  Ehr  und  Gut  und  Verlust  der  Sache. 

4.  Recht  der  Landschaft  auf  die  Bussen  laut  Statuten. 
(In  St  M  Anhang  Buch  VI  cap.  53  sind  als  die  der 
Landschaft  gehörenden  Bussen  angegeben :  Fauststreich 
ohne  Blut  1  ß,  mit  Blut  2  ß.  Stockstreich  ohne  Blut 
10  ß,  Steinwurf  ohne  Blut  10  ß,  von  Ehebrüchen 
das   7»  der  Bussen.)  Vgl.  Nr,  102. 

5.  Ehedispensation,  s.  Nr.  285. 

6.  Entgegen  der  Meinung  etlicher  Landvögte,  dass  die 
Erbtöchter  nicht  heiraten  dürften  ohne  ihren  Akkord 
oder  Vergleich,  ist  unser  Wille,  dass  mannbare  Erb- 
töchter für  sich  selbst  oder  mit  Bewilligung  ihrer 
Verwandten  ohne  Widerrede  der  Landvögte  heiraten 
mögen  und  den  letzteren  nichts  zu  verehren  brauchen. 
Aber  kein  Verwandter  soll  eine  Erbtochter  vor  ihrem 
heiratsfähigen  Alter  zur  Ehe  versprechen  bei  Strafe 
50  Kronen  und' Ungültigkeit  solchen  Kontrakts. 

7.  Wegen  Scheltworten  Strafe  der  Statuten ;  Fluchen  oder 
unehrbare  unchristliche  Worte  mag  aber  der  Landvogt 
höher  strafen. 
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8.  Die  Bnfe,  so  das  Maleüz  berühren,  solleif  in  das 
Statntenbach  geschrieben  nnd  stets  gehalten  werden ; 
die  Enfe  des  Landvogts  dagegen  gelten  nnr  für  seine 
Amtsdaner,  sein  Nachfolger  kann  sie  erneuern,  wenn 
sie  ihn  billig  nnd  recht  dünken. 

9.  Übeitretung  der  Feiertagheilignng  zu  strafen  wie  in 
den  andern  Vogteien. 

10.  Hecht  der  Landschaft  zn  Wah]    eines  Dolmetschers. 

11.  Der  Landvogt  darf  keinen  von  einer  Gemeinde  einem 
Waislein  gesetzten  Vormund  ledig  lassen,  solang  er 
dem  Vogtskinde  wohl  haust,  den  Verwandten  geHlllt 
und  ehrliche  Rechnung  seiner  Vogtspflege  giebt.  Hat 
der  Vormund  keine  gute  Pflege  und  beklagen  sich 
die  Verwandten  über  ihn  beim  Landvogt,  so  kann 
ihn  dieser  absetzen  und  befehlen,  dass  ein  andrer 
gesetzt  werde. 

12.  Notariatsgebühren  laut  Landschaftsbuch. 

13.  Gleiches  Gewicht  nnd  gleiche  Wage  im  Maien thal 
wie  zu  Luggarus. 

717.  1553  Juli  13.     Jahrr.  Luggarus.    Zechschnlden  Minder- 
jähriger. 

(E.  A,  IV  1  e  S.  808  Jit.  e.) 

718.  1553  Juli  15.     Jahrr.  Luggarus.    Pflicht  der  Dorfvögte 
zu  Anzeige  von  Freveln. 

(Ma  c.  8.) 
Diese  Pflicht  besteht  nicht  für  ^Zufälle«,   wie  An- 
zeige der  Auffindung    eines  Ertrunkenen;   „doch  dass 
in  dergleichen  Sachen  keine  Fährlichkeiten  gebraucht 
werden." 

719.  1555.     Jahrr.  Luggarus.     Beobachtung  der  Feiertage. 

(Ma  c.  5.) 
Doch  mit  Ausnahmen,  wegen  der  Armut  der  Land- 
schaft, z.  B.  ist  gestattet  an  Festtagen  zum  Markt 
in  Luggarus  oder  von  da  nach  Hause  zu  fahren,  wenn 
der  Markt  an  einem  Festtag  oder  einen  Tag  vor- 
oder  nachher  stattfindet^  weil  das  arme  Volk  die 
Kosten  im  Wirtshaus  zu  bleiben  nicht  ertragen  kann. 
1561.  Ausschluss  Geistlicher  von  weltlichen  Geschäften, 
s.  Nr.  304. 

720.  1563  Juli  14.     Jahrr.  Luggarus.     Mulevieh. 

(E.  A.  IV  2  S.  1288  Art,  469.) 

721.  1566  Juli  25.    Jahrr.  Luggarus.    Dekrete  für  Maienthal. 

(StM  Anhang  Buch  VI  cap.  47.) 
1 — 3.  Verfahren  auf  Anzeige  eines  Verbrechens,  s.  Nr,  436. 
4.  Diejenigen,    die  bei  Nacht,  jedoch  bei  Licht  in  Zank 
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•  kommen  und  einander  mit  Wehren  oder  Fänsten 
schlagen,  sollen  nicht  höher  gestraft  werden  als  die 
solches  bei  Tag  thnn. 

5.  Friedbruch,  s.  Nr,  407. 

6.  Der  Landvogt  soll  niemand  Erlaubnis  zu  Spiel  geben; 
Zuwiderhandelnden  mögen  die  Gemeinden  eine  arbiträre 
Strafe  zu  Händen  der  Kirche  auflegen,  nnvorgreiflich 
den  Bussen  des  Landvogts. 

7.  Wenn  man  kleines  Vieh  findet,  und  nicht  weiss,  wem 
es  gehört,  soll  man  es  ausrufen  und  dem  innerhalb 
6  Wochen  und  3  Tagen  sein  Eigentum  Beweisenden 
gegen  Kostenersatz  zustellen.  Meldet  sich  keiner,  so 
ist  das  Vieh  zur  Hälfte  dem  Landvogt,  zur  Hälfte 
der  Kirche  verfallen. 

8.  Auf  Gotteslästerung   steht    Strafe   von  fünf  Kronen; 
'   in  besonders  schweren  Fällen  darf  der  Magistrat   an 

Leben  und  Gut  strafen. 

722.  1570  Sept.  5.  Jahrr.  Luggarus.  Erläuterung  der  Freiheit 

betreffend  die  Mitrichter. 

(Ma  c.  8.") 

Die  7  Mitrichter  sollen  in  schweren .  Fällen  und  in 
Malefizsachen,  und  ebenso  wenn  sie  von  einer  Partei 
begehrt  werden,  zunächst  auf  der  letzteren,  schliesslich 
aber  auf  des  Verlierenden  Kosten  das  Recht  halten; 
es  genügt,  wenn  3  oder  4  da  sind,  vorbehalten  in 
schweren  Sachen  der  Gemeinden.  Sind  sie  unter  sich 
im  Zweifel,  so  sollen  sie  auf  des  Unterliegenden  Kosten 
einen  Rechtserfahrenen  konsultieren  und  nach  dessen 
Rat  urteilen.  Wenn  in  Malefizsachen  Kosten  erlaufen 
sind,  welche  der  Thäter  nicht  bezahlen  kann,  so  soD 
sie  die  Kammer  tragen. 

723.  1570  Sept.  12.  Tags.  Baden.  Jagd-  und  Fischereirecht. 

(Ma  c.  9.) 
In   der  Landschaft  Maienthal    darf  nur  jagen  und 
fischen,    wer    dort   Steuer    und   Brauch    bezahlt   oder 
sonst  von  der  Landschaft  Erlaubnis  hat. 

724.  1577.  Jahrr.  Luggarus.   1.  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen. 

Kompetenz  des  geistlichen  Gerichts  des  Bischofs 
von  Como,  der  Landvogt  soll  sich  nicht  damit  befassen. 

2«   Forum  delicti  commissi. 

Haben  Maienthaler  zu  Luggarus  oder  anderswo 
Frevel  begangen,  so  sollen  sie  auch  dort  beurteilt 
werden.     Doch    soll    der   Landvogt   im   Maienthal  zn 
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Einzieliang    der   Bnsaen   behülflich   sein,    damit   der 

Kammer  nichts  verloren  geht 

3.  Verbot  des  Gabennehmens  durch  die  Landvögte. 

(Ma  c.  11.) 

725.  1586  Juli  23.  Jahn*.  Luggarus.  Lohn  von  Landvogt, 
Statthalter,  Landsohreiber,  Dolmetsch  und  der  7  Mit- 
richter für  Malefiz. 

(E.  A.  IV  2  S.  1289  Art.  482.) 

726.  1587  April  27.  Ordnung  des  Landrats  über  Verjährung, 

Zins,  Bürgenregress,  Schätzung  von  Liegenschaften. 

(StM  AnhaDg  Bach  VI  cap.  50.) 

1.  Wer  durch  Instrument,  Obligation  und  Verkommnisse 
Gläubiger  ist,  soll  solche  von  10  zu  10  Jahren  er- 
neuem,  widrigenfalls  die  Forderung  in  die  Präskription 
gefallen  ist.  Wer  laut  der  Bücher  Ansprecher  ist, 
soll  die  Eechnung  alle  3  Jahre  erneuern,'  sonst  ist 
die  Ansprache  verfallen. 

2.  Zins  ist  von  einer  Schuld  nur  im  Falle  ausdrücklicher 
Vereinbarung  zu  bezahlen. 

3.  Urteile  sind  innerhalb  3  Jahren  zur  Exekution  zu 
bringen;  in  gleicher  Frist  soll  der  Bürge,  der  die 
Schuld  bezahlt  hat,  vom  Schuldner  Schadloshaltung 
verlangen. 

4.  Lässt  jemand  liegende  Güter  schätzen,  so  hat  der 
Schuldner  3  Monate  Lösungsfrist;  löst  er  nicht,  so 
bleibt  die  Schätzung  dem  Gläubiger  frei  und  ledig. 
Nimmt  einer  Vieh  an  Zahlung,  so  hat  der  Schuldner 
sechs  Wochen  Lösungsfrist 

727.  1589.     Tags.  Baden.     Schuldbetreibung. 

(Ma  c.  13.) 
Es  soll  einer  seine  Schuldner  dergestalt  antreiben, 
dass  er  in  6  Wochen  und  3  Tagen  bezahlt  werde 
und  keine  weiteren  Kosten  entstehen  als  7^  Krone 
alle  Tage  für  Zehrung  und  Belohnung.  Der  Gläubiger 
soll  zuerst  das  fahrende  Gut,  darnach  das  liegende 
und  voraus  seine  besonderen  Unterpfänder  angreifen, 
schätzen  oder  verganten  lassen,  wie  es  ihm  gefällig 
ist,  und  auf  der  Gant  zu  seinen  Händen  ziehen;  der 
»Schuldner  darf  die  Fahrnis  in  10  Tagen,  die  Liegen- 
schaften in  3  Monaten  Frist  mit  Erlegung  des  baren 
Geldes  und  der  Gerichtskosten  lösen ;  dasselbe  Recht 
haben  die  nachgehenden  Pfandgläubiger  und  die  jüngeren 
Ansprachen.  Fremden  Gläubigern  soll  es  angezeigt 
werden ;    für    den    Einheimischen    genügt    dreimalige 
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öffentliche  Ausrnfang  der  Gant  an  einem  Wochenmarkt. 
Die  Gant   soll   von  Stück  zn  Stück,    jedes  in  beson- 
derem Wert  nnd  Namen  geschehen. 
1594,     Unzuchtbnssen,  s.  Nr.  279. 

728.  1596  März  14*  Buf  aas  Befehl  des  Sindikats  betr.  die 
Banditen. 

(StM  Anhang  Bach  VI  cap.  49.) 
Übereinstimmend  mit  den  Verordnungen  für  die  andern 
Vogteien. 

729.  1597  Juni  7.  Bestätigang  einer  Verordnung  des  General- 
rats der  Landschaft  durch  Landrogt  und  Sindikat. 

(StMB  S.  320  f.) 
Betrifft  Ämterbesetzang,    Besoldungen,    Unabänder- 
lichkeit der  an  die  Orte  zu  zahlenden  Steuer,  Unzu- 
lässigkeit von  Anleihen  der  Gemeinden. 

730.  1617.  Jahrr.  Luggarus.  Bescheid  auf  Beschwerden  der 
Landschaft  gegen  den  Landvogt  (Oswald  v.  Schaff- 
hausen). 

(Ma  c.  18.) 
Der  Landvogt  soll  niemand  wegen  einer  Eriminal- 
sache  gefangen  setzen,  -  sondern  in  Geld  strafen.  Er 
soll  niemand  mit  Drohungen  noch  mit  Eid  abhalten, 
Beschwerden  und  Anliegen  an  ordentlichen  Orten 
darzuthun. 

731.  1624  Juli  13.  Jahrr.  Luggarus.  Verbot  des  Aurrestlegens 
auf  Maienthaler  seitens  von  Luggarnem. 

(Lu  S.  105  c.  35.) 
Die  Maithaler  sollen  vor  ihrem  kompetierlichen 
Richter  im  Maienthal,  nicht  vor  dem  Landvogt  zu 
Luggarus  belangt  werden;  man  soll  sie  auch  nicht, 
selbst  wenn  ein  exequierbares  Urteil  gegen  sie  erlangt 
wäre,  an  den  Luggarner  Markttagen  weder  an  Person 
noch  an  Gütern  arrestieren,  vorbehalten  das  Interesse 
der  obrigkeitlichen  Eamnier. 

732.  1632.  Jahrr.  Luggarus.  Weisungen  des  Sindikats. 

(Ma  c.  21.) 

1.  Abschaffung  der  bei  Ankunft  des  Landvogts  gehaltenen 
Mahlzeit.  Dafür  zahlt  die  Landschaft  dem  neuen 
Landvogt  100  Terzol  Pfund  und  den  Amtleuten  ins- 
gesamt 50  Pfund. 

2.  Der  Landvogt  ist  zu  den  Ratssitzungen  zu  berufen; 
wird  im  Rat  etwas  gegen  ihn  proponiert,  so  kann  er 
seine  Meinung  darüber  sagen,  soll  dann  aber  abtreten. 

3.  Das  Archiv  mag  die  Landschaft  an  einem  sicheren 
Orte  zu  Cevio  oder  wo  es  ihr  sonst  beliebig  halten. 
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733.  1644.  Ortsstimmen.  Entlassan^  aus  Untersuchungshaft 
gegen  Bürgschaft. 

'(Ma  c.  22.) 
. . .  soll  erfolgen,  wenn  die  7  Mitrichter  durch  das 
Mehr    eine  Sache   als  kriminal  erkennen  wollen,    der 
Landvogt   aber  als  Malefiz  und  die  Obrigkeit  in  den 
Orten  daram  zu  begrüssen  für  notwendig  erachtet. 
1656.     Auswärtige  Bestrafung,  s.  Nr.  510. 

734.  1663.  Jahrr.  Luggarus.  Bestätigung  einer  Verordnung 
des  Greneralrats  der  Landschail  über  Pflichten  der 
Landschaftsbeamten  und  Weibelwahl. 

(StMB  S.  327.) 
1665.     Waffentragen  der  Geistlichen,  s.  Nr.  180. 

735.  1666.     Ortsstinjmen  betr.  Missbräuche  des  Landvogtes. 

(Ma  c.  23.) 

1.  Die  Landschaft  verlangt,  dass  in  den  vor  das  Sin- 
dikat  appellierten  Sachen  der  Landvogt  so  gut  als 
die  Gegenpartei  Kostenkaution  geben  solle.  Das 
wäre,  sagt  der  Bescheid,  insofern  gut,  als  es  die 
Landvögte  veranlassen  würde,  mit  Abstrafung  be- 
dächtlicher  zu  verfahren.  Doch  stehen  auch  grosse 
Bedenken  entgegen,  daher  wir  den  bisherigen  Unter- 
schied beibehalten;  verfährt  jedoch  ein  Landvogt  gar 
zu  rauh  und  wird  dann  in  Rechten  verlustig,  so  soll 
er  zum  Abtrag  rechtmässiger  Kosten  gehalten  werden. 

2.  Richten  auf  Anklage  einer  Privatperson,  s.  Nr.  437. 

736.  1689.  Jahrr.  Luggarus.  Zeugnisfähigkeit.  Vergleiche. 
Augenschein. 

(Ma  c.  28.) 

1.  In  Kriminälprozessen  soll  kein  Verwandter  weder  des 
Klägers  noch  des  Angeklagten  Zeuge  sein  bis  in  3ten 
Grad  inklusive. 

2.  In  Zivilsachen  mögen  die  Bruderschaften  in  den  Ge- 
meinden die  Parteien  wohl  vergleichen. 

3.  Der  Landvogt  soll  sich  auf  keinen  Augenschein  be- 
geben, er  werde  denn  von  der  Partei  erfordert  (wegen 
der  grossen  Kosten). 

737.  1690.  Jahrr.  Lauis.  Beweiskraft  der  Weibelaassagen. 
Recht  der  Kinder  am  konfiszierten  Gut  des  Yaters. 

(Ma  c.  29.  E.  A.  VI  2  S.  2160  Art.  150  f.) 

Der  erste  Punkt  (Beweiskraft  der  Weibelaussagen 
bei  Streitwert  bis  auf  32  Pfund)  wird  1693  wieder 
beanstandet,  da  sich  nur  ausgehauste  verlumpte  Männer 
zu  Weibeln  hergeben,    die  keinen  Glauben  verdienen. 
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Der  Entscheid  wird  den  Obrigkeiten  überlassen,  E.  A. 
VI  2  S.  2160  Art.  151.  Der  zweite  Pankt  in  Nr.  191. 

738.  1699.     Jahrr.  Luggarus.     Testamentserrichtong. 

(Ma  c.  30.  Vergl.  E.  A.  VI  2  S.  2162  Art.  163.) 

1  und  3.  Testamentsanfnalime  dnrcli  Geistliche,  s.  Nr.  305. 

2.  Eigenhändige  letzte  Willen  des  Testators  sind  gültig, 

wenn    sie    der  letztere   versiegelt   oder   offen  einem 

geschworenen  Schreiber  eingebändigt  hat,  von  welchem 

er  einen  Empfangschein  verlangen  mag. 

739.  1714.    Jahrr.  Luggarus.   Zeagnisfähigkeit  und  Zeugnis- 

pflicht.    Fürsprecherei  der  Eammeroffiziale. 

(E.  A.  VII  1  S.  1133  Art.  610  und  608.) 
1734.     Zagrecht,  s.  Nr.  521. 

740.  1735.  Jahrr.  Luggarus.  Holzflössen.  Notifikation  der 
Schuldverschreibungen. 

(Ma  c.  36.  E.  A.  VII  1  S.  1133  Art  604.) 
Befreiung  von  der  Notifikation  der  Schnldverschrei- 
bangen  in  der  Kanzlei. 

741.  1789.  Jahrr.  Luggarus.  Der  von  der  Landschaft  ge* 
wählte  Kanzler  soll  am  Wohnorte  des  Landvogtes 
wohnen. 

(Ma  c.  36.) 
1743.     Banditen,  s.  Nr.  139, 

742.  1749.  Jahrr.  Luggarus.  1.  Ort  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens, an  offenem  Gerichtshank,  nicht  in  Privat-  oder 
Wirtshäusern,  bei  Folge  der  Nichtigkeit. 

2.  Sonn«  und  Feiertagsheiligung. 

Reisenden  ist  nach  Schlnss  des  Gottesdienstes  Fort- 
setzung der  Heise  gestattet. 

3.  Verbotene  Waffen,  s.  Nr.  181. 

(Ma  c.  39.) 

743.  1768.  Jahrr.  Luggarus.  Kammerrechnungen  und  Kammer- 
vergleiche. 

(Ma  c.  48.  E.  A.  VI!  2  S.  1018  Art  206.) 

744.  1769.     Jahrr.  Luggarus.     Denunzien  oder  Leidungen. 

(Ma  c.  50.) 
Sind    dem   Landvogt  anzuzeigen,    der   sie  hernach 
dem  Landkanzler  übergeben  wird. 

Ohne  Datum  finden  sich  in  StM  noch  folgende  Einträge : 

745.  9 Form  des  Eids,  vrelchen  bei  Ankunft  der  Herren 
Landv'ögten  die  Dorfvögt  und  Männer  des  Landes  zu 
thuen  pflegen,  mit  anderen  Artikeln." 

(StM  AnhanflT  Bach  VI  cap.  51.) 
Die  „anderen  Artikel **  sind  weitaus  die  Hauptsache» 
nämlich  1— 10.  Friedgeben,  s.  Nr.  408.  —  11.    Wer 
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einen  Beamten  ans  Amtshass  schlägt,  verlänmdet, 
bedroht,  iat  als  Friedbrecher  zn  strafen,  —  12.  Wer 
dem  zn  Gericht  sitzenden  Landvogt  Ungelegenheit 
macht,  büsBt  50  Dnkaten.  —  13.  Wer  einen  andern 
über  den  Landvogt  übel  reden  oder  sonst  Bedrohungen 
ansstossen  hört  nnd  nicht  anzeigt,  btsst  5  Gnlden. 
—  14.  Verbotene  Waflfen,  s.  Nr.  182.  —  15.  Nacht- 
schaden in  fremden  Gütern  20  Gnlden  Busse,  bei 
T5tnng  eines  Menschen  gilt  es  als  Strassenranb.  — 
16.  Steinwerfen,  s.  Nr.  266.  —  17.  Wer  einen  andern 
verwundet,  zahlt  ihm  allen  Kosten  und  Schaden,  ausser 
wenn  er  ihn  bei  seiner  Mutter,  Frau,  Tochter  oder 
Schwester  gefunden  hat.  —  18.  Schädigung  in  Gütern, 
1  Gulden  Strafe  und  doppelter  Ersatz.  —  19.  Pflicht 
jedermanns  zu  Anzeige  der  gegen  diese  Kapitel  Han- 
dehiden,  bei  willkürlicher  Strafe  des  Landvogts.  — 
20.  Pflicht  der  Dorfvögte  zu  Anzeige  aller  ihnen 
bekannt  werdenden Missethaten.  —  21.  Gotteslästerung: 
5  Goldkronen  Strafe.  —  22.  Alles  geschossene  Wild 
(und  Rebhühner)  ist  dem  Landvogt  zu  der  in  den 
Dekreten  gesetzten  Taxe*)  zu  überlief eru,  bei  6  Kronen 
Busse.  —  23.  Niemand  soll  sich  parteiisch  zeigen 
und  Partei  machen,  wie  vor  Zeiten  unter  den  Guelfi 
nnd  Ghibellini  geschehen,  bei  200  Pfund  Strafe.  — 
24.  Verbot  der  Gemsenjagd  von  Mitte  März  bis  24. 
Juni  bei  1  Krone  Busse.  —  25.  Verbot  übermässigen 
Zntrinkens,  Strafe  1  Krone  bis  2  Dukaten.  —  26.  £he- 
bmchstrafe,  s.  Nr.  506.  —  27.  Verbot  des  Spielens 
um  Geld  bei  3  Goldkronen  Strafe.  —  28.  Verbot 
an  die  Wirte,  Verschwendern  über  ein  Terzol  Pfund 
auf  Borg  zu  geben.  —  29.  Wegen  Dolchen,  Degen 
und  andern  verbotenen  Gewehren  verbleibt  der  Hr. 
Landvogt  bei  früherem  Ruf,  worin  die  Strafe  auf  50 
Kronen  gesetzt  ist  (vgl.  Nr.  182). 
746.  ,  Ordnungen  wegen  ungebührlichen  Worten  und  Hand» 
lungen  vor  dem  Gericht  begangen.*^ 

(StM  Anh.  und  gedr.  Statuten  v.  Lavizzara.) 
Bussen    für  verschiedene    ungebührliche  Reden  vor 
Gericht,    ausserdem    aber    noch    Verbot    des    Gaben- 
nehmens,   des    Appellierens    in    die    Orte    ohne  neue 


^)  Diese  Taxen  stebea  auch  in  StM  Anh.  Bnch  VI  cap.  52  mit. dem 

Datum  1587.  Für  eine  Wolfshant  soll  der  Landvogt  12  Terzol  Pfnnd  zahlen, 

für  einen  ürhabn  5,  für  ein  Eebbuhn  1  terz.  Pfnnd  10  Kreuzer,  n.  s.  w. 
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Beehlsame,  des  Tragens  TerbotcDer  Waifen,  and  Vai>ot 
künftig  ein  sneheliches  Kind  zn  legitimieroi  md  zun 
Erben  einzosetzen  anders  als  vor  den  Hrn.  Ehren- 
gesandten (YgL  Nr.  399). 

Fnr  Lavizzara  finden  sich  in  den  gedmcktoi  Sta- 
tuten noch  folgende  Verordnongen: 

747.  1569  Januar  30.  Verordnung  des  Landrats  von  I«a- 
rizzara  über  Gefangennahme. 

(Stau  Y,  Lsr.  S.  137.) 
Lohn  des    VVeibeU   for  sich  ond  die  von  ihm  znr 
Hilfe  requirierten  Landlente. 

748.  15S8  Febr.  2.  Statut  des  Landrats  von  Lavizzara  betr. 
Erbrecht  der  weiblichen  Nachkommen  und  Aufhebung 
der  väterlichen  Gewalt« 

(Das.  S.  136.) 
1.  Grosstdchter,  nämlich  die  Töchter  von  Söhnen,  erben 
die  Grosseltern  neben  den  Töchtern,  und  diese  neben 
den  Grosstöchtem,  vorbehalten  dass  keine  Söhne  vor- 
handen sind. 
2.  Söhne,  die  von  ihrem  Vater  im  Haashalte  geschieden 
sind  und  nicht  mehr  bei  ihm  wohnen,  gelten  als 
emanzipiert  so  gut  als  wenn  eine  öfientliche  notaria- 
lische  Emanzipationsnrkande  geferti^  wäre,  nach 
altem  Brauch  der  Landschaft,  nnpräjadizierlich  der 
Pflicht  von  Sohn  und  Vater,  gegenseitig  im  Fall  des 
Bedürfnisses  UnterstützuDg  zu  leisten. 

749.  1613  Mai  14.  Statut  des  Landrats  über  Bevollmäch- 
tigung zu  Prozessführung  und  Vergleichen. 

(Das.  8.  151.) 


B.  Dekrete  der  regierenden  zwei  und  ein  halb  Orte 

(Uri,  Schwyz  und  Nidwalden)  für  die  Vogteien  Beilenz» 

Rlvier  und  BoUenz  (Belllnzona,  Riviera  und  Blenlo). 

I.  Dekrete  für  alle  drei  Yogtelsn. 

750.  1535  Januar  28.     Tag  zu  Brunnen.    Appellation  gegen 
Sprüche  der  Landvögte. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  459  Nr.  244.) 

751.  1637  Aug.  18.     Liberierung   landflüohtiger  Missetbäter. 
Vgl.  Nr.  74. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  876  Nr.  530.) 


»J»^ 
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752.  1544  Dez.  !•  Appellaztag  üri.  Aushändigung  der  Be- 
weisschriften durch  den  Landvogt  an  die  Parteien  bei 
Appellation. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  433  Nr.  202  a.) 

753.  1545  Aug.  4.  Tag  zu  Brunnen.  1«  Verbot  der  Zulassung 
von  Gourtisanen  und  der  Anwartschaften  auf  Pfründen, 
vgL  Nr.  14  f.  2.  Schätzung  des  Frauenguts  im  Kon- 
karse  des  Mannes. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  521  lit  f  und  h.) 

754.  1545  Nov.  9.  Tag  zu  Brunnen.  Verbot  nachträglicher 
Minderung  von  Bussen  durch  den  Landvogt. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  663  lit.  b;  vgl.  8.  631  lit  l) 

755.  1547  Jan.  3.  Tag  zu  Schwyz.  Verbot  des  Einschiagens 
von  Almend  ohne  Brief  und  Siegel. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  751  lit.  k.) 

756.  1547  März  14.  Tag  zu  Stans.  Belohnung  der  bei  Hin- 
richtungen anwesenden  Amtspersonen. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  792  lit.  i;  S.  804  lit.  k.) 

757.  1547  März  28.  Tag  zu  Brunnen.  Kosten  des  Appellaz- 

tages  bei  nicht  prosequierter  Appellation. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  803  lit.  a.) 

758.  1547  April  18.  Tag  zu  Brunnen.   !.  Verkauf  noch  nicht 

angefallener   Erbschaften.     2.  Folgen    des   Erb  Verzichts 

für  den  Civilstand  des  Verzichtenden. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  808  lit.  f  und  n.) 

759.  1547  Juni  21.  Tasr  zu  Brunnen.  Strafe  des  Friedbruchs. 

(E.  A.  IV  1   d  S.  836   lit.   c.  Anwendangsfall  das. 
S.  897  lit  a,  2.) 

760.  1548  März  10.  Tag  zu  Brunnen.  Verleihung  der  Münze 
an  zwei  Bewerber  mit  Vorbehalten  zu  Grünsten  der 
Vogteien. 

(^E.  A.  IV  1  d  S.  924  lit.  a;  vgl.  bes.  §  11  nnd  14) 

761.  1557  Dez.  2.  Tag  zu  Schwyz.  Verbot  des  Zinsennehmens 
über  5®/o,  der  Abtretung  von  Almend.  Besiegelung  der 
Verschreibungen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1295  f.  Art.  23,  27.) 

762.  1559  Juli  31.  Tag  zu  Brunnen.  Appellation  in  die  Orte. 

(E.  A.  IV  2  S.  1299  Art.  61.  S.  1300  Art.  76.) 

763.  1559  Nov.  14.  Appellaztag.    Gütliche  Yertragang  appel- 

lierter  Sachen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1300  Art.  73.) 

764.  1561  April  11.  Tag  zu  Altdorf.  Verbot  des  Verschreibens 
liegender  Güter  an  Fremde.  Zinsmaximum  5%.  Ver- 
schreibung    und  Siegelung  am  Orte  der  Geldaufnahme. 

(E.  A.  IV  2  S.  1302  Art  95.) 
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766.  1561  Dez.  15.  Tag  zu  Altdorf.  1.  Zitation  der  Gegen- 
partei, bei  Rekurrieren  in  die  Orte.  2.  Geleit  fttr  Banditen* 
3.  Strafe  böswilliger  Anklage. 

(R.  A.  IV  2  S.  1304  Art.  117—119.) 

766.  1566  Juli  5.     Piscbereivorschriften 

(Orig.  Perg.  im  Gemeindearchiv  Bellenz.     Gopie 
BSt  fol.  39.) 

Belleuz   mag   drei    Tramascb    mit   Schiffen   haben, 

Bivier  ein  Tramasch;  sie  dürfen  nur  auf  ihrem  Gebiet 

fischen,  von  September  bis  November  nur  2  Tage  in 

der  Woche,   bei  50  Dukaten  Busse  an  die  Obrigkeit 

für  jede  Übertretung.  Weil  Bellenz,  Rivier  und  Bollenz 

das  Vach  zu  Luggarus  um  eine  grosse  Summe  Gelds 

erkauft  haben,  so  darf  kein  Gommissari  kein  Tramasch 

noch    andere  fremde  Fiachzüge   für  sich  selbst  noch 

andere  zu  fischen  zulassen,  bei  20  Dukaten  Busse  an 

die    Obrigkeit.     Die    für    das    Vach    bezahlten   1200 

Kronen  werden  verteilt:  auf  Bellebz  500,  anf  Rivier 

170,   auf  Livenen   130  (von   denen   aber  Rivier  100 

übernimmt,   weil   Livenen   auf   der  Rivier  zu  fischen 

abgestanden),  auf  Bollenz  100  und  Misox  300. 
([m  Gemeindearchiv  Beilenz  befindet  sich  auch  noch  die 
Bestätigung  dieser  Übereinkunft  durch  die  Tagsatznng 
von  Baden;  als  Herren  von  Luggarus  hatten  die 
Xll  Orte  den  Verkauf  des  Vachs  zu  ratifizieren.  Die 
Urk.  (Perg.)  ist  datiert  vom  12.  Juli  1566.) 

767.  1566.     Ordnunjjcen  der  drei  Orte. 

(BSt  fol.  43.) 

1.  Alle  Beamten  müssen  schwören,  kein  Miet  noch 
Gaben  anzunehmen,  noch  zu  praktizieren,  gegenteils 
den  Anbieter  von  Gaben  zu  verzeigen.  2.  Die  Unter- 
tanen müssen  alle  2  Jahre  bei  Anfreiten  der  neuen 
Amtleute  schwören,  keine  Gaben  anbieten  zu  wollen, 
bei  Verliernng  Leibs  und  Guts.  Der  Anzeiger  erhält 
aus  des  Übertreters  Gut  50  Dukaten,  und  der  Über- 
treter soll  zudem  seinen  Handel,  auch  wenn  er  recht- 
mässig wäre,  verwirkt  haben.  Die  Dolmetscher  und 
Fürsprecher  sollen  sich  keiner  Trölerei  beladen  und 
sich  keines  Wegs  parteiisch  machen,  bei  Verfallong 
Leibs  und  Guts.  3.  Die  Sprücher  und  beide  Parteien 
in  Kompromissen  und  Übergebnissen  sollen  dasselbe 
schwören  wie  die  Amtleute  und  Untertanen  bei  gleicher 
Strafe.  4.  Wer  sich  parteiet  oder  Fried  bricht,  ver- 
fällt in  50  Dukaten  und  ist  von  allen  Ehren  Verstössen, 
bis  er  von  uns  der  Ehr  halb,  aber  nicht  um  die  Buss, 
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begnadet  wird.  Bringt  einer  den  andern  darüber  ums 
Leben,  so  ist  er  als  Mörder  zu  richten.  Sieht  aber 
einer,  wie  sein  Vater,  Bruder  oder  Sohn  auf  den  Tod 
verwandet  wird,  so  darf  er  ihn  entschfitten  und  den 
andern  schlagen  oder  stechen,  sonst  aber  soll  jeder, 
wie  nahe  einer  dem  andern  sei,  anparteiisch  ehrlich 
helfen  scheiden.  5.  Wer  einen  falschen  Eid  schwört, 
soll  gestraft  werden  wie  bei  ans  ein  meineider  ehr- 
loser Mann.  6.  In  maleüzischen  Sachen  sollen  die 
Amtlente  billige  Kosten  erheben  und  nicht  übertriebene. 
7.  Lohn  der  Boten  zam  Sindikat:  jedem  24  Kronen 
vom  Zoll;  jedes  Ort  soll  seinem  Boten  für  Ein-  and 
Aasreiten  12  Kronen  geben,  die  Kommunität  zu  Bellenz 
soll  jedem  Boten  für  Zehrung  und  Alles  20  Kronen 
geben  und  ihrerseits  keinen  Anspruch  mehr  an  Ge- 
richtgeld haben;  aus  dem  Malefiz  jedem  Boten  jähr- 
lich 4  Kronen  und  jedem  Diener  Tuch  zu  1  paar 
Hosen.  Von  der  Landschaft  BoUenz  für  alle  Zehrung 
jedem  Boten  6  Kronen.  Von  der  Landschaft  Rivier 
für  alle  Zehrung  jedem  4  Kronen.  In  allen  drei 
Vogteien  soll  ihnen  alles  Urteilgeld  gehören.  Jedem 
Diener  der  Boten  soll  von  seinem  Herrn  für  Alles 
4  Kronen  werden.  8.  Der  Fiskal  soll  alle  2  Jahre 
schwören,  alles  wovon  er  vernimmt  dass  es  der  Obrig- 
keit gehöre,  mit  des  Gommissari  Hülfe  einzuziehen, 
und  den  Gesandten  jährlich  getreue  Bechnung  darüber 
zu  geben.  9  Zur  Verhinderung  des  langen  Umher- 
ziehens der  Appellazen  sollen  die  Gesandten  den 
Parteien  nach  Schluss  des  dreitägigen  Bellenzer  Markts 
noch  14  Tage  richten  und  jeder  Partei  bestimmte 
Tage  ansetzen;  bei  Säumnis  der  Parteien  mögen  die 
Boten  nach  Ablauf  der  14  Tage  auf  Kosten  dieser 
Parteien  noch  bleiben  und  richten.  Ist  eine  Partei 
geföhrlicher  Weise  säumig  und  erscheint  sie  nicht,  so 
soll  man  der  Gegenpartei  richten  und  nach  ihrem  An- 
trag das  Urteil  bestätigen  oder  durchthun.  10.  Kom- 
missär und  Amtleute  sollen  ohne  unser  Wissen  nichts 
aus  dem  Zollbaus  nehmen.  11.  Wo  Leute  in  den  3 
Orten  wären,  die  diese  Ordnung  übertreten,  sollen  sie 
von  ihrer  Eegierung  den  andern  zwei  Orten  angezeigt 
und  zur  Bestrafung  durch  diese  ausgeliefert  werden. 
Wer  um  ein  Amt  praktiziert,  den  soll  man  für  einen 
meineiden  ehrlosen  Mann  halten  und  den  übrigen 
2  Orten   auslief  ein,    die   sollen  ihn  an  Leib  und  Gut 
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strafen.  Die  Bichter,  die  über  solche  Übelt&ter  richten, 
sollen  auch  kein  Miet  noch  Gaben  nehmen.  Wenn  sie 
solche  an  Leib  und  Gut  strafen,  sollen  die  Strafen 
und  das  verlassene  Gut  den  drei  Orten  gemein  sein. 
12.  Es  soll  kein  Amtmann  in  den  3  Orten  eine  Partei 
ennet  dem  Gebirg  oder  diesseits  ohne  die  Gegenpartei 
verhören,  sie  habe  denn  einen  Schein  von  dem  Com- 
missari,  dass  er  selbiger  Sache  wegen  guter  Zeit  ver- 
kündet habe. 

Diese  Artikel  sollten  an  die  Landsgemeinden  gebracht 
werden.  Die  von  Uri  und  Nidwaiden  nahmen  sie  an 
und  beschworen  sie,  aber  die  Boten  von  Schwyz 
brachten  sie  nicht  an  ihre  Landsgemeinde,  weil  sie 
in  etlichen  Stücken  etwas  Beschwerliches  fanden,  und 
der  Bat  gab  1566  auf  St.  Joders  Tag  die  Erklärung 
ab,  dasB  man  abwarten  wolle,  wie  sich  die  Sache  in 
den  2  andern  Orten  halte.  Namentlich  wollen  die 
Schwyzer  ihre  Leute,  die  dawider  handeln,  nicht  aus- 
liefern (Art.  11),  sondern  selber  strafen,  denn  es  sei 
bisher  bei  ihnen  keiner  so  lioch  und  gewaltig  gewesen, 
dass  er  der  Strafe,  so  er  sie  verdient,  entgangen  wäre. 
Sonst  und  in  den  übrigen  Artikeln  wollen  sie  sich  von 
ihren  lieben  Eidgenossen  nicht  sundern. 

768.  1567  Dez.  29.  Tag  zu  Brunnen.  1.  Sust  zu  Biasca  und 
Osogna.  2.  Kosten  bei  Auffindung  von  Leichen  Ver- 
unglückter. 

(E.  A.  IV  2  S.  1311  Art.  193,  196.) 

769.  1568  Dez.  9.  Tag  zu  Schwyz.   Dauer  des  Friedens  der 

über  Feindschaften  geschlossen  wird. 

(E.  A.  IV  2  S.  1313  Art.  218.) 

770.  1569  Januar  25.  Tag  zu  Uri.  Zulassung  zu  dem  (unent- 
geltlichen) Bankgericht. 

(E.  A.  IV  2  S.  1315  Art.  230.) 

771.  1573  Juli  23.  Tag  zu  Brunnen.  Dreiteilung  der  Malefiz- 

bussen   unter  die   Obrigkeiten,    den  Landvogt  und  die 

Landschaft;  die  zwei  letztern  tragen  die  Kosten. 

(E.  A.  IV  2  S.  1321  Art.  287.) 

772.  1573  Dez.  2.  Tag  zu  Altdorf,  Verminderung  der  Kosten 
bei  Auffindung  von  Leichen. 

(E.  A.  IV  2  S.  1323  Art  306.   Wohl  identisch  mit 
Nr.  848.) 

773.  1575  März  3.  Tag  zu  Altdorf.  Anhören  der  Gegenpartei. 

(BSt  fol  55.) 
Die  Amtleute  sollen  keine  Partei  verhören  und  Be- 


Dekrete  der  Schweizer  Kantone.  257 

soheid  geben  in  Abwesenheit  der  Gegenpartei,  bei  50 
Kronen  Busse. 

774.  1575  Juni  8.  Konferenz  zu  Brunnen.  Pfründenverleihung 
und  Gebühr  dafür. 

(BSt  fol.  54\) 

Wenn  ein  Chorherr  oder  Priester  in  den  drei  Vog- 
teien  stirbt  oder  die  Pfmnd  sonst  ledig  wird  und  ein 
andrer  Priester  von  der  Commune  darauf  angenommen 
und  vom  Commissari  oder  Landvogt  bestätigt  wird, 
so  soll  letzterer  die  Hälfte  des  Pfrundeinkommens  des 
ersten  Jahrs  erhalten. 

775-  1576  Mai  14.  Tag  zu  Schwyz.  Pflichten  und  Besoldung 
der  Beamten,  Verbot  des  Praktizierens  und  des  Er- 
kaufend des  Rechts  u.  s.  f. 

(E.  A.  IV  2  S.  1326  Art.  327,  328.^ 

776.  1578  Nov.  4.  Tag  zu  Uri.  1.  Feiertage.  2.  Verbot  der 
Appellation  zu  Verzögerung  der  Sache. 

(E.  A.  IV  2  S.  1329  f.  Art.  358,  360.) 

777.  1581  Aug.  24.  Tag  zu  Beilenz.  1.  Verjährung  von 
Schuldbriefen.  2.  Verfahren  in  nicht  malefizischen  Sachen 
gegen  den  Angeklagten. 

(E.  A.  IV  2  S.  1334  Art.  400  £.) 

778.  1583  Mai  18.     Verordnung  betr.  Verbesserung  der  Ke 
gierung  in  den  Vogteien. 

(Orig.  Perg.  mit  den  3  Siegeln  der  reg.  Orte  an  Seiden- 
Bchnüren  im  Gemeindearchiv  Bellenz.  Kopie  in  BSt 
fol.  85.  Vgl.  E.  A.  IV  2  S.  1336  Art.  417  f.  S.  836 
lit.  y.  V  1  S.  1627  Art.  2  f.) 

Der  Inhalt  ist  folgender: 
1.  Weil  mit  Gefangensetzung  viel  Übereilung  gebraucht 
worden,  so  soll  man  keinen  einsetzen,  die  Sache  sei 
denn  dermassen  maleüzisch,  dass  es  Leib  und  Leben 
antreffe.  Der  Rat  zu  Bellenz  soll  drei  Ehrenmänner 
aus  sich  verordnen,  welche  von  den  drei  Orten  zu 
bestätigen  sind,  jährlich  neue,  die  soll  der  Kommissari 
bei  der  Formierung  des  Prozesses  zuziehen,  und  nichts 
in  ihrem  Abwesen  handeln;  doch  sollen  sie  nur  als 
Zeugen  dabei  sein  und  nichts  zu  richten  haben.  Finden 
sie^  dass  der  Amtmann  etwas  ungebührlich  verhandelt, 
so  sollen  sie  es  bei  ihren  Eiden  den  drei  Orten  an- 
zeigen. Der  Amtmann  soll  keinen  Gefangenen  an  die 
Folter  schlagen  anders  als  auf  gründlichen  Bericht 
und  unparteiische  Kundschaft  und  in  Beisein  der  drei 
Zeugen.     Dann   soll   er    dem    Gefangenen  einen  Für- 

Zeltsohr.  fSr  SohwelzerisoheB  Recht.    Kene  Folge  XII.  ^7 
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-  -  -  Sprech  erlauben  und  Kopie  des  formierten  Prozesses 
zustellen.  Ist  einer  um  kleinfügige  Sachen  gefangen 
gesetzt  worden,  so  soll  ihn  der  Amtmann  auf  Bürg- 
schaft wieder  los  lassen.  Wer  eiüen  unverleumdeten 
Mann  gefährlich  angiebt  und  nichts  auf  ihn  erbringen 
kann,  der  soll  nach  Verdienst  gestraft  und  in  des 
Angegebenen  Fusstapfen  gestellt  werden  (vorbehalten 
das  Leben  zu  nehmen)  und  er  soll  dem  Eingelegten 
seine  Kosten  abtragen. 

2.  Für  kriminalische  und  sonst  kleinfüge  Sachen  soll 
man  keinen  einlegen,  der  so  viel  hablich,  dass  er  die 
Busse  bezahlen  oder  genügsame  Bürgschaft  geben  kann. 

3.  Appellation  ist  statthaft  gegen  Urteile  in  zivilischen 
Bachen  über  drei  oder  vier  Kronen  auf,  doch  dasa 
einer  Bürgschaft  darum  gebe  und  dazu  achte  auf  das 
Hundert,  die  er  noch  dazu  soll  verlieren,  so  er  den 
Haapthandel  an  der  Appellaz  verlöre;  und  mochte 
einer  so  gefährlich  appellieren,  dass  dann  der  Bichter 
den  Kosten  und  Schaden  auch  dazu  abtragen  zn 
sprechen  Gewalt  haben  soll.  In  kriminalischen  Sachen 
und  Bussen  soll  die  Appellation  auch  zugelassen  sein, 
doch  was  unter  10  Kronen,  da  ^soll  der  bussfällig 
Erkannte  zweifache  Bürgschaft  darum  geben  als  um 
so  viel  erkennt  ist,  sofern  er  für  sich  selbst  nicht 
hablich,  und  was  über  10  Kronen  auf,  da  soll  man 
noch  10  Kronen  dazu  Tröstung  geben.  Und  soU  der 
Amtmann  mit  Einzug  der  Bässen  still  stehen  bis  nach 
Erledigung  der  Appellation.  Ist  einer  bussfällig  er- 
kannt und  keine  weitere  Appellaz  vorhanden,  so  mag- 
der Amtmann  ihm  Vieh  und  andere  Fahrhabe  schätzen 
lassen,  der  Bussfällige  hat  dann  14  Tage  Frist  zur 
Lösung,  sonst  soll  der  Amtmann  die  Pfänder  öffent- 
lich verganten  lassen;  und  wo  es  über  25  Kronen 
auf  betrifft,  soll  er  1  Monat  Ziel  haben.  Was  aber 
grosse  Schulden  belangt,  und  liegende  Güter  darum 
gesetzt  werden,  da  soll  das  Ziel  der  Losung  je  nach 
der  Grösse  der  Schuld  und  Bussen  noch  weiter  gestreckt 
werden.  Der  Amtmann  soll  nicht  selbst  darauf  bieten 
lassen.  Zum  Einzug  der  Bussen  soll  der  Amtmann 
zuerst  die  kleinen  Weibel  schicken,  von  des  wenigsten 
Kostens  wegen;  kann  er  die  Bussen  aber  so  nicht 
erlangen,  und  er  muss  den  Grossweibel,  Portuner 
oder  Kastlan  schicken,  so  soll  ihnen  doch  nicht  mehr 
zu  Lohn   gegeben   werden    als  zweifache  Belohnung, 
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nämlich  uoch  einest  so  viel  als  einem  Eleinweibel  zu 
geben  bräochlich. 

4.  Damit  der  Obrigkeit  kein  Abbrach  geschieht  dnrch 
Behandlung  malefizischer  Sachen  als  kriminalischer, 
so  soll  für  malefizisch  geachtet  werden  Ketzerei  in 
Glaabenssachen,  Mord,  Brennen,  Strassenraub,  Tot- 
schlag und  Eatgeben  dazu,  Vergiften  u.  dgl.,  falsches 
Zeugnis,  Friedbrach,  Diebstahl,  Meineid,  Markstein- 
verrückung,  Übernutzung  von  Alpen  und  Almenden  mit 
Vereignen,  Parteien  und  dgl.  Sachen,  in  Summa  was 
Leib  und  Leben  oder  Leibesstrafe  antrifft,  von  Ehren 
gesetzt  werden,  das  Alles  ist  malefizisch.  Und  wenn 
auch  in  solchen  Fällen  die  Leibesstrafen  aus  Gnaden 
in  Geldstrafen  verwandelt  werden,  so  soll  doch  der 
Amtmann  nicht  Gewalt  haben,  solches  weiter  zu  ver- 
thädigen  noch  nachzulassen  noch  ihm  und  den  seinigen 
etwas  davon  zu  beeignen,  sondern  der  Obrigkeit  ihre 
zwei  gebührenden  Teile  einrechnen  und  folgen  lassen 
bei  Verlierung  Eid  und  Ehren  und  zweimal  so  viel 
als  die  auterlegte  Strafe  ist.  Und  der  Amtmann  und 
die  Seinen  sollen  kein  Geschenk  davon  nehmen.  In 
malefizischen  Sachen  soll  allweg  der  Kosten  vorweg 
genommen  werden  aus  gemeinem  verfallenem  Gut  oder 
Busse  und  dann  soll  der  Amtmann  erst  sein  Drittel 
nehmen,  und  in  kriminalischen  Sachen  soll  der  Obrig- 
keit gar  kein  Kosten  aufgehen.  Gleicher  Gestalt  soll 
auch  in  kriminalischen  Sachen  auf  das  allerschärf ste 
gehandelt  und  kein  Gefahr  gebraucht  werden,  und 
wenn  die  drei  Verordneten  bedunkt,  dass  der  Kom- 
missari  oder  Vogt  mit  einem  Gefangenen  oder  sonst 
ungebührliche  Sachen  gegen  die  Ordnungen  vornehme, 
sollen  sie  Gewalt  haben,  den  Kommissar  oder  Vogt 
bis  auf  unsern  weitern  Befehl  still  stehen  zu  heissen. 
Sie  sollen  auch  ordentliche  Kechnung  halten  über  alle 
malefizischen  und  kriminalischen  Bussen  und  den  Boten 
darüber  Rechnung  zu  stellen  schuldig  sein. 

5.'  Die  Bussen  sollen  den  Statuten  gleichförmig  sein. 

6«  Die  Kommandament  sollen  nicht  höher  sein  als  die 
alte  Ordnung  einhält,  nämlich  in  täglichen  gemeinen 
Sachen  die  nicht  gar  hochwichtig  sind,  soll  das  erste 
Kommandament  nicht  höher  sein  als  um  ein  Kronen, 
das  ander  um  2,  das  dritt  um  4  und  das  viert  um 
8  Kronen,  und  wenn  einer  solchen  Kommandamen ten 
nicht  gehorsam  oder   doch   auf  die   wenigst   sich   zu 


EantoDi  Teuin. 

irscheinen  will,  so  mag  ein  Eom- 
lil  eine  bKhere  Bnsee  daranf  setzen 
che. 

[ommissar  oder  Vo^  über  irgend 
loll  nicht  länger  in  Kraft  bleiben 
Lint  bleibt. 

n  von  beiden  Parteien  sammentr 
ichts^eld  abnehmen  als  daa  drei- 
der  Eommissari  abnehmen  darf, 
lissar  in  einer  Sache  1  Kronen 
die  drei  Boten  in  selber  Appellaz 
n  Gerichtsgeld  nehmen.  Von  Bei- 
ammiBBiir  nicht  mehr  nehmen  als 
:  Boten  alle  drei  samm enthalt 
[den  Parteien  in  einem  Handel, 
>artei  10  SchiDing. 
len  halb :  der  EommisBari  soll  vod 
sein  Drittel  einzieheD,  and  dann 
etrifft,  ^er  Kirche  zu  St.  Stephan 
eine  zwei  Drittel  einziehen  lassen, 
izn  behilflich  sein,  nnd  nicht  der 
e  guten  einziehen  und  dem  Fiskal 
n ;  nnd  wann  er  um  solche  Bässen 
Fiskal  dabei  sein  lassen,  ocd  die 
nalsachen  angeben,  sollen  es  dem 
falls   als   wohl   als    der   Kammer 

Bellenz  soll  von  seinem  Drittel 
id  kriminalischen  Bussen  nod  was 
Jrt  das  Viertel  dem  Landschreiber 
inen  Ämtlenten  zu  ^ben  schuldig 
Viertel  erhalt  der  Landschreiber 
:thalter  nnd  die    andern    Amtleute 

)ch  Amtmann  hat  Fng  nnd  Macht, 
'fennig  noch  einig  Geld  ans  nnBem 
zn  nehmen,  er  hätte  denn  eine 
dreien  Orten  oder  wenigstens  von 
h  dem  dritten  Ort  an  seinem  ge- 
nnachteilig sein  soll. 
i  Zolls  zu  Bellenz  soll  man  ver- 
ihn  den  bablichen  Einsaasen  von 
lassen  wolle,  doch  sollen  weder 
iche   Personen    keine    gefUhrlich« 
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Verständnis  hierum  mit  einander  machen  und  soll  man 
die  bietenden  darum  eiden.  Wer  Gefahr  hierin  braucht 
oder  andere  zu  bieten  abgewiesen  hat,  den  soll  man 
um  200  Kronen  strafen. 

13.  Wenn  sich  ein  Totschlag,  Mord  oder  dgl.  zuträgt 
und  die  Besichtigung  und  Erfahrung  des  Handels 
mangelbar,  so  soll  dem  Kommissari  von  solcher  Be- 
sichtigung 2  Kronen,  dem  Statthalter  und  Schreiber 
je  1  Kronen,  dem  Gerichtsschreiber,  Fiskal,  Portuner 
oder  Grossweibel  je  ein  Guldi  folgen  und  nicht  mehr. 
Trägt  sich  aber  ein  augenscheinlicher  Unfall  zu  als. 
mit  Ertrinken,  ab  Bäumen  zu  Tot  fallen,  da  soll  der 
Kommissar  allein  noch  einen  Amtmann  zu  sich  nehmen, 
und  soll  beiden  nur  die  Hälfte  des  Obigen  gehören, 
und  das  soll  sich  bezahlen  aus  des  Sächers  oder  der 
Kommun  Gut,   da   es  geschieht,   wie  von  Alters  her. 

14.  Erneuerung  des  Verbots,  von  Urteilsprechen  Miet  und 
Gaben  zu  nehmen.  Die  Amtleute  sollen  schwören 
keine  Gaben  zu  nehmen,  bei  Strafe  an  Leib  und  Gut 
als  meineidige  Leute. 

15.  Bei  Besetzung  geistlicher  Pfründen  erhält  wie  bis- 
her der  Kommissär  zur  Verehrung  die  Hälfte  des 
jährlichen  Pfrundeinkommens,  ist  ungefähr  von  der 
Erzpriesterei  und  Chorherrnpfründen  zu  Verehrung 
25  Kronen. 

16.  Da  die  Deutschen  zu  Bellenz,  Amtleute,  Schlossknechte 
und  Andere,  von  andern  Leuten  Geldschulden  an  sich 
kaufen  und  dann  mehr  Kostens  dann  sonst  beschähe 
auf  die  armen  Leute  treiben,  wollen  wir,  dass  der 
Käufer  dieselbe  Kaufschuld  nicht  mit  mehreren  Kosten 
noch  anderer  Gestalt  einziehen  noch  den  Schuldner 
darum  treiben  möge  als  wie  der  Schuldverkäufer 
selbst  hat  mögen  thun. 

17.  Bestätigung  der  Taxen  für  Notare,  Fürsprecher  und 
Weibel  laut  Ordnung  für  Beilenz  von  1581  (unten 
Nr.  858). 

18.  Wer  zahme  Tauben  auf  dem  Feld  scliiesst,  büsst  für 
jedes  Mal  3  Kronen. 

19.  Diese  Ordnung  soll  im  Statutenbuch  beigebunden 
werden  und  der  Kommissar  soll  bei  seinem  Amts- 
antritt schwören  sie  zu  halten,  bei  Strafe  des  Meineids. 

20.  Sachen,  die  vor  uns  die  3  Orte  gehören,  besonders 
wenn  sie  einen  Kommiäsar  oder  Vogt  antreffen,  sollen 
nicht  mehr  zuerst  (wie  bisher  gebraucht  worden)  vor 
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Schaden  zafQgte,  soll  er  für  z* 
geschickt  werden. 

Zn  12.  Wenn  die  Welscher 
znr  Jahrrecbnang  zu  Bellenz 
boten  haben,  und  dann  die 
wieder  auf  die  Riviera  komm 
Dentaclien,  bo  ea  einem  gefä 
bieten. 

Zn  14,  Der  hier  erwähnte  E 
nnd  Boten  bei  uns  in  ihren  ( 
Amtlenten  jährlich  vor  den  Ges 
geleistet  und  die  Felilbaren  : 
straft  werden. 

Änderung  der  Ratsverfassni 
Nr.  860. 

780.  8.  d.  (um  1590.)  Vorlesen  der  Vergi 

(B8t  fol.  e2-  zwischeD  Dekret) 
Man  soll  dem  ÜbeltUäter  v 
Verzicht  vorlesen,  aber  ihn  c 
ob  er  deren  bekanntlich,  wi< 
geschehen,  wo  dann  der  Del 
eine  neue  Untersachnng  nötig 

781.  1608  Sept.  5.  Tag  zu  Brunnen.  1 
vad  Strafaachen. 

(E.  A.  V  1  S.  1646  Atl 

782.  1609  Nov.  9.  Appeliaztag  zu  St! 
besondern  Sohart'riohters. 

(E.  A.  V  1  S.  1651  Art,  246. 

783.  1614  Nov.  17.  ÄppeUaztag  au  Sc 
legung  der  Vonnünder.  2,  Strafe 
pellation  in  die  Orte.     4.  Einsohl 

(E.  A.  T  1  S.  1677  Ar 

784.  1615  Kov.  16/18.  Appeliaztag  zu  i 
leistung  der  Untertanen. 

(E.  A.  V  1  S.  1680  Ar 

785.  1616  Juni  21.  Altdorfc  Vereinbari 
romeo  betr.  Verhalten  der  Priestei 

(E.  A.  V  1  S.  1683  Ar 

786.  1618  Sept  8.  Konf.  zu  Brunnen, 
pell  atio  neu. 

(E.  A.  r  2  8. 1829  Art.  39.  S. 

787.  1619  Febr.  8/9.  Konferenz  zu  M 
karrierens  in  die  Orte  vor   dem 

(B.  A.  V  2  8.  1838  Ai 
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788.  1619  Juli  16.  Konf.  zu  Brunnen.  Verfügungen  betr.  Ver- 
folgung von  Unholdem. 

(E.  A.  V  2  S.  1834  Art.  92—96.) 
Weitere  Verfügungen   darüber   v.  1625   und  1630 
das.  S.  1858  Art.  369,  S.  1859  Art.  378,  S.  1880 
Art.  559. 

789.  1622  Nov.  14/18.     Appellaztag  zu  Stans.     Abschafiiing 

des  Appellaztages;  sofortige  Weisung  der  Appellationen 

an  die  Obrigkeiten. 

(E.  A.  V  2  S.  1843  Art.  200.) 

790.  1630  Aug.  16.  Konf.  zu  Brunnen.  Bewirtschaftung  der 

Güter. 

(E.  A.  V  2  S.  1882  Art.  581.) 

791.  1680  Okt.  25.  Konf.  zu  Altdorf.  Über  10  Kronen  Wein 

aut  Borg  zu  geben  verboten. 

CE.  A.  V  2  S.  1885  Art.  611.) 

792.  1633  Aug.  12.  Konf.  zu  Brunnen.  Frist  für  Appellation 

in  die  Orte. 

(E.  A.  V    2  S  1895  Art,  705.  Erneuert   1638,  s.  das. 
S.  1925  Art.  1005.) 

798.  1634  Juli  18.  Konf.  zu  Brunnen.  Pflicht  der  Gemeinden  zu 
Übernahme  der  konfiszierten  Güter  um  einen  Schatzungs- 
preis.    Vgl.  Nr.  184  ff. 

(E.  A.  V  2  S.  1898  Art.  729.  vgl.  Art.  746  Ziff.  4.) 

794.  1636  Aug.  19.  Konf.  zu  Brunnen.  Anwesenheit  der 
Fiskale  bei  Strafprozessen. 

(E.  A.  V  2  S.  1914  Art.  885.) 

795.  1637  Nov.  7.  Konf.  an  der  Treib.  Belastung  des  im 
Leibding  des  Vaters  stehenden  mütterlichen  Gutes  eines 
landfliichtigen  jungen  Mannes  mit  der  Strafe. 

(E.  A.  V  2  S.  1922  Art.  961.) 

796.  1638  Aug.  17.  Konf.  zu  Brunnen.  Erneuerung  der 
Wucherverbote. 

(E.  A.  V  2  S.  1924  Art,  995.) 

797.  1639  Aug.  19.  Konf.  zu  Brunnen.  Bestrafung  der  in 
der  Zeit  des  Sindikats  begangenen  Verbrechen,  vgl. 
Nr.  91,  107,  111. 

(E.  A.  V  2  S.  1927  Art.  1023.) 

798.  1641  Aug.  17.  Konf.  zu  Brunnen.  Pflicht  der  unter  Ver- 
dacht aus  der  Haft  Entlassenen  zu  Kostentragung. 

(E.  A.  V  2  S.  1930  Art.  1055.) 

799.  1649  Aug./Sept.      Jahrr.  Bellenz.     1.  Verpfändung    der 

Pferde  durch  Säumer.     2.  Fristen  bei  Schuldentrieb. 
(E.  A.  VI   1   S.  1480  Art.  35,   42.    Nr.  1   schon  1650 
zurückgenommen,  das.  S.  1482  Art.  62.) 
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800.  1650  Aag.  9.  Konf.  zu  Brunnen.  1.  Verbot  der  Vogel- 
jagd im  Sommer.     2.  Dauer  des  Sindikats. 

(E.  A.  VI  1  S.  1483  Art.  73,  86.) 

801.  1650  Ende  Aug.    Jahrr,  Bellenz.     Exekution  auf  Pferd 

und  Wagen  der  Säumer.    Verbot  der  Verpfandung  der 

Saumrosse,  der  Vogeljagd  v.  1.  März  bis  31.  Okt.  und 

alles  überflüssigen  Spielens. 

(E.  A.  VI  1  S.  1483  Art.  88.) 

802.  1651  Aug.  17.  Konf.  zu  Brunnen.  Währschaftspfiicht  für 

verkaufte  Pferd  e- 

(E.  A.  VI  1  S.  1486  Art.  120.) 

803.  1655  Aug.  12.  Konf.  zu  Brunnen.  Armenrecht  bei  Ap- 
pellation in  die  Orte. 

(E.  A.  VI  1  S.  1492  Art.  199.) 

804.  1658  Aug.  16.  Beokenried.  1.  Rechnungsstellung  der 
Vormünder.     2.  Eidauflegung  für  Schulden. 

(E.  A.  VI  1  S.  1497  Art.  262,  271.  Betr.  Ziff.  1  vgl. 
das.  S.  1511  Art.  432,  Konf.  zu  Brunnen  v.  1664.) 

805.  1660  Sept.  Jahrr.  Beilenz.  Vorschriften  über  Verfolgung 
von  Banditen^  ähnlich  wie  die  Nr.  118^  122  u.  a. 

(E.  A.  VI  1  S.  1502  Art.  344.) 

806.  1661  Aug./Sept.  Konf.  zu  Bellenz.  Verbot  des  Ar- 
restierens  und  Befolgung  des  forum  domicilii. 

(E.  A.  VI  1  S.  1506  Art.  373.) 

807.  1661  Nov.  16.  Konf.  zu  Brunnen.  Appellation  an  die 
Gesandten  zur  Jahrrechnung«  Gerichtsgeld  derselben. 
Verkauf  der  Erntefrtichte. 

(E»  A.  VI  1  S.  1507  Art.  377  f.  vgl.  S.  1608  Art.  394.) 

808.  1666  Mai  21.  Konf.  zu  Brunnen.  Verwendung  von  Für- 
sprechern. 

(E.  A.  VI  1  S.  1513  Art.  448  a.) 

809.  1714  April  24.  Konf.  an  der  Treib.  Allgemeine  Vor- 
schriften für  Erhaltung  guter  Justiz. 

(E.  A.  VII  1  S.  1138  Art.  27.) 

810.  1724  Aug./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  Appellation  in  die  Orte. 

(E.  A.  VII  1  S.  1150  Art.  124.) 

811.  1729  Aug.  25.  Konf.  an  der  Treib.  1.  Strafe  der  ün- 
zucht.  2.  Protokolle  für  Civil-,  Kriminal-  und  Malefiz- 
sachen  zu  trennen. 

(E.  A.  VII  1  S.  1155  Art.  166  f.  vgl.  S.  1157  Art.  187.) 

812.  1729  Sept.  17.  Reskript  der  3  Orte  betr.  forum  delicti 

commissi. 

(Anh.  zu  den  Stat.  v.  Bellinzona.) 
Dass    der  Thäter   an   dem  Ort   abgestraft   werden 
soll,  wo  er  den  Fehler  begangen,  nicht  wo  er  wohnt, 
und  dass  er  ohne  Hinderung  dorthin  gestellt  werden  soll. 
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813.  1736  Aug./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  1.  Verbot  der  Ver- 
äusserung  von  Liegenschaften  an  tote  Hand.  2.  Verbot 
des  Geldansleihens  auf  Liegenschaften  im  Ausland«  3.  Zug- 
recht  der  Einheimischen. 

(E.  A.  VII  1  S.  1161  Art.  257  f.  260.) 

814.  1739  Juni  9.  Konf.  an  der  Treib.  Vorschriften  über 
Fischgarne  und  Fischverkauf. 

(E.  A.  Vn  1  S.  1164  Art.  294.) 

815.  1742  i^ug./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  Verbot  der  Übergabe 
weltlicher  Sachen  an  Geistliche  zur  Entscheidung.  Vgh 
Nr.  299  ff. 

(E.  A.  VII  1  S.  1167  Art.  326.) 

816.  1748  April  8.  Konf.  an  der  Treib.  1.  Unterhalt  der 
Findelkinder.  2.  Abzug  bei  Auswanderung. 

(E.  A.  Vir  2  S.  1026  Art,  49.  S.  1028  Art.  58.) 

817.  1770  Aug./Okt.  Jahrr.  Bellenz.  1.  Beglaubigung  des 
Hauszeichens  von  Schreibunkundigen  auf  ihren  Schuld- 
schriften. Vgl.  Nr.  820  Ziff.  12  und  Nr.  821  Ziff.  2.  — 
2.  Liberation  von  Verbrechern. 

(E.  A.  VII  2  S.  1062  Art.  447  f.   Zu  2  noch  Art  462 

und  478.) 

818.  1773  Aug.  24.  Jahrr.  Bellenz.  Steuerpflicht  geistlicher 
Güter. 

(E.  A.  VII  2  S.  1065  Art.  495.) 

819.  1773  Sept.  11.  Reskript  der  3  Orte  betr.  Rang  von  Land- 

vogt  und  Geistlichkeit. 

(Anh.  zu  den  Stat.  v.  Bellenz.) 
Die  Ehre,  das  Ansehen  und  die  Reputation  eines 
hoheitlichen  Repräsentanten  erfordern,  dass  der  Land- 
vogt bei  Mahlzeiten,  Zasammenkünften  und  andern  dgl. 
Anlässen  den  Rang,  Vorsitz  und  Präcedenz  vor  dortigen 
Geistlichen  habe. 

820.  1774  November  19.  Altdorf.  HochobrigkeiÜiche  Ver- 
Ordnungen. 

(Anhang  za  den  Stat  v.  Bellenz  v.  1695.) 
Behufs  Abstellung  von  Missbränchen  in  den  drei 
Vogteien  haben  die  3  Orte  folgende  Verordnnngen 
nnd  Erläuterungen  genehmigt: 
1.  Zur  Abschneidnng  der  excessiven  Prozesskosten  soll 
von  der  ersten  Instanz  nach  dem  Endurteil  eine 
distinkte  Spesennota,  sodann  von  dato  der  Enderkannt- 
nis  an  der  zweiten  und  so  fort  von  einem  lobl.  Stand 
zum  andern  die  erlaufenen  Kosten  specifice  und  schrift- 
lich vorgewiesen  und  über  jede  Gebühr  die  Taxe  ge- 
macht werden:  ein  Mehreres  darf  nicht  prätendiert 
werden. 
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2.  Da  Geistliche  oft  Streithändel  durch  ihre  Ratgeber 
occnlte  unterhalten,  so  ^ird  man  künftig  den  be- 
treffenden Geistlichen  das  consilinm  abenndi  geben. 
Anch  allen  Kommunen  und  Partikolaren  ist  verboten, 
weder  öffentlich  noch  heimlich  in  Civil-,  Kriminal- 
und  Malefiz-  weltlichen  Verhandlungen  sich  eines  Geist- 
lichen zu  gebrauchen,  auch  dürfen  Landvögte  und 
Gesandte  nicht  durch  einen  Geistlichen  etwas  trak- 
tieren noch  akkordieren.  Alles  bei  100  Thaler  Strafe. 

3.  Ohne  spezielle  Erlaubnis  der  Hoheiten  selbst  dürfen 
keine  ewigen  pia  legata  errichtet  werden,  weil  die 
allzuvielen  pia  legata  dem  Lande  zu  grosser  Be- 
schwerde gereichen. 

4.  Obschon  die  Maleüzurteile  an  und  für  sich  keine  Ap- 
pellation leiden,  wird  dennoch  befohlen,  dass  weil  die 
Appellationen,  Protestationen  und  dgl.  den  Lauf  der 
Justiz  retardieren,  bei  hoher  Strafe  nach  ausgefällter 
Sentenz  keine  Protest^tionen,  Appellationen  oder  andere 
Exekutionsverzögerungen  admittiert  werden  sollen; 
denn  alle  Vorstellungen  zum  Behuf  eines  Delinquenten 
sollen  vor  der  Sentenz  geschehen.  Wer  den  Lauf 
der  Justiz  aufzutagen  oder  sie  vor  ausgeföllter  Ma- 
lefizurtel  mit  unwahrem  und  unstatthaftem  Vorgeben 
aufzuziehen  sich  unterfängt,  soll  vom  Landvogt  ernst- 
lich darum  korrigiert  werden. 

Das  Maleiizgericht  soll  aus  einzigen  drei  Blut- 
richtem  bestehen,  wozu  der  Landvogt  des  Orts,  wo 
der  Inquisit  wäre,  und  die  Landvögte  der  zwei  andern 
Vogteien  bestimmt  sein  sollen,  in  der  Verständnis, 
dass  ans  jedem  regierenden  Stande  nur  einer,  und  in 
Abgang  des  Landvogts  der  Eastelan,  in  dessen  Er- 
mangelung ein  Schlossknecht  von  selbigem  Ort  supplieren 
und  mit  Führung  des  praesidii  nach  bisheriger  Übung 
und  alter  Verordnung  dem  Kanton  nach  kontinuiert 
werden  solle.  Sind  aber  die  Elirengesandten  noch  in 
einer  der  drei  Vogteien,  so  sind  sie  zu  berufen  mit 
Ausschluss  des  Landvogts  und  der  sonst  erwählten 
Blutrichter  in  Malefizsachen  das  ürtel  zu  sprechen; 
zur  Verhinderung  unnötiger  Auftagungen  der  Sin- 
dikatoren  soll  man  sich  binnen  nächsten  24  Stunden 
nachdem  der  Prozess  konstruiert  ist,  erklären,  ob 
man  copiam  Processus  verlange  oder  nicht,  wo  dann 
auf  die  allfällige  Konzession  des  begehrten  Defensiv- 
prozessus    derselbe   schleunig  zu  Stand  gebracht  und 
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Stande,  oder  wenn  pericalam  in  mora,  noch  geschwinder 
erscheinen,  soll  man  dessen  ungeachtet  weiter  für- 
fahren  mögen.  Unter  den  Giuraten  sollen  keine 
separate  colloqnia  noch  andere  Gefährlichkeiten  ge- 
braucht werden,  bei  harter  Strafe.  Wegen  Aus- 
lieferung eines  requirierten  Fremdlings  soll  weder  der 
Eat  noch  einer  der  ginrati  avisiert "  noch  berufen 
werden,  sondern  von  dem  Landvogt  oder  Sindikat 
nach  Erfinden  verfahren  werden. 

11.  Erläuterung  des  cap.  60  der  Stat.  crim.  dahin,  dass 
eine  über  eine  schwere  Kriminalität  judicierte  oder 
hartnäckig  läugnende  Person  bei  Abgang  anderer 
Zeugsame  zu  Vollständigmachung  des  processus  billig 
mit  Arrest  belegt  werden  möge. 

12.  Damit  Schuldner  und  Ansprecher  den  Inhalt  der  Ob- 
ligationen verstehen,  sollen  solche  nicht  mehr  lateinisch, 
sondern  italiänisch  abgefasst  werden.  Ein  Schuldner, 
der  nicht  schreiben  kann,  soll  das  Hauszeichen  in 
Gegenwart  zweier  ehrlicher  Zeugen  beisetzen. 

13»  Wegen  Bezahlung  der  Kreditoren,  so  Hypotheken 
haben,  ist  die  Herstellung  des  Incants  gutbefunden. 

14.  Gemäs  Abschied  von  Flüelen  v.  7.  Mai  1694  soll  die 
Stadt  Bellenz  und  jede  Kommnn  jede  einen  Konsul 
oder  andere  Person  ernennen,  welche  gleich  den  Konsuln 
die  Pflicht  der  Leidung  von  Fehlern  haben. 

15.  Die  Deputierten  des  Spitals  sollen  remedieren,  falls 
sie  für  ausgeliehene  Gelder  schlechte  Kapitalien  in 
Zahlung  angenommen  haben. 

16.  Zollfreiheit  derer  von  Misox  bezüglich  des  in  ihr  Tal 
zum  konsumieren  Eingeführten. 

17.  Lohn  des  Landvogts  für  Besiegelung  der  Sequester 
drei  Parpajol. 

18.  Ratsversammlung  nur  bei  erheblichen  Ursachen  zu 
berufen. 

19.  Der  Gross weibel  zu  Bellenz  soll  seines  lobl.  Standes 
Farbe  tragen,  was  um  so  weniger  beschwerlich  ist, 
als  die  Anschaffung  für  jeden  Stand  nur  alle  18  Jahre 
sich  ergiebt. 

Nachtrag:  Laut  Abschied  von  1755  sind  die  aus 
den  Civilappellationen  entspringenden  Kriminalien  von 
dem  Sindikat  abzustrafen  und  nicht  an  die  prim  Instanz 
zu  verweisen,  und  wenn  der  Landvogt  auf  eingegebene 
denuntia    des    Kriminals    den   Fehler   nicht    bis    zum 
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BiasoA;  die  Furleite  von  dem  in  Beilenz  gekauften 
Wein  zn  zahlen,  auch  wenn  sie  ihn  zu  eigenem  Gebraach 
wegführen, 

(Perg.  Gemeindearchiv  Bellens.) 

830.  1517  April  24.  Brunnen.  Friedgebot.  Die  in  „Butzen- 
weise"  (vermummt)  Ausgehenden  sollen  keine  WaflFen 
tragen. 

(E.  A.  III  2  S.  1053  f.  lit  d  und  e.    Vgl.  S.  1092 
Nr.  733  lit.  d.) 

831.  1521  August  12.  Schwyz.  Spruch  des  Landammanns  von 
Schwyz  Grilg  Richmut  Namens  der  2Vs  Orte  zwischen 
Bellenz  einer-  und  Claro  und  Cresciano  andrerseits  betr. 

Purleite. 

(Perg.  Gemeindearchiv  Bellenz.) 
Dass  die  von  Craa  (Claro)  und  Cristyan  (Cresciano) 
sollen  zu  Bellenz  frei  sein  nm  Alles  das  sie  durch 
Bellenz  führen,  sie  kaufen  zu  Bellenz  oder  darunter, 
keine  Furleite  zu  geben,  das  sie  nicht  weiter  brauchen 
als  in  ihre  Hänser,  und  nicht  weiter  als  in  die  zwei 
Dörfer  geführt  wird,  ob  schon  einer  vom  andern  kauft 
vom  einen  Dorf  in  das  andere,  sollen  sie  Furleite  zu 
^eben  nicht  schuldig  sein.  Kauft  aber  einer  auf  Für- 
kauf, und  verkauft  er  es  weiter  als  in  die  zwei  Dörfer, 
so  soll  er  Furleite  geben  nach  Inhalt  des  Stadtbuchs 
von  Bellenz. 

832.  1522  Juni  5.  Bestätigung  eines  Statuts  des  Bats  von 
Bellenz  über  Pflichten  der  Hintersassen  durch  die  Ge- 
sandten der  27«  Orte. 

(BSt  fol.  5.  Anch  Staatsarch.  Lncern  separat.) 
Vor  den  Gesandten  und  dem  Eommissari  eröffnen 
die  verordneten  Räte  der  drei  Sqoadren  des  ganzen 
Rats  zu  Bellenz  ein  von  ihnen  aufgestelltes  Statut 
folgenden  Inhalts:  alle  seit  1496  angenommenen  und 
künftig  aufzunehmenden  Ausländer  und  Hintersassen 
sind  als  fremd  zn  halten  und  schuldig,  nach  ihrem 
Vermögen  und  ihrer  Schätzung  an  die  Gemeindekosten 
zu  zahlen,  ohne  Anteil  an  dem  Einkommen  der  Ge- 
meinde ans  Zinsen  und  Vergantungen,  welche  allein 
deu  Bürgern  zukommen.  Wer  aber  als  Bürger  (vicin 
und  Genoss)  aufgenommen  ^ird,  soll  wie  die  wahren 
alten  Bürger  gehalten  werden.  Hintersassen,  welche 
Güter  in  der  Stadt  und  Grafschaft  Bellenz  haben,  sie 
wohnen  zu  Bellenz  oder  nicht,  sollen  der  Gemeinde 
davon  ihre  Steuer  und  Teil  bezahlen.  Sie  ersuchen 
um  Bestätigung  dieser  Ordnung  aus  Kraft  ihrer  Statuten 
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cap.  171  und  .172«  Die  Gesandten  bestätigen  sie  mit 
dem  Vorbehalt,  dass  so  Landleate  der  3  regierenden 
Orte  za  Beilenz  Tvohnen  wollten,  sie  ausserhalb  der 
Zahl  der  Fremden  und  gleich  wie  die  Bürger  gehalten 
werden  sollen. 

833.  1523  August  30.  Bellenz.  Bestätigung  eines  Spruchs 
des  Kommissars  Job.  Ponti  betr.  die  Furleite  geg-en 
Blenio,  durch  die  Gesandten  der  27«  Orte« 

(Perg.  Gremeindearchiv  Bellenz.) 

834.  1529  November  3.  Konferenz  zu  Brunnen.  Bestätigung 
von  Verordnungen  des  Rats  zu  Bellenz. 

(BSt  fol.  10\) 
1,  Eecht  des  Rats  zu  Aufsetzung  von  Verordnungen 
über  den  feilen  Kauf  der  Bäcker,  Metzger  und  andrer 
Handwerker,  so  dem  feilen  Kauf  oder  Proviant  zuge- 
hören.   2.  Recht  des  Rats,  nach  Sage  ihrer  Statuten 
zu  gemeinem  Nutzen  Ordnungen  zu  machen,   doch    in 
Beisein  und  mit  Wissen  des  Kommissars  und  der  Ob- 
rigkeit  an   ihren  Herrlichkeiten   und  Gerechtigkeiten 
ohne  Schaden.     3.  Wenn   zwei   Parteien    über    einen 
Span  auf  unparteiische  Spruchleute  zu  einem  freund- 
lichen Spruch  kompromittieren,   so    soll   es  bei  deren 
Spruch    ohne    Appellationszulassnng   bleiben.     4.  Der 
Rat  wünscht  Verlegung  des  Sindikats  von  Bartholomäus 
Tag  auf  den  Mai,  weil  an  jenem  Tag  Jahrmarkt  sei 
und  dadurch  die  Geschäfte  der  Boten  verzögert  würden. 
Erkannt:  in  dem  Jahr,  da  der  neue  Kommissar  aaf- 
reitet,  soll  das  Sindikat  bei  Bartholomäi  bleiben,  weil 
das  die  Zelt  des  Amtsantritts  des  Kommissars  ist,  in 
dem  andern  Jahre  soll  das  Sindikat  im  Mai  gehalten 
werden.     Jeder   Bote    erhält   von    den  Bürgern   von 
Bellenz  20  Batzen  per  Tag,  woraus  er  sich  und  seinen 
Diener    bezahlen    soll,    oder    die  Bürger  können    den 
Boten   statt   dessen  die  Zelirung  bezahlen.  Die  Boten 
sollen   sich   nicht  in   Sachen   mischen,    die   nach   den 
Statuten  nicht  vor  sie  gehören,   sondern   nur   richten 
um  Sachen,   so  vor  sie   appelliert  werden   nach  Sa^e 
der  Statuten,  und  um  Sachen,  die  wir  ihnen  befohlen 
haben  oder  die  der  Kommissar  vor  sie  gewiesen  bat. 
Doch  ausgeschlossen  Sachen,   so  nicht  Gerichtshändel 
sind,  die  mögen  sie  wohl  hören  und  darin  zum  Besten 
handeln.     5.  Es  ist  auch  zu  gründlicher  Erläuterung 
der  Appellationen  und  Urteile,  wie  die  beschehen  und 
wie   die  Urteile   kräftig  bleiben   sollen,   von  uns   be- 
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schloBsen :  a.  kein  Kommissari  soll  dem  andern  Korn- 
missari,  so  vor  ihm  ein  Urteil  gegeben,  das  Urteil  dannen 
thnn,  auch  sollen  keine  Boten  den  andern  Boten,  so 
vor  ihnen  gearteilt  haben,  ihre  Urteile  dannen  thun, 
es  wäre  denn  eine  Sache  nach  Inhalt  ihrer  Statuten 
appelliert,  b.  Wird  eine  Sache  nicht  appelliert  vom 
Eommissari  vor  die  Boten  in  der  Zeit  als  die  Statuten 
weisen,  so  soll  es  nngeweigert  bei  der  Urteil  bleiben ; 
ebenso  wenn  die  Sache  appelliert  wäre  und  aber  die 
Appellaz  nicht  gefertigt  wird  in  der  Zeit  als  das  nach 
den  Statuten  sein  soll.  Haben  die  Boten  in  einer  an 
sie  appellierten  Sache  ein  Urteil  gegeben  und  es  wird 
nicht  davon  appelliert  oder  zwar  appelliert,  aber  die 
Appellaz  nicht  gefertigt  in  der  Zeit  nach  Sage  der 
Statuten,  so  bleibt  es  bei  dem  Urteil.  Wird  gegen 
ein  Urteil  der  Boten  rechtzeitig  an  die  3  Orte  appelliert, 
80  bleibt  es  definitiv  bei  dem  von  unsern  Herrn  und 
Obern  gesprochenen  Urteil.  6.  Die  armen  Leute  be- 
schweren sich  über  die  Höhe  der  Zinsen,  die  Bürger 
vermeinen,  nach  den  Läufen  sollen  sich  die  armen  Leute 
nicht  dermassen  klagen.  Wir  lassen  dieser  Zeit  jeden 
bei  seinen  Zinsen  bleiben,  in  der  Zuversicht^  dass  sie 
an  den  armen  Leuten  nicht  zu  streng  seien  und  sich 
gnädig  gegen  sie  halten.  7.  Die  Erzpriester  sollen 
ungehorsame  Personen  mit  dem  Bann  zu  christlicher 
Zucht  und  Ordnung  halten.  8.  Die  von  Beilenz  mögen 
Furleite  nehmen  gegen  Unterhalt  der  Wege  und  Strassen 
in  der  Grafschaft. 

835.  1532  November  21.  Schwyz.  Entscheid  des  Landammanns 

von   Schwyz  Egidius   Richmut   Namens    der  27«    Orte 

zwischen  Bellenz  und  Biasca  betr.  Furleite   in  Bellenz 

zu  Gunsten  der  Beilenzer. 

(Perg.  Gemeindearchiv  Bellenz.) 

836.  1545  Februar  3.  Tag  zu  Schwyz.  Verbot  des  Verkaufs 

inländischer  Güter  und  Verschreibens    der   bezüglichen 

Instrumente  im  Auslande. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  453  lit.  f.) 

837.  1545  November  13.     Tag  zu  Brunnen.     Marktzoll   zu 
Bellenz.     Arrest  für  Marktforderungen. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  566  lit.  d.) 

838.  1547  März  28.  Tag  zu  Brunnen.  Anlegung  eines  Urbars. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  803  lit.  b.) 

839.  1547Jnni21.  Tag  zu  Brunnen.  Legitimation  Unehelicher. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  837  lit.  l.) 
ZeitMhr.  für  Sohweixeriiche«  Recht.    Neue  Folge  XII.  ^g 
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840.  1550  Mai  30.  Äppellaztag  zu  Altdorf.  Entacheid  der 
S'/i  Orte  zwischen  Belleiiz  and  Biviera  betr.  Zoll  und 
Waglohn. 

(Perg.  Geiaeiadearehiv  BelleDi.) 
Die  von  Rivicra  beliaapten,  dass  Eie  von  jeher  von 
den  Käsen,  bo  sie  zu  Bellenz  angewogen  bei  dem  Ang 
verkauft,  keinen  Waglolm  gezahlt  haben,  und  eben- 
sowenig von  den  Käsen,  die  sie  dnrcli  Bellenz  ge- 
führt, Zoll  nnd  VVaglohn,  nnd  berufen  sich  anf  2  Briefe 
von  1549  nnd  1550.  Dies  sind  Urteile  des  Koin- 
miBBars  nnd  des  Sindikats  in  Sachen  deren  von  Bellenz 
gegen  einen  Donin  von  Claro,  welcher  vernrteilt  worden 
ist,  den  Waglohn  von  allen  in  Bellenz  verkauften 
Käsen  zn  zahlen,  wenn  sie  über  20  Pfnnd  wiegen, 
sie  mögen  nngewogen  oder  gewogen  verkauft  werden, 
lant  Wagnieisterrecht  von  Bellenz.  Dies  wird  bestätigt. 

841.  1556  Juni  5.  Festsetzung  des  Fuhrlohns  der  Fnhrleute 
ron  Bellenz  für  Transport  der  Kaalmannsgütet  nach 
Biasca  oder  Magadlno,  durch  die  2Vi  Orte. 

(Perg.  Gerne  in  dearchiv  BeÜeni.) 

842.  1556  Sept.  10.  Vorschriften  des  Sindikats  betr.  Fremden- 
poUzei. 

(Perg.  Oemeindesrcbiv  Bellenz.) 
Anf  Begehren  des  Rats  von  Bellenz ;  der  Bat  kann 
Fremde  ausweisen,  welche  die  Regierang  mit  Wort 
oder  That  verunglimpfen.  Fremde  dürfen  nur  eine 
Art  Beruf  treiben,  bei  Strafe  von  100  Scudi.  Fremde, 
die  sich  erst  seit  1496  in  Bellenz  wohnhaft  gemacht 
haben,  gelten  als  Fremde  nnd  novi  habltanti.  Zug- 
recht  dtr  Einheimischen  gegen  Fremdu,  welche  Liegen- 
schaften in  Bellenz  kaufen,  während  Jahresfrist. 

843.  1557  Januar  12.  s.  1.  Hintersassenordnung. 

{BSt  fol.  7'.) 
Landammann  und  Räte  der  3'/t  Orte  bestätigen 
denen  von  Bellenz  zu  Anfhebnng  von  Zwietracht  nnd 
Irrnngen  mit  den  Uintereassen  folgende  Ordnungen: 
1.  Damit  Bärger  und  Landleute  der  Stadt  und  Graf- 
schaft Bellenz  von  den  fremden  Beisassen  nicht  über- 
drängt  werden,  soll  kein  Hintersäss  daselbst  mehr 
als  ein  einig  Handwerk  oder  Gewerb  flben  bei  100 
Kronen  Busse  (halb  den  3  Orten  halb  der  Kommune), 
nnd  wenn  ein  Beisäss  ein  Gewerb  oder  Handwerk 
treiben  will,  soll  er  zavor  vor  den  Rat  kommen  nnd 
erzeigen,  was  fdr  eins  er  brauchen  wolle.     2.   Wenn 
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ein  BeisäsB  in  der  Stadt  oder  Graischaft  ein  liegendes 
Gut  kauft,  mag  jeder  alte  Bärger  oder  Landmann  den 
Kauf  in  Jahresfrist  an  sich  ziehen,  und  ob  einer  sein 
Geld  dämm  ausgegeben  nnd  aber  die  Frucht  oder 
Nutzung  von  selbem  Gut  nicht  eingezogen  hat,  soll 
ihm  der  Züger  um  sein  ausgegeben  Geld  nach  Mark- 
zahl der  Zeit  den  Zins  davon  geben  und  den  Kosten 
für  Bearbeitung  der  Güter  erstatten.  Und  welcher 
erstlich  den  Kauf  an  sich  zieht,  dem  soll  er  bleiben 
und  durch  einen  Notar  aufgerichtet  und  dem  Eommun 
Beilenz  angezeigt  werden.  3.  Erneuerung  von  Nr.  832. 
4.  Ein  Hintersäss,  der  den  die  Steuern  einziehenden 
Beamten  mit  Schlag  oder  bösen  Scheit-  und  Schmach- 
worten begegnet,  büsst  100  Pfund  (halb  den  3  Orten, 
halb  dem  Eommun);  erlegt  er  die  Busse  in  Monats- 
frist nicht,  so  soll  er  Stadt  und  Grafschaft  meiden, 
bis  er  bezahlt.  5.  Wenn  ein  Hintersäss  sich  der- 
massen  mit  Wort  oder  Werken  halten  wurde,  dass 
Klägden  kommen,  und  denen  von  Bellenz  bei  ihnen 
zu  gedulden  nicht  leidenlich  sein  wollte,  sollen  sie 
ihre  Klage  dem  Kommissari  anzeigen,  der  mit  ihm 
gebührender  Gestalt  handeln  soll,  ob  er  ausgewiesen 
werden  soll  oder  nicht.  6.  Kein  Fremder  soll  sich 
in  Stadt  oder  Grafschaft  haushäblich  niederlassen  ohne 
Wissen  und  Willen  unser  der  3  Orten  und  der  Räte 
zu  Bellenz  bei  100  Kronen  Busse  (halb  ans,  halb  dem 
Kommun).  7.  Kein  seit  1496  niedergelassener  und 
künftig  zugelassener  Hintersäss  soll  einig  Ross  noch 
Vieh  ingendts  Jahrs  bis  nach  Michaelis  auf  die  Al- 
menden und  Weiden  treiben,  ausser  auf  die  gemeine 
einbeschlossene  Almend  genannt  Salletsch,  bei  IdDopler 
Busse  von  jedem  Haupt  (7s  der  Obrigkeit,  Ys  dem 
Kommun,  7»  ^eni  Angeber).  8.  Vorbehalt  der  Änderung 
dieser  Statuten. 

844.  1558  Oktober  10.  Tag  zu  Brunnen.  1.  Verbot  des  Er- 
kaufens  von  Chorherrnpfründen  und  der  Anwartschaften 
darauf.  2.  Verbot  des  Erkaufens  von  Batsstellen  und 
des  Miet-  und  Gabennehmens.  3.  Sommerung  und  Aus- 
leihen von  Vieh. 

(E.  A.  IV  2  S.  1297  Art.  39--41.  1    und  3  auch 
BSt  fol.  15^  und  17.) 

845.  1560  Januar  26.  Tags,  zu  Brunnen.  1.  Änderung  in  der 

Ratsveifassung  von  Bellenz.     2.  Holzhauen  und  Stein- 

brechen  auf  der  Almend. 

(Perg.  Gemeindearchiv  Bellenz.) 
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Oesandte  der  2'/»  Orte  mit  Vollmacht  der  Re- 
gieraogen  setzen  fest:  1.  Bisher  haben  die  von  Beilenz 
mit  Abwechslnng  der  Räten  der  drei  Rotten  regiert, 
was  ilinen  viel  Unordnnng  gebracht  hat,  indem  nach 
Abtretnug  eines  Rats  der  andere  von  des  ersten 
Handeln  nichts  hat  wissen  wollen,  daher  besser,  die 
drei  Bäte  in  einen  Rat  za  ziehen,  damit  ein  einziger 
Rat  regiere.  Daher  sollen  fortan  alle  drei  Rotten 
jedes  Jahrs  mit  einander  gemeinlich  regieren.  2.  Zar 
Verhütung  von  Schaden  dnrch  den  FlnsB  Tragona  soll 
niemand  Sieinbrucli  noch  Holzhan  noch  Platten  zu 
Dächern  ab  der  Almend  wegthnn  bei  25  Dukaten  Strafe, 
ausser  in  seinen  eigenen  Gütern. 

846.  1566  August  28.     Jahrr.  Belleiiz.    Verbot  des  WafEen- 
tragens, 

(BSt  fol.  41.) 
ausgenommen  Degen  und  Seitengewehr,  bei  50  Kronen 
Basse  (je  '/»  ^^^  Obrigkeit,  dem  Kommissari  und  dem 
Angeber).  Der  Kommissar  darf  kiinflig  nicht  Be- 
willigung zam  Tragen  heimlicher  Waffen  geben.  Fremde 
bandite  Personen  dürfen  sich  bei  gleicher  Basse  nicht 
länger  als  einen  Tag  in  Beilenz  aufhalten. 

847.  1568  Januar  5.  Abschied  von  Brunnen,  Diverse  Dekrete. 

(BSt  fol.  21.) 
1.  Aach  in  schon  vor  Gericht  anhängigen  Sachen 
darf  man  auf  Schiedsrichter  kompromittieren,  die  dann 
binnen  2  Monaten  ausgesprochen  haben  sollen.  Kom- 
promittieren die  Parteien  erst  nach  ergangenem  End- 
urteil des  Kommissari  oder  der  Boten,  so  sollen  sie 
doch  das  Gerichtsgeld  zahlen.  2.  Falschen  Eid  soll 
man  strafen  wie  bei  uns  als  einen  meineiden  und  ehr- 
losen Mann.  3.  Der  Komandamenten  und  täglichen 
Geboten  halb  bleibt  es  bei  dem  Abschied  von  Stans. 
Sehuldeneinzug  und  Bott  und  Verbott  anzulegen  soll 
nicht  hüher  geschehen  als  nach  Statuten  und  altem 
Brauch.  4.  Der  Frevel  und  Bussen  halb  bleiben  der 
Kirche  ihre  '/»  wie  von  Alters  her.  5.  Das  Gericbts- 
geld  soll  den  Boten  bleiben,  diese  sollen  nicht  ver- 
gebens richten.  6.  Wenn  Rufe  ergehen,  sollen  je  die 
ältesten  Schulden  vorgehen.  7.  Der  Kommissari  mag 
Wild,  Oetlügel  und  Fische  allein  für  seinen  Gebranch 
kaufen  und  das  Übrige  dem  feilen  Kauf  überlassen. 
Niemand  darf  Wild,  Geflügel  und  Fische  auf  Färkanf 
kaufen    bei  5  Kronen  Bnsse.  ä.  Der  Kommissari  soll 
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bis  auf  100  Galden  nicht  mehr  Gerichtsgeld  nehmen 
als  die  Statuten  ausweisen,  darüber  hinaus  vom  hun- 
dertsten Pfennig  und  von  beiden  Teilen  nicht  mehr 
als  ein  Gerichtsgeld,  also  von  100  Kronen  1  Kronen, 
von  200  Kr.  2  Kr.  Von  Beinrteilen  soll  er  nicht  mehr 
nehmen  als  von  jeder  Partei  3  Dopler,  und  in  der 
Besiegelung  der  Urteile  soll  er  die  Welt  ziemlich 
halten.  9.  Für  die  Gftnge  auf  die  Stösse  zu  gehen 
erhält  der  Kommissari  1  Krone,  der  Statthalter  Y2  Kr.» 
der  Landschreiber  7^  ^^'7  ^^^  Portuner  20  ß;  so  in 
der  Ebene;  wenn  sie  in  die  Berge  müssen,  das  Doppelte, 
in  den  Alpen  und  Hochgebirgen  das  Vierfache.  10.  Be- 
treffend Anzeigen  der  Verbrechen  verbleibt  es  bei  den 
Statuten.  11.  Die  Schreiber  sollen  sich  in  der  Be- 
lohnung für  das  Schreiben  der  Urteile  ziemlich  und 
bescheidenlich  halten. 

848.  1569  Dezember  7.  Amtlicher  Augenschein  bei  Unglücks- 
fällen, 

(BSt  fol.  50'  vgl.  Nr.  772.) 
Die  von  Bellenz  beschweren  sich,  dass  wenn  einer 
zu  tot  falle  in  den  Alpen  oder  ertrinke,  der  Kom- 
missari unberufen  den  Leichnam  besichtige  und  dann 
dessen  Verlassenschaft  oder  10  Kronen  davon  haben 
wolle,  auch  darüber  einen . Auf satz  gemacht  habe;  sie 
bitten  diesen  Aufsatz  zu  kassieren,  weil  es  ihnen  gar 
beschwerlich  sei,  dass  sie  den  Leib  verlieren  und  dann 
dennoch  10  Kronen  geben  müssen.  Wir  heben  den 
Aufsatz  auf;  der  Kommissari  soll  bei  Tod  durch  Unfall 
nicht  zur  Leichenschau  kommen,  ausser  er  werde  von 
der  Freundschaft  berufen.  Bei  Totschlag  oder  Selbst- 
mord sollen  die  Amtleute  nach  altem  Brauch  aus  des 
Thäters  Gut  um  einen  ziemlichen  Lohn  den  zu  be- 
sichtigen begabt  werden. 

849.  1569  Dezember  7.  Bestätigung  eines  Vergleichs  der 
7  Orte  mit  dem  Granen  Bund  vom  November  1569  zu 
Wallenstadt  über  Späne  zwischen  Misox  und  Bnfle  einer- 
und Bellenz  andrerseits,  durch  die  3  Orte. 

(BSt  fol.  51'- ) 
1 .  Die  von  Bellenz  haben  das  Recht,  die  von  Misox 
und  Rufie  (Roveredo)  um  Sachen,  die  sich  zu  Bellenz 
verlaufen,  zu  verbieten.  2.  Die  von  M.  und  R.  sollen 
das  Waggeld  zu  B.  zahlen,  auch  wenn  sie  die  Wage 
nicht  brauchen,  weil  unsre  der  3  Orte  Untertanen  es 
auch   zahlen.     3,  Die   von   M.  und  R.   dürfen   nichts 
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aufkaufen,  bevor  e8  2  Uhr  schlägt.  4.  Die  von  B. 
dürfen  denen  von  M.  and  K.  verbieten,  anf  den  Strassen 
und  anders  als  auf  freiem  Markt  aufzukaufen.  5.  Wenn 
die  von  B.  ihre  Waaren  auf  ihren  Bossen  durch 
M.  und  R.  fertigen,  und  ihnen  die  von  M.  und  R.  ihre 
Säume  niederlegen,  damit  sie  selber  sie  weiter  fuhren, 
so  mögen  die  von  B.  Gegenrecht  üben. 
850.  1570  Februar   9.    Entscheid    von    Thädingsleuten^)    in 

Spänen  zwischen  Eoaimissari  und  Stadt  und  Grafschaft 

Belienz» 

(Orig.  Perg.  im  Gemeindearchiv  Bellens.  Kopie  BSt 
fol.  24.) 
1.  Wenn  spänige  Parteien  den  Eommissari  oder 
dessen  Amtleute  auf  die  Stösse  begehren  und  aber 
vorher  eine  Partei  absteht  und  den  Prozess  zurück- 
zieht, soll  man  dem  Kommissar  das  Stossgeld  (Nr.  847 
Ziff.  9)  nicht  schuldig  sein,  sondern  das  gewöhnliche 
Gerichtsgeld.  2.  Wenn  ein  Endurteil  von  den  G^e- 
sandten  und  vom  Kommissari  oder  seinem  Statthalter 
ergangen  und  demselben  nicht  Statt  geschieht,  und  der 
Kommissari  oder  Statthalter  darum  angerufen  wird, 
dass  ihm  Statt  beschehen  solle,  so  soll  der  Kommissari 
Komaudament  und  Gebott,  dem  Urteil  zu  gehorsamen, 
auf-  und  anlegen,  ohne  Gerichtsgeld  davon  zu  fordern ; 
doch  so  ihm  guten  Willens  ein  Dank  davon  geschieht, 
kann  man  ihm  dessen  nicht  vor  sein.  Die  Beiurteile 
betreffend  lassen  wir  es  bei  dem  Aufsatz  von  1568 
(Nr.  847  Ziff.  8)  bleiben.  Damit  man  wissen  möge, 
was  wir  für  ein  Beiurteil  achten,  ist  unser  Verstand : 
so  die  End-  und  Haupturthlen  nit  ergangen^  dass  dann 
die  anderen  Urthlen  Beiurthelen  sein  sollen.  3.  Da 
sich  etwa  zuträgt,  dass  der  Kommissar  auf  einen  Span 
nnd  Stoss  von  den  Parteien  erfordert  wird  und  kein 
Urteil  darum  giebt  und  hernach  wieder  auf  den  Stoss 
kommt  und  sein  Stossgeld  genommen  und  doch  thwäders- 
mal  sein  Urteil  darum  geben,  da  bedunkt  uns,  wenn 
dem  Kommissari  das  Stossgeld  werde,  so  solle  er  sein 
Urteil  darum  geben.  4.- Mailänder  und  andere  Fremde, 
so  in  die  Stadt  und  Grafschaft  Beilenz  wandeln  nnd 
da  zu  schaffen  haben,  sollen  Bürgschaft  nnd  Tröstung 
geben,  und  wo  sie  das  nicht  thun,  sollen  sie  gehalten 


^)  Es  waren    Christoph  Schorno,  Dietrich  Inderhalden  und  Caspar 
ab  Yberg,  alle  drei  von  Schwyz,  von  beiden  Parteien  gewählt. 
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werden,  wie  die  von  Bellenz  an  denselbigen  Enden 
mit  Ziel  nnd  Tag  anch  gehalten  werden.  5.  Kein 
EommiBsari  oder  Statthalter  soll  jemand  dnrch  Schulden 
willen  gefangen  setzen,  wenn  derselbe  genngsame 
Trostang  und  Bürgschaft  giebt.  Geschieht  das  nicht^ 
oder  trügen  sich  andere  verschnlde  Sachen  zn,  so  soll 
man  sie  einsetzen;  für  ihre  Thnrmlöse  sollen  sie  nicht 
mehr  zu  geben  schuldig  sein  als  5  Batzen  samt  der 
Zehrang.  6.  Der  Kommissari  soll  zn  rechter  Zeit 
nnd  geordneter  Stande  am  Gerichtsbank  sein.  7.  Der 
Übergebnissen  halb  bleibt  es  bei  den  Statuten.  8.  Be- 
«  züglich  der  Taxe  für  Urteilausfertigung  bleibt  es  bei 
dem  alten  Brauch. 

851.  1574  November  14.     Entscheid    der    3    Orte    über   Be- 
schwerden und  Wünsche  von  Bellenz. 

(BSt  fol.  27.) 
1.  Laut  früherem  Mandat  darf  Niemand  Wein  auf 
Weiterverkaufen,  sondern  nur  zu  jedes  Hausgebrauch 
verkaufen ;  weil  aber  das  Volk  in  diesen  teuem  Zeiten 
zu  Errettung  ihrer  Hungersnot  viel  Geld  entleihen 
müssen  und  nun  die  grossen  Schulden  nur  mit  Wein 
(so  ihr  Reichtum)  bezahlen  können,  so  sie  dann  den 
Säumern  mit  der  Losung  warten  müssen,  verstreicht 
ihnen  zu  viel  Zeit  und  inzwischen  läuft  viel  Kostens 
und  Schadens  auf,  sie  bitten  daher  um  Änderung  jenes 
Mandats.  Erkannt:  Bleibt  bei  dem  Mandat,  doch  mit 
der  Erlaubnis,  dass  einer  um  seine  ausstehenden 
Schulden  wohl  weiter  dann  zu  seinem  notwendigen 
Hausbrauch  Wein  daran  kaufen  und  nehmen  mag,  aber 
mit  dem  Geding,  dass  dann  solcher  Wein  in  ziem- 
lichem Geld  ohne  besonderen  Gewinn  und  nidt  sich 
gegen  Mailand  solle  verkauft  werden.  2.  Beschwerde 
über  Schädigung  der  Flusswehren  durch  das  Holz- 
flössen der  Holzhändler.  Erkannt:  Die  Holzpatrone 
oder  Kaufleute  mögen  zu  jeder  Zeit  gebundene  Flösse 
fürführen,  aber  nicht  ungebundene  ledige  Hölzer  flössen. 
3.  Der  Geldboten  (Schuldentriebbeamten)  Lohn  und 
Zehrnng  halber,  wenn  einer  mehrere  Schulden  zugleich 
einzieht,  so  soll  er  nicht  von  einem  jeden  Schuldner 
die  ganze  Zehrnng  und  Lohn  (einen  dicken  Pfennig 
per  Tag)  nehmen,  sondern  überall  nur  eines  Kostens, 
Lohns  und  Zehrung.  4.  Das  Verbot  ausserhalb  der 
Grafschaft  Geld  aufzubrechen  und  zu  entleihen,  ist  be- 
schwerlich.    Erkannt :  sie  mögen  bei  ihren  Nachbarn 
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in  Livenen,  Kivier,  Bollenz  nnd  Misox  Greld  bis  auf 
10,  20,  30  Kronen  entleihen,  doch  dasselbe  Geld  nicht 
aufsetzen  nnd  Zinsbriefe  darum  geben,  sondern  nur 
Schuldbriefe,  die  in  1  oder  2  oder  3  Jahren  wieder 
abzuzahlen  sind.  5.  Bewilligt,  dass  die  von  Bellenz 
zur  Abwehr  der  Pestilenz  Ordnung  stellen  dürfen,  doch 
sollen  sie  ein  gut  Ort  und  Herberg  geben,  darin  jeder 
um  sein  Geld  ordentlich  saaber  und  wohlgehalten  werde. 
6.  Die  Auswärtigen,  die  nach  Bellenz  kommen,  sollen 
nur  ein  Seitengewehr  tragen  und  sich  unparteiisch 
halten  und  keine  heimlichen  Panzer  tragen.  Heimliche 
Gewehre  sind  ihnen  abzunehmen  und  sie  sind  dafür  mit 
50  Dukaten  zu  biissen. 

852.  1576  Mai.     £rkanntni8  der  drei   Orte  betr.  Brennholz- 

verkauf. 

(BSt  fol,  56.) 
Auf  Begehren  des  Rats  von  Bellenz.  Niemand  in 
der  Grafschaft  Bellenz  darf  Brennholz  hauen,  um  es 
ausser  Lands  zn  verkaufen  und  damit  Kaufmannschaft 
zu  treiben,  bei  100  Kronen  Busse  und  Verlust  des 
Holzes.  Bei  gleicher  Strafe  Verbot  des  Flössens  un- 
gebundener Hölzer  im  Tessin,  wodurch  die  Wuhren 
zerstört  werden. 

853.  1578  Juli  7.  Erneuerte  Zusicherung  der  Respektierung 
und  Handhabung  der  Statuten  und  Freiheiten  von  Bellenz 
durch  die  drei  Orte. 

(BSt  fol.  80\) 

854.  1578  November  4.  Tag  zu  Altdorf.  Bestätigung  der 
Kapitel  und  Ordnung  des  apostol.  Legaten  Job.  Franz 
Borromäus,  Visitators  des  Bistums  Gomo^  vom  10.  Sept. 
1578,  durch  die  3  Orte. 

(BSt  fol.  57.) 
Betrifft  Haltung  der  kirchlichen  Feiertage  in  Bellenz. 

855.  1578  Montag  vor  St.  Martins  Tag.  Erkanntnis  der  3  Orte 
in  einem  Streit  zwischen  Stadtschreiber  von  Bellenz  und 
Landschreiber. 

(BSt  fol.  79\) 
Der  Streit  betrifft  die  Befugnis  zum  Schreiben  der 
maleiizischen  Sachen.  Es  hat  sich  ergeben,  dass  unter 
der  mailändischen  und  der  französischen  und  Anfangs 
der  dreiörtigen  Regierung  die  maleiizischen  Sachen 
mehrenteils  durch  den  Stadtschreiber  verschrieben  und 
durch  den  Landschreiber  allein  als  einen  Dolmetsch 
verdeutscht  worden  sind,   daher  künftig   gelten   soll: 
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was  Klägden  und  Sachen,  welche  fär  malefizisch  zu 
halten  sind,  vorkommen  und  mit  einem  Schreiben  zu 
verschaffen  erfordert  werden,  die  mögen  durch  den 
Stadtschreiber  zu  Beilenz  geschrieben  werden,  die 
übrigen  Sachen  sind  durch  den  Landschreiber  zu  ver- 
richten. 

856.  1579  Juli  9.  Puhrlohn  und  Sustordnung  für  Bellenz. 

(BSt  fol.  34.  Die  Sustordnnng  auch  in  Anhang  der 
Stat  V.  1695.) 

Fuhrlohn:  von  jedem  Saum  (=  2  Ballen)  von 
Osogna  bis  Bellenz  10  Dopler,  von  Bellenz  bis  Biasca 
15  Dopler  (der  Dopler  =  8  Angster).  Jeder  Fuhr- 
mann in  Bellenz  und  Rivier  soll  die  Kaufmannsgüter, 
die  ihm  zu  fähren  aufgegeben  werden,  stracks  von 
einer  Sust  in  die  andere  führen  und  nicht  damit  über 
den  Tessin  fahren  und  die  Waaren  nirgends  sonst 
unterwegs  abladen,  sonst  soll  er  allen  Schaden  für 
Verlust  abtragen  und  3  Kronen  Busse  zahlen.  Der 
Furleiter  zu  Bellenz  soll  die  ankommenden  Kaufmanns- 
güter nicht  länger  als  höchstens  einen  Tag  und  eine 
Nacht  aufhalten,  und  sie  in  dieser  Zeit  abfertigen  bei 
V2  Kronen  Busse  (halb  dem  Koromissari^  halb  dem 
Kommun)«  Die  Fuhrleute  und  Karrer  sollen  nicht  mit 
Waaren  bezahlt  werden,  sondern  in  Geld,  und  zwar 
sollen  die  Kaufleute  mit  dem  Furleiter  alle  drei  Monate 
abrechnen  und  ihn  bezahlen  und  der  Furleiter  soll  die 
Fuhrleute  dann  sofort  haar  bezahlen.  Die  Gemeinde 
Bellenz  soll  eine  gute  Sust  bauen  und  darf  von  jedem 
Saum  Kaufmannsgut  4  Angster  Sustgeld  beziehen.  Der 
Sustmeister  soll  die  Sust  des  Nachts  gut  verschliessen 
und  haftet  für  Abhandenkommen  von  Waaren.  Die 
Kommunität  soll  die  Strassen  in  Stand  halten.  Aus 
der  Sust  sollen  die  Kisten  vor  allen  Ballen  und  Ris, 
und  die  Ballen  vor  der  Ris  abgefertigt  werden.  Wessen 
Schweine  oder  Hühner  in  der  Sust  gefunden  werden, 
der  soll  jedesmal  5  Pfund  Busse  zahlen  und  die  Tiere 
sind  der  Obrigkeit  verfallen.  Für  den  durch  sie  ver- 
ursachten Schaden  haftet  der  Sustmeister  dem  Eigen- 
tümer der  Waare,  hat  aber  den  Regress  auf  den  Eigen- 
tümer der  Tiere.  Die  köstlichen  Güter,  auf  die  eine 
Hand  gemalt  ist  zur  Anzeigung  der  Vorsicht,  soll  man 
sorgfältig  abladen.  Wer  sie  freventlich  ohne  alles 
Verschonen  abstösst,  soll  der  Obrigkeit  5  Pfund  Busse 
von  jedem  Mal  verfallen  sein.  Sodann  noch  Sustordnung 
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(Abladen  der  Waaren,  Verwahrung  derselben  n.  s.  w. 
betreffend). 

857.  1579  Dezember  19.     Appellaztag  zu  Altdorf.    Satzung 
über  Mass  und  Gewicht.     Fischen. 

(BSt  fol.  32.) 
1.  Betr.  das  grosse  Pfund,  damit  sie  ihre  alten 
Bodenzinse,  als  Käs  und  Anken  und  was  für  100  Pfund 
auf  ist,  wägeUf  bleibt  es  beim  alten  Brauch,  doch  soll 
solches  grosse  Pfund  nicht  weniger  noch  mehr  als 
36  Onzen  schwer  sein.  Was  unter  100  Pfund  ist^ 
soll  mit  dem  andern  schweren  Pfund,  so  30  Unzen 
schwer  sein  soll,  gewogen  werden.  Für  Weingef^se 
und  Brenten  soU  die  Gemeinde  die  Masse  zu  Como 
durch  eine  vertraute  Person  fechton  und  gleichföimig 
machen  lassen.  2.  Fischen  im  Tessin  nach  Sage  der 
alten  Ordnung. 

858.  1581  Mai.     Zinsfuss.     Taxen. 

(BSt  to).  59^.  Die  Taxordnungen  auch  im  Anhang 
der  Stat.  v.  Bellenz.) 
1.  Bewilligung  der  3  Orte,  dass  die  von  Bellenz^ 
weil  sie  etwas  Gelds  mangelbar  sind  und  es  zu  5^/a 
schwer  flnden,  SY^V**  geben  mögen.  2.  Der  Notare 
Taxordnung.  3.  Der  Fürsprecher  Tax.  4.  Taxordnung 
des  Portaners,  Oberweibels,  der  Schlossknechte  und 
andrer  Weibel. 

859.  1581  Juni  26.     Tag  zu  Schwyz.     Artikel  wegen  derer 
von  Misox  und  Bufle. 

(BSt  fol.  53\) 
1.  Betreffend  das  Geld,  so  die  von  M.  und  B.  den 
Unsern  möchten  geliehen  haben,  wird  geordnet,  dass 
wann  die  Zeit  der  Ablösung  vorhanden,  sie  nur  5^« 
nehmen  oder  ihr  Hauptgut  einziehen  sollen.  2.  Die 
von  B.  und  die  von  M.  und  R.  sollen  sich  gegenseitig 
das  Recht  halten,  dass  sie  Übelthätern,  die  für  Ver- 
brechen im  andern  Gebiet  begangen  zu  ihnen  fliehen, 
den  Aufenthalt  verweigern.  3.  Wer  aus  Misox  kommt 
und  weiter  als  nach  Bellenz  reisen  will,  darf  unge- 
straft einen  Dolch  tragen,  aber  wenn  er  sich  in  Bellenz 
aufliält,  soll  er  ihn  für  diese  Zeit  ablegen. 

860.  1587  Sept.  22.  Konferenz  zu  Altdorf.  Revision  der  Sats- 
verfassung von  Bellenz. 

(E.  A.  V  1  8.  1627  Art.  4,  wo  der  Inhalt  angegeben, 
übereinstimmend  mit  BSt  fol.  78.  Hier  heisst  es  noch 
am  Schiasse:  Diese  Neaerung  erfolgt  ans  keinem 
anderen  Gronde  als  weil  bei  der  kleineren  Zahl  der 
Räte  bessere  Ordnung  ihrer  Regierung  kann  erhalten 
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werden.  Den  jetzt  anagefallenen  7on  den  24  alten 
Räten  soll  das  annachteilig  an  Ehren  sein  nnd  sie 
können  bei  Ersatzwahlen  so  gnt  als  andere  Bürger 
gewählt  werden.) 

861.  1589  September  10.  Erkanntnis  von  Uri  auf  Beschwerden 
des  oberen  Grrauen  Bunds. 

(BSt  fol.  92.  Das.  fol.  95  nnd  96  die  Zustimmung  von 
Schwyz  V.  12.  Sept.  und  die  von  Nidwaiden  v.  18.  Sept.) 

1.  Der  Zoll  zu  Castillion  soll  aufgehoben  sein. 
2.  Die  vom  obern  Bund  mögen  beim  Durchreisen  durch 
Beilenz  verbotene  Waffen,  besonders  Dolche,  tragen, 
jedoch  wenn  sie  damit  Schaden  than,  sollen  sie  nach 
Laut  des  Verbots  gestraft  werden.  3.  Die  Bttndner 
sollen  in  Bellenz  nicht  arrestiert  werden  dürfen  anders 
als  um  Schulden  gemäs  dem  Bund  mit  ihnen.  4.  Gegen- 
seitig soll  in  keinem  Gebiet  ein  Bandit  aus  dem  andern 
geduldet  werden.  5.  Wenn  den  Leuten  in  Misox  Flöss- 
holz ohne  ihre  Schuld  im  Wasser  entgeht  und  die 
Wuhren  beschädigt,  so  soll  die  Sache  nach  Billigkeit 
angesehen  werden.  6.  Wiewohl  unsre  Bundesgenossen 
vom  Grauen  Bund  etwas  wenig  Geld  bei  unsem  Unter- 
tanen ihres  Wissens  mit  keinem  gar  ungebührlichen 
Zins  ausgeliehen  haben,  wollen  doch  unsere  Amtleute 
von  ihnen  keinen  Überzins  wegen  solchen  Hauptguts 
und  Zinses  einziehen  lassen,  sondern  in  Kraft  unseres 
Mandats  zu  ihren  Händen  nehmen ;  sie  bitten  um  nach- 
barliches Einsehen;  erkannt:  wir  wollen  künftig  mit 
unseren  lieben  Bundesgenossen  uns  freundlich  zu  ver- 
gleichen keinen  Mangel  haben.  7.  Die  von  Bellenz 
sollen  die  Schäfer,  so  um  ihren  Pfennig  aus  Welsch- 
land auf  die  Alpen  in  Bünden  fahren,  nicht  unge- 
bührlich aufhalten  und  verhindern.  Thun  die  Schafe 
Sehaden,  so  soll  nur  vermög  der  ordentlichen  ge- 
schworenen Schätzung  nach  Billigkeit  Ersatz  gefordert 
werden. 

862.  1591  Februar  6.  Bestätigung  von  G-esuohen  der  Stadt 
Bellenz  durch  die  drei  Orte  betr.  Ersitzung  und  Ver- 
jährung. 

(BSt  fol.  83.) 
1.  Wenn  einer  ein  liegendes  Gut  20  Jahre  lang 
in  ruhigem  Possess  un  an  gesprochen  besessen  hat,  so 
soll  er  unangefochten  bleiben,  vorbehalten  die  darauf 
haftenden  Gülten.  2.  Ablösige  Schulden,  die  in  20 
Jahren  seit  Verfall  der  Schuld  nicht  eingefordert  oder 
erneuert  worden  sind,  sollen  tot  und  ab  sein.  3.  Schulden 
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und  Handschriften,  die  in  10  Jahren  nicht  eingezogen 
werden,  oder  wo  die  Handschriften  in  dieser  Zeit  nicht 
erneuert  werden,  sollen  auch  nicht  mehr  gelten.  4.  Wenn 
einer  einen  Ingang  oder  introitum  auf  einem  Gut  hat, 
der  soll  hinnen  3  Jahren  solch  Gut  schätzen  lassen^ 
sonst  ist  der  Ingang  kraftlos. 

863.  1592  Janaar  4.     Dekret  der  drei  Orte  betr.  Zollpflicht. 

(BSt  fol  81.) 
Jedermann,  auch  die  Kaufleute  aus  den  3  und  andern 
eidgenössischen  Orten,  soll  den  Zoll  zu  Beilenz  nach 
Inhalt  des  Zollrodels  von  Vieh,  Korn  und  allen  Eauf- 
mannswaaren  zahlen ;  die  Amtleute  sollen  die  Säumigen 
an  Leib  und  Gut  arrestieren,  bis  der  Zoll  bezahlt  ist. 

864.  1601  März  17,  19  und  20.  Ortsstimmen  von  Uri,  Sohwyz 
und  Nidwaiden   über  Beschwerden  derer  ron  Livenen 

und  Urseren. 

(BSt  fol.  85.) 
Die  von  Beilenz  dürfen  für  gichtige  Schuld  Aus- 
wärtige an  ihrem  Gut  bis  auf  den  Betrag  der  Schuld 
und  den  dritten  Pfennig  dazu  arrestieren,  aber  nicht 
türmen  und  in  Eid  nehmen,  dass  sie  auf  Ziel  und  Tag 
zahlen  werden.  Für  Kontrakte,  die  nicht  bei  ihnen, 
sondern  anderswo  gemacht  werden,  soll  man  den 
Schuldner  unter  dem  Richter,  da  er  ^esshaft  ist,  suchen. 
Die  Schnellwage  soll  abgestellt  sein  und  keine  andern 
Gewichte  als  die  ordentlichen  gebraucht  werden.  Die 
Messer  und  Wäger  sollen  bei  Antritt  des  Amts  schwören, 
Heimischen  und  Fremden  gleich  zu  messen  und  zu 
wägen.  Die  Weinmesser  sollen  sich  ihres  ordentlichen 
alten  Lohns  begnügen;  und  keinen  Wein  darüber 
nehmen  bei  5  Kronen  Busse  von  jedem  Mal  Übertretens. 

865.  1603  November  19.  Appellaztag  zu  Stans.  Kompetenzen 
von  Kommissar  und  Landschreiber. 

(BSt  fol.  91.) 
1.  Alles  Geflügel  und  Fische  sind  dem  Kommissar! 
zuerst  zu  präsentieren.  2.  Alle  Urteile  des  Kommissar! 
sind  vom  Landschreiber  gegen  billigen  Lohn  zu  ver- 
zeichnen. 

866.  1604  November  3.  Schiedsspruch  des  Eman.  Besler, 
Altlandamniann  von  Uri,  zwischen  Stadt  und  Landschaft 
Bellenz. 

(Anhang  zu  den  Stat.  v.  Bellenz  v.  1695.) 
über    gegenseitig   erhobene   Ansprüche   wegen  Bei- 
tragspliicht    an    den   Bau   der   Kirche  S.    Pietro,   an 
Schalmeisterbesoldung  u.  A. 
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867.  1610  Januar  29.  Konf.  zu  Brunnen.  Lohn  der  Schulden- 
boten ftir  Schuldeneintreiben. 

(E.  A.  V  1  S.  1653  Art.  270.) 

568.  1618  März  1/3.  Konf.  zu  Altdorf.  Prozedur  gegen  Un- 
holder. 

(E.  A.  V  2  S.  1828  Art.  19.  Wohl  dasselbe  was 
im  Comp,  delle  scritt.  unter  1614.  S.  Nr.  905.^ 

869.  1623  August  14.  Schiedsspruch  des  Joh.  Anton  Ghirin- 
ghelli,  Kanzlers  von  Bellinzonai  über  Kompetenzen  des 
Bats  und  der  Bürgerrersammlung  zu  Beilenz. 

(Anhang  zu  den  Stat,  v.  1695.) 

1.  Die  Cooptation  der  Ratsherrn  gebührt  dem  Rat  ohne 
Mitwirkung  der  Btirgerg<imeinde  oder  ihrer  Deputierten. 

2.  Der  Bat  kann  nur  mit  Konsens  der  zwei  Deputierten 
^            Steuern  beschliessen,  Prozesse  erheben,  Geld  aufnehmen. 

3.  Der  Rat  mit  Mitwirkang  der  12  Deputierten  der 
Bürgerschaft  beschliesst  über  Bürgeraufnahmen. 

4.  Bei  Revision  der  Stenerlisten  dürfen  mit  den  zwei 
Deputierten  des  Rats  und  dem  Kanzler  auch  zwei 
Deputierte  der  Bürgerschaft  anwesend  sein. 

5.  In  der  Jahresversammlung  für  die  Wahl  der  12  De- 
putierten der  Bürgerschaft  haben  die  Ratsherrn  nicht 
Teil  zu  nehmen. 

6.  Verteilung  der  Kosten. 

870.  1640  Aug.  20.  Konf.  zu  Brunnen.  Termin  für  Anbringen 

an  das  Sindikat. 

(E.  A.  V  2  S.  1928  Art.  1032.  Vgl.  S.  1937,  1939,  1950, 
Art.  1117,  1146,  1243.  Ähnliches  wohl  für  alle  drei 
Vogteien  das.  S.  1931  Art.  1068  Konf.  zu  Brunnen 
V.  17.  Aug.  1641.) 

871.  1646  Mai  15.  Konf.  zu  Brunnen.  Vereinbarung  mit  dem 

Provinzial   des    Jesuitenordens    über   Errichtung    eines 

Jesuitenkollegiums  zu  Beilenz. 

(E.  A.  V  2  S.  1943  Art.  1186.) 

872.  1647  Aug.  13.  Konf.  zu  Brunnen.  Nachwährschaftsfrist 
für  das  auf  Bellenzer  Markt  verkaufte  Vieh. 

(E.  A.  V  2  S.  1950  Art.  1249.) 

873.  1671  Febr.  25.  Konf.  zu  Brunnen.  1.  Forderungen  der 
Wirte  für  Fütterung  der  Saumpferde,  ohne  Konkurs- 
privileg. 2.  Verfahren  bei  Selbstanzeige  eines  Ver- 
brechers.    3.  Vorgehen  bei  Rückfall  in  ünholderei. 

(E.  A.  VI  1  S.  1516  Art.  478,  480.) 

874.  1715  Aug./Sept.  Jahrr.  Beilenz.  Verbot  des  Aufrichtens 

von  Schuldbriefen  mit  Beding  des  Einziehens  per  incanto. 

(E.  A.  VII  1  S.  1141  Art.  52.) 
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875.  1727  Aug./Sept.  Jahrr.  Beilenz.  Verbot  gewisser  Spiele. 

(E.  A,  VII  1  S.  1163  Art  154.) 

876.  17H0  Aog./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  Dauer  des  Pfandrechts 

an  Vieh. 

(E.  A.  VII  1  S.  1156  Art.  178.) 

877.  1736  Sept.  10.  Konf.  an  der  Treib.  Verbot  des  Ver- 
kaufs liegender  Güter  an  Fremde. 

(E.  A.  VU  1  S.  1162  Art.  265.) 

878.  1742  Aug./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  Verbot  des  mehrfachen 

Gewerbebetriebs  durch  Fremde  in  Bellenz. 

(E.  A.  Vn  1  8.  1167  Art.  326.) 

879.  1755  Febr.  17/18.  Konf.  zu  Brunnen.  1.  Teilnahme  des 
Landvogts  an  den  Batssitzungen.  2.  Anteil  der  Begenten 
an  Polizeibussen.  3.  Kompetenz  des  Sindikats  für  die 
aus  Civilappellationen  entspringenden  Kriminalien.  4.  Ver- 
bot des  Einzugs  von  Kapitalbriefen  per  inc-anto  (statt 
per  stima). 

(E.  A.  VII  2  S.  1050  f.  Art.  271—273,  279.) 

880.  1776  Aug./Okt.  Jahrr.  Bellenz.  Gestattung  der  Alpfahrt 
fremder  Schäfer  an  Sonn-  und  Feiertagen. 

(E.  A.  VII  2  S.  1070  Art.  547.) 

881.  1777  Aug./Okt.  Jahrr.  Bellenz.  Vorschritt  deutscher 
Sprache  in  Prozessen. 

(E.  A.  VII  2  S.  1072  Art.  573.) 

882.  1782  März  28.  Vergleich  zwischen  Rat  und  Bürger- 
gemeinde Bellenz  über  verschiedene  Anstände. 

(Anhang  in  den  SUt.  v.  1695.) 
Durch    Vermittlung    des    Statthalters    Peter   Maria 
Nesbi  von  Luggarus.    Bestätigt  von  Uri  den  2.  Mai, 
von  Schwyz  den  29.  April.     Der  Inhalt  ist: 

1.  Für  Beschlussfassung  über  Weiterziehung  eines  die 
Stadt  oder  die  Landschaft  angehenden  Streithandels 
vor  die  Hoheiten  sollen  die  zwei  Deputierten  der 
Bürgerschaft  ohne  Einwilligung  der  zehen  Herren  oder 
der  Mehrzahl  derselben  nicht  Hand  bieten. 

2.  Die  2  Deputierten  von  der  gesamten  Bürgerschaft 
sollen  in  dem  Rat  bei  Wahl  des  Priors,  des  Schul- 
herrn  und  anderer  Angestellten  mitwählen. 

3.  Die  Prokuratorstelle  soll  nicht  mehr  umgehen,  sondern 
jährlich  durch  den  Rat  mit  Zuzug  der  2  Depu- 
tierten für  ihre  zwei  Aktivstimmen  allein  vergeben 
werden. 

4.  Der  Prokurator  soll  auf  Verlangen  der  2  Deputierten 
den  Rat,  jedoch  in  wichtigen  Sachen,  zusammen- 
zuberufen  schuldig  sein. 
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5.  Die  zehen  Herren  und  die  2  Deputierten  dürfen  im 
Rat  bei  Wahl  eines  Ratsherrn  ihre  Stimme  ^eben. 

6.  In  den  die  Stadt  allein  betreifenden  Geschäften  können 
anch  die  zehen  Herren  nebst  den  2  Deputierten  von 
der  Bürgerschaft  dem  Rat  beiwohnen  und  jeder  von 
ihnen  hat  Stimmrecht  wie  jeder  der  12  Ratsherren^ 
wo  dann  der  durch  das  Mehr  dieser  24  Stimmen 
abzufassende  Entschluss   in  Wirksamkeit  treten  soll. 

7.  Die  Deputierten  und  die  zehen  Herren  sollen  jähr- 
lich der  Rechnungsablegung  des  Seckelmeisters  bei- 
wohnen. 

8.  Die  Kosten  der  früheren  Streitigkeiten  sollen  in  die 
Gemeinderechnung  gesetzt  werden. 

9.  Im  Übrigen  bleibt  es  bei  dem  Spruch  Ghiringhelli 
von  1623  (Nr.  869)  und  andern  Verordnungen, 
namentlich  auch  bei  dem  am  20.  November  1766  zu 
Altdorf  zwischen  Rat  und  Bürgerschaft  gemachten  und 
von  der  Hoheit  bestätigten  Vertrage. 

883.  1782  Sept.  Jahrr.  Beilenz.  Taxen  des  Scharfrichters  von 
Lauis  für  Exekutionen  in  Beilenz. 

(E.  A.  Viri  S.  600  Art.  83,  vgl.  Art  67.) 
1783    auch    auf   Rivier    und   Bollenz    ausgedehnt, 
S.  601  Art.   104,  vgl.  S.  603  Art.  130. 

884.  1788  Aug./Sept.  Jahrr.  Bellenz.  Anteil  des  Landschreibers 

an  der  Urteiliällung  in  Malefizsaohen. 

(E.  A.  VIII  S.  609  Art.  261.  mit  Znsatz  v.  1790 
dag.  S.  610  Art.  297.) 


3.  Dekrete  für  Rivier. 

885.  1504  Dez.  10.    Tag  zu  Brunnen.    Gehalt  des  Vogts  zu 
Ablesch. 

(E.  A.  III  2  8.  302  lit.  h.) 

886.  1540  Sept.  9.  Cresciano.  Weidgang  der  Pferde  in  Rivier, 

(E.  A.  IV  1  c  S.  1246  Nr.  749.)») 

887.  1545  Juni  6.     Tag  zu   Brunnen.     Verlassenschaft  Hin- 
gerichteter. 

(E.  A.  IV  1  d  S.  486  lit.  f.) 

888.  1550  Mai  30.    Tag  zu  Uri.    Richter  des  Wohnorts  fiir 

Sachen  derer  von  Rivier. 

(E.  A.  IV  1  e  S.  293  lit.  g.) 


*)  Von  dem   hier   ah   «uns   fehlend"   angegebenen  Abschied   ist   ein 
Exemplar,  Perg.,  lateinisch,  im  Gerichtsarchiv  zu  Lottigna,  Blenio. 


288  Rechtsquelleu  des  Kantons  Tessin. 

889.  1606  Dezember  6.  Bestätigung  uralten  Zolls  und  Wag- 
gelds zu  Biasca. 

(Gemeindearchiv  Biasca.) 
Spezifizierter  Waggeldtarif.    Erneuert  1641  Febr.  9. 

890.  1647  März  20.  Konf.  zu  Brunnen.  Grenze  der  Verwandt- 
schaft betr.  Zeugnisfähigkeit. 

(E.  A.  V  2  S.  1949  Art.  1228.) 

891.  1755  Febr.  17/18*  Konf.  zu  Braunen.  Ausfertigung  von 
Schuldbriefen. 

(E.  A.  VII  2  S.  1052  Art.  279.) 


4.  Dekrete  fBr  Bolleoz. 

892.  1502  Aug.  10.     Tag  zu  Altdorf.     Siegelung  der  Briefe 

durch  den  Landvogt. 

(E.  A.  III  2  S.  174  lit.  c.) 

893.  1533  Okt.  17.  Tag  zu  Altdorf.  Ernennung  des  Statt- 
halters durch  den  Landvogt,  Absetzung  durch  die  Obrig- 
keit. 

(E.  A.  IV  1  c  S.  169  lit.  b.) 
1540  Sept.  9.  s.  Nr.  886. 

894.  1563  November  24.    Tag  zu  Sohwyz.    Freiheit  der  von 

Bollenz  von  Furleite,  Zoll  und  Waggeld  in  Bellenz  gegen 

Zahlung  von  260  Dukaten. 

(Comp.  d.  scritt.) 

895.  1568  Mai  27.     Artikel  für  Bollenz. 

(Gerichtsarchiv  Lottigna,  Pergament.) 
1.  Auf  die  Feuerstätten  soll  keine  Steuer  ausser 
der  für  Gern  ein  de  werke  (Bauten  und  Strassen)  gelegt 
werden,  und  jährlich  nicht  über  4  Doppelvierer  auf 
die  Feuerstatt.  V^eitere  Steuern  sind  auf  die  Güter 
zu  schlagen.  —  2.  Pflicht  der  Konsuln  zu  genauer 
Rechnungslegung  um  die  Landsteuern.  Die  Landschaft 
hat  bei  der  Jahrrechnung  nur  die  Kosten  der  Botten 
und  6  Verordneter  der  Landschaft  zu  tragen.  Verbot 
des  Gabenanbieteus.  —  3.  Bei  Fahrt  des  Landvogts 
durch  die  Landschaft  Geschäfte  halber  hat  die  letztere 
nur  die  Kosten  des  Landvogts  und  der  Amtleute  zu 
tragen.  —  4.  Bankgericht  am  Montag  unentgeltlich. 
5.  Wo  die  Statuten  keine  Busse  bestimmen,  sollen 
der  Landvogt  und  die  geschworenen  Räte  nach  Ver- 
dienen strafen,  doch  unter  Zulassung  der  Appellation 
dagegen.  —  6.  Erlaubnis  des  Verkaufs  von  Viktualien 
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(ausser  Wildes)  ans  dem  Lande,  vorbehalten  Fälle  von 
Not.  —  7.  In  jeder  Kommune  sind  zwei  Ehrenmftnner 
zn  ernennen,  welche  jährlich  die  Vormnndschafts- 
rechnnngen  abnehmen  sollen  in  Beisein  2  oder  3  Ver- 
wandter der  Waislein,  mit  möglichst  wenig  Kosten. 
Säumige  Vormänder  oder  Verwandte  sind  mit  50  Kronen 
zu  strafen.  —  8.  Lohn  der  von  Parteien  für  Schätzung 
streitiger  Sachen  oder  Erbteilungen  ernannten  Schätzer 
•  auf  5  Doppelvierer  als  Taglohn  aufgesetzt,  —  9.  Tag- 
geld der  Landschaftsboten.  —  10.  Verwahrung  der 
Landschaftsfreiheiten. 

896.  1568  Augast  27.     Quittung  von  Bellenz   über   die  260 

Dukaten  (Kr.  894)  mit  Erläuterungen  über  Zoll  und  Furleite. 

(Comp.  d.  scritt.) 
Die  Freiheit  von  Zoll   und  Furleite   gilt  nicht  für 
die  von  Leuten   aus   Blenio    durchgeführten   Waaren, 
welche  nicht  in  einem  Gebiete  der  drei  Orte  erzeugt 
sind. 

897.  1572  Donnerstag  vor  Simon  und  Judä.  Mandat  der  drei 

Orte  betreffend  verschiedene  Beamte. 

(Comp,  delle  scritt.) 
1.  Ernennung  eines  Fiskals  ist  überflüssig,  der 
Landvogt  und  der  caneparo  sollen  die  Bussen  ein- 
ziehen und  der  Kammer  verrechnen.  2.  Kein  andrer 
Schreiber  oder  Notar  als  der  Landschreiber  soll  im 
Gericht  des  Landvogts  und  der  Gesandten  funktionieren. 
3.  Kein  andrer  als  der  geschworene  Dolmetsch  soll 
vor  Landvogt  und  Gesandten  dolmetschen,  ausser  wo 
selbiger  wegen  Verwandtschaft  im  Austritt  ist.  4.  Keiner 
soll  Fürsprech  sein  als  wer  von  der  Landschaft  ge- 
wählt ist.  5.  Wer  an  das  Sindikat  appellieren  will, 
soll  binnen  10  Tagen  1  Dukaten  deponieren,  sonst 
wird  die  Appellation  nicht  zugelassen ;  mehr  sollen  aber 
die  Gesandten  nicht  fordern. 

898.  1574  Oktober  20.     Busseneinzug. 

(Comp,  delle  scriLt.) 
Die  3  Geschworenen   und   andern   Amtleute    sollen 
beim  Busseneinzug  von  Malefiz  behilflich  sein  und  die 
Landschaft   soll  Y<^  Anteil  daran  und  an  den  Kosten 
haben. 

899.  1580   Januar    14.     Ortsstimme    von    Uri.      Erläuterung 
etlicher  Artikel. 

(Gerichtsarchiv  Lottigns,  Papier.) 
1.  Der  Landvogt  soll  auf  Anklage  wegen  maleflzischer 
oder    kriminalischer    Sachen    nach    Einvernahme    der 

Zeltsebr.  für  Sehweiierisches  Recht.    Neue  Folge  XII.  29 
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EondBchaften  mit  den  3  Geschworenen  darüber  be- 
raten, ob  der  Angeklagte  gefangen  zn  setzen  sei, 
auch  erst  nach  Erkanntßis  der  Geschworenen  ihn 
fultem  lassen.  Hat  der  Angeklagte  auf  der  Folter 
eingestanden,  so  ist  er  vor  den  ganzen  Bat  zu  stellen, 
der  erkennen  soll,  ob  man  ihn  am  das  Leben  vor- 
stellen  nnd  über  ihn  die  3  Landvögte  oder  Boten  nach 
gewöhnlichem  Branch  beschicken  solle.  —  2.  Ge- 
stattnng  des  Banens  von  Häusern,  Ställen  u.  s.  w. 
auf  der  Almend  mit  Bewilligung  der  Dorfgenossen.  — 
3.  Alle  Frieden  sollen  alle  zwei  Jahre,  wenn  man  den 
neuen  Landvogt  einsetzt,  aus  sein,  doch  wo  grosse 
Feindschaft  besteht,  soll  der  Landvogt  den  Frieden 
neu  gebieten  und  aufnehmen.  —  4.  Die  alten  Satzungen 
wegen  Verkaufs  von  Viktualien  aus  dem  Land  werden 
bestätigt. 

900-  1582  Juli  19.     Ortsstimme  von  XJri  betr.  Begehren  der 
Landschaft. 

(Gerichtsarchiv  Lottigna,  Papier.) 
1.  Reciprocität  zwischen  Bündten  und  BoUenz  betr. 
Rückgabe  verlaufener  Schafe.  —  2.  Verbot  des  Li- 
berierens  von  Banditen  durch  spätere  Landvögte ;  blos 
die  Obrigkeit  dazu  befugt.  —  3.  Wahl  des  amüich'en 
Dolmetschers  durch  die  Landschaft,  die  ihn  auch  be- 
soldet. —  4.  Die  drei  Geschworenen  sollen  damber 
wachen,  dass  alle  malefizischen  und  kriminalischen 
Sachen  den  Obrigkeiten  treulich  verrechnet  werden; 
die  Landschaft  erhält  von  den  Bussen  '/s  und  trägt  7» 
der  Kosten.  —  5.  Die  drei  Geschworenen  sollen  bei 
den  malefizischen  und  kriminalischen  Sachen  wie  bis- 
her mit  beraten  und  urteilen,  bei  Gleichstehen  der 
Stimmen  (2  gegen  2)  soll  das  Urteil  das  kräftigere 
sein,  daran  der  Landvogt  mit  einem  der  Geschworenen 
ist.  —  6.  Die  3  Schlüssel  zum  Kasten  mit  den  Land- 
schaftsfreiheiten sollen  in  den  Händen  der  drei  Ge- 
schworenen sein. 

901.  1603  Dez.  7/9.     Ortsstimmen   von    Uri   und   Nidwal  den 
betreffend  Strafverfahren. 

(Gerichtsarchiv  Lottigna,  2  Briefe,  Papier.) 
Auf  Beschwerde  der  Landschaft,  dass  die  Gesandten 
ihrer  Freiheit  zuwider  Gefangene  in  Abwesenheit  des 
Landvogts  und  der  Amtleute  examiniert  haben,  und 
dass  kriminalische  Sachen  als  malefizische  behandelt 
und  gestraft  werden.  Erkannt,  dass  fortan  weder  Ge- 
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sandte  noch  Landvogt  wider  ihre  ITreiheiten  und  Statuten 
handeln  sollen. 

902.  1608  Nov.  17.  Äppellaztag  zu  Stans.   1.  Verordnung  zu 
Verhütung    überschwänglichen    Weinfürkaufs.     2.  Ver 
teilung  der  Malefizbussen  zu  je  7'  ^"  Obrigkeit,  Land- 
vogt und  Landschaft,  letztere  zwei  bestreiten  alle  Kosten. 

(E.  A.  V  1  S.  1646  f.  Art.  206  und  218.  Ziffer  2 
bestätigt  1613  Jan.  22  zu  Bmnnen,   das.  S.  1668 
Art.  416.) 

903.  1612  Mai  28.    Konf.   zu  Stans.     1.  Verbot  des  Jagens 

durch  Fremde.  —  2.  Jagdbann  für  Gemsen  vor  St.  Mar- 

garethen   Tag.  —   3.  Vorkaufsrecht  des  Landvogts    für 

Wild  nach  Taxe. 

(E.  A.  V  1  S.  1666  Art.  378.) 

904.  1613  Januar  22.  Konf.  zu  Brunnen.   1.  S.  bei  Nr.  902. 

—  2.  Verordnung  betr.  Beamte  der  Landschaft. 

(E.  A.  V  1  8.  1668  Art.  416  f.) 

905.  1614  Juni  4.     Hexenprozedur. 

(Comp,  delle  seritt.  vgl.  Nr.  868.) 
Keine  Person  soll  auf  blose  Anzeige  von  Hexen, 
sondern  nur  anf  wohl  begründete  Untersuchung  ge- 
fangen gesetzt  werden,  und  wenn  sich  darch  Zeugnis 
ehrenwerter  Männer  Indizien  auf  sie  ergeben,  soll  sie 
zuerst  ohne  Folter  befragt  und  ihr  Körper  untersacht 
werden,  ob  sie  ein  Zeichen  hat,  dann  je  nach  dem 
Ergebnis  gefoltert  werden  nach  der  Qualität  der  Person 
in  Gegenwart  der  Amtleute  und  aller  Geschworenen, 
am  ersten  Tag  ohne  Gewicht  aufgezogen,  am  2ten  mit 
25,  am  3ten  mit  50  Pfund  eine  Stunde  lang,  u.  s.  f. 
Hält  sie  dieses  martirio  ohne  Geständnis  ans,  so  ist 
sie  freizulassen,  perche  meglio  h  lasciare  liberi  nove 
nocenti  che  far  il  torto  ad  un  innocente. 

906.  1616  Nov.  16/18.     Äppellaztag  zu  Stans.     Unfähigkeit 
naher  Verwandter  zum  Zeugnis. 

(E.  A.  V  1  S.  1680  Art.  523.) 

907.  1619  Mai  6.  Bestätigung  der  alten  Freiheiten  der  Land- 

sohaft. 

(Gerichtsarchiv  Lottigna,  Pergament.) 
1.  MalefizbuHsen  zu  je  '/s  der  übrigkeit,  dem  Land- 
vogt und  der  Landschaft  zuständig,  die  Kosten  werden 
auch  zu  Dritteln  von  den  3  Parteien  getragen.  Von 
Kriminalbussen  erhält  der  Landvogt  wie  bisher  ^/s 
und  soll  davon  alle  Kosten  abtragen.  Wenn  der  Rat 
eine  Person  an  die  Marter  zu  schlagen  erkannt  hat, 
soll  zur  Vermeidung  grosser  Kosten   blos  der  Land- 
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vogt  mit  den  Amtleuten  und  den  3  Geschworenen 
dal)ei  sein;  jeder  erhält  per  Tag  40  Kreuzer.  Wenn 
der  Landvogt  die  Prozedur  lang  und  gefährlich  auf- 
hält,  soll  er  alle  Kosten  an  sich  seihst  hahen.  — 
2,  Die  Landschaft  braucht  dem  Landvogt  keinen 
Diener  zu  halten,  es  ist  genug  an  der  Besoldung  von 
50  Gulden,  welche  die  Landschaft  laut  Statuten  zahlt. 

—  3.  Die  Landschaft  soll  nicht  auf  das  rote  Buch 
von  Bellenz  urteilen,  sondern  auf  ihre  eigenen  Statuten. 

—  4.  Der  Landschaft  soll  in  Malefizsachen  der  ihren 
Bussenanteil  übersteigende  Kostenanteil  ersetzt  werden. 

—  5.  Appellationsgebühren  (bei  Anmeldung  der  Ap- 
pellation 1  Krone,  Gerichtsgeld  Ys  Krone,  das  ist  für 
jeden  der  drei  Gesandten  1  Gulden  bei  Streitbetrag 
unter  100  Gulden,  bei  höherem  Betrag  nach  Mark- 
zahl ein  Kronen  vom  Hundert). 

908.  1624  Juli  31.     Eonf.  zu  Brunnen.     Meineidstrafe. 

(E.  A.  V  2  S.  1853  Art.  301.) 

909.  1626  Mai  15.     Wahl  des  Hauptmanns. 

(Comp,  delie  scritt.) 
Die  Landschaft  wählt  ihren  capitano  generale  und 
präsentiert  ihn  dem  Landvogt  zur  Bestätigung. 

910.  1627  Dezember  20.  Tag  zu  Schwyz.  Mandat  über  ver- 
schiedene Funkte. 

(Comp,  delle  scritt.) 
1.  Das  der  Obrigkeit  gebührende  Drittel  der  Ma- 
lefizbussen  soll  ihr  vom  Landvogt  und  der  Landschaft 
bezahlt  werden,  bevor  diese  etwas  erhalten.  2.  Kein 
Landvogt  noch  Beamter  soll  ausser  den  condanne 
maleficiose  o  criminose  accordate  bonamente  o  con 
ragione  deffinite  nichts  unter  irgend  einem  Titel  er- 
halten und  annehmen  und  über  alle  Bussen  genaue 
Rechnung  ablegen.  3.  Die  Sindikatsgesandten  sollen 
während  6  Tagen  für  die  Erledigung  der  Appellations- 
sachen  in  Blenio  sein  und  per  Tag  3  Gulden  beziehen. 
4.  Wird  gegen  ein  Urteil  des  Landvogts  an  das  Sin- 
dikat  appelliert,  so  soll  der  Landvogt  von  Stund  an 
nichts  mehr  darin  vornehmen,  wodurch  die  Partei  mit 
Kosten  beschwert  würde.  5.  Wenn  ein  kriminalisch 
Angeklagter  sich  zu  verteidigen  begehrt,  so  soll  ihm 
hiefür  eine  Monatsfrist  gewährt  werden.  6.  Der  Land- 
vogt darf  die  Verordnungen  der  Landschaft  über  die 
Lebensmittel  und  dgl.  Sachen  nicht  aufheben  oder 
ändern.    7.  Niemand  soll  geben  oder  versprechen  per 
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rinscire  tregiurato  ausser  10  Scndi  den  Gesandten 
und  1  Scudo  den  Dienern,  bei  Busse  von  200  Scndi. 
d.  Kein  Landvogt  soll  einen  wegen  Malefiz-  oder  Eri- 
minalsachen  gefangen  setzen  noch  foltern  lassen  ausser 
nach  Untersuchung  und  Beratung  mit  den  8  Ge- 
schworenen oder  wenn  der  Angeklagte  der  Flucht  ver- 
dächtig ist.  9.  Die  Kontumazstrafen  der  nicht  er- 
schienenen peinlich  Angeklagten  sollen  der  Kammer 
zufallen.  10.  Der  Landvogt  soll  alle  Montage  unent- 
geltlich Gericht  halten.  11.  Für  die  erste  Vorladung 
(comandamento)  ist  die  Tax  un  sessino.  12.  Der  Friede 
gilt  als  versprochen,  wenn  einer  die  Hand  gegeben 
hat  oder  mit  einem  Beamten  dreimal  ermahnt  ist. 

911.  1683  Febr.  22.  Konf.  zu  Schwyz.  Moderation  der  Kosten 
in  Malefizprozessen. 

(E.  A.  V  2  S,  1892  Art.  681.) 

912.  1645  Aug.  18.  Eonf.  zu  Brunnen.  Enthaltung  der  Land- 
vögte vom  Ganten  auf  den  Wildbann,  dagegen  Vor- 
kauüsrecht  des  erlegten  Wildes. 

(E.  A.  V  2  S.  1942  Art,  1176.) 
913*  1661  Januar  13.     Ortsstimme  von  Uri  betr.  Kompetenz 
des  Landvogts. 

(Gerichtsarchiv  Lottigna,  Perg.    Das  Gleiche  in  einem 
Stimmbrief  von  Nidwalden  1660  nnd  ähnlich  Stimm- 
brief von  Uri  1693  April  29,  ebenda.) 
Die  Gesandten  znr  Jahrrechnnng  sollen  keine  Strafen 
ändern  noch  gegen  Personen  prozessieren  noch  irgend- 
welche Streitsachen  an  sich  ziehen,  wenn  nicht  gegen 
das  betr.  Urteil  des  Landvogts  und  der  Geschworenen 
an  sie  appelliert  ist. 

914.  1675  Aug.  20.  Konf.  zu  Brunnen.  Minderung  der  uner- 
träglichen Kosten  bei  Kriminal  und  Malefiz^  Yerbot  der 
Akkordierung  schwerer  Malefizsachen,  und  Aufzählung 
der  letztern, 

(E.  A.  VI  1  S.  1521  Art,  553.) 
Ratifiziert  1676  (das.  S.  1523  Art.  564). 

915.  1707  Okt.  22.  Jahrr.  BoUenz.  Verbot  von  7V27o  Zins 
bei  Obligationen. 

(E.  A.  VI  2   S.  2236  Art.  87.) 

916.  1712  Dezember  13,  16,  19.  Stinimbriefe  der  3  Orte  über 
einige  Privilegien. 

(Comp,  delle  scritt.) 
in  Berücksichtigung   der   schweren  Kosten,    welche 
die  Landschaft  im  letzten  Kriege   erlitten.     1.  Recht 
der  Wahl  der  3  Geschworenen,  welche  aber  den  Ge- 
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sandten  den  Eid  leisten  sollen«  2.  Freier  Eanf  von 
Vieh  in  Graubünden  und  freie  Einfahi*  desselben. 
3.  Freier  Verkauf  des  Holzes,  nur  dass  das  Flössen 
keinen  Schaden  verursache,  nnd  ohne  Schaden  fnr  den 
eigenen  Holzbedarf  im  Lande  für  Brücken  und  Gebäude. 

917.  1732  Mai  lö.  Konf.  an  der  Treib.  Verbot  der  Liberation 
für  einen  freiwilligen  Mord. 

(E.  A.  VII  1  S.  1168  Art.  206.) 

918.  1749  März  15/18.  Konf.  zii  Lottigua.  Austritt  Verwandter 

im  Gericht. 

(K.  A.  VII  2  S.  1038  Art.  152.) 


Alphabetisches  Sachregister 

zu  der 

Übersicht  der  Rechtsquellen  II. 

Ablösung  von  Erbzinsen,  673. 

Ablösungsvorbehalt,  s.  Wiederkauf. 

Abzug  (detractus  hereditarius  und  emigrationis),  307  ff.  616. 
624  §  1.  626.  632  §  2.  816.  820  §  5. 

Accommodare  der  Bnssen,  s.  Bnssenvertragen. 

Ämterbesetznng  der  Landschaft,  s.  bei  Landschaft. 

Agno,  Markt,  485. 

Ahnend,  Bauen,  243.  899  §  2.  Verkauf,  411  §  3.  761.  783. 
Nutzung  durch  Hintersassen,  842  §  7.  Holz-  und  Stein- 
bezug, 845. 

Almosen  aus  Kammergeld,  440  §  8. 

Alpfahrt,  861  §  7.  880. 

Amtleute,  Amtsstillstand,  450  §  4.  778  §  4.  Ausstand,  410. 
477.  581,  607.  624  §  2.  Mitwirkung  bei  Bnssenverhängung, 
681  §  10. 

Amtsdauer  der  Landschaftsbeamten,  398. 

Anklage,  böswillige,    765  §  3.  s.  im  Übrigen  bei  Strafverfahren. 

Anleihen  von  Gemeinden,  729. 

Ansprächiges  Vermögen,  nicht  testierbar,  321. 

Antifatto,  s.  Morgengabe. 

Anwartschaften  auf  Pfründen,  14.  753  §  1»  844  §  1. 

Anzeige,  s,  Strafverfahren. 

Anzeigepflicht,  von  Verbrechen,  745  §  13,  19.  820  §  14.  s.  auch 
bei  Strafverfahren. 
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Appellation,  in  die  Orte,  28  ff.  546  §  12.  746.    762.    765.  783. 
787.  789.  792.  810.  825.  834  §  5. 

an  das  Sindikat,  35  f.  194  ff.  397  §  5.  538.  716  §  2. 
735  §  1.  750.  752.^  778  §  3.  807.  820  §  9.  834  §  5. 
897  §  5.  910  §  4.  913. 

in  Lauis,  391  §  12. 

gegen  Maleiizurteile,  820  §  4. 

gegen  Fremde,  696. 

von  Beinrteilen,  386. 

trölerhafte,  776. 

Kantion,   823.      Desertion,    757.     Kosten,    757.    907   §   5. 
Prorogation,  633.     Snmme,  34.  45.  48.  391  §  12.  778 
§  3.     Suspensiveffekt,   609  §  3.     Taxe,    383.  897  §  5. 
Verthädigen,  786. 
Appellaztag,  789. 
Airbeit  an  Festtagen,  s.  Feiertage. 
Archiv  in  Maienthal,  732  §  3.  in  Blenio,  900  §  6. 
Annenrecht,  54.  56.  377.  634  §  1.  803. 
Arrest,   Ansschlnss  durch  forum   domicilii,  806.   gegen  Ausländer, 

731.  861  §  3.  für  gichtige  Schuld,  864.  für  Marktforderungen, 

837.  849  §  1. 
Aufbrechen,  s.  Geldanfbruch. 

Aufenthaltsbewilligung,   an   verbannte   Fremde,   411   §   2.   an  Zi- 
geuner, 338.  s.  auch  Fremde,  Geleit. 
AuffaU,    546  §  11.    681  §  3.     Rangordnung  der  Gläubiger,    555 

§  9.  847  §  6.    Frauengut,  753  §  2.    Wirtsforderungen  für 

Beherbergung,  873  §  1.     Gant,  820  §  13.  821. 
Augenschein,  des  Landvogts,    397  §  9  und  die  dort.  Citate.   586 

§  2.  778  §  13.  847  §  9.  848.  850  §  1,  3. 
Ausfuhrzoll,  s.  Zoll. 
Ausland,  Verbrechen  daselbst,  508  f. 
Auslieferung  von  Verbrechern,  152.  322.  373.  609  §  1.  767  §  11. 

820  §  10. 
Ansruf   der   Liegenschaften    bei    Verkauf,    639   §   3.    gefundenen 

Viehes,    721  §  7.    der  Gant,  727.   des  Schuldners,  847  §  6. 
Ausrufen  der  Mandate,  449  §  1.  716  §  8.  Gültigkeitsdauer,  778  §  7. 
Auswanderung,  Erlaubnis,  330.  391  §  25.  816. 
Ausweisung,  Fremder,  842.  859.  von  Hintersassen,  843  §  5. 

Bären,  562  §  3. 
Baierna,  Freiheit,  585. 
Bandi,  567. 

Banditen,  115  §  6.   116  ff.  534.  585.    620  §  2.  728.   765  §  2. 
805.  824.  846.  861  §  4, 
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Bankgericht.,  431.  770.  895  §  4. 

Bankschreiber,  417  §  3. 

Bann,  kirchlicher,  fär  Eirchenzncht,  834  §  7. 

Bannandrohong,  bei  Vorladung,  474  §  7.  594. 

Bauen  auf  öffentlichem  Boden,  243.  444  §  7.  899  §  2. 

BaumtUUen,  597  §  2. 

Banmnfthe,  Nachbarrecht,  498. 

Beamte,  für  Festnahme  von  Verbrechern,  497.  für  Stenererhebong, 
609  §  8.  s.  auch  Amtleate. 

Beerdigung,  von  Selbstmördern,  443  §  1.  von  Pesttoten,  589  §  2. 
von  unehelichen  Geburten,  701. 

Beisassen,  in  Bellenz,  843.  s.  sonst  Vicinat. 

Beischlaf,  unehelicher,  273  ff. 

Beisitzer  im  Strafgericht,  591  §  2.  s.  auch  Mitrichter;  Geschworene. 

Beiständer,  in  Strafsachen,  446. 

Beiurteile,  Definition,  850  §  2.  inappellabel,  386.  Gebühr,  778  §  8. 
847  §  8. 

BeUenz,  Freiheiten,  827.  Markt,  837.  Verfassung,  845.  860. 
'  866.  882.  Vergleich  mit  Misox,  849.  mit  dem  obern  Bund, 
861.  mit  Livenen  und  Urseren,  864.  Snst,  856.  Jesuiten, 
871.  s.  auch  Furleite,  Zoll,  Weggeld  und  dgl. 

Besitzeinweisung,  s.  introitus. 

Besoldungen,  725.  729.  des  Sindikats,  79  ff.  767  §  7.  778  §  8. 
834  §  4.  847  §  5.  des  Landvogts,  145  ff.  629.  820  §  17. 
885.  (in  Blenio)  907  §  2.  des  Richters  in  Mendris,  574 
§  11.  des  Gerichtsschreibers,  421  §  14.  der  Konkurs- 
richter,  546  §  11.  der  Fiskale,  Landweibel,  Trompeter,  412. 
der  Diener  des  Sindikats,  447.  der  Geldboten,  851  §  3. 
der  bei  Hinrichtungen  anwesenden  Beamten,  756.  des  Nach- 
richters, 1  ff.  s.  auch  Taxen. 

Bestechungsverbot,  61  ff.  527  §  2.  620  §  4.  716  §  3.  724  §  3. 
746.  767  §  1.  775.  778  §  14.  779  zu  14.  844  §  2.  910 
§  2,  7. 

Beweiskraft,  der  Handlungsbücher,  448  §  4.  646.  681  §  4.  der 
Weibelaussagen,  737. 

Beweisschriften,  Aushändigung  bei  Appellation,  752. 

Bewerbung  um  ein  Amt,  527  §  2.  620  §  4.  910  §  7. 

Bischof  von  Como,  Pfründenerteilung,  18.  20.  lehenherrliche  Rechte, 
58  f.  391  §  18.  625  §  1.  Kundschaftsaufnahme,  532.  Be- 
schwerden, 551.  Gerichtsbarkeit,  611.  623.  724  §  1.  8.  auch 
Gericht,  geistliches. 

Blenio,  Freiheit,  894.  896. 

Blutschande,  Strafe,  281  ff. 

Brandstiftung,  648  §  25.  s.  auch  Malefiz. 
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Brüderschaften,  Gerichtsbarkeit,  670.  736  §  2. 

Bürgerrechtsverlust,  350.  355. 

Btirgerversammlnng  (Bellenz),  869. 

Bürgschaft  für  Bussen,  418  §  4.  für  CivUschulden,  850  §  5.  für 

Banditen,  125.  für  fremde  Lehenleute,  560.  605.  Fremder,  850 

§  4.  Bezahlung,  673  §  3.  Regress,  726  §  3.  s.  auch  Tröstung. 
Bund,  oberer,  849.  861.  916  §  2. 
Bussenansätze,  648.  895  §  5. 

Bussenanteil  der  Kirche  zu  Bellenz,  778  §  9.  847  §  4. 
Bussendrittel  des  Landvogts,  32.  85  ff.  279.  489  §  3.  576.  771. 

778  §  4,  9.  779  zu  9.  907  §  1. 
Busseneinzug,  226.  638.  639  §  1.  724  §  2.  897  §  1.  898. 
Bussenerhöhung,  546  §  6.     Verminderung,  754. 
Bussenverrechnung,  85  ff.  417  §  2   584.  627.  686.  771.  900  §  4. 

902  §  2. 
Bussenvertragen,  103  ff.  397  §  7.  403.  441  §  5.  452.  563  §  22. 

612  §  3.  631  §  3.  692.  778  §  4.  910  §  2.  914. 
Batzen  (Vermummte),  830. 

Oaneparo,  897  §  1.  s.  Seckelmeister. 

Camevalsunfug,  493.  cfr.  830. 

Oarona  und  Ciona,  Freiheiten,  471. 

Cartenspiel,  s.  Spielverbot. 

Castellanza,  Steuer,  537. 

Chorherrnpfründen,  23.  774.  844  §  1. 

Citation,   unter  Geldstrafe,   474  §  7.    594  §  4.     V7irkung,    480. 

vor  die  XII  Orte,  612  §  1.  765.  s.  auch  Verfahren. 
Civildekrete,  Recht  zu  Erlass,  546  §  1. 
Civilprozess,  s.  Verfahren,  Prozess. 
Coadjutor,  628. 
Codicül,  Zeugen,  545  §  2. 
Commissarius,  s.  Landvogt. 

Oompromisse,  Zwang  dazu,  527.  s.  Schiedsprüche. 
Compromittieren  auf  Geistliche,  299. 
Ooncurs,  s.  Auffall. 
Confiscation,  des  Vermögens  von  Verbrechern,  183.   531.  546  §  3. 

767  §  11.  793.  887.  gestohlenen  Guts,  449  §  4. 
Consuln,  543.  555  §  3,  13.  563  §  20.  595.  609  §  7,  8.  610  630. 

631  §  2,  5.  663.  681  §  6.  718.  745  §  20.  820  §  14  895  §  2. 
Contumacierung  Ausbleibender,  480.  in  Strafsachen,  910  §  9. 
Courrier  der  Landschaft,  556. 
Courswert,  635.  648  pr.  u.  §  26.   der  Dukaten,  471.    der  Kronen, 

488.     der  Bussgelder,  563  §  7. 
Courtisane,  15.  753  §  1. 
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Dahinstellang,  von  Strafantersnchnngen,  339. 

Darleihen,  von  Gemeinden,  712.  8.  auch  Geldaufbrach  and  ff. 

Degenzücken,  648  §  3,  4. 

Dekrete,  des  Sindikats,  57.  545  §  6.    der  Landschaft,  555  §  15. 

8.  auch  Civildekrete. 
Dekretenbach  (Lnggaras),  690. 
Denantia,  s.  Strafverfahren,  Anzeige. 
Depatationen  der  Landschaft,  622. 
Deutscher  Richter  fdr  Maienthal,  714. 
Deutsche  Sprache,  s.  Sprache. 
Diebstal,  449  §  4.  683  §  4. 
Dolmetscher,  140  ff.  574  §  4.  632  §  1.  716  §  10.  725.  767  §  2. 

897  §  3.  900  §  3. 
Domicil,  Steuerpflicht,  574  §  10.  s.  auch  Gerichtsstand. 
DoppelverpfUndung,  365  ff. 
Dorfvögte,  s.  Consuln. 
Dote,  s.  -Heimsteuer. 
Dukaten,  Courswert,  471. 
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Edellente,  fremde,  529  f. 

Ehebruchsanzeige,  Verfahren,  546  §  4. 

Ehebruchstrafe,  276  f.  501  ff.  716  §  4.  783. 

Ehefrauen,  Vertragsfähigkeit,  642.  im  Concurs  des  Mannes,  753  §  2. 

Ehehindernis,  281  ff.     Dispensation,  285. 

Ehesachen,  GerichUbavkeit,  397  §  8.  724  §  1. 

Eheschluss  Bevogteter,  397  §  8.  645. 

Eheversprechen  Unmündiger,  397  §  8.  716  §  6. 

Ehrbeleidigung,  s.  Injurien. 

Ehrverlust,  767  §  4. 

Eid,  in  Prozessen,    411   §  13.   608.  615.   in  Vaterschaftsklagen, 

546  §  4.  687.  für  Schulden,  804.  bei  Compromiss,  475.  der 

Unterthanen,  784. 
Eide,  der  Beamten,  401.  598  §  2—7.  631  §  5.  745.  767  §  1  ff. 
Eidesbelehrung,  440  §  1. 

Eideszuschiebung  zwischen  Vater  und  Sohn,  339. 
Eigentümer  gestohlenen  Gutes,  449  §  4. 
Einlager,  391  §  22.  421  §  3.  458.  473. 
Einsatzgeld  bei  Niederlassung^  453  f.  605. 
Einschlag  offener  Privatländereien,  563  §  1.  von  Almend,  755.  783. 
Einzug  von  Capitalbriefen  durch  Incant,  874.  879  §  4. 
Emancipation,  s.  väterliche  Gewalt. 
Enthebungsbriefe,  673  §  3. 
Entleihen,  s.  Geldentleihen. 
Erbanwartschaft,  Abtretung,  323. 
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Erbeinsetzung  anehelicher  Kinder,  746. 

Erbfähigkeit  auswärts  verheirateter  Frauen,  298. 

Erbfall  ah  Fremde,  307  ff.  an  Verbannte,  534. 

Erbgebähren,  523  §  3. 

Erbgüter,  Abzug,  307  ff. 

Erbloses  Gut,  Unehelicher,  688. 

Erbrecht,  der  weiblichen  Descendenz,  748.    der  Schwestern,  661. 

an  mütterlicher  Ehesteuer,  450  §  2. 
Erbschaftsanfall,  s.  Erbfall. 
Erbschafts  verkauf,  758. 
Erbtöchter,  623  ff.  716  §  6. 
Erbverzicht,  Form,  479.  Folgen,  758  §  2. 
Erbzinse,  Ablösung,  673. 
Erhöhung  von  Bussen,  Verbot,  546  §  6. 
Erneuerung  der   Forderungen,    726  §  1.  862  §  2.  3.   lebendiger 

Pfänder,  825. 
Ersitzung,  392.  681  §  3.  862. 
Execution  auf  Pfand.  492  §  1.  gegen  Säumer,  801.  von  Urteilen, 

850  §  2. 
Exheredatio  bona  mente,  115  §  7.  496. 

Fahrnissverpfändung,  455. 

Fanti,  549. 

Fauststreich,  102.  648  §  12.  651.  716  §  4.  721  §  4. 

Feier-  und  Festtage,  Heiligung,  514.  515.  582.  656.  660.  680. 
716  §  9.  719.  742  §  2.  776.  854.  880. 

Feuerstätten,  Steuer,  895  §  1. 

Fideicommisse,  324  ff.  374. 

Findelkinder,  550.  698.  816. 

Fischen,  im  See,  411  §  14.  723.  im  Tessin,  766.  857  §  2. 

Fischgarne,  Verbot,  544.  814. 

Fischverkauf,  639  §  3  c.  814.  Vorkaufsrecht  des  Landvogts,  847  §  7. 

Fiskalämter,  Verleihung,   112. 

Fiskale,  Funktionen,  417  §  3.  440  §  1.  489  §  2.  638.  767  §  8. 
794.     Besoldung,  412.  438.     Abschaffung,  897  §  1. 

Fluchen,  Strafe,  413.  716  §  7. 

Folter,  422  ff.  546  §  2,  7.  710.  713.  778  §  1.  899  §  1.  905. 
907  §  1.  910  §  8. 

Frauen,  auswärts  verheiratete,  s.  Erbfähigkeit,  Erbtöchter. 

Frauenspersonen,  Vertragsfähigkeit,  486.  555  §  14.  642.  unver- 
heiratete, 705. 

Freidörfer,  500.  574  §  12.  643. 

Freiheiten,  Auswirkung  bei  den  Orten,  620  §  1.  622.  einzelner 
Ortschaften,  s.  unter  diesen. 
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FreilasfiQiig,  der  Vo^eieD,  390.  826. 

Freistatt,  336  f.  563  §  14. 

Frieden,  Gebot,  149.  404  ff.  Abscfalass,  769.  910  §  12.    Dauer, 

899  §  3.     Bruch,  404.  407.  648  §  14  f.,  17.    745  §  11. 

759.  767  §  4. 
Fremde,  NiederlassungsbediDgangen,  453  f.  Edelleute,  529  f.  Lehen- 
leute, 560.  Liegenschaftserwerb,  525.  (Gewerbebetrieb,  878. 

Jagdrecht,  903  §  1.    Viehkauf,  559.   Erbgebühr,  523  §  3. 

doppelte  Taxen,  563  §  10. 
Fremdenpolizei,  842. 
Früchte  des  Feldes,  Verbotlegung,  391  §  24.    Verpföndung,  455. 

Verkauf,  807. 
Fürkauf,  847  §  7.  849  §  3,  4.  902  §  1. 
Fürsprecher,  69  f.  226  ff.  411  §  11.  440  §  6.  489  §  2.  563  §  9. 

612  §  2.  617.  640.  739.  778  §  17.  808.  897  §  4. 
Fuhrlohn,  841.  856. 
Furleite,  829.  831.  833.  834  §  8.  835.  894.  896. 

Gaggiolo,  Bach,  Wuhrpflicht,  587. 

Galerenstrafe,  555  §  8.  779  zu  9.     Umwandlung,  379. 

Gambarogno,  Freiheiten,  643.  647.  664. 

Gantordnung,  340.  s.  auch  Versteigerung,  Auffall,  Incant. 

Garantie  alten  Rechts,  391  §*  1,  6,  14.  574  §  1,  2,  5.  578. 
620  §  6.  683  §  5.  834  §  2.  853.  901.  s.  auch  Recht. 

Gastieren  in  Taverne,  419. 

Gebühren,  s.  Besoldungen,  Taxen. 

Gefängnis;,  s.  Haft. 

Gefangene,  Entlassung  gegen  Bürgschaft,  459. 

Gefangennehmen,  497.  555  §  5.  620  §  2.  747.  778  §  1,  2. 
779  zu  1. 

Gegenrecht,  zwischen  Lauis  und  Mendris  in  Steuerpflicht,  606.  Lauis 
und  Beilenz  betr.  Geleit,  494.  betr.  Markt,  495.  betr.  vet- 
turini,  528.  gegen  Mailand  betr.  Abzug,  616.  betr.  Prozess- 
kosten, 421  §  3.  zwischen  Blenio  und  Bünden  betr.  ver- 
laufene Schafe,  900  §  1. 

Geistliche,  Rang  nach  dem  Landvogt,  819.  Gerichtsstand,  209  ff. 
507.  611.  Einmischung  in  weltliche  Händel,  301  ff.  785. 
820  §  2.  Steuerpflicht,  487.  682  §  6.  Liegenschaftserwerb, 
540  §  2.  Compromittieren  auf  G.,  299.  815.  Vormund- 
schaftsführung, 300.  Testamentsaufnahme,  305.  Jagen,  306. 
Waffentragen,  158.  180.  Verbrechen,  611.  Aufenthalts- 
beschränkung, 527  §  3. 

Geldaufbrüche,  820  §  7.  851  §  4. 

Geldausleihen,  durch  Gemeinden,  712.  auf  Liegenschaften  im  Aus- 
lande, 813. 
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Geldboten,  851  §  3.  867. 

GeldenÜeihen,  851  §  4.  859  §  1. 

Geldwähmng,  8.  Courswert. 

Geleit,  der  Banditen,  115  §  6.  121  ff.  382.  384.  765  §  2.    der 

Eanflente,  494. 
Gemeindeämter,  543.     Verbot  Verkaufs,  703. 
Gemeindebeschlässe,  Erfordernisse,  561. 
Gemeinden,  Pflicht  zu  Verhaftung  der  Verbrecher,  117  ff.  411  §  4. 

418  §  6.   489   §    1.    597   §  1.   644.    824.   zu    Übernahme 

konfiszierten  Gutes,  184  f.  793. 
Gemeindeversammlungen,   417  §  1.  570.  609  §  6.     Abstimmung, 

562  §  1.  711. 
Gemsenjagd,  745  §  24.  903  §  2. 
Generalhypothek,  465. 
Generalinquisition,  425.  427. 
Gericht,  geisüiches,  212  ff*.  391  §  20.  623.  Zeugenabhörang,  532. 

fremdes,  Verbot,    361  f.  527  §  4.  574  §  9.   besondere    in 

der  Landschaft  Lauis,  391  §  6. 
Gerichtsbank,  716  §  2.  742  §  1. 

Gerichtsbarkeit,  in  Ehesachen,  724  §  1.  geistliche,  s.  Gericht. 
Gerichtskosten,  444  §  9.  566.  567.  778  §   8.  847  §  5,  8. 
Gerichtsort,  s.  bei  Verfahren. 

Gerichtsschreiber,  421  §  14.  431.  438.  489  §  2.  546  §  9. 
Gerichtsstand,   des  Wohnorts,    391  §  17.    731.    806.    864.    888. 

des  Verbrechens,  322.  724  §  2.  812.  bei  auswärtigen  Ver- 
brechen, 508  §  2  f.  8.  auch  Geistliche. 
Geschrot,  467. 
Geschworene,    in  Bellenz,    820  §   10.  in  Blenio,    899    §    1.  900 

§  4—6.  907  §  1.  910  §  8.  916  §  1. 
Gewerbebetrieb,  durch  Fremde,  878. 
Gewicht,  716  §  13.  857.  864. 
Gichtige  Schuld,  864. 
GoUeslästerung,  721  §  8.  745  §  21. 
Grenzsperre,  600. 

GrosBvater,  Pflicht  Unterhalts  unehelicher  Enkel,   339. 
Guelfi  und  Ghibellini,  745  §  23. 
Gülten,  s.  Zinsennehmen. 
JSüterbewirtschaftung,  790. 
Güterschädigung,  745  §  18. 

Haarrupfen,  102. 

Haft,  für  Civüschulden,  418    §  4.  421  §  8.  490  §  1.   850  §  5, 

864.  sonst  s.  Strafverfahren. 
Hagelgeschütz,  467. 
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Halseisen,  779  zu  9. 

Hand,  tote,  331  fif.  813. 

Handel,  nach  Mailand,  411  §  10. 

Handelsvertrag  mit  Mailand,  113. 

Handhafte  That,  645  §  3. 

Handlongsbücher,  Beweiskraft,  448  §  4.  646.  681  §  4. 

Handlungsfähigkeit  der  Frauenspersonen,  486.  555  §  14.  s.Fraaens- 

Personen. 
Handschriften,  s.  Schnldverschreibungen.  ' 
Hauptmann,  in  Blenio,  909. 
Hausfriedensbruch,  648  §  6,  10. 
Haussuchung,  425. 

Hauszeichen,  Schreibunknndiger,  817.  820  §  12. 
Hebammen,  Visitation  der  Frauenspersonen,  555  §  3. 
Hehlerei,  385. 

Helden,  Aufenthaltsverbot,  338. 
Heilungskosten  bei  Verwundung,  409. 
Heimliche  Klagen,  431  ff.  589  §  1. 
Heimsteuer,  466.  516.  681  §  9. 

Heiratsgut,  abzugfrei,  307.  312.  318.  Verpföndnng,  460. 
Heuverkauf,  563  §  19. 

Hexenprozess,  499.  788.  868.  873  §  3.  905. 
Hingerichteter  Verlassenschaft,  887.  s.  Conliscation. 
Hinrichtung,  Kosten,  580.  Vorlesen  der  Vergicht,  780. 
Hintersassen,  zu  Bellenz,  832.  843. 
Holzdiebstal,  655. 

Holzflössen,  715  §  1.  740.  851  §  2.  852.  861  §  5.  916  §  3. 
Holzhandel,  641.  682  §  4.  715  §  1.  851  §  2.  852.  916  §  3. 
Holzhauen,  Frevel,  562  §  2. 
Horchen  in  den  Gerichtssitzungen,  441  §  2. 
Hosen,  breite,  Verbot,  153.  159. 
Hypotheken,  Zugverfahren,  483.  492  §  1.  Haft  für  3  Zinse,  522. 

Jagd,    539.    562  §  3.    723.   903  §  1.   auf   Gemsen,    745    §  24. 

903  §  2. 
Jagdbannzeit,  822.  903  §  2. 
Jagdgebühr,  421  §  4.  745  §  22. 
Jagdprämien,  440  §  10.  445. 

Jagdregal,  572.  i 

Jagd  vergantung,  912.  I 

Jahrreclmung,  s.  Sindikat. 
Jesuitenkollegium  in  Bellenz,  871. 
Immunität,  s.  Freistatt. 
Incant,  673  §  3.  874.  879  §  4. 
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Incest,  8.  Blatschande. 

Incompatibilität,  von  Ämtern,  364.  526.  617. 

Indicien,  s.  Strafverfahren. 

iDJnrien,  648  §  1,  2,  19.  659  §  3.  716  §  7.  vor  Gericht,  400.  746. 
gegen  Gesandte,  820  §  8.  gegen  Beamte,  843  §  4.  Fremder 
gegen  die  Obrigkeit,    842.   Klage,   Zwang   dazn,  439  §  3. 

Instrumente,  notarialisehe,  462.  613.  631  §  4.  662  §  1.  Proto- 
kolliernng,  511. 

IntroituB,  862  §  4. 

Inventar,  des  Nutzniessers,  378. 

Jas  offerendi,  483. 

Jnstizverordnnngen,  s.  Eechtspflege. 

Kälber  Ordnung,  625  §  4. 

Kammerrechnungen,  Vergleiche,  743. 

Kanzler,  Wohnort,  741.  s.  Landschreiber. 

Kastanienbäume,  Verbot  des  Fällens,  708. 

Kauf,  freier,  495.  916  §  2.  betrüglicher,  416  §  1.  von  Rats- 
stellen, 844  §  2.  von  Chorherrnpfründen,  844  §  1.  von 
Geldschulden,  778  §  16.  von  Weiden,  542.  gestohlener 
Sachen,  563  §  16.  durch  Fremde,  593  §  1.  s.  auch  Verkauf. 

Kaufbrief,  381.     Errichtung,  638.     Ablösung,  673. 

Kaufleute,  Beweiskraft  ihrer  Bücher,  448  §  4.  646.  681  §  4. 
Geleit,  494. 

Kinder,  Unzurechnungsftlhigkeit,  577.  648  §  11.  uneheliche,  Unter- 
haltspflicht des  Grossvaters,  339.  totgeborene,  Anzeige,  701. 

Kinderlose  Personen,  testierfiihig,  457. 

Kirchenflskal  von  St.  Stephan  in  Beilenz,  778  §  9. 

Kirchenpfründen,  s.  Pfründen. 

Kirchhof,  protestantischer,  535.  s.  Freistatt. 

Klöster,  Liegenschaftsverkauf,  420.  Pensionsanstalten  für  Töchter, 
524. 

Klosterfrauen,  Erbanwartschaft,  323. 

Korn,  Preis,  694.     Verkauf,  461. 

Kosten,  ungerechter  Verurteilung,  280:  595.  735  §  1.  bei  Säum- 
nis des  Schuldners,  473.  778  §  16.  der  Schuldhaft,  490 
§  1.  in  Malefiz,  634  §  1.  716  §  2.  722.  767  §  6.  778 
§  4.  779  zu  1,  9.  907  §  1,  4.  Moderation,  911.  914. 
bei  Landfahrt  des  Landvogts,  895  §  3.  von  Krieg  und  Pest, 
599.  bei  Unglücksfällen,  768.  772.  der  Hinrichtungen,  580. 
s.  auch  Augenschein. 

Kofltenkantion,  des  Anklägers,  563  §  5.  bei  Citation  in  die  Orte, 
612  §  1.  bei  Appellation,  735  §  1.  778  §  3.  von  Aus- 
ländern, 689. 
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Kronen,  Tarifiernng,  488. 
Kundschaft,  s.  Zeugen. 

Laesio  nltra  dimidiam,  392  §  6. 

Landesangehörige,  alte,  636  §  2. 

Landesfürsprecher,  418  §  2.  469.  546  §  10.  662  §  2. 

Landesstener,  415.  418  §  2.  469.  536.  564.  666.  895  §  2. 
Landfiüchtiger,  795. 

Landschaft,  Ämterhesetzung,  395.  398.  442.  526,  579.  729.  734. 
904  §  2.  Eecht  zu  Dekreterlass,  546  §  1.  Judlkatar, 
588.  Begatachtnng  der  Sindikatsabschiede,  604.  Beschwerde- 
recht, 619.  Recht  aaf  Bässen,  648  §  12.  651.  716  §  4. 
898.  900  §  4.  902  §  2.  907  §  1,  4, 

Landschaftsboten,  895  §  9. 

Landschaftsfreiheiten,  895  §  10. 

Landschaftsräte,  415.  469.  555  §  11.  639  §  3  b.  640.  729. 

Landschaftsver sammlangen,  598. 

Landschreiber,  Wahl,  151.  Funktionen,  197.  417  §  3.  431.  546 
•  §  8,  9.  683  §  5.  855.  865  §  2.  897  §  2.  Gebühren,  489 
§  3.    545  §  7.   625  §  5.    631  §  5—7.    686.    778   §    lO. 
Wohnort,  741. 

Landvogt,  Allgemeines,  115.  Amtsantritt,  26  f.  Gastieren  dabei, 
419.  732  §  1.  Rang  vor  der  Geistlichkeit,  819.  Audienz- 
tage, 658  §  l.  681  §  8.  895  §  4.  910  §  10.  Audienzort, 
s.  Palast.  Bestechungsverbot,  61  ff.  Praktizieren,  267  ff. 
Wohldienenszengnis,  243  ff.  Bürgschaftspilicht,  389.  Wähl- 
barkeit, 271.  Inkompatibilität,  364.  Amtsstillstand,  450 
§  4.  702.  820  §  4.  Beisitz  im  Gemeinderat,  545  §  9.  666. 
695.  732  §  2.  879  §  1.  Strafgewalt,  397  §  5.  612.  513. 
730.  913.  Urteilsföllnng,  411  §  9.  Taxe,  574  §  7.  Ap- 
pellationsbewilligung,  32.  38.  gegenseitige  Rechtshilfe  der 
L.,  609  §  1.  Placeterteilung,  11  ff.  Vermittlung  vor  geist- 
liches Gericht,  213.  532.  Kaufbrief errichtung,  638.  Vor- 
mandernennnng,  716  §  11.  Aufsicht  über  die  Notare,  640. 
Palastkosten,  609  §*4.  Siegelgeld,  397  §  11.  443  §  2. 
545  §  7.  Jagdgebühr,  421  §  4.  s.  auch  Vorkaufsrecht. 
Bussenanteil,  s.  Bnssendrittel. 

Landvogteiverweser,  370. 

Landvögtin,  Honoranz,  115.  692, 

Landweibel,  114.  412.  417  §  3.  474  §  6. 

Laudeminm,  523  §  3. 

Lebensmittel,  Polizei,  575.  602.  609  §  2.  639  §  3  b.  647.  667. 
669.  910  §  6.  Verkauf,  593  §  1.  834  §  1.  895  §  6. 
899  §  4. 
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Legate  ad  pias  causas,  374,  820  §  3. 

Legitima,  496.  523  §  2. 

Legitimation  anehelicher  Eänder,  399.  746.  839. 

Lehen,  bischöfliche,  58  t  391  §  18.  625  §  1. 

Lehenlente,  fremde,  560. 

Leibding  des  Vaters  am  Franengnt,  795. 

Leihe  von  Liegenschaften^  571. 

Leisten,  s.  Einlager. 

Lex  Anastasiana,  778  §  16. 

Libelli  famosi,  s.  heimliche  Klagen. 

Liberation,  bes.  v.  Totschlägern,  73  ff.  115.  474  §  5.  546  §  8. 
631  §  3.  636  §  1.  751.  817.  917.  von  Banditen,  117  ff: 
900  §  2. 

Liegenschaften,  Verkauf,  an  Fremde,  192.  525.  an  Geistliche,  540 
§2.  durch  Klöster,  420.  Verschreibung  an  Fremde,  764.  Geld- 
ausleihen auf  auswärtige  L.,  813.  Zngrecht,  517  ff. 

Liquidation  konfiszierten  Guts,  184  ff. 

Livenen,  Vergleich  mit  Bellenz,  864. 

Lohn,  8.  Besoldungen,  Taxen« 

Lumpenverkauf,  625  §  2. 

Mailand,  Keise  der  Gesandten,  419. 

Malefiz,  Begriff,  103.  272.  294.  555  §  5.  562  §  2.  569.  634 
§  2.  733.  778  §  4.  914.  Verschreibung,  855.  Prozesse, 
Copie,  470.  Bussen,  576.  584.  902  §  2.  907  §  1.  910  §  l. 
s.  auch  Bussen.  Gericht,  591  §  1.  820  §  4.  Urteil,  Ap- 
pellation, 820  §  4.  eines  Fideicommissinhabers,  324  f. 

Malefizschreiber,  Wahl,  397  §  2.  417  §  3.  Funktionen,  426,  470. 

Mannrecht,  453. 

Marksteine,  Visitation,  630.  Verrückung,  648  §  25  und  bei  Malefiz. 

Markt,  in  Lauis,  391  §  8,  13.  559.  Dolmetscher,  142  ff.  in 
Agno,  485.  in  Mendris,  592.  593  §  1.  in  LocamO)  639 
§  3  c.  719.  Frevel,  441  §  4.  Recht,  495.  ZoU,  837. 

Mass,  857.  864. 

Meienstecken,  403. 

Meineid,  648  §  25.  767  §  5.  847  §  2.  908. 

Memorialien,  288  ff.  546  §  7. 

Miet-  und  Gabennehmen,  s.  Bestechung. 

Minderjährige,  392  §  5,  8.  639  §  3  a.  Verträge,  642.  Zech- 
schulden, 717.  Liegenschaf  Csverkauf,  649. 

Misox,  Zollfreiheit,  820  §  16.     Vergleich  mit  Bellenz,  849.  859. 

Mitrichter,  433  ff.  444  §  1.  659  §  4.  669.  679  §  3.  713.  722. 
733. 

Mörder,  767  §  4  und  bei  Malefiz.  Einlieferung,  372. 
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Morcö,  Freiheit,  574  §  12. 

Mord,  freiwilliger,  917. 

Morgengabe,  466.  516. 

Motive  der  Urteile,  382. 

Münze,  Verleihung,   760.  fremde,   225.  391  §  21.     Schlagen  der 

M.,  391  §  23.  396.  s.  anch  Courswert, 
Mulevieh,  720.  721  §  7. 

Nachbarrecht  betr.  Bäume,  498. 

Nachlass  von  Bussen,  s.  Bussenvertragen. 

Nachrichter,  1  ff.  782.  883. 

Nachtschaden,  745  §  15. 

Nachwährschaft,  s.  Währschaftspflicht. 

Niederlassung  Fremder,  453  f.  681  §  7.  843  §  6  f. 

Notare,  365.  381.  462.  640.  Zahl,  691.  Sprache,  481.  Akten, 
s.  Instrumente.  Protokolle,  511.  Verjährung  ihrer  For- 
derungen, 681  §  5.  Gebühren,  716  §  12.  s.  auch  Taxen. 
Prüfungsbehörde,  618. 

Nottestament,  305. 

Notwehr,  648  §  4.  683  §  4. 

Notzwang,  648  §  25. 

Nova,  35.  380. 

Nutzniesser,  Inventurpflicht,  378. 

Offizial,  geschworener,  583  §  2. 

Pacht,  Verträge  nicht  über  mehrere  Güter  zusammen,  381. 
Palast,    Gerichtsort,    478.    614.    682    §   2.     Kosten,    609    §    4. 

Plunder,  441  §  1.  zu  Luggarus,  Unterhalt,  683  §  1. 
Papier  er,  625  §  2. 

Parteiung,  148  ff.  404.  745  §  23.  767  §  2,  4. 
Patente  für  Handel,  411  §  .10.  418  §  5. 
Patrone,  Verbürgung  für  ihre  Lehenleute,  560. 
Pestilenz,  851  §  5.  Kranke,  589  §  2.  590. 
Petitionen,  286. 
Pftnder,  lebendige,  825.  876. 
Pfändung,  391  §  22.  421  §  3,  12.  682  §  1.  778  §  3.  von  Vieh, 

448  §  3.  zu  Gambarogno,  643. 
Pfarrhaus,  Freistatt,  336. 
Pflichtteil,  s.  legitima. 

Pfründen,  Verleihung,   9  ff.  574  §  3.  774.  778  §  15.  820  §  6. 
Placetgebühren,  10  ff.  489  §  3.  625  §  5.  628. 
Plebaner,  609  §  8. 
Polizeibussen,  879  §  2. 
Post,  556. 
Präcepte  und  Provisionalien,  375. 
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Prävardation,  70B. 

Praktizieren,  (der  Landvögte)  267  ff.  527  §  2.  620  §  4.  767  §  1, 

12.  775.  910  §  7. 
Priester,  8.  Geistliche. 
Priorität  unter  Hypotheken,  465.  492  §  1. 
Privatland,  offenes,  Einschlag,  563  §  1. 
Privilegierte  Forderungen,  555  §  9. 
Prorogation,  633. 
Protestation  in  Bnssen,  625  §  3. 

Protokoll,  der  Notare,  511.  in  Strafsachen,  426.  513.  811. 
Proviant,  s.  Lebensmittel. 
Prozess,  s.  Verfahren. 
Prozessdaner,  668. 

Prozesskosten,  820  §  1.  s.  Armenrecht. 
Prozessvollmacht,  749. 
Pnrgatio  contamaciae,  480. 

Qaittnng,  476,  482. 

Räte,  der  Landschaft,  415.  418  §  2. 

EatsverfasHung  von  Bellenz,  845.  860.  882. 

Eatsversammlang  der  Landschaft  Lanis,  411  §  12.    Bellenz,  820 

§  18.  869. 
Eechnungslegung  der  Vormünder,  s.  Vormundschaft. 
Recht  der  Landschaft,   423.  545  §  1.    583  §  1.  621.    907  §  3. 

des  Heimatsorts,  411  §  8.  des  Wohnorts,  516.  eidgenössisches, 

450  Ziff.  2.  467.  gemeines,  424.  kaiserUches,  467.  496.  621. 
Rechtshilfe  bei  Auslieferung,  609  §  1. 
Rechtspflege   in  den  Vogteien,    226.   422  ff.   809.   unentgeltliche, 

895  §  4.  910  §  10. 
Recogniüonsgebühr,  bei  Pfründen,  22.  24.  bei  Erbgang,  523  §  3. 
Regenten,  879  §  2. 
Reisekosten  der  Gläubiger,  558. 
Reiter,  490  §  2.  , 

Rekurs  an  fremde  Gerichte,*  527  §  4. 
Repräsentationsrecht,  748  §  1. 
Restitution,  im  Prozess  bei  Nova,  380. 
Revision,  von  Urteilen,  565.  von  Rechnungen,  682  §  1, 
Richter,  deutscher,  für  Maienthal,  714. 
Roveredo  (Rufle),  Vergleich  mit  Bellenz,  849.  859. 
Rückfall  in  ünholderei,  873  §  3. 
Rückstände  von  Bussen,  627. 
Ruf,  Giltigkeitsdauer,  778  §  7.  s.  Ausrufen. 

Säumer,  Verpfändung  der  Pferde,  799.  801.  Exekution,  801.  849 
§  5.  Schulden  für  Pferdefütterung,  873  §  1. 
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Salz,  Kauf,  391  §  9.  508  §  1.  Verkauf  ins  Ausland,  648  §  13. 
Sanitätspolizei,  563  §  3.  588.  601.  .. 
Sbirri,  549. 

Schäfer,  fremde,  861  §  7.  880. 
Schätzer,  bei  Erbteilungen,  895  §  8. 

Schätzung,  726  §  4.  des  Franenguts,  753  §  2.  in  der  Betreibung, 
778  §  3.  conftszierten  Guts,  184  f.  793.    Bezahlung  durch 
Seh.,  673  §  3. 
Schafe,  verlaufene,  900  §  1. 
Scharfrichter,  s.  Nachrichter. 
Scheider,  bei  Friedbieten,  149.  404  ff.  767  §  4. 
Scheltworte,  716  §  7.  843  §  4.  in  Gemeindeversammlungen,  655 

§  4.  Anzeigepflicht,  555  §  13.  595.  . 
Scherer,  Bezahlung  durch  die  Parteien,  566. 
Schiedsprtiche,  Termin,  468.  Kraft,  475.  523  §  1.  Inappellabilität, 

834  §  3. 
Schiedsrichter  (bes.  zwischen  Verwandten),   193.    391  §  19.    654 

§  5.  674  ff.  767  §  3.  847  §  1.  Lohn,  546  §  11. 
Schiessen  in  Folge  Zanks,  294  ff. 
Schiffleute  zu  Luggarus,  Vorrechte,  706. 
Schlag,  blutiger,  unblutiger,  648  §  5,  11,  12.  716  §  4.  745  §  11. 

843  §  4. 
Schnellwage,  864. 
Schreibunkundige,  817.  820  §  12. 
Schriftlichkeit  des  Verfahrens,  448  §  5. 
Schuldbetreibung,  727.  847  §  3.  Fristen,  799. 
Schuldenmachen,  betrügerisches,  472. 
Schuldhaft,  s.  Haft. 
Schuldner,  säumige,  473. 

Schuldverschreibungen,   Ausfertigung,  891.  Unterschrift,  817.  820 
§  12.  821.    Notifikation,  740.    Verjährung,    777.  862.  mit 
Bedingung  des  Einzugs  per  incanto,  874.    Beweiskraft  zer- 
schnittener, 476. 
Schutzlöcher,  Zumauerung,  451. 
Schwangerschaft,  Visitation,  555  §  3. 
Schweine,  schädigende,  555  §  10. 
Schwestern,  Erbrecht,  661. 

Seckelmeister,  der  Landschaft,  609  §  5.  681  §  6.  897  §  1. 
Seckelschneiden,  648  §  25. 
Seide,  Zoll,  540  §  1.  596. 
Selbstmörder,  443  §  1. 
Siegel,  der  Landschaft,  418  §  1. 

Siegelgeld  des  Landvogts,  397  §  11.  443  §  2.   545  §  7. 
Siegelung  von  Schuldbriefen,  761.  764.  892.  von  Almendabtretungen, 
755. 
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Sindikat,  Funktionen,  402.  486.  538.  546  §  2.  555  §  15.  797. 
820  §  4.  834  §  4.  879  §  3.  Geschäftsordnung,  215  ff.  546 
§  8.  707.  767  §  9.  870.  Zeit,  393.  öOO.  834  §  4.  910 
§  3.  Bestechungsverbot,  61  ff.  Verehrungen,  444  §  3.  An- 
teil an  Placetgebühren,  12.  Vorlegung  der  Dekrete  vor  die 
Landschaft,  545  §  6.  Siegelung  der  Dekrete,  57.  s.  auch 
Appellation  und  Urteile. 

Sommerung,  844  §  3. 

Sohn,  Unterstützungspflicht,  748  §  2. 

Soldaten,  ausgerissene,  563  §  18.  zur  Palastbewachung,  603. 
Musterung,  563  §  12.  Reduktion,  624  §  3. 

Sonvico,  Steuer,  537. 

Sopranumerarii,  543. 

Spezialhypothek,  Vorgang,  465. 

Spielverbot,  413.  515.  721  §  6.  745  §  27.  801.  875. 

Spionschelten,  659  §  3. 

Spital  in  Lauis,  568.  in  Bellenz,  820  §  15. 

Sprache,  in  Notariatsurkunden,  481.  in  Schuldbriefen,  820  §  12. 
in  Prozessen,  881.  in  Memorialien,  288  ff. 

Squadren  in  Bellenz,  832. 

Stabbio,  Freiheit,  585. 

Stadtschreiber  von  Bellenz,  855. 

Standesfarbe  an  Weibelkleidung,  820  §  19. 

Statthalter,  414.  607.  Bussenanteil,  778  §  10.  Wahl,  893. 

Steinwürfe,  Strafe,  243.  259  ff.  648  §  11.  716  §  4. 

Steueranlegung,  243.  442.  536.  537.  609  §  8.  am  Domizil,  574 
§  10.  auf  Grundstücke,  606.  auf  Feuerstätten,  895  §  1. 
für  die  XII  Orte,  729.  Erhebung,  Termin,  681  §  6. 

Steuerpflicht,  der  Güter  von  Geistlichen,  487.  682  §  6.  818. 

Steuer  Verhältnis  zwischen  Stadt  und  Landschaft  Bellenz,  828. 

Stülstand  im  Amt,  450  §  4.  778  §  4. 

Stimmabgabe,  der  Konsuln,  527  §  2.  620  §  4.  der  Sindikate, 
546  §  8.   707. 

Strafen  für  Verbrechen,  648.  745. 

Strafgelder,  s.  Bussen. 

Strafverfahren,  422  ff'.  508  §  2.  512.  531.  546  §  2,  3,  7.  563 
§  4.  573.  608.  654.  659  §  4.  671.  679.  683  §  2.  709, 
733.  778  §  1.  779  zu  1.  820  §  11.  899  §  1.  Verzeigung, 
397  §  2.  541.  555  §  13.  595.  597.  631  §  2.  644.  699. 
718.  *^744.  820  §  14.'  falsche,  778  §  1.  Selbstanzeige  des 
Verbrechers,  873  §  2.  Anklage,  376.  421  §  7.  563  §  5. 
589  §  1.  615.  652.  Protokoll,  426.  811.  V^irteidigung,  910 
§  5.  Dahinstellnng,  339.  Entlassung  mit  Verdacht,  798. 
Suspension,  710. 


310  Bechtsqn eilen  des  Kantons  Tessin. 

Strassenanfseher,  563  §  2. 

Strassenranb,  745  §  15.  s.  auch  Malefiz. 

Sturmläuten,  563  §  15.  569.  597  §  1.  634  §  2. 

Substitution,  Verbot,  327.   554  §  4. 

Snccumbenzgeld,  391  §  12. 

Snst,  zu  Magadino,  697.  zuBiascaund  Osogna;  768.  zu  Beilenz,  856. 

Talionstrafe,  778  §  1  i.  f. 

Tanzen,  555  §  1. 

Tarifierung  der  Kronen,  488. 

Tauben,  Jagdverbot,  778  §  18. 

Taxen,  des  Landvogts  und  des  Landschreibers  (von  Urteilea),  397 
§  4.  574  §  7.  631  §  1.  693.  847  §  8.  850  §  8.  865. 
884.  der  Fürsprecher,  858.  s.  auch  Fürsprecher,  der  Notare, 
385.  462.  613.  778  §  17.  847  §  11.  858.  der  Weibel, 
653.  778  §  17.  858.  der  Eeiter,  490  §  2.  des  Nachrichters, 
883. 

Der  Kriniinalstrafen,  444  §  6.  der  Schuldhaftkosten,  490 
§  1.  850  §  5.  für  Siegelung  von  Gemeindebriefen,  545  §  7. 
in  Civilsachen  von  Fremden,  563  §  10.  erster  Vorladung, 
910  §  11.  für  Betreibungsgebote,  778  §  6.  867.  der  Lebens- 
mittelpreise, 667.  der  Wildpretpreise,  745  §   22.  903  §  3. 

Testament,  eigenhändiges,  738  §  2.  in  Notfällen,  305.  gemeines 
Recht,  496.  Zeugen,  545  §  2. 

Testieren  an  tote  Hand,  333. 

Testierfähigkeit,  Kinaerloser,  457. 

Testierfreiheit,  321. 

Thiere,  landschädliche,  562  §  3. 

Tote,  Prozess  gegen  sie,  546  §  3. 

Tote  Hand,  s.  Hand. 

Totschlag,  Strafe,  73  ff.  648  §  7,  10.  682  §  8.  683  §  4.  709. 
Verfolgung,  371.  Ergreifen  auf  handhafter  Tat,  545  §  3. 
Anklage,  652. 

Transitrecht,  495 

Trölerei,  776.  820  §  4. 

Trompeter,  412.  417  §  3.  421  §  12.  474  §  6.  533. 

Tröstung,  418  §  4.  421  §  13.  423  ff.  429.  459.  716  §  2.  778 
§  1,  2. 

Tuchgewerbe,  394.  397  §  14.  491. 

Überreiter,  490  §  2. 
Überzins,  861  §  6, 
Ugualianza,  536. 

Uneheliche  Geburt,  546  §  4.  Kinder,  339.  erblos,  688.  erbfilhig, 
746.  8.  auch  Legitimation. 
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Unehelicher  Beischlaf,  273  ff. 

Ungehorsam  im  Prozess,  480. 

Unholder,  s.  Hexen. 

Unterjährige,  s.  Minderjährige. 

Unterstützungspflicht  in  anf-  und  absteig.  Linie,  748  §  2. 

Untersuchungshaft,  733, 

Unzucht,  273  ff.  563  §  6.  811. 

Unzurechnungsfähigkeit,  577,  648  §  11. 

Urbar,  838. 

Urseren,  Vergleich  mit  Bellenz,  864. 

Urteile,  des  Landvogts,  913.  nach  welchem  Rechte,  411  §  8,  9. 
546  §  10.  der  Orte,  Unumstösslichkeit,  71  f.  der  Sindikate, 
Unabänderiichkeit,  60.  834  §  5.  Ausfertigung,  546  §  9. 
850  §  8.  865.  Vollstreckung,  850  §  2. 

Väterliche  Gewalt,  168.  409  Anm.  642.  Beendigung,  748. 

Vater,  Erbrecht,  450  §  2.  Unterstützungspflicht,  748  §  2.  Leib- 
dingsrecht, 795. 

Vaterschaftsangabe  in  Geburtswehen,  546  §  4.  Klage,  ebenda  und  687. 

Veräussernng  von  Fideicommissen,  374. 

Verbannisierte,  Erbschaften,  534. 

Verbotlegung  auf  Feldfrüchte,  391  §  24. 

Verbrechen  im  Ausland,  508  §  2  ff. 

Verbrecher,  Pflicht  zur  Festnahme,  440  §  3.  563  §  17.  657. 

Verfahren,  gerichtliches,  193.  391  §  15.  421  §  7.  448  §  5.  552. 
654-  767  §  12.  773.  777.  Ort,  478.  614.  682  §  2.  716 
§  2.  742  §  1.  Zeit,  850  §  6.  895  §  4.  910  §  10.  s.  auch 
Strafverfahren. 

Vergantung,  s.  Versteigerung, 

Vergicht,  Vorlesen  vor  Hinrichtung,  780. 

Vergleich,  streitiger  Sachen,  363.  452.  692.  781.  appellierter 
Sachen,  763.  786.  Inappellabilität,  553  §  1.  s.  auch  Bussen- 
vertragen, 

Veijährung,  392.  411  §  7.  462.  639  §  3  a.  656.  681  §  4,  5. 
726.  777.  862. 

Verkauf,  von  Liegenschaften  an  Fremde,  192.  421  §  5.  877.  an 
tote  Hand,  331  ff.  813.  durch  Vormünder,  649.  von  Almend, 
411  §  3.  von  Korn,  461.  807.  von  Fischen,  639  §  3  c. 
von  Heu,  563  §  19.  von  Lumpen,  625  §  2.  von  Pferden, 
Währschaft,  802.  von  Holz,  s.  Holzhandel,  von  noch  nicht 
angefallenen  Erbschaften,  758  §  1.  freier  von  Fremden, 
391  §  13. 

Verkehr,  freier,  im  Mailändischen,  391  §  3. 

Vermögen,  abzugspflichtiges,  626.  632  §  2. 
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Verpfändung,  doppelte,  365  ff.  von  HeiraUgut,  460.  von  Fahrnis 
und  Früchten,  455.  von  Vieh,  726  §  4»  von  Saumpferden, 
799.  801. 

Verpfründung,  bei  Klöstern,  335. 

Verschreibung,  von  Liegenschaften,  an  Fremde,  764.  im  Ausland, 
836.  von  Malefizsachen,  855. 

Verschwender,  745  §  28. 

VersicheiTing  der  Heimsteuer,  681  §  9. 

Versteigerung,  der  Landschaftsämter,  398.  des  Zolls,  778  §  12. 
779  zu  12.  des  Wildbanns,  912.  im  Konkurs,  820  §  13.  821. 

Verträge,  von  Frauenspersonen,  486.  642.  mit  Bevogteten,  642. 

Verurteilung,  ungerechte,  280. 

Verwandte,  von  Minderjährigen,  649.  von  Frauenspersonen,  642. 
8.  auch  Schiedsrichter,  von  Banditen,  620  §  2.  von  Ange- 
klagten, 710. 

Verwandtschaft,  Ehehindemis,  281  ff.  Zeugnisun^higkeit,  672. 
736  §  1.  890.  906.  Ausstand  im  Gericht,  918. 

Verwundung,  409.  634  §  2.  648  §  7.  658  §  2.  745  §  17.  im 
„Frieden*,  648  §  17. 

Verzascathal,  Freiheiten,  700. 

Vetturini,  528. 

Vicinat,  341  ft.  527  §  3.   543.   564.  832. 

Victualien,  s.  Lebensmittel. 

Vieh,  Aufkauf  durch  Fremde,  559.  593  §  1.  Ausleihen,  844  §  3. 
Ausruf  bei  Fund,  721  §  7.  P^ndung,  448  §  3.  cfr  555 
§  10.  563  §  13.  Verpfändung,  726  §  4.  Sommerung,  844 
§  3.  Krankheiten,  Grenzsperre,  600. 

Visita,  8.  Augenschein. 

Vogeljagd,  306.  467.  800.  801. 

Vorkaufsrecht  des  Vogts,  745  §  22.  847  §  7.  865.  903  §  3.  912. 

Vormund,  Verheiraten  der  Mündel,  397  §  8,  645.  Liegenschafts- 
verkauf, 649.  Bevollmächtigung  zu  Prozess,  749.  Wahl  und 
Absetzung,  716  §  11.  Rechnungslegung,  463  f.  684.  685. 
783,  804.  895  §  7. 

Vormundschaft,  388.  397  §  8. 

Währschaftspflicht,  802. 

Waffentragen,    Verbote,    153  ff.  555  §  11.    563  §  20.    597  §  1. 

648  §  9.    745  §  29.   746.  830.   846.    851  §  6.  859  §  3. 

861  §  2. 
Wage,  Waggeld,  716  §  13.  840.  849  §  2.  864. 
Waldschädigung,  562  §  2. 
Wasenmeisteramt,  6. 
Weggeld  zu  Bellenz,  894. 
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Weibel,  497.  (welsche)  549.  609  §  9.  653.  682  §  1.  737.    747. 

779  zu  9.  820  §  19. 
Weidenaufkauf,  542. 
Weidgang  der  Pferde,  886. 
Wein,  Lesezeit,  421  §  1.  680.  Abhauen  der  Stöcke,  489  §  1.  597 

§  2.  Fürkauf,  902  §  1.  Verkauf,  440  §  7.  456.  851  §  1.  Zoll 

und  Furleite,  574  §  8.  829.  Weinmesser,  864.  872. 
Wiederkaufsvorbehalt,  254.  392  §  10.  418  §  3.  Termin,  484.  492 

§  2.  673. 
Wüdbann,  421  §  4.  Vergantung,  912. 
Wildpret,  s.  Vorkaufsrecht. 
Wirte,  745  §  28.  873  §  1. 
Wölfe,  562  §  3. 
Wobldienen,  s.  bei  Landvogt. 
Wohnsitz,  s.  Domizil. 

Wucher,  243.  249  ff.  418  §  3.  796.  915.  s,  auch  Zinsnehmen. 
Würfelspiel,  s.  Spiel. 
Wuhrpflicht,  587. 

Zahlungsunfähige,  490  §  1. 

Zauberei,  648  §  8. 

Zechschulden,  717.  745  §  28.  791. 

Zehrpfennig,  440  §  9. 

Zeugen,  421  §  7.  422  ff.  608.  623.  Zeugnispflicht,  739.  Unfähig- 
keit, 672.  736  §  1.  739.  bei  Schuldbriefen,  821.  in  Straf- 
sachen, 533.  563  §  8,  21.  779  zu  1.  Abhörung  für  geist- 
lichen Prozess,  532.  Protokoll,  513. 

Zigeuner,  338. 

Zins,  ewiger,  571.  in  Korn,  673  §  2.  Vertragszins,  726  §  2.  in 
der  Hypothek  inbegriffen,  522. 

Zinsfuss,  Zinsnehmen,  243.  249  ff.  673  §  3.  761.  764.  834  §  6. 
858.  861  §  6.  915.  s.  auch  Wucher. 

Zoll,  339.  391  §  10.  637.  778  §  11.  779  zu  12.  840.  von  Wein, 
574  §  8.  von  Seide,  540  §  1.  596.  von  Holz  und  Kohlen, 
665.  in  Cafetillion,  861  §  1.  in  Biasca,  889.  in  Beilenz 
(Zollhaus),  767  §  10.  863.  894.  896.  Freiheit  der  Misoxer, 
820  §  16. 

Zucht,  christliche,  834  §  7. 

Zugrecht,  bei  Liegenschaftsverkauf,  517  ff.  813.  821.  842.  843 
§  2.  unter  Hypothekargläubigern,  483.  492  §  1.  650. 

Zutrinken,  745  §  25. 
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Nachtrag 

zu  der 

Einleitung  der  Tessiner  Bechtsquellen 

diese  Zeitschrift  N.  F.  XI  S.  231. 

Zn  der  Erwähnimg  des  Statutenbuches  von  Claro  ist  beizufügen: 

Das  Archiv  der  Gemeinde  Claro  enthält  ein  Qnartbändehea 
betitelt:  Lihro  degP  Ordini  det  Honorando  Comune  di  Claro.  Es 
sind  Gemeindestatuten  vom  Jahre  1606,  aus  53  Kapiteln  und  Nach- 
trägen späterer  Gemeindebeschlüsse  bis  1774  bestehend.  Der  In- 
halt betrifft  die  Amtspflichten  des  Dorfvogtes  (console),  der  Ge- 
schworenen, der  Bannwarte,  die  Weide-,  Wald-  und  Wasser- 
nutzungen, Viehpfändung  und  was  damit  zusammenhängt. 

Femer  befindet  sich  in  demselben  Archiv  ein  Folioband,  der 
folgendermassen  beginnt : 

l^el  vorne  del  Signore.  Uanno  della  salutar  Natiuitd  sua  mille  sette- 
cento  aettante  noue  alli  uentisette  del  mese  di  Genaro, 

Hauendo  la  Communitä  di  Claro  conniderato  per  essere  il  loro  libro 
dein  ordini  del  loro  rispettiuo  Commune  troppo  uechio  e  strazsno,  con 
alcuni  ordini  mal  inteligihili  e  auperfiuif  per  cid  hanno  trouato  espediente 
e  opportuno  ä  farne  uno  nouo  accid  sia  piü  maggior  inteligihile  del  ueekio 
e  con  maggior  chiarezza  de  capitoli  contenuti  in  esso,  ä  tal  fine  hanno 
dato  omnimoda  hatttoritä  e  facultä  alli  loro  rispettiui  Signori  Beggenii 
Ufficiali  cio^  al  Signore  Console  aituale  Agostino  Bullo  e  Procuratore 
Giuseppe  Costello  de  Molinara,  i  quali  auessero  tutta  la  loro  libertä  con 
altri  principali  del  Commune  di  far  renouare  detto  libro,  unde  li  medemi 
trouorono  espediente  ä  farlo  fare  da  me  infrascritto  Pietro  Antonio  del 
Ee  di  Biasca  Landser iha  attuale  della  Riuiera,  con  quella  chiarezza  ehe 
sia  piii  possibile  acciö  ogni  uno  poscia  saper e  come  debbano  regolarsi 
innauenire. 

Es  folgen  dann  die  Statuten  von  1606  ohne  wesentliche  Än- 
derungen und  weitere  Gemeindebeschlüsse  vom  25.  April  1613  an 
bis  1810  mit  fortlaufender  Kapitelzählung. 


Zu  Art.  640  des  Schweiz.  Obligationenrechts. 

Von 

Dr.  0.  V.  Waldkirch  in  Zürich. 


In  dem  interessanten  Vortrage,  welchen  er  in  der  letzten 
Jahresversammlung  des  schweizerischen  Juristenrereins  über 
Art.  640  0.  B.  gehalten  hat  (abgedruckt  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  XII.  S.  1—28)0,  versucht  Herr  Prof.  A.  Schneider  u.  a. 
eine  Interpretation  des  Scblusssatzes  des  Art.  640,^)  welche 
den  wahren  Intentionen  des  Gesetzgebers  besser  entsprechen 
soll,  als  die  bisher  praktizierte  Auslegung«  An  Hand  einiger 
Beispiele  wird  zunächst  illustriert^  wie  wenig  die  bisherige 
Interpretation,  welche  die  Stimmenzahl  des  grössten  Aktionärs 
auf  V^  ^er  vertretenen  Stimmrechte  beschränken  will, 
eine  Majorisierung  der  kleineren  Aktionäre  durch  einen  oder 
mehrere  Grossaktionäre  verhindern  könne  (S.  fi — 6).  Die 
Meinung  des  Gesetzgebers  müsse  vielmehr  eine  andere  ge- 
wesen sein,  und  es  seien  in  der  That  der  Redaktor  des  O.  R. 
(Prof.  Fick)  und  die  vorberatende  Kommission  einstimmig  der 
Ansicht  gewesen,  dass  bei  der  Abstimmung  Niemand  mehr 
als  den  füntten  Teil  der  abgegebenen  Stimmen  auf  sich 
vereinigt  haben  dürfe;  es  müssten  daher,  um  eine  Mehrheit 
zu  bilden,  in  der  Generalversammlung  wenigstens  3  Aktionäre 
mit  einander  übereinstimmen,  da  sie  dann  zusammen  7ft  ^l^^r 
Stimmen  abgeben  können  (S.  7). 

Die  weitere  Frage,  wie  denn  nach  dieser  neuen  Aus- 
legung das  gesetzlich  zulässige  Maximum  zu  berechnen  sei, 


^)  Desgleichen  in  den  „Verhandlungen  des  schweizerischen  Jaristen- 
vercins«  1892,  3.  Heft. 

*)  ^Keinesfalls  darf  ein  einzelner  Aktionär  mehr  als  den  fünften  Teil 
der  sämtlichen  vertretenen  Stimmrechte  in  sich  vereinigen." 
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versucht  Prof.  Schneider  auf  anscheinend  sehr  einfachem  Wege 
mit  Hülfe  einer  algebraischen  Formel  zu  beantworten.  Er 
setzt  das  erlaubte  Maximum  der  Stimmenzahl  des  einzelnen 
Aktionärs  =  x,  und  die  Stimmen  aller  übrigen  Aktionäre 
zusammen  =  a,  und  erhält  so  die  Formel  (S.  9) 

a  4-  X 

also  4  X  =  a 

a 


Hat  nun  nach  vorgenommener  Reduktion    einer   der  übrigen 

Aktionäre,    deren    Aktien    zusammen    die    Summe   a  bilden^ 

ä 
auch  noch  mehr  als  -j-  Aktien  (d.  i.  der  Betrag,  auf  den  die 

Stimmenzahl   des   grössten  Aktionärs   zu   reduzieren    ist),   so 

ä 
soll  seine  Stimmenzahl  ebenfalls  auf  —t-  reduziert  werden,  und 

4 

so  erhält  Prot  Schneider  das  folgende  Rezept  (S.  10): 

,  Sobald  sich  zeigt,  dass  in  einer  General versammlnng  eis 
Aktionär  mehr  als  den  Fünftel  aller  Stimmrechte  in  sich  yereinigen 
würde,  sind  seine  Stimmrechte  auf  7«  der  Stimmrechte  aller  übrigen 
zu  reduzieren,  und  was  heraaskommt,  bildet  für  alle  das  Maximum 
der  zulässigen  Stimmenzahl.  ^ 

Dieses  Rezept  ist  indessen  nur  scheinbar  befriedigend; 
in  Wirklichkeit  hat  sich  ein  kleiner  Rechenfehler  in  dasselbe 
eingeschlichen,  der  es  vom  Standpunkte  des  Gresetzes  aus  in 
dieser  Fassung  als  unanwendbar  erscheinen  lässt. 

Ich  gehe  von  Schneider's  erstem  Beispiele  (S.  5  und  10) 
aus  und  lege  mir  dasselbe  folgendermassen  zurecht: 

A  hat  450,  die  übrigen  erschienenen  zehn  Aktionäre  zu- 
sammen 30  Aktien;  von  diesen  habe  ferner  C  12  Aktien, 
während  die  andern  neun  je  2  Aktien  besitzen.  Die  Stimmen 
des  A  müssen  reduziert  werden;  dann  ist  nach  Schneider's 
Formel : 

X  = — ^ X  ==  —      x  =  772,    in   runder  Summe  7. 

5  4 

A  darf  demnach  nur  7  Stimmen  geltend  machen,  welche  das 
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gesetzliche  Maximum  darstellen;  da  aber  C  12  Stimmen,  also 
mehr,  haben  würde,  so  sind  seine  Stimmen  ebenfalls  auf  7 
zu  reduzieren  (1.  cit.  S.  10). 

Machen  wir  nun  die  Addition  der  einzelnen  Stimmen, 
80  bekommen  wir  7  (A)  -|-  7  (C)  -f"  18  =  32  abgegebene 
Stimmen.     Dieses  Eesultat  kann  aber  nicht  befriedigen,   da 

ist,  also  das  gesetzliche  Maximum  überschreitet;  7  kann  dem- 
nach nicht  das  gesuchte  Maximum,  welches  wir  aus  der 
Formel  zu  erhalten  hofften,  sein. 

Der  Grund,  warum  die  erhaltene  Lösung  nicht  richtig 
ist,  liegt  nun  offenbar  darin,  dass  durch  die  Reduktion  der 
Stimmen  des  0  von  12  auf  7  auch  die  Zahl  a  kleiner  ge- 
worden ist,  und  da  nach  der  Bchneider'schen  Formel 

a 

ist,  so  muss  notwendig  für  x  ebenfalls  ein  kleinerer  Wert 
resultieren. 

Die  Schneider'sche  Formel  ist  also  nur  richtig  und  an- 
wendbar unter  der  Voraussetzung,  dass  a  ein  kon- 
stanter Faktor  bleibt,  m.  a.  W.,  wenn  das  erhaltene  Maximum 
grösser  oder  gleich  ist  der  grössten  unter  den  nicht  reduzierten 
Zahlen. 

Die  gleiche  Restriktion  muss  gemacht  werden  bezüglich 

der  weiteren  Formeln  von  Prof.  Schneider  (S.   10/11) 

2  X  4-  a 

X  =  =-^ u.  s.  w. 

5 

Auch  sie  sind  nur  richtig  unter  der  Voraussetzung,  dass 
X  nicht  kleiner  werde  als  die  grösste  derjenigen  Zahlen,  deren 
Summe  die  Zahl  a  darstellt.^) 

Wie  soll  nun  aber  verfahren  werden,  wenn  diese  jeweiligen 
Voraussetzungen    nicht  zutreffen,   wenn   also  x  kleiner   wird 


')  la  diesen  verschiedenen  Formeln  ist  a  jedesmal,  wie  leicht  er- 
sichtlich, ein  anderer  Wert;  algebraisch  korrekt  müsste  derselbe  daher  je 
mit  ai,  as,  at  nud  a4  bezeichnet  werden. 


J^ 
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als  die  grösste  derjenigen  Zahlen,   deren  Somme  die  Zahl  a 
darstellt? 

Mir  scheint,  dass  die  Methode,  die  ich  im  folgenden  ent- 
wickeln werde,  allein  zu  einer  sicheren  Lösung  fährt;  wenigstens 
ist  deren  Richtigkeit  strikte  nachweisbar. 

Wenn  wir  uns  die  Schneider'sche  Interpretation  ange- 
wendet denken  auf  den  Fall,  dass  nur  5  Aktionäre  in  der 
Greneralversammlung  stimmen,  so  führt  dieselbe  zu  dem  un- 
abweisbaren Besultat,  dass  kein  Aktionär  mehr  Stimmen 
geltend  machen  darf  als  der  kleinste  unter  ihnen.  Da  näm- 
lich kein  Aktionär  mehr  als  7<^  sämtlicher  abgegebenen 
Stimmen  auf  sich  vereinigen  darf,  so  folgt  bei  fünf  Ak- 
tionären, dass  auch  kein  Aktionär  weniger  als  7$  sämt- 
licher Stimmen  abgeben  kann;  denn  würde  ein  Aktionär 
weniger  als  Y5  sämtlicher  Stimmen  abgeben,  so  würden  auf 
die  übrigen  vier  Aktionäre  mehr  denn  V&  sämtlicher  abge- 
gebenen Stimmen  entfallen,  was  nur  möglich  ist,  wenn 
wenigstens  einer  unter  ihnen  mehr  als  V5  sämtlicher  Stimmen 
abgeben  würde;  dies  muss  aber  nach  der  Interpretation 
von  Prof.  Schneider  als  gesetzlich  unzulässig  angesehen  werden. 

Es  ergiebt  sich  demnach,  dass  die  Stimmen,  welche  der 
kleinste  Aktionär  abgegeben  hat,  ^/s  sämtlicher  abgegebenen 
Stimmen  ausmachen,  und  wir  gewinnen  so  den  Satz: 

Wenn  nur  5  stimmberechtigte  Aktionäre 
in  der  Generalversammlung  anwesend  sind,  so 
ist  das  gesetzlich  zulässige  Maximum  der 
Stimmenzahl  des  einzelnen  Aktionärs  gleich 
der  Stimmenzahl  des  kleinsten  Aktionärs. 

Wie  nun,  wenn  in  der  Generalversammlung  6,  7,  8  und 
mehr  Aktionäre  stimmen? 

Ich  wiederhole  aus  dem  soeben  Gesagten,  dass  unter 
fünf  Aktionären  die  Stimmen  des  kleinsten  Aktionärs  einer 
Beduktion  nicht  unterworfen  werden  können,  weil  sonst  die 
4  übrigen  (grösseren)  Aktionäre  mehr  denn  */&  sämtlicher 
Stimmen  auf  sich  vereinigen  würden,  was  unzulässig  ist. 
An  Stelle  der  Stimmen  dieses  kleinsten  Aktionärs  können 
wir    nun,    sobald    6,    7,    8    etc.    Aktionäre   vorhanden   sind, 
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die  Summe  der  Stimmen  des  5,  6,  7,  8^*^  eto.  Aktionärs 
setzen,  welche  ioh  mit  R  bezeichnen  will.  Von  dieser  Summe 
R  können  wir  aus  den  erwähnten  Gründen  aussagen,  dass 
sie  jedenfalls  nicht  kleiner  als  7&  sämtlicher  abzugebenden 
Stimmen  sein  kann. 

Ich  wähle  nun  des  weiteren  folgende  algebraische  Be- 
zeichnungen : 

n  =  Anzahl  der  stimmenden  Aktionäre. 

Ai,  As,  As,  A4,  A5,  Ae  .  .  .  «  An  =  die  Aktienzahl  jedes  ein- 
zelnen Aktionärs,  wobei 
Ai  die  grösste.  An  die 
kleinste  Zahl  bedeutet 
und  die  Reihenfolge  der 
Grösse  nach  geordnet  ist. 

B  =  Gesamtsumme  der  gesetzlich  zulässigen  Stimqaen. 

X  s=  das  gesetzlich  zulässige  Maximum  der  Stimmenzahl  eines 
Aktionärs. 

B  =  5x,  da  das  zulässige  Maximum  gleich  7&  der  Gesamt- 
summe ist. 

R  =  (Aö  +  Ae  +  A7 +  An  ). 

Die  Summe  R  stellt  nun  einen  konstanten  Wert  vor,  da 
deren  einzelne  Summanden  einer  Reduktion  nicht  unterliegen 
können.  Denn  wäre  A5,  der  grösste  dieser  Summanden,  grösser 
als  X  und  daher  auf  x  zu  reduzieren,  so  müsste  dasselbe  mit 
den  Zahlen  A4  As  Aa  Ai  geschehen,  welche  sämtlich  grösser 
sind  als  A5.     Wir  bekämen  dann  folgende  Gleichung 

B  =  5  X  -|-  As  +  A7 .  .  . ,  -f-  An 
oder  B  >  5  X 
was  eben  der  Voraussetzung,  dass  B  =  5  x  ist,  widerspricht. 

Die  Summe  R  ist  ferner,  wie  schon  erwähnt,  jedenfalls 
nicht  kleiner  als  x;  man  darf  also  schreiben 

R  ^  x. 

Von  diesem  Satze,  dass  R  ^  x  ist,  komme  ich  nun  zu 
den  Folgerungen: 

I.  Ist  A4  >  R,  so  ist  auch  A4  >  x,  da  R  ^  x  ist. 

Also  sind  A4  As  As  Ai  auf  je  x  zu  reduzieren. 


JU.  -m-    .— «-.^  ^ 
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Dann  ist  B  =  4  x  -J-  ß  oder,  da  B  =  5  x  ist, 

5  X  =  4  X  +  ß, 
X  =  R, 
oder  in  Worten: 

Ist  die  Summe  der  Ziffern  5  u.  ff.  kleiner  als  Ziffer  4, 
so  ist  diese  Summe  gleich  dem  gesuchten  Maximum  der 
Stimmrechte. 

IL  Ist  A4  ^  B,  so  ist  auch  A4  ^  x. 

Denn  wäre  A4  ]>  x,  so  müsste  auch  R  ]>  x  sein,  da 
R  ^  A4  ist. 

Ferner  müssten,  wenn  A4  ^  x  wäre,  A4  As  A«  Ai  je 
auf  X  reduziert  werden. 

Dann  wäre  B  =  4x-|-R  oder,  da  B  >  x,  B  >  5X; 
was  unmöglich  ist,  da  B  =  öx  sein  muss. 

Demnach  ist  die  Annahme,  dass  A4  ^  x,  wenn  A4  ^K 
ist,  unmöglich,  und  es  bleibt  nur  noch  die  Möglichkeit,  dass 
A4  ^  X  ist.     (q.  e.  d.) 

Da  nun  A4  ^  x,  so  ist  A4  nicht  zu  reduzieren  und  kann 
als  konstanter  Wert  in  den  weiteren  Formeln  mitbenutzt 
werden. 

Da  nämlich  Ai  Aa  und  As  zusammen  höchstens,  */»  sämt- 
licher Stimmrechte  auf  sich  vereinigen  dürfen,  so  müssen  aut 
die  übrigen  Aktionäre  (A4  -\-  R)  mindestens  ^/b  entfallen. 

Es  ist  daher  A4  +R  ^  2  x  oder  ^^  j"^   ^  x. 

A   -4-  R 
Ist  nun  As  > ^ ?  so  ist  auch  As  >  x. 

Also  sind  As  A2  Ai  je  auf  x  zu  reduzieren.   Dann  ist 
B  =  3  X  +  A4  +  R,  oder, 
da  B  =  5 X  ist,  5x  =  3x  +  A4H-R 
2x  =  A4+R, 
A4H-R 

X    '—    ' 

2       • 

Oder  in  Worten: 

Ist  die  Ziff.  4  kleiner  als  die  Summe  der  Ziffern  5  u.  fi-, 
aber  Ziff.  3  grösser  als  das  arithmetische  Mittel   aus  Ziff.  4 
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plus  der  Summe  der  Ziff.  5  u.  ff.  (B),  so  ist  dieses  arithmetische 
Mittel  gleich  dem  gesuchten  Maximum  der  Stimmrechte. 

In  genau  derselben  Weise  wird  die  Lösung  fortgesetzt 
für  die  weitern  Fälle^  dass 

TTT   A   ^A^-hR     .        .    ^  A8  +  A4-4-K 

III.  Ä8^ — 2 — ,  aber  A2  > ^— 0 , 

und  dass 

Txr    A    ^  A8  +  A4  ^-R    V      .    ^   A2  +  A8  +  A4  +  R  .  ^ 

IV.  A2  ^ ö ,aberAi> ist. 

Die  Beweisruhrung  bleibt  dieselbe  und  ich  kann  sie  mir 
daher  füglich  ersparen.  Als  Resultat  ergeben  sich  nun  fol- 
gende 4  Formeln : 

1.  Ist  Ai  >  R, so  ist  X  =  R. 

2.  Ist  A4  ^  R,  aber  As  >  — - — ,  so  ist  x  =  — ^ — . 

O       Ti.A         ^Ai+R  ,  .         ^       A8  +  A4+R 

o.  Ist  As  ^  — s — ,  aber  A2  >   0 ) 

As  +  A4  +  R 

so  ist  X  = 5 . 

o 

A      J    4.    K      ^A8+A4  +  R       ,  .^A2  +  A3  +  A4  +  R 

4.  Ist  A2  ^ « ,  aber  Ai  > j , 

A2  +  AS  +  A4  +  R 

so  ist  X  = . 

4 

Oder  in  Worten: 

Das  gesetzlich  zviässige  Maximum  ist  immer  gleich  dem 
arithmetischen  Mittel  aus  der  Summe  der  nicht  «u  reduzierenden 
ZaMeUf  die  Summe  der  Aktien  des  5,  und  der  folgenden  Ak- 
tionäre als  eine  Zahl  genommen. 

Da  aber  von  vorneherein  nur  feststeht,  dass  die  Ziffern 
5  und  ff.  zu  den  nicht  zu  reduzierenden  Zahlen  gehören,  so 
hat  die  Lösung  bei  Ziff.  4  zu  beginnen  und  festzustellen,  ob 
diese  Ziffer  zu  reduzieren  ist  oder  nicht,  und  eventuell  gleicher- 
weise fortzuschreiten  bis  zu  Ziff.  1. 

Praktisch  wird  man  am  besten  folgen dermassen  ver- 
fahren : 

Man  vergleicht  die  Summe  der  Ziff.  5  und  fi.  mit  Ziff.  4; 
ist  jene  kleiner  als  diese,  so  ist  sie  das  gesuchte  Maximum, 

Zeitsohr.  f&r  Schweizerisches  Rocht.    Neue  Folge  XII.  21 
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auf  welches  die  Ziffern  1 — i  zu  reduzieren  sind.  Ist  dagegen 
jene  Summe  gleich  oder  grösser  als  Ziff.  4,  so  vergleicbt 
man  das  arithmetische  Mittel  aus  jener  Summe  und  der 
Ziff.  4  mit  Ziff.  3.  Ist  das  genannte  arithmetische  Mittel 
kleiner  als  Ziff.  3^  so  ist  es  das  gesachte  Maximum;  im 
andern  Falle  wird  das  arithmetische  Mittel  aus  Ziff.  3  und 
Ziff.  4  und  der  Summe  der  Ziff.  5  und  ff.  mit  Ziff.  2  ver- 
glichen u.  8.  f. 
Beispiel: 

A         B  C  D        /E        F        G       H\lAtf 

350      250      150      100      \^60      40      30      20)]^^^^^ 

Hier  ist  die  Summe  von  E  +  F  +  G  +  H  (in  der  Formel 

mit  R  bezeichnet)  =  150.    Da  sie  grösser  ist  als  die  Ziffer 

des  D;  so  ist  das  arithmetische  Mittel  dieser  beiden  Zahlen^ 

250 
welches  ==■  —^r—  oder  =  125  ist,   mit   der  Ziffer   des  C   zu 

2 

vergleichen;  da  das  arithmetische  Mittel  kleiner  ist,  so  ist  es 

das  gesuchte  Maximum.     A  B  und  G   können   daher  nur  je 

125  Stimmen  abgeben^  und  die  Gesamtsumme  der  abgegebenen 

Stimmen  beträgt  625. 

Um  nun  auf  die  Schneider'schen  Formeln  zurückzukommen, 
so  können  dieselben  in  etwas  veränderter  Anwendung  eben- 
falls zum  Ziele  führen;  dass  die  erhaltene  Lösung  auch  richtig 
sei,  kann  aber  nur  durch  die  sog.  Probe  erwiesen  werden. 

Man  hat  dabei  folgendermassen  zu  verfahren. 

Nachdem  konstatiert  ist,  welche  der  verschiedenen  Formeln 
prima  facie  zur  Anwendung  zu  kommen  hat  (1.  cit.  S.  11), 
wird  die  Lösung  mit  derselben  versucht.  Ergiebt  sich  dann, 
dass  X  kleiner  würde  als  eine  noch  nicht  reduzierte  Zahl,  so 
versucht  man  die  Lösung  mit  derjenigen  Gleichung,  welche 
ein  X  mehr  enthält  u.  s.  f.,  bis  schliesslich  für  x  ein  Wert 
gefunden  wird,  welcher  grösser  ist  als  die  grösste  der  noch 
nicht  reduzierten  Zahlen,  oder,  wie  Prof.  Schneider  selbst*) 
zu  formulieren  vorschlägt: 

„Wenn   durch    die  Redaktion    der  Stimmen  des  A*)  die  Zahl 

*)  Briefliche  Mitteilung  an  den  Verfasser. 
*)  D.  i.  des  grössten  Aktionärs. 
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derselben  unter  diejenige  eines  andern  Aktionärs  gebracht  würde, 

X  -4-  a 
so   greift  nicht   die  erste  (x  == ^ ),  sondern  die  zweite  der 

Formeln  (x  =       ^  "^  ^  )  Platz/  n.  s.  f. 
^  5 

Welche  der  beiden  Methoden  rascher  und  einfacher  zum 
Ziele  führe,  wird  öfters  von  der  Natur  des  einzelnen  Falles  ab- 
hängen; immerhin  erscheint  unter  den  beiden  die  Schneider'sche 
Methode  für  die  Praxis  einfacher,  wenn  gleich  sie  mit  einer 
inkorrekten  Formel  operiert.  Immer  aber  ist  diese  Methode 
eine  rein  empirische;  die  Überzeugung,  dass  das  erreichte 
Resultat  schliesslich  richtig  ist,  gewinnt  man  hiebei  nicht 
kraft  logischer  Deduktion,  sondern  erst  durch  die  Gegenprobe, 
wenn  sich  aus  derselben  ergiebt,  dass  der  für  x  gefundene 
Wert  wirklich  gleich  Ys  der  Gesamtsumme  der  abgegebenen 
Stimmen  ist. 

Um  den  Unterschied  der  beiden  Methoden  anschaulich 
zu  machen,  will  ich  die  Schneider^sche  Formel  in  das  Gewand 
der  meinigen  einkleiden.     Ich  nehme  z.  B.  die  Formel 

X  -f-  * 

5 
Hier  ist  a  gleich  der  Summe  der  Zi£fern  2  und  £f.,  also 
in  meiner  Formel  a  =  A2  -f-  -^8  +  -^.4  -f-  R. 

Dieser   Wert  in   die   Schneider'sche   Formel   eingesetzt, 
X  +  Aa  +  Ab  +  A4  -f  R 


ergiebt  x  = 


oder  X  = 


5 

A2  -f  A»  +  A4  -f   R 


4 

Diese  Formel  basiert  (wenn  sie  richtig  sein  soll),   wie 

schon  bemerkt,  auf  der  Voraussetzung,   dass  x  nicht  kleiner 

wird,  als   der  grösste  der  Summanden  von  a,   also   hier  As; 

algebraisch  ausgedrückt,  lautet  diese  Voraussetzung: 

Ist  A2  ^  x; 

ferner  hat  die  Formel  zur  Anwendung  zu  kommen,  wenn  die 

grösste  Zahl  grösser  ist  als  ^A  der  Summe  der  übrigen   und 

daher  reduziert  werden  muss^  also  : 

,     ^    A2  +  Ab  +  A4  +  K 
wenn  Ai   z>  ' \ ' . 
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Man  kann  nun  die  Schneider'sche  Formel  so  ausdrücken : 

Aa  +  As  +  A*  +  E 


Ist  Aa  ^  X,    aber  Ai   ^ 


so  ist  X  = 


4 

Aa  +  As  +  A4  +  R 


Meine  Formel  4  laatet: 

T  *   A    ^  As  +  A4  +  R       .        A     v^  Aa  +  As  +  A4  +  R 
Ist  Aa  ^ ö j  aber  Ai  > ■ j ' , 

Aa  +  As  +  A4  +  R 

so     ist    X    =    -: . 

4 

Der  Unterschied  springt  nun  in  die  Augen;  mit  Aus- 
nahme der  ersten  Glieder  sind  beide  Formeln  gleich;  wo  aber 
die  Schneider'sche  Formel  Aa  mit  x,  also  mit  einer  unbe- 
kannten vergleicht  undron  dem  Resultate  dieser  Ver- 
gleichung  die  Richtigkeit  der  Lösung  abhängig  machte  wird 
in  meiner  Formel  Aa  mit  einem  bekannten  Werte  ver- 
glichen, so  dass  von  vornherein  sicher  ist,  ob  das  zu  er- 
haltende Resultat  richtig  ist. 

Kehren  wir  nun  zu  Schneider's  erstem  Beispiel  zurück, 
welches  ich  mir  so  zurecht  gelegt  habe,  dass  A  450,  C  12 
und  die  folgenden  9  Aktionäre  je  2  Aktien  besitzen^),  so  er- 
giebt  die  richtige  Lösung,  dass  6  das  gesetzlich  zulässige 
Maximum  ist,  mithin  die  Gesamtsumme  sämtlicher  abgegebenen 
Stimmen  nur  30  beträgt,  während  von  den  stimmenden  Ak- 
tionären 480  Aktien  vertreten  werden. 

Es  ist  nicht  schwer,  noch  verblüffendere  Beispiele  aus« 
findig  zu  machen,  insbesondere  wenn  man  bedenkt,  dass  die 
Schneider'sche  Interpretation  bei  Anwesenheit  von  nur  5  Ak- 
tionären dahin  führt,  dass  die  Aktienzahl  des  kleinsten  Ak- 
tionärs das  gesetzliche  Maximum  darstellt. 

Angesichts  dieses  Resultates  erscheint  es  doch  recht 
zweifelhaft,  ob  dem  Gesetze  der  ihm  durch  die  Schneider'sche 
Interpretation  gegebene  Sinn  zukomme ;  man  darf  jedenfalls 
als  sicher  ansehen,  dass  sowohl  Redaktor  wie  Kommission, 
wenn  sie  wirklich  jene  Anschauung  vertraten,  sich  vom  Re* 
sultate  derselben  eine  klare  Vorstellung  nicht  gemacht  haben. 

*)  S.  oben  S.  316. 


4  — r 


Zu  Art.  640  des  Schweiz.  Obligationenrechtg.  825 

Zu  den  Gründen ,  welche  neuerdings  Prof.  Rössel  gegen 
die  Schneider'sche  Interpretation  in's  Feld  führt ^)  (im  Journal 
des  Tribunaux,  1893,  p.  56 — 59),  wird  man  daher  noch  den 
weiteren  hinzufügen  dürfen,  dass  die  genannte  Interpretation 
in  der  Hauptsache  sich  auf  eine  Ansicht  stützt,  über  deren 
Tragweite  ihre  geistigen  Urheber  sich  keine  klare  Eechen- 
schafti  gegeben  haben.  Wenn  man  der  bisherigen  Interpretation 
von  Art.  640,  letzter  Satz,  vorwerfen  kann,  dass  in  gewissen 
Fällen  das  Gesetz  seinen  Zweck,  den  kleinen  Aktionär  zu 
schützen,  nicht  erfülle,  so  führt  anderseits  die  Schneider'sche 
Interpretation  zu  grossen  Unzuträglichkeiten,  indem  das  wirk- 
liche Interesse,  das  eben  doch  bei  einem  grossen  Aktienbesitz 
vorhanden  ist,  nicht  in  entsprechender  Weise  zur  Geltung 
gelangen  kanQ. 

Ob  man  aber  den  betr.  Passus  einfach  streichen  solle, 
weil  er  nicht  in  allen  Fällen  den  Zweck  des  Gesetzes  erfülle, 
oder  weil  die  Aktiengesellschaft  lediglich  Eapitalassociation 
sei,  erscheint  mir  denn  doch  noch  nicht  als  ausgemacht,  ins- 
besondere wenn  man  bedenkt,  welcher  Missbrauch  in  Eng- 
land und  Amerika  mit  dem  Erwerb  der  absoluten  Majorität 
(sog.  Kontrolrecht)  schon  getrieben  worden  ist.  Gelänge  es, 
dem  Strohmännertum  wirksam  zu  begegnen,  so  dürfte  der 
erwähnten  Bestimmung  oder  einer  ähnliche  Zwecke  ver- 
folgenden doch  ein  Vorzug  zugestanden  werden  vor  einer  ge- 
setzlich sanktionierten  Preisgabe  der  Minorität  an  die  ab- 
solute Majorität. 


^)  Im  weeentlichen  macht  Prof.  Rössel  geltend,  dass  der  Text  des 
Gesetzes  gegen  die  Sehneider'sche  Interpretation  spreche,  auch  sei  es  ge- 
wagt, für  die  Interpretation  nicht  einmal  schriftlich  anfgeseichnete  Meinungs- 
äusserungen der  Gesetzesredaktoren  herbeizuziehen.  Der  in  der  Schneidetischen 
Formel  steckende  Beohenfehler  scheint  Rössel  entgangen  zu  sein. 
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Rensing,  F.    Die  Widerrechtlichkeit  als  Schadenersatz- 
grund.     Im    Index   Lectionum    universitatis  Friburgensis 

1892/3.     Prib.  typis  consoo.  s.  Pauli.   1892.  4^ 

Bekanntlich  unterscheidet  das  Obligationenrecht  im  Anscblnss 
an  das  römische  Recht  mit  allen  modernen  Gesetzbüchern  die  Ver- 
tragsverletzungen von  den  übrigen  unerlaubten  Handlungen  (Delikten). 
Der  Verfasser  scheint  in  dieser  ünterscheidaiig  eine  zu  un- 
recht aus  dem  römischen  Recht  übernommene  Unvollkommenheit 
zu  sehen,  er  hegt  die  Vermutung,  „dass  der  (schweizerische •  Ge- 
setzgeber sich  der  Einheitlichkeit  der  grundlegenden  Begriffe  nicht 
völlig  bewusst  geworden  ist.''  U.  E.  liegt  es  näher  anzunehmen, 
dass  der  Gesetzgeber  mit  voller  Absicht  die  Vertragsverletzungen 
aus  dem  grossen  Gebiete  der  unerlaubten  Handlungen  ausgesondert 
hat,  weil  er  den  eigenartigen  Thatbestand  in  manchen  Stücken 
abweichend  vom  Deliktsrecht  regeln  wollte,  z.  B.  in  Bezug  auf  die 
Haftung  für  fremdes  Verschulden.  Diese  Anschauung  des  Ver- 
fassers hängt  zusammen  mit  der  Art  und  Weise,  wie  er  den  in 
Art.  50  0.  R.  nicht  definierten  Begriif  der  Widerrechtlichkeit  be- 
stimmt haben  will.  Die  bisherige  Ansicht  nimmt  in  der  Frage 
nach  der  Widerrechtlichkeit  die  Rechtslage  des  Verletzten  zum 
Ausgangspunkt  und  fordert  zum  Vorhandensein  eines  Delikts,  dass 
ein  subjektives  Recht  oder  ein  durch  Verbotsnormen  geschütztes 
Rechtsgut  (Leben,  Freiheit,  Gesundheit  etc.)  verletzt  sei;  eine 
Handlung,  die  man  nicht  als  verboten  ansehen  kann,  gilt  als  er- 
laubt. Im  Gegensatz  dazu  glaubt  der  Verfasser  den  Begriff  der 
Widerrechtlichkeit  richtiger  und  mit  besserem  praktischen  Erfolge 
bestimmen  zu  können,  indem  er  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Thäters  stellt:  „Es  genügt  zur  Feststellung  der  Widerrechtlichkeit, 
dass  die  Rechtsordnung  eine  Berechtigung  des  Thäters  zu  der  be- 
treffenden Handlung  nicht  anerkenne."  Unter  „Berechtigungen'* 
sollen  sowohl  die  subjektiven  Rechte  als  auch  die  allgemeinen  von 
der  Rechtsordnung  anerkannten  natürlichen  Freiheiten  verstanden 
sein.  V/enn  es  bisher  hiess :  was  nicht  verboten  ist,  ist  erlaubt, 
soll  es  nun  heissen :  was  nicht  erlaubt  ist,  ist  verboten,  ü.  E.  ist 
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die  praktische  Tragweite  der  nenen  Formnlierang  keine  bedeutende. 
Wenn  z.  B.  ein  Mensch  überfahren  ist,  so  wird  die  Widerrecht- 
lichkeit  in  gleicher  Weise  qaaestio  facti  sein,  ob  man  nnn  fragt: 
^Ist  die  natürliche  Freiheit  zu  dieser  Zeit  nnd  an  diesem  Orte 
schnell  zu  fahren  von  der  Rechtsordnung  anerkannt?"  Oder  wie 
bisher:  „Ist  das  schnelle  Fahren  unter  den  betreifenden  Umständen 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  als  verboten  zu  betrachten?'' 
Theoretisch  Hesse  sich  allerdings  darüber  streiten,  ob  es  richtiger 
ist,  die  nichtverbotenen  Handlungen  als  rechtlich  indifferent  zu  be- 
zeichnen oder  sie  mit  dem  Verfasser  (der  uns  eine  philosophische 
Begründung  seiner  Auffassung  in  Aussicht  stellte  als  vermöge  recht- 
lich anerkannter  Freiheit  erlaubt  anzusehen.  Jedoch  hat  das  Aus- 
gehen von  dem  Verbot  systematisch  den  zweifellosen  Vorzug,  dass 
man,  so  schwer  es  auch  ist  die  Unzahl  der  Verbotsnormen  zu  über- 
sehen, doch  eine  Gruppierung  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten 
versuchen  kann,  während  eine  Aufzählung  und  nähere  Bestimmung 
der  allgemeinen  Freiheiten  ausserhalb  des  Gebiets  der  Jurisprudenz 
liegt  nnd  an  der  unendlichen  Menge  der  denkbaren  erlaubten  Hand- 
lungen scheitern  müsste.  —  Auf  Grund  seiner  Auffassung  unter- 
nimmt es  der  Verfasser,  einzelne  Fragen  der  Deliktslehre  zu  be- 
antworten. 

1.  Eine  Unterlassung  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers  wider- 
rechtlich und  zu  Firsatz  verpflichtend  dann,  wenn  der  betreffende 
Mensch  zu  der  schadenstiftenden  Unterlassung  kein  Eecht  hat. 
Die  bisherige  Lehre  sagte:  wenn  eine  Verpflichtung  zur  Abwehr 
des  Schadens  besteht.  Ob  eine  solche  Verpflichtung  im  einzelnen 
Fall  vorliegt,  darüber  lässt  sich  allerdings  streiten ;  man  kann  auch 
zugeben,  dass  der  deutsche  Entwurf  besser  gethan  hätte,  eine 
solche  Verpflichtung  jedem  Besitzer  einer  schadendrohenden  Sache 
aufzaerlegen  und  insbesondere  die  Schuld präsumptionen  des  0.  R. 
Art.  61,  62,  65  und  67  aufzustellen.  Aber  wir  können  nicht  ein- 
sehen, welchen  Wert  es  haben  soll,  bei  allen  Handlungen,  die 
Jemand  nicht  vorzunehmen  braucht,  von  einem  Becht  auf  Unter- 
lassung zu  sprechen  und  auf  diese  Weise  jedes  Individuum  mit 
Tausenden  von  Rechten  auszustatten,  die  ihm  meist  nie  zum  Be- 
wusstsein  kommen  werden.  Wenn  übrigens  der  Verfasser  meint, 
dass  das  römische  Recht  eine  deliktische  Haftung  für  Unterlassung 
nicht  kenne,  so  beruht  diese  Ansicht  auf  einem  freilich  auch  sonst 
häufig  vorkommenden  falschen  Verständnis  einer  Fandektenstelle. 
In  fr.  13  §  2  de  usufructn  7,  1  wird  entschieden:  wenn  ein  Niess- 
braucher  die  ordentliche  Bewirtschaftung  des  Grundstückes  unter- 
lässt,  so  haftet  er  dafür  nicht  mit  der  aquilischen  Klage,  sondern 
aus  der  bei  Antritt  des  Niessbranchs  übernommenen  Verpflichtung 
(cautio  usufructuaria).  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  aquilische 
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Haftang  nicht  auf  einer  Unterlassung  beruhen  könne,  sondern  nur, 
dass  Niemand  verpflichtet  sei,  für  fremde  Sachen  zu  sorgen,  ausser 
wenn  er  in  einem  besonderen  Rechtsverhältnis  zu.  deren  Eigentümer 
steht,  wie  hier  der  Niessbraucher. 

2.  In  §  5  wird  die  widerrechtliche  Ausübung  eines  Rechte« 
besprochen.  Zunächst  wird  der  selbstverständliche  Satz  konstatiert, 
dass  die  Ausübung  des  eigenen  Rechts  an  fremden  Rechten  ihre 
Schranke  findet,  dass  z.  B.  das  Eigentum  an  einem  Gewehr  nicht 
in  der  Weise  ausgeübt  werden  dürfe,  dass  dabei  das  Eigentum 
eines  Anderen  an  seiner  Sache  vernichtet  werde.  Darin  liegt  u.  E. 
eine  Konzession  an  die  übliche  Betrachtungsweise,  welche  das 
Delikt  als  Verletzung  fremder  Rechte  und  Rechtsgüter  anffasst. 
Der  Verfasser  will  aber  noch  weiter  gehen  und  jede  Ausübung 
eines  Rechtes  in  der  Absicht,  „den  Frieden  eines  Anderen  zu  stören^, 
für  rechtswidrig  ansehen.  „Ans  dem  Zwecke  der  Rechtsordnung 
folgt  nämlich,  dass  die  Ausübung  eines  Rechts  dann  von  ihr  miss- 
billigt  ist,  wenn  sie  erfolgt  durch  eine  Handlung,  welche  diesem 
Zwecke  widerspricht.*  Aber  über  den  Zweck  der  Rechtsordnung 
sind  die  Gesetzgeber  und  auch  die  Völker  verschiedener  Ansicht, 
und  darum  lässt  sich  mit  diesem  Argument  so  schwer  operieren. 
Der  besonderen  Gunst  des  Verfassers  erfreut  sich  in  dieser  Frage 
das  Freussische  Landrecht  §  87  der  Einleitung:  „unerlaubt  sind 
die  Handlungen,  welche  durch  natürliche  oder  durch  positive 
Gesetze  verboten  werden."  Um  so  härter  wird  der  deutsche  Ent- 
wurf dafür  getadelt,  dass  er  die  chicanöse  Rechtsausübung  nicht 
zum  Delikt  stempelt.  Dabei  geschieht  wohl  der  Berliner  Kommission 
einigermassen  Unrecht,  wenn  so  mancher  Paragraph  ihrer  Arbeit 
aus  dem  kapitalistischen  Bestreben  erklärt  wird,  „dem  Besitzenden 
möglichst  grosse,  unbeschränkte  Rechte  selbst  auf  Kosten  der  guten 
Sitte  einzuräumen,  —  die  Machtfülle  der  wirtschaftlich  Mächtigen 
auf  Kosten  der  Sittlichkeit  noch  zu  erhöhen. " 

3.  Auch  in  der  Frage,  ob  die  Einwilligung  des  Beschädigten 
die  Ersatzpflicht  ausschliesst,  will  der  Verfasser  von  seinem  Stand- 
punkt aus  ein  neues  Resultat  erzielen  (§  6) :  „Insoweit  die  Rechts- 
ordnung einen  Verfügungsvertrag  über  das  beschädigte  Rechtsgnt 
als  unsittlich  ansieht  oder  sogar  ausdrücklich  verbietet,  kann  auch 
die  Einwilligung  des  Verletzten  dem  Schädiger  ein  Recht  zur  Be- 
schädigung in  keiner  Weise  geben."  Dieser  Satz  wird  allgemein 
zugegeben;  es  fragt  sich  nur,  unter  welchen  Umständen  die  Rechts- 
ordnung eine  Verfügung  des  Subjekts  über  sein  Rechtsgut  nicht 
erlaubt.  Anerkannt  ist  die  Unzulässigkeit  der  Verfügung  bei 
Handlungsunfähigkeit  des  Einwilligenden ;  vielleicht  lässt  sich  auch 
behaupten,  dass  bestimmte  Rechtsgüter,  wie  z.  B.  das  Leben,  der 
Verfügung  durch  Einwilligung  absolut  entzogen  sind.  Darum  wird 
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§  706  des  Entwurfes,  der  den  Satz  volenti  non  fit  iniuria  ohne 
Ansnalime  hinstellt,  vom  Verfasser  mit  Recht  getadelt.  Aber  n.  E. 
lässt  sich  das  vom  Verfasser  gewänschte  Resultat  ebenso  leicht 
vom  alten  Standpunkt  (Delikt  =  Verletzung  fremder  Rechtsgtlter) 
ans  gewinnen,  wie  der  Verfasser  selbst  bei  seiner  Kritik  des  Ent- 
wurfs (S.  51)  nachweist. 

4.  Den  Prüfstein  für  die  Richtigkeit  seiner  Ansicht  über  die 
Widerrechtlichkeit  findet  der  Verfasser  in  der  Lehre  von  den  so- 
genannten Notrechten:  Notwehr  und  Notstand  (§  7):  da  es  aut 
die  Berechtigung  des  Thäters  zur  Handlung,  nicht  auf  das  Recht 
des  Verletzten  ankomme,  so  sei  die  Notwehrhandlung  als  Aus- 
übung des  angegiiffenen  Rechtes  im  Kampfe  gegen  das  Unrecht 
rechtmässig ;  die  Notstandshandlung  dagegen,  da  das  eigene  Recht 
keine  Befugnis  in  das  Rechtsgebiet  unschuldiger  Dritter  einzugreifen 
enthalte,  objektiv  widerrechtlich;  aber  subjektiv,  um  des  Motives 
willen,  entschuldbar.  Demgegenüber  müsse  die  herrschende  Lehre, 
die  vom  Standpunkt  des  Verletzten  ausgehe,  sowohl  Notwehr-  als 
auch  Notstandshandlung  für  objektiv  widerrechtlich  erklären,  oder 
in  Inkonsequenzen  verfallen.  Diese  letztere  Behauptung  beruht 
auf  einem  offenbaren  Missverständnis :  die  herrschende  Lehre  sieht 
allerdings  in  der  Verletzung  eines  fremden  Rechtsguts  ein  Delikt, 
aber  natürlich  nur  dann,  wenn  dem  Thäter  kein  besonderes  Recht 
zum  Eingriff  in  die  fremde  Rechtssphäre  zusteht.  Solche  Rechte 
können  aber  aus  mancherlei  Gründen  hervorgehen,  z.  B.  obrigkeit- 
licher Gewalt,  Züchtigungsrecht,  u.  U.  Einwilligung,  ebenso  Not- 
wehr und  unter  bestimmten  Verhältnissen  auch  Notstand  (denn  der 
Verfasser  irrt,  wenn  er  z.  B.  den  vom  Schiffer  vorgenommenen 
Seewurf  als  objektiv  widerrechtlich  bezeichnet  und  demgemäs  dem 
Eigentümer  der  Waaren  das  Recht  der  Notwehr  gegen  den  Schiffer 
verleiht).  Streitig  ist  nur  die  rechtliche  Qualifizierung  derjenigen 
Notstandsfälle,  in  denen  das  positive  Recht  dem  Bedrohten  ein 
besonderes  Notrecht  nicht  gewährt.  Was  der  Verfasser  über  das 
römische  Recht  in  dieser  Frage  sagt,  ist  u.  E.  nicht  stichhaltig. 
Wir  glauben  immer  noch,  dass  die  römische  Jurisprudenz  unsere 
scharfe  Unterscheidung  von  Notwehr  und  Notstand  nicht  kannte. 
Wenn  vollends  Verfasser  behauptet,  dass  der  Angriff  eines  Tieres 
nach  römischem  Recht  nicht  Notwehr,  sondern  Notstand  ist,  so 
dürfte  sich  dieses  in  Ermangelung  von  Quellenzeugnissen  nicht 
leicht  beweisen  lassen.  Für  das  0.  R.  folgert  Verfasser  aus  dem 
Wortlaut  des  Art.  56,  dass  die  Notwehrhandlung  objektiv  wider- 
rechtlich sei.  Wir  möchten  es  für  misslich  halten,  den  Text  des 
0.  R.  80  sehr  zu  urgieren,  besonders  wenn  dies  Verfahren  zu  so 
unannahmbären  Konsequenzen  (Zulässigkeit  der  Notwehr  gegen  die 
Notwelurhandlung  des  Angegriffenen)  führt.    Auch  scheint  es  mög- 
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lieh,  dem  Art.  56  eine  andere  Bedeutung  abzagewlnnen,  darcli 
welche  die  allerdings  aaifallende  Fassung  des  Wortlauts  zur  vollen 
Geltung  kommt:  das  Gesetz  meint  mit  dem  Ausdruck  «Schädigung, 
welche  durch  Notwehr  entschuldigt  wird*'  nicht  bloss  die  eigent- 
liche gegen  den  Angreifer  gerichtete  Notwehrhandlnng,  sondern 
auch  die  gegen  unschuldige  Dritte  bei  Gelegenheit  der  Notwehr 
vorgenommene  Notstandshandlung.  Mit  Recht  subsumiert  der  Ver- 
fasser unter  die  Fälle  des  Art.  56  die  Verteidigung  gegen  Tiere 
und  gefahrdrohende  leblose  Sachen  (nicht  gerade:  „ohne  Führer 
auf  Jemanden  zurasende  Lokomotiven/  denen  man  am  besten  thnt 
auszuweichen) ;  doch  scheint  es  unzulässig,  sich  dafür  (nach  Schneider 
und  Fick)  auf  einen  schweizerischen  Sprachgebrauch  zu  berufen, 
der  sich  doch  wohl  bei  so  abstrakten  Begriffen  wie  Notwehr  und 
Notstand  kaum  konstatieren  lässt. 

In  losem  Zusammenhang  mit  dem  Grundgedanken  der  Schrift 
steht  §  4,  in  welchem  das  Verhältnis  des  0.  R.  zum  kantonalen 
Recht  besprochen  wird.  Der  Verfasser  schliesst  sich  der  Ansicht 
von  A.  Schneider  und  Roguin  an  und  meint,  dass  der  allgemeine 
Teil  der  kantonalen  Obligationenrechte  für  die  Frage  massgebend 
sei,  ob  ein  Dritter  durch  Vereitelung  der  Erfüllung  einer  Obligation 
(z.  B.  durch  Zerstörung  des  geschuldeten  Gegenstandes)  dem  Gläu- 
biger zu  Schadenersatz  verpflichtet  werde:  denn  in  0.  R.  Titel  II 
Kapitel  III  „Beziehungen  zu  dritten  Personen^  sei  diese  Frage 
nicht  entschieden.  A.  v.  Tuhr. 

Haarmann,  €•  Handbuch  der  Unfallverletzungen  mit  Be- 
rückeichtigung  der  deutschen,  öeterreichiechen  und  echwei- 
zerischen  Unfallpraxie.  Stuttgart  1893.  VI  und  256  S. 

Ein  praktischer  Arzt  und  medizinischer  Privatdozent  hat  es 
hier  unternommen,  die  mit  den  Unfallverletzungen  zusammen- 
hängenden Fragen  einer  eingehenden  Untersuchung  zu  unterwerfen. 
Es  steht  mir  natürlich  kein  Urteil  darüber  zu,  inwieweit  das  Werk 
den  Ärzten  über  medizinische  Fragen  Belehrung  zu  bringen  ge- 
eignet ist.  Dagegen  habe  ich  keinen  Zweifel  darüber,  dass  es 
ihnen  gute  Dienste  leisten  wird  durch  die  Hervorhebung  der  juristischen 
Gesichtspunkte.  Ganz  besonders  wertvoll  aber  ist  die  vorliegende 
Arbeit  für  die  Richter,  Advokaten  und  Versicherungsbeamten.  Es 
ist  ja  zwar  richtig,  dass  der  ärztliche  Experte  stets  das  ent- 
scheidende Wort  haben  wii'd  über  medizinische  Fragen,  wie  die 
der  Kausalität  zwischen  einem  Ereignis  und  einem  bestimmten 
Erfolge  (Verletzung,  Tod,  Folgen  einer  Verletzung  mit  Bezug  auf 
die  Arbeitsfähigkeit  u.  s.  w).  Aber  es  ist  dringend  nötig,  dass 
auch  der  Anwalt  und  der  erkennende  Richter  sich  orientieren  über 
die  medizinische  Seite   des  Falles,   und   die   nötige  Anleitung   er- 
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fahren  die  beteiligten  Kreise  gerade  in  diesem  Werke.  Die  Prüfung 
der  bisherigen  Unfallpraxis  wird  manchen  sorgfältigen  Bechtsbeistand 
veranlassen,  den  Unfall  genauer  feststellen  und  untersuchen  zu  lassen, 
als  es  etwa  geschieht.  Ich  erinnere  dabei  an  die  allerdings  . 
schwierige  Materie  der  Unterleibsbrüche.  Das  Werk  von  Kauf- 
mann dient  vortrefflich  dazu,  allen  Interessenten  des  ärztlichen 
und  juristischen  Standes  die  Einzelheiten  und  die  Erheblichkeit  der 
Unfallereignisse  vor  Augen  zu  fähren.  Wertvoll  ist  an  dem  Buche 
namentlich  auch  die  Kasuistik  der  bei  den  verschiedenen  Ver- 
letzungen von  den  staatlichen  Instanzen  bifi  auliin  gesprochenen 
Entschädigungen  und  die  Angaben  der  angenommenen  Erwerbs- 
unfähigkeit. In  Betracht  gezogen  ist  die  deutsche,  österreichische 
und  schweizerische  Unfallpraxis,  —  zuweilen  verbunden  mit  kri- 
tischen Randbemerkungen. 

Was  die  Anlage  des  Buches  anbetrifft,  so  zerfällt  es  in  zwei 
Teile.  Der  erste  Teil  behandelt  die  für  die  ärztliche  Tätig- 
keit massgebenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und  die  daraus  resul- 
tierenden allgemeinen  Gesichtspunkte  für  die  Untersuchung  und 
Begutachtung  der  Unfall  Verletzungen.  Hier  werden  die  positiven 
Normen  zusammengestellt  (Abschnitt  A).  Der  folgende  Abschnitt  (B) 
wird  eingeleitet  durch  eine  Besprechung  des  Begriffes  „ Betriebs- 
unfall'^  :  er  ist  ein  plötzliches,  d.  h.  zeitlich  bestimmbares  in  einen 
verhältnismässig  kurzen  Zeitraum  eingeschlossenes  Ereignis,  welches 
in  seinen  (möglicher  Weise  erst  allmälig  hervortretenden)  Folgen 
den  Tod  oder  die  Körperverletzung  des  Betroffenen  verursacht. 
An  der  Hand  einer  Reihe  von  Präjudizien  wird  negativ  gezeigt, 
was  nicht  unter  den  Unfallsbegriff  Mit.  Auf  S.  22  werden  zuerst 
Fälle  angeführt,    wo  ein  Betriebsunfall  nicht  angenommen  wurde, 

—  hernach  erfolgt  die  Gegenüberstellung  solcher  Verletzungen,  die 
als  solche  zu  qualifizieren  sind.  Die  Untersuchung  und  Begutachtung 
der  Todesfälle  und  das  Heilverfahren  der  Körperverletzungen  sind 
Kapitel,  welche  hauptsächlich  für  die  Ärzte  bestimmt  sein  mögen, 

—  aber  auch  dem  Juristen  bieten  sie  interessante  und  wissens- 
werte Details.  —  Der  zweite  Teil  beschäftigt  sich  mit  den 
Unfallsverletzungen  bezüglich  ihrer  Heilungsdauer  und  ihrer  Folgen 
für  die  Erwerbsfähigkeit.  In  zwölf  Abteilungen  werden  die  ver- 
schiedensten Verletzungen  vorgeführt  und  in  diesen  Details  liegt 
namentlich  die  Bedeutung  des  Buches  für  den  Juristen.  Ich  bin 
überzeugt,  dass  das  vorliegende  W^erk  in  juristischen  Kreisen  sehr 
gute  Dienste  leisten  wird,  —  wir  können  froh  sein,  dass  ein  Arzt 
eich  der  Mühe  unterzogen  hat,  das  jetzt  schon  reiche  Material 
nnserm  Verständnisse  näher  zu  bringen  und  es  in  Vergleichung  zu 
setzen  mit  der  Gesetzgebung  und  Judikatur  der  Nachbarstaaten. 

Zürich.  Prof.  Meili. 
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de  Blonay,  8.  Repertoire  dee  arrdts  fedöraux  et  canto- 
naux  publik  d'aprös  le  Journal  des  Tribunaux  1846—1892. 

Lausanne,  F.  Kougc,  1893. 

DieseB  Kepertorinm  besteht  ans  Regesten  der  Urteile  des 
Bandesgericbts,  der  Waadtl^inder  and  andrer  kantonaler  Gerichte, 
soweit  sie  im  Jonrnal  des  Tribunaux  publiciert  worden  sind,  und 
zwar  in  einer  nach  Materien  alphabetisch  geordneten  Znsammen- 
stellnng.  Dies  erleichtert  wesentlich  das  Nachschlagen  und  giebt 
der  Sammlung  einen  wirklichen  praktischen  Wert.  Die  Beschränkung 
auf  das  Jonrnal  des  Tribunanx  wird  das  Buch  allerdings  zunähst 
dem  Waadtiünder  Publikum  empfehlen,  aber  bei  seiner  Reichhal- 
tigkeit wird  es,  wie  nicht  zu  zweifeln,  auch  von  allen,  die  sich  mit 
schweizerischem  Rechte  zu  beschäftigen  haben,  gern  benutzt  und 
nachgeschlagen  werden. 


^*.     r^""-,      *-      *..  !'*^:', -^^-^.-•■^r"V(ir'^tl^-«"^-»^ 


Schweizerische  Rechtsgesetzgehnng 

des  Jahres  1892. 

Von  Aädreas  Heüsler. 


Erster  Teil. 

Bundesgesetzgebung. 

Enthalten  in  der  amtl.  Sammlung  der  Bundesgesetze,  auf  die  sich  die 
citierten  Band-  una  Seitenzahlen  beziehen. 

I,  Allgemeines 

(Gesetzgebung  überhaupt,  Publikation  der  Gesetze  u.  s.  w.) 

U  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei  Volksbegehren  und 
Abstimmungen  betreffend  Revision  der  Bundesverfassung,  Vom 
27.  Januar.     (XII  S.  885  S.) 

Durch  Bundesbeschluss  betr.  Revision  der  B.-V.  vom  8.  April, 
vom  Volke  angenommen  den  5.  Juli  1891,  war  die  Initiative  in 
die  Bundesverfassung  eingeführt  worden,  und  zwar  so,  dass  auf 
einen  von  50,000  Unterschriften  unterstützten  Initiativvorschlag 
über  Aufhebung,  Änderung  oder  Erlass  bestimmter  Artikel  der 
Bundesverfassung  die  Bundesversammlur*g  einen  Gegenvorschlag 
aufstellen  kann,  wo  dann  die  Volksabstimmung  über  alle  Vor- 
schläge zu  entscheiden  hat.  Wie  nun  aber  die  Volksabstimmung 
in  solchen  Fällen  vor  sich  gehen  soll,  darüber  entstanden  grosse 
Meinungsdifferenzen,  die  Frage  ist  auch  keineswegs  einfach.  Soll 
kurzweg  zwischen  Initiativvorschlag  und  Gegenvorschlag  die  Wahl 
gestellt  werden?  Dann  kommen  die  nicht  zur  Geltendmachung 
ihres  Willens,  die  keinen  von  beiden  wollen,  Oder  soll  zuerst 
eventuell  über  Vorschlag  und  Gegenvorschlag  abgestimmt  und  das 
Resultat  dann  einer  zweiten  Abstimmung  zur  Annahme  oder  Ver- 
werfung vorgelegt  werden?  Das  ist  für  Volksabstimmungen  zu 
kompliziert,  und  zieht  auch  wohl  widerliche  Agitation  gross.  Das 
zur  Ausführung  des  neuen  Verfassungsartikels  nun  erlassene  Gesetz 
hat  folgenden  Modus  gewählt:  geht  das  Initiativbegehren  auf  Total - 
revision  der  Bundesverfassung,  so  ist  es  ohne  weiteres  zur  Volks- 
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abstimmung  zu  bringen.  Geht  es  auf  Änderung  oder  Aufhebung 
bestimmter  Verfassungsartikel,  ohne  nähere  Formulierung,  so  haben 
die  R3te  binnen  Jahresfrist  sich  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob 
sie  damit  einverstanden  sind  oder  nicht,  und  im  erstem  Falle 
einen  Entwurf  zur  Volksabstimmung  auszuarbeiten,  im  letztem  über 
das  Begehren  die  Volksabstimmung  anzuordnen,  und  wenn  diese 
bejahend  ausfällt,  einen  Entwurf  im  Sinn  des  Volksbeschlusses 
festzustellen  und  dem  Volke  zu  unterbreiten.  Liegt  ein  au^e- 
arbeiteter  Initiativvorschlag  vor,  so  beraten  ihn  die  Räte;  stimmen 
sie  bei,  oder  verwerfen  sie  ihn  schlechtweg,  oder  können  sie  sich 
nicht  einigen,  so  bringen  sie  ihn  zur  Volksabstimmung.  Stellen 
sie  einen  Gegenvorschlag  auf,  so  werden  die  z  Fragen  zur  Volks- 
abstimmung vorgelegt;  Wollt  ihr  den  Revisionsentwurf  der  Initianten 
annehmen?  oder:  Wollt  ihr  den  Revisionsentwurf  der  Bundesver- 
sammlung annehmen?  Der  Stimmberechtigte  kann  beide  Fragen 
verneinen.  Als  angenommen  gilt  dann  der  Entwurf,  welcher  die 
Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  und  die  Mehrheit  der  Stände 
auf  sich  vereinigt  hat.  Mangels  solcher  Mehrheit  ist  also  alles 
abgelehnt.  Sind  in  Bezug  auf  die  nämliche  Verfassungsmaterie 
mehrere  Initiativbegehren  eingereicht  worden,  so  wird  das  zueret 
eingereichte  auch  zuerst  behandelt  und  erledigt,  die  übrigen  dann 
successtve  nach  der  Reihenfolge  ihres  Eingangs  je  nach  Erledigung 
der  früheren. 


II.  Civilrecht. 

1.  Personen-  und  Familienrecht. 

2.  Kreistchreiben  (des  Bundesrats)  an  sämlUche  Kantons- 
regierwngen,  betreffend  die  Eintragung  der  Geburten  m  die  Civä' 
Standsregister.     Vom  12.  April.     (BB.   1892,  II  9.  459.) 

Einschärfung  der  Vorschrift  des  Art.  17  eidgen.  CivÜstauds- 
gesetzes  über  die  (oft  vernachlässigte)  amtliche  Erhebung  der  Rich- 
tigkeit von  Angaben,  die  bei  Geburtsanzeigen  gemacht  werden. 

3.  Zusatz  zu  der  Erkläning  zwischen  der  Schweis  und 
Italien  vom  15./29.  Sovember  1890,  betreffend  die  EhesckUes- 
sang  der  beiderseiligen  Angehörigen-  Vom  U.  März.  (XII 
S.  680  f.) 

Betriflt  zwei  Form  allen  bezüglich  der  auszustellenden  Be- 
scheinigungen. 

4.  Kreisschreiben  (des  Bundesrate)  an  aämüiche  Kaniont- 
regienmgen  betreffend  die  VolUtehung  des  Bundesgesetzes  vom 
25.  Juni  i891  über  die   civUrechtUchen   VerhäÜnisse  der  Nieder- 
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gelassenen  und  Aufenthalter.     Vom  28.  Jani.     (BB.  1892,   IV 
S.  25  ff.) 

Macht  namentlich  darauf  aufmerksam,  dass  die  Art.  19  und 
20  des  B.-G.  auch  für  die  schon  vor  i.  Juli  1892  geschlossenen 
Ehen  und  auch  für  die  an  diesem  Tage  in  ihrem  bürgerlichen 
Heimatkanton  wohnenden  oder  später  dahin  zurückkehrenden  Ehe- 
gatten gelten.  Ferner  wird  als  Endtermin  für  die  Vollziehung  des 
Übergangs  der  Vormundschaftsverwaltungen  vom  Heimatskanton 
auf  den  Wohnsitzkanton  der  i.  Juli  1893  festgesetzt.  Vgl.  übrigens 
dazu  A.  Heusler,  Art.  19  des  B -Ges.  betr.  die  zivilrechtl.  Ver- 
hältnisse u.  s.  w.  in  diesem  Bande  S.   39  fF. 


2.  Sachenrecht. 

5»  Internationale  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums, a.  Übereinkunft  betreffend  das  Verbot  falscher  Hei^kunfts- 
bezeichnungen  auf  WareUy  abgeschlossen  zu  Madrid  den  14.  April 
1891  zwischen  der  Schweiz^  Brasilien^  Spanien^  Frankreich,  Gross- 
britannien,  Guatemala,  Portugal  und  Tunis,  Von  der  Bundes- 
versammlung genehmigt  den  23.  Juni  1891,  iu  Kraft  seit 
15.  Juli  1892.     (XII  S.  1006,  1008  flf.) 

Art.  15  der  Pariser  Konvention  vom  20.  März  1883  (vgl. 
diese  Zeitschr.  N.  F.  Bd.  IV  S.  394)  behält  den  Unionsstaaten 
g^enseitig  das  Recht  vor,  unter  sich  besondere  Abmachungen  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  zu  treffen,  insofern  diese  dem 
Unionsrecht  nicht  zuwiderlaufen.  Die  genannten  Staaten  haben 
nun  ein  solches  SpezialÜbereinkommen  getroffen,  des  Inhalts:  dass 
jedes  Produkt,  das  eine  falsche  Herkunftsbezeichnung  (fausse  in- 
dication  de  provenance)  trägt,  in  welcher  einer  der  Vertragsstaaten 
oder  eine  in  einem  derselben  liegende  Ortschaft  direkt  oder  indirekt 
als  Ursprungs- I^nd  oder  -Ort  angegeben  ist,  auf  Antrag  mit  Beschlag 
belegt  werden  muss  entweder  in  dem  Staate,  wo  die  falsche  Her- 
kunftsbezeichnung angebracht  wurde,  oder  in  dem  Staate,  in  den 
das  Produkt  eingeführt  wird.  An  Stelle  der  Beschlagnahme  an- 
lässlich der  Einfuhr  kann  nach  Massgabe  der  betreffenden  Gesetz- 
gebung ein  Einfuhrverbot  treten.  Die  Beschlagnahme  geschieht  in 
der  von  der  betreffenden  Landesgesetzgebung  vorgeschriebenen 
Form.  Das  schweizerische  Recht  kennt  seit  Erlass  des  Bundes- 
gesetzes vom  26.  September  1890  (vgl.  diese  Zeitschr.  N.  F. 
Bd.  X  S.  379  ff.  bes.  392)  einen  Schutz  gegen  falsche  Herkunfts- 
bezeichnungen.    Die  in  Art.  20    des   Bundesgesetzes   speziell   be- 
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hmefäUe  sind,  in  etwas  weiterer  Fassung^  auch 
des  vorli^eoden  internationalen  ÜbereiDkommens 

tnft  betreffend  die  internationale  Eintragung  der 
ndelsmarken,  abgeschlossen  zu  Mwlrid  den  IS. 
;Aen  der  Schweiz,  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
n,  den  Siedertanäen,  Portugal  und  Tunis.  Von 
liminluiig  genehmigt  den  23.  Jnni  1891,  in 
oli  1892.  (XII  S.  1006,  1015  £F.) 
isbeschluss  über  die  Ausführung  dieses  Übrrein- 

19.  August.  (XII  S.  1063  ff.) 
Übereinkommen  ist  eine  gemäss  Art.  15  der  ge- 
.onvention  zulässige  Spezial Vereinbarung  einzelner 
chon  im  Jahre  1S78  war  auf  dem  nicht  olfiziellen 
:  das  Postulat  angenommen  worden:  es  möchte 
on  Fabrikmarken  zum  Gegenstand  eines  inter- 
inkommens  gemacht  werden,  welchem  zufolge  es 
wenn    der  Besitzer    einer  Marke    diese    in    einem 

um  des  Schutzes  in  allen  übrigen  Vertragsstaaten 
den.  Dieses  Postulat  verwirklicht  die  Madrider 
ler  Weise,  dass  die  Eintragung  einer  Marke  im 
n  Verbindung  mit  ihrer  Eintragung  beim  inter- 
1  in  Bern  den  internationalen  Schutz  verschafft. 
wirkende  Eintragung  geschieht  durch  Vermittlung 
es  Ursprungslandes.  Das  internationale  Bureau 
ihm  vorgenommene  Eintragung  den  beteiligten 
veröffentlicht  die  eingetragenen  Marken  in  seinem 
ier  internationalen  Eintragung  geniesst  die  Marke 
eiligten  Staaten  den  nämlichen  Schutz,  wie  wenn 
at  direkt  hinterlegt  worden  wäre.  Der  Schutz 
Untragung  an  20  Jahre,  es  wäre  denn,  dass  er 
le  Marke  im  Ursprungsland  schon  früher  au%e- 
ch  Erneuerung  der  Eintr^ung  vor  Ablauf  der 
Ier  Schutz  auf  weitere  20  Jahre  verlängert;  sechs 
luf  der  Schutzfrist  erhält  der  Berechtigte  eine 
dienstliche  Anzeige"  (avis  oflScicux).  Die  intei- 
ungsgebühr  betrat  Fr  100,  zu  derselben  tritt 
ebühr  des  Ursprungslandes,  welche  för  die  Schweiz 
auf  Fr.  5  festgesetzt  wurde.  Ausser  den  Ein- 
ie  Behörde  des  Ursprungslandes  auch  Änderungen, 
ziehte,  Übertragungen  eingetragener  Marken  etc. 
■len  Bureau  mit,  vgl.  Art,  5,  g.  Der  citierte 
ISS  setzt  im   einzelnen   das  Verfahren  fest  bczE^- 
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lieh  der  in  def  Schweiz  eingetragenen  Marken,   für  die  der  inter- 
nationale Schutz  beansprucht  wird. 

Den  Mitgliedern  der  Pariser  Union  steht  der  Zutritt  zu  diesen 
beiden  SpezialÜbereinkommen  offen;  dieselben  bilden  Annexe  zu 
jener  und  haben  gleiche  Giltigkeitsdauer  wie  die  Pariser  Kon- 
vention. V.  S. 

An  diesem  Orte  sei  auch  bemerkt,  dass  die  beiden  Ver- 
träge mit  Frankreich  vom  23.  Febr.  1882  betr.  das  littera- 
riache  Urheberrecht  und  den  Patentschutz  (diese  Zeitschr., 
N.  F.  II  S.  393  Nr.  23  und  24)  mit  dem  1.  Februar  1892 
ausser  Kraft  getreten  sind.  In  der  amtlichen  Gesetzsamm- 
lung hat  das  keine  Erwähnung  gefunden,  nur  beiläufig  ist 
darauf  hingewiesen  im  BB.   1892,  II  S.  8^9  und  891. 

7.  BundesraisbescMuss   betreffend  teilweise   Abänderung   der 

Verordnung  vom  11.  August  1891  über  die  Bannbezirke  für  das 

Hochwild   und   Aufhebung    eines    sachbezüglichen    Bundesratsbe- 

schlusses   vopi   8.    September    1891.      Vom    5.    August.     (XII 

8.  1001  fif.) 

Betrifft  die  Abgrenzung  des  Jagdbannbezirkes  Rotstöcke  in 
Uri  und  Unterwaiden  und  der  Freiburger  und  Waadtländer  Bann- 
bezirke Diablerets. 

8»  Zusatzerklärung  zur  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Framkreich  vom  28,  Dezember  1880  betreffend  Regelung 
der  Fischerei  m  den  Grenzgewässem  behufs  Unterdrückun'i  der 
Fischereivergehen.  Abgeschlossen  am  30.  Juli  1891.  Ratifi- 
ziert von  der  Schweiz  am  7.  September  1891,  von  Frankreich 
am  26.  November  1892.  In  Kraft  seit  1.  Januar  1893.  (XIII 
8.  220  ff.) 

Jeder  der  beiden  Staaten  verspricht  seine  Angehörigen  für 
die  auf  dem  Gebiete  des  andern  begangenen  Fischereivergehen, 
wenn  sie  dort  nicht  schon  abgeurteilt  worden  sind,  nach  den  Ge- 
setzen seines  Landes  gerichtlich  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen. 
Gegenseitige  Mitteilung  der  Vergehen  und  Anhängigmachung  bei 
den  kompetenten  Behörden.  Der  aburteilende  Staat  bezieht  die 
Busse  allein  Die  Fischereiaufseher  jedes  Landes  sind  befugt,  die 
Delinquenten  bis  auf  5  km.  über  die  Grenze  zu  verfolgen,  aber 
nicht  in  Häuser  und  Einfriedungen  einzudringen,  ohne  von  einem 
dazu  berechtigten  Beamten  der  Lokalpolizei  begleitet  zu  sein. 


3.  Obligationenrecht. 

9.  Bundesgesetz  betreffend  die  Patenttaxen  der  Handelsreisen- 
den.    Vom  24.  Juni.     (XIII  S.  43  ff.) 

Zeitsebr.  für  Schwrizorisches  Recht.     Xcue  FoI<^e  XII.  22 
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Die  Befreiung  der  für  Rechnung  inländischer  Handlungshäuser 
Bestellungen  aufnehmenden  Reisenden  von  Patenttaxen  wurde  von 
dem  Handelsstande  schon  längst  aus  dem  Grunde  gefordert,  weil 
sie  den  ausländischen  Reisenden  durch  die  Handelsverträge  zuge- 
sichert sei  und  die  Schweizer  im  eigenen  Lande  nicht  schlechter 
gestellt  sein  dürfen  als  die  Fremden.  Dieser  Schluss  ist  doch 
nicht  ganz  zutreffend,  denn  solche  Befreiung  von  Ausländern  bildet 
das  Äquivalent  gegen  Vorteile,  die  in  den  Staatsverträgen  zu 
Gunsten  des  Inlandes  erlangt  werden  und  sonst  vielleicht  nicht 
erhältlich  wären;  daher  lässt  man  sie  sich  gefallen,  braucht  aber 
deswegen  den  Inländern  nicht  gleichen  Vorteil  zu  gewähren.  Ein 
darauf  gerichtetes  Bundesgesetz  vom  ii.  Dezember  1883  war 
denn  auch  infolge  Referendums  durch  das  Volk  am  11.  Mai  1884 
verworfen  worden.  Jetzt  ist  diese  Befreiung  in  etwas  beschränk- 
terem Umfang  durch  das  vorliegende  Bundesgesetz  ausgesprochen, 
nämlich  nur  für  die  Grossreisenden,  d.  h.  für  „die  Handelsreisen- 
den, die  für  Rechnung  eines  inländischen  Hauses  die  Schweiz 
bereisen  und  dabei  ausschliesslich  mit  Geschäftsleuten  in  Verkehr 
treten,  welche  den  betreffenden  Handelsartikel  wiederverkaufen 
oder  in  ihrem  Gewerbe  verwenden,  sofern  sie  keine  Waaren  mit 
sich  führen.*  Für  die  Detailreisenden,  die  nicht  blos  Gewerbs- 
leute besuchen,  wird  eine  für  die  ganze  Schweiz  gültige  einheit- 
liche Patenttaxe  von  150  Fr.  per  Jahr  und  Fr.  100  per  Halbjahr 
festgesetzt.  Voraussetzung  ist  aber  auch  hier,  dass  sie  nicht 
Waaren  mit  sich  führen,  denn  dann  fallen  sie  unter  das  kantonale 
Hausiergesetz.  Reisende  auswärtiger  Häuser  geniessen  gleiches 
Recht  nur  auf  Grund  Staats  Vertrages.  Die  Reisenden  haben  eine 
Ausweiskarte  zu  lösen,  und  zwar  im  Kanton  des  Geschäftssitzes. 
Auf  Zuwiderhandeln  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ist 
Geldbusse  bis  auf  1000  Fr.  gesetzt,  welche  durch  die  Strafbehörden 
des  Kantons,  in  welchem  die  Übertretung  erfolgt,  verhängt  wird 
und  dem  Kanton  zufällt. 

Die  Kompetenz  zu  Erlass  dieses  Gesetzes  entnimmt  der  Bund 
dem  Grundsatz  der  in  der  Bundesverfassung  gewährleisteten  Han- 
dels- und  Gewerbefreiheit.  Vgl.  übrigens  die  Botschaft  des  Bundes- 
rats vom  29.  Mai  1891  nebst  Beilagen,  im  BB.  1891,  III 
S.   I   ff.     Ein 

10»  BundesratsbescMuss  betreffend  die  Patenttaxen  der  Han- 
delsreisenden.    Vom  1.  November.     (XIII  S.  48  ff.) 

erklärt  das  Gesetz  auf  i.  Januar  1893  in  Kraft,  weist  die 
Kantone  an,  bis  Ende  November  1892  die  zu  Verabfolgung  der  Aus- 
weiskarten ermächtigten  Amtsstellen  zu  bezeichnen,  giebt  Formu- 
lare für  die  auszustellenden  Ausweiskarten,  schreibt  vor,  dass  die 
betr.  Amtsstellen  ein  monatlich  abzuschliessendes  Verzeichnis  ihrer 
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Bewilligungen  führen  sollen,  das  durch  Vermittlung  der  kantonalen 
(Zentralstellen  an  die  Handelsabteilung  des  eidg.  Departements  des 
Auswärtigen  behufs  der  Abrechnung  einzusenden  ist,  und  giebt 
auch  hiefür  ein  Abrechnungsformular. 

11«  Voüziehungsverordnung  (des  Bundesrats)  betreffend  Kon- 
troUerung  und  Garantie  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Süber- 
wctren.     Vom  15.  November.     (XIII  S.  146  ff.) 

12.  Instruktionen  (des  schweizer.  Departements  des  Aus- 
wärtigen) für  die  Kontrolämter  für  Gold-  und  Säberwaren,  Vom 
21.  November.     (BB.  1892,  V  S.  898  flF.) 

13«  Handels'  und  ZoUvertrag  zioüchen  der  Schweiz  und  dem 
Deutschen  Reiche.  Abgeschlossen  am  10.  Dezember  1891. 
Batifiziert  von  Deutschland  am  27.  Januar,  von  der  Schweiz 
am  28.  Januar  1892*  In  Kraft  seit  1.  Februar.  (XII 
S.  505  ff.) 

Gegenseitige  Zusicherung  der  Behandlung  auf  dem  Fusse  der 
meistbegünstigten  Nation  in  Beziehung  auf  Eingangs-  und  Aus- 
gangsabgaben. Sodann  (und  das  war  die  Hauptsache)  wechsel- 
seitige Reduktionen  der  beiderseitigen  Zolltarife  in  Bezug  auf  ge- 
wisse (in  Anlage  A  und  B  bezeichnete)  Gegenstände.  Freiheit 
von  Durchfuhrabgaben.  Vergünstigungen  für  den  Verkehr  zum 
Zwecke  der  Veredelung  von  Waren.  Innere  Abgaben  auf  Her- 
vorbringung, Zubereitung  und  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  dürfen 
Ejrzeugnisse  des  andern  Teiles  nicht  mehr  belasten  als  die  des 
eigenen  Landes.  Gegenseitige  Zulassung  von  Handlungsreisenden 
zur  Aufnahme  von  Bestellungen  ohne  weitere  Abgabe.  Der  Ver- 
trag gilt  bis  31.  Dezember  1903;  wenn  er  12  Monate  vorher  auf 
diesen  Tag  nicht  gekündet  wird,  so  dauert  er  fort  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  er  gekündigt 
wird. 

Hiezu  noch 

14'  Deklaration  betreffend  einen  Zusatz  zum  Handels-  und 
ZoUvertrag.     Vom  4.  Mai.     (XII  S.  869.) 

15»  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich- 
Ungarn.  Abgeschlossen  am  10.  Dezember  1891,  ratifiziert 
von  Österreich-Ungarn  am  25.  Januar^  von  der  Schweiz  am 
28.  Januar  1892.    In  Kraft  seit  1.  Februar.    (XII  S.  564  ff.) 

Im  Wesentlichen  gleichen  Inhalts  wie  Nr.  13.  Ebenso 
auch  der 

16.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Italien.  Ab- 
geschlossen den  19.  April,  ratifiziert  von  der  Schweiz  den 
14.  Juni.     (XII  S.  928  ff.) 

17»  Übereinkunft  betreffend  Verlängerung  des  in  Kraft  be- 
stehenden Handelsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien. 
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System  bloss  beschränkte  Quoten  des  erlittenen  Schadens  ersetzt 
werden,  allerdings  mit  dem  Korrektiv  eines  Versicherungssystems 
durch  Deklaration  und  Frachtzuschläge.  Bei  der  Möglichkeit  nun, 
dass  der  Beschädigte  sowohl  durch  den  Absender  an  der  Absende* 
Station,  als  durch  den  Adressaten  an  der  Ankunftsstation  seine 
Ansprüche  geltend  machen  konnte,  mussten  unleidliche  Ungleich- 
heiten und  grosse  Rechtsunsicherheit  entstehen. 

Zwar  hatten  schon  seit  längerer  Zeit  die  Eisenbahnen  unter 
sich  durch  Aufstellung  internationaler  Reglements  eine  Abhilfe  er- 
strebt. Die  Bestimmungen  dieser  Eisenbahnverbände  wurden,  da 
sie  in  den  Tarifen  enthalten  waren  und  in  dem,  für  die  ganze 
Strecke  massgebenden  (durchgehenden)  Frachtbriefe  auf  dieselben 
Bezug  genommen  ist,  für  jeden  einzelnen  Speditionsfall  zur  lex 
contractus.  Namentlich  war  die  einheitliche  Normierung  der  Fracht- 
bedingungen seitens  der  deutschen  und  Österreichischen  Eisenbahnen 
ein  wesentlicher  Schritt  in  dieser  Richtung.  Allein  in  zwei  Rich- 
tungen genügten  diese  Anfänge  nicht: 

Einmal  war  der  Kreis  ihrer  Wirksamkeit  ein  zu  enger,  und 
dann  war  eine  festere  Gestaltung  der  Rechtsgrundsätze,  nach 
denen  'der  Verkehr  sich  zu  richten  hat,  dringend  notwendig  ge- 
worden 

Diese  Rücksicfiten  bewirkten,  dass  die  erwähnte  Anregung 
bei  den  Bundesbehörden  Beachtung  fand,  und  dass  auf  Einladung 
derselben  sich  zu  drei  Malen,  in  den  Jahren  1878,  1881,  1886, 
die  Vertreter  der  Regierungen  Deutschlands,  Frankreichs,  Öster- 
reich-Ungarns, Italiens*,  Belgiens,  Luxemburgs,  dei  Niederlande, 
der  Schweiz,  Russlands,  in  Bern  auf  Grund  eines  schweizerischen 
und  eines  deutschen  Entwurfs  sich  zu  eingehenden  Beratungen 
versammelten  und  unterm  14.  Oktober  1890  ein  internationales 
Übereinkommen  zu  Stande  brachten,  das  nunmehr  von  den  ein- 
zelnen Staaten  ihren  gesetzgebenden  Organen  vorgelegt  wurde. 
Die  Ratifikation  dieser  Organe  erfolgte  successiv  (für  die  Schweiz 
am  10./17.  April  1891),  so  dass  auf  i  Januar  laufenden  Jahres 
dies  Übereinkommen  als  ein  Gesetz  in  allen  Vertragsstaaten  in 
Kraft  treten  konnte. 

Es  war  natürlich,  dass  der  schweizerische  Entwurf  sich  eng 
an  das  damals  ganz  neue  eidgen.  Transportgesetz  vom  20.  März 
1875  anlehnte,  ^^^  ®s  darf  gesagt  werden,  dass  sich  dies  Gesetz, 
das  in  mehreren  Punkten  eine  strengere  Haftbarkeit  annimmt  und 
also  eine  Vermittlung  des  deutschen  und  des  französischen  Stand- 
punktes einnimmt,  in  besonderer  Weise  dazu  eignete,  einer  inter- 
nationalen Konvention  zur  Grundlage  zu  dienen,  wie  dies  auch 
Dr.  Th.  Gersiner  (internat.  Eis.  B.  Frachtrecht  Seite  14)  ausdrück- 
lich anerkennt. 
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Dieses  Übereinkommen  enthält  nun  in  60  Artikeln  eine  um- 
fassende Normierung  der  in  Rede  stehenden  Materie. 

Dass  das  Geltungsgebiet  desselben  nur  die  vorhin  genannten 
Staaten  (mit  Einschluss  des  Fürstentums  Lichtenstein)  und  nicht 
sämtliche  Länder  des  europäischen  Festlandes  umfasst,  mag  weniger 
bedauert  werden,  indem  gegründete  Hoffnung  besteht,  dass  all- 
mälig  der  Anschluss  der  noch  fehlenden  Glieder  erfolgen  wird; 
mehr  jedoch  wird  es  namentlich  der  schweizerische  Handelsstand, 
der  mit  England  in  so  regem  Verkehr  steht,  empfinden,  dass  der 
kurze  Seetiansport  und  die  besondern  Verhältnisse  Grossbritanniens 
den  Beitritt  dieses  so  wichtigen  Gebiets  ausschlössen.  Wir  hören, 
dass  Belgien,  der  am  englischen  Verkehr  hauptbeteiligte  Festlands- 
staat, Anstrengungen  macht,  um  auf  dem  Verbandwege  mit  den 
englischen  Bahnen  einen  thatsächlichen  Anschluss  der  englischen 
Bahnen  herbeizuführen.  Bemerkt  mag  werden,  dass.  ein  Beitritt 
Englands  wesentliche  Änderungen  der  Übereinkunft  nicht  erfordern 
würde,  weil  in  derselben  eine  ununterbrochene  Schienen  verbin  düng 
nicht  zur  Bedingung  gemacht  ist. 

Was  nun  den  Inhalt  der  Vereinbarung  betrifft,  so  greifen 
wir  die  wichtigeren,  und  namentlich  die  von  unserm  heimatlichen 
Transportrecht  abweichenden  Bestimmungen  heraus. 

Art.  I .  Gegenstand  der  Vereinbarung  sind  die  internationalen 
Gütersendungen,  während  der  Personen«  und  Reisegepäckverkehr, 
sowie  der  interne  Verkehr  jedes  der  Vertragsländer  von  dem 
Übereinkommen  nicht  berührt  werden,  sondern  den  internen  Ge- 
setzen über  den  Transport  auf  EisenbahneA  nach  wie  vor  unter- 
liegen. Die  Bahnen,  auf  welche  das  Übereinkommen  sich  bezieht, 
sind  in  einer  besondern  Liste  zusammengestellt.  Es  war  dies 
nötig,  weil  die  einzelnen  Staaten  fanden,  dass  einige  ihrer  Bahnen 
sich  infolge  ihrer  Bauart,  ihrer  finanziellen  Lage  oder  ihrer  rein 
internen  Bedeutung  zur  Teilnahme  an  internationalen  Transporten 
überhaupt  nicht  eignen.  Neue  Bahnen  können  jederzeit  duii:h 
einfache  Anmeldung  sich  anschliessen  (Art.  58). 

Die  Art.  2  und  3  stellen  die  Kategorien  von  Gütern  fest, 
auf  welche  ausnahmsweise:  infolge  des  Postzwangs,  infolge  ihrer 
Beschaffenheit  oder  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  die 
Bestimmungen  des  Übereinkommens  nicht  oder  nur  bedingt  An- 
wendung finden,  die  also  von  dem  Transport  auf  Grund  dieser 
Bestimmungen  ausgeschlossen  sind.  Auf  diesem  Punkt  fand  man 
jedoch  für  nötig,  dem  besondern  Bedürfnis  und  Willen  der  ein- 
zelnen Staaten  entgegenzukommen:  es  können  zwei  und  mehr 
Vereinsstaaten  unter  sich  leichtere  Bedingungen  in  Zulassung  solcher 
besonders  wertvoller  oder  gefährlicher  Güter  aufstellen,  als  das 
Übereinkommen  sie  feststellt  (§  2  der  Ausführungsbestimmungen). 
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Nach  Art.  4  sind  alle  Vorschriften  des  Übereinkommens 
zwingenden  Rechts,  indem  weder  die  Bahnverbände  noch  die 
einzelnen  Eisenbahnen  in  ihren  Tarifen  abweichende  Bedingungen 
festsetzen  können,  sofern  diese  Tarife  auf  den  internationalen 
Transport  Anwendung  finden  sollen.  Weder  zu  Lasten  noch  zu 
Gunsten  des  Publikums  darf  von  diesen  Bestimmungen  abgewichen 
werden,  mit  Ausnahme  der  Lieferfristen,  die  als  Maxima  und  nicht 
als  fixa  festgestellt  sind  (Art.  14  und  §  6  der  Ausführungsbestim- 
mungen) und  bei  denen  also  eine  Verkürzung  wohl  vereinbart 
werden  kann. 

Art.  6  enthält  die  Bestimmungen  über  den  Inhalt  des  inter- 
nationalen Frachtbriefs,  der  für  jede  Sendung  obligatorisch  ist  und 
keine  andern  Erklärungen  oder  Beilagen  enthalten  darf,  als  die 
im  Übereinkommen  vorgeschriebenen.  In  diesem  Frachtbrief  ist 
vom  Absender  der  Transportweg  genau  anzugeben,  sowie  die 
Station,  auf  welcher  die  Zollabfertigung  stattfinden  soll;  widrigen- 
falls  die  Bahn  ermächtigt  ist,  den  Weg  zu  wählen,  der  ihr  im 
Interesse  des  Absenders  der  zweckmässigste  erscheint.  Nur  wenn 
Fracht  und  Lieferzeit  des  vorgeschriebenen  Weges  nicht  über- 
schritten werden,  darf  die  Bahn  einen  andern  als  den  vorgeschrie- 
benen Weg  einschlagen. 

Eigentümlich  ist  dhs  jedem  Frachtbrief  beigegebene  Duplikat, 
dessen  Besitz  den  Absender  allein  zur  Verfügung  über  das  Gut 
nach  erfolgter  Aufgabe  desselben  in  Stand  setzt;  d.  h.  er  muss 
mit  diesem  Duplikat  versehen  sein,  um  das  Gut  zurück  zu  ziehen, 
es  unterwegs  anzuhalten  oder  an  einen  andern  als  den  bezeich- 
neten Empfänger  abliefern  zu  lassen  (Art.  18).  Dies  Duplikat 
dient  als  Bescheinigung  für  Empfang  des  Frachtguts,  indem  es 
dem  Absender  mit  dem  Stempel  des  Aufgabedatums  versehen  zu- 
rück gegeben  wird  (Art.  8). 

Art.  7.  Eine  ganz  besondere  Sorgfalt  und  Strenge  legt  die 
Übereinkunft  an  den  Tag  in  Betreff  der  Haftbarkeit  des  Absenders 
für  die  Richtigkeit  aller  Angaben  des  Frachtbriefs.  Nicht  nur  hat 
die  Bahn  jederzeit  und  überall  das  Recht,  diese  Richtigkeit  durch 
Vergleichung  mit  der  Ware  selbst  zu  prüfen,  sondern  der  Absender 
verfällt  im  Fall  von  Unrichtigkeiten  neben  seiner  Haftbarkeit  für 
alle  Folgen  noch  in  empfindliche  Geldstrafen. 

Art.  10.  In  Betreff  der  zoll-  und  steueramtlichen  Behand- 
lung soll  der  Empfänger  das  Recht  haben,  solche  selbst  zu  be- 
sorgen, und  die  im  schweizerischen  Transportgesetz  den  Bahnen 
vorgeschriebene  Belehrung  über  die  Zollformalitäten  fällt  als  un- 
ausführbar weg. 

Art.  II  statuiert  die  allgemeine  Verbindlichkeit  der  Tarife. 
Jedes  Privatabkommen,  das  Tarifermässigungen  bezweckt,    ist  ver- 
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boten :  solche  müssen  veröffentlicht  sein  und  Jedermann  in  gleicher 
Weise  zu  Gute  kommen. 

Art.  13.  Als  Maximum  der  Nachnahme  ist  ein  Betrag  von 
Fr.  2000.  —  per  Sendung  festgesetzt,  jedoch  ist  jede  Nachnahme 
erst  nach  Eingang  des  Betrages  vom  Empfänger  zahlbar. 

Art«  14.  Aus  dem  Kapitel  der  Lieferfristen  ist  als  eine, 
dem  Handelsstand  sicherlich  willkommene  Neuerung  zu  erwähnen, 
dass  die  sog.  Expeditionsfristen  nur  einmal  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  vom  Transport  durchlaufenen  bahnverwaltungsgebietc 
berechnet  werden,  und  dass  da,  wo  die  Bahn  im  Fall  ist,  wegen 
ausserordentlicher  Ver umständungen  die  ihr  gestatteten  Zuschlags- 
fristen zu  der  normalen  Lieferfrist  in  Anspruch  zu  nehmen,  sie 
auf  dem  Frachtbrief  Ursache  und  Dauer  dieses  Zuschlags  angeben 
soll  Wer  weiss,  wie  sehr  oft  französische  Bahnen,  gestützt  auf 
ihre  Reglements,  die  normal  nur  24  Stunden  dauernden  Eilgut- 
transporte von  den  Seehäfen  nach  Basel  durch  eine  Reihe  einge 
schobener  Expeditions-  und  Zuschlagsfristen  verlängern  konnten, 
wird  diese  Bestimmung  sehr  begrüssen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  dem  schweizerischen 
Transportgesetz  (Art.  16)  findet  sich  in  der  Normierung  des  Ver- 
fügungsrechts des  Absenders  über  das  abgesandte  Gut.  Bekannt- 
lich stellt  das  Schweiz.  Recht  in  einer  originellen,  ihm  allein  eigenen 
Weise,  es  dem  Absender  anheim,  dieses  Verfügungsrecht  so  oder 
so  zu  begrenzen,  je  nachdem  er  im  Frachtbrief  erklärt,  das  Gut 
reise  auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Absenders  oder  des  Em- 
pfängers. Nur  wenn  er  ersteres  erklärt,  steht  ihm  nach  Absendung 
der  Ware  noch  während  des  Transports  eine  Verfügung  darüber  zu. 

Die  Übereinkunft  (Art  15)  spricht  dem  Absender  das  aus- 
schliessliche Recht  zu,  während  des  Transports  über  das  Gut  zu 
disponieren  (und  zwar  durch  Vermittlung  der  Absendestation),  so 
lange  noch  nicht  der  Frachtbriei*  dem  Adressaten  übergeben  ist. 
Von  diesem  Moment  an  verfügt  der  Letztere. 

Wieder  anders  ist  die  Aktiv-Legitimation  zur  Klage  wegen 
Verlust,  Havarie  und  Verspätung  bestimmt  (Art.  26).  Die  Klage 
steht  dem  Absender  ausschliesslich  zu,  so  lange  das  Gut  noch 
nicht  am  Bestimmungsort  angekommen  ist.  Nach  der  Ankunft 
ist  der  Adressat  klagberechtigt  (Art.  16,  Abs.  2),  und  zwar  aus- 
schliesslich er,  falls  ihm  der  Frachtbrief  übergeben  ist  (Art.  15, 
Abs.  4);  ist  dies  noch  nicht  erfolgt,  so  kann  der  Absender  noch 
entgegenstehende  Verfügungen  treffen. 

In  allen  Fällen  der  Verfügung  wie  der  Klage  ist  der  Besitz 
des  Frachtbriefdoppels  unerlässlich,  es  sei  denn,  dass  der  Adressat 
den  Absender,  welcher  das  Duplikat  nicht  vorzuzeigen  vermag, 
zur  Geltendmachung  der  Klage  ermächtige. 
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In  Betreff  der  Passiv-Legitimation  (Art.  2y)  wird  die  Solidari- 
tät samtlicher  am  Transport  beteiligter  Bahnen  statuiert,  aber  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  dem  Kläger  nur  die  Wahl  zwischen  der 
Aufgabebahn,  der  abliefernden  Bahn  und  der  fehl  baren  Bahn  frei 
gelassen,  wie  in  unserm  bisherigen  internen  Recht. 

Besonders  wichtig  sind  die  Bestimmungen,  welche  die  Haft- 
pflicht der  Bahnen  normieren.  Durch  Einfachheit  zeichnen  sich 
dieselben  nicht  aus,  vielmehr  tragen  sie  deutlich  den  Charakter 
des  Kompromisses  zwischen  dem  französischen  und  dem  deutschen 
System  an  der  Stirne.  Das  deutsche  System  der  Mjiximalent- 
schädigungssätze  und  der  Versicherungsnormen  stiess  hier  mit  dem 
französischen  Prinzip  des  umfassenden  Dommage-interet  zusammen. 
Dass  eine  Einigung  zu  Stande  kam,  ist  dem  Entgegenkommen  der 
Deutschen  zu  danken,  welche  schon  in  ihrem  Entwurf  die  Maximal- 
sätze aufgegeben  hatten.  So  kam  •  man  zu  folgenden  Normen : 
Ausser  den  Fällen  von  Arglist  oder  grober  Fahrlässigkeit,  in  welchen 
(Art.  41)  der  volle  Schaden  ersetzt  werden  muss,  wird  der  Ver- 
lust oder  die  Beschädigung  der  Ware  nach  dem  gemeinen  Handels- 
wert zur  Zeit  und  am  Ort  der  Absendung  ersetzt,  nebst  Auslagen 
für  Fracht,  Zölle  etc.  —  also  nicht,  wie  im  schweizerischen  Gesetz, 
nach  dem  Wert  am  Ablieferungsort  (Art.  43). 

Doch  iot  eine  Ausnahme  Zu  Gunsten  der  Bahn,  und  eine 
solche  zu  Gunsten  des  Publikums  vorgesehen: 

Zu  Gunsten  der  Bahn  (Art.  35),  insofern  sie  Spezialtarife 
aufstellen  kann,  die  eine  Preisermässigung  für  den  ganzen  Trans- 
port gegenüber  den  gewöhnlichen  Tarifen  jeder  Bahn  gewähren, 
in  welchem  Fall  dann  für  Verlust  und  Havarie  ein  Maximalbetrag 
für  den  zu  ersetzenden  Schaden  festgesetzt  werden  darf. 

Zu  Gunsten  des  Publikums  (Art.  38),  indem  der  Absender 
die  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  durch  Ansetzung 
einer  beliebigen  Summe  im  Frachtbrief  vornehmen  kann,  wofür  er 
einen  Frachtzuschlag  als  Versicherung  entrichtet.  In  diesem  Fall 
kann  ihm,  ausser  der  Entschädigung  des  Werts  bei  Absendung, 
ein  weiterer  Schadenersatz  bis  zur  Höhe  der  deklarierten  Summe 
bezahlt  werden,  aber  —  und  nun  kommt  die  bedeutende  Ab- 
schwächung  dieser  neuen  Art .  von  Versicherung  —  er  muss  vorher 
das  Vorhandensein  und  die  Höhe  dieses  weitern  Schadens  nach- 
weisen. Bei  verspäteter  Lieferung  (Art.  39.  40)  wird  je  nach  der 
Dauer  der  Verspätung  Yio  bis  ^lo  des  Frachtbetrags  vergütet; 
ein  Mehreres  bis  in  Höhe  der  ganzen  Fracht  nur,  wenn  der  Nach- 
weis weitern  Schadens  erbracht  ist.  Aber  auch  hier  wirkt  die 
erwähnte  Deklaration  des  Interesses  günstig:  man  erhält  doppelt 
so  viel  als  bei  un deklarierter  Sendung,  ja  man  wird,  falls  man 
weiteien  Schaden   beweisen  kann,    über  den  Betrag  der  gesamten 
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Fracht  hinaus  entschädigt,  mit  andern  Worten :  bei  nicht  deklarierter 
(nicht  versicherter)  Sendung  herrscht  das  deutsche  System  der 
beschränkten  Entschädigung,  während  bei  Interesse-Deklaration, 
resp.  Versicherung,  das  französische  System  der  unbeschränkten 
Haftbarkeit  für  allen  erweislichen  Schaden  zur  Anwendung  kommt, 
und  also  die  Franzosen  fakultativ  um  den  Preis  eines  Frachtzuschlags 
ihre  bisherige  Praxis  in  der  Haftpflichtsfrage  sich  gewahrt  haben. 
In  allen  Fällen  bildet  indess  der  deklarierte  Betrag  des  Interesses 
die  Grenze  (Art.  40  a.  Ende). 

Aus  den  Bestimmungen,  welche  das  Rechtsverhältnis  der 
Bahnen  unter  sich  feststellen,  heben  wir  hervor  das  Verbot  der 
Arrestierung  oder  Pfändung  der  Forderungen,  welche  den  Bahnen 
aus  dem  internationalen  Transport  unter  einander  zustehen  (Art  23), 
ausser  auf  Grund  eines  Urteils  der  Gerichte  des  Staats,  dem  die 
forderungsberechtigte  Bahn  selbst  angehört;  das  gleiche  Verbot  be- 
zieht sich  auf  das  Rollmaterial  und  die  beweglichen  Gegenstände 
einer  Bahn  in  einem  andern  Staate  der  Vertragsländer. 

Das  RückgrifFsverfahren  ist  in  der  Weise  geordnet,  dass  eine 
Solidarhaft  mehrerer  am  Transport  beteiligter  Bahnen  für  den 
Rückgriff  ausgeschlossen  ist  (Art  40);  auch  soll  das  Rückgriffs- 
verfahren der  Bahnen  unter  sich  mit  dem  Entschädigungsverfahren 
(also  dem  Prozess  des  geschädigten  Empfängers  oder  Absenders 
gegen  die  Bahn)  nicht  verbunden  werden  (Art.  52).  Selbstver- 
ständlich bildet  die  Vollstreckbarkeit  der  Urteile  im  Gebiet  sämt- 
licher Vertragsstaaten  ohne  materielle  Prüfung  ihres  Inhalts  einen 
Hauptsatz  der  Übereinkunft  (Art.  56). 

Art.  57  sieht  die  Bestellung  eines  Centralamts  für  den  inter- 
nationalen Transport  vor,  welches  nun  bereits  unter  dem  Präsidium 
des  Hrn.  alt  B.-R.  Numa  Droz  in  Bern  funktioniert.  Es  dient 
als  vermittelnde .  und  verbindende  Stelle  im  Dienste  des  Verkehrs 
der  Vereinsstaaten  unter  einander,  analog  den  bereits  in  Bern  be- 
stehenden Central-Ämtern  für  die  Postkonvention  u.  A.  Gemäss 
Art.  60  ist  das  Übereinkommen  auf  3  Jahre,  also  bis  i.  Januar 
1896  verbindlich,  gilt  aber  mangels  einjähriger  Kündigung  auf  3 
weitere  Jahre  verlängert. 

Als  Beilagen  und  Nebenbestimmungen  des  Hauptvertrags  sind  zu 
nennen,  ausser  der  umfangreichen  Liste  sämtlicher  beteiligter  Bahnen: 
I.  Das  Reglement  betreffend  die  Einrichtung  eines  Centralamts 
(Xin  S.   113  ff.)0 


*)  Hiezu  auch:  Verorduung  des  Bundesrates  betreffend  das  schieds- 
richterliche Verfahren  in  den  vor  das  Centralamt  für  den  internationalen 
Transport  gebrachten  Streitfällen.  Vom  29.  November.  (B.-BL  1892,  V 
S.  554.) 
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2.  Die  Ausfühningsbestimmungen  zum  Übereinkommen,  welches 
die  Liste  der  ausgeschlossenen  Gegenstände,  Regulative  zu 
Art.  6  (Frachtbrief),  zu  Art.  7  (Stiafbestimmungen),  zu 
Art.  13  (Nachnahmebetrag),  zu  Art.  14  (Lieferfristen),  zu 
Art.  32  (Gewichtsverluste),  zu  Art.  38  (Frachtzuschlag  bei 
Interessedeklaration),  zu  Art.  48  (Verteilung  der  Lieferfrist) 
u.  a.  enthält,  und  denen  die  Formulare  und  die  Bedingungen 
der  Annahme  von  Gegenständen  besonderer  Natur  beigegeben 
sind  (Xm  S.   1 1 6  ff.). 

3.  Das  Schlussprotokoll  vom  14.  Okt.  1890  betrefifend  die  In- 
kraftsetzung der  Übereinkunft. 

Im  Grossen  und  Ganzen  schliesst  sich  diese  Übereinkunft 
unserm  geltenden  Schweiz.  Transportgesetz,  mit  Ausnahme  der 
namhaft  gemachten  Differenzen,  so  nahe  an,  dass  deren  Durch- 
führung für  den  Schweiz.  Handels-  und  Richterstand  nicht  die 
mindeste  Schwierigkeit  haben  wird.  Dadurch,  dass  sie  die  internen 
Transporte  dem  internen  Recht  überlassen  und  sich  auch  sonst 
auf  das  nötigste  beschränkt  hat,  wird  auch  ihre  Durchführung 
wohl  nur  als  eine  Verkehrserleichterung  empfunden  werden.  Nicht 
zu  unterschätzen  ist  aber  auch  ihre  Bedeutung  als  eines  wesent- 
lichen Schrittes  in  der  Richtung  der  Verwirklichung  internationaler 
Rechtseinheit  auf  einem  Gebiete,  wo  der  Partikularismus  in  der 
That  keine  Existenzberechtigung  hat. 

Es  hat  bereits  auch  dies  internationale  Frachtrecht  seinen 
Einfluss  auf  die  internen  Frachtrechte  auszuüben  begonnen.  Schon 
vor  der  definitiven  Genehmigung  desselben  hat  eine  Reihe  von 
Staaten  dessen  Bestimmungen  in  ihre  Landestransportgesetze  in 
weiterm  oder  engerm  Umfang  aufgenommen.  Wir  entnehmen  dem 
genannten  Werk  von  Gerstner  folgende  Angaben  (^S.  85): 

Das  italienische  Handelsgesetzbuch  (i.  Jan.  1883)  ^^^  das 
italienische  Eisenbahngesetz  vom  27.  April  1885  haben  ihre  Be- 
stimmungen wesentlich  der  Übereinkunft  angepasst.  In  noch 
höherem  Masse  das  russische  Eisenbahngesetz  vom  12.  Juni  1885. 
Das  französische  Gesetz  vom  11.  Aprü  1888,  welches  die  Art.  105 
und  106  des  C.  C.  abändert,  ist  von  den  Art.  44  und  45  der 
Übereinkunft  beeinflusst.  Das  belgische  Gesetz  vom  25.  Aug. 
1891  über  Revision  des  C.  C.  betreffend  Transportvertrag  ent- 
hält vielfache  Annäherungen.  Möglichst  genau  ist  die  neue  deutsche 
Verkehrsordnung  vom  15.  Novbr.  1892  dem  internationalen  Recht 
angepasst,  und  ebenso  —  in  einigen  Einzelheiten  noch  enger  — 
das  neue  österreichisch-ungarische  Betriebsreglement. 

Unser  Schweiz.  Eisenbahn  verband  hat  in  einem  I.  Nachtrag 
zum  Transport-Reglement  vom  i.Juli  1876  (vom  Bundesrate  ge- 
nehmigt den  2.  Dezember;  XIII  S.  194  ff.)  die  Übereinkunft  nebst 
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4.  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht.  Das  zu  Bern  am  14. 
Oktober  1890  abgeschlossene  internationale  Übereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  in  systematischer  Darstellung 
erläutert  von  Dr.  Theodor  Gerstner,  Mitglied  der  deutschen 
Delegation  bei  den  Berner  Konferenzen.  Berlin.  Franz  Vahlen. 
1893.     618  Seiten. 

5.  Das  internationale  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  14.  Oktober  1890  erläutert  mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  Materialien  von  Dr.  G.  Eger.  i.  und 
2.  Heft.    Berlin.    C.  Heymann.     1893. 

6.  Das  internationale  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn  fr  acht- 
verkehr. Textausgabe  mit  Anmerkungen.  Von  Dr.  G.  Eger. 
Breslau.   J.  M.  Kern.     1893.    206  Seiten. 

Dr.  H.  Christ. 

22*  Verordnung  (des  Bundesrats)  über  das  Territorial- 
und  Etappenwesen  und  über  den  Kriegsbeirieb  der  Eisenbahnen 
bei  einer  allgemeinen  Truppenaufstellung.  Vom  4.  März.  (XII 
S.  668  ff.) 

23«  Bundesratsbeschluss  betreffend  Verbesserungen  im  Eisen- 
bahnbetrieb.    Vom  24.  Mai,     (BB.  1892,  III  S.  273  ff.) 

Hauptsächlich  Vorschriften  zur  Sicherheit  des  Verkehrs  und 
Ergänzung  des  Materials. 

24»  Nachtragsgesetz  (der  Bundesversammlung)  betreffend 
die  Arbeüszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer  Trans- 
portanstalten.     Vom  22.  Dezember.     (XIII  S.  362  f.) 

Die  Telegraphenverwaltung  wird  ebenfalls  dem  B.-Ges.  vom 
27.  Juni   1890  betr.  die  Arbeitszeit  unterstellt. 

25»  Revision  der  internationalen  Schifffahrts-  und  Hafenord* 
nung  für  den  Bodensee  vom  22,  September  1867.  ProtoküU 
aufgenommen  zu  Bregenz  durch  Vertreter  von  Österreich, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  der  Schweiz  am  6.  Mai. 
Genehmigt  durch  Bundesbeschluss  vom  20.  Dezember.  (XIII 
S.  278  ff.) 

Die  Vereinbarung  bezweckt  grössere  Sicherheit  des  Verkehrs, 
der  Personen  und  des  Eigentums  durch  höhere  Ansprüche  an  die 
Schiffstüchtigkeit,  Feststellung  der  Maximalbelastung,  Vorschriften 
über  Beleuchtung  der  Hafeneinfahrten  und  der  Schiffe  u.  dgl. 

26»  M^glement  d'execution  (des  cantons  de  Berne,  Fribourg, 
Vaud,  Valais,  Neuchätel  et  Geneve)  pour  le  placement  des 
domestiques  ä  l'intirieur  de  la  Suisse.  Du  13  f6vrier.  (XIII 
S.  33  ff.  und  in  den   Gesetzsammlungen   der  betr.  Kantone ) 

In  Ergänzung  des  Konkordais  vom  Mai  1875  zum  Schutz 
der  im  Ausland  Stellen  suchenden  jungen  Leute  werden  nun  auch 
die  Stellenvermittlungsbureaux  in  den  Kantonen  selbst  unter  öfTent- 
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liehe  Kontrole  gestellt.  Zur  Ausübung  dieses  Gewerbes  bedarf  es 
der  Erwerbung  eines  Patents,  das  jeweilen  für  ein  Jahr  giltig  und 
nur  an  wohlbeleumdete  Leute  erteilt  wird.  Gebühr  5 — 50  Ft. 
Kaution  50 — 300  Fr.  Vorschriften  über  Buchführung.  Einschreib- 
gebühr der  Stellen  suchenden  nicht  über  50  Cts,  Andere  Ge- 
bühren nach  einem  vom  Bureau  aufgestellten  und  vom  Polizei- 
departement genehmigten  Tarife.  Letzteres  entscheidet  auch  über 
Beschwerden  und  Entschädigungsklagen,  die  gegen  ein  Bureau  er- 
hoben werden.  Bussen  auf  Übertretung  des  Reglements  bis  auf 
200  Fr.  oder  8  Tage  Haft. 


IIL  Schuldbetreibung  und  Konkurs. 

27«  Verordnung  Nr.  2  (des  Bundesrats)  zum  Bundesgesetze 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Vom  24.  Dezember.  (Xm 
S.  218  f.) 

I .  Die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  haben  sich  in  allen  den 
Fällen,  in  denen  sie  als  solche  handeln,  auch  ausdrücklich  als 
solche  zu  bezeichnen.  2.  Beschwerden,  die  bei  einer  dem  Grade 
nach  nicht  zuständigen  Aufsichtsinstanz  angebracht  werden,  sind 
von  Amts  wegen  an  die  richtige  Instanz  überzuleiten.  Das  Datum 
der  Einreichung  der  Beschwerde  gilt  als  Datum  der  Beschwerde 
führung.  3.  Beschwerden  an  den  Bundesrat  sind  bei  der  kanto- 
nalen Aufsichtsbehörde,  gegen  deren  Entscheid  sie  gehen,  einzu- 
reichen ;  diese  stellt  das  Datum  fest  und  übermittelt  die  Beschwerde- 
schrift dem  Bundesrat  nebst  ihrer  und  der  Gegenpartei  allfälligen 
Vernehmlassung.  4.  Von  einem  Entscheide  der  Aufsichtsbehörde 
ist  mindestens  das  Dispositiv  den  Parteien  schriftlich  mitzuteilen^ 
mit  Anzeige,  bei  welcher  Amtsstelle  die  Motive  eingesehen  und 
Abschriften  zur  Taxe  von  30  Cts.  per  Folioseite  verlangt  werden 
können.  Für  den  Beginn  der  Fristen  ist  das  Datum  der  Zustel- 
lung des  Dispositivs  massgebend. 


IV.  Strafprozess. 

28«  Bundesgesetz  betreffend  die  Auslieferung  gegenüber  dem 
Aaslande,     Vom  22.  Januar.     (XII  S.  870  ff.) 

Dieses  Gesetz  ist  aus  wesentlich  unverändertem  Anschluss  an 
den  Entwurf  einer  vorberatenden  Kommission  hervorgegangen. 
Über  diese  Kommissionalberatungen  hat  ein  Mitglied  der  Kom- 
mission (A.  V.  Orelli)  in  der  Allgemeinen  Schweizer  Zeitung,  Bei- 
lage zu  Nr.  124  und  125,  28.  und  29.  Mai  1890  einen  treflf- 
lichen  Bericht  erstattet,  den  wir  in  unserm  Referat  vorzugsweise 
reden  lassen. 
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^Die  Wünschbarkeit  eines  solchen  Gesetzes  ist  längst  gefühlt 
worden.  Für  die  interkantonale  Auslieferung  besteht  ein  Bundes- 
gesetz vom  24.  Juli  1852;  dagegen  existieren  Verträge  bloss  mit 
17  von  den  etwa  40  die  sog.  Gesellschaft  der  zivilisierten  Völker 
bildenden  Staaten.  Mit  Nichtvertragsstaaten  wurden  häufig  von 
Seite  des  Bundesrates  Reziprozitäts-Erklärungen  ausgewechselt,  ohne 
dass  er  eigentlich  hiezu  kompetent  gewesen  wäre.  Bisweilen  wurde 
auch  ausgeliefert  gegenüber  einem  Vertragsstaat  wegen  eines  Ver- 
gehens, das  in  dem  betr.  Auslieferungsvertrag  nicht  erwähnt  war. 
Im  Jahre  1885  wurden  im  Nationalrat  diesbezügliche  Einwände 
erhoben.  Mit  vielen  Staaten  war  es  gar  nicht  möglich,  Verträge 
abzuschliessen.  Als  im  Juni  1889  der  Auslieferungsvertrag,  welchen 
der  Bundesrat  am  17.  November  1888  mit  Österreich-Ungarn 
vereinbart  hatte,  der  Bundesversammlung  zur  Ratifikation  vorge- 
legt wurde,  beschloss  dieselbe  Verschiebung  der  Angelegenheit, 
indem  dem  Vertrag  vorgeworfen  wurde,  dass  er  rücksichtlich  der 
Auslieferung  politischer  Verbrecher  zu  grosse  Konzessionen  mache, 
und  zugleich  wurde  nun  der  Wunsch  nach  festen  und  gleich- 
massigen  Grundsätzen  in  ein  bestimmtes  Postulat  formuliert.  Der 
Bundesrat  ist  dieser  Aufforderung  nachgekommen  und  hat  unsern 
Landsmann,  Hm.  Prof.  Rivier  in  Brüssel,  schweizer,  General-Konsul 
iu  Belgien,  den  langjährigen  verdienten  Sekretär  des  Institut  de 
droit  international  und  Verfasser  eines  kürzlich  erschienenen  vor- 
trefflichen Lehrbuches  des  Völkerrechts  (Stuttgart  1889)  beauf- 
tragt, einen  Entwurf  mit  Motiven  zu  bearbeiten.  Dieser  erschien 
im  Oktober  v.  J.  und  bildete  die  Grundlage  der  Kommissional- 
beratungen. 

Auslieferungsgesetze  bestehen  nur  in  wenigen  Staaten,  näm- 
lich in  Belgien,  Holland,  Grossbritannien,  Luxemburg,  im  Congo- 
Staat  und  in  der  Argentinischen  Republik.  Frankreich  und  Italien 
besitzen  sehr  beachtenswerte  Entwürfe;  allein  dieselben  haben  noch 
keine  Gesetzeskraft  erhalten.  Die  Aufgabe  der  Herstellung  eines 
solchen  Gesetzes  ist  keine  leichte;  denn  verschiedene  Interessen 
und  Rechtsgrundsätze  geraten  hier  mit  einander  in  Kollision.  Doch 
hat  sich  die  Jurisprudenz  seit  längerer  Zeit  mit  dem  Auslieferungs- 
wesen ernstlich  befasst.  Wir  erinnern  namentlich  an  die  Arbeiten 
von  Lammasch,  Holtzendorff  und  v.  Martitz;  das  völkerrechtliche 
Institut  behandelte  dieses  Thema  in  den  letzten  Jahren  ebenfalls 
und  im  Schweizer.  Juristen  verein  in  Bern  1880  und  in  Bellinzona 
1887  fanden  diesbezügliche  interessante  Verhandlungen  statt.  Eine 
Abhandlung  des  waadtländischen  Juristen  Jacques  Berney,  de  la 
procedure  ä  suivre  en  Suisse  pour  Textradition  des  malfaiteurs  aux 
pays  etrangers,  Basel  1889,  ^st  von  diesem  Verein  mit  einem  Preise 
gekrönt  worden*** 
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Das  Gesetz   behandelt   in   zwei  Titeln   die  Bedingungen    der 
Auslieferung   und    das  Auslieferungsverfahren.     „Es  handelte  sich 
zunächst  darum,    festzustellen,    ob  der  Bundesrat  auch  ohne  Ver- 
trag Auslieferung    bewilligen    dürfe,    und   wenn   ja,   ob  nur  unter 
Vorbehalt    des   Gegenrechts;    beschlossen    wurde:    Der  Bundesrat 
kann,    mit  oder  ausnahmsweise   ohne  Vorbehalt  des  Gegenrechts, 
die  Auslieferung   eines   jeden  Fremden    bewilligen,    welcher  durch 
die   zuständigen    Gerichtsbehörden    des   ersuchenden   Staates    ver- 
folgt,   in  Untersuchung   gezogen   oder   in  Anklagezustand  versetzt 
oder  verurteilt  ist  und  auf  dem  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  be- 
troffen wird.     Die  Auslieferung  ohne  Reziprozitätszusicherung  darf 
also  nur  in  besondem  Ausnahmefällen  erfolgen.  Es  giebt  eben  Fälle, 
wo   die  Reziprozitätszusicherung   nicht   möglich    ist   und   die  Aus- 
lieferung doch  im  Interesse  der  Schweiz  liegt.    Von  der  Annahme 
oder  der  Erteilung  solcher  Gegenrechtserklärungen  hat  jedoch  der 
Bundesrat  die  Bundesversammlung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Schweizerbürger  werden  an  fremde  Staaten  nicht  ausgeliefert ; 
dagegen  sichert  der  Bundesrat  dem  ersuchenden  Staate  zu,  dass 
der  betreffende  Landesangehörige  in  der  Schweiz  nach  Massgabe 
der  Gesetzgebung  des  zuständigen  Gerichtes  beurteilt  und  bestraft 
wird;  jedoch  muss  alsdann  umgekehrt  der  auswärtige  Staat  auf 
die  nachmalige  Verfolgung  jenes  Schweizerbürgers,  bezw.  auf  die 
Vollstreckung  des  von  seinen  Gerichten  gegen  denselben  ausge- 
fällten Strafurteils  verzichten;  es  wäre  denn,  dass  derselbe  die  in 
der  Schweiz  über  ihn  verhängte  Strafe  nicht  verbüsst  hätte. 

Während    der   Entwurf   von  Rivier    in  Art.  3    die  Hauptver- 
brechen  und    Vergehen,    wegen    welcher    Auslieferung    stattfinden 
soll,  nur  beispielsweise  aufzählte,    beschloss  die  Kommission,    und 
die  Bundesversammlung   folgte   dem,    die   Nomenclatur    derselben 
solle  eine  erschöpfende  sein,  also  einen  limitativen  Charakter  haben^ 
m.  a.  W.  nur  wegen  der  in  diesem  Gesetze  ausdrücklich  erwähnten 
strafbaren  Handlungen  darf  sie  ausgesprochen  werden;  über  diesen 
Rahmen  hinaus  kann  der  Bundesrat  weder  bei  Abschluss  von  Ver- 
trägen noch   in    der  Praxis  beim  Nichtvorhandensein  von  solchen 
hinausgehen.    Mit  grosser  Sorgfalt  wurde  daher  ein  solcher  Katalog 
in    deutscher    und    französischer    Sprache    angefertigt    und    dabei 
namentlich  auch  auf  eine  Reihe  von  gemeingefährlichen  Verbrechen 
Bedacht  genommen,  wie  sie  erst  in  neuerer  Zeit  zu  Tage  getreten 
sind,  z.  B.  Verfälschung  von  Lebensmitteln,  vorsätzliche  oder  fahr- 
lässige Verbreitung    von    Krankheiten    bei   Menschen    und    Tieren, 
Unterschlagung  von  Briefen  und  Telegrammen,  Beschädigung  von 
Eisenbahnen,  elektrischen,  telegraphischen  und  telephonischen  Appa- 
raten und  Leitungen,  Störungen  des  Post-  und  Eisenbahnbetriebes 
u.  s.  w.     Bei    diesem    Anlass   zeigte   sich    recht    deutlich,    welche 
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grossen  Nachteile  der  Mangel  eines  einheitlichen  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  mit  sich  führt  und  wie  fatal  es  ist,  wenn  in 
einem  solchen  Bundesgesetz  fortwährend  von  der  Kantonalgesetz- 
gebung gesprochen  werden  muss. 

Der  Art.  3  hat  daher  die  folgende  Fassung  erhalten;  „Die 
Auslieferung  kann  für  folgende  Handlungen  und  Unterlassungen 
bewilligt  werden,  wenn  sie  sowohl  nach  dem  Rechte  des  Zufluchts- 
ortes als  nach  dem  des  ersuchenden  Staates  strafbar  sind''.  .  .  . 
Hier  folgt  nun  das  Verzeichnis  dieser  strafbaren  Handlungen. 

Eine  Auslieferung  kann  also  nur  stattfinden  entweder  auf 
Grundlage  eines  bestimmten  Vertrages  oder  auf  Grundlage  einer 
Reziprozitätserklärung  oder  in  Ermangelung  solcher  gestützt  auf 
dieses  Gesetz.  Aber  letzteres  ist  in  Zukunft  massgebend  auch  für 
die  beiden  ersten,  wenn  solche  erzielt  werden. 

Für  kleinere  Vergehen  geringfügiger  und  ungefährlicher  Art 
kann  die  Auslieferung  verweigert  werden,  namentlich  in  dem  Falle, 
wo  die  bereits  erfolgte  Verurteilung  eine  Freiheitsstrafe  von  drei 
Monaten  nicht  übersteigt. 

Die  Auslieferung  wird  ferner  nicht  bewilligt,  wenn  die  straf- 
bare Handlung  von  einem  Ausnahmegericht  zu  beurteilen  ist;  so- 
dann wegen  Übertretung  fiskalischer  Gesetze,  sowie  wegen  reiner 
Militärvergehen. 

Die  schwierigste  Frage  für  die  Kommission,  welche  längere 
Debatten  hervorrief,  war  die  Fassung  des  Gesetzes  mit  Bezug  auf 
die  politischen  Verbrechen.  Zwar  sind  es  nicht  die  rein  politischen 
Delikte,  welche  Schwierigkeiten  bereiten.  Darüber  waren  Alle 
einig,  dass,  wo  ein  solches  vorliege,  von  Auslieferung  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Verschiedenheit  der  Ansichten  trat  erst  hervor 
bei  den  sog.  komplexen  Verbrechen,  d.  h.  solchen,  bei  welchen 
die  Merkmale  des  politischen  und  des  gemeinen  Verbrechens  zu- 
sammentreffen, wenn  also  z,  B.  zum  Behuf  einer  Staatsumwälzung 
oder  einer  politischen  Aktion  ein  Fürst  oder  ein  Minister  ermordet, 
ein  öffentliches  Gebäude  in  Brand  gesteckt  oder  eine  Urkunde 
gefälscht  wird.  Die  Wissenschaft  und  das  Leben  verlangen  heut- 
zutage energisch,  dass  nicht  mehr  gemeine  Verbrechen  straflos 
bleiben  bloss  deshalb,  weil  der  Thäter  vorgiebt,  aus  einem  poli- 
tischen Motiv  oder  um  eines  politischen  Zweckes  willen  gehandelt 
zu  haben.  Der  Entwurf  stellte  sich  auch  auf  diesen  Standpunkt 
und  wollte  deutlich  aussprechen,  dass  die  Auslieferung  nicht  ver- 
weigert werden  dürfe,  wenn  ein  schweres  Verbrechen  vorliege, 
auch  wenn  dasselbe  zu  Zwecken  der  Politik  oder  aus  einem  poli- 
tischen Motiv  verübt  ward.  Obwohl  allseitig  anerkannt  wurde, 
dass  man  den  Begriff  des  politischen  Vergehens  nicht  Über  Ge- 
bühr   ausdehnen    dürfe,    so  wollten    doch    mehrere    Glieder    der 
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Kommission  einüach  das  Prinzip  der  Nichtauslieferung  statuieren, 
ohne  sich  irgendwie  zu  binden.  Ein  Vorschlag,  der  aber  im 
Laufe  der  Beratungen  wieder  zurückgezogen  wurde,  ging  dahin, 
die  Schweiz  solle  in  Fällen  von  komplexen  politischen  Vergehen, 
wenn  sie  nicht  ausliefere,  dann  die  Bestrafung  des  gemeinen  Ver- 
brechens, also  z.  B.  des  Mordes,  selbst  übernehmen.  Allein  dies 
hätte  auch  wieder  seine  eigentümlichen  Schwierigkeiten  im  Gefolge 
gehabt. 

Nachdem  fünf  verschiedene  Vorschläge  gemacht  worden  waren, 
einigte  man  sich  schliesslich  auf  folgende  Fassung:  „Wegen  poli- 
tischer Verbrechen  und  Vergehen  wird  die  Auslieferung  nicht  be- 
willigt. Die  Auslieferung  kann  indessen  bewilligt  werden,  obschon 
der  Thäter  einen  politischen  Zweck  vorschützt,  wenn  die  Hand- 
lung, wegen  deren  die  Auslieferung  verlangt  wird,  vorwiegend  den 
Charakter  eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  hat. 

,,Das  Bundesgericht  entscheidet  im  einzelnen  Falle  über  die 
Natur  der  strafbaren  Handlung  auf  Grund  des  Thatbestandes. 

„Wenn  die  Auslieferung  bewilligt  wird,  so  stellt  der  Bundes- 
rat dem  ersuchenden  Staat  die  Bedingung,  dass  der  Auszuliefernde 
wegen  seines  politischen  Zweckes  oder  Beweggrundes  nicht  strenger 
behandelt  werden  dürfe." 

Diese  Fassung  ist  nun  im  Gesetze  aufgenommen,  selbst  noch 
etwas  schärfer,  indem  statt:  „kann  bewilligt  werden^  gesetzt  ist: 
wird  bewilligt. 

„Damit  ist  nun  allerdings  nicht  eine  feste  objektive  Norm 
gegeben,  sondern  Alles  in  das  Ermessen  des  Bundesgerichtes  ge- 
stellt; aber  wir  erblicken  doch  in  diesem  Vorschlag  einen  be- 
deutenden Fortschritt,  indem  mit  der  Auffassung  gebrochen  wird, 
als  ob  alle  politischen  Vergehen  eo  ipso  straflos  wären.  Die 
Schweiz  befindet  sich  übrigens  rücksichtlich  dieser  Frage  in  einer 
eigentümlichen  Situation.  Einerseits  will  sie  sich  des  Rechts  nicht 
begeben,  allen  politisch  Verfolgten  ein  Asyl  zu  gewähren,  solange 
sie  dasselbe  nicht  missbrauchen,  andererseits  sind  die  Staatsord- 
nung und  die  Rechtspflege  in  den  europäischen  Monarchien  noch 
sehr  verschiedener  Natur,  sodass  man  in  gewissen  Fällen  dem 
einen  Staat  gegenüber  eine  Auslieferung  zur  Bestrafung  des  ge- 
meinen Verbrechens  anstandslos  bewilligen  kann  und  bewilligen 
wird,  während  man  vielleicht  andern  gegenüber  beim  gleichen  That- 
bestand  dieselbe  verweigern  zu  müssen  glaubt. 

Schon  vor  mehr  als  zwanzig  Jahren  hatte  Napoleon  IH.  ge- 
wünscht, die  Schweiz  solle  in  den  Auslieferungsvertrag  mit  Frank- 
reich die  sog.  belgische  Attentatsklausel  aufnehmen,  d.  h.  die  Be- 
stimmung, dass  ein  Attentat  auf  das  Leben  eines  Staatsoberhauptes 
nie  zu  den  politischen  Vergehen  zu  zählen  sei.     Das  gleiche  Be- 
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gehren  wurde,  wenn  wir  nicht  irren,  im  Jahre  1883  von  Spanien 
gestellt.  Beide  Male  verweigerte  der  Bundesrat  dieses  Zug^tänd- 
nis.  Er  machte  geltend,  dass  die  Schweiz  ihrerseits  ein  Staats* 
Oberhaupt  nicht  besitze  und  dass  dem  zufolge  der  monarchische 
Vertragsstaat  den  republikanischen  Organen  unsers  Landes  einen 
gleichwertigen  Schutz  nicht  bieten  könne.  Die  österreichische 
Diplomatie  verstand  es,  diesen  Einwand  der  mangelnden  Gegen- 
seitigkeit, dem  man  kein  zu  grosses  Gewicht  beilegen  darf,  bei 
den  betreffenden  Verhandlungen  zu  beseitigen.  Unseres  Erachtens 
hätte  man  den  Art.  3  jenes  Vertrages  annehmen  können,  wie  dies 
auch  Rivicr  wollte.  0 

Trotz  der  jetzt  beantragten  allgemeinen  und  unbestimmten 
Fassung  dürfte  doch  den  auswärtigen  Mächten,  die  mit  uns  Aus- 
lieferungsverträge schliessen,  mehr  geboten  sein  als  bisher.  Würde 
auf  schweizerischem  Boden  selbst  ein  Fürstenmord  versucht  oder 
wirklich  begangen,  so  steht  ausser  Zweifel,  dass  der  Thäter  als 
gemeiner  Mörder  beurteilt  und  bestraft  würde;  denn  in  keinem 
schweizerischen  Strafgesetzbuch  steht,  dass  der  Mord  oder  Mord- 
versuch, an  einem  Monarchen  begangen,  ein  politisches  Verbrechen 
sei.  Das  Motiv  würde  am  Thatbestand  nichts  ändern.  Wird 
aber  das  Attentat  im  Ausland  begangen  und  der  Thäter  flüchtet 
sich  in  die  Schweiz,  so  wird  das  Bundesgericht  die  konkreten 
Umstände  prüfen  und  die  völkerrechtlichen  Verpflichtungen,  die 
jeder  Staat  dem  andern  gegenüber  hat,  gewiss  nicht  ausser  Acht 
lassen.  Und  auch  das  Schweizer  Volk  wird  nicht  wollen,  dass 
unser  Land  ein  Asyl  für  gemeine  Mörder  sei."*) 

^)  Dieser  Art.  III  lautete:  In  Anaehaog  der  poUtischea  Verbrechen 
Tiiid  Vergehen  besteht  keine  Verpflichtung  zur  Auslieferung.  Gemäss  dieser 
Bestimmung  wird  jedoch  die  Auslieferung  nicht  verweigert,  wenn  die  straf- 
bare Handlung,  welche  dem  Auslieferungsbegehren  zu  Grunde  liegt,  nach 
den  Gesetzen  des  um  die  Auslieferung  angegangenen  Staates  den  Thatbe- 
stand eines  gemeinen  Deliktes  begründet.  Die  Beurteilung  und  Entschei- 
dung dieser  Frage  steht  dem  um  die  Auslieferuag  angesprochenen  Staate 
zu,  welcher  auch  berechtigt  ist,  von  dem  die  Auslieferung  nachsuchenden 
Staate  alle  hiefür  erforderlichen  Aufklärungen  und  Nachweise  über  den 
Thatbestand  zu  verlaugen.  —  Sodann  noch  der  Satz,  dass  die  Auslieferung 
wegen  gemeiner  Verbrechen  nicht  dadurch  ausgeschlossen  wird,  dass  der 
Betreffende  sich  auch  politischer  Delikte  schuldig  gemacht  hat,  dass  er  aber 
alsdann  für  diese  letztern  nicht  bestraft  werden  darf.  S.  BB.  1889,  I 
S.  845  ff. 

*)  Wegen  dieser  Bestimmung  des  Gesetzes  ist  von  sozialistischer  Seite 
ein  Versuch  gemacht  worden,  durch  Referendum  das  Gesetz  an  die  Volks- 
abstimmung zu  bringen,  aber  Mangels  Aufbringung  der  nötigen  Unter- 
schriftenzahl gescheitert. 
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müsse  angefragt  werden,  ob  die  Verfassung  zu  revidieren  sei.  Im 
Jahre  1875  wurde  diese  Frage  vom  Souverän  verneint,  das  fol- 
gende Mal  aber,  1887,  mit  kleiner  Mehrheit  bejaht.  Es  wurde 
hierauf  ein  Verfassungsrat  gewählt,  der  nach  langen  und  müh- 
samen Beratungen  einen  neuen  Entwurf  dem  Volke  vorige. 
Dieser  fand  aber  keine  Gnade;  er  wurde  am  20.  Januar  1889 
verworfen«  Die  Gegner  tadelten,  er  sei  zu  sehr  vom  Staatssozia- 
lismus angehaucht,  wolle  zu  viele  Neuerungen,  bringe  Bestim- 
mungen, die  in  keine  Verfassung  gehören,  imd  begünstige  den 
untern  Kantonsteil  auf  Kosten  des  obern.  Letzterer  Vorwurf 
wurde  besonders  scharf  erhoben  und  machte  dem  Entwurf  in  den 
obern  Bezirken  viele  und  heftige  Gegner. 

Als  dann  ein  zweiter,  sogenannter  Kompromissentwiuf  mit 
ziemlicher  Eilfertigkeit  ausgearbeitet  und  zur  Abstimmung  vorge- 
legt wurde,  stimmten  viele,  die  über  das  Verdikt  vom  20.  Januar 
erbost  waren,  aus  lauter  Verdruss  dagegen;  sie  wollten  nun  gar 
nichts^  nachdem  sie  nicht  Alles  erlangt  hatten,  und  so  kam  auch 
diese  Vorlage  am  31.  März  zu  Falle.  Durch  den  Volksentscheid 
vom  26.  Mai  1889  endlich,  der  die  Frage,  ob  femer  revidiert 
werden  solle,  verneinte,  erreichte  die  ganze  Revisionsbewegung 
einstweilen  ihr  Ende. 

Einen  neuen  Anstoss  gab  neben  einigen  lästigen  Bestim- 
mungen der  bestehenden  Verfassung  (wie  z.  B.  Wahl  mancher 
untergeordneten  Beamten  durch  das  Volk,  Giltigkeit  von  Wahlen 
resp.  Abstimmungen  bloss  bei  Teilnahme  von  */»)  ^esp.  V2  der 
Stimmberechtigten)  die  bedrängte  Finanzlage  mehrerer  Gemeinden 
besonders  infolge  Vermehrung  der  Schullasten.  Als  im  Herbst 
['  1889  der  Antrag  auf  eine  Steuerrefoim  im  Landrate  gestellt  wurde, 

f  zogen  Landrat  und  Volk  einem  solchen  Gesetz   eine  Verfassungs- 

l  revision  vor.    Der  hierauf  gewählte  Verfassungsrat  verzichtete  von 

^  vorneherein  auf  gewisse  Dinge,  die  dem  ersten  Entwurf  zum  Fall- 

^  strick    gedient    hatten,    so  Trennung  des  Kirchen-  und  Schulguts, 

Einkauf  des  Birseckes  in  letzteres,  allzu  hohe  Steuerprogression 
und  Besteuerung  der  Bürgergüter  in  den  Gemeinden.  So  kam 
eine  Verfassung  zu  Stande,  der  die  Mehrheit  zu  Teil  wurde.  Sie 
bestimmt,  dass  für  Giltigkeit  der  Wahlen  und  Abstimmungen  nicht 
mehr  die  Anwesenheit  eines  bestimmten  Bruchteils  der  Wähler 
erforderlich  ist,  mehrere  Beamte  nicht  mehr  durch  das  Volk  ge- 
wählt werden  sollen,  dafür  das  Ständeratsmitglied  durch  das  Volk 
zu  wählen  ist  und  dem  Volke  ein  weitgehendes  Initiativrecht  zu- 
steht, indem  1500  Stimmen  nicht  nur  den  Erlass  oder  die  Auf- 
hebung  eines  Gesetzes,  sondern  sogar  einer  Ausführungsverordnung 
verlangen  können.  Was  aber  vielfach  als  das  Wichtigste  in  der 
neuen   Verfassung   gepriesen    wird,    kann    doch    kaum   als  grosse 
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Annahme  oder  Verwerfung  vorlegen;  verwirft  er  ihn,  so  ordnet 
er  die  Volksabstimmung  darüber  an,  und  kann  dabei  eigene  An- 
träge auf  Verwerfung  oder  abgeänderte  Fassung  stellen.  Dann 
lautet  die  Frage  an  das  Volk:  Wollt  ihr  den  Entwurf  der  Initianten 
oder  den  des  Grossen  Rats  annehmen?  Wem  keiner  von  beiden 
gefällt,  kann  dann  beide  Fragen  mit  Nein  beantworten.  Initiativ- 
begehren für  Verfassungsrevision  müssen  von  lo.ooo  Stimmberech- 
tigten gestellt  werden.  Auf  falscher  Unterschrift  steht  Strafe  bis 
auf  500  Fr. 

35.  Vef^fassung  für  den  Kanton  üraubünden.  Vom  Grossen 
Rate  in  seiner  ordentlichen  Session  1892  beschlossen,  vom 
Volke  den  2.  Oktoher  angenommen. 

Äusserlich  stellt  sich  die  neue  Verfassung  als  eine  auf  einer 
Totalrevision  beruhende  dar;  thatsächlich  handelte  es  sich  um 
eine  Partialrevision;  denn  nur  in  folgenden  zwei  Punkten  weicht 
die  neue  Verfassung  von  der  bisherigen  aus  dem  Jahre  1880  ab 
(vgl.  diese  Zeitschr.  Bd.  XXII,  3,  S.  26  f.).  An  Stelle  des  bis- 
herigen Kleinen  Rates  von  drei  Mitgliedern,  dessen  Geschäfts- 
behandlung eine  y^kollegialische^  war,  tritt  ein  aus  fünf  Mitgliedern 
bestehender  Kleiner  Rat  mit  Departementalsystem.  Die  Regie- 
rungsgeschäfte werden  nach  Departementen  auf  die  Mitglieder  ver- 
teilt, der  jeweilige  Entscheid  geht  allerdings  von  der  Regierung 
als  Behörde  aus.  Die  Zahl  der  Departemente  ist  in  der  Ver- 
fassung nicht  bestimmt,  dieselbe  überlässt  dies  einer  Geschäfts- 
ordnung; sie  setzt  jedoch  ein  Erziehungs-  und  ein  Sanitätsdeparte- 
ment voraus,  welchen  als  Beirat  und  Beihilfe  je  eine  Zweier-Kom- 
mission beigegeben  wird.  Die  Amtsdauer  des  Kleinen  Rates  ist 
von  zwei  auf  drei  Jahre  erhöht,  und  an  Stelle  der  bisher  zuläs- 
sigen einmaligen  Wiederwahl  der  Mitglieder  tritt  eine  zweimalige. 
Statt  der  Wahl  durch  den  Grossen  Rat  erfolgt  nun  die  Wahl 
direkt  durch  das  Volk  in  einem  Wahlkreise.  Die  bisherigen  Re- 
gierungsstatthalter (ordentliche  Stellvertreter  der  Regierungsräte] 
und  die  Standeskommission  (eine  erweiterte  Regierung),  der  Sani- 
tätsrat und  der  Erziehungsrat  fallen  weg.  Bis  anhin  haben  die 
wiederholten  Versuche  der  Einführung  des  Departementalsystems 
fehlgeschlagen.  Das  Ausschreiben  des  Grossen  Rates  an  die 
ehrs.  Gemeinden  vom  3.  Juni  1892  bemerkt  zu  diesem  Wechsel 
des  Regierungssystems:  ,)Eine  Behörde,  welche  aus  drei  Mitgliedern 
besteht  und  nach  dem  Prinzip  des  Kollegialsystems  ihre  Geschäfte 
zu  erledigen  hat,  eignet  sich  sehr  gut  für  die  Ausübung  politischer 
und  richterlicher  Funktionen,  niemals  aber  als  Verwaltungsbehörde. 
Diese  kann  ihrer  Aufgabe  nur  dann  nachkommen,  wenn  bei  ihr 
jenes  Prinzip  durchgeführt  wird,  das  sich  überall  im  öfifentlichen 
und  im  Privatleben  Geltung  verschafft  hat,  dasjenige  der  Arbeits- 
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\sionale  (della  Gostituente  del  c.  del 
Accettata  nella  rotazione  popolare 
voti  contro  2746  iiegatiri.  Katificata 
23  dicembre.    (Boll.  off.  delle  Leggi, 

18.     A.    S.   d.  B.-Ges.    N.  F.  XIII   S. 

D  »nd  hervorzuheben:  t.  Die  Initiative 
licht  nm  wie  bisher  vom  Staatsrat  oder 
ach  vom  Volke  au^ehen.  Die  Volks- 
ht,  dem  Grossen  Rat  die  Annahme,  die 
ning  oder  die  Aufhebung  eines  Gesetzes 
agen.  Das  Begehren  muss  von  mindestens 
unterzeichnet  sein,  2.  Bei  Berechnung 
der  sich  die  Zahl  der  Grossräte  bestimmt, 
!  ihren  hauptsächlichen  und  dauernden 
Kantons  haben,    nicht  mitgezUilt,  ausser 

eidgenössischer  oder  kantonaler  Dienst- 
men.  3,  Proportionales  Wahlsystem  für 
Verminderung  der  Befugnisse  des  Grossen 
zi^  auf  die  jetzt  dem  Volke  übertragenen 
s  Staatsrats  und  der  Stand  erat  e.  Die 
alle  drei  Jahie  in  einem  einzigen  Wahl- 
s  gewählt,  die  Staatsrate  alle  vier  Jahre 
ilkreis  nach  Proportional  Wahlsystem,  das 
ills  in  einem  Wahlkreis  (wie  bisher  auf 
gerichle  werden  schon  nach  der  Riforma 
■m  Volke  gewählt.  Den  Präsidenten  der 
13  Volk,  die  zwei  andern  Mitglieder  der 
im  Volke   gewählten  Ersatzmännern    des 

Für  Totalrevision  der  Verfassung  wie 
eben  Volk  (und  fOr  Totalrevision  Grossem 
[nttiativrecht.  Der  Grosse  Rat  kann  dem 
chlagenen  Entwürfe  beistimmen  oder  ihm 
sieben  Gegenstand  en^egen  stellen ;  beide 
ig  an    die    Volksabstimmung,     Eine  Ver- 

der  absoluten  Mehrheit  der  an  der  Ab- 
n  Bürger  angenommen  werden,  ohne  Be- 
Stimmzettel. 6.  Die  im  Auslande  nieder- 
m  Kanton  wieder  Wohnsitz  nehmen,  üben 
i  der  Gemeinde  aus,  in  der  sie  seit  20 
Wohnsitz  haben,    (Dies  ist  ein  besonderer 

iese  Verfassung  sind  eine  Reihe  Gesetze 
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haben  Staatsanwalt  und  Civilpartei  das  Recht  des  Rekurses  an 
das  Appellationsgericht.  Der  Staatsanwalt  interveniert  auch  in 
Vaterschafts-,  Civilstands-,  Ehe-,  Bevormundungssachen  u.  dgl. 
5.  Bestimmungen  über  Suspension  nachlässiger  Richter.  6.  Für 
alle  genannten  Beamten  gilt  Wiederwählbarkeit.  Vorschriften  über 
Inkompatibilität  von  Verwandten. 

44.  Riforma  (della  stessa)  deUa  legge  17  novembre  1891 
per  la  procedura  deüa  traUazione  delle  cause  in  appello.  Del 
5  dioembre.     (Ibid.  p.  285.) 

Betriflft  die  Rekusation  der  Richter. 

45*  Legge  (della  stessa)  regolante  ü  diritto  di  iniziati'oa  in 
materia  costituzioncde.     Del  3  dioembre.     (Ibid.  p.  286  ss.) 

Auf  dem  Wege  der  Volksinitiative  kann  zu  jeder  Zeit  Total- 
oder Partialrevision  der  Verfassung  verlangt  werden.  Das  Begehreu 
muss  von  mindestens  drei  stimmberechtigten  Bürgern  unterzeichnet 
dem  Staatsrate  eingegeben  werden,  der  es  in  der  nächsten  Nummer 
des  Amtsblatts  publiziert.  Von  dieser  Publikation  an  müssen  binnen 
60  Tagen  die  zur  Initiative  nötigen  7000  Unterschriften  gesammelt 
und  eingereicht  werden,  vorher  gesammelte  und  erst  nachher  ein- 
gereichte sind  ungiltig.  Zum  Zweck  der  Unterschriftensammlung 
müssen  die  Listen  auf  der  Gemeindekanzlei  aufgelegt  werden,  wo 
sie  einzig  können  unterzeichnet  werden  zu  den  vom  Gemeinderat 
bestimmten  Stunden;  letzterer  ordnet  jeweilen  aus  seiner  Mitte 
ein  Mitglied  zur  Kontrole  ab,  das  auch  die  Echtheit  der  Unter- 
schriften bescheinigt.  Geht  das  Begehren  auf  Totalrevision,  so 
legt  der  Staatsrat  dem  Volk  sofort  die  Frage  vor,  ob  es  revidiert 
haben  wolle,  und  wenn  ja,  durch  den  Grossen  Rat  oder  einen 
Verfassungsrat.  Diese  Abstimmung  muss  innerhalb  40  Tagen  seit 
Einreichung  des  Begehrens  stattfinden,  wenn  die  letztere  in  den 
Monaten  Oktober  bis  Januar  erfolgt  ist,  und  am  ersten  Sonntag 
des  November,  wenn  sie  in  einem  andern  Monat  erfolgt  ist.  Wird 
die  Frage  bejaht,  so  nimmt  der  Grosse  Rat  oder  der  am  ersten 
Märzsonntag  darauf  gewählte  Verfassungsrat  die  Beratung  der  neuen 
Verfassung  sofort  an  die  Hand  und  das  Resultat  gelangt  an  die 
Volksabstimmung.  —  Begehren  von  Partialrevision  können  nur  auf 
einen  einzelnen  Punkt  gerichtet  werden;  für  verschiedene  Dinge 
müssen  verschiedene  Begehren  gestellt  werden.  Enthält  das  Ini- 
tiativbegehren noch  keinen  bestimmten  Vorschlag,  so  hat  der 
Grosse  Rat  einen  solchen  auszuarbeiten,  kann  aber  seinerseits  auch 
einen  Gegenvorschlag  aufstellen,  und  beide  gelangen  dann  gleich- 
zeitig an  die  Volksabstimmung.  Das  Initiativbegehren  kann  aber 
auch  schon  einen  ausgearbeiteten  Vorschlag  enthalten,  und  dann 
entscheidet  der  Grosse  Rat,  ob  er  sich  ihm  anschliessen  will  oder 
nicht;    im  letzteren  Fall    kann    er    einen  Gegenvorschlag  machen. 
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Dann  wird  vom  Volke  zweimal  abgestimmt:  das  erste  Mal  even- 
tuell (für  den  Fall,  dass  die  Revision  stattfinden  soll)  darüber,  ob 
das  Projekt  der  Initianten  oder  das  des  Grossen  Rats  angenommen 
werden  solle,  das  zweite  Mal  (am  Sonntag  nachher),  ob  das  in 
der  eventuellen  (ersten)  Abstimmung  angenommene  Projekt  definitiv 
angenommen  werden  solle. 

46.  Legge  (della  stessa)  regolante  ä  diriUo  d'inizicUiva  popo- 
lare  in  materia  kgislativa,    Del  3  dicembre.    (Ibid.  p.  293  ss.) 

Für  das  Zustandekommen  eines  solchen  Gesetzgebungsinitiativ- 
begehrens gilt  das  Gleiche  wie  bei  der  Verfassungsinitiative,  ausser 
dass  5000  Unterschriften  genügen.  Ebenso  auch  für  die  Beratung 
des  Entwurfs  im  Grossen  Rat  und  die  Volksabstimmung,  die  auch 
wieder  in  eine  eventuelle  und  eine  definitive  sich  spalten  kann. 

47«  Legge  (della  stessa)  regolarUe  tesercizio  del  diriUo  di 
Referendum.     Del  25  novembre.     (Ibid.  p.  299  ss.) 

Das  Referendum  kann  gegen  alle  Gesetze  und  Dekrete  all- 
gemein verbindlicher  und  nicht  dringlicher  Natur  oder  die  selbst 
bei  dringlicher  Natur  eine  Ausgabe  über  Fr.  200,000  erheischen, 
von  5000  stimmberechtigten  Bürgern  binnen  Monatsfrist  von  der 
Publikation  im  Amtsblatt  ergriffen  werden.  Auch  hier  sind  die 
Listen  auf  der  Gemeindekanzlei  aufzulegen  und  dort  zu  unter- 
zeichnen. Sie  werden  dann  dem  Staatsrat  eingeschickt,  und  wenn 
dieser  die  Zahl  5000  erreicht  findet,  so  ordnet  er  die  Volksab- 
stimmung an.  Diese  muss  in  den  ersten  40  Tagen  nach  Elin- 
reichung  des  Begehrens  angesetzt  werden,  wenn  das  Begehren  in 
den  Monaten  Oktober  bis  Januar  gestellt  worden  ist,  sonst  am 
ersten  Novembersonntag. 

48.  Loi  organiqut  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  sur 
fexercice  du  droit  d'initiaiive.  Du  23  janvier.  (Reo.  des  Lois, 
LXXVIII  p.  46  ss.) 

Für  die  Ausübung  der  Initiative  sind  2500  Unterschriften 
von  Wählern  erforderlich;  wenn  ein  Unberechtigter  unterzeichnet, 
verfällt  er  einer  Busse  bis  auf  100  Fr.  Die  Gemeindebehörde 
prüft  die  Unterschriften  und  attestiert  die  Richtigkeit.  Dann  stellt 
der  Staatsrat  aus  den  ihm  übersandten  Listen  fest,  ob  die  erfor- 
derliche Zahl  vorhanden  ist,  und  übermittelt  das  Resultat  dem 
Grossen  Rate.  Nimmt  dieser  das  vorgeschlagene  Projekt  unver- 
ändert an  oder  macht  er  über  ein  nicht  ausgearbeitetes  Begehren 
einen  Entwurf,  so  kommt  dies  zur  Volksabstimmung.  Lehnt  der 
Grosse  Rat  die  Initiative  ab,  so  ist  der  Volksabstimmung  dieser 
negative  Entscheid  zu  unterbreiten,  im  Fall  eines  ausgearbeiteten 
Initiativvorschlages  gleichzeitig  und  alternativ  mit  diesem.  Letz- 
teres geschieht  auch,  wenn  der  Grosse  Rat  den  Initiativvorschlag 
modifiziert. 
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49*  Loi  consHlulionneUe  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Gen&ve) 
modißani  les  articka  37  ei  38  de  la  consUtution  cantonale  con- 
cemani  l'^ledion  des  d4pules  au  Orand  Conseii  Du  6  juillet. 
(Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  307  s.)  Gewährleistet,  von  der 
Bundesversammlung  den  23.  Dezember.  (A.  S.  d.  B.-G., 
XIII  S.  216  f.) 

Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Grossen  Rats  findet  durch  Ein- 
legen von  Listen  nach  dem  Grundsatz  der  Proportionalvertretung 
statt. 

50»  Im  organique  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  sur 
la  reprhentation  proportionnelle  pour  reledion  des  dSputis  au 
Grand  Conseii  Du  3  septembre.  (Reo.  des  Lois,  LXXVIII 
p.  354  sa.) 

Die  politischen  Parteien  oder  Wählergruppen  stellen  Wahl- 
listen auf  und  geben  sie  spätestens  am  Dienstag  vor  dem  Wahl- 
sonntag auf  der  Staatskanzlei  ab.  Eine  Liste  muss  wenigstens 
lo  Unterschriften  Stimmberechtigter  tragen.  Keiner  kann  mehrere 
Listen  unterzeichnen.  Kein  Kandidat  darf  gegen  seinen  Willen 
auf  einer  Liste  gelassen  werden,  ein  Ersatz  für  ihn  muss  bis 
Donnerstag  getroffen  werden,  sonst  bleibt  die  Liste  unvollständig, 
aber  doch  giltig.  Ein  Kandidat,  der  auf  mehreren  Listen  steht, 
rauss  für  eine  optieren  und  wird  dann  mit  den  Stimmen,  die  er 
erhält,  dieser  zugezählt.  Trifft  er  die  Wahl  nicht,  so  muss  das 
Los  über  die  Liste  entscheiden,  der  er  angehören  soll.  Am 
Samstag  vor  der  Wahl  publiziert  die  Kanzlei  die  Listen  durch 
Anschlag  Der  Wähler  kann  so  viel  Namen  auf  den  Stimmzettel 
schreiben  als  Deputierte  zu  wählen  sind,  oder  weniger,  oder  die 
von  ihm  gewählte  Liste  modifizieren.  Die  einem  Kandidaten  ge- 
gebenen Stimmen  zählen  für  diesen  persönlich  und  für  die  Liste, 
der  er  angehört.  Wenn  der  Wähler  ein«3  Liste  modifiziert  oder 
unvollständig  lässt,  so  werden  der  Liste,  die  er  gewählt  hat,  zu- 
gezählt (aber  bloss  als  Listenstimme  für  Berechnung  der  propor- 
tionellen  Verteilung)  die  offen  gelassenen  und  die  einem  nicht 
auf  den  offiziellen  Listen  stehenden  Kandidaten  gegebenen  und 
die  auf  denselben  Namen  wiederholten  Stimmen.  Enthält  der 
Stimmzettel  keine  Angabe  einer  Liste,  so  zählen  diese  letztge- 
nannten Stimmen  nicht.  Aus  den  Stimmzetteln  wird  dann  die 
Wahlziffer  jeder  Liste  durch  Addition  aller  Namen-  oder  Listen- 
stimmen, die  sie  erhalten  hat,  ermittelt.  Die  Summe  aller  für  die 
verschiedenen  Listen  abgegebenen  Stimmen  geteilt  durch  die  Zahl 
der  zu  Wählenden  ergiebt  den  Wahlquotienten.  Jede  Liste  erhält 
so  viele  Repräsentanten  als  seine  Wahlziffer  den  Wahlquotienten 
enthält,  und  zwar  nach  Massgabe  der  Stiinmenzahl. 

51.  ArrSU    ligislatif    (du    Gr.    Cons.    du    c.    de    Genfeve) 
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modifiant  le  Chiffre  d'habiUmts  servant  de  base  ä  la  nommatm 
des  dipuiis  au  Grand  Conseil  Da  5  octobre.  (Rec.  des  Lois, 
LXXVIII  p.  393  s.) 

Auf  1055  Einwohner  kommt  ein  Grossrat,   so  dass  die  Zahl 

der  Grossräte  100  bleibt. 

52.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  du  Valais)  sur  la  circon- 
scription  des  cercles  äecioravx  et  Vilection  des  diputis  au  Grand- 
Cmseü  pour  la  Ugislalure  de  1893—97.  Du  28  novembre. 
(Bull.  off.  Nr.  52.) 

53.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  C.  Solothurn)  betref- 
fend die  Bescheinigung  der  Stimmberechtigung  bei  VoUtsabsUm' 
mungsbegehren.    Vom  24.  Oktober.    (S.  d.  G.,  LXl  8.   160  f.) 

Der  Gemeindeammann  hat  die  Stimmberechtigung  der  Unter- 
zeichneten nach  beigegebener  Formel  zu  bezeugen. 

54.  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  über  das  Ver- 
fahren bei  Volksabstimmungen  und  öffetdUchen  Wahlen.  Vom 
28.    September.     (Ges.,    Dekr.    und    Verordn.,    N.   F.  XXXI 

S.  392  ff.) 

55.  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Luzern)  über  Wahlen 
und   Abstimmungen.     Vom    29.    November.     (S.   d.    G.,    VII 

S.  226  ff.) 

Handelt  von  der  Stimmberechtigung  in  kantonalen  und  Ge- 
meindeangelegenheiten (Nichtberechtigung  der  Kriminalisierten,  der 
im  Aktivbürgerrecht  Eingestellten,  der  Bevogteten,  der  Armenge- 
nössigen,  der  erfolglos  Betriebenen  und  Konkursiten),  von  der  An- 
fertigung der  Stimmregister,  von  dem  Verfahren  bei  Wahlen  und 
Abstimmungen  (Grundsatz  des  absoluten  Mehrs),  und  enthält  noch 
besondere  Bestimmungen  für  die  verschiedenen  Arten  von  Wahlen 
und  Abstimmungen.     Durchführung  des  Umensystems. 


56.  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Uri)  betreffend  Fort- 
führung des  Landbuches.  Vom  16.  Juli.  (Land buch,  V 
S.  3  f.) 

Mit  den  seit  i.  Januar  1892  erlassenen  kantonalen  Gesetzen 
und  Verordnungen  beginnt  der  fünfte  Band  des  Behufs  Bereinigung 
in  Arbeit  liegenden  und  vier  Bände  umfassenden  neuen  Land- 
buches. 

57.  Amtliche  Sammlung  aller  noch  geltenden  Gesetze  und 
Verordnungen  des  Kantons  Schwyz  bis  Ende  1889.  Neue  reti- 
diertcy  nach  Materien  geordnete  Ausgabe  in  Äicei  Bänden.  Erster 
Band.     Scliwyz  1892.     Im   Verlage  der  Kantonskanzlei. 

Dieser  erste  Band,  dem  der  zweite  und  ein  Generalregister 
im  Frühjahr  1893  nachfolgen  sollen,  enthält  die  Bundes-  und  die 
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Kantonsverfassung,  die  Organisationsgesetze,  die  öffentlich-recht- 
lichen Gesetze,  das  Zivilrecht  (inkl.  Schweiz.  Obligationenrecht), 
die  strafrechtlichen  Materien,  Gemeinde-,  Schul-,  Vormundschafts- 
und Armengesetzgebung. 

58«  Gesetzbuch  des  Kantons  Unterwaiden  nid  dem  Wald^ 
Zweiter  Band.     Stans  1892. 

Durch  Landratsbeschluss  vom  25.  Mai  als  offizielles  Gesetz- 
buch genehmigt.  Über  den  i.  Band  s.  vorjähr.  Übersicht  Nr.  50. 
Dieser  zweite  enthält  von  grösseren  Gesetzen  das  Personenrecht, 
das  Erbrecht,  die  Zivil-  und  die  Strafprozessordnung,  sonst  dann 
die  Einführungsgesetze  zu  Bundesgesetzen  und  neben  anderm  be- 
sonders die  alten  Verordnungen  Sachen-  und  nachbarrechtlicher 
Natur.  Die  Abfassung  eines  neuen  Sachenrechts,  worüber  schon 
1 868  K.  Deschwanden  einen  Entwurf  ausgearbeitet  hatte,  ist  übri- 
gens neuerdings  wieder  in  Behandlung  genommen  worden. 

59.  Verordnung  (des  Reg.-Rata  des  K.  Luzern)  betreffend 
das  Kantonsblatt.  Vom  12.  Oktober/28.  November.  (S.  d. 
Verordn.  des  R.  R.,  Heft  VII.   Kantonsbl.  Nr.  48.) 

Neue  Bestimmungen  über  Inhalt,  Zustellung,  Aufbewahrung 
u.  dgl.  des  Kantonsblattes. 


II.  Civilrecht 
1.  Personen-  und  F  a  m  i  1  i  e  n  r  e  c  h  t. 

60*  Voüziehungsdekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  zum 
Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1891  betreffend  die  civthrechüichen 
VerhäUrUsse  der  Niedergelassenen  und  AufenÜialter^  Vom  25. 
Mai.     (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  P.  XXXI  S.  172  ff.) 

61*  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Luzern)  über  Vollziehung 
des  Art.  36  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  civilrechtlichen  Ver- 
hCUtnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891. 
Vom  24.  Mai.     (S.  d.  G.,  VII  S.  224  f.) 

62.  Vollziehungsverordnung  (des  Landrats  des  K.  Uri)  zum 
Bundesgesetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisss  der  Nieder- 
gehissenen  und  Aufenthalter  vom  25  Juni  1891.  Vom  26.  Au- 
gust.    (Landb.  V  S.  66  ff.) 

63.  Vollziehungsverordnung  (des  Reg.- Rats  des  K.  Schwyz) 
zu  dem  Bundesgesetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  t?.  25.  Juni  1891.  Vom 
17.  Mai.     (Amtsbl.  Nr.  22.) 

ZeltBobr.  für  Sehircizerlflches  Rocht.    Nene  Folge  XII.  24 
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64«  Verordnung  (des  Kantonsrats  des  K.  Unterwaiden  ob 
dem  Wald)  betreffend  die  dvärechilichen  VerhcUtnisse  der  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter.  7oin  21.  April.  (Ges.  und  Ver- 
ordn.,  V  S.  448  S.) 

65.  Einfühmngsverordnung  (des  Eeg.-Bats  mit  Vollmacht 
des  Landrats  des  K.  Unterwalden  nid  dem  Wald)  zum  Bundes- 
gesetz  über  die  civürechüichen  Verhiätnisse  der  Niedergelassmen 
und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891,  Vom  2.  Januar  1893. 
(Amtsbl.  1893  Nr.  2.) 

66.  Vollziehungsverordnung  (des  Landrats  des  K.  Grlarus) 
zum  Bundesgesetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25,  Juni  1891.  Vom 
27.  Juli.     (Amtsbl.  Nr.  31.) 

67«  EinfUht^ngsbestimmungen  (des  Kantonsrats  des  K.  Zug) 
zum  Bundesgesetz  betreffend  die  civärechtUchen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter.  Vom  15.  Juni.  (S.  d.  G., 
VII  B.  290  ff.) 

68*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  eoncemant 
Vex6cuUon  de  la  loi  fMerale  sur  les  rapports  de  droit  <M 
des  citoyens  itabUs  ou  en  sejour.  Du  11  mai.  (Feuille  off. 
Nr.  26.) 

69.  Verordnung  (des  ßeg.-Rats  des  K.  Solothurn)  über 
die  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1891  betreffend 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen.  Vom  2. 
März.     (S.  d.  G.,  LXI  S.  129  f.) 

70«  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Baselstadt)  beireffend 
Einführung  des  Bundesgesetzes  über  die  civilrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter.  Vom  2.  Juni. 
(G.  S.,  XXII  S.  339  ff.) 

71«  Vollziehungsverordnung  (des  Reg.-Rata  des  K.  Basel- 
landsehaft)  zum  Bundesgesetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891. 
Vom  4.  Juni.     (Amtsbl.  I  Nr.  23.) 

72»  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Sohaffhausen)  über  die 
Vollziehung  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  civilrech^chen  Ver- 
hältnisse der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Jwu 
1891.     Vom  9.  Juli.     (Amtsbl.  Nr.  33.) 

73.  Kantonale  Vollzugsverfügungen  (des  Reg.-Rats  des  K. 
Appenzell  A.  Rh.)  zum  Bundesgesetze  betreffetul  die  civilrecht- 
lichen Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter.  Vom 
1.  September.     (A.  S.  der  Verordn.,  I  S.   172  ff.) 

74*  Einführungsbestimmungen  (des  Gr.  Rats  des  K.  Grau- 
bünden) zu  dem  am  1.  Juli  1892  in  Kraft  getretenen  Bmdes- 
gesetz  betreffend  die  civilrechtlichen   Verhältnisse  der  Niedergetas- 
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senen  und  Aufenthalter.  In  Kraft  getreten  am  1.  Dezember. 
(Amtsbl.  Nr.  48.) 

75»  Einführungsverordnung  (des  Gr.  Rats  des  K.  Aargau) 
zum  Bundesgeseiz  betreffend  die  chürechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891.  Vom 
29.  April.    (G.  S.,  N.  F.  III  S.  335  f.) 

76«  Beschluss  (des  Beg.-Rats  des  K.  Thurgau)  betretend 
Übertragung  von  Vormundschaften  an  die  Behörden  des  Wohn- 
sitzes,    Vom  5.  August.     (Amtsbl.  Nr,  62.) 

77*  Decreto  legislative  (del  Gr.  Cons.  del  o.  del  Ticino) 
in  punto  alle  domande  proposte  in  base  alla  legge  federale  sui 
rapporti  di  diritto  dvile  dei  domiciliati  e  dei  dimoranti.  Del  12 
novembre.    (Boll.  oflF.  delle  Leggi,  N.  S.  XVIII  p.  215  ss.) 

78.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  concernant  la  mise 
en  vigueur  dans  le  canton  de  Vaud  de  la  loi  f Mirale  du  25  juin 
1891  sur  les  rapports  de  droit  civil  des  citoyens  itablis  ou  en 
sSjour.    Du  6  mai.     (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  213  ss.) 

79«  Dicret  (du  (ir.  Cons.  du  c.  du  Valais)  concernant 
Vexicution  de  la  loi  föderale  du  25  juin  1891  sur  les  rapports 
de  droit  civä  des  citoyens  6tablis  ou  en  sejour.  Du  28  mai. 
(Bull.  off.  Nr.  25.) 

80.  Dderet  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchätel)  concernant 
la  mise  en  vigueur  de  la  loi  fed&rale  sur  les  rapports  de  droit 
civil  des  citoyens  dtablis  ou  en  sejour.  Du  18  mai.  (Nouv.  Reo. 
des  Lois,  VIII  p.  344  ss.) 

81»  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  concernant  Vap- 
pUcation  dans  le  canton  de  Oeneve  de  la  loi  fidirale  du  25  juin 
1891  sur  les  rapports  de  droit  civil  des  citoyens  dtabtis  ou  en 
sejour.    Du  2  avril.    (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p    147  ss.) 

Die  kantonalen  Gesetze  oder  Verordnungen  für  Einführung 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhaltnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter  haben  im  Wesentlichen  die 
Aufgabe,  gemäss  Art.  36  des  B.-Ges.  die  Behörden  für  Vollziehung 
der  Art.  14 — 16,  19,  20  und  37  desselben  zu  bezeichnen.  In 
einer  Beilage  zu  Nr.  35  des  Bundesblattes  von  1892  Band  IV 
(vom  24.  August)  ist  eine  tabellarische  Übersicht  dieser  Behörden 
aufgestellt  worden;  unter  Verweisung  darauf  scheint  es  überflüssig, 
hier  nochmals  diese  Behörden  für  jeden  Kanton  aufzuführen. 


82.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genöve)  modifiant  la  loi 
du  21  odobre  1885  sur  la  naturalisation  genevoise  et  la  renon- 
dation  ä  la  nationale  genevoise.  Du  20  janvier.  (Reo.  des 
Lois,  LXXVIII  p.  25  ss.) 
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Das  Gesetz  ist  der  Thatsache  entsprungen,  dass  Genf  von 
fremden  Elementen  überflutet  ist  und  es  notwendig  erschien,  die 
Erlangung  des  Bürgerrechtes  den  im  Kanton  geborenen  Fremden 
und  Schweizern  nach  Möglichkeit  zu  erleichtem.  Die  Gebühren 
werden  darum  herabgesetzt,  für  in  Genf  geborene  Schweizer  oder 
ihre  Nachkommen  auf  die  Kanzleigebühren,  für  andre  auf  lO  bis 
400  Fr.  und  für  Fremde  auf  50 — 1000  Fr.  Ausserdem  Bestim- 
mungen über  Wiederaufnahme  von  Witwen,  die  seiner  Zeit  durch 
ihre  Heirat  ihr  Genfer  Bürgerrecht  verloren  haben,  und  deren 
Kinder. 

Durch  Arrete  des  Staatsrats  ist  dann  dieses  Gesetz  nebst 
früheren  Modifikationen  von  1887  und  1889  in  das  Gesetz  vom 
21.  Oktober  1885  eingefügt  und  als  neues  Ganzes  publiziert  worden 
in  Rec.  des  Lois,  LXXVIII  p.  31  ss. 

83«  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Schafffaausen)  über  das 
Gemeindewesen  {Gemeindegeseiz).  Vom  9.  Juli.  (Amtsblatt 
Nr.  32.) 

Das  Gesetz  bezeichnet  sich  als  Ausführung  von  Art.  105  der 
Verfassung  von  1876,  nach  der  die  Einwohnergemeinden  in  poli- 
tischer Beziehung  an  Stelle  der  bisherigen  Bürgergemeinden  zn 
treten  hatten.  Der  Art.  8  der  Verfassung  hatte  demgemäss  auch 
die  Organisation  der  Gemeinden  der  Gesetzgebung  überwiesen. 
Ein  erster  Versuch  im  Jahre  1887  misslang,  das  damals  ausge- 
arbeitete Gesetz  unterlag  einem  Referendumssturm,  wie  es  scheint, 
weil  ihm  zu  grosse  Eingriffe  in  die  Selbständigkeit  der  Gemeinden 
und  das  Eingehen  in  zu  untergeordnete  Details  vorgeworfen  wur- 
den. Dieses  neue  Gesetz  von  nicht  weniger  als  218  Artikeln  blieb 
unbeanstandet.  Die  Berichterstattung  kann  sich  kürzer  fassen,  da 
es  sich  an  die  Gestaltung  des  Gemein  de  wesens,  wie  sie  in  neuerer 
Zeit  durch  die  ganze  Schweiz  ziemlich  übereinstimmend  herrschend 
geworden  ist,  eng  anschliesst. 

Erster  Teil.  Organisation.  Einwohnergemeinde  als  poli- 
tische und  Schulgemeinde;  Bürgergemeinde;  Kirchgemeinde.  — 
Grundsatz  der  Selbständigkeit  der  Gemeinden  innerhalb  der  Schran- 
ken der  Verfassung  und  der  Gesetze.  —  Ausscheidung  des  Ge- 
meindevermögens; den  Bürgergemeinden  soll  ein  angemessenes 
Armengut  nebst  den  rein  bürgerlichen  Stiftungen  bleiben;  erstercs 
wird  zunächst  aus  dem  bisherigen  Gemeindearmengut  gebildet  und 
muss  im  Fall  des  Bedürfnisses  aus  dem  Gemeindegute  entsprechend 
ergänzt  werden.  Streitigkeiten  hierüber  entscheidet  der  Regierungs- 
rat, sofern  sie  nicht  privatrechtlicher  Natur  sind. 

Zweiter  Teil.  Einzelne  Gemeinden.  Hier  etwa  her- 
vorzuheben: Die  Kirchen  mit  Zubehörde  sind  Eigentum  der  Ein- 
wohnergemeinden, somit  von  ihnen  auch  zu  unterhalten,  aber  den 
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Kirchgemeinden  ist  das  Benutzungsrecht  zugesichert.  Friedhöfe 
(und  somit  das  Beerdigungswesen)  stehen  ganz  unter  den  Ein- 
wohnergemeinden. Ihnen  fällt  ferner  zu:  Schulwesen,  Unterhalt 
der  Strassen  u.  dgl.,  Ortspolizei,  Feuer  wehr  wesen,  Einquartierungs- 
pflicht, Führung  der  öffentlichen  Bücher  (Kataster,  Civilstand, 
Vormundschaft).  Die  Einwohnergemeinde  umfasst  alle  Ortsein- 
wohner, Stimmberechtigt  sind  die  in  bürgerlichen  Rechten  stehen- 
den Ortsbürger  und  niedergelassenen  Kantons-  und  Schweizer- 
bürger. Ihre  Organe  sind  Gemeindeversammlung,  Einwohneraus- 
schuss  (fakultativ  für  gewisse  Wahlen  und  Verfügungen  über  Ge- 
meindegut) und  Gemeinderat  (wenigstens  5  Mitglieder).  Über  die 
Kompetenzen  dieser  Behörden,  sowie  Abhaltung  der  Gemeinde- 
versammlungen, Pflicht  zur  Teilnahme  daran,  Sitzungen  und  Ver- 
handlungen des  Gemeinderats  u.  s.  f.  sehr  ausführliche  Vorschriften. 
—  In  der  Bürgergemeinde  wiederholt  sich  das  alles  analog: 
Bürgerversammlung,  Bürgerausschuss  (fakultativ)  und  Bürgerrat. 
Erstere  beschliesst  über  Erteilung  des  Gemeipdebürgerrechts;  die 
Einkaufsgebühren  betragen  zu  Händen  der  Gemeinden  Fr.  400 
bis  1200,  und  zu  Händen  des  Staats  für  Ausländer  Fr.  300,  für 
Schweizer  andrer  Kantone  Fr.  100  Der  im  früheren  Entwurf 
enthaltene  Satz,  dass  Kantons-  und  Schweizerbürger  nach  zwanzig- 
jährigem Aufenthalt  in  einer  Gemeinde  auf  ihr  Begehren  unent- 
geltlich als  Bürger  aufzunehmen  sind,  ist  bloss  mit  der  Modifikation 
in  das  Gesetz  gelangt,  dass  zwar  die  Einkaufsgebühren  in  solchem 
Falle  wegfallen,  aber  über  das  Begehren  doch  abgestimmt  werden 
muss,  es  also  abgelehnt  werden  kann.  —  Die  Kirchgemeinden 
besorgen  das  Kirchenwesen  in  den  Kirchensprengeln  und  sind 
dafür  auf  den  Ertrag  des  Kirchenguts  und  nötigenfalls  auf  Kirchen- 
steuern angewiesen. 

Dritter  Teil..  Gemeindeverwaltung.  Ein  Überschuss  des 
Ertrags  des  Einwohnergemeindegutes  über  die  jährlichen  Bedürf- 
nisse der  Einwohnergemeinde  ist  an  die  Bürgergemeinde  auf  deren 
Verlangen  zu  verabfolgen.  Dies  kann  auch  in  Form  von  Natural- 
leistungen geschehen.  Reglemente  über  das  Recht  des  Bezugs 
von  Bürgernützen  sind  vom  Regierungsrat  zu  genehmigen.  Stif- 
tungsgüter sind  nach  den  Bestimmungen  des  Privatrechts  zu  ver- 
walten und  zu  verwenden.  Amortisation  der  Gemeindeschulden 
ist  den  Gemeinden  zur  Pflicht  gemacht.  Ausführliche  Bestimmungen 
über  das  Rechnungs-  und  Archivwesen  der  Gemeinden. 

Vierter  Teil.  Steuerwesen  der  Gemeinden.  Steuern 
dürfen  nicht  erhoben  werden  von  der  Einwohnergemeinde,  so- 
lang an  die  Bürgergemeinde  Ertragsüberschüsse  abgeliefert,  von 
der  Bürgergemeinde,  solang  den  Bürgern  Nutzungen  verabreicht 
werden. 
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Fünfter  Teil.  Das  Armenwesen.  Der  Bürgergemeinde 
li^  die  Unterstützung  ihrer  Angehörigen  ob,  der  Einwohner* 
gemeinde  die  Besorgung  der  nach  Bundesrecht  und  nach  den 
Staats  vertragen  zu  gewährenden  sowie  derjen^en  Armen  Unter- 
stützung, welche  weder  durch  Gesetz  noch  durch  Staatsverträ^e 
geregelt  ist.  Die  Heimatgemeinden  sind  innerhalb  des  Kantons 
für  Armenunterstützungen,  die  ihre  Angehörigen  von  der  Wohn- 
ortsgemeinde erhalten  haben,  ersatzpflichtig;  über  Anstände  ent- 
scheidet der  Regierungsrat  Beteiligung  des  Staats  am  Armenwesen 
in  bestimmten  Schranken  (Art.   158  ff.). 

Sechster  Teil.  Aufenthalt  und  Niederlassung.  Als 
Aufenthalter  wird  definiert,  wer  sich  nicht  länger  als  ein  Jahr  in 
einer  Gemeinde,  die  nicht  seine  Heimatgemeinde  ist,  aufhält,  ohne 
daselbst  Grundbesitz  zu  haben,  eigenes  Gewerbe,  eigenen  Beruf 
oder  Haushaltung  zu  führen,  eine  öfifentliche  Stelle  oder  eine 
feste  Anstellung  in  einem  Privatgeschäfte  zu  bekleiden.  Nieder- 
gelassener ist,  wer  eine  dieser  Bedingungen  erfüllt  oder  mehr  als 
ein  Jahr  ununterbrochen  Aufenthalt  in  der  Gemeinde  genommen 
hat.  Ausnahmen  für  Dienstboten,  Gesellen,  Arbeiter  ohne  eigenen 
Haushalt,  Schüler  u.  dgl.  Dann  Vorschriften  über  Aufenthalts- 
und Niederlassungsbewilligung. 

Siebenter  Teil.     Ausübung  des  Aktivbürgerrechts. 

Achter  Teil.  Allgemeine  Bestimmungen.  Amtsdauer, 
Verantwortlichkeit,  Besoldung  der  Beamten,  Oberaufsicht  des  Re- 
gierungsrats als  oberster  Verwaltungsbehörde  (nötigenfalls  staatliche 
Bevormundung  von  Gemeinden,  die  zu  Selbstverwaltung  unfähig^ 
sind;  Bevogtigungsverfahren). 

Neunter  Teil.  Rechtsmittel.  Rekursrecht  an  den  Re- 
gierungsrat  gegen  alle  Beschlüsse  der  Gemeindeversammlungen  und 
der  Gemeinderäte;  Frist  zehn  Tage. 

Zehnter   Teil.     Übergangs-    und    Ausführungsbestim 
mungen. 

84.  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  beireffend  die  Ab- 
teilung von  Kirchgemeindem  in  mehrere  politische  Versammlungen. 
Vom  27.  September.  (Ges.,  Dekr.  u.  Verordn.,  N.  «?.  XXXI  S. 
382  ff.) 

85«  Gesetz  (des  Gr.  £ats  des  K.  Basel-Stadt)  beireffend 
die  Übernahme  der  Geschäfte  der  Einwohnergemeinde  Klein^ 
hüningen  durch  die  staaPichen  Organe.  Vom  21.  April.  (G.  S., 
XXII  S.  325  ff.) 

Der  erste  Schritt  zur  völligen  Inkorporation  Kleinhüningens 
in  die  Stadt  Basel.  Eine  solche  iindet  Schwierigkeiten  wegen  der 
dadurch  eintretenden  Belastung  der  städtischen  Armenanstalten, 
und    dieser  Punkt    soll    in   und   mit  der  Neuordnung  des  Armen- 
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Wesens,  welche  durch  die  Verfassung  nunmehr  gefordert  ist,  be- 
reinigt werden.  Vorderhand  werden  nun  nur  die  Geschäfte  der 
Einwohnergemeinde  Kleinhüningen  den  staatlichen  Organen  (die 
ja  zugleich  die  Organe  der  Einwohnergemeinde  Basel  sind)  über- 
geben. 

86.  Partialrevision  (der  Landsgemeinde  des  K.  Appenzell 
A.  Rh.)  der  Kantonsverfassung.     Vorn  24.  April. 

Die  Revision  betrifft  Aufnahme  eines  Art  i6^'*,  wodurch  die 
Unterstützung  von  Gemeinden,  die  ökonomisch  ungünstig  situiert 
sind,  Seitens  des  Staats  vorgesehen  wird.  Dem  Kantonsrate  wird 
die  nähere  Feststellung  durch  Verordnung  übertragen. 

87.  Decreto  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Ticino)  modißcante 
l'art.  13  della  legge  22  maggio  1891  sulle  elezioni  detle  Munici* 
paUtä,  Del  16  gennajo.  (Bell.  off.  delle  Leggi,  1892  N.  S. 
XVill  p.  33  88.) 

Betrifft  eine  kleine  Änderung  in  der  Anwendung  des  Proportional- 
wahlverfahrens für  die  Wahl  der  zwei  Suppleanten. 

88.  Verordnung  (des  Landrats  des  K.  Üri)  über  das  Steuer- 
wesen  der  Gemeinden.  Vom  24.  November,  (Landb.  V  S. 
75  ff) 

89.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  sur  les  impositions 
communales.     Du   20   fövrier.     (Reo.    des  Lois,    LXXXIX   p. 

100    88.) 

Zur  Erhebung  von  Gemeindesteuern  ist  die  Ermächtigung  des 
Grossen  Rats  erforderlich;  diese  Ermächtigung  ist  solchen  Ge- 
meinden zu  verweigern,  die  ihren  Angehörigen  Nutzungen  verteilen. 
Die  Gemeindesteuern  sollen  Liegenschaften,  Fahrnis  und  Erwerb 
zugleich  betreffen. 

90.  Dekret  (der  Landsgemeinde  des  K.  Uri)  betreffend 
Änderung  des  Art,  19  der  Verfassung.  Vom  1.  Mai.  (Landb. 
V  S.  52.) 

In  den  Gemeinden  soll  künftig  (wie  bisher  schon  an  der 
Landsgemeinde)  das  offene  Handmehr  gelten. 

91.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Luzern)  betreffend 
die  unentgellHche  Verpflegung  atmer  Durchreisender,  Vom  19. 
November  1890.  Vom  Gr.  Rate  genehmigt  den  16.  Februar 
1892.     (S.  d.  Verordn.  des  R.  R.  Heft  VII  S.  59  ff.) 

Ausführung  von  §  24  des  Armengesetzes  vom  21.  November 
1889. 

92.  Zusatz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Appenzell  I.  Rh.)  zum 
JI.  Abschnitt  der  Polizei- Verordnung.  Vom  25.  November. 
(Bes.  ,gedr.) 

Betrifft  die  Verpflegung  armer  Durchreisender,  woran  sich  der 
Staat  mit  seinem  Anteil  aus  dem  Alkoholzehntel  beteiligt. 
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93*  Erkanntnis  (des  Korporationsrats  von  üri)  betreffend 
Bürgernutzen.     Vom  22.  Oktober.     (Landb.  V  S.  79.) 

Korporationsbürger  von  Uri,  die  für  sich  einen  eigenen  Haus- 
halt bilden  und  eigene  oder  gemietete  Wohnungen  haben,  sind 
zum  Bezug  des  Bürgernutzens  (Holz  und  Gärten)  berechtigt^  auch 
wenn  sie  „an  die  Kost  gehen",  d.  h.  ihre  Speisen  nicht  selbst 
bereiten  noch  durch  Andere  in  ihrer  Wohnung  bereiten  lassen. 

94*  Verordnung  (des  lieg  -Rats  des  K.  St.  (rallen)  «6«" 
den  Wasserwehrdienst  am  Rhein,  Vom  19.  Juli.  (G.  S.,  N.  F. 
VI  S.  227  ff.) 

Die  Wehrdienstpflicht  lastet  auf  der  Löschmannschaft  der 
politischen  Gemeinden  des  Rheingebietes  Einlassliche  Vorschriften 
namentlich  über  die  Massregeln  bei  Hochwassergefahr. 


95»  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  sur  l'enfance 
abandonnde.  Du  3o  mars.  (Reo.  des  Lois,  LXXVJIl  p. 
127  SS.) 

Fortsetzung  der  durch  das  Gesetz  über  die  väterliche  Gewalt 
von  1891  (diese  Zeitschr.  N.  F.  XI  S.  394)  begonnenen  Be- 
strebungen zur  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  der  Jugend.  Dem 
Staat  wird  das  Recht  zugesprochen,  moralisch  und  physisch  ver- 
wahrloste Kinder  von  Genfern  und  in  Genf  wohnhaften  Schweizern, 
sowie  von  in  Genf  wohnhaften  Ausländern,  mit  deren  Lande  be- 
sondere Verträge  bestehen  und  die  oder  deren  Heimat  eine  Pension 
zahlen,  unter  seine  Obhut  zu  nehmen,  nötigenfalls  bis  zum  18. 
Altersjahre.  Nicht  einwilligende  Eltern  können  gerichtlich  zur 
Überlassung  der  Kinder  genötigt  werden,  bleiben  aber  zu  Bei- 
trägen an  den  Unterhalt  derselben  verpflichtet.  Die  Fürsorge 
wird  von  einer  Centralkommission  von  15  Mitgliedern  (Staats- 
anwalt, Polizeidirektor,  7  vom  Staatsrat  und  6  vom  Grossen  Rat 
gewählte  Mitglieder)  in  oberster  Instanz  geleitet,  sie  ist  handlungs- 
fähige, namentlich  Schenkungen  anzunehmen  fähige  juristische  Person. 
Sie  plaziert  die  Kinder  mit  Hülfe  der  Gemeinderäte.  Auch  kann 
sie  sich  durch  Quartierkomites  unterstützen  lassen.  Die  Versorgung 
erfolgt  entweder  in  einer  zu  diesem  Zweck  errichteten  staatlichen 
Anstalt  oder  in  braven  Familien.  Die  Kosten  werden  genommen 
aus  dem  Alkoholzehntel,  den  Beiträgen  der  Eltern,  Geschenken, 
Kollekten  und  nötigenfalls  aus  dem  Staatsbudget.  (Der  Staats- 
rat hat  die  Kosten  auf  ca.  50,000  Fr.  berechnet  und  die  Zahl  der 
Kinder,  denen  ihre  Familie  keinerlei  Fürsorge  widmet,  auf  etwa 
600  geschätzt.) 
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96*  Vormundschaftsgesetz  (der  Landesgemeinde  des  K.  Dri). 
Vom  1.  Mai.     (Landb.  V.  S.  29  ff.) 

Wenn  man  dieses  neue  Gesetz,  das  mit  allem  Apparat  moderner 
Gesetzgebungsroutine  ausgerüstet  einherschreitet ,  mit  den  paar 
Sätzen  Über  Bevogtete,  Vormundschaft  und  Waisenämler  im  Land- 
buch von  1823  (I  S.  98  ff.)  vergleicht,  so  erstaunt  man  über  die 
völlige  Wandelung  des  juristischen  Denkens,  die  in  den  Köpfen 
der  biderben  Urner  Landleute  vor  sich  gegangen  sein  muss,  und 
verwundert  sich  nicht  mehr  über  den  schwachen  Widerstand,  den 
die  Idee  voller  Rechtscentralisation  findet. 

Vormundschaftsfälle.  Die  Vormundschaft  ist  ordent- 
liche oder  ausserordentliche.  Ordentliche  über  Minderjährige,  die 
nicht  unter  ehemännlicher  oder  väterlicher  Vormundschaft  stehen; 
über  Volljährige,  die  wegen  Verschwendung  oder  ungeschickter, 
ihre  Familie  gefährdender  Vermögensverwaltung,  oder  geistiger  oder 
körperlicher  Gebrechen  zur  Besorgung  ihrer  ökonomischen  Interessen 
unfähig  sind;  über  solche,  die  sich  freiwillig  unter  Vormundschaft 
stellen ;  über  unbekannt  Abwesende  und  erforderlichen  Falls  dauernd 
Abwesende  mit  bekanntem  Aufenthalt;  über  Zuchthaussträflinge 
und  zu  längerer  Arbeitsstrafe  Verurteilte;  über  Nutzniessungsgut 
bei  vorhandener  Gefährde.  Die  eheliche  und  die  väterliche  Vor- 
mundschaft über  die  Ehefrau  und  die  Kinder  ersetzt  die  ordent- 
liche, hört  aber  auf,  wenn  ihr  Inhaber  in  Konkurs  gerät  oder 
fruchtlos  gepfändet  oder  selbst  bevormundet  wird.  In  letzterem 
Falle  kann  sein  Vormund  auch  als  solcher  seiner  Familie  bestellt 
werden.  Ausserordentliche  Vormundschaft  tritt  ein,  wenn  die  ehe- 
liche oder  die  väterliche  oder  die  ordentliche  ^nicht  ausreicht"; 
ferner  bei  notwendig  werdender  Ausscheidung  des  Vermögens 
minderjähriger  Kinder  (z.  B.  bei  Wieder  Verheiratung  eines  Eltern- 
teils), für  Abschluss  von  Verträgen  mit  dem  Vormund,  für  Wahrung 
von  Mündel  in  ter  essen,  die  den  Interessen  des  Vormunds  wider- 
streben, für  ungeborene  Leibesfrucht  und  für  ausserehelich  schwan- 
gere Personen,  deren  Interessen  nicht  sonst  gewahrt  werden,  über- 
haupt wenn  vorübergehende  Vertretung  einer  Person  notwendig 
erscheint.  In  allen  Fällen  ordentlicher  und  ausserordentlicher  Vor- 
mundschaft ist  sie  vom  Gemeinderat  von  Amts  wegen  anzuordnen 
und  sind  die  Vormünder  durch  die  verfassungsmässigen  Vormund- 
schaftsbehörden zu  ernennen.  Wird  Vormundschaft  in  Folge  Todes- 
falls nötig,  so  hat  der  Gemeinderat  durch  das  Waisenamt  die  Ver- 
lassenschaft inventieren  zu  lassen.  In  diesem  Falle  sowie  bei  Ein- 
tritt geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  sollen  die  nächsten  Ver- 
wandten dem  Gemeinderate  des  Wohn-  und  des  Heimatsorts  An- 
zeige davon  machen.  Die  Vormundschaftsbestellungen  bedürfen 
der  Genehmigung  des  Regierungsrats,  an  den  sowohl  Bevormundeter 
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als  Vormund  rekurrieren  können.  Vom  regierungsrätlichen  Be- 
schlüsse an  datiert  die  (im  Amtsblatt  zu  publizierende)  Bevor- 
mundung, doch  ist  schon  mit  Einleitung  des  Bevormundungsver- 
fahrens dem  davon  Betroffenen  die  Verfügung  über  sein  Vermögen 
bei  Strafe  untersagt.  Die  Ehefrau,  die  heimatliche  Armenbehörde 
und  die  Verwandten  zweiten  Grades  Vater-  und  Muttermark  der 
Ehefrau  sind  befugt,  vom  Ehemann  Sicherstellung  des  Frauenguts 
zu  fordern,  wenn  er  es  in  Gefahr  bringt,  doch  wird  dadurch  die 
eheliche  Nutzniessung  des  Mannes  nur  insoweit  beschränkt,  als  es 
der  standesgemässe  Unterhalt  von  Frau  und  Kindern  bedingt 
Jederzeit  kann  die  Ehefrau  vom  Manne  ein  vollständiges  Inveotar 
über  ihr  Vermögen  verlangen.  Dem  Vater  wird  die  Vormund- 
schaft über  die  Kinder  entzogen  bei  gröblicher  Vernachlässigung 
ihres  Unterhalts  und  ihrer  Erziehung  und  bei  oflfenbarer  Gefährdung 
ihrer  Rechte  und  Interessen,  sei  es  auf  Antrag  der  Verwandten, 
sei  es  von  Amts  wegen.  Die  Vormundschaft  wechselt  in  der 
Regel  alle  zwei  Jahre  unter  den  dazu  geeigneten  männlichen  Ver- 
wandten Vatermark  bis  in  den  3.  Grad,  Mangels  solcher  geht  sie 
an  die  Verwandten  Muttermark  bis  in  den  2.  Grad  über.  Eine 
Vormundsbestellung  kann  unterbleiben,  wenn  die  Mutter  Gewähr 
für  Erfüllung  der  bezüglichen  Pflichten  bietet.  Ein  vom  Vater 
letztwillig  erbetener  Vormund  ist  als  solcher  anzuerkennen,  falls 
er  dazu  geeignet  ist.  Ein  Vormund,  der  die  Wahl  anzunehmen 
weigert,  niuss  doch  bis  zum  Entscheide  darüber  die  dringenden 
Geschäfte  besorgen  bei  Haftbarkeit  für  Schaden. 

Inhalt  der  Vormundschaft.  Der  Vormund  verwaltet 
das  Mündelvermögen  (ausser  Wertschriften,  welche  in  die  Waisen- 
lade abzugeben  sind)  als  guter  Hausvater  und  legt  alle  zwei  Jahre 
dem  Waisenamte  Rechnung  ab.  Er  sorgt  für  gute  Erziehung  des 
Mündels  und  ist  dessen  Vertreter  nach  aussen.  Spargut  und  die 
zu  freier  Verfügung  gemachten  Geschenke  erhält  der  Mündel  zu 
freier  Verwendung.  Wird  ihm  der  selbständige  Betrieb  eines  Be- 
rufs oder  Geschäfts,  wenn  auch  nur  stillschweigend,  gestattet,  so 
sind  seine  diesbezüglichen  Handlungen  rechtsverbindlich.  Sonst 
sind  Verbindlichkeiten,  die  der  Mündel  ohne  Vorwissen  des  Vor- 
munds eingeht  ungiltig  „und  ist  derselbe  überdies  strafbar**  (!).  Die 
Waisen  Vögte  und  Vormünder  haften  dem  Mündel  für  absichtlich 
verschuldeten  Schaden  zehn,  für  fahrlässig  verschuldeten  fünf  Jahre 
lang  von  Niederlegung  des  Amtes  an.  Dem  Vormund  bestimmt 
der  Gemeinderat  für  seine  Mühewalt  eine  billige  Entschädigung; 
Waisenvogt  und  Schreiber  beziehen  feste  Taxen, 

Vormundschaftsbehörden.  Zunächst  der  Gemeinde- 
rat des  Heimatortes;  der  des  Wohnorts  kann  die  Vormundschaft 
übernehmen,  wenn  sie  ihm  die  Heimatbehörde  abtreten  wUl.  doch 
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soll  er  bei  Todesfällen  u  dgl.  in  seiner  Gemeinde  die  vorläufigen 
Anordnungen  treffen  und  bei  der  Heimatgemeinde  nötig  werdende 
Vormundschaftsbestellungen  anregen.  Der  gemeinderätlichen  Ge- 
nehmigung bedürfen  i.  alle  Rechtsgeschäfte  (Kauf,  Verkauf,  Tausch, 
Hypothecierung)  über  Liegenschaften;  2.  Kauf^  Verkauf  und  Tausch 
wertvoller  Fahrnisse  und  Familienstücke;  3.  Verkehr  mit  Kapitalien 
(Kontrahierung  und  Aufkündung);  4.  Antritt  und  Ausschlagung 
von  Erbschaften,  Erbteilungen  und  Erbauskäufe;  5.  erhebliche 
Bauten;  6.  Pacht-  und  Mietverträge;  7.  Aushingabe  waisenamtlich 
verwalteter  Vermögensteile;  8.  Bürgschaften,  Stiftungen  und  letzt- 
willige Verfügungen;  9.  Beteiligung  an  Handels-  und  Gewerbsge- 
sellschaften und  Rücktritt  von  solchen ;  i  o.  Versorgung  ausserhalb 
des  Kantons  und  Leibgedingsverträge ;  11.  Kost-  und  Lehrakkorde ; 
12.  Vergleiche  und  Prozesse.  Die  unter  Nr.  i,  7  und  8  ge- 
nannten Rechtsgeschäfte  und  Erbauskäufe  bedürfen  ausserdem  noch 
der  Genehmigung  des  Regierungsrats,  an  den  zudem  alle  vormund- 
schaftlichen Geschäfte  rekurriert  werden  können,  und  zwar  vom 
Vormund  oder  vom  Waisenamt  oder  vom  Mündel  oder  von  dessen 
steuerpflichtiger  oder  erbberechtigter  Verwandtschaft.  Anstände 
über  Rechtsgültigkeit  eines  Geschäfts  entscheidet  das  Gericht.  Die 
Gemeinderäte  haben  ein  genaues  Protokoll  über  ihre  Verrichtungen 
zu  führen,  die  deponierten  Werttitel  in  einer  Waisenlade  zu  ver- 
wahren, den  aus  ihrer  Pflicht  Vernachlässigung  am  Waisengute  ent- 
stehenden Schaden  zu  ersetzen,  Inventarien  u.  s.  f.  geordnet  im 
Archiv  aufzubewahren  und  ein  Waisenbuch  zu  führen.  Nähere 
Vorschriften  über  Ablegung  und  Abnahme  der  Vormundschafts- 
rechnung. Die  Haftpflicht  der  Waisenämter  und  Gemeinderäte 
dauert  zehn  Jahre.  Die  Waisenvögte  erledigen  Teilungen,  Prozesse, 
Käufe  und  Verkäufe  und  die  bei  der  Waisenrechnung  sich  er- 
gebenden Anstände.  Von  Zeit  zu  Zeit  regierungsrätliche  Inspektion 
der  Waisenladen  und  der  Rechnungsführung. 

Ende  derVormundschaft.  Die  Vormundschaft  über 
Minderjährige  erlischt  durch  Verheiratung  (ohne  dass  bei  Ver- 
wittwung  eines  minderjährigen  Ehegatten  wieder  Bevormundung 
eintritt),  und  durch  die  Jahrgebung;  die  über  Volljährige,  sobald 
der  Grund,  der  sie  veranlasst  hat,  wegfällt  (dann  unter  Publikation 
im  Amtsblatte);  die  über  Abwesende  bei  Rückkehr,  Vollmacht- 
erteilung eines  solchen  an  einen  Dritten,  Todeserklärung.  Der 
Mündel  erhält  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  sein  Vermögen 
und  auf  Verlangen  Abschrift  alller  Rechnungen  ausgehändigt  und 
hat  dafür  Empfangschein  auszustellen. 

97.  Volhugsterordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  St.  Gallen) 
zu  dem  Gesetze  über  das  Vormundschaf iswesen.  Vom  20.  Juni. 
(G.  S.,  N.  F.  VI  S.  189  ff.) 
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Ober  das  Gesetz  vom  i.  Juli  1888  s.  diese  Zeitschr.  N.  F. 
VIII  S.  439  Nr.  48.  Die  Verordnung  giebt  zunächst  Vorschriften 
über  Einrichtung  und  Handhabung  des  Schirmkastens,  sodann  über 
das  Verfahren  bei  Adoptionen,  Adoption  kann  nur  von  Personen, 
die  im  Kanton  St.  Gallen  heimatberechtigt  sind,  eingeleitet  werden, 
und  zwar  von  auswärts  wohnenden  bei  dem  Waisenamt  der  Hei- 
matgemeinde, von  im  Kanton  wohnenden  bei  dem  des  Wohn- 
orts. Gleiches  gilt  für  Begehren  um  Auflösung  des  Adoptions- 
verhältnisses. Die  Adoption  wird  von  Amts  wegen  in  die  Civil- 
standsregister  eingetragen.  Sodann  Legitimation  ausserehelicher 
Kinder:  solche  Gesuche  hat  der  Vater  an  das  Waisenamt  seiner 
Heimatgemeinde  zu  richten,  welches  das  Weitere  besorgt  Weiter 
Vorschriften  über  die  Vermögensverwaltung  der  Vormünder  (In- 
ventare,  Vormundschaftsrechnungen,  wofür  am  Schlüsse  auch  For- 
mulare beigegeben  sind).  Hierauf  Ausführungsbestimmungen  für 
Art.  20  des  B.-Ges.  betr.  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen:  die  dort  vorgesehene  Erklärung  über  Wahl  des 
heimatlichen  ehelichen  Güterrechts  ist  dem  Waisenamte  des  neuen 
Wohnorts  einzugeben  (bei  Verweigerung  der  Genehmigung  durch 
dieses  ist  Rekurs  an  den  Regierungsrat  statthaft).  Ferner:  bei 
Erwirkung  einer  Ausscheidung  und  Sicherstellung  des  Frauenguts 
(Art,  loi  und  102  des  Vormundschaftsgesetzes)  ist  dem  Waisen- 
amt des  Wohnorts  hievon  Anzeige  zu  machen,  und  zwar  durch 
den,  der  dies  erwirkt  hat.  —  Die  kantonale  Gerichtsinstanz  in  den 
Fällen  der  Art.  14  und  15  des  B.-Ges.  betr.  die  civilrechtlichen 
Verhältnisse  ist  das  Kantonsgeiicht. 


2.  Sachenrecht. 

98«  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  die 
Bauart  von  Gebäuden  in  Ortschaften,  welche  dem  Föhnsturm  aus- 
gesetzt  sind.     Vom  13.  Januar,     (lies.,    Dekr.    und    Verordn., 

N.  F.  XXXI  S.  4  fr.) 

9J).  Amff'ihrungsbestimmungen  (des  Gr.  Rats  des  K.  Grau- 
bünden) s^um  Gesetz  über  Einführung  der  harten  Bedachung. 
In  Kraft  getr.  am  1.  Dezember.     (Amtsbl.  Nr.  48.) 

Präzisierung  der  Reparaturen,  bei  denen  gleich  wie  bei  Neu- 
bauten harte  Bedachung  notwendig  wird,  und  der  Ausnahmen. 
Die  Gemeinden,  auf  deren  Eigentum  sich  Material  zu  harter  Be- 
dachung vorfindet,  erhalten  kantonale  Subventionen  an  die  Kosten 
der  Abdeckung  und  Erstellung  von  Zufahrten,  müssen  aber  das 
Material,  soweit  sie  es  nicht  selbst  brauchen,  auch  an  andre  Ge- 
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melnden  und  Privaten  abgeben,  Gemeinden,  aus  deren  Waldungen 
bisher  statutarisch  oder  übungsgemäss  ein  Holzbezug  für  Schindel- 
bedachung stattgefunden  hat,  müssen  für  die  Umwandlung  weicher 
in  harte  Dächer  Beiträge  verabreichen. 

100.  ArrSti  (du  Cons.  d*Etat  du  c.  de  Genfeve)  relatif  ä 
rHabUssement  des  troitoirs  sur  les  routes  cantonales.  Du  22  oiars. 
(Rec.  des  Loia,  LXXVIII  p.  109.) 

Betrifft  den  Staatsbeitrag  an  die  Trottoirs. 

lOL  Arreli  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Fribourg)  däer- 
minant  les  formalMs  ä  rempUr  en  cas  de  demandes  de  conces- 
sion  de  prise  d'eau  et  les  pidces  ä  produire  ä  tapptn  de  ces 
demandes.  Du  26  avril.  (Bull.  off.  des  Loia,  LXi.  Feuilie 
off.  Nr.  18.) 

Solche  Begehren  um  Wasserableitungen  aus  öffentlichen  Ge- 
wässern zur  Gewinnung  hydraulischer  Kräfte  sind  an  die  Präfektur 
des  Distrikts  zu  richten,  unter  Vorlegung  genauer  Pläne  u.  s.  w. 

102.  Gesetz  (des  Kantonsrats  des  K.  Solothurn)  betreffend 
Taxation  der  staatlich  konzedierten  Wasserfallrechte.  Vom  1. 
Dezember  1891.  Angenommen  in  der  Volksabstimmung  vöm 
3.  April  1892.     (S.  d.  G.,  LXI  S.  74  ff.) 

Bis  dahin  herrschte  ziemliche  Ungleichheit;  die  Wasserkraft 
soll  nun  nach  einem  festen  Massstab  berechnet  und  von  der  Pferde- 
kraft eine  Taxe  von  3  bis  6  Fr.  per  Jahr  erhoben  werden. 

103^  ArrM  dißnitif  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Genfeve) 
classant  les  cours  d'eau  existant  dans  le  Canton,  Du  IL  juin. 
(Rec.  des  Lois,  LXXVIII  p.  232  ss.) 

104.  Verordnung  (des  Ueg.-Kats  des  K.  Zug)  hetrejjend 
Erstellung  uwi  Besdtigung  von  Stacheldraht- Zäunen.  Vom  21. 
Dezember  1891.     (S.  d.  ii,,  VII  S.  270  f.) 

Völliges  Verbot  solcher  Einfriedungen. 


105.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud")  modifiant  l'ar- 
ticle  14  de  la  loi  du  6  mai  1H86  conccmant  Ventree  en  mgueur 
des  lois  sur  t'inscription  des  droits  riels  et  sur  le  cadastre.  Du 
21  novembre.     (Rec.  des  Lois,  LXXXIX  p.  418  ss.) 

106»  Loi  (du  meme)  modifiant  les  articles  29,  36,  37  et 
41  de  la  loi  transitoire  pour  la  mise  en  vigueur  de  celle  sur 
Vinscription  des  droits  riels,  da  31  aoüt  1882.  Du  21  novembre. 
(Ibid.  p.  420  SS.) 

Nr.  105  betrifft  den  Zeitpunkt  für  die  Erstattung  der  Trian- 
gulation skosten  durch  die  Gemeinden  an  den  Staat.  Nr.  106  giebt 
neue  Bestimmungen  für  das  Verfahren,  das  behufs  Verifikation  der 
alten  Servituten,    die   nun   in   das  Grundbuch  eingetragen  werden 
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sollen,  stattfindet.  £ine  besondere  Kommission  für  jede  Gemeinde 
soll  durch  Verhandeln  mit  den  Parteien  die  Bereinigung  erzielen 
und  falls  sie  nicht  gelingt,  die  Parteien  an  das  Gericht  weisen. 

107»  Arr^ii  (du  Cons,  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  «w  2a 
diiignaÜQn  des  actes  translatifs  de  propriite.  Du  19  ayril.  (Bec. 
des  Loia,  LXXXIX  p.  195  ss.) 

Genaue  Vorschriften  über  die  Angaben,  welche  von  den 
Notarien  bei  Eigentumsübertragungen  von  Liegenschaften  und  bei 
Errichtung  von  Immobiliarrechten,  von  den  Friedensgerichtsschreibern 
bei  Erbfällen,  von  den  Betreibungsbeamten  bei  geiichtlichen  Ver- 
steigerungen von  Liegenschaften  dem  Grundbuchverwalter  Behufs 
Eintragung  im  Grundbuche  zu  machen  sind« 

108*  Rei>ision  (der  Landsgemeinde  des  K.  Glarus)  von 
Art.  8  der  Kantonsverfassung,     Vom  8.  Mai. 

In  diesem  Artikel,  der  das  Prinzip  der  Unverletzlichkeit  des 
Eigentums  und  der  Entschädigungspfiicht  für  Expropriation  aus- 
spricht, wird  geändert,  dass  das  Expropriationsrecht  von  Gesell- 
schaften oder  Privaten  nun  auch  gleich  dem  von  Staat  und  Ge- 
meinden durch  Gesetz  geregelt  werden  soll,  während  bisher  der 
Landsgemeinde  zugestanden  hatte,  in  jedem  einzelnen  Falle  Ge- 
sellschaften und  Privaten  Expropriationsrecht  zu  gewähren. 


109.  Orossratsbeschluss  (des  K.  Baselstadt)  betreffend  die 
partielle  Bereinigung  der  Servituten  des  Grundbuchs»  Vom  2.  Juni. 
(G.  S.,  XXII  S.  346.) 

Bei  der  ersten  Anlegung  des  Grundbuchs  sind  manche  da- 
mals angemeldete  Servituten  aus  teilweis  sehr  alten  Dokumenten 
in  deren  höchst  unklaren  Fassung  eingetragen  worden.  Der  Re- 
gierungsrat wird  nun  ermächtigt,  diese  Unklarheiten  durch  neue 
Redaktionen,  welche  natürlich  von  den  Beteiligten  nötigenfalls  ge- 
richtlich angefochten  werden  können,  zu  ersetzen. 

HO*  VoUziehungsverordnung  (des  Eantonsrats  des  Kts. 
Appenzell  A.  Rh.)  zum  Gesetze  über  die  Liegenschaften  im  K. 
Appenzell  A,  Rh.  betreffend  dcw  Servitutenwesen,  Vom  22.  No- 
vember.    (A.  S.  d.  Verordn.,  I  S.  188  ff.) 

Die  Servituten  sind  neu  zu  verschreiben  und  zu  protokollieren. 
Zur  Einleitung  dieser  Scrvitutenbereinigung  ist  wo  nötig  eine  Er- 
neuerung der  Hausnumerierung  vorzunehmen.  Die  Bereinigung 
erfolgt  unter  Leitung  von  Persönlichkeiten,  die  von  den  Gemeinde- 
räten gewählt  und  kontroliert  werden.  Über  Alles  hat  der  Re- 
gierungsrat die  Oberaufsicht.  Der  mit  der  Bereinigung  Beauftragte 
macht  nach  Anhörung  der  Parteien  einen  Entwurf  für  Redaktion 
der  Servitut,    gegen    den    die  Parteien  binnen  Frist  von  drei  Mo* 
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naten  Einspruch  erheben  können,  widrigenfalls  die  Servitut  in  dieser 
Fassung  in  das  neue  Protokoll  eingetragen  wird.     Ein 

111.  Kreisschreiben  (des  Beg.-Hats  des  K.  Appenzell  A. 
Rh.)  an  die  Oemeinderäte  betreffend  das  ServUutenwesen,  (Das. 
S.  193  ff.) 

hebt  folgende  Punkte  hervor:  der  Servitutenverschreibung 
sollen  vorangehen  die  Markenbereinigung  (bis  Ende  Mai  1893) 
und  wo  nötig  die  neue  Häusernumerierung.  Für  die  Servituten 
wird  Gruppierung  unter  die  Haupttitel:  Wasserrechte,  Bäume  und 
Waldungen,  Häge,  Baurechte  und  Hausservituten,  und  Fahr-  und 
Wegrechte  empfohlen.  Dann  noch  Weisungen  über  die  Beweis- 
stücke und  die  Form  der  Protokollierung. 

112»  Nachtragsgesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  St.  Gallen) 
zum  Gesetze  über  Grenzverhältnisse,  Dienstbarkeiten  u.  s.  w,  vom 
22,  August  1850,  Vom  1,  Dezember.  In  Kraft  getr.  am  9. 
Januar  1893.     (G.  S.,  N.  F.  VI  S.  272  ff.) 

Der  Zweck  ist,  den  Gemeinden,  welche  die  Vermessung  ihrer 
Liegenschaften  vollständig  durchgeführt  haben,  eine  geordnete 
Fortführung  ihrer  Vermessungswerke  zu  ermöglichen.  Daher  fordert 
das  Gesetz  für  diese  Cremeinden  Eintragung  der  Servituten  in  die 
öffentlichen  Bücher  als  zu  ihrer  Begründung  notwendig,  auch  der 
persönlichen  Servituten.  Vertrag  oder  Vermächtnis,  wodurch  künf- 
tig eine  Servitut  angeordnet  wird,  begründet  bloss  ein  Recht  auf 
Eintragung,  noch  nicht  die  dingliche  Last  selbst,  und  wird  selbst 
wieder  hinfällig,  wenn  dies  vor  Jahresfrist  nicht  zur  Ausführung 
gebracht  wird.  Die  gesetzlichen  Nachbarrechte  sind  nicht  als 
Dienstbarkeiten  zu  behandeln  und  daher  nicht  einzutragen.  Schon 
bestehende  Servituten  müssen  innerhalb  fünf  Jahren  von  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  für  die  betreffende  Gemeinde  an  einge- 
tragen werden;  bei  Bestreitung  der  Servitut  ist  in  gleicher  Frist 
die  Klage  auf  Anerkennung  anhängig  zu  machen.  Versäumnis 
dieser  Fiist  hat  Untergang  der  Servitut  zur  Folge.  Der  Regierungs- 
rat bestimmt  jeweilen  für  jede  einzelne  Gemeinde  das  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes. 

113.  Decreto  legislative  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Tioino) 
siU  riscatto  deüe  servitü  gravitanti  suUe  foreste  protettrici.  Del 
12  dicembre.  (Bell,  off  delle  Leggi,  K  S.  XIX  [1893] 
p.  31  8.) 

Der  Entscheid,  dass  Weide-,  Streu-,  Etzrechte  u.  dgl.  auf 
Schutzwaldungen  mit  deren  Zweck  unverträglich  seien,  erfolgt 
durch  den  Staatsrat  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  eines  Be- 
teiligten.   Über  die  Entschädigung  entscheiden  aber  die  Gerichte. 
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114*  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  die 
Wiederherstellung  der  beim  Brande  von  Meiringen  vom  25.  Ok- 
tober 1891  verbrannten  Grundbücher  und  Pfandtitei  Vom  13. 
Januar.  Angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  21.  Febr. 
(Ges.,  Dekr.  und  Verordu.,  N.  F.  XXXI  S.  7  ff.) 

11 5»  Vollziehung sver Ordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Bern) 
zu  vorstehendem  Gesetze.     Vom  15.  März. 

Enthält  namentlich  auch  Vorschriften  über  die  Anmeldung 
der  dinglichen  Rechte  und  Eingabe  der  darauf  bezüglichen  Ur- 
kunden durch  die  Eigentümer,  die  Pfandgläubiger  u.  a.,  Ober  die 
Folgen  bei  Versäumnis  der  Anmeldung  (z.  B.  Vorgang  der  an- 
gemeldeten Pfandrechte)  und  über  das  Verfahren  bei  Verlust  der 
Urkunden. 

116«  Landesgemeindebeschluss  (des  K.  Uri)  betreffend  Ab- 
änderung des  Hypothekar gesetzes.  Vom  1.  Mai.  (Landb,  V, 
S,  49  f.) 

Gestützt  auf  Art.  2ii  O.  R.  wird  in  Abänderung  des  Hyp.- 
Ges.  V.  3.  Mai  1857  bei  industriellen  und  gewerblichen  Etablisse- 
raenten  eine  gleichzeitige  Mitverpfändung  des  zum  Geschäftsbetriebe 
notwendigen  Mobiliars,  der  Maschinen  u.  s.  w.  mit  den  Gebäuden 
und  Grundstücken  als  Zubehörde  des  Immobiliarpfandes  gestattet 
unter  folgenden  Bedingungen:  das  Inventar  rauss  wenigstens 
10,000  Fr.  wert  sein,  nach  Schätzung  des  Betreibungsbeamten, 
welche  spezifiziert  in  ein  besonderes  Protokoll  und  der  Haupt- 
summe nach  im  Hypothekenbuch  und  im  Versicherungstitel  ein- 
zutragen ist.  (Revision  der  Schätzung  kann  vom  Mobiliarinhaber 
wie  von  Kreditoren  verlangt  werden.)  Neuanschaffungen,  durch 
welche  das  Inventar  ergänzt  wird,  treten  als  Pfand  an  die  Stelle 
der  in  Abgang  gekommenen  Stücke.  Ist  eine  Sache  in  dieser 
Weise  verpfändet,  zugleich  aber  auch  für  eine  andere  Forderung 
als  Faustpfand  bestellt,  so  geht  das  letztere  vor,  sofern  nicht  der 
Faustpfandgläubiger  bei  der  Verpfändung  das  Immobiliarpfandrecht 
gekannt  hat  oder  nach  den  Umständen  hätte  kennen  sollen.  An- 
spruch auf  das  Inventar  haben  nur  die  Kapitalien,  in  denen  es 
ausdrücklich  als  raitverpfändet  erwähnt  ist,  und  zwar  nach  dem 
hypothekarischen  Satzrechte. 

117.  Beschluss  (des  Korporationsrats  von  Uri)  betreffend 
die  Verbesserung  der  Alpen  und  Allmenden.  Vom  14./15.  Juli. 
(Amtsbl.  Nr.  30.) 

118.  Beschluss  (desselben)  betreffend  Alpbenützung.  Vom 
14.  März.     (Landbuch,   V  S.  25  f.) 

119.  Dekret  (desselben^  betretend  die  Kosten  der  AUmend- 
begehren.     Vom  1.  April.     (Das.  8.  28.) 
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120.  BescMuss  (desselben)  betreifend  Pfänder  auf  Alp- 
rüstigen.     Vom  28.  Mai.     (Db,b.  S.  54.) 

„Die  vor  Neujahr  1892  bestandenen  Pfänder  auf  Aiprustigen 
etc.  mögen  noch  gültenweise  umgeändert  werden,  in  der  Meinung, 
dass  sie  nur  auf  den  Hütten  und  keineswegs  auf  Grund  und 
Boden  haften  können,  dass  dagegen  von  nun  an  Schuldver- 
schreibungen jeder  Art  auf  solchen  Gebäuden  als  gänzlich  unzu- 
lässig erklärt  werden." 

121.  Gesetz  (der  Lands^emeinde  des  K.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  betreffend  Verpfändung  von  Vieh.  Vom  24.  April. 
(Aintsbl.  Nr.  10.) 

Im  Interesse  ärmerer  Viehbesitzer  wird  von  dem  in  Art.  210 
O.  R.  eröffneten  Vorbehalte  Gebrauch  gemacht  und  die  Verpfän- 
dung von  Vieh  durch  blose  Eintragung  in  öffentliche  Bücher  ge- 
stattet. Eine  Verordnung  des  Landrats  soll  zu  Verhinderung  von 
Gefährde  das  Nötige  festsetzen. 

122.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Y rihourg)  .  modifiant 
Vart,  1275  du  Code  civil.  Du  24  novembre.  (Bull.  ofF.  des 
Lois,  LXI.     Feuille  ofF.  Nr.  48.) 

Dieser  Artikel  handelt  von  der  gesetzlichen  Subrogation  derer, 
die  durch  Zahlung  eine  Liegenschaft  entlasten,  in  die  Rechte  der 
dadurch  befriedigten  Gläubiger.  Die  vorgenommene  Modifikation 
beabsichtigt  „de  mettre  tous  les  debiteurs  de  creances  hypothe- 
caires  affectant  des  immeubles  situes  dans  le  canton  au  benefice 
de  la  Subrogation  legale  statuee  ä  l'art.  1275  C.  c.''  Der  Unter- 
schied gegenüber  dem  alten  Gesetz  besteht  eigentlich  nur  darin, 
dass  in  Ziffer  4  statt  debiteur  poursuivi  einfach  debiteur  gesetzt 
worden  ist,  so  dass  also  jetzt  jeder  Schuldner,  auch  der  nicht 
betriebene,  seinem  Gläubiger  einen  andern  präsentieren  kann,  der 
ihn  auslöst.  Die  Änderung  hängt  zusammen  mit  der  Gründung 
einer  Kantonalbank,  die  sich  auf  diesem  Wege  der  Hypotheken 
der  Caisse  hypothecaire  zu  bemächtigen  sucht,  indem  sie  sich 
von  den  Schuldnern  der  letzteren  der  Hypothekarkasse  subro- 
gieren  lässt. 

123*  Reglement  d'exicuVon  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud) 
pour  la  loi  du  16  decembre  1877  sur  la  defalcation  des  dettes 
hypothecaires  de  l'impöt  foncier.  Du  15  decembre.  (Rec.  des 
Lois,  LXXXIX  p.  647  ss.) 

Fällt  nur  für  die  Feststellung  der  Grundsteuer  in  Betracht. 
Ausserhalb  des  Kantons  domizilierte  Steuerpflichtige  geniessen  dieses 
Rechts  des  Abzugs  der  Hypothekarbeträge  von  dem  Werte  der 
Liegenschaft  nicht. 

124.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  du  Valais)  modifiant  les 
art  1885  et  1923   du  Code  civil  et  abrogeant  les  art.  1922  du 

Zeirsehr.  für  Schweiicrlaches  Recht.     Neue  Folge  XII.  2.5 
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Code  cwä  et  38  de  la  loi   du  26  mai  1891     Du  2  d^cembre. 
(Bull.  off.  Nr.  52.) 

Nach  Art.  1922  C.  c.  giengen  die  gesetzlichen  Hypotheken 
der  Baumeister  u.  dgl.  sowie  der  Gläubiger  für  Reallastablösungen 
und  Servituteinräumungen  (Art.  1885  Ziffer  i,  3  und  4)  selbst 
den  älteren  Hypotheken  bis  auf  den  Betrag  des  durch  solche 
Leistungen  bewirkten  Mehrwertes  der  Liegenschaft  vor.  Dies  wird, 
weil  dem  Hypothekarkredit  schädlich,  aufgehoben,  und  zwar  wird 
in  Art.  1885  der  Satz  unter  Ziffer  i:  Thypotheque  se  reduit  ä  la 
plus  value  etc.  gestrichen,  der  Art.  1922  C.  c.  sowie  Art  38 
des  Einführungsgesetzes  zum  eidg.  Betreibungsgesetz  vom  26.  Mai 
1891  aufgehoben  und  Art.  1923  C.  c.  (bisher:  hors  les  cas  pre- 
vus  k  Tarticle  precedent,  Thypotheque  non  inscrite  ne  donne  au- 
cun  droit  de  preference  au  creancier  en  faveur  duquel  eile  est 
etablie)  dahin  geändert:  L'hypoth^que  meme  legale,  non  inscrite, 
ne  donne  etc.  Schliesslich  wird  noch  bestimmt,  dass  die  vor 
Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  erworbenen  Rechte  vermittelst 
regelmässiger  vor  dem  i.Juli  1893  (dem  Tage  des  Inkrafttretens 
des  Gesetzes)  stattgefundener  Einschreibung  der  Hypotheken  ge- 
sichert werden  können. 

125.  Loi  (du  Gr.  Cons,  du  0.  du  Valais)  sur  la  radialion  des 
inscriptions  hypothicaires.    Du  25  novembre.    (Bull.  off.  Nr.  52.) 

Das  Gesetz  bezweckt  Streichung  der  in  der  gesetzlichen  Er- 
neuerungsfrist von  30  Jahren  nicht  erneuerten,  sowie  der  für  be- 
reits getilgte  Schulden  noch  fortbestehenden  Hypothekareinschreib- 
ungen. Die  in  den  Registern  der  fünf  Hypothekarämter  noch 
figurierende  Hypothekarschuld  von  Wallis  entspricht  nicht  der 
wirklichen  Sachlage  und  giebt  ein  falsches  Bild  von  dem  ökono- 
mischen Zustande  des  Landes,  wodurch  der  Kredit  geschädigt 
wird.  Die  Radiation  unterblieb  bisher  meistens  wegen  der  damit 
verbundenen  lästigen  Formalitäten  und  Kosten.  Daher  schreibt 
das  Gesetz  Unentgeltlichkeit  der  Radiation  vor.  Hypothekarver- 
schreibungen, die  nach  30  Jahren  nicht  erneuert  werden,  sollen 
von  Amtswegen  als  erloschen  notiert  werden.  Radiationen  von 
Hypotheken  zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft,  des  Staats  und 
der  Gemeinden  erfolgen  auf  Vorlegung  einer  Ermächtigung  Seitens 
der  kompetenten  Behörde,  solche  von  Privaten  auf  Vorlegung 
einer  notarialischen  Strichbewilligung  des  Gläubigers.  Der  Notar 
bezieht  dafür  i  Fr.  Ist  der  Gläubiger  landesabwesend  und  im 
Kanton  nicht  durch  einen  gehörig  bevollmächtigten  Mandatar  ver- 
treten, so  kann  die  Radiation  bloss  auf  Erkenntnis  des  Civxl- 
gerichts  erfolgen.  Für  Zahlungen,  die  der  Betreibungsbeamte  in 
dieser  Eigenschaft  erhält,  giebt  er  unter  seinem  Siegel  die  Strich- 
bewilligung. 
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126.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Gen&ve)  mod»ßant  la 
loi  sur  rhypothique  ligcde.  Du  2  juillet.  (Rec.  des  Lois, 
LXXVni  p.  291  8.) 

Dieses  Gesetz  hebt  die  Art.  12  und  14  des  Gesetzes  über 
die  Legalhypothek  von  1868  auf,  über  welches  letztere  Gesetz 
die  interessante  Berichterstattung  in  dieser  Zeitschrift,  XVII  Abt.  3 
S.  39  Nr.  74  nachzusehen  ist.  Die  Art.  12  und  14  hatten  die 
gesetzliche  Hypothek  der  Ehefrau,  der  Minderjährigen  und  der 
Interdizierten  von  der  Erneuerung  von  10  zu  10  Jahren  enthoben, 
diese  Gunst  wird  ihr  jetzt  entzogen. 


127.  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  die  Be- 
teiUgung  des  Staats  am  Unterhcdt  von  Strassen  vierter  Klasse. 
Vom  20.  November.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn  ,  N.  F.  XXXI 
S.  440  f.) 

Für  diese  Strassen,  als  welche  hauptsächlich  gelten  die 
Strassen,  die  einzige  Zufahrt  zu  einer  Gemeinde  bilden,  die  von 
einem  regelmässigen  Postkurse  befahrenen,  wichtigere  Verbindungs- 
wege zwischen  Ortschaften  und  stark  benutzte  Touristen wege,  stellt 
der  Staat  die  Wegmeister  und  kann  der  Grosse  Rat  die  Übernahme 
der  Kiesrüstung  durch  den  Staat  beschliessen.  Zweck  des  Ge- 
setzes ist  Entlastung  der  Gemeinden. 

128.  Interpretation  (des  Kantonsrats  des  K.  Schwyz)  des 
§  6  Abs,  2  der  Vollziehungsverordnung  zum  eidgenössischen 
WasserbaupoUzeigesetz  vom  26.  Nov.  1879.  Vom  23.  November. 
(Amtabi.  Nr.  49.) 

Unklar  scheint  gewesen  zu  sein,  ob  die  Beitragspflicht  zu 
Wasserbauten  persönliche  Schuld  des  Eigentümers  oder  Reallast 
des  Grundstücks  sei.  Die  Interpretation  entscheidet  sich  für 
letzteres  und  somit  auch  für  den  Übergang  dieser  Schuld  auf 
den  Erwerber  des  Grundstücks  bei  schuldentriebrechtlicher  Ver- 
wertung, 

129.  Wuhrreglement  (des  Reg.-Rats  des  K.  Unterwaiden 
ob  dem  Wald).  Vom  22.  Juni.  (Ges.  und  Verordn.,  VI 
S.  13  flf.) 

Eigentlich  zwei  Reglemente,  in  Vollziehung  des  Wasserbau- 
polizaiges.  v.  9.  April  1877,  für  die  Wuhrgenossenschaft  Seeboden 
und  die  Wuhrgenossenschaft  Obsee,  beide  in  Lungern. 

130.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  K.  Glarus)  betreffend 
die  Benützung  der  Gewässer.  Vom  8.  Mai.  (Amtsbl.  Nr.  23. 
VgL  Memorial  f.  d.  Landsgem.  S.  48  ff.) 

Schon  1885  war  die  Erweiterung  der  Befugnis  des  Rats  zur 
R^uUerung  der  Zu-  und  Abflüsse  der  öffentlichen  Gewässer  bean- 
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tragt  worden  Die  Frage  bot  grosse  Schwierigkeiten,  weil  die 
Wasserrechte  den  Privaten,  nicht  dem  Staat  gehören.  Zudem 
kamen  in  neuerer  Zeit  viele  Gesuche  um  Konzessionen  für  Ge- 
winnung elektrischer  Kraft.  Eine  richtige  Verwendung  der  Wasser- 
kräfte zur  Vermehrung  und  Verbesserung  der  WasserverhSLltnisse 
der  Klein-  und  Grossindustrie  wird  als  ^6ie  grösste  Brotfrage  in 
unserm  Kanton**  bezeichnet,  namentlich  wird  hingewiesen  auf  die 
Notwendigkeit  einer  Vermehrung  der  Wasserkräfte  zur  Beseitigung 
des  bei  Überzeitarbeiten  regelmässig  eintretenden  Wassermangels 
und  zur  Verdrängung  der  teuern  Kohle.  Dazu  soll  auch  vor- 
liegendes Gesetz  beitragen,  das  die  im  Civilgesetzbuche  §§  54  bis 
58  enthaltenen  Sätze  über  Wasserrechte  im  Prinzip  unangefochten 
lässt,  aber  nach  drei  NRichtungen  ergänzt:  i.  durch  Einführung, 
bezw.  Ausdehnung  der  staatlichen  Bewilligung,  2.  durch  Erwei- 
terung des  Expropriationsrechls,  3.  durch  Schaffung  von  Zwangs- 
korporationen. 

1.  Unter  Vorbehalt  der  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze 
wohlerworbenen  Wasserrechte  wird  zur  Benützung  eines  Gewässers 
für  den  Betrieb  von  Wasserwerken  bei  Neuaniagen  und  bei  Ver- 
änderungen, die  einen  Einfluss  auf  Wasserstand  und  Wasserabfluss 
üben,  die  staatliche  Genehmigung  erfordert,  die  der  Regierungsrat 
erteilt.  Streitigkeiten  privatrechtlicher  Natur  unterliegen  fernerhin 
den  Gerichten.  Bei  Erledigung  daheriger  Gesuche  ist  darauf  zu 
achten,  dass  die  Anlagen  mit  einer  möglichst  wirtschaftlichen  Be- 
nützung der  vorhandenen  Wasserkraft  im  Einklang  stehen. 

2.  Für  im  öffentlichen  Wohl  liegende  Unternehmungen  können 
Wasserkräfte  und  Wasserwerke  nebst  baulichen  Anlagen  sowie  das 
für  die  Nutzbarmachung  oder  die  Übertragung  der  Kraft  an  einen 
andern  Ort  erforderliche  Grundeigentum  oder  Rechte  durch  Ex- 
propriation gegen  volle  Entschädigung  erworben  werden.  Die 
Expropriationsbefugnis  steht  zunächst  dem  Staate  zu,  in  zweiter 
Linie  den  Gemeinden,  und  wenn  auch  diese  darauf  verzichten, 
können  sie  Gesellschaften  und  Private  nachsuchen.  Ob  der  Staat 
vom  Expropriationsrechte  Gebrauch  machen  will,  entscheidet  die 
Landsgemeinde;  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsentäusserung  zu 
Gunsten  von  Gemeinden,  Gesellschaften  oder  Privaten  entscheidet 
der  Regierungsrat  unter  Vorbehalt  des  Rekurses   an  den  Landrat. 

3.  Wenn  die  Anlage  von  Wassersammlem  oder  die  Erstellung 
andrer  Einrichtungen  zur  Ausnutzung  von  Wasserkräften  mehreren 
1  Besitzern  von  Wasserwerken  einen  erheblichen  Vorteil  gewährt, 
so  kann  der  Regierungsrat,  unter  Vorbehalt  des  Rekursrechtes  an 
den  Landrat,  auf  Antrag  von  Beteiligten  die  Bildung  von  Korpo- 
rationen anordnen.  Er  entscheidet  dann  auch  Anstände  über  die 
Verpflichtung  zur  Beteiligung    und    deren  Umfang   und   genehmigt 
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die  Korporationsstatuten.  Wird  durch  eine  Wasserkoirektion  die 
Kraft  bestehender  Wasserwerke  erheblich  vermehrt  und  diese  Ver- 
mehrung benützt,  so  haben  die  Eigentümer  einen  verhältnismäs- 
sigen Beitrag  an  die  Kosten  der  Korrektion  und  des  Unterhalts 
zu  leisten.  Auch  darüber  und  über  die  Höhe  des  Beitrags  entscheidet 
der  Regierungsrat.  Gemeinden  dürfen  für  ihre  Feuerlöschanstalten 
das  zu  gewerblichen  Zwecken  dienende  Wasser  unentgeltlich  in 
Anspruch  nehmen.  Der  Regierungsrat  ist  ermächtigt,  einen  Ka- 
taster sämtlicher  Wasserwerke  anfertigen  zu  lassen.  Übertretungen 
dieses  Gesetzes  werden  mit  loo  bis  looo  Fr.  bestraft,  ausserdem 
müssen  die  dem  Gesetze  zuwider  erstellten  Einrichtungen  besei- 
tigt werden. 

131.  VoUziehimgsverordnung  (des  Gr.  Rats  des  K.  Appen- 
zell Innerrhoden)  zum  Bundesgesetz  über  die  Wasserbaupolizei 
vom  22,  Juni  1877  für  den  Kanton  A.  1.  Rh.  Vom  31.  März. 
Vom  Bundesrat  genehmigt  den  8.  April.     (Bes.  gedr.) 

Gilt  für  sämtliche  unter  die  Oberaufsicht  des  Bundes  nach 
B. -Gesetz  fallenden  Gewässer  des  Kantons  und  bezweckt  haupt- 
sächlich Regelung  der  Verbauung  von  Wildwassern  und  Rufen. 
Die  unmittelbare  Aufsicht  über  das  Wasserbaupolizeiwesen  üben 
die  Bezirksvorstände  aus,  die  Oberaufsicht  die  Landesbaukommis- 
sion.  Bei  Klagen  von  Interessenten  wegen  der  Vornahme  von 
Bauten  oder  Säumnis  in  Unterhalt  von  Wuhrungen  nehmen  di<i 
Bezirkshauptleute  Augenschein  und  versuchen  zu  schlichten.  Ge- 
lingt das  nicht,  so  entscheidet  die  Landesbaukommission  unter 
Rekurs  an  die  Standeskommission.  Erstellung  und  Unterhalt  von 
Verbauungen  haftet  auf  den  Pflichtigen  Grundstücken  als  Real- 
last  mit  dem  Vorrechte  des  Fiskus  in  Konkursfällen;  der  Peri- 
meter der  Pflichtigen  Grundstücke  kann  von  der  Standeskommis- 
sion ausgedehnt  werden  auf  allen  Grundbesitz,  der  an  den  Vor- 
teilen der  Verbauung  Teil  nimmt.  Die  Beitragspflicht  jeder 
Liegenschaft  bestimmt  sich  nach  deren  Wert  und  Grösse  und 
deren  Vorteil  von  der  Unternehmung.  Bei  dringend  notwendigen 
Verbauungen  kann  der  Grosse  Rat  an  die  Kosten,  welche  die 
Kräfte  der  Pflichtigen  Grundstückeigentümer  zu  stark  in  Anspruch 
nehmen  würden,  auf  Antrag  der  Standeskommission  einen  Staats- 
beitrag bis  auf  2o7o  (exklusive  Unterhaltskosten)  verabfolgen. 
Der  Bezug  von  Material  aus  den  Flussläufen  ist  untersagt,  wo 
dadurch  Gefährde  für  die  Ufer,  Schutzbauten  u.  s,  w.  entstehen 
könnte.  Wasserwerke  werden  vom  Grossen  Rat  auf  Begutachtung 
der  Liandesbaukommission  bewilligt,  sofern  nicht  wohlerworbene 
Rechte  bestehender  Wasserwerke  dadurch  beeinträchtigt  werden 
oder  sonst  Nachteile  daraus  erwachsen.  Aus  den  dafür  erhobenen 
Ciebühren   und   den  Bussen   für  Übertretung   der  bezüglichen  Ge- 
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setze  wird  eine  Wuhrbautenkasse  angelegt  zur  Unterstützung  forst- 
wirtschaftlicher  Massnahmen  und  armer  Wuhrpilichtiger.  Vom 
Wasser  angeschwemmtes  Pflanzholz  gehört  dem  Ufereigentümer, 
im  Bache  liegen  gebliebenes  grösseres  Holz  dem  oder  den  Eigen- 
tümern, in  deren  Uferstücken  es  sich  befindet.  Wuhrholz  dagegen, 
das  als  solches  erwiesen  wird,  kann  von  dem  rechtmässigen  Eigen- 
tümer wieder  behändigt  werden,  ebenso  weggeschwemmtes  SSg- 
und  Bandholz  gegen  angemessene  Entschädigung.  Ober  das  Eigen- 
tum an  Flössholz  entscheiden  die  Korporations Verordnungen. 

132«  Nachtrag  (des  Reg.-Rats  des  E.  Bern)  zum  Beschluss 
vom  17.  September  1878  über  die  Ausscheidung  der  in  dem  zw» 
eidgenössischen  Forstgebiete  gehörenden  Teile  des  Kantons  Bern 
liegenden  SchtUzwaldungen  von  den  übrigen  Wcddungen.  Vom 
31.  Dezember.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXXI 
S.  518.) 


133«  Dekret  (des  Landrats  des  K.  Uri)  betreffend  die  Jagd 
im  aufgehobenen  Jagdbannbezirk  j^Rothsiöcke*^  Vom  26.  August. 
(Landb.  V  S.  60  ff.) 

Einschränkung  der  Jagdzeit  auf  15.  bis  30.  September.  Spe- 
zielles Patent  erforderlich. 

134*  Vorschriften  (des  ßeg.-Rats  des  K.  üri)  für  die 
Wüdhut  im  Jagdbannbezirke  Schlossberg,  Vom  20.  August. 
(Landb.  V  S.  59  f.) 

135«  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Basellandschaft) 
betreffend  Voüzug  des  Bundesgesetzes  vom  17.  September  1875 
über  Jagd  und  Vogelschutz.  Vom  27.  August.  Vom  Bundes- 
rat genehmigt  den  6.  September.     (Amtsbl.  II  Nr.  11.) 

Zusammenstellung  der  bisher  zum  Vollzug  des  Bundesgesetzes 
erlassenen  Bestimmungen  mit  den  nötigen  Abänderungen,  unter 
Aufrechterhaltung  des  kantonalen  Jagdgesetzes  vom  11.  April  1859, 
soweit  es  durch  das  Bundesgesetz  nicht  abrogiert  ist.  —  Die 
Jagden  sind  Gerechtsame  der  Einwohnergemeinden,  die  sie  ent- 
weder verpachten  oder  Patente  dafür  ausgeben  und  der  letzteren 
Höhe  unter  Beobachtung  eines  Minimalbetrags  von  Fr.  10  be- 
stimmen können.  Im  Aktivbürgerrechte  Eingestellte,  ihrer  Ver- 
mögensverwaltung Enthobene,  Armengenössige,  wegen  Jagdfrevels 
im  Rückfall  Bestrafte  oder  mit  der  Zahlung  von  Bussen  Rück- 
ständige, Minderjährige  unter  18  Jahren  sind  von  der  Jagd  aus- 
geschlossen. Die  Verpachtung  der  Jagd  soll  für  sechs  auf  ein- 
ander folgende  Jahre  geschehen,  die  Patenterteilung  auf  ein  Jahr. 
Vereinigung  mehrerer  Gemeindegebiete  zu  einem  Jagdrevier  und 
gemeinschaftliche  Verpachtung  ist  gestattet.     Die  Verpachtung  er- 
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folgt  durch  Öffentliche  Versteigerung.  Sonst  noch  Vorschriften 
über  Beginn  und  Schluss  der  Jagdzeit,  Bussen  für  Jagdfrevel  und 
Beschädigung  fremden  Eigentums,  Jagenlassen  von  Hunden  zur 
geschlossenen  Jagdzeit.  Anzeige  von  Übertretungen  geht  an  den 
Bezirksstatthalter,  der  sie  von  Amtswegen  untersucht  und  die  Akten 
alsdann  an  den  Staatsanwalt  übersendet;  dieser  veranlasst  das 
Weitere.  Bei  Überweisung  beurteilt  das  Bezirksgericht  (Präsidenten- 
Verhörabteilung)  die  Vergehen.  Die  administrative  Überwachungs- 
behörde ist  die  Direktion  des  Innern. 

136'  DiensiardeUung  (des  Reg.-Rats  des  E.  Zürich)  für 
die  Potizeiorgane  des  R.  Zürich  betreffend  die  Vollziehung  des 
Bundesgesetzes  über  die  Fischerei  vom  21.  Dezember  1888  und 
der  dazu  erlassenen  Verordnungen,  Vom  17.  November.  (Off. 
(i.  S.,  XXIII  S.  122  ff.) 

137.  VoUziehungsverordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Bern) 
zum  Bundesgeseiz  betreffend  die  Fischerei  vom  21.  Dezember  1888, 
Vom  28.  Juni.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  P.  XXXI 
S.  281  ff.) 

Die  Fischerei  lässt  der  Staat  teils  durch  Patenterteilung  teils 
durch  Verpachtung  einzelner  Fischgewässer  ausüben.  Das  Fischen 
mit  der  Angel  ist  in  den  Seen  und  grösseren  Flüssen  frei  Der 
Kanton  ist  in  sechs  Bezirke  behufs  Überwachung  der  Fischgewässer 
geteilt,  jeder  steht  unter  einem  Fischereiaufseher.  Über  Patent- 
erteilung und  Verpachtung  (durch  Versteigerung)  und  sonsuge 
Einzelheiten  noch  Näheres. 

138*  Beschhiss  (des  Reg.-Rats  des  E.  Bern)  beireffend  die 
Schonzeit  für  die  Felchen  (Corregoni).  Vom  20.  Juli.  (Ges., 
Dekr.  und  Verordn.,  K  F.  XXXI  S.  288.) 

139.  Beschluss  (des  Landrats  des  K.  Uri)  be^effend  Er- 
gänzung der  kantonalen  Vollziehu/ngsverordnung  vom  25.  Mai 
1891  betreffend  die  Fischerei.  Vom  28./29.  März.  (Landb.  V 
S.  27.) 

Verbietet  das  für  das  Gedeihen  der  Fischzucht  schädliche 
Fischen  mit  Garnen  und  Feimern  und  überhaupt  mit  Geräten  ausser 
der  Angelrute  in  den  fliessenden  Gewässern. 

140-  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Zug)  betreffend 
die  Fischerei.  Vom  28.  September /22.  Oktober.  (Ämtsbl. 
Nr.  43.) 

Provisorisch  bis  zum  Inkrafttreten  des  Konkordats  betr.  die 
Fischerei  im  Zuger  See.  Schonzeit  für  Forellen  und  Lachse  ge- 
3äss  Bundesgesetz,  für  Röthel  und  Baichen  vom  15.  Oktbr.  bis 
mi.  Dezbr.  und  für  Albeli  vom  20.  Novbr.  bis  31.  Dezember. 
Mit  Bewüligung  der  Finanzdirektion  können  solche  Fische  auch 
während  der  Schonzeit  zum  Zweck  der  künstlichen  Fischzucht  ge- 
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fangen   werden,    unter   Kontrole   der   Fischaufseher.     Sonst   noch 
einige  Einzelheiten. 

141*  Arr&,i  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Vaud)  fixati%  les 
parties  des  rivieres  et  cours  deau  sur  lesqueües  totUe  p^he  est 
inierdite  et  celles  oü  la  piche  ä  la  ligne  peut  s'eocereer  temporcure- 
ment  sans  permis.  Du  27  d^cembre.  (Reo.  des  Lois,  LXXXIX 
p.  663  88.) 

142^  Concordat  (des  c.  de  Fribourg  et  de  Vaud)  sur  la 
piche  dans  le  lac  de  Morat.  Du  9  mars.  ApprouvS  par  le 
Cons.  d'Etat  du  c.  de  Fribourg  le  11,  par  le  Cons.  d'Etat 
du  c.  de  Vaud  le  12,  et  par  le  Cons.  föd.  Suisse  le  18  mars. 
(Reo.  des  Lois  de  Vaud,  LXXXIX  p.  136  ss.) 

143«  Räglement  (des  m^mes)  pour  rexicution  du  concordat 
sur  la  piche  dans  le  lac  de  Morat.  Du  9  mars.  Approuvi  le 
11/12  mars.     (Ibid.  p.  156  ss.) 

Konkordat  und  Reglement  entsprechen  im  Wesentlichen  denen 
von  1890  zwischen  Freiburg,  Waadt  und  Neuenburg  über  das 
Fischen  im  Neuenburger  See,  vgl.  diese  Zeitschr.  n.  F.  X  S.  421 
Nr.  88  und  89. 

144.  Arriii  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchätel)  auto- 
risant  la  piche  au  torchon  dans  le  Douhs.  Du  14  octobre. 
(Nouv.  Reo.  des  Lois,  VIII  p.  365  s.) 

145.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchätel)  concemarU 
Vitablissement  de  permis  de  piche  pour  les  bassins  du  Doubs. 
Du  2  noverabre.     (Kouv.  Reo.  des  Lois,  VIII  p.  373  ss.) 

146«  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  E.  Luzern)  betreffend 
Prämien  für  Erlegung  der  Fischotter.  Vom  6.  Juli.  (Verordn. 
des  R.  R.,  Heft  VII  S.  80.) 

147-  Beschluss  (des  Landrats  des  E.  Uri^  betreß'end  Sckuss- 
geld  auf  die  Fischotter,     Vom  26.  August.    (Landb.  V  S.  62.) 

148.  Beschluss  (des  Landrats  des  E.  ünterwalden  nid  dem 
Wald)  betreffend  Prämie  für  Erlegung  von  Fischottern.  Vom 
12.  Dezember.     (Amtsbl.  Nr.  51.) 

149«  Abänderung  (des  Landrats  des  E.  Glarus)  der  kan- 
tonalen Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz  über  die  Fisckerei 
vom  11.  Juni  1890.     Vom  27.  Juli.     (Amtsbl.  Xr.  32.) 

150«  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  E.  Schaffhausen)  be- 
treffend Schussgeld  für  Fischottern.  Vom  22.  Juni.  (Amtsbl. 
Nr.  26.) 

151.  Beschluss  (des  Eantonsrats  des  E.  Appenzell  A.  Rh.) 
betreffend  Abänderung  von  §  15  der  Jagdverordnung.  Vom  22. 
November.     (A.  S.  d.  Verordn.,  I  S.  187.) 

152«  Nachtragsverordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  St.  Gallen) 
zum  Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz  für  den  Kanton 
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St,  Oaüen.  Yonx  13.  Oktober,  vom  Bundesrat  genehmigt  den 
1.  November.     (G.  S.,  N.  F.  VI  S.  256  f.) 

153«  Beschluss  (des  Beg.-Rats  des  E.  Thurgau)  betreffend 
provisorische  Erhöhung  der  Prämien  auf  die  Erlegung  von  Fisch- 
ottern.    Vom  7.  Oktober.     (Amtsbl.  Nr.  80.) 

154.  Arriti  (du  Cons.  aEtat  da  c.  de  Vaud)  conceimani 
Vowoerture  de  la  chasse  dans  le  canton  de  Vaud  en»  1892.     Du 

19  aoüt.     (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  295  ss.) 

155*  Arreti  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchätel)  fixant 
une  prime  pour  la  destruction  des  loutres.  Du  16  juillet.  (Nouv. 
Hec.  des  Lois,  VIII  p.  431  s.) 

Die  in  den  Nr.  146  bis  155  enthaltene  Erhöhung  der  Prä- 
mien auf  Erlegung  von  Fischottern  hat  ihren  Anlass  in  einem 
Kreisschreiben  des  eidgenössischen  Industrie-  und  Landwirtschafts- 
departements vom  18.  Juni  1892,  worin  die  Kantone  im  Interesse 
der  Fischkultur  dazu  aufgefordert  wurden  unter  Anerbieten  des 
Bundes,    die   Hälfte    der   Prämien   zu    bezahlen.     Uri   erhöht   auf 

20  Fr.,  Waadt  auf  40  Fr.,  Neuenburg  auf  60  Fr.,  die  übrigen 
alle  auf  30  Fr.  St.  Gallen  setzt  noch  eine  Reihe  von  Prämien 
für  anderes  Raubwild  (Füchse,  Habichte,  Sperber,  Fischreiher, 
Elstern,  Rabenkrähen,  Eichelhäher,  Würger)  fest  und  gestattet 
Wegschiessen  von  Katzen,  welche  600  Meter  von  bewohnten  Ge- 
bäuUchkeiten  und  in  Wäldern  angetroffen  werden  (aber  ohne 
Schussgeld).  Eine  Tabelle  über  die  von  den  Kantonen  festge- 
setzten Prämien  für  Erlegung  von  Tieren,  die  dem  Fischbestande 
schädlich  sind,  ist  dem  Geschäftsberichte  des  eidg.  Industrie-  und 
Landwirtschaftsdepartements  für  1892  im  B.-B.  1893  I  Tab.  Vm 
zu  S.   705  beigegeben. 


3.  Obligationen  recht. 

156.  Regierungs' Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Aar- 
gau) beireffend  den  Geschäftsbetrieb  auswärtiger  Bankgeschäfte 
im  herwärtigen  Kanton.  Vom  25.  März.  (Gr.  S.,  N.  F,  III 
S.  329  f.) 

Verpflichtung  zu  Vorzeigung  eines  Rechtsdomizils  im  Kantone 
und  Unterwerfung  unter  staatliche  Beaufsichtigung  und  Besteuerung. 
Ausschluss  des  gewerbsmässigen  Verkaufs  von  Prämienobligationen 
oder  Prämienanleihenslosen  gegen  Ratenzahlung  vom  Markt-  und 
Hausierverkehr. 

157.  Regolamento  (del  Cons.  di  Stato  del  c.  del  Ticino) 
per  la  esecuzione  deüa  legge  29  ottobre  1891  siabüente  i  prezzi 
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dffia  carta  boUata.  Del  3  febbrajo.  (BoU.  off.  delle  Leggi, 
N.  S.  XVni  p.  37  8.) 

158*  Arreti  (du  Cona.  d'Etet  du  c.  de  Genfeve)  relatif 
aux  droits  de  Umbre  et  de  transcriptum  des  ades  rdaüfs  auar 
cessions  de  terrcms.  Du  7  ootobre.  (Rec.  des  Lois,  LXXVIII 
p.  895  8.) 

Aufhebiing  der  Verordnung  von  1856,  weiche  die  landerwer- 
benden Unternehmungen  von  der  Stempelgebühr  befreit  hatte. 

159.  Verordnung  (des  Beg.-Bats  des  E.  LuEem)  betreffend 
die  öffentlichen  Brückentoagen  (LastuHMgen).  Vom  8.  April. 
(Verordn.  d.  R.  R.,  Heft  VII  8;  71  ff.) 

Ergänzung  und  teilweise  Abänderung  der  kantonalen  Verord- 
nung zum  B.-G.  über  Mass  und  Gewicht. 

160.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Zürich)  betreffend 
die  Vertoendung  gifthalUger  Farbstoffe.  Vom  25.  August.  (Off. 
G.  S.,  XXIII  S,  109  ff) 

Sanitätspolizeilich . 

161.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Bern)  betreffend 
die  Verwendung  gesundheitsschädlicher  Farben  bei  der  Herstelhmg 
von  Nahrungsmittelny  Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen* 
Vom  15.  November.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  P.  XXXI 
S.  4.37  ff.,  mit  Berichtigung  auf  B.  516.) 

162*  Verordnung  (des  Kantonsrats  des  K.  Zug)  betref- 
fend die  Fleischschau.  Vom  21.  November.  (S.  d.  G.,  VII 
8.  298  ff.) 

Sanitätspolizeilich. 

163.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  St.  Gallen)  be- 
treffend den  Verkehr  mit  Lebensmitteln.  Vom  5.  August,  (ö.  S., 
N.  F.  VI  S.  235  ff) 

Hauptsächlich  darauf  gerichtet,  dass  die  Lebensmittel  unver- 
fälscht zum  Verkaufe  kommen  und  Ersatzmittel  als  solche  be- 
zeichnet werden  (Kunstbutter,  Kunsthonig  u.  s.  w.). 

164.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchätel)  concemant 
la  vente  du  sei  dinaiur4  pour  Vusage  industrielle.  Du  12  avril. 
(Nouv.  Rec.  des  Lois,  VIII  p.  305  s.) 

165»  Arreti  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  concemant 
le  transport  et  la  vente  du  lait  et  du  beurre.  Du  l^*"  septembre. 
(Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  302  ss.) 

Gesundheitspolizeilicher  Natur. 

166.  Rigkment  (du  Cons.  d'Etat  du  c,  de  Gen^ve)  sur 
la  fabricatum,  la  vente  et  le  transport  de  la  dyncamite  et  aubres 
substances  explosibles  ä  base  de  nitro-glycirine.  Du  9  fömer. 
(Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  60  ss.) 


■3ir — ^t^' 
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167«  Rigkment  (da  m^me)  sur  le  transpari  et  ks  dipöi^ 
de  poudre.     Du  9  fövrier.     (Ibid.  p.  63  s.) 

168.  Reglement  de  poUce  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Genöre) 
sur  la  vente  et  la  Uvraison  des  con^ustibles  au  poiä$.  Da  22  avril. 
(Reo.  des  Loi«,  LXXVIII  p.  163  ss.) 

169*  Loi  (du  Qr.  Cons.  du  c.  de  Q-enäve)  sur  ks  quberges, 
d^büs  de  boissons  et  autres  4tablissements  anahgues.  Du  12  mars. 
(Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  134\) 

Betrieb  einer  Wirtschaft  oder  Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken, Halten  von  Pensionen  für  Mahlzeiten  und  von  Kost- 
gängern ist  an  Erlaubnis  der  Justizdirektion  gebunden.  Verboten 
ist  das  Hausieren  mit  geistigen  Getränken,  der  Detailverkauf  solcher 
in  Lokalen,  wo  er  nicht  in  Verbindung  mit  dem  darin  betriebenen 
Gewerbe  steht  (wie  Spezereiläden  u.  dgl.).  Detailverkauf  ist  Ver- 
kauf unter  2  Litres  für  gegohrene,  und  unter  40  Litres  für  de- 
stillierte Getränke.  Vorbehalten  Art.  8  des  B.-Ges.  v.  23.  Dez. 
1886.  Die  Bewilligungen  sind  persönlich.  Das  Lokal  muss  an- 
ständig und  nicht  gesundheitswidrig  sein.  Kindern  unter  1 7  Jahren 
dürfen  keine  geistigen  Getränke  verabreicht  werden,  ebenso  nicht 
Betrunkenen. 

170*  Regulativ  (des  Gr.  Rats  des  K.  Appenzell  Inner- 
rhoden)  betreffend  Errichtung  und  Haltung  öffentlicher  QanUokale 
im  Kanton.     Vom  31.  März.     (Bes.  gedr.) 

Es  handelt  sich  um  das  wie  es  scheint  gewerbsmässig  be- 
triebene Annehmen  von  Waren  zur  öffentlichen  Vergantung:  die 
Gantgeber,  d.  h.  die  Personen,  denen  man  Gegenstände  zur  Ver- 
gantung übergiebt,  dürfen  an  einem  Tag  per  Woche  die  Ganten 
abhalten  und  von  den  Gegenständen  (vom  Erlös?)  6  Rappen  per 
Franken  beziehen.  Zu  diesem  Gewerbebetrieb  bedarf  es  einer 
Bewilligung  der  Ortsbehörde;  sie  wird  gegen  jährliche  Taxe  von 
10 — 30  Fr,  nur  an  Kantonsbürger  und  im  KLanton  Niedergelassene 
erteilt,  die  für  einen  klaglosen  Betrieb  volle  Gewähr  leisten.  Die 
Gantgeber  müssen  ein  Eingangsbuch  und  einen  Gantrodel  führen 
und  auf  Verlangen  des  Bezirksrats  einer  Abordnung  jeweilen  vor- 
weisen. Der  Bezirksrat  muss  sich  bei  den  Ganten  durch  ein  Mit- 
glied vertreten  lassen,  das  dafür  vom  Gantgeber  5  Fr.  Taggeld 
erhält.  Werden  Waren  vom  Auslande  ins  Gantlokal  bezogen,  so 
gilt  hiefür  die  Verordnung  über  Erteilung  der  Hausierpalente.  Auf 
Zuwiderhandeln  steht  Busse  von  Fr.  5 — 10. 

17L  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  K.  Glarus)  über  das 
Patentwesen.  Vom  8.  Mai.  (Amtsbl.  Nr.  22.  Vgl.  Memorial 
f.  d.  Landsgem.  8.  17  fF.) 

Das  Memorial  bezeichnet  als  Tendenz  des  Gesetzes:  mög- 
lichste Beschränkung  einer  allzugrossen  Hausierfreiheit  und  Schutz 


-\p 


396  Hausierpatente.  [Kantonalrecbt. 

der  im  Kanton  sesshaften  Gewerbetreibenden  gegenüber  den  aus- 
wärtigen.   Das  stimme  freilich  nicht  mit  der  ^sogenannten  Handels- 
freiheit'',   die    auch    von    der   Landsgemeinde    früher    sanktioniert 
worden   sei,    aber    eine   zu   grosse    Hausierfreiheit  führe    zu   viele 
Nachteile  mit  sich  u.  s.  w.     Das  Gesetz  ist  ein  Gesetz  über  den 
Hausierhandel,  inkl.  Aufsuchen  von  Bestellungen,  wandernde  Waren- 
lager, Ausverkäufe,  gewerbsmässige  ausseramtliche  Versteigerungen 
von  Waren,    künstlerische  Produktionen.     Für  alles  das  muss  ein 
Patent  gelöst  werden,    ausser  für  Verkauf  von  Lebensmitteln  und 
wenig    wertvollen    Sachen    (Papier,    Schreibtafeln,    Griffel   u.    a.). 
Vom   Hausier  verkehr   sind   ausgeschlossen  Gold-   und  Silberwaren, 
Arzneistoffe  und  Gifte,    Schiesspulver  und  andere    leicht  entzünd- 
liche und  explodierende  Stoffe,  gebrannte  Wasser;  ebenso  von  der 
öffentlichen    Produktion   Tierführer,    Menageriebesitzer,    Drehorgel- 
besitzer,   Bänkelsänger,    Inhaber  von  Hazardspielen.     Kein  Patent 
erhalten  Kinder    unter  i8  Jahren,    Personen  mit  eckelhaften  oder 
ansteckenden    Krankheiten,    Bettler;    Angehörige   fremder  Staaten 
werden  bloss  patentiert,    wenn  ihr  Land    der  Schweiz  Gegenrecht 
hält.     Die  Regierungskanzlei  erteilt  die  Patente  gegen  Vorweisung 
eines   Leumundszeugnisses    der   Wohnortsgemeinde    und    bei   Aus- 
wärtigen eines  Heimatscheins.    Die  Patentgebühr  beträgt  für  Nicht- 
kantonseinwohner  das  Doppelte.     Das  Patent  wird   höchstens   für 
ein  Jahr  giltig  erteilt,  es  ist  persönlich,  und  berechtigt  nicht  ohne 
ausdrückliche  Nennung  zum  Mitnehmen  von  Gehilfen,  unter  keinen 
Umständen    zum    Mitführen    schulpflichtiger    Kinder.     Auf    Über- 
tretung   der  Vorschriften    des    Gesetzes    steht   Busse    bis    auf   den 
vierfachen    Betrag    des   Tarifsatzes    für   ein  Vierteljahrspatent,    bei 
drittem  Rückfall  mit  Entziehung  des  Patents  auf  zwei  Jahre.     Die 
Bussen  spricht  das  Polizeiamt. 

Ein  angeschlossener  Tarif  stellt  drei  Klassen  von  Waren  auf, 
für  die  eine  Patentgebühr  von  6,  8  und  20  Fr.  per  Vierteljahr, 
24,  40  und  80  Fr.  per  Jahr  erhoben  wird  (für  Nichtkantonsan- 
gehörige  das  Doppelte).  Für  Ausverkäufe  beträgt  die  Gebühr  eben- 
falls nach  diesen  drei  Klassen  10,  20  und  35  Fr.  per  Tag.  Künstler 
und  Kunstwerkinhaber  zahlen  per  Tag  Fr,  i,  Schauspieler  für  die 
ersten  zehn  Vorstellungen  2  Fr.,  für  die  folgenden   i   Fr. 

172*  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Zürich)  betreffend 
den  Vollzug  des  Bundesgesetzes  über  die  Patenttaxen  der  Handels- 
reisenden.   Vom  17.  November.     (Off.  G.  S.,  XXIII  S.   128.) 

173»  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Luzern)  betreffend 
VoUzug  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Patentlaxen  der  Han- 
delsreisenden vom  24.  Juni  1892.  Vom  21.  Dezember,  (Ver- 
ordn.  des  R.  R.  Heft  VII.    Kantonsbl.  Nr.  52.) 
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,    «  174.  fie«c««ss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Uri)  betreffend  Pa- 
^If^Q.*^^  Handekreismdm.     Vom  19.  November.    (Landb. 

V     Ö.     7*7. J 

175.  Arr&4  d'exicuMon   (du  Cons.  d'Etat  du  c    de  Pri- 
bourg)  de  la  loi  ßdirak  du  24  juin  1892,  concemant  les  taxes 
(te   patente    des   voyageurs    de    commerce.     Du    11    novembre 
(Bull.  off.  des  Lois,  LXI.     Feuüie  off.  Nr.  47.) 

176.  Besehhss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Solothnrn)  tn  Aus- 
führung des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Patenttaxen  der  Han- 
ddsreisenden.    Vom  22.  November.    (S.  d.  G.,  LXI  S.  171  f ) 

177.  Voüzugsverordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  St!  Gallen) 
zum  Bundesgesetz   bebreffend  die  PalenUaxen  der  Handelsreisen, 
den  vom  24.  Jum  1892.    Vom  11,  November      fG    S     >r    P 
VI  S.  258  f.)  *■      ^•'  ^-  *• 

178.  Vollziehung sverordnung  (des  Reg.-Rats  des  K  Aar- 
gau) zum  Bundesgeselz  betreffend  die  Patenttaxen  der  Handels- 
reisenden.   Vom  18.  November.    (G.  S.,  N.  F.  III  S.  361  f.) 

179.  Designazione  (del  Cons.  di  Stato  dei  c.  del  Ticino) 
<^gU  uf/ici  commissariaU  d'ogni  distreUo  pel  rilaseio  deUe  carte 
dt  hgiümaztone  ai  viaggiatori  di  commeräo.    Del  30  novemhrp 
(Boll.  off  delle  Leggi,  N.  S.  XVIII  p.  214.)  «''«™°'-^- 

In  den  Nr.  172—179  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  Fest- 
Setzung  der  Behörden,  welche  als  Zentralstelle  des  Kantons  und 
als  Bezu-ksstellen  für  Verabfolgung  der  Ausweiskarten  funktionieren 
sollen.  Das  Verzeichnis  dieser  Stellen  in  sämtlichen  Kantonen 
findet  sich  jetzt  im  Geschäftsberichte  des  eidg.  Departements  des 
Auswärtigen  für  1892,  im  HB.   1893,  II  S.  686  ff. 

1.  ?^»V  ^°"^^^»»9imerordnung  (des  Gr.  Rats  des  K.  Appen- 
zell 1.  Rh.)  zu  den  Bundesgesetzen  über  polizeiliche  Massreaeln 
gegm  Vt^seuchen  vom  14  Oktober  1887  für  den  K.  Appenzell 
I.  Rh.     Vom  24.  November.     (Bes.  gedr.) 

Handelt  von  den  Viehinspektoren,    den'  Gesundheitsscheinen 
den  Massregeln   gegen  Viehseuchen,    den  Viehmärkten     der  AId' 
fahrt,    dem    Viehverkehr  auf  Eisenbahnen    (immer    in  '  Bezug  auf 
Seuchengefahr),  der  Fleischschau,  dem  Viehseuchenfonds    der  Ent 
Schädigung  der  Tierärzte   und   den  Strafen  für  Übertretuns  dieser 
Vorschriften.  * 


181.  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  St.  Gallen)  betreffend 
die  Sparkassen.    Vom  17.  Mai.    (G.  S.,  N.  F.  VI  S.  210  f) 

Bewilligung  des  Regierungsrats  zur  Führung  einer  öffentlichen 
Sparkasse  erforderlich.  Sie  wird  nur  auf  Ausweis  über  Solidität 
der    Geschäftsführung    erteilt.     Das  Einlagekapital    muss  jederzeit 


«"Ige  G«ra„,i/,-^'M<n/«../b««W  ^^11  ">>*«™™' 
lagen  samt  Zinsen  Besondre  von  den  übngen  GeschUten  ge- 
trennte  BachftjhruDir.  ,  ,     „ 

182.  Dif^et  (da  ür.  Com.  du  0.  de  Neuchikll  meemosi 
(in  arScte  addiiiotmel  d  fa  Am  «f  tes  prÄeuri  nir  gage  et  Its 
(r^ieri.  Du  2  novembre.  (Nour.  Heo.  dea  LoU  VUl 
p.  378  8.) 

Der  SUatsrat  kann  diesen  Gewerbebetrieb  den  Personen 
^oteraageD,  die  eine  zweite  Verurteilung  zu  einer  Busse  oder  eine 
^te  EU  Gefängnis  Inut  Art.  15  des  genannten  Gosetees  ei\eiden. 
Vertretung  dieser  Untersagung  zieht  Strafe  bis  auf  Fr.  500  im 
\ViedeihoIungsfalle  bis  auf  6  Monate  Gefängnis  nach  sich. 

1Ö3-  Loi  (du  Or.  Cons,  du  0.  de  Genäve)  sur  (es  sou- 
fjiissiotis  ei  adjudicaüons  pubUques  dea  travaux  de  l'Etai.  Du 
2  novembre.     (Reo.  dea  Lois,  LXXVIII  p.  478  a.^ 

Die  Pflichtenhefte  för  die  Submissionen  auf  üffenüiche  Ar- 
beiten müssen  verlangen,  dass  die  Angebote  nach  den  Taiifea  der 
Löhne  aufgestellt  werden,  die  durch  Vereinigung  der  Arbeitgeber 
und  der  Arbeiter  für  die  Berufe,  in  denen  Tarife  existieren,  hxieit. 
sind. 

184,  KantoncUn  VollziehungsverordfOing  (des  Landrats  des 
K.  GlaruB)  zu  den  Bundesgeselsen  betreffend  die  Arbeit  m  den 
fabriken  und  die  Ht^ftpßidit.  Vom  29.  November.  (Amtsbl. 
Nr.  49.) 

I.  Kantonale  Vollzugsorgane    sind    die  Militär-    und   Polizei- 
direktion und  der  Reglerungsrat  und  als  Lokaibehörden  die  Orts- 
gemeinderätc.  —  2,  Der  Regierungsrat  genehmigt  auf  Begutachtung 
der  Militär-  und  Polizeidirekiion    die  Errichtung    und    die    Umge- 
staltung   von    Fabriken,    die    Fabrikordnungen,    Verlängerung     der 
Arbeitszeit    auf    eine    Zeitdauer   über   iwei  Wochen    (bei    kürzerer 
Dauer  genehmigt  sie  der  Ortsgemetnderat).  —  3.  Die  Arbeitgeber 
haben    die    in    ihrem  Geschäft  vorkommenden  Unfälle    dem    Orts- 
gemeinderat aaruzeigen,  der  sofortige  Untersuchung  anordnet    und 
das  Ergebnis    der  Militär-    und  Polizeidirektion    mitteilt,     die    über 
allfailige  Vervollständigung  entscheidet  und  vom  Inhalte  der  Akten 
dem  Arbeitgeber  und  dem  Verletzten  Kenntnis  giebt.    Kommt    es 
zum  Prozess,   so  erhalten  bedürftige  Kläger  auf  ihr  Begehren    das 
Annenrecht,    das    darin    besteht,    dass    der  Staat    die   Kosten     fttr 
Rechtsbeistand,  Experten-,  Vermittlungs-  und  Gerichtsgebühren  l>e- 
lahlt,    dagegen    fallen    auch    die  Kosten,    welche   zu   Gunsten    des 
Klägers  gesprochen   werden,    dem  Staate   zu.     Als   bedärftis     >st 
anzusehen,    wer  sich  durch  eine  Beschein^ung   des  Gemeinderats 
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seines  Wohnorts  über  Mangel  der  notwendigen  Mittel  zur  Ver- 
folgung seines  Rechtsanspruchs  ausweist.  Verweigert  wird  das 
Annenrecht,  wenn  sich  die  Klage  nach  vorläufiger  Prüfung  der 
Militär-  und  Polizeidirektion  schon  zum  Voraus  als  unbegründet 
herausstellt.  —  Übertretungen  der  Bundesgesetze  und  dieser  Ver- 
ordnung, welche  letztere  an  Stelle  der  früheren  Vollziehungiver- 
ordnungen  zu  den  einzelnen  Bundesgesetzen  tritt,  werden  vom 
Strafpolizeigericht  bestraft. 

185.  Oesetz  (der  Landsgemeinde  des  K.  Glarus)  betreffend 
Ärbeüerschutz.  Vom  8.  Mai.  (Amtsbl,  Nr.  23.  Vgl.  Memorial 
für  die  Landsgem.  S.  12  S.) 

Ausdehnung  der  im  eidg.  Fabrikgesetz  aufgestellten  Grund- 
sätze auf  alle  andern  Geschäfte,  „in  denen  Personen  gewerbs- 
mässig und  gegen  Lohn  im  Dienste  des  Inhabers  arbeiten  oder 
als  Lehrlinge  oder  Lehrtöchter  regelmässig  beschäftigt  sind.^  Aus- 
genommen ist  der  Betrieb  der  Landwirtschaft.  Für  Bedienung  in 
Wirtschaften  und  Ladengeschäften  gelten  nur  die  Bestimmungen 
von  §$  II  f.  Das  Gesetz  schreibt  vor:  helle,  trockene,  Überhaupt 
gesunde  Arbeitsräume;  Erstellung  der  Maschinen  in  sicherer  Weise; 
bei  grösserem  Umfang  oder  dazu  geeigneter  Beschaffenheit  des 
Geschäfts  auf  Weisung  des  Regierungsrats  Erlass  von  Arbeitsord- 
nungen; Dienstkündigung  '(beiderseits)  nur  am  Zahltag  oder  am 
Samstag  auf  14  Tage;  schriftliche  Lehrverträge  bei  Anstellung 
von  Lehrlingen  und  Lehrtöchtern;  Lohnzahlung  in  bar  und  ge- 
setzlichen Münzsorten  mindestens  alle  14  Tage;  Zulässigkeil  von 
Bussen  nur  soweit  solche  in  einer  regierungsrätlich  genehmigten 
Arbeitsordnung  vorgesehen  sind,  und  auch  dann  nicht  über  die 
Hälfte  des  Taglohns  des  Gebüssten  hinaus  und  nicht  zu  andrer 
Verwendung  als  im  Interesse  der  Arbeiter;  Lohnabzüge  für  ver- 
dorbene Arbeit  bloss  gestattet  bei  Vorsatz  oder  Selbstverschulden 
des  Arbeiters;  elfstündiger  Arbeitstag  (an  Tagen  vor  Sonn-  und 
Feiertagen  10  Stunden)  mit  Unterbrechung  von  einer  Stunde  für 
das  Mittagessen;  Verlängerung  ausnahmsweise  von  den  Geraeinde- 
räten  zu  gestatten,  doch  nicht  für  Personen  unter  18  Jahren; 
Erleichterung  für  Frauen,  namentlich  Wöchnerinnen;  Verbot  der 
Anstellung  von  Kindern  unter  14  Jahren  als  Arbeiter,  Lehrlinge 
und  Lehrtöchter.  §  1 1  f  :  Der  elfstündige  Arbeitstag  gilt  nicht 
für  die  Angestellten  in  Laden-  und  Kundengeschäften  und  für  die 
Bedienung  in  Wirtschaften,  doch  muss  solchen  eine  ununter- 
brochene Nachtruhe  von  9  Stunden  gewährt  werden.  Der  Re- 
gierungsrat überwacht  die  Vollziehung  des  Gesetzes,  nach  Be- 
dürfnis durch  Inspektionen  Sachkundiger.  Auf  Übertretung  des 
Gesetzes  steht  Busse  von  Fr.  10  —  500  (Polizeigericht)  und  in 
Wiederholungsfällen    und    bei    schwerem    Thatbestand    Gefängnis 
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bis  auf  14  Tage.     Ausführungsbestimmungen   des  Landrats  sollen 
folgen. 

t86^  Lot  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genive)  sur  les  ap- 
preniissages.  Du  15  octobre.  (Reo.  des  Lois,  LXXVJÜLl 
p.  407  SS.) 

Der  Lehrvertrag  (wodurch  sich  ein  Meister  verpflichtet,  je- 
manden die  Ausübung  seines  Berufs  zu  lehren)  kann  nicht  münd- 
lich abgeschlossen  werden,  sondern  bedarf  der  schriftlichen  Form 
Die  ersten  zwei  Monate  gelten  als  Probezeit,  während  deren  der 
Vertrag  einseitig  kann  aufgehoben  werden.  Keine  Lehrlinge  an- 
nehmen können  Personen,  die  wegen  Verbrechens  oder  wegen 
Verletzung  ihrer  Familienpflichten  oder  wegen  Angriffen  auf  die 
Sittlichkeit  verurteilt  sind.  Aufhebung  des  Vertrags  erfolgt  durch 
den  Tod  des  Patrons  und  eine  Verurteilung  wegen  der  genannten 
Vergehen,  sie  kann  verlangt  werden  wegen  Nichterfüllung  der  vom 
Andern  übernommenen  Pflichten,  wegen  schlechter  Auöiührung 
oder  Un Sittlichkeit  des  andern  Teils,  vom  Lehrling  wegen  Ver- 
legung des  Berufs  in  eine  andere  Gemeinde.  Der  Meister  muss 
einen  Teil  des  Lohns  nach  Vereinbarung  mit  dem  Lehrling  in 
eine  Sparkasse  auf  des  letztern  Namen  einlegen.  Der  Meister 
soll  den  Lehrling  als  Familienglied  behandeln,  ihn  nur  zu  den 
Berufsarbeiten  verwenden,  ihm  die  nötige  Freizeit  für  Besuch  der 
Berufsschulen  geben,  ihn  nicht  länger  als  10  Stunden  im  Tag  be- 
schäftigen, keine  Nachtarbeit  zumuten  Das  ganze  Lehrlingswesen 
steht  unter  genauer  Kontrole  des  Handels-  und  Industriedeparte- 
ments und  der  Zentralkommission  der  gewerblichen  Schiedsgerichte, 
welche  sich  dafür  noch  durch  Personen  ausserhalb  ihrer  Mitglieder 
ergänzen  kann.  Diese  Aufsichtsbehörden  ordnen  auch  Prüfungen 
an  und  erteilen  Diplome.  Bussen  von  Fr.  20  bis  500  stehen  auf 
Übertretung  dieser  Vorschriften. 

187*  Rdglemenl  g^n6ral  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neu- 
chätel)  pour  les  examens  d'apprenüs.  Du  27  mai.  (Xouv.  Reo. 
des  Lois,  VIII  p.  308  ss.) 

Im  Anschluss  an  die  loi  sur  la  protection  des  apprentis  vom 
21.  Nov.   1890  (diese  Zeitschr.,  N.  F.  X  S.  428). 

188*  Reglement  intercantonal  pour  la  poUce  de  la  navigaüon 
ä  vapeur  sur  les  lacs  de  Xeuchätel  et  de  Morat  ei  sur  le  carki/ 
de  la  Basse-Broye.  Du  19/25  mai,  (Approuv6  par  les  Con- 
seils  d'Etat  des  c.  de  Fribourg,  Vaud  et  Xeuchätel  le  23 
juillet/9  acut  et  par  le  Cons.  fed.  le  23  aoüt.  (Xeuchätel 
nouv.  Rec.  des  Lois,  VIII  p.  268  ss.) 

Tritt  an  Stelle  des  Reglements  vom  29.  Januar  1876. 
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189.  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  Ab- 
änderung und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  30.  Weinmonat  1881 
über  die  kantonale  Brandversicherungsanstalt,  Vom  20.  Xovember« 
(Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N,  F.  XXXI  S.  442  ff.) 

Leistung  von  Beiträgen  an  Feuerlöschanstalten  u.  dgl.  durch 
die  Brandversicherungsanstalt,  Verhalten  der  letztern  gegenüber 
verwahrlosten  Gebäuden,  Deckung  von  Defiziten  der  Gemeinde- 
und  Bezirksbrandkassen  durch  die  Zentralbrandkasse. 

190«  Abänderung  (des  Gr.  Rats  des  E.  Bern)  des  §  25 
des  Dekrets  vom  1.  März  1882  betreffend  das  Verfahren  bei 
den  Schätzungen  und  bei  den  Versicherungen  von  Gebäuden,  so- 
wie bei  Ausmittlung  des  Brandschadens.  Vom  16.  Mai.  (Ges., 
Dekr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXXI  S.  171.) 

Gleichniässigere  Verteilung  der  Kosten  bei  Gebäudeschatzungen 
auf  die  Hauseigentümer. 

19 L  Beschluss  (des  Landrats  des  K.  Glarus)  betreffend 
die  Revision  des  Gesetzes  über  die  Verwendung  der  Viehver- 
Sicherungskasse  vom  23.  Oktober  1857,  sowie  der  dazu  gehören- 
den Voüziehungsverordnung  vom  9.  März  1858.  Vom  29.  No- 
vember.    (Amtsbl.  Nr.  49.) 

Aus  den  Zinsen  des  Fonds  sind  Beiträge  an  eine  Rausch- 
brandschutzimpfung der  Rinder  zu  leisten. 

192*  Gesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Baselstadt)  betreffend 
Errichtung  einer  kantoncden  Viehversicherungskasse.  Vom  L  De- 
zember.    (G.  S.,  XXII  S.  378  ff.) 

Errichtung  einer  allgemeinen  obligatorischen  auf  Gegenseitig- 
keit beruhenden  Viehversicherungsanstalt  für  alle  im  Kanton  wohn- 
haften Eigentümer  von  Rindvieh.  Versichert  wird  aller  Schaden 
aus  Tod  infolge  Krankheit  oder  vorsorglicher  Tötung  bei  Seuchen, 
wenn  dem  Eigentümer  kein  Verschulden  nachgewiesen  werden 
kann.  Der  Staat  leistet  einen  Beitrag.  Die  Anstalt  steht  unter 
der  Leitung  des  Finanzdepartements  und  der  Oberaufsicht  des 
Regierungsrates.  Die  Entschädigung  geht  nicht  über  */5  des  Wertes 
des  Tieres  hinaus.  Die  Prämie  soll  jährlich  Fr.  i.  50  per  Stück 
nicht  übersteigen.     Hiezu 

193.  Verordnung  des  Reg.-Rats  des  K.  Baselstadt)  betref- 
fend die  Viehversicherungskasse.  Vom  7.  Januar  1893.  (G.  8., 
XXII.    Kantonsbl.  I  Nr.  6.) 

Hauptsächlich  Bestimmungen  über  Wahl  und  Funktionen  der 
Schatzungskommissionen  in  den  drei  Bezirken  Grossbasel,  Klein- 
basel mit  Kleinhüningen,  Riehen  und  Bettingen;  Feststellung  der 
Versicherungspflicht  auf  die  jährlich  am  15.  November  vorzuneh- 
mende Viehzählung;  in  der  Zwischenzeit  eintretende  Änderungen 
sind  sofort  anzuzeigen. 

ZaltAohr.  für  Schwelxeriaehes  Recht.    Veue  Folg'o  XII.  26 
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194.  Verordnung  (des  Kantonsrats  des  Kts.  Appenzell 
A.  Rh.)  betreffend  die  Unterstützung  von  Viehvef^sicherungsgeseU- 
Schäften  und  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  für  den  Kan- 
ton Appenzell  A.  Rh.  Vom  16.  Februar.  (A.  S.  der  Ver- 
ordn.  1  S.  162  «.) 

195.  Lot  (du  Gr.  Cons.  da  c.  de  Vaud)  sur  Väablissement 
d*assurance  obligatoire  contre  Its  pertes  du  bÜaü  de  Vespece  bo- 
vine et  de  Vespece  iquine,  abatlu  par  ordre  des  autorüis  ou  p6ri 
de  maladies  contagieuses.  Da  18  novenibre.  (Bec.  des  Lois, 
LXXXIX  p,  401  SS.) 

Der  Staat  zahlt  die  Entschädigungen,  und  wenn  sie  Fr.  10,000 
für  das  Rindviehgeschlecht  und  Fr.  3000  für  das  Pferdegeschlecht 
erreichen,  so  erhebt  er  ausserordentliche  Beiträge  bis  auf  die  Höhe 
seines  Vorschusses  auf  alle  Tiere  im  Kanton,  die  es  angeht. 

196.  ArrM  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  fixant  la 
forme  dans  laquelle  les  protüs  des  effets  de  change  seront  dressis 
et  transcrits  dans  le  regisire  sp4cialprivu  ä  l'article  817  du  Code 
f4diral  des  obligations.  Du  21  juin.  (Hec.  des  LoiS;  LXXXIX 
p.  284  SS.) 

Anweisung  an  die  durch  Nr.  278  mit  der  Protestaufnahme 
von  Wechseln  betrauten  Betreibungsbeamten,  wie  sie  die  Protest- 
urkunden zu  redigieren  und  auszufertigen  haben. 


4.  Erbrecht. 

197.  Weisung  (des  Obergerichts  des  K.  Basellandschaft) 
an  die  Bezirksgerichtspräsidenten  in  Ausführung  von  §91  des 
Gesetzes  über  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht  und  Schenkungen. 
Vom  12.  Februar.     (Amtsbl.  I  Nr.  7.) 

Betrifft  das  bei  Begehren  der  Erbschaftsgläubiger  um  separatio 
bonorum  einzuschlagende  Verfahren. 


III.  Civilprozess. 

198.  Civilprozessordnung  (des  6r.  Rats  des  K.  Appenzell 
Innerrhoden)  für  den  Kanton  A.  t.  Bh.  nebst  Sportelntarif  und 
Regulativ  für  den  Gerichtsdiener.    Vom  10.  März.   (Bes.  gedr.) 

Auch  Appenzell  inner  Rhoden  tritt  hier  in  die  Reihe  der 
Kantone,  welche  in  jüngster  Zeit  ihr  Civilprozessrecht  gesetzlich 
neu  geregelt  haben.    Bisher  hatte  hiefür  die  Gerichtsordnung  von 
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1873,  das  denkbar  einfachste  Prosessgesetz,  ausgereicht  (sie  ist 
vollständig  abgedruckt  in  dieser  Zeitschr.  XIX  Abteil.  3  S.  74 
Nr.  169),  doch  wurde  sie  als  mangelhaft  empfunden.  Nach  In- 
krafttreten des  eidg.  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes  redigierte 
der  Gerichtsschreiber  N.  eine  neue  Prozessordnung,  und  Standes- 
kommission und  Grosser  Rat,  in  der  Meinung,  das  neue  Bundes- 
gesetz bedinge  auch  eine  neue  Civilprozessordnung,  nahmen  die 
Vorlage  ohne  Weiteres  an. 

I.  Hauptstück.  Im  ersten  Titel  allgemeine  Bestimmungen 
über  Sitzungszeit,  Austritt  der  Richter,  Geheimhaltung  der  Voten, 
Prozessleitung,  Protokoll.  Im  zweiten  die  Gerichtsstände:  ausser 
dem  des  Wohnorts  kennt  das  Gesetz  den  für  Injurienklagen  am 
Orte  der  Begangenschaft  (dies  darum,  weil  die  Civilklage  auf 
Schadenersatz  wegen  Injurien  mit  der  Straf  klage  zu  verbinden  ist} ; 
das  forum  rei  sitae  für  dingliche  und  Besitzklagen ;  das  forum  für 
Streitigkeiten  über  eine  noch  unverteilte  Erbschaft  am  letzten 
Wohnorte  des  Erblassers;  für  Vaterschaftsklagen  am  Ort  der 
Schwängerung;  für  Streitigkeiten  in  Vormundschaftssachen  am 
Wohnort  des  Bevormundeten;  für  Schadenersatzklagen  aus  unge- 
rechtfertigtem Arrest  am  Wohnorte  des  Beklagten  oder  am  Be- 
treibungsorte (nach  Wahl  des  Klägers);  für  Widerklagen  am  Ge- 
richte der  Hauptklage,  doch  sind  Widerklagen  nur  zulässig,  wenn 
sie  schon  beim  Vermittleramt  anhängig  gemacht  sind  und  sich  auf 
das  gleiche  Geschäft  wie  die  Hauptklage  beziehen.  Wiefern  diese 
Gerichtsstände  mit  Art.  59  B.-V.  nicht  in  Konflikt  kommen,  ist 
nicht  ganz  klar. 

Der  3.  Titel  handelt  von  den  Kompetenzen  der  Gerichte. 
Der  Präsident  des  Bezirksgerichts  entscheidet  über  Rechtsvor- 
schläge, Rechtsöffnungen,  Konkursbegehren,  gegen  die  keine  Ein- 
rede erhoben  ist,  beneficium  inventarii  u.  dgl.  Für  eigentliche 
Civilstreitigkeiten  ist  das  Bezirksgericht  als  erste,  das  Kantons- 
gericht als  zweite  Instanz  zuständig. 

Der  4.  Titel  handelt  von  den  allgemeinen  Pflichten  der  Par- 
teien und  der  Zeugen. 

II.  Hauptstück.  Prozessverfahren,  Der  i.  Titel  be- 
trifft die  Einleitung  des  Verfahrens.  Art.  24:  „Da  wo  die  Voll- 
ziehungsverordnung über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  nichts 
Anderes  bestimmt,  wird  der  Civilprozess  durch  einen  auf  Amtsbot 
oder  durch  Injurienklage  erfolgenden  Rechtsvorschlag  beim  Ver- 
mittler eingeleitet;  bei  den  Spangerichten  genügt  ein  vom  Land- 
ammannamte  (in  Oberegg  vom  Hauptmannamte)  bewilligtes  An- 
sagen der  Augenscheinsaufnahme."  Art.  25:  10  Tage  Appella- 
tionsfrist;  ebenso   10  Tage  Frist  für  Einleitung  eines  Prozesses  an 


-■2t ' ^ 


404  vCivilprozessordnung  des  Kts.  Appenzell  i.  Rh.      [EantonaLrecht. 

das  Spangericht  von  stattgehabtem  Augenschein  an.  Art.  26 
Rechtsvorschlagfrist  10  Tage.  —  Der  Vermittler  macht  binnen 
10  Tagen  vom  angehobenen  Rechtsvorschlag  (bezw.  Injurienklage) 
an  der  Gegenpartei  Anzeige  und  ladet  sie  schriftlich  vor.  Nicht- 
erscheinen auf  zweimalige  Vorladung  hat  Verlust  der  Klage,  bezw. 
des  Einspruchsrechts  zur  Folge.  Der  Vermittler  sucht  die  Parteien 
zu  vergleichen,  doch  hat  er  keine  Zeugen  abzuhören  und  über 
die  Parteiverhandlungen  kein  Protokoll  zu  führen,  wie  er  auch 
hierüber  in  der  Folge  nicht  vor  Gericht  als  Zeuge  abgehört  werden 
soll,  da  gütliche  Anerbieten  einer  Partei  vor  Vermittlerarat  ina 
Gericht  keinen  Einfluss  üben  sollen.  Kommt  kein  Vergleich  zu 
Stande,  so  erhält  die  Klagpartei  den  Leitschein  an  das  Gericht, 
dieser  ist  innerhalb  10  Tagen  dem  Gerichtspräsidenten  einzu- 
geben, 

Titel  2:  Augenschein.  Bei  diesem  hat  jede  Partei  das  Recht 
zweimaliger  Rede. 

Titel  3:  Hauptverfahren.  Jede  Partei  hat  zwei  Vorträge. 
„Art.  40:  Sind  Vorfragen  vor  erster  Instanz,  obschon  ihr  Grund 
bereits  vorhanden  war,  nicht  angemeldet  worden,  so  dürfen  die- 
selben überhaupt  nicht  mehr  angebracht  werden.  Berechtigte  Vor- 
fragen, bezw.  solche,  welche  erst  nachher  ihren  Entstehungsgrund 
haben,  müssen  vor  Eröflfnung  der  Hauptklage  verhandelt  und  ent- 
schieden werden;  dabei  steht  jeder  Partei  nur  ein  Vortrag  zu. 
Art.  41.  Verzögerliche  Vorfragen  sind  die,  welche  gegen  jedem 
Mangel,  der  sich  hinsichtlich  des  Gerichts,  der  Parteien  und  Be- 
vollmächtigten, der  Citation,  der  Rechtsfrage  oder  Eingabe  zeigt, 
erhoben  werden  können.  Es  sind  alle  mit  einander  verbunden 
anzubringen,  sofern  deren  Grund  bereits  existiert;  jedoch  geht  die 
Kompetenzfrage  des  Gerichts  allen  übrigen  Vorfragen  vor.  Das 
Gericht  entscheidet  sofort  über  diese  verzögerlichen  Vorfragen. 
Findet  das  Kantonsgericht  den  Vorbescheid  des  Bezirksgerichts 
unrichtig,  so  hebt  es  denselben  auf  und  weist  die  Parteien  wieder 
an  das  Bezirksgericht  zurück.  Art.  42.  Die  zerstörlichen  Ein- 
reden, welche  als  Schutzbehauptimgen  in  der  Haupt  Verhandlung 
erbracht  werden  müssen,  sind  folgende:  a)  Die  Einrede  des  in 
gleicher  Sache  schon  erlassenen  rechtskräftigen  Urteils;  b)  des 
nach  Anhängigmachung  der  Klage  abgeschlossenen  Prozessv»- 
gleichs;  c)  des  Abstandes  vom  Prozess  und  der  Klagezusage.*'  — 
Art.  45:  Haupt-  und  Nebenintervention  statthaft. 

Titel  4:  Kontumazial verfahren.  Wenn  eine  Partei  auf  er- 
folgte „Peremtorisation«  nicht  erscheint,  so  wird  der  erschienene 
Teil  zum  einseitigen  Vortrag  seiner  Sache  zugelassen  und  der  ab- 
wesende, falls  Kläger,  mit  seiner  Klage  abgewiesen;  und  falls  er 
Beklagter  ist,  so  werden  die  vom  Kläger  angeführten  Thatsachen 
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als  erwiesen  angenommen  und  der  Richter  urteilt  hierüber  den 
Gesetzen  gemäss.  Gegen  Kontumazialürteile  kann  binnen  der  im 
Urteil  hiefür  gesetzten  Frist  Purgation  eingelegt  werden  unter 
Deposition  sämtlicher  Kosten.  Das  Purgationsgesuch  wird  als  be- 
gründet erklärt  und  das  Kontumazurteil  aufgehoben,  wenn  der 
Kontumazierte  glaubwürdig  darthut,  dass  er  durch  erhebliche  Hinder- 
nisse vom  Erscheinen  abgehalten  war. 

Titel  5:  Beschleunigtes  Verfahren  Wo  solches  laut  Be- 
treibungsgesetz eintritt,  bedarf  es  keines  Vorstandes  vor  Vermittler- 
amt, dagegen  einer  schriftlichen  Eingabe  der  Klage  unter  Angabe 
der  Beweismittel  beim  Bezirksgerichtspräsidenten,  der  sie  dem  Be- 
klagten unverzüglich  mitteilt,  damit  auch  er  seine  Akten  eingebe. 
Gerichtsverhandlung  spätestens  14  Tage  nach  Eingang  der  Klage; 
Berufungsfrist  5  Tage,  Jede  Vorladung  ist  peremtorisch.  Für  das 
summarische  Verfahren  des  Betreibungsgesetzes  wird  bestimmt, 
dass  die  Begehren  mündlich  oder  schriftlich  bei  dem  Bezirksge- 
richtspräsidenten können  angebracht  werden;  dann  innerhalb  spä- 
testens 5  Tagen  Verhandlung,  und  5  Tage  Berufungsfrist. 

Titel  6:  Ehescheidungsprozess.  Der  Gerichtspräsident  kann 
persönliches  Erscheinen  der  Parteien  anordnen  und  sie  in  jedem 
Stadium  des  Prozesses  zu  versöhnen  suchen.  Kontumazialver- 
fahren  bloss  im  Fall  der  Ediktalcitation  von  unbekannt  Abwesen- 
.den,  sonst  also  nötigenfalls  polizeiliche  Vorführung.  Das  Gericht 
ist  an  Geständnisse  u.  dgl.,  die  in  Rechtsschriften  oder  vor  Ge- 
richt abgegeben  werden,  nicht  gebunden  und  kann  von  Amtswegen 
Erkundigungen  einziehen,  Zeugen  einvernehmen  und  Fragen  an 
die  Parteien  stellen;  Parteigelübde  und  Parteieid  sind  als  Beweis- 
mittel ausgeschlossen. 

in.  Hauptstück.  Beweisverfahren  und  Beweismittel. 
Über  den  Wert  eines  Beweises  entscheidet  der  Richter  nach  freiem 
Ermessen«  Als  gesetzliche  Beweismittel  nennt  das  Gesetz:  Ge- 
ständnis; Urkunden;  Zeugen;  Augenschein;  Sachverständige.  Volle 
Beweiskraft  hat  das  gerichtliche  Geständnis,  ebenso  das  ausser- 
gerichtUche,  wenn  es  in  der  Absicht  geschah,  die  betreffende  That- 
sache  für  den  zu  beurteilenden  Fall  ausser  Zweifel  zu  setzen. 
Urkunden:  öffentliche,  im  Wirkungskreise  der  Amtsperson  ausge- 
stellte haben  volle  Beweiskraft  für  die  dadurch  bezeugten  amt- 
lichen Vorgänge.  „Der  Beweis,  dass  die  Unterschrift  einer  (öffent- 
lichen) Urkunde  echt  sei,  liegt  auf  dem  Beweisführer;  würde  hin 
gegen  behauptet,  dass  eine  vorgelegte  Urkunde  verfälscht  sei,  so 
liegt  der  Beweis  hiefÜr  auf  derjenigen  Partei,  welche  diese  Be- 
hauptung aufstellt."  Der  Gegner  des  Beweisführers  ist  verpflichtet, 
Urkunden  zu  edieren,  die  einen  streitigen  Thatumstand  aufklären. 
Dritte  sind  dazu  nur  anzuhalten,    wenn    die    betreffende  Urkunde 
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Eigentum  einer  Partei  oder  wegen  der  obschwebenden  Streitsache 
errichtet  ist.  Die  Echtheit  einer  Privaturkunde  ist  anzuerkenneik, 
wenn  der  Gegner  sie  früher  erwiesenermassen  anerkannte  oder 
durch  Schriftenvergleichung  oder  Zeugen  bewiesen  ist,  dass  sie 
vom  bestreitenden  Teile  unterzeichnet  worden.  Bestreitet  der 
Gegner  seine  eigene  Unterschrift,  so  kann  ihn  der  Richter  einen 
ihm  vorzusprechenden  Aufsatz  niederschreiben  lassen.  Weigert  er 
sich  dessen,  so  gilt  die  Urkunde  als  echt,  ebenso  wenn  er  ab- 
sichtlich und  sichtbar  seine  Schrift  entstellt.  Zeugen:  Allgemeine 
Zeugnispflicht,  ausser  für  solche,  die  zu  ihrer  Schande  oder  ihrem 
Schaden  aussagen  müssten.  Geistliche,  Ärzte,  Anwälte,  Vermittler 
und  Amtsangestellte  können  das  Zeugnis  über  Berufs-  und  Amts- 
wahmehmungen  ablehnen.  Unfähig  sind  Personen  unter  14  Jahren, 
Fallite  und  Kriminalisierte,  mit  dem  Beweisführer  bis  zum  4**° 
Grade  Verwandte  und  Verschwägerte,  und  solche  Personen,  denen 
für  Ablegung  oder  Nichtablegung  des  Zeugnisses  etwas  versprochen 
worden  ist.  Über  die  Beweiskraft  der  Zeugnisse  von  Personen 
unter  1 8  Jahren,  oder  solcher,  die  mit  dem  Beweisführer  besonders 
befreundet  oder  mit  dem  Gegner  verfeindet  sind,  oder  übelbeläum- 
deter  Personen  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 
Über  Augenschein  und  Sachverständige  ist  nichts  Besonderes  her- 
vorzuheben. 

IV.  Hauptstück:  Urteile  und  deren  Anfechtbarkeit. 
Der  Richter  hat  von  Amtswegen,  ohne  an  die  Anträge  der  Par- 
teien gebunden  zu  sein,  die  einschlägigen  Rechtsnormen  anzu- 
wenden. Ausser  durch  Appellation  ist  ein  Urteil  anfechtbar  durch 
Revisionsbegehren,  wenn  eine  Partei  neue  Thatsachen  und  Beweise 
vorlegen  kann,  die  sie  früher  nicht  kannte,  oder  die  Beweismittel 
des  Gegners  sich  als  falsch  erweisen  oder  das  Urteil  durch  ein 
Verbrechen  der  Gegenpartei  bewirkt  wurde.  Die  Revision  wird 
von  dem  Gerichte,  welches  das  angefochtene  Urteil  erlassen  hat, 
erledigt.  Ferner  Kassation  (Nichtigkeitsklage),  zulässig  bei  Ver- 
letzung einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  wesentlichen  Rechtsform, 
oder  wenn  das  Gericht  nicht  nach  Verfassung  besetzt  war,  oder 
der  Richter  einer  Partei  ein  gesetzliches  Rechtsmittel  verweigert 
hat,  oder  eine  Partei  nicht  gesetzlich  vertreten  oder  selbst  rechts- 
unfähig war,  oder  gegen  ein  in  gleicher  Sache  schon  ergangenes 
Urteil  erkannt  wurde,  oder  wirkliche  Verstösse  gegen  diese  Civil- 
prozessordnung vorgefallen  sind.  Termin  für  Einreichung  der 
Nichtigkeitsklage,  und  zwar  beim  Landammannamte  unter  Anzeige 
an  die  Gerichtskanzlei,  10  Tage.  Der  Landammann  ladet  die 
Gegenpartei  zur  Vernehmlassung  innerhalb  möglichst  kurzer  Frist 
ein,  dann  wird  durch  die  Standeskommission  entschieden.  End- 
lich  noch  Interpretation  (Erläuterung)  im  Fall    von  Dunkelheiten, 
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Zweideutigkeiten  oder  Widersprüchen  im  Urteil;  bei  dem  Ge- 
richte, welches  das  Urteil  erlassen  hat,  binnen  lO  Tagen  anzu- 
bringen. 

Ein  Anhang  verhängt  Bussen  für  Beleidigungen  der  Gegen- 
partei, unanständiges  Benehmen,  Trölerei,  nichterscheinende  Zeugen 
sowie  für  unentschuldigt  ausbleibende  Richter. 

Zum  Schluss  der  Sporteintarif  und  ein  Regulativ  für  den  Ge- 
richtsdiener. 

199*  Verordnung  (des  Obergerichta  des  K,  Schaffhausen) 
iiber  das  Prozessverfahren  bei  civürechüichen  Streitigkeiten  be- 
züglich Nachahmung  patentierter  Gegenstände,  hinterlegter  Muster 
und  ModeUe,  Fabrik-  und  Handelsmarken,  Herkunftsabzeichen  von 
Waren  und  gewerblichen  Auszeichnungen.  Vom  2.  Dezember. 
(Amtsbl.  Nr.  49.) 

Revision  der  Verordnung  vom  13.  März  1891.  Das  Ober- 
gericht ist  einzige  kantonale  Instanz  für  Klagen  aus  den  B. -Ge- 
setzen V.  29.  Juni  1888,  21.  Dezember  1888  und  26.  September 
1890,  Schriftliche  Anmeldung  der  Klage  beim  Präsidenten,  der 
biimen  6  Tagen  einen  Parteivorstand  behufs  Vermittlungsversuchs 
ansetzt;  bei  dessen  Misslingen  Überweisung  der  Sache  an  das 
Gericht.  Verfahren  wie  in  sonstigen  Civilprozessen.  Binnen  20 
Tagen  kann  ohne  Rücksicht  auf  den  Streitwert  an  das  Bundes- 
gericht appelliert  werden. 

200*  Riforma  della  legge  per  la  procedura  deUa  trattazione 
deüe  cause  in  appello  (Ticino),     Del  5  dicembre.     8.  Nr.  44. 

201.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Solothurn)  über 
den  unentgeltlichen  Rechtsbeistand  in  Haftpßichtfällen.  Vom  16. 
Dezember.     (S.  d.  G.,  LXI  S.  175  ff.) 

Der  von  den  Bundesgesetzen  betr.  Haftpflicht  geforderte  un- 
entgeltliche Rechtsbeistand  wird  hier  dahin  fixiert:  die  Gesuche 
sind  unter  Einlegung  einer  amtlichen  Bedürftigkeitsbescheinigung 
an  den  Präsidenten  des  Amtsgerichts  zu  richten,  bei  dem  die 
Klage  zu  erheben  ist.  Der  Präsident  bewilligt  das  Armenrecht, 
wenn  er  den  Ausweis  der  Dürftigkeit  geleistet  findet  und  die  Klage 
sich  nicht  zum  Voraus  als  unbegründet  ergiebt.  Zum  Armenrecht 
gehört  Beiordnung  eines  Anwalts  aus  der  Zahl  der  praktizierenden 
Fürsprecher  und  Erlass  aller  Sicherheitsleistungen  und  Gerichts- 
kosten. Diese,  sowie  eine  Entschädigung  des  Armenanwalts,  werden 
bei  Unterliegen  des  Klägers  aus  der  Staatskasse  bezahlt,  bei  Ob- 
siegen des  Klägers  fallen  sie  dem  Gegner  auf.  —  Hiedurch  wird 
die  Verordnung  vom  5.  Januar  1888  (diese  Zeitschr.  N.  F.  VIEL 
S.  469  Nr.  138)  in  nebensächlichen  Einzelheiten,  z.  B.  Verkürzung 
der  Rekursfrist  bei  Armenrechtsverweigerung  von  drei  Wochen  auf 
zehn  Tage,  u.  A,  abgeändert. 
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202.  Loi  (du  6r.  Gons.  du  c.  de  Vaud)  modifiani  ks 
articles  80  et  81  du  Code  de  procidure  cwüe  du  25  not>embr^ 
1869.    Du  26  novembre.    (Rec.  des  Lois,  LXXXIX  p.  600  ss.) 

Betrifft  das  Armenrecht.  Dieses  muss  beim  Kantonsgericht 
unter  Vorlegung  eines  Zeugnisses  des  Gemeinderats  der  Heimat 
und  des  Domizils  Ober  die  Vermögensverhältnisse  des  Petenten 
nachgesucht  werden. 

203*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchätel)  sur  l'assi» 
stance  judiciaire  graiuite.  Du  13  avril.  (Nouv.  Rec.  des  Lois, 
VIII  p.  232  SS.) 

Betrifft  die  nach  den  Bundesgesetzen  über  Haftpflicht  zu  be- 
willigende unentgeltliche  Verbeiständung.  Doch  sollen  die  hier 
aufgestellten  Grundsätze  auch  Anwendung  finden  können  in  andern 
als  Haftpflichtfällen,  sofern  die  Sache  über  die  friedensrichterliche 
Kompetenz  hinausgeht.  Der  Gerichtspräsident  bewilligt  diese  Gunst 
auf  schriftliches  Begehren  und  nachdem  er  sich  von  der  Bedürftig- 
keit des  Petenten  überzeugt  hat;  er  macht  dann  hievon  Anzeige 
an  das  Justizdepartement,  das  dem  Petenten  einen  Anwalt  zu- 
weist und  die  Kosten  für  den  Prozess  vorschiesst.  Der  Anwalt 
erhält  vom  Staat  eine  Entschädigung  (5  Fr.  für  die  Vertretung 
vor  Friedensrichter  bis  80  Fr.  für  solche  vor  dem  Kantonalgericht) 
Gewinnt  die  arme  Partei  den  Prozess,  so  muss  sie  die  Gerichts- 
kosten nach  Tarif  bezahlen;  verliert  sie  ihn,  so  kann  sie  doch 
später,  wenn  sich  ihre  Vermögensverhältnisse  wieder  günstiger  ge- 
stalten, dafür  belangt  werden.  Der  Anwalt,  der  seine  Hilfe  ver- 
weigert oder  vernachlässigt,  kann  vom  Kantonsgericht  für  drei 
Monate  in  seinem  Berufe  suspendiert  werden. 

204.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  modifiant  les 
disposüions  des  articles  27  et  28  du  tarif  en  matiire  dvile  du 
6  mars  1874.  Du  3  döcembre.  (Bull.  oiBF.  des  Lois,  LXI. 
Feuille  oflf.  Nr.  50.) 

Betrifft  die  vorauszubezahlenden  Appellations-  und  Kassations- 
gebühren. 

205*  Beschluss  (des  Kantonsrats  des  K.  Schwyz)  6^- 
treffend  die  Bezahlung  der  Oerichtskosten  bei  Begehren  um  Em- 
Stellung  von  Schuldnern  im  Aklivbürgerrecht  Vom  26.  November. 
(Amtsbl.  Nr.  49.) 

Die  Gerichtskosten  der  I.  Instanz  deckt  die  Bezirkskasse,  die 
der  II.  die  Kantonskasse,  doch  kann  das  Gericht  bei  Abweisung 
des  Begehrens  den  Gesuchsteller  zur  Rückvergütung  verurteilen. 
Der  Schuldner  muss  die  Kosten  rückerstatten,  bevor  er  rehabilitiert 
wird. 
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IV.  Schuldbetreibung  und  Konkurs. 

206«  Provisorische  Anioeisung  (des  Obergerichts  des  K. 
Zürich)  an  die  Betreibungsbeamten,  Notare  und  Bezirksgerichte 
betreffend  die  Einführung  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs.     Vom  9.  Januar.     (Bes.  gedr.) 

207.  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  über  die  Ein- 
tragung der  Obligationen  {Habe-  und  Gutsverschreibungen)  im 
Kanton  Bern.  Vom  16.  Mai  (Ges.,  Dekr.  und  Verordu., 
N.  F.  XXXI  S.  148  S.) 

Veranlassung  zu  diesem  Dekret  ist  das  neue  Betreibungs- 
gesetz, dessen  Art.  327  den-  „Obligationen^  und  den  generellen 
Hab-  und  Gutverschreibungen  in  Konkursen  bis  zum  i.  Januar 
1900  das  bisher  besessene  Privileg  vor  den  Handschuldgläubigern 
sichert,  wenn  sie  vor  i.  Januar  1893  in  ein  öffentliches  Buch 
eingetragen  werden.  Das  Dekret  enthält  die  nötigen  Bestimmungen 
über  Einrichtung  dieser  Bücher  auf  den  Amtsschreibereien  und 
Eintragung  der  Akte. 

208.  VoUziehungsdekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  zu 
den  ArU  101  und  102  des  bernischen  Einführungsgesetzes  zum 
Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Vom  18.  Mai. 
(Ges.,  Dekr.  und   Verordn.,  N.  F.  XXXI  S.   159  f.) 

Wenn  im  Jura  zwischen  Eheleuten  infolge  Pfändungs-  oder 
Konkursbegehrens  gegen  den  Ehemann  und  Anweisung  der  Ehe- 
frau Gütertrennung  eintritt,  so  hat  der  Betreibungs-  oder  Konkurs- 
beamte diese  Thatsache  im  Amtsblatt  zu  publizieren  und  über  Ein- 
gabe der  Ehefrau,  Kollokationsplan  und  Anweisung  ein  öffentlich 
aufzulegendes  Buch  zu  führen. 

209.  Beschluss  (des  Landrats  des  K.  Uri)  betreffend  Ab- 
änderung des  Art.  23  Ziffer  7  des  Einführungsgesetzes  zum 
Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  30.  Mai 
1891,     Vom  28729.  März      (Landbach,  V  S.  27.) 

Der  Entscheid  über  die  Statthaftigkeit  eines  Rechtsöffnungs- 
begehrens (Art.  80  -  84  Betr.  Ges.)  wird  der  Kreisgerichtskommission 
inappellabel  und  definitiv  zugewiesen.  (Das  Einführungsgesetz 
hatte  hiefür  das  Kreisgericht  aufgestellt.) 

210.  Vorschriftan  (des  Kantonsrats  des  K.  Schwyz)  be- 
treffend das  Verfahren  bei  LiegenschafLwerwertungen  und  Kon- 
kursen.    Vom  25    November.     (Aratsbl.  Nr.  49.) 

Es  handelt  sich  um  Präzisierung  des  Verfahrens,  das  in  Art. 

138  Ziffer  3  und  Art.   232  Ziffer  2   des  eidg    Betreibungsgesetzes 

vorgesehen    ist      Zunächst    Vorschriften    über    die   Eingaben    der 

C'rundpfandgläubiger ;  sodann  über  die  Steigerungsverhandlung  (An- 

'frage    an    die    Hypothekargläubiger    in    der    umgekehrten  Reihen- 
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folge  der  Rangordnung,  ob  sie  die  Liegenschaft  zu  einem  gemäss 
Art.  141  und  142  des  B.-Ges.  genügenden  Angebot  samt  den 
ihnen  vorgehenden  Forderungen  und  Lasten  übernehmen  wollen); 
über  Verwertung  von  Teilen  eines  Stammgutes  (Einzinsereien); 
der  Zuschlag  eines  solchen  Tefls  kann  nur  erfolgen,  wenn  keine 
Gläubiger,  deren  Hypothekarrechte  sich  auch  auf  einen  andern 
Teil  des  Stammgutes  erstrecken,  sich  über  die  Ersteigerung  resp. 
Zuständerschaft  zu  erklären  haben;  sonst  (bei  „überlangenden  Satz- 
rechten  **)  wird  die  Steigerung  resultatlos  und  muss  es  zur  Ver- 
wertung des  gesamten  Stammgutes  kommen^  wobei  dann  die 
Steigerungserklärungen  in  folgender  Reihenfolge  abzugeben  sind: 
vom  Eigentümer  des  zuletzt  vom  Stammgut  abgelösten  Teils,  der 
„entweder  ziehen  oder  fliehen"  muss;  sofern  er  „flieht",  von  den 
Hypothekargläubigern  seines  Teils;  sofern  auch  diese  nicht  über- 
nehmen, von  dem  Eigentümer  des  vorletzten  vom  Stammgut  ab- 
gelösten Teiles  u.  s.  w.  Ausserdem  noch  einige  weniger  wichtige 
Spezialitäten. 

Diese  Vorschriften  sind  sehr  lehrreich,  sie  zeigen,  wie  ver- 
schieden sich  auf  dem  Boden  des  Gesetzes  die  praktische  Aus- 
führung gestalten  kann  und  wie  wenig  in  praxi  von  einer  Einheit 
im  Betteibungsverfahren  die  Rede  ist. 

211.  Erläuterung  (des  Kantonsrats  des  K.  Unterwaiden 
ob  dem  Wald)  t?on  Art  45,  alin,  2  der  VoUz.-  Verordnung  zum 
eidgen.  Betreibungs-  und  Konkursgesetze.  Vom  16.  Februar. 
(Ges.  und  Verordn.,  V  S.  43L) 

„In  Betracht^  dass  das  Unterpfand  und  dessen  hypothekar- 
rechtlich verhaftete  Früchte  dem  Gültgläubiger  zunächst  gegen  unter- 
pfändlich nicht  versicherte  Forderungen  geschützt  sein  sollen," 
wird  der  Betreibungsbeamte  angewiesen,  sich  über  ausstehende 
unterpfändlich  versicherte  Zinse  thunlichste  Kenntnis  zu  verschaffen 
und  die  Zinsgläubiger  zu  benachrichtigen,  sofern  für  nicht  pfandver- 
sicherte Forderungen  unterpfändlich  verhaftete  Sachen  gepfändet 
werden. 

212.  Beschluss  (des  Kantonsrats  des  K.  Unterwaiden  ob 
dem  Wald)  betreffend  Fraueninventarien.  Vom  28.  Mai.  (Ges. 
und  Verordn.,  VI  S.  11  f.) 

In  Erläuterung  von  Art.  35  Ziffer  6  der  Vollziehungsver- 
ordnung zum  B.-Ges.  über  Betr.  und  Konk.  wird  vorgeschrieben, 
dass  die  der  Frau  gehörige  Viehware  in  ihrem  Geldwert  im  Frauen- 
inventar taxiert  werden  soll  (der  Fertigungsbeamte  soll  für  sach- 
kundige und  parteilose  Taxation  besorgt  sein),  mit  der  Folge,  dass 
die  Frau  für  diese  Viehware  im  Betreibungs-  und  Konkursverfahren 
gegen  den  Ehemann  die  Eigentumsklage,  und  nicht  blos  die  Vor- 
rechtsforderung, insoweit  zur  Geltung  bringen  kann,  als  pfändbare 
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Viehware  Überhaupt  vorhanden  ist.  —  Also  eine  Anwendung  des 
Eisemvieh  Vertrags . 

213«  Gesetz  (der  Landsgemeiiide  des  K.  Unterwaiden 
nid  dem  Wald)  betreffend  Prwüegium  der  Ehefrau  eines  Oemein- 
Schuldners  im  Konkurse  des  Ehemanns.  Vom  24.  April.  (Amtsbl. 
Nr.  10.) 

Die  Forderung  der  Ehefrau  eines  Gemeinschuldners  für  ihr 
zugebrachtes  (in  die  Ehe  gebrachtes  und  während  der  Ehe  durch 
Erbschaft  oder  Schenkung  von  Seite  Dritter  erworbenes)  Frauen- 
gut, soweit  es  sich  in  der  Verwaltung  des  Ehemannes  befindet, 
ist  bis  zur  Hälfte  privilegiert.  Auf  diese  privilegierte  Hälfte  wird 
der  Wert  der  von  der  Frau  als  Eigentümerin  zurückgenommenen 
Sachen,  sowie  der  Betrag,  den  sie  auf  Grund  eines  ihr  zustehenden 
Pfandrechts  erhält,  angerechnet.  Zu  Verzicht  auf  dieses  Privileg 
bedarf  die  Ehefrau  der  Zustimmung  ihrer  Freundschaft.  —  Auf- 
gehoben wird  das  Landesgesetz  vom  28.  April  181 1  betr.  das 
Frauengut  im  Auffalle  des  Ehemannes. 

214«  Beschluss  (des  Reg.- Rats  des  K.  Solothurn)  betreffend 
Beurkundung  von  Handschriften.  Vom  25.  Januar.  (S.  d.  6., 
LXI  S.  118  f.) 

Veranlasst  durch  Art.  327  des  B.-Ges.  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  und  §  10  des  kantonalen  Einführungsgesetzes  dazu: 
die  Handschriften  im  Sinne  des  §  1644  Ziffer  i  des  Civilgesetz- 
buches  sind  von  einem  Notar  zu  beurkunden. 

215.  Zusatz  zu  ArL  3  des  Gesetzes  des  K.  Solothurn  be- 
treffend die  Einführung  des  Bundesgesetzes  vom  11.  April  1889 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  27.  Mai  1891.  In  Folge 
Initiativbegehrens  vom  Volke  beschlossen  am  3.  April. 

Vgl.  diese  Zeitschr.  N.  F.  XI  S.  449  Nr.  157.  Die  Zu- 
stellung der  Zahlungsbefehle  und  der  Konkursandrohungen  soll 
durch  die  Bezirksweibel,  nicht  durch  die  Post  geschehen. 

216«  Weisung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Basellandschaft)  be- 
treffend das  Retentionsrecht  für  Miet-  und  Pachtzinse.  Vom  3. 
Februar.     (Amtsbl.  I  Nr.  5.) 

217*  Weisung  (desselben)  zu  den  §§42  und  35  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs.     Vom  3.  Februar.     (Ebendas.) 

Nr.  216  weist  den  Vermieter  (Verpächter)  an,  sich  künftig 
für  Geltendmachung  eines  Mietretentionsrechtes  an  den  Betreibungs- 
beamten zu  wenden,  welcher  ein  Verzeichnis  der  zu  retinierenden 
Gegenstände  aufzunehmen  und  dem  Gläubiger  zur  Anhebung  der 
Betreibung  eine  Frist  von  8  Tagen  anzusetzen  hat.  Bei  heimlicher 
oder   gewaltsamer  Entfernung  der  Retention sgegenstän de  aus  dem 
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Mietlokal  hat  das  Statthalteramt  für  deren  Rückverbringung  zu 
sorgen. 

Nr.  217  betrifft  Einsendung  der  Verzeichnisse  der  im  Aktiv- 
bürgerrecht eingestellten  Schuldner  durch  die  Betreibungsbeamten 
an  die  Landeskanzlei  behufs  der  Publikation  im  Amtsblatt.  Ist 
ein  Schuldner  wegen  derselben  Forderung,  für  die  er  neuerdings 
fruchtlos  gepfändet  wird,  schon  früher  im  Aktivbürgerrecht  ein- 
gestellt worden,  so  unterbleibt  die  Aufnahme  auf  das  Verzeichnis. 

Zu  bemerken  ist  auch  noch  ein 

218«  Kreisschreiben  (des  Reg.-Rats  des  K.  Basellandschaft) 
an  sämtliche  Gemeinderäie.    Vom  6.  Januar.   (Amtsbl.  I  Nr.  4.) 

worin  eine  Anzahl  Weisungen  über  Neuerungen  gegeben 
werden,  welche  durch  das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  und  das  kantonale  Gesetz  über  eheliches  Güterrecht  und 
Erbrecht  im  Kanzlei-  und  im  Rechnungswesen  der  Gemeinden 
hervorgerufen  werden. 

219.  Verordnung  (des  Obergerichts  des  K.  SohaflFhausen) 
über  die  Einführung  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs.  Vom  22.  Dezember  1891,  in  Kraft  seit  1.  Januar 
1892.     (Bes.  gedr.) 

Laut  einer  mit  der  Regierung  getroflfenen  Vereinbarung  giebt 
das  Obergericht  nähere  Weisungen  über  einzelne  Punkte  sehr 
spezieller  Natur  betr.  Wahrung  der  Interessen  der  Ehefrau,  oder 
der  Kinder,  oder  der  Mündel  bei  Betreibung  des  Ehemanns  bezw. 
Vaters  oder  Vormunds,  Veräusserungsverbote  gegen  den  Betriebenen, 
Anzeige  der  Liegenschaftspfändungen  an  die  Gemeinderatskanzlei 
behufs  Vormerkung  im  Pfandbuche,  Geltendmachung  der  Zinsan- 
sprüche des  Hypothekargläubigers,  Löschung  der  Hypotheken  nach 
erfolgtem  Zwangsverkauf  der  Liegenschaft. 

220.  Kreisschreiben  (des  Reg.  Rats  des  K.  Aargau)  6e- 
treffend  die  Zwangsvollstreckungen  gegen  Gemeinden.  Vom  5. 
August.     (G.  S.,  N.   P.  111.  S.  357  ff.) 

Das  Schreiben  ist  an  die  Bezirks-  und  die  Betreibungs-  und 
Konkursämter,  sowie  an  die  Gerichtspräsidenten  und  die  ober- 
gerichtliche Aufsichtskommission  über  das  Betreibungs-  und  Konkurs- 
wesen gerichtet  und  setzt  aus  einander,  dass  und  warum  die  bisher 
im  Aargau  geltende  Spezialbestimm ung  (Betr.  Ges.  v.  10.  März 
1870,  §  3)  in  Bezug  auf  Zwangsvollstreckung  gegen  Gemeinden 
(Bewilligung  der  Betreibung  durch  das  Bezirksamt)  durch  das 
eidgen  Betreibungsgesetz  nicht  aufgehoben  worden  sei.  Aller- 
dings hat  das  Bezirksamt  solche  Betreibungen  nach  Vorschrift  des 
Bundesgesetzes  zu  behandeln  und  unterliegt  für  seine  Handlungen 
der  gewöhnlichen  Aufsicht  der  Behörden  im  Betreibungswesen. 

221*  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Thurgau)  beireffend 
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Handhabung  der  §§  52—54  und  79  des  Einführungsgesetzes  zum 
Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Vom  7.  Mai. 
(^Aintsbl.  Nr.  37.) 

222.  Besehluss  (desselben)  betreffend  Handhabung  des  Art. 
101  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Vom 
20.  Mai.     (Amtsbl.  Nr.  44.) 

223*  Loi  (du  6r.  Gons.  du  c.  du  Valais)  sur  la  pubU- 
cation  des  actes  de  d^faut  de  biens.  Du  25  novembre.  (Bull, 
off.  Nr.  52.) 

,,In  Erwägung,  dass  die  auf  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bürger 
bezüglichen  Thatsachen  im  Interesse  der  Überwachung  der  Aus- 
übung der  politischen  Rechte,  sowie  der  Sicherheit  des  bürger- 
lichen Verkehres,  dem  Publikum  bekannt  gegeben  werden  müssen,** 
wird  vorgeschrieben,  dass  die  Betreibungs-  und  Konkursbeamten 
alle  gegen  Schuldner  erwirkten  Verlustscheine  unter  Strafe  des 
Schadenersatzes  binnen  14  Tagen  durch  Ausruf  in  der  Wohnsitz- 
gemeinde und  im  Amtsblatt  veröffentlichen  sollen.  Zahlt  der 
Schuldner  später,  so  kann  er  Widerruf  in  gleicher  Form  verlangen. 
Alle  diese  Publikationen  erfolgen  unentgeltlich. 


V.  Straf  recht 

224»  NachtragsgesHz  (des  Gr.  Rats  des  K.  St.  Gallen) 
aber  die  Straf rechtspflegc.  Vom  18.  Mai.  In  Kraft  getr.  den 
27.  Juni.  In  Vollzug  mit  1.  Januar  1893.  (G.  S.,  N.  F. 
VI  S.  213  ff.) 

A.  Form  und  Umfang. 

Das  Nachtrags-Gesetz  zerfällt  in  drei- Abschnitte: 

Der  erste  enthält  die  Abänderung  bezw.  Ersetzung  der 
Art.  I,  19,  22^  25,  26,  122,  123,  124,  131,  137,  161,  166, 
175,  176,  179,  207  und  208  des  Gesetzes  über  den  Kriminal- 
prozess  vom  2.  Juni  1865. 

Der  zweite  diejenige  der  Art.  15,  44,  46,  52,  55,  60,  61, 
65,  68  und  73  der  Prozessordnung  bei  Vergehen  und 
Übertretungen  vom   13.  Januar   1879. 

Der  dritte  die  Schlussbestimmungen  über  das  Involl- 
zugtreten  des  Nachtragsgesetzes  auf  i  Januar  1893,  über  die 
erste  Amtsdauer  des  Präsidenten  der  Anklagekammer  und  des 
öffentlichen  Verteidigers  (i.  Januar  1893  bis  30.  Juni  1894)  und 
den  Auftrag  an  den  Regierungsrat,  eine  neue  Auflage  des 
Gesetzes  über  den  Kriminalprozess  und  der  Prozessord- 
nung  bei   Vergehen   und  Übertretungen  zu  veranstalten,  in 
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der  Weise,  dass  an  Stelle  der  durch  das  Nachtragsgesetz  ausser 
Kraft  gesetzten  Artikel  die  neuen  Bestimmungen  des  Nachtrags- 
gesetzes eingefügt  werden. 

In  der  Gesetzessammlung,  Neue  Folge  Bd.  VI  S.  213 
ist  das  Nachtragsgesetz,  das  —  ausser  allem  Zusammenhang  mit 
den  in  Kraft  verbliebenen  Artikeln  der  genannten  Gesetze  —  nur 
die  veränderten  Artikel  in  ihrer  neuen  Fassung  enthält,  aufge- 
nommen. 

In  der  vom  Regierungsrat  kraft  erhaltenen  Auftrages  be- 
sorgten: „Amtlichen  Ausgabe  der  Gesetze  über  die  Straf- 
rechtspflege, St.  Gallen  1892,  Buchdruckerei  der  Ostschweiz,*'' 
finden  sich  in  vollständiger,  jetzt  giltiger  Fassung  zusammen- 
gestellt: 

I.  Das  Gesetz  über  den  Kriminalprozess,  erlassen  am 
31.  März  1865,  in  Kraft  getreten  am  2  Juni  1865,*)  modifiziert 
durch  Nachtragsgesetz  vom  2y,  Juni  1892. 

IL  Prozessordnung  bei  Vergehen  und  Übertretungen, 
erlassen  am  28.  November  1878,  in  Kraft  getreten  am  13.  Januar 
1879/)  modifiziert  durch  Nachtragsgesetz  vom  27.  Juni  1892. 

ni.  Aus  dem  Strafgesetz  über  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, erlassen  am  25.  November  1885,  in  Kraft  getreten  ana 
4.  Januar  i886,0  in  Anwendung  mit  i.  Mai  1886:  Der  I.  Titel 
der  Einführungs-,  Übergangs-  und  Schlussbestimmungen. 
Art.  203 — 205  betreffend  die  Kompetenz  zur  strafrechtlichen 
Untersuchung  und  Beurteilung. 

IV.  Nachtragsgesetz  über  die  Strafrechtspflege, 
erlassen  am  18.  Mai  1892,  in  Kraft  getreten  am  27.  Juni  1892,^) 
im  Vollzug  mit  i.  Januar  1893,  mit  wörtlicher  Wiedergabe  des 
Ingresses  und  der .  Schlussbestimmung  und  mit  Bezeichnung  der 
von  diesem  Gesetze  betroff*enen  Artikel  des  Kriminalprozessgesetzes 
und  der  Prozessordnung  bei  Vergehen  und  Übertretungen. 

B.  Zweck  und  Inhalt. 

I.  Art.  I,  19,  22^  25,  26  krim.  Proz.-  und  Art.  15 
korrektionelle  Proz. -Ordnung.  Eine  eingreifende  Ände- 
rung hat  die  bisherige  Stellung  des  R'egierungsrates  und  das 
Verhältnis  desselben  zur  Anklagekammer  und  zur  Staatsanwalt- 
schaft erfahren.  Die  grundsätzliche  Trennung  der  Gewalten 
(Art.  loi  Verfassung)  ist  dadurch  vollzogen,  der  Regierungsrat  auf 
seine  Stellung  als  oberste  Vollziehungs-  und  Verwaltungs- 
behörde (Art.  60  Verfassung)  eingeschränkt,  und  der  Anklage- 
kammer   als    richterlichem    Organ    sind    die   von    ihm    bisher 
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geübten  Befugnisse  strafrichterlicher  Natur  übertragen  worden. 
Bisher  hatte  der  Regierungsrat  das  Recht,  die  Anhebung  von 
Untersuchungen  zu  verlangen,  durch  den  Staatsanwalt  Anträge  auf 
Strafverfolgung  an  die  Anklagekammer  stellen  zu  lassen  und  die 
Ergreifung  von  Rechtsmitteln  oder  deren  Unterlassung  zu  ver- 
fügen. Jetzt  ist  ihm  diese  Befugnis  abgenommen.  Er  wacht  wie 
bisher  auch  ferner  über  den  organischen  Bestand  der  mit  der 
Strafrechtspflege  betrauten  Behörden  und  Beamten,  erledigt  Be- 
schwerden gegen  die  Anklagekammer  und  die  Gerichte  wegen 
Amtsmissbrauches  und  wegen  Verweigerung  oder  Verzögerung  der 
Rechtspflege,  bleibt  zu  diesem  Zwecke  auch  ferner  befugt,  sich 
jederzeit  Über  den  Stand  der  Untersuchungen  vom  Staatsanwalt 
Bericht  geben  zu  lassen  und  Einsicht  in  die  Akten  zu  nehmen, 
ist  aber  im  Übrigen  nicht  mehr  berechtigt,  sich  in  den  Gang 
der  Strafrechtspflege  einzumischen.  Immerhin  dürfen  politische 
Prozesse,  wie  bisher  schon,  nur  auf  sein  Verlangen  angehoben 
werden. 

Der  Staatsanwalt,  dessen  Ernennung  auch  ferner  dem 
Grossen  Rate  zukommt,  steht  nunmehr  nur  unter  der  Aufsicht 
der  Anklagekammer  und  hat  deren  Aufträge  und  Weisungen  zu 
vollziehen.  Der  öffentliche  Verteidiger  wird  nicht  mehr 
vom  Regierungsrat,  sondern  vom  Grossen  Rate  gewählt. 

Die  Anklagekammer  bestand  bisher  aus  dem  Vorstande 
des  Justizdepartementes  als  deren  Präsidenten  und  zwei  Mitgliedern, 
welche  nebst  zwei  Ersatzrichtern  vom  Grossen  Rate  gewählt  wurden. 
Bei  Behinderung  des  Vorstandes  des  Justizdepartementes  versah 
dessen  Obliegenheiten  sein  vom  Regierungsrate  bezeichneter  De- 
partementsstellvertreter, und  der  Sekretär  des  Justizdepartements 
war  als  solcher  auch  Schreiber  der  Anklagekammer.  Nach 
dem  neuen  Gesetze  wird  auch  der  Präsident  der  Anklagekammer, 
wie  deren  Mitglieder  und  Ersatzmänner  vom  Grossen  Rate  ge- 
wählt, und  sind  nicht  wählbar  die  Mitglieder  des  Regierungsrates 
und  des  Kantonsgerichtes  und  die  Bezirksammänner.  Auch  wählt 
die  Anklagekammer  ihren  Schreiber  nunmehr  selbst. 

2.  Die  Art.  122—124,  131,  137,  161,  207,  208  krim.  Proz.- 
und  Art.  44,  46,  52,  60,  61,  65  korrektionelle  Prozess-Ordnung 
beschlagen  die  Stellung  und  Rechte  des  Geschädigten  im 
Adhäsionsverfahren . 

a.  Im  Kriminal  verfahren:  Ist  der  Antrag  des  Staatsanwaltes 
an  die  Anklagekamraer  darauf  gerichtet,  in  allen  oder  einzelnen 
Klagepunkten  die  Untersuchung  auf  sich  beruhen  zu  lassen,  so 
wird  hievon  auch  die  C  i  v  i  1  p  a  r  t  e  i  in  Kenntnis  gesetzt,  unter 
Fristansetzung  zur  Vernehmlassung  und  zu  allfälligem  Begehren 
um    Vervollständigung    der    Untersuchung.     Falls    die    Civilpartei 
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gegen  die  auf  Aufhebung  der  Prozedur,  oder  auf  bloss  korrek- 
tionelle  Strafeinleitung  gerichteten  Anträge  des  Staatsanwaltes  Ein- 
sprache erhebt,  so  hat  die  Anklagekammer  darüber  zu  entscheiden. 

—  Nach  Überweisung  der  Prozedur  ans  Kantonsgericht  ist  das 
Beweismittelverzeichnis  des  Staatsanwaltes  und  dasjenige  des  Ver- 
teidigers in  Zukunft  auch  der  Civilpartei  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
mit  Fristansetzung  zu  Anmeldung  eigener  Beweismittel.  —  Die 
Civilpartei  gelangt  in  den  Vorträgen  je  nach  dem  Staatsanwalt 
und  vor  dem  V.erteidiger  zum  Wort.  Ihre  Vorträge  dürfen  sich 
aber  nicht  über  die  Schuldfrage  und  das  Strafmass^  sondern  nur 
über  die  Thatsache  erlittenen  Schadens  und  dessen  Umfang  ver- 
breiten. Sie  braucht  am  Verfahren  nicht  persönlich  teilzunehmen, 
sondern  kann  ihre  Anträge  auf  Schadenersatz  schriftlich  einreichen. 

—  Wenn  das  Gericht  im  Verfahren  gegen  Abwesende  den  Ange- 
klagten schuldig  erklärt  und  ein  Strafurteil  ausfällt,  oder  wenn  es 
mangels  genügender  Schuldbeweise  die  Entscheidung  verschiebt, 
so  kann  es  auch  über  den  Civilpunkt  entscheiden  oder  diesen  zur 
Erledigung  auf  den  Civil  weg  verweisen.  —  Im  erstem  Falle  kann 
der  Entscheid  über  den  Civilpunkt  seitens  des  Angeklagten  wie 
seitens  der  Civilpartei  angefochten  werden,  selbst  wenn  er  schon 
vollzogen  sein  sollte,  falls  der  Angeklagte  später  aufgegriffen,  als- 
dann das  Strafurteil  von  ihm  oder  vom  Staatsanwalt  angefochten 
wird  und  der  Straffall  im  ordentlichen  Verfahren  von  neuem  zur 
Beurteilung  gelangt. 

b.  Im  korrektionellen  Verfahren  ist  die  Stellung  der 
Civilpartei  in  gleichem  Sinne  neu  geregelt.  Ihr  steht  das  Recht 
zu  selbständiger  Berufung  gegen  Urteile  des  Bezirksgerichtes  ans 
Kantonsgericht  nur  zu,  wenn  sie  vor  Bezirksgericht  einen  Schaden- 
ersatz von  mehr  als  Fr.  500  (Appellationssumme  des  Civilprozesses) 
angesprochen  hat,  und  nur  hinsichtlich  des  Schadenersatz-  und 
des  Kostenpunktes.  Wird  dagegen  die  Berufung  von  der  Staats- 
anwaltschaft oder  vom  Beklagten  ergriffen,  so  gilt  sie  auch  für 
und  gegen  die  Civilpartei.  Ebenso  steht  der  Civilpartei  das  Rechts- 
mittel der  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  Urteile  der  Gerichtskom- 
mission  an  die  kantonsgerichtliche  Rekurskommission  nur  zu  hin- 
sichtlich des  Civil-  und  Kostenpunktes. 

3    Der    Art.    166    krim.  Proz.    erweitert    die    BefugniBie     des 
Kantonsgerichtes  gegenüber  der  Anklagekammer.     Diesfe-'^'er- 
kennt  entweder  auf  Aufhebung  der  Prozedur  mit  der  Kraft    eA^ 
gerichtlichen  Freisprechung;    dann  kommt  der  Fall   gar  nicht    ans. 
Gericht.    Oder  der  Entscheid  der  Anklagekammer  geht  auf  Über-^^ 
Weisung  an  den  korrektionellen  Richter,  oder  auf  Anklagezustand 
Bei  korrektioneller  Überweisung  eines  Straffalles  durfte  vom    Kaix- 
tonsgericht  nicht  auf  Kriminalstrafe   erkannt  werden.     In  Zukunft      t 
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gilt  folgendes:  Findet  das  Kantonsgericht,  dass  der  Angeklagte 
wegen  andrer  Punkte,  als  im  Anklagedekret  enthalten,  schuldig 
zu  sprechen,  oder  dass  er,  wenn  bloss  korrektionell  überwiesen, 
mit  Kriminalstrafe  zu  belegen  sei,  so  ist  der  Angeschuldigte  mit 
Vorbescheid  darüber  zu  verständigen.  Je  nach  seiner  Vernehm- 
lassung ist  die  sofortige  Beurteilung  in  Hauptsachen  auch  hinsicht- 
lich der  neuen  Klagepunkte  und  bezw.  mit  Zuerkennung  einer 
Kriminalstrafe  durchzuführen;  oder  aber  es  ist  die  Verhandlung 
einzustellen,  sofern  die  Einstellung  vom  Angeklagten  verlangt  wird 
und  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Verteidigung  dienlich  erscheinen 
kann. 

4.  Die  Art.  175,  176  krim.  Prozess  und  Art.  55  korrekt. 
Prozessordnung  normieren  die  Abstimmung. 

a.  Im  kriminalischen  Verfahren:  Ist  kein  Geständnis  vor- 
handen, so  ist  zur  Schuldigerklärung  eine  Mehrheit  von  7  Stimmen 
erforderlich.  (Das  Kantonsgericht  zählt  einschliesslich  des  Präsi- 
denten 9.)  Das  bleibt.  —  Zur  Ausfällung  eines  Todesurteils  waren 
bisher  7  Stimmen  aus  den  8  Richtern  erforderlich.  Die  Stimmen 
des  Präsidenten  zählte  nicht  mit.  In  Zukunft  dagegen:  Zur  Schuldig- 
erklärung eines  Verbrechens,  auf  welches  der  Tod  angedroht  ist, 
bezw.  zur  Erkennung  der  Todesstrafe,  sind  7  Stimmen  erforder- 
lich, wobei  die  Stimme  des  Präsidenten  mitgezählt  wird.  Erfolgt 
diese  Schuldigerklärung  (wie  bisher  schon,  so  auch  in  Zukunft) 
nur  auf  Inzichten  hin,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Todesstrafe  lebens- 
längliche Zuchthausstrafe.  —  Vorbehaltlich  dieser  Bestimmungen 
entscheidet  in  allem  Übrigen  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
und  stimmt  der  Präsident  nach  seiner  Überzeugung;  während  er 
bisher  beim  Entscheide  über  die  Strafzumessung,  falls  die  Stimmen 
der  acht  Richter  einstunden,  für  das  Mildere  stimmen  musste. 

b.  Im  korrektionellen  Verfahren,  vor  Gerichtskommission 
(3),  Bezirksgericht  (7  Mitglieder  einschliesslich  des  Präsidenten) 
musste  der  Präsident,  wenn  über  die  Schuldfrage  oder  das  Straf- 
mass die  Stimmen  seiner  2  bezw.  6  Kollegen  einstunden,  fürs 
mildere  stimmen.  Das  verlieh  zum  Nachteil  der  Strafrechtspflege 
bei  den  Gerichtskommissionen  dem  einen  Richter  ein  unverhält- 
nismässiges Übergewicht  über  seine  beiden  Kollegen.  —  In  Zu- 
kunft stimmt  der  Präsident,  wenn  die  Stimmen  einstehen,  frei  nach 
seiner  Überzeugung. 

5.  Eine  wesentliche  Neuerung  liegt  in  den  Art.  68,  73  der 
korrektionellen  Prozessordnung  hinsichtlich  des  Rechtsmittels 
der  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  Urteile  der  Gerichtskommissionen. 

JDie  Rekurskommission  des  Kantonsgerichtes  hat  in  Zukunft,  wenn 
fsie  das  Urteil  nichtig  erklärt,  die  abschliessliche  Beurteilung  des 
j  Falles  entweder  selbst  vorzunehmen  (was  ihr  bisher  nicht  zustand), 
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oder  sie  an   eine    andere  Gerichtskommission  zu  überweisen  (was 
in  allen  Fällen  von  Nichtigerklärung  geboten  war). 

225.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  tnodifiani  Vart.  2 
de  la  loi  du  28  ßtrier  1840  sur  VadminisiraUon  des  prisons. 
Du  2  novembre.     (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  476  s.) 

In  der  maison  de  detention  werden  untergebracht  die  An- 
geklagten, die  für  Militärvergehen  oder  -verbrechen  Verurteilten, 
die  zu  Gefängnis  von  weniger  als  6  Monaten  verurteilten  Er- 
wachsenen und  die  zu  solchem  bis  auf  2  Jahre  verurteilten  Kinder 
unter  i6  Jahren,  endlich  die  Frauenspersonen. 

226.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genive)  sur  la  peitve 
condiUonneUe.  Du  29  octobre.  (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p. 
455  SS.) 

Ein  Versuch  mit  dem  Institute  zweifelhaften  Wertes  der  be- 
dingten Bestrafung.  Wer  zum  ersten  Mal  korrektioneil  zu  Ge- 
fängnis verurteilt  wird,  kann '  vom  Gerichte,  wenn  er  dieser  Gunst 
würdig  scheint  und  sich  über  ein  reelles  Domizil  ausweisen  kann, 
vom  Antritt  der  Haft  entbunden  werden;  die  Vollziehung  der 
Strafe  wird  auf  mindestens  2  und  höchstens  5  Jahre  ausgestellt. 
Tritt  in  dieser  Zeit  keine  Verurteilung  für  ein  neues  Verbrechen 
ein,  so  gilt  die  erste  Verurteilung  als  nicht  geschehen ;  im  gegen- 
teiligen Fall  wird  sie  zuerst,  ohne  Vermischung  mit  der  zweiten, 
vollzogen,  gleichviel  ob  diese  letztere  inner-  oder  ausserhalb  des 
Kantons  erfolgt  ist.  Ein  zweites  Mal  wird  dieser  Gunst  nicht 
teilhaftig,  wer  später  ein  Delikt  gleicher  Natur  wie  das  erste  be- 
geht. Der  bedingte  Hafterlass  präjudiziert  nicht  der  Schadener- 
satzforderung des  Verletzten, 

227.  Beschluss  (des  Obergerichts  des  K.  Uri)  beireffend 
Ausweis  bei  der  Wiederaufnahme  in  die  bürgerlichen  ReclUe  und 
Ehren.     Vom  17.  August.     (Landb.  V  S.  58  f.) 

228*  Verfassungsgesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  ISchaff hausen), 
die  Revision  von  Art.  5,  Art.  6  und  Art.  42  Abs.  6  der  Ver- 
fassung betreffend.  Vom  22.  August.  Vom  Volke  angenommen 
am  16.  Oktober.  Von  der  Bundesversammlung  gewährleistet 
den  23.  Dezember.  (Amtsbl.  Nr.  38.  A.  S.  d.  B.  G.,  XIII  S. 
212  f.) 

Das  Bundesgesetz  über  Betreibung  und  Konkurs  nötigte  zu 
einer  Revision  der  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  über  Bestrafung 
wegen  Falliments  und  Insolvenz  (s.  vorjährige  Übersicht,  diese 
Zeitschr.  N.  F.  XI  S.  458  Nr.  164).  Im  Anschluss  daran  folgt 
hier  eine  Revision  der  Verfassungsvorschrift  über  den  Ausschluss 
vom  Aktivbürgerrecht.  Dieser  findet  nun  statt  wegen  leichtsinnigen 
,  Konkurses  oder  leichtsinnigen  Schuldenmachens  (bisher  hiess  es : 
wegen  selbstverschuldeten  Konkurses),   und  für  die  Rehabilitation 
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vor  Ablauf  der  Zeit,  für  die  der  Entzug  des  Aktivbürgerrechts  er- 
kannt wurde,  wird  der  Art.  26  des  B.-Ges.  Über  Betreibung  zur 
Richtschnur  genommen.  Gelegentlich  ist  dann  noch  bestimmt, 
dass  der  Aktivbürger  seine  politischen  Rechte  ausschliesslich  an 
seinem  Wohnort  ausübe  (in  Abweichung  von  der  bisherigen  Ab- 
stimmung über  gesetzgeberische  Verlangen  bloss  in  den  Haupt- 
orten der  Wahlkreise). 

229*  Polizeiverordnung  (des  Landrats  des  K.  Uri).  Vom 
7.  Februar.     (Landb.  V  Ö.  83  flf.) 

230»  PoUzeiverordnung  (des  Kantonsrats  des  K.  Schwyz) 
betreffend  Unierbringung  arbeitsfähiger  Personen  in  Zwangsarbeits- 
amtalten.     Vom  17.  Mai.     (Amtsbl.  Nr.  22.) 

Dergestalt  versorgt  werden  können:  Bevogtete  oder  unter 
elterlicher  Gewalt  Stehende,  welche  gegen  die  Vormünder  oder 
die  Eltern  widerspenstig  sind ;  Eltern,  die  ihre  Kinder  verwahrlosen 
oder  zu  leichtsinnigem  u.  dgl.  Leben  verführen;  Personen,  welche 
sich  fortgesetztem  Müssiggang  und  liederlichem  Lebenswandel  er- 
geben und  dadurch  öffentliches  Ärgernis  erregen  oder  unterstützungs- 
bedürftig werden.  Die  Versorgung  verfügt  der  Regierungsrat  auf 
Antrag  der  Gemeinderäte,  die  entweder  von  sich  aus  oder  auf 
Anregung  der  beteiligten  Privaten,  oder  Schul-,  Armen-,  Waisen- 
und  Polizeibehörden  zur  Antragstellung  berechtigt  sind.  Die  Ver- 
sorgung gilt  in  der  Regel  für  ein  Jahr. 

23  L  Convention  entre  les  canions  d'Argovie,  Oeneve  ei  Neu- 
chälel  concernant  le  placement  de  jeunes  d^tenus  dans  Vitablisse- 
meni  de  corredion  d'Aarbourg,  Du  18  novembre,  4  et  22  d6- 
cenabre  1891.  (Nouv.  Reo.  des  Lois  de  Neuohätel,  VIII 
p.  338  SS.) 

232.  Arr^ti  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuohätel)  concer- 
nanu  le  patronage  des  d6tenus.  Da  2  f6vrier.  (Nouv.  Reo.  des 
Lois,  VIII  p.  180  88.) 

Enthält  nähere  Bestimmungen  über  die  Stellung  und  die  Auf- 
gaben des  Hilfskomites  für  die  entlassenen  Sträflinge. 

233.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Neuohätel)  concernant 
VappUccUion  de  la  saüe  de  police  aux  riclusionnaires  Ubiris.  Du 
24  fövrier.     (Nouv.  Reo.  des  Lois,  VIII  p.  185  s.) 

Entlassene  Sträflinge,  welche  sich  den  Anordnungen  des 
Hilfskomites  in  den  ersten  sechs  Monaten  nach  der  Entlassung 
widersetzen,  können  zu  polizeilicher  Haft  bis  auf  drei  Tage  ver- 
urteilt werden. 

234*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genöve)  modifiant  ks 
artides  48,  49,  50,  51,  277  ä  280  du  Code  pindl  de  187 i. 
Du  22  jain.     (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  245  ss.) 

Das  Gesetz  geht  i .  auf  Beschränkung  der  Strafbarkeit  jugend- 
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lieber  Verbrecher.  Die  in  Art.  48  des  Code  vorgesehene  mög- 
liebe Dauer  der  Versorgung  verbreeberischer  Kinder  unter  10  Jahren 
in  einer  Besseiungsanstalt  von  10  Jahren  wird  dahin  modifiziert, 
dass  die  Versorgung  höchstens  bis  zu  vollendetem  18.  Altersjahre 
des  Kindes  eintreten  kann.  Das  Maximum  der  gegen  Kinder 
unter  16  Jahren  auszusprechenden  Strafen  wird  in  Art  50  redu- 
ziert. 2.  Bei  Unzuchtverbrechen  gegen  Kinder  tritt  die  Ver- 
schärfung ein,  dass  die  härteren  Strafen,  die  der  Code  Art.  277  ff. 
auf  solche  setzt,  auf  solche  Verbrechen  gegen  Kinder  unter  15 
Jahren  (statt  wie  bisher  unter  14  Jahren)  gestellt  und  teilweise 
auch  im  Maximum  erhöht  werden. 

235*  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  E.  Luzern)  betreffend 
Hazardspiele.  Vom  20.  Mai.  (Verordn.  des  Reg.-Rats,, Heft 
VII  8,  77.) 

Das  Baraquespiel  und  das  Baecaratspiel  werden  in  Hinsicht 
auf  §  157  Polizeistrafges.  und  in  Ergänzung  des  Beschlusses  über 
Verbot  der  Hazardspiele  vom  8.  August  1856  verboten. 

236.  Verordnung  (des  Laiidrats  des  K.  G-larus)  gegen  T8«r- 
quälerei.     Vom   17.  Februar.     (Amtsbl.  Nr.  8.) 

Geldbusse  von  3 — 40  Fr.  Aufgehoben  wird  die  alte  Ver- 
ordnung vom  21.  Januar   1846. 

237.  ArrSti  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  du  Valais)  en  eooicu- 
tion  de  Vordonnance  fedirale  du  29  octobre  1875,  concemani  le 
pori  de  Vuniforme  müitaire  en  dehors  du  Service,  Du  26  jan- 
vier.     (Bull.  off.  Nr.  9.) 

Auf  Tragen  von  Uniformstücken  ausser  Dienstes  wird  Busse 
von  2-30  Fr.  (resp.  Arrest  bis  auf  5  Tage)  gesetzt,  ebenso  auf 
Kauf  oder  Leihen  solcher  Sachen. 

238.  Arräi  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchätel)  fixcsnt 
une  pinalüe  pour  enl^ement  des  fUets  tendus  ou  des  hamegons. 
Du  22  avril.     (Nouv.  Reo.  des  Lois,  VIII  p.  267.) 


VI.  Strafprozess. 

239.  Verordnung  (des  Obergerichts  des  K.  Schaffhausen) 
über  den  polizeilichen  Qeschäftskreis  der  Bezirksgerichte,  Vom 
26.  Februar,     (ßes.  gedr.) 

Revision  der  gleichnamigen  Verordnung  vom  15.  Mai  1862 
zur  Herstellung  der  Übereinstimmung  mit  dem  eidg.  Betreibungs- 
gesetze und  dessen  (kantonalen)  Einführungsgesetze  sowie  der 
Novelle  zum  Strafgesetz  von  1 89 1 .  In  §  i  werden  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  polizeiliche  Behandlung  durch  die  Bezirksgerichte  ein- 
tritt,   nach   den  §§  der  erwähnten  Gesetze    aufgezählt.     Das  Ver- 
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fahren  ist  das  laut  Gesetz  von  1859  für  Zuchtpolizeifälle  aufge- 
stellte Strafverfahren.  Genau  angegeben  werden  die  Fälle,  in 
denen  die  Polizeidirektion  die  Untersuchung  führt  und  die  Akten 
an  die  Staatsanwaltschaft  leitet,  und  die  durch  das  Friedensrichter- 
amt oder  die  Regierung  an  das  Bezirksgericht  gewiesen  werden. 
Besondere  Vorschriften  werden  für  die  Klagen  auf  Bestrafung  wegen 
leichtsinnigen  Schuldenmachens  aufgestellt. 

240.  Gesetz  (der  Landesgemeinde  des  K.  Uri)  betreffend 
den  Einzug  und  die  Umwandlung  von  Geldbussen,  Vom  1.  Mai. 
(Landb.  V  S.  44  ff.) 

Der  Einzug  aller  Geldbussen,  Prozess-  und  Atzungskosten 
sowie  der  Gerichtsgelder,  soweit  er  nicht  gerichtlich  besorgt  wird, 
liegt  der  Staatskassaverwaltung  ob.  Geldbussen  und  Gerichtsgelder, 
welche  in  Anwesenheit  des  Zahlungspflichtigen  ausgefällt  werden, 
sind  ihm  vom  Abwart  sofort  abzufordern  und  der  Staatskasse  zu- 
zustellen. Zahlungspflichtige,  die  im  Kanton  nicht  niedergelassen 
sind,  haben  die  Schuld  dem  Weibel  sofort  nach  dem  Urteile  zu 
entrichten  oder  zu  verbürgen.  Im  Fall  der  Nichterfüllung  dieser 
Verpflichtungen  ist  der  Schuldige  sofort  der  Polizeidirektion  behufs 
Umwandlung  der  Strafe  in  Arbeitshaus  zuzuführen.  In  den  andern 
Fällen  setzt  die  Staatskasse  dem  Schuldigen  eine  Monatsfrist  zur 
Zahlung  und  lässt  ihn  nach  deren  Ablauf  betreiben.  Für  das 
durch  Pfändung,  nicht  Erhältliche  tritt  dann  Arbeitshausstrafe  ein 
(i  Tag  per  3  Fr.).  Diese  übt  keinen  Einfluss  auf  die  bürger- 
liche Ehre  des  Schuldigen.  Der  Regierungsrat  kann  von  Um- 
wandlung der  Strafe  absehen  und  die  Busse  erlassen,  wenn  der 
Schuldige  bei  grosser  Armut  durch  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen arbeitsunfähig  ist.  Bussschuldnern  werden  keine  Heiraat- 
scheine  verabfolgt.  Die  Geldbussen,  Prozess-  und  Atzungskosten 
und  die  Gerichtsgelder  sind  unverjährbar. 

241.  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Basellandschaft)  be- 
treffend den  VoUzi^  der  Strafurteile  für  Schulversäumnisse,  Vom 
22.  Juni.     (Amtsbl.  I  Xr.  25.) 

Besondere  Vorschriften  über  die  Beitreibung  der  Bussen. 

242»  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  sur  In  rdpression 
des  contravenUons  en  maiiere  administrative.  Du  15  fevrier. 
(Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  25  ss.) 

Es  handelt  sich  um  die  Übertretungen  administrativer  Vor- 
schriften; insofern  sie  nicht  mit  einem  Delikt  verbunden  oder 
einer  andern  Behörde  zugewiesen  sind,  und  bloss  eine  Geldbusse 
nach  sich  ziehen,  erledigt  sie  der  Präfekt  auf  Anzeige  von  Beamten 
mit  polizeilicher  Gewalt  und  nach  Anhörung  des  Verzeigten,  aber 
wenn  der  letztere  den  Entscheid  nicht  annimmt,  so  wird  die  Sache 
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vom  Präfekten    dem   Staatsanwalt   behufs   gerichtlicher  Verfolgung 

übermittelt. 

243.  Reglement  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Neuchätel)  sur 
Vorganisation  du  tra^aä  obligaioire  en  cas  cCamendes  non  re- 
couvries.  Art  28  C.  p.  Du  8  janvier.    (Xour.  Reo.  des  Lois, 

VIII  p.  172  88.) 

Übertragung  der  Ausführung  dieser  Massregel  an  die  Präfek- 

turen,  unter  Aufstellung  näherer  Vorschriften. 


VII.  Rechtsorganisation 

(inbegriffen  Besoldungen  und  Sportein). 

244*  Dekret  (der  Landsgemeinde  des  K.  Uri)  betreffend 
Änderung  des   Amiszwanggesetzes.     Vom    1.   Mai,     (Landb.  V 

S.  51.) 

„Steatsangestellte  dürfen  keine  Beamtungen  versehen."  Durch 
den  I^ndrat  am  25.  Mai  auf  Einfrage  dahin  interpretiert,  dass 
das  nur  die  Staatsangestellten  mit  bestimmten  Bureaustunden  be- 
trifft (Landb.  V  S.   53). 

245.  Reglement  (des  Korporationsrats  von  üri)  für  den 
Korporatimsrat  von  ürl  Vom  14.  März.  (Landbuch  des  K. 
Uri,  V  S.  12  ff.) 

246*  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  concemaiU 
la  revision  partielle  de  la  Constitution  cantonale.  Du  10  nriai. 
Adopt6  par  le  peuple  dans  la  votation  du  23  octobre.   (Feuille 

off.  Nr.  39  et  44.) 

Die  Änderungen  bezwecken  die  Art.  60,  72,  76,  77  und  79 
der  Verfassung  und  zwar  (Art.  60  und  72)  Reduktion  der  Mit- 
glieder des  Kantonsgerichts,  (Art.  76  und  77)  Überweisung  der 
Gemeindeorganisation  und  namentlich  des  Modus  der  Wahl  des 
Syndic  an  die  Gesetzgebung,  endlich  (Art.  79)  Entscheid  über 
Verfassungsrevision  durch  die  Mehrheit  der  wirklich  Stimmenden, 
nicht  der  Aktivbürger.  Die  zwei  letzten  Punkte  waren  nament- 
lich von  der  in  Minderheit  befindlichen  politischen  Partei  des 
Kantons  sehr  entschieden  begehrt.  Der  Syndic  der  Gemeinde 
sollte  nicht  mehr  wie  bisher  von  der  Regierung,  sondern  von  der 
Gemeinde  gewählt  werden,  und  gegen  den  bisherigen  Art.  79  (si 
la  majorite  absolue  des  citoyens  aciifs  se  prononce  pour  l'affirma- 
tive,  il  est  procede  ä  la  revision  de  la  Constitution)  hatte  sogar 
eine  Deputation  aus  dem  Seebezirk  eine  Beschwerde  an  die  Bundes- 
versammlung gerichtet  und  verlangt,  dass  dieser  Bestimmung  die 
eidgenössische   Gewährleistung    entzogen    werde.     Der  Grosse  Rat 
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kam  dem  Entscheide  durch  den  Bund  zuvor  durch  Vorschlag 
einer  Abänderung  in  gewünschtem  Sinne  und  das  Volk  hat  es 
ebenfalls  akzeptiert. 

£s  ist  aber  zu  beachten,  dass  dieser  Beschluss  noch  nicht 
die  definitive  Revision  der  Verfassung  ist,  sondern  bloss  die  Zu- 
stimmung zu  dem  Vorschlage,  revidieren  zu  wollen,  enthält.  Laut 
Dekret  des  Gr.  Rats  vom  26.  November  (Feuille  ofF.  Nr.  49) 
ist  nun  die  Revision  erst  gemäss  Art.  82  der  Verfassung  vorzu- 
nehmen. 

247*  Geschäftsordnung  des  Regierungsrates  des  £.  Basel- 
stadL  Erlassen  vom  Gr.  Rat  den  22.  September.  (G.  S., 
XXII  S.  356  ff.) 

248.  LandratsbeschJuss  (des  E.  Basellandschaft)  betreffend 
die  Anlobung  der  Behörden,  Beamten  und  Angestellten  des  Staates. 
Vom  26.  Dezember.     (Amtsbl.  II  Nr.  26.) 

In  Vollziehung  von  §  31  der  Staatsverfassung  haben  alle  ge- 
nannten Personen  (inkl.  die  Geistlichen)  vor  Antritt  ihres  Amtes 
statt  eines  Eides  die  Beachtung  der  Gesetze  und  die  Erfüllung 
ihrer  Amtspflicht  zu  geloben. 

249.  Geschäflsreglement  für  den  Kantonsrat  von  Appenzell 
A.  Rh.  Vom  Kantonsrate  genehmigt  den  21.  November.  (A. 
S.  der  Verordn.,  IS.  180  ff.) 

250.  Partielle  Änderung  (der  Landsgemeinde  des  K.  Appen- 
zell I.  Rh.)  der  Verfassung  des  K.  Appenzell  L  Rh.  Vom 
24.  April. 

Der  Ständerat  des  Kantons  wird  künftig,  statt  durch  den 
Grossen  Rat  wie  bisher,  in  geheimer  Abstimmung  durch  das  Volk 
gleichzeitig  mit  dem  Nationalrat  gewählt. 

261*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  sur  r Organisation 
du  Conseil  d'Etat,  Du  21  novembre.  (Reo.  des  Lois,  LXXXIX 
p.  424  SS.) 

Hervorzuheben  die  Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  De- 
partemente (Art.  72  ff.).  Grundbuch  und  Civilstand  stehen  unter 
der  Justizdirektion;  Gemeinde-  und  Armenwesen,  Sanitätspolizei 
unter  dem  Departement  des  Innern;  Forst-,  Jagd-,  Fischereiwesen 
unter  dem  Landwirtschafts-  und  Handelsdepartement.  Das  Gesetz 
•enthält  auch  die  Festsetzung  der  Besoldungen  der  sämtlichen  Re- 
gierungsbeamten in  allen  Departementen. 

252^  Riglement  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  du  Valais)  sur 
r Organisation  et  Vadministration  du  Conseil  d'Etat,  de  la  Chan- 
4iellerie  et  des  Dipartements.  Du  11  novembre.  Approuve  par 
le  Gr.  Cons.  le  30  novembre.     (Bull.  off.  1893  Xr.  l.) 

Hier  ist  herauszuheben  die  Verteilung  der  Regierungsgeschäfte 
auf  die  Departemente,    soweit  sie  das  Recht  betreffen.     Departe- 
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ment  des  Innern:  Gemeinde-  und  Armenwesen,  Civilsland,  Forst- 
und  Fabrikwesen,  Mass  und  Gewicht.  Justiz-  und  Polizeideparte- 
ment: Gerichts-,  Notariats-,  Betreibungs-  und  Konkurswesen, 
Urteilsexekution,  Fremdenpolizei,  Polizei-  und  Landjägerwesen, 
Gefängnis-  und  Vormundschaftswesen.  Finanzdepartement:  Hypo- 
thekenbuch. 


253.  Legge  per  le  nomine  giudiziarie,  und  Riforma  deUa 
legge  organica  giwliziaria  (Ticino).  Del  2/5  dicembre.  S. 
Nr.  42  und  43. 

254^  Decreto  esecuUvo  (del  Cons.  di  State  del  o.  del  Ti- 
cino) concernente  Vorario  del  Tribunale  d'Appeüo.  Del  20  ot- 
tobre.    (Boll.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XVUI  p.  195  s.) 

255.  Decreto  (del  Gr.  Cons.  del  o.  del  Ticino)  stabilente 
le  fef'ie  per  i  Tribunali.  Del  14  novembre.  (Boll.  off.  delle 
Leggi,  K  8.  XIX  [1893]  p.  2.) 

256*  Verordnung  (des  Obergerichts  des  K.  Schaffhausen) 
über  den  polizeilichen  Oeschäftskreis  der  Bezirksgerichte.  Vom 
26.  Februar.     (Amtsbl.  Nr.  9.) 

In  die  bezügliche  Verordnung  vom  15.  Mai  1862  werden  die 
Fälle  eingefügt,  die  infolge  des  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes 
und  der  Strafgesetznovelle  vom  9.  November  1891  auch  in  diesen 
Geschäftskreis  fallen. 

257*  ArrM  (du  Cons.  d'Etat  du  0.  de  Vaud)  modifiant 
farticle  4  de  Varräi  du  15  janvier  1889  qui  rigle  les  heures 
d' Ouvertüre  des  greffes  des  tribunaux  de  districL  Du  27  sep- 
tembre.     (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  345  s.) 

Verlängerung  der  Bureauzeit  von  5  auf  6  Uhr  in  Rücksicht 
auf  Art.  31   letzten  Absatz  des  eidg.  Betreibungsgesetzes. 

258.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  modifiant  les 
art.  138  lit,  A  141  B  de  la  loi  sur  V Organisation  judiciair e  du 
26  mai  1848,  Du  26  novembre.  (Bull.  off.  des  Lois  LXI. 
Feuille  off.  Nr.  48.) 

Das  Friedensgericht  spricht  fortan  endgiltig  (vorbehalten  Kas- 
sationsrekurs) in  Sachen  von  100 — 300  Fr.  Streitwert,  der  Frie- 
densrichter ebenso  in  Sachen  bis  auf  100  Fr. 

259.  Oesetz  (des  Gr.  Rats  des  K.  Luzern)  betreffend  Ein- 
führung von  Gewerbegerichten  im  Kanton  Luzern.  Vom  16. 
Februar.     (S.  d.  G.,  VII  S.  212  ff.) 

Dieses  Gesetz  führt  die  Gewerbegerichte  nicht  als  notwen- 
digen Bestandteil  der  Gerichtsorganisation  in  die  Gesetzgebung 
ein,  sondern  sieht  ihre  Einsetzung  nur  als  möglich  vor  (§  l :  .  .  . 
können    Gewerbegerichte   aufgestellt  werden),    und  zwar  dann^ 
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wenn  es  für  eine  einzelne  Gemeinde  oder  für  mehrere  Gemeinden 
zusammen    auf  Antrag    der  Gemeinderäte    oder    auf   Gesuch    von 
Bürgern  vom  Regierungsrate  beschlossen  wird.    In  die  Kompetenz 
dieser   Gerichte    fallen   alle   civilrechtlichen   Streitigkeiten,    welche 
zwischen  den  Inhabern  öffentlicher  und  privater  Unternehmen  des 
Gewerbes,    der    Industrie,    des    Handels    und    des   Verkehrs    und 
ihren  (männlichen  und  weiblichen)  Angestellten,    Gesellen,    Lehr- 
lingen und  Arbeitern  mit  Bezug  auf  das  Dienst-  oder  Lehrverhält- 
nis und  die  Ausführung    der  Arbeit  entstehen,    einschliesslich    der 
Haftpflichtfälle  sowie    des  Versuchs   der  Beilegung   und  Verhinde- 
rung   von  Arbeitseinstellungen  (Streiks);    im    letzteren  Falle    ver- 
sammelt  der   Präsident   des   Gewerbegerichti  die  Sühneausschüsse 
aller  Gruppen;  dieses  Kollegium,  das  Einigungsamt,  versucht  eine 
Vermittlung,  falls  ihm  die  Sache  nicht  von  vorneherein  als  unbe- 
gründet oder  unwichtig  erscheint.     Aus   den   verschiedenen  Arten 
von  Unternehmungen   des  Gewerbes,    der  Industrie,    des  Handels 
und  des  Verkehrs  werden  Gruppen  gebildet,    von   denen  jede  ihr 
eigenes  Gewerbegericht  erhält.     Über  Zahl  und  Zusammensetzung 
dieser  Gruppen  entscheidet  der  Regierungsrat  jür  jeden  einzelnen 
Gewerbegerichtskreis  besonders.    In  jeder  Gruppe  wählen  getrennt 
die  Arbeitgeber  und  die  Arbeitnehmer  aus  ihrer  Mitte  je  2  Richter 
und  4  Ersatzmänner   auf   gleiche  Amtsdauer  wie  die  der  Bezirks- 
gerichte.    Die   Gemeinderäte    stellen    die   Stimmregister   auf;    bei 
Streit   über  Zuteilung    von  Wählern    zu    einer    der   Gruppen    und 
über  Auftragung  auf  das  Stimmregister  ist  Rekurs    an    den  Regie- 
rungsrat zulässig.  —  Die  Gewerbegerichte  bestehen   aus   dem   für 
alle  Gruppen    gemeinsamen  Präsidenten    und   je  4  Mitgliedern  (2 
Arbeitgebern  und  2  Arbeitnehmern).    Präsident  und  Vizepräsident 
werden  vom  Obergericht   gewählt    und    dürfen    weder  Arbeitgeber 
noch  Arbeitnehmer  sein.     Der  Aktuar,  ebenfalls  gemeinsam,    wird 
von  dem  aus  den  Mitgliedern    aller  Gruppen  vereinigten  Gesamt- 
gerichte bezeichnet.    Ein  Sühneausschuss,  bestehend  aus  dem  erst- 
gewählten Richter  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer,  hat  die 
gütliche  Ausgleichung   der  Parteien    zu    versuchen    und    kann    bei 
Streitwert  bis  auf  50  Fr.  den  Streit  sofort  erledigen.     Ablehnung 
der  Gewerberichter  aus  den  bekannten  civil  prozessualischen  Grün- 
den.    Gegen  Entscheide  betr.  die  sachliche  Inkompetenz  des  Ge- 
richts ist  Rekurs  an  die  Justizkommission  des  Obergerichts  binnen 
drei  Tagen  statthaft  und  von  dieser  innerhalb  weiterer  fünf  Tage 
zu  erledigen.     Die  Kompetenz  der  Gewerbegerichte   geht    bis   auf 
einen    Streitwert    von    500    Fr.     Vertretung    der    Parteien    durch 
Anwälte  und  sonstige  Personen  ist  nicht  gestattet,   ausser  im  Fall 
von  Krankheit    oder   Abwesenheit   durch    Familienangehörige   und 
JBerufsgenossen. 
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Verfahren:  Einleitung  durch  Eingabe  eines  schriftlichen  Klage- 
satzes, der  die  genaue  Bezeichnung  der  Parteien  und  das  Klage- 
begehren enthält.  Dann  (binnen  48  Stunden)  mündliches  Sühn- 
verfahren vor  dem  Sühneausschuss,  vom  Aktuar  zu  protokollieren. 
Der  Vergleich  oder  das  Urteil  steht  hinsichtlich  der  Vollziehbar- 
keit  einem  Urteil  der  ordentlichen  Gerichte  gleich.  Kommt  kein 
Vergleich  zu  Stande  und  mangelt  die  Kompetenz  zur  Erledigung 
der  Streitsache,  so  ist  sofort  dem  Präsidenten  des  Gerichtes  unter 
Übermittlung  des  Klagesatzes  hievon  Anzeige  zu  machen,  welcher 
unverzüglich  die  Parteien  zur  Hauptverhandlung  vorlädt.  Nicht- 
erscheinen beim  Sühnversuch  zieht  für  die  ungehorsame  Partei  in 
Sachen  bis  auf  50  Fr.  ein  Kontumazurteil  nach  sich,  in  den 
andern  Fällen  Verurteilung  in  die  Kosten  und  in  eine  Entschä- 
digung von  5  Fr.  an  die  Gegenpartei;  gleiches  gilt  bei  Nichter- 
scheinen vor  dem  Gewerbegericht.  Ein  Kontumazurteil  kann  nach 
Beweis  der  Unmöglichkeit  des  Erscheinens  aufgehoben  werden.  — 
Die  Parteiverhandlungen  vor  Gericht  sind  öffentlich  und  mündlich, 
Widerklagen  sind  unter  den  gewöhnlichen  Voraussetzungen  statt- 
haft. Die  Parteien  müssen  die  Urkunden,  auf  die  sie  sich  be- 
rufen wollen,  sofort  vorlegen,  Zeugen  müssen  ebenfalls  zu  dieser 
Verhandlung  schon  geladen  sein  und  daher  dem  Präsidenten  zwei 
Tage  vorher  benannt  werden.  Die  Parteien  und  Dritte  sind  ver- 
pflichtet, die  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Urkunden  zu  edieren. 
Das  Gericht  kann  von  Amtswegen  Augenschein  oder  Expertise 
anordnen  und  an  die  Parteien  Fragen  stellen.  Das  Beweismittel 
des  Eids  oder  des  Handgelübdes  ist  ausgeschlossen.  Prinzip  der 
freien  Beweiswürdigung.  Urteilsberatung  geheim.  Urteilsfällung 
mit  der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen  der  anwesenden  Richter. 
Der  Urteilsspruch  wird  den  Parteien  sofort  mündlich  eröffnet  und 
tritt  damit  in  Rechtskraft.  Am  folgenden  Tage  schriftliche  Zu- 
stellung des  Urteils  an  die  Parteien.  Das  Urteil  soll  motiviert 
sein.  Es  ist  gleich  Urteilen  der  ordentlichen  Gerichte  vollstreck- 
bar. Appellation  gegen  gewerbegerichtliche  Urteile  ist  nicht  zu- 
lässig, wohl  aber  Kassationsgesuch  an  die  Justizkommission  des 
Obergerichts  binnen  drei  Tagen,  wenn  das  Urteil  mit  dem  klaren 
unzweideutigen  Wortlaute  eines  Gesetzes  im  Widerspruch  steht. 
Wird  das  Urteil  kassiert,  und  ist  eine  weitere  Verhandlung  nicht 
notwendig,  so  erlässt  die  Justizkommission  sofort  ein  neues  Urteil, 
andernfalls  weist  sie  die  Sache  an  das  Gewerbegericht  zurück. 
Revision  eines  gewerbegerichtlichen  Urteils  kann  bei  dem  Ge- 
werbegerichte selbst  innerhalb  Jahresfrist  seit  Erlass  des  Urteils 
nachgesucht  werden,  wenn  dieses  auf  einem  wesentlichen  tatsäch- 
lichen Irrtum  beruht  oder  der  Revisionsbewerber  neue  Beweis- 
mittel, die  er  früher  beizubringen  nicht  im  Stande  war,  produ- 
zieren kann. 
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Die  Sitzungen  finden  in  der  Regel  des  Abends  in  dem  von 
dem  Gemeinderate  bezeichneten  Lokale  statt.  Die  Kosten  sind 
von  den  Parteien  nach  Entscheid  des  Gerichts  zu  tragen,  jedoch 
dflrfen  keine  Kostenvorschüsse  von  ihnen  gefordert  werden.  Sitzungs- 
geld der  Gewerberichter  und  des  Aktuars  2  Fr.  Ordnungsbussen 
bis  auf  30  Fr.  und  Gefängnisstrafe  von  10  Tagen  können  unfüg- 
samen Parteien  auferlegt  werden. 

260*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  modifiant  Varticle  5 
de  la  loi  du  26  novembre  1888  sur  les  Conseüs  de  prud'hommes. 
Du  25  novembre.     (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  598  s.) 

Genauere  Umschreibung  der  Kompetenz  der  Gewerbegerichte. 
Sie  entscheiden  mit  Ausschluss  der  ordentlichen  Gerichte  über  alle 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  Angestellten 
und  Lehrlingen  aus  dem  Dienst-  oder  Lehrlingsvertrag,  falls  die 
Streitsumme  nicht  3000  Fr.  überschreitet;  ferner  in  allen  Haft- 
pflichtfällen, die  nach  den  Bundesgesetzen  Über  Eisenbahn-,  Fabrik- 
und  Baugewerbehaftpflicht  (Gesetze  vom  i.  Juli  1875,  25.  Juni 
1887  und  26.  April   1887)  zu  entscheiden  sind. 

261.  Addition  (du  Cons.  d*Etat  du  c.  de  Genfeve)  au 
riglement  du  26  dicembre  1891  relaiif  aux  Tribunaux,  Du  12 
janvier.     (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  9.) 

Beifügung  des  gewerblichen  Schiedsgerichts  zu  den  Gerichten, 
bei  denen  die  huissiers  judiciaires  dienstpflichtig  sind. 

262*  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  die 
Errichtung  eines  ständigen  Inspektorats  für  die  Amts-  und  Gerichts- 
schreibereien, Vom  17.  Mai.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  F. 
XXXI  S.157  f.) 

263.  Verordnung  (des  Gr.  Rats  des  K.  Appenzell  I.  Rh.) 
betreffend  die  Ausübung  des  Anwalts- Berufs,  Vom  25.  November. 
(Bes.  gedruckt.) 

Erwerb  eines  Anwaltspatents  nötig,  das  gegen  einmalige  Ge- 
bühr von  50  Fr.  von  der  Standeskommission  an  aufrecht  und  in 
bürgerlichen  Ehren  stehende  Kantons-  und  Schweizerbürger  erteilt 
werden  kann,  falls  sie  sich  über  genügende  Rechtskenntnisse  (durch 
Zeugnisse  oder  Prüfung)  ausweisen.  Die  Anwälte  haften  für  allen 
Schaden,  den  sie  in  ihrem  Berufe  aus  Vorsatz  und  Nachlässig- 
keit verursachen.  Untersagt  ist  ihnen  besonders,  der  Gegenpartei 
Dien.ste  zu  leisten  oder  von  ihr  Geld  oder  Versprechungen  anzu- 
nehmen. Wegen  Ungebührlichkeiten ,  Trölereien  und  unnützer 
Kostenvermehrungen  kann  zeitweise  Patententziehung  stattfinden. 
Inländischen  Prozessparteien  (Kantonseinwohnern)  ist  gestattet, 
sich  durch  Anwälte  vertreten  zu  lassen  in  allen  Forderungsstreitig- 
keiten von  200  Fr.  Wert  an  und  in  allen  dinglichen  Prozessen; 
Nichtkantonseinwohnern  in  allen  Fällen,    dann    steht    es    aber  der 
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Gegenpartei  auch  zu,  selbst  wenn  sie  Kantonseinwohner  ist.  Vor 
Vermittleramt  sollen  in  Prozessen  zwischen  Kantonseinwohnem 
keine  Anwälte  auftreten,  ausser  in  dringenden  Fällen,  ebenso  nicht 
in  Ehescheidungsfällen  beim  Sühnversuche.  Richter  dürfen  nur 
für  nahe  Verwandte  als  Anwälte  auftreten,  und  auch  das  nur  drei 
Mal  im  Jahr.  Ordnungsbussen,  die  einem  Anwalt  auferlegt  worden, 
darf  er  nicht  seinen  Klienten  anrechnen.  Rechtshändel  darf  er 
nicht  an  sich  kaufen,  auch  nicht  mit  den  Parteien  über  einen  ge- 
wissen Anteil  an  dem  Streite  sich  vereinbaren,  bei  Busse.  Die 
Gebühren,  die  der  Anwalt  erheben  darf,  werden  zum  Schluss  der 
Verordnung  noch  festgestellt. 

Ein  nicht  gedrucktes  Reglement  der  Standeskommission  für 
die  Prüfung  berufsmässiger  Anwälte  im  K.  Appenzell  I.  Rh.,  datiert 
Dezember  1892,  setzt  fest,  dass  eine  Prüfungskommission  von  3 
Mitgliedern  von  der  Standeskommission  gewählt  wird,  und  zwar 
2  Mitglieder  aus  dieser  selbst,  und  dass  Prüfungsfächer  sind  allge- 
meine Rechtslehre,  kantonales  Privat-  und  Civil  prozessrecht,  eidgen. 
Obligationen-,  Betreibungs-  und  Konkurs-  und  Bundesstaatsrecht; 
die  Prüfung  findet  schriftlich  und  mündlich  statt. 


264.  Verordnung  (des  Reg.-ßats  des  K.  Solothurii)  betref- 
fend Abtretung sf alle  der  Notare.  Vom  3.  Mai.  (S.  d.  G., 
LXI  8.  141.) 

Die  Notare  haben  sich  (abgesehen  von  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften für  Testamentserrichtungen)  bei  Abfassung  von  Urkunden 
über  Rechtsgeschäfte  zu  enthalten  in  Sachen  der  Ehegatten  und 
der  Verwandten  in  auf-  und  absteigender  Linie,  sowie  in  Sachen 
einer  juristischen  Person  (Gesellschaft,  Korporation,  Anstalt,  Stif- 
tung), deren  Vertretung  nach  aussen  sie  führen, 

265.  Beschlass  (des  Keg.-Rats  des  K.  Bern)  betreffend  Er- 
gänzung  des  Prüfungsreglemmts  der  Notare  vom  5.  März  1887^ 
Vom  16.  März.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXXI 
S.  145.) 

Gleichstellung  der  ßüreauzeit  auf  einem  Betreibungs-  und 
Konkursamt  mit  der  auf  einer  Gerich tsschreiberei. 

266*  Programme  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  d.  Neuchätel) 
des  examens  pour  le  notariat.  Du  5  juillet,  (Nouv.  Reo.  des 
Lois,  VIII  p.  35:^  ss.) 

267.  Circulaire  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Fribourg)  aux 
Agents  d'affaires,  aux  Juges  et  Justices  de  paix  et  aux  Frist- 
dents  de  Tribunaux,  concernant  les  fonctions  de  l' Agent  d'affaires. 
Du  26  f^vrier.    (Ball.  off.  des  Lois,  LXI.    Feuille  off.  Nr.  11.) 

Der   im  Einftihrungsgesetz   zum  B.  G.   über  Betr.    und  Konk. 
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au%estellte  Geschaftsagent  hat  eine  Doppelfunktion  als  Vermittler 
zwischen  den  Betreibungs-  und  Konkursämtern  und  dem  Gläubiger, 
dessen  Beauftragter  er  ist,  als  Vertreter  einer  Partei  in  andern  als 
Betreibungs-  und  Konkurssachen  vor  Friedensrichter  und  vor  dem 
Gerichtspräsidenten . 

268.  Verordnung  (des  Beg.-Rates  das  K.  Solothurn)  be- 
treffend Funktionen  der  Sekretäre  des  Betreibung samtes.  Vom 
20.  Januar.     (S.  d.  G.,  LXI  S.  116  f.) 

Die  Sekretäre  können  auch  zu  Vornahme  von  Pfändungen, 
Aufschreibungen  und  Steigerungen  verwendet  werden,  nach  Er- 
messen des  Amtsvorstehers,  dessen  Hülfsbeamte  sie  sind,  und  auf 
seine  Verantwortlichkeit. 

269*  Beschluss  (des  Reg.-ltats  des  K.  Solothurn)  betref- 
fend die  kantonale  Beamtung  nach  Art.  64  Abs,  2  des  Bundes- 
gesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Kor^kurs.  Vom  3.  Februar. 
(S.  d.  G.,  LXI  S.  120.) 

Unter  den  in  Art.  64  vorgesehenen  Polizeibeamten  sind  die 
Ortspolizeibearaten,  in  der  Regel  also  die  Gemeindeammänner  zu 
verstehen. 

270.  Verordnung  (des  Obergerichts  des  K,  SchaflFhauaen) 
über  die  von  den  Betreibungsbeamten,  ihren  Stdlvertretem  und 
Angestellten  zu  leistenden  Amtskautionen.  Vom  26.  Februar. 
(Amtsbl.  Nr.  9.) 

27 L  Reglement  (des  Eeg.-Rats  des  K.  Appenzell  A.  Rh.) 
zur  Überwachung  der  Betreibungs-  und  Konkursämter  des  K, 
Appenzell  A.  Rh.  Vom  1.  September.  (A.  S.  d.  Verordn., 
I  S.  167  S.) 

Ein  vom  Regierungsrat  aus  seiner  Mitte  gewähltes  Mitglied 
überwacht  die  Betreibungs-  und  Konkursämter,  erteilt  die  nötigen 
Weisungen  an  sie  und  berichtet  jährlich  dem  Regierungsrate.  Ausser- 
dem ernennt  letzterer  Revisoren  zur  Prüfung  des  Kassawesens  ohne 
vorherige  Anzeige. 

272,  Regolamento  (del  Cons.  di  Stato  del  c.  del  Ticino) 
per  le  Antoritä  di  vigilanza  in  tema  di  esecuzione  e  fallimento. 
Del  17  ottobre.  (Boll.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XVIII  p. 
195  SS.) 

Präzisierung  der  Aufsichtspflicht  der  Präsidenten  der  erst- 
instanzlichen Gerichte  über  die  Betreibungs-  und  Konkursämter. 
Rekurs  gegen   deren  Verfügungen   an   den  Regierungsrat  statthaft. 

273*  Decreto  (del  Gr,  Cons.  del  c.  del  Ticino)  di  modi- 
ficazione  delV  arL  9  deüa  legge  cantonale  27  maggio  1891  in 
punto  alla  garanzia  da  prestarsi  dagli  Ufficiali  e  dai  Supplenti 
deüa  esecuzione  e  dei  fallimenti.  Del  9  novembre.  (Boll.  off. 
delle  Leggi  N.  S.  XIX  [1893]  p.  1.) 
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Bürgschaft  des  Betreibungs-  und  Konkursbeamten  (vor  An- 
tritt des  Amts  zu  leisten)  5000 — 20,000  Fr.  und  des  Suppleanten 
2500  -  10,000  Fr.,  je  nach  der  Wichtigkeit  des  Betreibungskreises. 

274.  Decreto  govemaUvo  (del  Cons.  di  Stato  del  c.  del 
Ticino)  suüe  cauzioni  degli  Ufficiali  d'esecuzione  e  fallmento  e 
dei  loro  supplenti,  Del  16  dioembre.  (BolL  off.  delle  Leggi, 
K  S.  XVm  p.  217  8.) 

275^  Decreto  governativo  (del  Cons.  di  Stato  del  c.  del 
Ticino)  concernente  Vorario  degli  üffici  d'esecuzione  e  dei  falU- 
menii,  Del  4  febbrajo.  (BoU.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XVUI 
p.  39.) 

276*  Decreto  governativo  (del  Cons.  di  Stato  del  c.  del 
Ticino)  concernente  Vesenzione  dal  boüo  per  gU  atti  deüa  proce- 
dura d'esecuzione  relativi  al  rigetto  della  opposizione.  Del  30 
aprile.     (BoU.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XVIII  p.  167.) 

277»  Arriti  (du  Cons.  d'Etat  da  0.  de  Vaud)  modifiani 
celui  du  20  juin  1891  qui  ßce  ks  jours  et  heures  d'ouverture 
des  bureaux  des  pr4pos6s  aux  poursuites  et  des  priposis  otfx 
failütes.    Du  27  f6vrier.    (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  125  s.) 

Die  Büreaux  sind  offen  von  9  — 12  und  von  2 — 5  Uhr. 

278*  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  donnont  aux 
pr6pos6s  aux  poursuites  et  aux  priposis  aux  faüUtes  qualiti  pour 
dresser.  les  actes  de  protzt  des  effets  de  change.  Du  11  mai. 
(Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  231  ss.) 

279*  Dicret  (du  Gr.  Cons.  de  c.  du  Valais)  concemani 
V Organisation  des  autoritds  de  surveillance  disignies  pour  l'ex4- 
cution  de  la  loi  ßdirale  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faHlUe 
et  la  procMure  ä  suivre  en  cas  de  plaintes^  (fappels  et  de  recours. 
Du  17  mai.     (Bull.  off.  Nr.  27.) 

Untere  Aufsichtsbehörde  über  das  Betreibungs-  und  Konkurs- 
amt sind  die  juges-instructeurs  (Einleitungsrichter),  kantonale  Auf- 
sichtsbehörde ist  der  Appellationsgerichtshof  (bezw.  ein  Ausschuss 
von  3  Mitgliedern).  Der  Einleitungsrichter  entscheidet  die  an  ihn 
gelangenden  Klagen  nach  eingeholter  Vernehmlassung  des  ange- 
schuldigten Beamten.  Analog  werden  die  Klagen  gegen  die  imtern 
Aufsichtsbehörden  durch  den  Ausschuss  des  Appellhofes  behandelt. 
Für  die  Erhebung  dieser  Klagen  und  allfälliger  Beschwerden  gilt 
eine  Frist  von  zehn  Tagen.     Das  Verfahren  ist  unentgeltlich. 

280,  Arret6  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  ITeuchätel)  modU- 
fiant  Varticle  7  du  reglement  des  offices  de  la  poursuite  et  de 
la  faillite.    Du  12  juillet.    (Nouv.  Rec.  des  Lois,  VIII  p.  363  s,) 

Besorgung  der  Notifikationen  betr.  Betreibung  und  Konkurs 
durch  die  Post,  ebenso  die  der  ordentlichen  Civilgerichtsbarkeit 
(letztere  durch  chargierte  Briefe). 
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281^  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  o.  de  Neuchatel)  concemant 
les  Offices  de  la  poursuite  ä  Neuchälel  et  ä  La  Chauoo-de-Fonds. 
Du  25  novembre.     (Nour.  Reo.  des  Lois,  VIII  p.  387  s.) 

Einige  besondere  Bestimmungen  betr.  Anstellung  von  Be- 
treibungsbeamten in  diesen  zwei  Kreisen. 

2S2»  Beschluss  (des  Keg.-Rats  des  K.  Solothum)  betreffend 
Aufhebung  des  Art  3  der  Verordnung  des  Reg.-Rats  vom  29. 
Dezember  1887  über  Umschreibung  der  Civüstandskreise  und  Be* 
Zahlung  der  Civiktandsbeamten,  Vom  19.  Juli*  (S.  d.  G., 
LXI  S.  149.) 

Aufgehoben  wird  die  Vorschrift,  dass  die  Wahl  der  Civil- 
standsbeamten  nach  erfolgter  Ausschreibung  geschehen  soll. 

283.  Orossratsbeschlu^s  (des  K.  Baselstadt)  betreffend  Ab- 
änderung des  §  4  des  Gesetzes  über  Einrichtung  eines  Grund- 
buchs vom  16.  April  1860.  Vom  1.  Dezember.  (G.  S.,  XXII 
S.  380  f.) 

Betrifft  eine  Vermehrung  der  Grundbuchbeamten  durch  Bei- 
gabe von  Gehilfen  und  Zeichner,  die  von  der  Justizkommission 
auf  unbestimmte  Zeit  zu  wählen  sind. 

284.  RegierungsratsbesMuss  (des  K.  Basellandscbaft)  be- 
tretend Ergänzung  und  Abänderung  der  Instruktion  über  dat 
Sanzleiwesen  der  Gemeinden  vom  10.  Dezember  1886.  Vom  3. 
Dezember.     (Amtsbl.  II  Nr.  23.) 

Die  Ergänzungen  und  Abänderungen  betreffen  hauptsächlich 
die  Liegenschaftsfertigungen  und  die  Eigentumswechsel  infolge  amt- 
licher Gant,  dann  auch  den  Kataster  und  die  Neuanlegung  von 
Katasterbüchern,  und  sind  durch  die  neuere  Gesetzgebung,  zumal 
das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  und  das  Ge- 
setz über  eheliches  Güterrecht  und  Erbrecht,  veranlasst. 

285.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  Solothurn)  be- 
treffend Behörde  für  Bestrafung  der  Forstfrevel  Vom  20.  April. 
(S.  d.  G.,  LXI  S.  140.) 

Die  in  §  79  des  Ges.  über  Forstverwaltung  und  Bestrafung 
der  Forstfrevel  vom  28.  Mai  1857  genannte  Gemeinde  ist  die 
Einwohnergemeinde,  in  deren  Bezirk  3er  Frevel  begangen  worden. 

286.  Beschluss  (des  Reg.-Rats,  ermächtigt  vom  Landrat 
des  K.  Glarus)  betreffend  Anstellung  eines  kantonalen  Fischerei- 
auf sehers,  sowie  Dienstinstruktion  für  denselben.  Vom  4.  Februar. 
(Amtsbl.  Nr.  7.) 

287»  Gesitz  (des  Landrats  des  K.  Glarus  auf  Ermäch- 
tigung der  Landsgemeinde)  betreffend  die  Gemeindeschatzungs- 
kommissionen.     Vom  6.  Juli.     (Amtsbl.  Nr.  29.) 

Betrifft  die  Wahl  und  Entschädigung  der  Mitglieder. 
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288«  Regulativ  (des  Beg.»Bats  des  K.  Basellandschaft) 
betreffend  das  Rechnungswesen  der  Bezirksschreibereien.  Vom 
21.  September.     (Amtsbl.  IT  Xr.  12.) 

Revision  des  Regulativs  vom  14.  Mai  1887  infolge  der  Über- 
tragung des  gesamten  Betreibungs-  und  Konkurswesens  an  die  Be- 
zirksschreibereien . 

289.  Regolamenio  (del  Cons.  di  State  del  c.  del  Ticino) 
per  ü  Cofyo  della  gendarmeria.  Del  1^  febbrajo.  (Bell.  off. 
delle  Leggi,  K  S.  XVIII  p.  41  ss.) 

Ungemein  ausführlich  (315  Artikel).  Daher  auch  sehr  ein- 
lässliche  Vorschriften  über  Haussuchungen,  Arrestierungen  u.  s.  w. 
(Art.  146  ff.).  In  der  Regel  sollen  solche  nur  auf  höhern  Be- 
fehl vorgenommen  werden,  ohne  solchen  in  genau  festgestellten 
Notfällen. 

290*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Genfeve)  sur  rorganisa- 
tion  des  corps  de  police.  Du  29  juin.  (Bec.  des  Lois,  LXXVIII 
p.  254  SS.) 

291^  Nachtrag  (des  Beg.-Bäts  des  K.  St.  Gallen)  zum 
Dienstreglement  für  das  Lanijägerkorps.  Vom  18.  Oktober. 
(G.  S.,  N.  F.  VI  S.  253  f.) 

292.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  K.  Glarus)  betreffend 
die  Kanzleien,     Vom  8.  Mai.     (Amtsbl.  Nr.  22.) 

Neu  ist  bloss  die  Errichtung  der  Stelle  eines  vierten  Se- 
kretärs. 

293.  Dekret  (des  Gr.  Bats  des  K.  Bern)  über  die  AmU- 
und  Berufskautionen,  Vom  18.  Mai.  (Ges.,  Dekr,  und  Ver- 
ordn.,  N.  F.  XXXI  S.  161  ff.) 

Das  Dekret  sieht  Amtsbürgschaftsgenossenschaften  vor,  deren 
Statuten  der  Regierungsrat  zu  genehmigen  hat.  Über  Art  und  Höhe 
der  Kautionen  sehr  ausführliche  Vorschriften. 

294.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Fribourg)  concemant 
les  süretis  (xigees  des  fonctionnaires  et  ofßders  publics.  Du  12 
mars.     (Bull.  off.  des  Lois,  LXI.     Feuille  off.  Nr.  20.) 

Einlässliche  Vorschriften  über  die  Amtsbürgschaften,  bezw. 
Amtskautionen. 

295.  Beschluss  (des  Kantonsrats  des  K.  Solothurn)  be- 
treffend Unterstützung  der  Versicherung  der  Beamten.  Vom  9. 
März.     (S.  d.  G.,  LXI  S.   131.) 

296.  Dekret  (des  Gr.  Bats  des  K.  Bern)  über  die  Ver- 
waltung der  richterlichen  Depositengelder  und  der  Barschaften 
und  Geldwerte  aus  amtlichen  Güterverzeichnissen,  sowie  der  De- 
positen  aus  Betreibungen  und  Konkursen.  Vom  14.  November. 
(Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXXI  S.  434  ff.) 
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291*  Regulativ  (des  Reg.-Rats  des  K.  Luzern)  betreffend 
die  Verwaltung  der  Bureaumaterialien  für  die  kantonalen  Ver- 
waUungs-  und  Qerichtsbekörden,  Vom  12.  Dezember.  (S.  d. 
Verordii.  des  R.  R.,  VII.  Kantonsbl.  Nr.  50.) 

298.  Loi  (da  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  concemant  le 
traüement  ßxe  des  greffiers  de  ji^tice  de  paix.  Du  3  dScembre. 
(Bull.  off.  des  Lois,  LXl.     Feuille  off.  Nr.  50.) 

Der  Staatsrat  erhält  jährlichen  Kredit  von  10,000  Fr.  für 
Aufbesserung  dieser  Gehalte. 

299*  Arrä4  (du  Cons.  d'Etat  du  0.  de  Neuchätel)  con- 
cemant les  locaux  pour  les  greffes  des  justices  de  paix  et  les 
Offices  des  poursuites.  Du  12  juillet.  (Nouv.  Reo.  des  Lois, 
VIII  p.  361  s.) 

Pflicht  der  Gemeinden  eines  Friedensrichterkreises  zur  Tragung 
der  Kosten  dieser  Lokale  pro  rata  ihrer  Bevölkerung. 


300.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genfeve)  aüouant  un 
cridit  supplimentaire  de  4500  francs  au  Conseü  d'Etat  pour 
traüement  de  fonctionnaires  du  Qreffe  du  Tribunal  de  pretniire 
insiance.    Du  13  janvier.   (Reo.  des  Lois,  LXXVIII  p.  10  s.) 

301.  Addition  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Gen^ve)  au 
tarif  des  4molumenis  des  avocats  et  huissiers  et  tarif  des  greffes 
en  matidre  civile.  Du  16  aoüt.  (Reo.  des  Lois,  LXXVIII 
p.  342.) 

302.  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Solothurn)  betreffend 
Gebühren  der  Gerichtsschreibereien.  Vom  21.  September.  (S.' 
d.  G.,  LXI  S.  154  f.) 

Veranlasst  durch  die  neue  Civilprozessordnung  werden  die 
Sporteln  der  Gerichtsschreibereien  für  Vorladungsn,  Protokollierungen 
u.  A.  neu  festgesetzt. 

303*  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchätel)  concemant 
le  tarif  des  frais  de  justice.  Du  25  novembre.  (Nouv.  Rec. 
des  Lois,  VIII  p.  394  ss ) 

Alle  Gerichtssporteln  fallen  in  die  Staatskasse.  Der  Kläger 
muss  sie  vorschiessen,  vorbehalten  Rückforderungsrecht  gegen  den 
Beklagten.  Zcugengelder  zahlt  mit  gleichem  Vorbehalt  der  die 
Zeugen  Citierende.  Streitigkeiten  über  Sportelentrichtung  ent- 
scheidet das  Justizdepartement.  Es  folgt  ein  einlässliches  Sportel- 
verzeichnis.     Hiezu 

304.  Arretd  d'ex4cution  (du  Cons.  d*Etat  du  0,  de  Neu- 
chätel) de  la  loi  concemant  le  tarif  des  frais  de  justice.  Du 
28  f6vrier  1893.     (Nouv.  Rec.  des  Lois,  VIII  p.  447  ss.) 
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305«  Beschluss  (des  Kantonsrats  des  E.  Schwyz)  betreffend 
Anschaffung  und  Bezahlung  der  für  die  Schuldbetreibungs-  und 
Konkursämler  nötigen  Protokolle  ^  Kontrolenj  Formulare  und 
Stempel     Vom  22.  November.     (Amtsbl.  Nr.  49.) 

Die  Kantonskanzlei  liefert  den  Beamten  die  nötigen  Formu- 
lare zum  Selbstkostenpreis,  und  die  ersten  Protokolle  und  Stempel 
gratis.  Jeden  ferneren  Bedarf  an  Büchern  und  Stempeln  müssen 
aber  die  Betreibungsbeamten  dem  Kanton  vergüten. 

306*  Vollziehungsdekret  (des  Kantonsrats  des  K.  Unter- 
waiden ob  dem  Wald)  zum  eidgenössischen  Gebührentarif  für 
Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Vom  16.  Februar.  (Qes.  und 
Verordn.,  V  S.  425  ff.^ 

Das  Dekret  sieht  Zuschüsse  von  höchstens  Fr.  200  aus  der 
Staatskasse  an  die  Betreibungsbeamten  vor,  falls  die  ihnen  als 
Besoldung  angewiesenen  Gebühren  des  eidg.  Sporteltarifes  nicht 
genügend  erscheinen.  Ferner  werden  die  Gebühren  für  amtliche 
Verrichtungen,  die  mit  der  Tätigkeit  des  Konkursamts  vereinigt 
sind  (Gültverschreibungen  u.  a.),  festgestellt. 

307»  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K.  Solothurn)  betreffend 
Taxe  für  Zustellung  ton  Zahlungsbefehlen,  Vom  20.  Juli,  (8. 
d.  G.,  LXI  S.  150.) 

308*  Gebührentarif  (des  Obergerichts  des  K.  Baselland- 
schaft) für  die  Verrichtungen  der  Geschäftsmänner  in  Ausfüh- 
rung v(m  §  9  des  Einführungsgesetzes  zum  Bundesgesetz  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs*     Vom  28.  Januar.     (Amtsbl.  I 

Nr.  6.) 

309*  Nachtrag  (des  Reg.-Rats  des  K.  St.  Gallen)  zur 
Gebührenordnung  vom  10.  Februar  1875  betreffend  Entschädigung 
der  Einzebrichter  in  Betreibungs-  und  Konkurssachen*  Vom  9. 
Dezember  1891.     (G.  S.,  N.  F.  VI  S.  145  f.) 

310»  Verordnung  (des  Reg.-RatH  des  K.  St  Gallen)  be- 
treffend unerhebbare  Konkursgebühren»  Vom  7.  Juni.  (6.  S., 
N.  F.  VI  S.  186  flf.) 

Setzt  die  Vergütungen  fest,  die  den  Konkursbeamten  für 
nicht  einbringliche  Gebühren  vom  Staate  geleistet  werden  sollen. 

311«  Beschluss  (des  Obergerichts  des  E.  Thurgau)  be- 
treffend  die  Entschädigung  der  Aufsichtsbehörden  über  die  Be- 
treibungs-  und  Konkursbeamten,  Vom  Gr.  Rat  am  21.  No- 
vember genehmigt  und  am  2.  Dezember  publiziert.  (Amtsbl. 
Nr.  95.) 

312.  Decreto  legislativo  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Ticino) 
sull*  onorario  degli  UQiciali  di  esecuzione  e  fdllimento,  Del  16 
novembre.    (BoU.  oflP.  delle  Leggi,  N.  S.  XIX  [1893]  p.  3  s.) 
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Auch  hier  haben  sich  entgegen  der  ursprünglichen  Erwartung 
die  Gebühren  des  Tarifs  nicht  als  ausreichend  zur  Besoldung  der 
Beamten  erzeigt,  daher  werden  Besoldungen  (verschieden  je  nach 
der  Bedeutung  der  Betreibungskreise)  festgesetzt,  die  der  Staat 
bezahlt,  soweit  sie  durch  die  Gebühren  nicht  erreicht  werden. 

313»  Decreto  legislaUvo  (del  Gran  Cone.  del  c.  dal  Tioino) 
per  un  eterUuale  compenso  agli  üfficiaU  di  esecuzione  e  deifdUi" 
menU.  Del  30  aprile.  (Bell,  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XVIII 
p.  165  s.) 

Da  die  gesetzlichen  Taxen  sich  für  die  Besoldung  der  Be- 
treibungs-  und  Konkursbeamten  als  ungenügend  erwiesen  haben, 
so  wird  der  Regierungsrat  ermächtigt,  ihnen  am  Ende  des  Jahres 
eine  Aufbesserung  zu  geben. 

314»  Arräe  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  fixant  les 
4fnolument$  dus  aux  pi^iposis  aux  poursuiies  ei  aux  priposes  aux 
faälUes  pour  les  Operations,  non  prhues  au  iarif  ßdirali  relatives 
aux  poursuiies  immobileres.  Da  26  juillet.  (Reo.  des  Lois, 
LXXXIX  p.  292  88.) 

315.  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  K,  Solothurn)  betreffend 
die  Oebühren  der  Amtschreibereien.  Vom  4.  November.  (S.  d. 
G.,  LXI  S;  163.) 

Betrifft  die  Gebühren  für  Anzeigen  gemäss  §§  595,  596,  747, 
Ö7i>  S73  und  875  des  Civilgesetzbuches. 

316.  Verordnung  (des  Reg.-Rats  des  K.  St.  Gallen)  be^ 
treffend  die  Gebühren  der  Bezirksämter*  Vom  30.  Dezember. 
(G.  S.,  N.  F.  VI  S.  268  ff) 

317*  Dekret  (des  Gr.  Rats  des  K.  Bern)  betreffend  Er- 
höhung der  Besoldung  des  kantonalen  Inspektors  für  Mass  und 
Gewicht.  Vom  6.  April.  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.,  N.  F. 
XXXI  S.  279). 

318.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  abrogeant  les 
disposiüons  de  Vartide  premier  de  la  loi  du  24  novembre  1862, 
concernant  les  greffiers  de  justice  de  pake.  Du  3  d6cembre. 
(Bull.  off.  des  Lois,  LXI.     Feuille  off  Nr.  50.) 

Betrifft  die  Protokollgebühr  für  Bevormundungsakte. 

319.  Modification  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Geneve)  au 
reglement  sur  le  tarif  des  Greffes.  Du  5  janvier.  (Reo.  des 
Lois,  LXXVIII  p.  2.) 

Unentgeltlichkeit  der  Verbalprozesse  der  ConseHs  de  famille 
über  Vormundsemennung  oder  Erbverzicht. 

320.  Tarif  (des  Gr.  Rats  des  K.  Aargau)  zur  Hypothekar- 
Ordnung.     Vom  8.  März.     (G.  S.,  N.  F.  HI  S.  331  ff.) 
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321*  Beschluss  (des  Reg.-Rats  des  E.  Solothurn)  betreffend 
die  Gebühren  für  ProtokolUerung  von  Handschriften,  Vom  28. 
Oktober.     (S.  d.  G.,  LXI  S.  161  f.) 

322,  Dicision  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  en  inter- 
pritation  du  tarif  conienu  dans  le  reglement  du  31  mars  1888 
pour  la  reconnaissance  des  serviiudes  et  du  tarif  des  ^oluments 
des  conservaieurs  des  droits  reels  du  18  mai  1889,  Du  23 
septembre.     (Reo.  des  Lois,  LXXXIX  p.  343  s.) 

Betrifft  mehrfache  Berechnung  der  Gebühr  von  Fr.  i  bei 
reconnaissance  von  mehreren  Servituten  zugleich. 

323.  Dicret  (du  Gr.  Cons.  du  o.  de  Vaud)  prorogeanJt  les 
pouvoirs  aecordis  au  Conseä  d'Eiat  pour  rigler  les  i^noluments  des 
conservateurs  des  droits  riels.  Du  10  mai.  (Reo.  des  Lois, 
LXXXIX  p.  216  8.) 

324*  GrossratsbescMuss  (des  K.  Aargau)  betreffend  die  Er- 
höhung des  Soldes  des  PoUzeikorps.  Vom  29.  April.  (G.  S., 
N.  F.  III  S.  337.) 


Übersicht 

der 

Litteratur  über  schweizerisches  Recht 

vom  Jahre  1892. 


I.  Reehtsgesetzgebnng  überhaupt 

(Gesetzesausgaben). 

l^Heusler,  A.  Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  des 
Jahres  1891.     In  dieser  Zeitschr.  N.  F.  XI. 

2.  V.  Salis,  L.  R.  Schweizerisches  Bundesrecht  (s.  vorjäh- 
rige Übersicht  in  dieser  Zeitschr.  S.  485  Nr.  3)  Band  11  und  III. 
Bern  K.  J.  Wyss. 

Dieses   Werk  erscheint  anch  in  französischer  Übersetzung  von 
E.  Borel  und  in  italiänischer  von  L.  Colombi. 

3*  B  u  c  h  e  r ,  J.  J.  Das  schweizerische  Obligationenrecht 
u.  s.  w.  (s.  diese  Zeitschr.  N.  F.  X  S.  459  Nr.  5)  Band  IE. 
Zürich,  Selbstverlag. 

4.  Baur,  J.  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Bundesgesetz 
vom  II.  April  1889.  Gebührentarif  vom  i.  Mai  1891,  Einführungs- 
gesetz für  den  K.  Bern  v  8.  Sept.  1891,  Formulare.  Textaus- 
gabe mit  Einleitung.     Bern,  K.  J.  Wyss. 

5«  Sigrist.  Miniaturausgabe  des  Bundesgesetzes  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs,  des  Gesetzes  betreffend  Einführung  des 
obgenannten  Gesetzes  im  K.  Luzern  und  des  Gebührentarifs  zum 
Schuldbetreibungs-  und  Konkursgesetze.  Mit  ausführlichem  Wort- 
und  Sachregister.     Luzern,  Gebr.  Räber. 

6.  Das  eidgenössische  Gesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  mit  einem  Sachregister,  volkstümlichen  Erläuterungen  zum 
Gesetze  (von  Ständerat  Dr.  Hoflfmann),  dem  Text  des  Gesetzes 
und  aller  kantonalen  Einführungsgesetze  und  des  eidgen.  Gebühren- 
tarifs, und  Verzeichnis  sämtlicher  Betreibungs-  und  Konkurskreise 
der  Eidgenossenschaft  nach  Kantonen  geordnet  und  Grundzüge 
des  gerichtlichen  Verfahrens  in  den  verschiedenen  Kantonen  bei 
streitigen  Forderungen.  St.  Gallen,  Th.  Wirth  &  Co.  i.  und  2. 
Auflage. 
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7.  Hafner,  H.  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs.  Textausgabe  mit  Gebührentarif  und  Sachregister.  Zürich, 
art.  Inst.  Orell  Füssli. 

8,  Zünd-Meyer.  Kurze  Behandlung  (s.  vorjähr.  Übersicht 
diese  Zeitschr    N.  F.  XI  S.  491   Nr.  69).     Aufl.   2. 

9^  Colombi,  L.  Esecuzione,  fallimenti  ed  ipoteche.  Edizione 
riconosciuta  autentica  dalle  competenti  autoritä  federale  e  canto- 
nale  pubblicata  con  indice  alfabetico.  2  Vol.  Bellinzona,  eredi  fu 
Colombi. 

10.  Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 
Jahresbericht  für  1891.     In  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Strafr.  V. 

11»  Baur,  J.  Bundesgesetze  betreffend  die  schweizerischen 
civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
und  die  persönliche  Handlungsfähigkeit.  Textausgabe  mit  Vor- 
wort.    Bern,  K.  J.  Wyss. 

12.  Niesper-Meyer,  A.  Der  Schutz  des  industriellen  Eigen- 
tums in  der  Schweiz  und  im  deutschen  Reich.  Systematisch  ge- 
ordnete Sammlung  der  bezüglichen  neueren  und  neuesten  Gesetze, 
Zürich.  Orell  Füssli. 

13^  Schmid,  Ch.  Systematische  Übersicht  der  Gesetze, 
Verordnungen,  Reglemente,  Vorschriften  und  sonstigen  Bestim- 
mungen betreffend  das  öffentliche  Gesundheitswesen  in  der  Schweiz. 
Im  Auftrag  des  Schweiz.  Departements  des  Innern  zusammenge- 
stellt.    Bern,  Schmid  Francke  &  Cie. 

14*  Bernische  Civil-  und  Civilprozessgesetze.  8.  Aufl.  der 
Sammlung  von  Niggeler  und  Vogt.  Bearbeitet  von  Zeerleder 
und  Reichel.  2.  Band:  Prozessrecht,  bearb.  von  A,  Reichel.  Bern, 
W.  Goepper. 

15.  Sammlung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Beschlüsse  über 
das  Civilrecht  und  den  Civilprozess  des  Kantons  Basel-Stadt.  Mit 
Sachregister.     Basel,  B.  Schwabe. 

16.  Favey,  G.  Code  penal  du  canton  de  Vaud,  suivi 
du  Code  penal  federal.  Edition  revue  et  annotSe.  Lausanne, 
Fache. 


17.  Affolter,  A.  Zur  Frage  der  Kodifikation  des  Civil- 
rechts      In  der  Zeitschr.  d.  Bern.  J.-V.  XXVIII. 

18«  Stüssy,  H.  Der  Bund  und  das  Versicherungswesen. 
S.  vorjährige  Übersicht,  S.  486  Nr.   11. 

19»  Wolf,  G.  Rechts  Wirrwarr  und  Rechtseinheit  oder  das 
jetzige  und  das  zukünftige  schweizerische  Recht.  Darstellung  der 
Grundzüge  des  Civil-  und  Strafrechts,  des  Civü-  und  Strafprozesses 
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der  schweizerischen  Kantone,  nebst  Vorschlägen  und  Motiven  für 
die  Vereinheitlichung  dieser  Gebiete.     Zürich,  Selbstverlag. 
Wiederahdruck  der  Aufsätze  im  Gerichtssaal  1887/1892. 
20-  Rössel,  V.     Le  texte  fran^ais  de  la  loi  federale  sur  la 
poursuite  pour  dettes  et  la  faillite.    Im  Journ.  des  trib.  Nr.  4 1 . 

21.  Mittelstein,  M.  Die  neuen  Weltpostverträge.  In  Gold- 
schmidts Zeitschr.  f.  Handelsr.  Bd.  41. 

22.  Lienhard,  H.  Ist  die  Revision  der  Civilgesetzgebung 
im  Kanton  Bern  wieder  an  die  Hand  zu  nehmen  und  in  welcher 
Weise?  Referat  im  bern.  Jur.-Verein.  In  der  Zeitschr.  d.  Bern. 
J..V.  XXVIII. 

23*  Simon  in.    Korreferat  über  dasselbe  wie  Nr.  22.   Ebenda. 


24.  Martin,    A.    Quelques  reflexions  sur  le  role  des  Facult& 
de  droit.     Im  Journ.  des  trib.  Nr.  35. 


II.  Örrentllohes  Recht 

(besonders  Bundesrecht), 

25.  Westerkamp,  J.  B.  Staatenbund  und  Bundesstaat. 
Untersuchungen  Über  die  Praxis  und  das  Recht  der  modernen 
Bünde.     Leipzig,  F»  A.  Brockhaus. 

Die  Schweiz  betr.  S.  48  flF.,  156  ff.,  246  ff.,  331  ff.,  414  ff. 

26.  Hilty,  K.  Die  Neutralität  der  Schweiz  in  ihrer  heutigen 
Auffassung.  3,  Aufl.  Bern,  K.  J.  Wyss.  S.  diese  Zeitschr.  N.  F. 
IX  S.  463  Nr.   10  (1889). 

27.  Hilty,  K.  Le  referendum  et  l'initiative  en  Suisse.  In 
der  Revue  de  droit  internat.  XXIV. 

28.  Hymans,  P.  Le  referendum  dans  la  Constitution  suisse. 
Bruxelles,  Weissenbruch. 

29.  Deploige,  S.  Le  Referendum  en  Suisse.  Precede  d'une 
lettre  sur  le  referendum  en  Belgique  par  J.  Van  Den  Heuvel. 
Bruxelles,  Soc.  beige  de  libr. 

30.  Berney,  J.  L'initiative  populaire  en  droit  public  fede- 
ral.  Extrait  du  Recueil  inaugural.  Travaux  des  Facultes  de  TUni- 
versite  de  Lausanne.     Lausanne,  Ch.  Viret-Genton.  4^ 

31.  Hilty,  K.  Das  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei 
Volksbegehren  und  Abstimmungen  betreffend  Revision  der  Bundes- 
verfassung.    In  dessen  polit.  Jahrbuch  Jahrg.  7. 

32.  Genequand,  E.  La  revision  constitutionnelle.  These 
de  doctorat  (Universite  de  Geneve).     Geneve,  J.  G.  Fick. 
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33-  Meisterhans,  K.  Die  Schweiz  und  die  öffentlichen 
Schiedsgerichte.  (Schweizer  Zeitfragen  Heft  23.)  Zürich,  Orel) 
Füssli. 

34.  Ries  er,  W.  Das  Schweizerbürgerrecht.  Bemcr  Doktor- 
dissertation. Als  „staatsrechtliche  Studie^  auch  abgedruckt  in  der 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik  Jahrg.  28. 

35.  Kunz,  H.  Das  zürcherische  und  eidgenössische  Aktiv- 
bOrgenecht.     Zürcher  Doktordissertation.    Zürich,  F.  Lohbauer. 

36.  Gabuzzi,  St.  Note  sulla  legge  federale  25  giugno  1891 
sui  rapporti  di  diritto  civile  dei  domiciliati   e  dei  dimoranti.     Im 

I  Repert.  di  giurispr.  patr.  fasc.   13  ss. 

37.  Schlatter,  F.  Das  schweizerische  Bundesgesetz  betr. 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter vom  25.  Juni  1891.  In  der  Zeitschr.  f.  vergleich.  R.  W. 
Band  X. 

f<.  38*  Schlatter,    F.     Zur  Regelung  der  Statutenkollision  in 

der  Schweiz.     In  Böhms  Zeitschr.  f.  intemat.  Fr.  und  Str.  R.  11 . 

39.  DesGouttes,  P.  Les  rapports  de  droit  civil  des 
Suisses  etablis  ou  en  sejour  en  Suisse.  Essai  d'interpretation  et 
de  critique  de  la  loi  federale  du  25  juin  1891.  Gen^ve,  impr. 
Romet. 

40.  Gaulis,  £.  «La  nouvelle  legislation  federale  et  le  regime 
du  bien  des  femmes  dans  le  canton  de  Vaud.  Im  Journ.  des  trib. 
1892  p.   193. 

41.  Gabuzzi^  St.  Sulla  libertä  di  domicilio  degli  Italiani 
in  Isvizzera.     Im  Repert.  di  giurispr.  patr.  fasc.   18 

42.  V.  Sali  s,  L.  R.  Die  Religionsfreiheit  in  der  Praxis. 
Vortrag  gehalten  in  der  Plenar Versammlung  der  Jurist.  Gesellschaft 
zu  Wien  den  30.  März   1892.     Bern,  K.  J.  Wyss. 

43-  G  r  i  V  e  t ,  C.  La  liberte  de  la  presse.  In  Revue  jud. 
Nr.   15. 

44.  Delapalud,  J.  Du  deni  de  justice  en  droit  f&d^ral.  In 
Semaine  jud.  Nr.   16  s. 

45.  M  ä  c  h  1  e  r ,  A.  Das  Begräbniswesen  nach  schweize- 
rischem Bundesrecht.  Berner  Doktordissertation.  Herisau,  Schläpfer 
&  Cie. 

46.  V,  Waldkirch,  O.  Die  Staatsaufsicht  über  die  pri- 
vaten Versicherungsunternehmungen  in  der  Schweiz  nach  dem 
Bundesgesetze  vom  25.  Juni  1885.     Zürich,  Grell  Füssli. 

47.  Widme r,  C.  Ideen  zur  Initiative  für  schweizerische 
Bundesversicherung.     Zürich,  Meyer  &  Zeller. 

48.  Le  trait^  franco-suisse  du  15  juin  1869.  Schluss  von 
Nr.  60  der  vorjähr.  Übersicht.  In  Vincent  Revue  pratique  de 
droit  intemat.  prive,   1892.   I. 
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49.  R  o  g  u  i  n ,  £.  L'affaire  de  la  succession  du  duc  de 
Brunswick  et  la  Convention  franco-suisse  de  1869.  In  Vincent 
Revue  prat.  de  droit  intern,  privi.   1892.  III. 

50.  Affolter,  A.  Die  Öffentlichkeit  der  Beratung  und 
Urteilsfällung  beim  Bundesgericht.  In  den  Verhandlungen  des 
Schweiz.  J.-V.    S.  Nr.   178. 

51.  Grivet,  C.  De  la  publicite  des  deliberations  et  vota- 
tions  du  Tribunal  federal.     In  der  Revue  jud.  Nr.   18  s. 

52.  Zeerleder,  A.  Das  Rirchenrecht  des  Kantons  Bern. 
Eine  summarische  Darstellung.  2.  Aufl.  Bern,  K.  J.  Wyss.  S. 
diese  Zeitschr.  N.  F.,  IX  S.  464  Nr.  25  (1889). 

53*  Bertoni,  B.  Delle  riforme  degli  ordinamenti  comunali 
ticinesi  a  riguardo  dei  comuni  urbani.  Im  Repert.  di  giurispr. 
patr.  fasc.  21  ss. 


Sieber,  A.  s.  bei  Eisenbahn-  und  Dampfschiffrecht. 
Auslieferung  ins  Ausland,  s.  unter  Strafprozess. 


III.  ClFllrecht. 

Bundeselvilrecht. 

Obligationenrecht 

54*  Rössel,  V.  Manuel  du  droit  federal  des  obligations. 
Code  federal  des  obligations  et  lois  speciales  s'y  rattachant.  Lau- 
sanne, F.  Payot. 

55.  Rössel,  V.  Le  Code  federal  des  obligations  et  la  loi 
föderale  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite.  Im  Journ.  des 
trib.  Nr.  9. 

56.  Schneider,  A.  und  Fick,  H.  Das  schweizerische 
Obligationenrecht  u.  s.  w.  (s.  vorjährige  Übersicht  Nr.  38).    Lief. 

5— II. 

57.  Rensing,  F.  Die  Widerrechtlichkeit  als  Schadens- 
ersatzgrund nach  schweizerischem  Obligationenrechte  und  dem 
Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich 
unter  Berücksichtigung  des  römischen  Rechts.  Im  Index  lectionum 
quae  in  universitate  Friburgensi  per  menses  hiemales  anni  1892/3 
habebuntur.     Frib.  Consoc.  Sti  Pauli. 

58.  Chausson,  J.  De  Tobligation  de  reparer  le  dommage 
dont  on  est  Tauteur  d'apr^s  le  droit  romain  et  dans  le  droit 
federal  des  obligations.  Thise  de  doctorat  (Univ.  de  Lausanne). 
Lausanne,  Viret- Genton. 
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59.  Gysi  er,  E.  Haftung  für  fremde  culpa  nach  schweize- 
rischem Obligationenrecht.  Zürcher  Doktordissertation.  Zürich, 
F.  Lohbauer. 

60.  Rölli,  H.  Die  Rechte  des  Versicherers,  bei  Tötung 
und  Körperverletzung  des  Versicherten,  gegen  den  Thäter  oder 
verantwortlichen  Dritten.    In  der  Zeitschr.  d.  Bern.  J.-V.  XXVIII. 

61.  Ostertag,  F  Der  Versicherungsvertrag  zu  Gunsten 
Dritter.     In  dieser  Zeitschr.  N.  F.  XI. 

62.  Meyer,  E.  Der  römisch-rechtliche  Begriff  der  Natural- 
obligation im  schweizerischen  Obligationenrecht  unter  Berücksich- 
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Bundesrechtliche  Erörterungen. 


Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder. 

Von  Dr.  Tritz  Fleii^er  in  Zürich. 

Die  Frage,  ob  and  in  welcher  Weise  die  Hechtsordnung 
Bestimmungen  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  auf- 
zustellen habe,  ist  in  neuester  Zeit  wiederholt  erörtert  worden. 
Die  Veranlassung  hiezu  gaben  die  Vorschriften,  welche  der 
Entwarf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Beich  (erste  Lesung)  über  diesen  Gegenstand  enthält.*)  Die 
mit  der  Ausarbeitung  des^  Entwurfes  betraute  Kommission 
hat  eine  einheitliche  Regelung  der  Frage  nicht  für  angemessen 
erachtet.  Sie  glaubte  vielmehr,  an  dem  bisher  in  diesem 
Funkte  in  Deutschland  geltenden  Rechte  nichts  ändern,  d.  h. 
die  Ordnung  des  religiösen  Erziehungsrechtes  der  Gesetz- 
gebung der  Einzelstaaten  überlassen  zu  sollen.^)  Mit  dieser 
Auffassung  hat  sich  jedoch  ein  Teil  der  Kritik  nicht  einver- 
standen erklärt.^)    Sie  hat  darauf  gedrungen,  dass  die  günstige 

>)  Deutscher  Entwurf  §§  1508  und  1658. 

')  Motive  zum  Entwarf  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  deutsche 
iReich.    JV.  S.  757  und  758,  1099. 

^)  Drache,  Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  nach  dem  Entwurf 
des  hürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich  und  Abänderungs- 
vorschläge.   Halle  a.  S.     1889. 

Sehling,  Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  und  der  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Keich.    Erlangen  1891. 

S  c  h  e  u  r  1 ,   in    der  Deutschen  Zeitschrift  für  Kirchenrecht.  I  S.  5  fg. 

Vgl.  auch  das  umfassende  Werk  von  KarlSchmidt,  Die  Konfession 
der  Kinder  nach  den  Landesrechten  im  deutschen  Reiche.  Freiburg  i.  ß. 
1890.     S.  479—519. 
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G-elegenheit  zu  reiohsgesetzlicher  Regelung  der  Angelegenheit 
nicht  unbenutzt  gelassen  werde,  dass  man  demgemäss  dem 
künftigen  deutschen  Civilgesetzbuche  Vorschriften  einverleibe, 
welche  die  Buntscheckigkeit  des  Bechtszustandes  beseitigen 
und  an  deren  Stelle  einheitliche,  im  ganzen  deutschen  Reich 
gleichmässig  anwendbare  Sätze  aufstellen. 

Die  Schweiz  ist  an  diesem  in  Deutschland  gegenwärtig 
angestrebten  Ziele  seit  bald  zwanzig  Jahren  angelangt.  Aller- 
dings hat  sie  dieses  nicht  in  einem  alle  Teile  des  bürger- 
lichen Rechts  umfassenden  schweizerischen  privatrechtlichen 
Gesetzbuche  erreicht,  denn  zum  Erlass  eines  solchen  fehlt 
dem  Bunde  die  Zuständigkeit.  Sie  besitzt  aber  eine  Be- 
stimmung über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  in  dem 
eidgenössischen  Staatsgrundgesetz,  in  Art.  49  der  Bundes^ 
Verfassung  vom  Jahre  1874.*)  Auch  in  der  Schweiz  wurde 
dadurch  einem  bunten  und  zersplitterten  Rechtszustand  ein 
Ende  bereitet.  An  Stelle  der  vielfach  von  einander  ab- 
weichenden Vorschriften  der  kantonalen  Gresetze  trat  der  die- 
selben beseitigende  eine  Rechtssatz  für  die  ganze  Schweiz. 
Nicht  im  Zusammenhang  mit  dem  bürgerlichen,  sondern  mit 
dem  öffentlichen  Rechte  wurde  bei  uns  die  Frage  vom  Gesetz- 
geber entschieden.  Dieser  betrachtete  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  unter  dem  Gesichtspunkte  ihrer  Verbindung  mit 
den  religiös-konfessionellen  Verhältnissen  überhaupt,  und 
indem  er  diese  letztern  ordnete,  hat  er  mit  ihnen  zugleich 
auch  jene  zum  Gegenstand  seiner  Sorge  gemacht. 

Für  die  Schweiz  bedeutete  dies  eine  Neuerung.  Sie 
wurde  herbeigeführt  durch  die  Erweiterung  der  Befugnisse  in 
Religionssachen^  wie  sie  dem  Bunde  die  Bundesverfassung 
des  Jahres  1874  brachte.  Die  Souveränetät  der  Kantone  er» 
fuhr  dadurch  eine  wesentliche  Einschränkung.  So  lange  die 
Kantone  auf  dem  religiösen  Gebiete  selbständig  waren,  hatte 


*)  Das  schweizerische  Bundesgesetz  die  gemischten  Ehen  betreffend, 
vom  3.  Dezember  1850,  enthielt  bereits  einen,  unten  näher  zu  besprechenden, 
hier  einschlagenden  eidgenössischen  Rechtssatz.  Derselbe  ordnete  jedoch 
die  Frage  nur  nach  einer  Seite  hin.  Erst  die  Bundesverfassung  von  1874 
hat  eine  die  ganze  Angelegenheit  umfassende  Lösung  gebracht. 
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die  .  Eidgenossenschaft  kein  Recht;  unter  Benifung  auf  eine 
angebliche  eidgenössische  Kirchenhobeit  sich  in  Fragen  zu 
mischen,  welche  im  einzelnen  Kanton  bezüglich  der  reli- 
giösen Erziehung  der  Kinder  auftauchten.  Die  Bedeutung, 
welche  die  Orte  der  Religion  beimassen,  drückte  sich  auch 
in  dem  Einflüsse  aus,  den  sie  derselben  auf  die  Erziehung 
der  Kinder  einräumten.  So  wenig  als  der  einzelne  Bürger 
das  Recht  besass;  sich  von  der  Staatsreligion  fernhalten  zu 
dürfen,  wurde  ihm  dies  zu  Gunsten  seiner  Kinder  gewährt. 
Der  Glaubenszwang;  der  in  den  Kantonen  von  der  Staats- 
gewalt ausgeübt  wurde  und  die  Glaubenseinheit  aufrecht- 
erhielt, erstreckte  sich  auf  den  Einzelnen  in  seiner  Stellung 
als  Bürger,  wie  als  Erzieher  seiner  Kinder.  Die  Eltern,  und 
unter  ihnen  vorab  der  Vater,  welche  ihre  Kinder  nicht  in 
den  Grundsätzen  der  Religion  unterrichteten,  verletzten  eine 
Pflicht,  die  ihnen  vom  Staat  wie  von  der  Kirche  auferlegt 
war  und  zu  deren  Erfüllung  sie  durch  staatliche  Zwangsmass- 
regeln, wie  durch  Kirchenstrafen  angehalten  werden  konnten. 
Erschöpfte  sich,  was  vielfach  vorkam,  die  Erziehung  der 
Kinder  nicht  einfach  in  dem  Unterrichte  in  den  Lehren  und 
Geboten  der  Kirche,  so  war  doch  stets  der  religiöse  Einfluss 
bei  derselben  vorherrschend.  Die  Religion  galt  als  das  vor- 
züglichste Bildungsmittel. 

So  blieb  es  auch  nach  der  Reformation.  Die  reformirten 
Kantone  dehnten  in  gleicher  Weise  wie  die  katholischen 
Stände  ihren  religiösen  Glaubenszwang  auch  auf  die  Kinder- 
erziehung aus.  Hierin  wurde  auf  keiner  Seite  etwas  An- 
stössiges  gefunden. 

Streit  aber  entstand,  als  die  Bevölkerung  des  nämlichen 
politischen  Territoriums  sich  konfessionell  zu  spalten  begann. 
Es  ist  bekannt,  dass  die  eidgenössischen  Landfrieden  zu 
Gunsten  der  deutschen  gemeinen  Herrschaften  die  Grund- 
sätze der  Glaubenseinheit  und  des  Glaubenszwangs  durch 
diejenigen  der  Parität  der  Konfessionen  ersetzten.  Von  den 
gemeineidgenössischen  Vogteien  weg  wurde  der  Grundsatz 
der  Parität  auch  auf  andere  Gebiete  mit  konfessionell  ge- 
mischter Bevölkerung  übertragen.    Die  Parität  bedeutete  nun 
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aber  keineswegs  Glaubensfreiheit.  Sie  bezweckte  ledigliob, 
das  ungestörte  Zusammenleben  der  Angehörigen  beider  ße- 
ligionsparteien  innerhalb  desselben  Staatsgebietes  zu  ermög- 
lichen. Der  fragliche  Grundsatz  bestimmte,  im  Sinne  der 
staatlichen  Gleichstellung,  ausschliesslich  das  Verhältnis  von 
Eonfession  zu  Konfession.  Er  beseitigte  liir  den  Verkehr 
zwischen  den  beiden  Giaubensparteien  den  Glaubenszwang. 
Innerhalb  der  einzelnen  Eonfession  jedoch  blieb  derselbe  be- 
stehen. In  Folge  dessen  war  es  selbst  in  paritätischen 
Gemeinwesen  erlaubt,  einen  Druck  auf  die  Eltern  auszu- 
üben, damit  sie  ihre  Kinder  religiös,  d.  h.  im  Sinne  ihrer 
Konfession,  erzogen. 

Die  Thatsache,  dass  im  nämlichen  staatlichen  Bezirk 
die  Einwohner  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  ange- 
hören konnten,  war  der  Eingehung  von  Ehen  zwischen  An- 
hängern beider  Konfessionen  günstig.  Doch  waren  anfäng- 
lich die  religiösen  Gegensätze  noch  so  stark  ausgeprägt, 
dass  oft  der  eine  Brautteil  die  Schliessung  einer  Ehe  mit 
einem  Andersgläubigen  von  dessen  Zusicherung  abhängig 
machte,  zur  Konfession  dieses  andern  Brautteils  übertreten 
zu  wollen.^)  Dass  indessen  wahre  gemischte  Ehen  aufkamen, 
bei  welchen  jeder  Teil  seine  von  derjenigen  des  andern  Ehe- 
gatten abweichende  Konfession  beibehielt,  beweist  u.  A.  der 
Badener  Schiedspruch  vom  Jahre  1632.  Indem  dieser  nämlich 
Bestimmungen  traf  zur  Ordnung  der  Verhältnisse,  welche 
Ehen  zwischen  Angehörigen'  verschiedener  Glaubensbekennt- 
nisse nach  sich  ziehen,  hat  er  das  Bestehen  von  gemischten 
Ehen  rechtlich  anerkannt.^) 


^)  Vgl.  eine  dahin  gehende  Beschwerde  der  5  katholischen  Orte  aas 
dem  Jahre  1568  in  der  Sammlnng  der  Eidg.  Abschiede  (E.  A.)  IV  2  S. 
390  und  393. 

«)  E.  A.  V  2  S.  705  und  1541  f.  Die  katholischen  Orte  wirkten  zur 
AafstelluDg  einer  Vorschrift  über  den  Gerichtsstand  für  Klagen  ans  ge- 
mischten Ehen  mit  „so  lang  biss  ihnen,  den  regierenden  Orten,  gefeilig 
eine  Satzung  zemachen  und  zepnbliciren,  dass  beider  Beligionen  ünder- 
thanen  sich  mit  einandern  nit  mehr  ehelich  befreunden  sollend,'* 
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Jetzt  drängte  sich  aber  das  Bedenken  auf,  in  welcher 
Konfession  Kinder,  die  aas  solchen  gemischten  Ehen  hervor- 
gingen, zu  erziehen  seien.  Darüber  herrschte  angesichts  des 
das  ganze  staatliche  Leben  beherrschenden  Einflusses  der 
Religion  Einigkeit,  dass  für  die  Eltern  eine  Pflicht  zu  reli- 
giöser Erziehung  ihrer  Kinder  bestand.  Zu  entscheiden  galt  es 
lediglich  die  Frage,  ob  die  Kinder  im  Glaubensbekenntnisse 
des  Vaters  oder  dem  der  Mutter  unterrichtet  werden  müssten. 
In  der  Lösung  dieser  Aufgabe  erschöpfte  sich  im  Wesent- 
lichen bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  die  Gesetzgebung  über 
den  in  Rede  stehenden  Gegenstand.  Durch  die  Entscheidung 
darüber,  in  welcher  Konfession  die  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  erzogen  werden  sollen,  war  allerdings  nur  ein  Ver- 
hältnis des  religiösen  Erziehungsrechtes  geregelt,  allein  eben 
dasjenige,  welches  einzig  genauerer  Ordnung  durch  ein  Gesetz 
bedurfte.  Denn  da  eine  Pflicht  zu  religiöser  Erziehung  der 
Kinder  von  beiden  Glaubensparteien  anerkannt  war,  so  konnte 
es  sich  nur  noch  um  die  Bestimmung  darüber  handeln,  in 
welchem  Sinne  dieselbe  auszuüben  sei.  Diese  letztere  Frage 
tauchte  nicht  auf  in  ungemischten  Ehen,  sondern  nur  dann, 
wenn  die  Eltern  der  zu  erziehenden  Kinder  verschiedenen 
Konfessionen  angehörten. 

Recht  und  Pflicht  der  Erziehung  ihrer  Kinder  kam  beiden 
Elternteilen  zu.  Das  Interesse  des  Kindes  erheischte,  dass 
die  Erziehung,  und  so  auch  diejenige  in  den  Lehren  der 
Religion,  in  Einem  Sinne  geführt  wurde.  Das  war  nicht 
möglich,  wenn  man  in  gemischten  Ehen  jedem  Elternteile 
freie  Hand  Hess,  seine  religiösen  Anschauungen  dem  Kinde 
beizubringen.  Schon  diese  Rücksicht  gebot,  festzustellen,  in 
den  Grundsätzen  welcher  Konfession  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  aus  gemischten  Eben  zu  leiten  sei.  Dabei  wurde 
als  selbstverständlich  vorau.'igesetzt,  dass  für  den  Unterricht 
in  den  religiösen  Dingen  die  Erziehung  demjenigen  Eltern- 
teile allein  anvertraut  werden  müsse,  in  dessen  Konfession 
das  Kind  unterwiesen  werden  sollte.  Durch  die  Erziehung 
in  den  Lehren  einer  bestimmten  Glaubenspartei  wurde  aller- 
dings ein  Kind  nach  den  herrschenden  staatsrechtlichen  An- 
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sichten^)  noch  nicht  zum  vollberechtigten  Mitgliede  einer  der 
beiden  Kirchen  gemacht.  Es  stand  dem  zn  geistiger  Reife 
und  einem  bestimmten  Alter  Grelangten  immer  noch  frei, 
einem  andern  Grlaubensbekenntnisse  sich  anzuschliessen^  als 
dasjenige  gewesen^  in  welchem  er  erzogen  worden  war.  Allein 
auch  für  die  Zeit  nach  erreichter  religiöser  Mündigkeit  blieben 
die  religiösen  Anschauungen  des  Jugendalters  in  der  Regel 
die  herrschenden.  Nicht  leicht  brach  ein  Mensch  mit  den 
religiösen  Grundsätzen,  die  ihm  seine  Erziehung  gegeben 
hatte.  Deshalb  war  für  die  Mehrzahl  der  Fälle  die  Ent- 
scheidung über  die  religiöse  Erziehung  zugleich  diejenige  über 
die  Eonfession,   der   ein  Mensch  sein  Leben  lang  angehörte. 

Diese  Bedeutung  wurde  der  Angelegenheit  insbesondere 
von  der  katholischen  Kirche  beigelegt.  In  ihrem  Streben 
nach  Überwindung  der  Reformation  trachtete  sie  dar- 
nach, zu  erreichen;  dass  sämtliche  Kinder,  welche  ge- 
mischten Ehen  entsprossen,  in  der  katholischen  Religion  er- 
zogen würden.  Es  kam  häufig  vor,  dass  sich  deshalb  der 
katholische  vom  reformirten  Brautteil  eidlich  oder  durch 
Vertrag  die  Verpflichtung  zur  Erziehung  aller  aus  ihrer  Ehe 
hervorgehenden  Kinder  im  katholischen  Glauben  zusichern 
liess.®) 

Die  Entscheidung  darüber,  in  welchen  religiösen  An- 
schauungen ein  Kind  auferzogen  werden  solle,  war,  wie  dar- 
gethan  wurde,  zugleich  für  dessen  Konfessions-Angehörigkeit 
bestimmend.  Es  kam  ihr  die  Bedeutung  einer  den  Besitz- 
stand der  Konfessionen  abgrenzenden  Vorschrift  zu.  In 
konfessionellen  Angelegenheiten   galt,   nach  den  Sätzen  der 

')  Aaf  einem  andern  Standpunkt  steht  bekanntlich  die  katholische 
Kirche.    Vgl.  Concilii  Tridentini  sess.  VII  de  baptismo  can.  4,  7,  8. 

,  ')  In  den  Eidg.  Abschieden  werden  mehrere  solche  Falle  erwähnt, 
wefche  die  Tagsatzangen  beschäftigten.  In  diesen  Zusammenhang  gehört 
wol  die  Beschwerde  ans  dem  Rheinthal  vom  Jahre  1633:  „Frauen,  die 
mit  katholischen  Männern  sich  verheiraten,  seien  in  ungewohnte  eidliche 
Gelübde  genommen  worden«*  (E.  A.  V  2  S.  1636).  —  Eines  Ehevertrages, 
die  katholische  Erziehung  der  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  betr.,  wird 
1723  aus  dem  Toggenburg  erwähnt  (E.  A.  VII  1  S.  253)  und  ebenso  aus 
dem  Rheinthal  im  Jahre  1732  (E.  A.  VII  1  8.  873). 
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eidgenössischen  Landfrieden  und  der  sich  an  diese  schliessen- 
den  Vereinbarungen,  Parität.  Die  Reformirten  empfanden 
es  daher  als  Verletzung  dieses  gewährleisteten  Grundsatzes, 
wenn  hinsichtlich  gemischter  Ehen  die  Erziehung  sämtlicher 
Kinder  im  katholischen  Glauben  von  den  Katholiken  bean- 
sprucht wurde*  Eine  einheitliche  Festsetzung  in  diesem 
Funkte  schien  dringend  geboten.  Im  Interesse  der  Änfrecht- 
erhaltung  der  Parität  und  des  Friedens  unter  den  Kon- 
fessionen musste  die  Verfügung  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  dem  Belieben  und  der  Ver- 
einbarung der  Eltern  entzogen  und  unter  einheitliche,  beide 
Konfessionsteile  gleichmässig  bindende  Vorschriften  gestellt 
werden. 

Der  erste  grössere  Versuch,  der,  soweit  ich  sehe,  gemacht 
wurde,  die  fraglichen  Verhältnisse  gesetzgeberisch  zu  ordnen, 
knüpft  an  einen  praktischen  Fall  aus*  dem  Toggenburg  an.*) 
Er  ging  darauf  hinaus,  die  Vertragsfreiheit  der  Ehegatten 
bezüglich  des  in  Rede  stehenden  Gegenstandes  zu  beseitigen 
und  an  deren  Stelle  dem  Grundsatze  der  Parität  entsprechende 
gesetzliche  Bestimmungen  einzuführen.'®)  Demgemäss  ordnete 
der  betreffende  Entwurf  eine  Teilung  der  Kinder  nach  dem 
Geschlechte  an,  in  der  Weise,  dass  die  gemischten  Ehen 
entsprossenen  Söhne  in  der  Konfession  des  Vaters,  die  Töchter 
in  derjenigen  der  Mutter  erzogen  werden  sollten.  Der  Zeit- 
punkt der  religiösen  Mündigkeit  wurde  für  die  Jünglinge  auf 
das  zurückgelegte  18.,  für  die  Mädchen  auf  das  vollendete 
17.  Altersjahr  festgesetzt.     Von  diesen    gesetzlichen  Bestim- 


^)  Anf  der  JahrrechnungstagBatzong  zn  Baden  im  Juli  bis  Angnst 
172B  wurde  gemeldet,  dass  im  Toggenbnrg  ein  achtjähriges  Mädchen  von 
Mogeisberg  aus  gemischter  Ehe,  dessen  evangelische  Mutter  gestorben  war, 
vom  katholischen  Vater,  gemäss  dem  Ehekontrakte,  katholisch  erzogen 
werden  sollte  (E.  A.  VII  1  S.  263). 

'°)  Die  Stände  Zürich  und  Bern  vereinbarten  zum  Schutze  ihrer  refor- 
mirten Glaubensgenossen  im  Toggenburg  mit  dem  Gesandten  des  Abts 
von  St.  Gallen,  dem  das  Toggenburg  gehörte,  den  obigen  Vertrag.  Der- 
selbe scheint  eine  ausdrückliche  Genehmigung  des  Abtes  nicht  erhalten  zu 
haben  (E.  A.  VII  1  S.  253  f.  und  266). 
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mangen  sollte  selbst  darch  Vertrag  nicht  abgewichen  werden 
dürfen.  ^^ 

Der  Gedanke,  der  uns  hier  entgegentritt,  ist  der  fol- 
gende: Die  Parität  wird  auch  auf  die  gemischte  Ehe  über- 
tragen. Diese  letztere  als  Verbindung  von  Angehörigen  der 
beiden  Konfessionen  wird  als  paritätisches  Verhältnis")  be- 
trachtet. Demgemäss  finden,  soweit  möglich,  die  Grrundsätze 
der  Parität  darauf  Anwendung«  Dies  geschieht  insbesondere 
bei  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder,  durch  welche  die 
Konfessionsangehörigkeit  der  letztern  vermittelt  wird.  Beide 
Beligionsparteien  haben  ein  Recht  darauf,  dass  Kinder  ihrer 
Glaubensgenossen  ihnen  zugeführt  werden.  Bei  gemischten 
Ehen  erscheint  eine  Teilung  zwischen  den  Konfessionen  als 
notwendig.  Sie  wird  vollzogen,  indem  die  Kinder  unter  die 
religiöse  Leitung  desjenigen  Elternteils  gebracht  werden, 
unter  dessen  vorherrschendem  Einflüsse  sie  vermöge  ihres 
Geschlechtes  ohnehin  stehen:  die  Söhne  folgen  dem  Vater, 
die  Töchter  der  Mutter. 

Diese  Art  der  Gestaltung  war  keine  Erfindung  der  Re- 
daktoren des  toggenburgischen  Gesetzesvorschlags.  Sie  stellte 
einfach  einen  AnwendungsfalL  der  Parität  dar.  Seitdem  man 
nach  paritätischen  Grundsätzen  Alles  zu  regeln  geneigt  war, 
was  eine  derartige  Behandlungsweise  überhaupt  zuliess,^^) 
drängte  sich  ein  solches  Verfahren  für  die  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse bei  gemischten  Ehen  von  selbst  auf.^^)   In  dem  be- 

^*)  Schon  früher  geschlossene  Fakte  müssen,  nach  diesem  Gesetzes- 
vorschlag, innerhalb  Monatsfrist  vor  dem  Landvogt  nnd  dem  Landgericht 
im  Toggenbnrg  produziert  nnd  ihre  regelmässige  Beschaffenheit  konstatiert 
werden,  widrigenfalls  sie  nngiltig  sind.  —  Ferner  wird  bestimmt:  Stirbt 
Vater  oder  Mutter,  so  sollen  die  Kinder  bis  zu  den  annis  discretionis  (dem 
17.  resp.  18.  Jahre)  in  ihrer  bisherigen  Religion  verbleiben, 

'^)  Bei  Anlass  der  Verhandlungen  über  ein  eidgenössisches,  die  ge- 
mischten Ehen  betreffendes  Konkordat  im  Jahre  1818  wurde  von  Seite  des 
Kantons  Bern  geradezu  von  „paritätischen  Ehen**  gesprochen.  (£.  A. 
1814—1848,  Bd.  II  S.  606.) 

'')  Man  denke  an  die  Bestimmungen  des  vierten  eidgenossischen  Land- 
friedens. 

^*)  Dass  ein  solches  von  der  Parität  geboten  war,  erklärten  auch  die 
katholischen  Orte.  Vgl.  darüber  den  Entscheid  ans  dem  Jahre  1732  in  den 
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sprochenen  Gesetzesvorschlag  hat  dasselbe  feste  Gestalt  ge- 
wonnen. 

So  finden  wir  auch  in  einem  andern,  gleichfalls  dem  18. 
Jahrhundert  angehörenden  Gesetzesentwurf  den  Gedanken  der 
Teilung  der  Kinder  nach  dem  Geschlecht  zum  Zwecke  der 
religiösen  Erziehung  verwirklicht.  Die  in  den  paritätischen 
gemeinen  deut-schen  Togteien  regierenden  eidgenössischen 
Stände  haben  als  Grundlage  für  die  Ordnung  des  religiösen 
Erziehungsrechtes  ebenfalls  den  Satz  angenommen,  dass  in 
gemischten  Ehen  die  Söhne  in  der  Religion  des  Vaters,  die 
Töchter  in  derjenigen  der  Mutter  getauft  und  erzogen  werden 
müssten.*^)  Die  sich  durch  mehr  als  zwanzig  Jahre*^)  hin- 
ziehenden Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  haben 
schliesslich  auch  eine  Einigung  herbeigeführt  über  den  Zeit- 
punkt, von  dem  an  das  Kind  vom  elterlichen  Willen  unab- 
hängig seine  Konfession  sollte  frei  wählen  dürfen.  Grund- 
sätzlich hielt  man  daran  fest,  dass  erst  dann  einem  Kind  die 
Verfügung  über  seine  Konfession  zu  überlassen  sei,  wann  der 
Verstand  den  nötigen  Grad  geistiger  Reife  erlangt  habe«  Das 
hing  somit  von  den  Umständen  des  Einzelfalles  ab.  Weil 
aber  eine  gleichmässige  und  für  alle  Fälle  passende  Regelung 
gegeben  werden  musste,  so  einigte  man  sich  schliesslich  auf 
ein  „Vernunftsjahr"  (Unterscheidungsalter,  annus  discretionis), 
das  für  beide  Geschlechter  auf  den  nämlichen  Zeitpunkt,  auf 
das    zurückgelegte  15.  Altersjahr*^)   festgesetzt  wurde.     Man 

E.  A.  VII  1  S.  873.  —  In  deutschen  paritätischen  Staaten  ist  die  näm« 
liehe  Anschanang  in  der  Gesetzgebung  jener  Zeit  durchgedrungen:  vgl. 
darüber  den  Aufsatz  von  Linde  in  seiner  Zeitschrift  für  Civilrecht  und 
Prozess,  Bd.  III  N.  F.  S.  287  f. 

'^)  Auch  hier  schloss  sich  die  Gesetzgebung  an  die  Erörterung  über 
einen  praktischen  Fall  an.  Grüninger  von  Ermatingen  war  zum  Katholizis- 
mu8  übergetreten  und  reklamirte  im  Jabre  1756  seine  unter  den  Jahren 
befindlichen  Kinder  männlichen  Geschlechts.  Es  entstand  die  Frage,  ob 
die  Kinder,  welche  in  der  evangelischen  Kirche  geboren  waren,  dem  Vater 
übergeben  werden  oder  bei  der  evangelischen  Mutter  bleiben  sollten,  bis 
sie  zu  ihren  „Vernunftsjahren"  gekommen.    (E.  A.  VII  2  S.  541  f.) 

'*)  Erst  im  Jahre  1776  kam  eine  vorläufige  Einigung  zu  Stande. 

")  Die  Vorschläge  bewegten  sich  zwischen  der  Annahme  des  10.  bis 
20.  Altersjahres.  —  Es  ist  zu   beachten,   dass  im  toggenburgischen  Ent- 
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traf  im  weitern  Vorkehren  zur  Wirksamen  Durchführung  der 
angenommenen  Grundsätze«  Dahin  gehörten  jene  VorschrifteDy 
welche  den  ununterbrochenen  und  ungestörten  Fortgang  der 
einmal  im  Sinne  einer  bestimmten  Konfession  begonnenen 
Erziehung  eines  Kindes  sicherten.  Dem  Konfessionswechsel 
des  einen  Ehegatten  oder  der  beiden  Elternteile  wurde  ein 
Einfluss  auf  die  Richtung  der  religiösen  Erziehung  ihrer  über 
zehn  Jahre  alten  Kinder  nicht  mehr  zugestanden.")  Die 
Leitung  der  religiösen  Erziehung  ging  in  einem  solchen  Fall 
an  denjenigen  Elternteil  über,  dessen  Konfession  das  zu 
unterrichtende  Kind  angehörte.  Bei  Religionsänderung  beider 
Eltern  musste  das  Kind,  dem  das  Gesetz  dieselbe  mitzu- 
machen verwehrte,  aus  der  Haushaltung  seiner  Eltern  ent- 
fernt und  den  nächsten  Verwandten  zur  Erziehung  übergeben 
werden.  So  sehr  standen  damals  noch  die  konfessionellen 
Fragen  im  Vordergrund,  dass  man  ihnen  zu  liebe  die  Ver- 
bindung zwischen  Eltern  und  Kindern  zu  lösen  dachte.^*) 

Dieser  Entwurf  erlangte  nicht  Gesetzeskraft.  Über  seinen 
leitenden  Gedanken  hatten  sich  zwar  die  Orte  verständigen 
können:  über  die  Notwendigkeit  der  konfessionellen  Teilung 
der  Kinder  nach  dem  Geschlecht.  Über  die  Folgerungen 
desselben  hinsichtlich  des  Falles  der  Religionsänderung  der 
Eltern  konnte  jedoch  Übereinstimmung  nicht  erzielt  werden. *•) 


warf  entsprechend  der  Unterscheidung  in  der  Ehemündigkeit  der  Geschlechter, 
auch  eine  für  Söhne  und  Töchter  verschiedene  Bestimmung  des  Unter- 
scheidungsjahres  aufgestellt  wurde. 

'^)  Die  filinder  mussten  vom  10.  Altersjahre  bis  zum  Unterscheidungs- 
jahre in  der  gleichen  Eonfession  erzogen  werden,  und  zwar  in  derjenigen, 
in  welcher  sie  zu  Beginn  des  erfüllten  10.  Altersjahres  unterrichtet  worden 
waren,  unahhängig  davon,  oh  derjenige  Eltern  teil,  dessen  Eonfession  sie 
nach  gesetzlicher  Kegel  zu  folgen  hatten,  oder  selbst  beide  Eltern,  während 
dieses  Zeitraumes  die  Religion  änderten.  Nur  die  Einder  unter  10  Jahren 
machten  den  Eonfessions  Wechsel  mit. 

'*)  Allein  nicht  ohne  Widerspruch  von  Seite  einzelner  Stände  zu 
finden,  welche  aus  dieser  Bestimmung  mit  einen  Äblehnungsgrund  gegen 
den  Vorschlag  entnahmen.  Vgl.  E.  A.  VIII  S.  411.  —  Übfigens  wurde 
in  einem  Fall  im  Jahre  1779  die  Anwendung  einer  solchen  Härte  ver- 
mieden.    (E.  A.  VIII  S.  411). 

^)  AU  bis  ins  Jahr  1780  eine  Einiguug  sämtlicher  Stände  nicht  er- 
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Trotzdem  ist  der  Oesetzesvorschlag  für  uns  wichtig.  Er  gibt 
die  Anschauungen  wieder,  wie  sie  im  vorigen  Jahrhundert 
bezüglich  unsres  Gegenstandes  von  den  Ideen  der  Parität  ge- 
zeitigt worden  sind. 

«  Neben  der  besprochenen  Entwicklung  und  diese  durch- 
kreuzend geht  eine  zweite  Richtung  im  Rechte^  welche  von 
der  Übertragung  der  Parität  auf  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  nichts  wissen  will.  Diese  hat 
nach  Aussage  späterer  eidgenössischer  Abschiede  schon  in 
den  Jahren  1666  und  1703  gesetzlichen  Ausdruck  gefunden.**) 
Danach  sollen  sämtliche  Kinder,  Knaben  und  Mädchen,  in 
der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden,  auch  wenn  die 
Mutter  einem  andern  Grlaubensbekenntnisse  angehört.  Diese 
Ansicht  vermochte  gegenüber  den  herrschenden  paritätischen 
Bestrebungen  zunächst  nicht  emporzukommen".)  Die  Helvetik 
hat  dann  diese  Entwicklung  unterbrochen.  Als  Folge  der 
Verkündigung  des  Grundsatzes  der  Gewissensfreiheit  und 
der  Auiliebung  aller  die  gemischten  Ehen  erschwerenden 
Bestimmungen^^)  hätte   die  Helvetik   auch   auf  dem  Gebiete 

folgt  war,  erklärte  Zürich  auf  der  Tagsatznng,  da«9  seine  Oberen  nicht 
mehr  instruieren  werden.     (E.  A.  VIII  S.  411.) 

' )  Zwei  eidg.  Abschiede  der  Jahre  1757  und  1768  nehmen  anf  die 
betr.  Erlasse  als  anf  «Abschiede"  Bezug  (E.  A.  VII  2  S.  541).  Sie  sollen 
gleichfalls  für  die  deutsch,  gemeinen  Vogteien  ergangen  sein.  In  der  Samm- 
lung der  £.  A.  sind  diese  Schriftstücke  nicht  abgedruckt.  Dank  der  Freund- 
lichkeit des  Herrn  Staatsarchivar  Prof.  Dr.  Paul  Schweizer  in  Zürich  war 
^es  mir  möglich,  die  Abschiedbücher  im  Zürcher  Staatsarchiv  nachzusehen. 
Die  beiden  Urkunden  haben  sich  aber  in  denselben  nicht  vorgefunden. 

'*)  Die  Frage,  in  welcher  Konfession  Uneheliche  und  Findelkinder 
erzogen  werden  sollten,  war  mehrmals  Gegenstand  der  Verhandlungen 
auf  den  Tagsatsungen.  Uneheliche  wurden  in  der  Kegel  in  der  Eon- 
fession ihrer  Mutter  auferzogen  bis  zu  den  Unterscheidungsjahren.  (Vgl. 
E.  A,  V  S.  509  f.  und  527  f.)  Uneheliche  werden  in  den  Rechtsquellen 
als  »ledige  Kinder"  bezeichnet,  mit  einem  auch  sonst  in  den  Schweiz.  Ur- 
kunden verbreiteten  Ausdruck,  wie  mir  Hr.  Dr.  A.  Bachmann  freundlichst 
mitteilte.  —  Über  die  Konfession  der  Findelkinder  verfügte  in  den  ge- 
meinen Vogteien  der  Landvogt.     (E.  A.  VI  1  S.  86  und  87.) 

")  Vgl.  das  Gesetz  vom  2.  August  1798,  welches  die  Beschränkungen 
der  gemischten  Ehen  aufhob  (Strick  1er,  Aktensammlung  aus  der  Zeit 
der  helvetischen  Republik.    Bern,  1887.    II  S.  760). 
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der  Kindererziehung  zu  religiös  freien  Anschauungen  gelangen 
müssen.  Eine  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  wurde  von 
ihr  jedoch  nicht  versucht.  Mit  der  Wiederherstellung  der 
Kantone  kehrte  man  wieder  zum  alten  Rechtszustand  zurück, 
und  das  war  in  den  paritätischen  Gemeinwesen  jener,  der 
soeben  gekennzeichnet  wurde. 

Jetzt  aber  begann  sich  ein  Nachteil  der  erwähnten  Ge- 
staltung des  Erziehnngsrechtes  fühlbar  zu  machen,  an  den  man 
früher  nicht  gedacht;  Durch  die  Vorschriften  über  die  konfes- 
sionelle Teilung  der  Kinder  war  versucht  worden,  der  Parität  zu 
genügen.  Man  hatte  dies  Ziel  dadurch  erreicht,  dass  man  den 
religiösen  Gegensatz  der  Eltern  auch  auf  die  Kinder  übertrug 
und  in  dieser  Weise  die  konfessionelle  Scheidung  der  Familie 
aufrecht  erhielt.  Allein  ebensogut  wie  dieses  Verfahren  einer- 
seits die  konfessionellen  Gegensätze  mildern  konnte,  war  es 
im  Stande,  andrerseits  in  den  Schoss  der  Familie  den  reli- 
giösen Hader  zu  verpflanzen  und  die  Eintracht  des  Hauses 
zu  stören.  Das  Allgemeine  Preussische  Landrecht  hatte  sich 
bekanntlich  gleichfalls  das  System  der  religiösen  Teilung  der 
Kinder  nach  dem  Geschlecht  angeeignet.^*)  Aber  keine  zehn 
Jahre  nach  Erlass  des  Gesetzbuches  erging  1803  eine  könig- 
liche Deklaration,^^)  welche  bestimmte,  dass  die  sämtlichen 
Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  in  der  nämlichen  Konfession, 
und  zwar  in  derjenigen  ihres  Vaters,  erzogen  werden  müssten. 
Als  Grund  für  diese  Änderung  des  Gesetzes  nannte  die 
Deklaration  den  Umstand,  dass  die  bisher  geltenden  Vor- 
schriften nur  dazu  gedient,  „den  Religionsunterschied  in  deif 
Familien  zu  verewigen  und  dadurch  Spaltungen  zu  erzeugen, 
die  nicht  selten  die  Einigkeit  unter  den  Familiengliedern  zum 
grossen  Nachteile  derselben  untergraben."  Dass  die  näm- 
lichen Erwägungen  auch  in  der  Schweiz  in  Betracht  fielen 
und  die  Rechtsordnung  dazu  veranlassten,  den  bisher  einge- 
nommenen   Standpunkt    aufzugeben,    beweist   das    Vorgehen 


")  A.  P.  L.  R.  n  2  §  76. 

^^)  Abgedruckt  bei  Schmidt  a.  a.  0.  1.  —  Vgl.  Hüb  1er,  Die  reli- 
giöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemiscbten  £hen  im  Gebiete  des  preus- 
siscben  allgemeinen  Landrechts.     Berlin,  1888. 
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des  Kantons  St.  Gallen.  Hier  hatten  im  Jahre  1806  den 
Rechtszustand  Verordnungen  festgestellt,  welche  die  refor- 
mirte  und  die  katholische  zuständige  Eirchenbehörde  im  Ein- 
verständnis mit  der  Kantonsregierung  erliessen.*®)  In  diesen 
„Weisungen"  war  für  die  Verhältnisse  bei  gemischten  Ehen 
gleichfalls  konfessionelle  Teilung  der  Kinder  nach  dem  Gre- 
schlecht  grundsätzlich  verfügt  worden.  Aber  auch  in  St.  Qallen 
beseitigte  ein  im  Jahre  1819  erlassenes  Gesetz*')  dieses  System 
zu  Gunsten  desjenigen,  welches  die  sämtlichen  Kinder  in  der 
Konfession  des  Vaters  zu  erziehen  gebot.  Dieser  Umschwung 
erfolgte  „in  Erwägung,  dass  politische,  religiöse  und  häus- 
liche Verhältnisse  es  erheischen,  dass  die  Kinder  aus  ver- 
mischter Ehe  nur  auf  einer  Konfession  erzogen  werden." 

Bei  den  Verhandlungen,  die  dem  Erlass  der  bekannten 
Konkordate  der  Jahre  1810,  1812  und  1819  vorangingen, 
welche  zwischen  den  Kantonen  die  auf  gemischte  Ehen  be- 
züglichen Verhältnisse  ordneten,  wurde  gleichfalls  eine  Einigung 
über  die  Frage  der  religiösen  Kindererziehung  angestrebt.*®) 
Der  Gegenstand  wurde  jedoch  der  Kantonalgesetzgebung 
überlassen.*^) 

*•)  Für  die  Katholiken  erging  eine  Weisung  der  bischöfl.  Kon- 
stanzischen Kurie  an  die  Dekanate  nnterm  23.  Januar  1806.  Dieselbe  sprach 
(Nr.  6)  allerdings  nur  von  der  Taufe  der  Kinder,  aber  in  dem  weitern,  die 
Konfession  derselben  mit  umfassenden  Sinn.  Zu  beachten  ist,  dass  damals 
das  Bistum  Konstanz  von  Wessenberg  verwaltet  wurde.  —  Die  Weisung 
für  die  evangelische  Geistlichkeit  wurde  unterm  20.  Januar  1806  vom 
evangelischen  Kirchenrat  erlassen.  Sie  verordnete  grundsätzlich  Teilung 
der  Kinder  nach  dem  Geschlecht,  behielt  aber  „besondere  schriftliche  Über- 
einkunft der  Eheleute,  die  vor  der  Kopulation  stattgefunden,"  vor.  (Die 
beiden  Weisungen  sind  abgedruckt  in  der  Gesetzessammlung  für  den  Kanton 
St.  Gallen.     1803—1839.    Bd.  I  531  f.) 

'^)  Ebenda  S.  539.  —  Uneheliche  Kinder  sollen  der  Konfession  der 
Mutter  folgen  (St.  Gallisches  Gesetz  v.  1832  a.  a.  0.  539). 

")  E.  A.  1803—1813  S.  213.  —  Zürich  stellte  den  Grundsatz  auf, 
die  Kinder  sollen  der  Religion  desjenigen  Kantons  folgen,  dem  sie  heimat- 
rechtlich angehören.  Thurgau  wies  darauf  hin,  dass  dies  der  Übung  be- 
sonders in  paritätischen  Kantonen  entspreche;  das  hiess,  die  Kinder  sollten, 
wo  der  Kanton  zwei  Konfessionen  als  gleichberechtigt  anerkannte,  nach 
denselben  geteilt  werden,  entsprach  also  dem  bisher  befolgten  Grundsatze. 

w)  Bemerkenswert  ist,  dass  im  Jahre  1818  Bern  den  Grundsatz  der 

Zeittohr.  fOr  Schwelgerisches  Recht.    Neue  Fol^e  XII.  3Q 
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Diese  verlies»  mehr  und  mehr  die  bisherige  Anschauung, 
welche  das  Recht  der  Erziehung  der  Kinder  nach  dem  Grund- 
sätze der  Parität  gestaltet  hatte.  Die  Konfessionsrerschieden- 
heit  der  Eltern  sollte  sich  künftig  nicht  mehr  auf 'die  Kinder 
übertragen,  diese  letztern  waren  vielmehr,  alle  in  Einer  Kon* 
fession  zu  erziehen,  derjenigen  des  Hauptes  der  Ehe,  des 
Vaters.  So  hat  beispielsweise  das  Aargauische  Personenrecht 
aus  dem  Jahre  1827  bestimmt:  ;,Sind  die  Altern  nicht  dem 
gleichen  Glaubensbekenntnisse  zugethan,  so  sollen  die  Kinder 
in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden. "^^) 

Zeigte  sich  in  diesem  Punkte  eine  Abweichung  von  dem 
bisher  in  Übung  gestandenen  Rechte,  so  stimmten  andrerseits 
die  beiden  Gestaltungen  doch  darin  überein,  dass  sie  das 
freie  Bestimmungsrecht  der  Eltern  im  Allgemeinen  aus- 
schlössen. Für  alle  Eltern,  mochten  dieselben  nun  in  ge- 
mischter oder  ungemischter  Ehe  leben,  bestand  eine  Rechts- 
pflicht,  derzufolge  sie  ihre  Kinder  in  religiösen  Anschauungen 
zu  erziehen  hatten,^*)  Da  der  religiöse  Unterricht  aber  natur- 
gemäss  die  Färbung  einer  bestimmten  Konfession  tragen  musste, 
so  kam  die  Pfiicht  zu  religiöser,  in  Wahrheit  einer  solchen 
zu  konfessioneller  Erziehung  gleich.  Auch  den  Entscheid 
darüber,  in  der  Richtung  welcher  Konfession  die  Kinderer- 
ziehung zu  leiten  sei,  gaben  die  meisten  Gesetze®^)  in  einer  den 
abweichenden  Willen  der  Eltern  unbedingt  ausschliessenden 
Weise.     Für  ungemischte  Ehen  war  die  Frage  nicht  erst  zu 


KonfesBioBse'mheit  der  Kinder  für  gemischte  Ehen  als  eidg.  Recht  aafge- 
stellt  wissen  wollte;  das  Glaubensbekenntnis  des  Vaters  sollte  auch  für  die 
sämtlichen  Kinder  massgebend  sein.  (£.  A.  1814—1848.  Bd.  II  S.  606 
und  607.) 

^)  Eine  entsprechende  Bestimmang  enthält  das  Gesetz  über  die  Ver- 
richtungen des  Ehegerichts  für  den  Kanton  Glarus,  §  108.  (Vgl.  im  All- 
gemeinen H  n  b  e  r,  Schweiz.  Privatrecht.    I  S.  423.) 

^^)  Das  angeführte  Aarg.  Personenrecht  aus  dem  Jahre  1827  schreibt 
in  §  176  vor:  „Die  Altern  haben  überhaupt  die  Verbindlichkeit,  ihre  Kinder 
zu  erziehen,  das  ist,  für  ihr  Leben  u.  s.  w.  zu  sorgen,  ....  und  durch 
Unterricht  in  der  Religion  und  in  nützlichen  Kenntnissen  den  Grund  su 
ihrer  künftigen  Wohlfahrt  zu  legen.** 

")  So  das  Aarg,  Personen  recht,  §  177. 
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lösen;  denn  dort  galt  die  Konfession,  welcher  die  beiden 
Elternteile  angehörten,  ohne  Weiteres  auch  als  die  für  die  Er- 
ziehung der  Eander  massgebende.  Bei  gemischten  Ehen  jedoch 
bot  sich  die  Möglichkeit  dar,  die  Festsetzung  der  Konfession 
der  Kinder  der  Vereinbarung  der  Ehegatten  zu  überlassen. 
Gegen  die  Angemessenheit  eines  solchen  Verfahrens  fiel  jedoch 
entscheidend  in  Betracht  die  Thatsache,  dass  dasselbe  durch 
die  Zulassung  von  Eheverträgen  die  Gelegenheit  darbot;  sämt- 
liche Kinder  in  allen  Fällen  —  gleichgiltig,  welchem  Glaubens- 
bekenntnis der  Vater  zugethan  war  —  der  nämlichen  Kon- 
fession zuzuwenden.  Das  aber  führte  zur  Benachteiligung  der 
einen  Glaubenspartei.  Aus  diesem  Grund  benahm  die  Rechts- 
ordnung den  betreflfenden  Verträgen  der  Eltern  ihre  Ver- 
bindlichkeit und  setzte  in  bindender  und  unabänderlicher 
Weise  fest,  in  welcher  Konfession  die  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  erzogen  werden  mussten. 

Allein  auch  diese  den  Willen  des  Vaters  beengende 
Schranke  wurde  von  der  Rechtsentwicklung  überwunden. 
Bisher  hatten  kantonale  Gesetze  den  besprochenen  Gegen- 
stand geordnet.  Eine  bunte  Mannigfaltigkeit  der  rechtlichen 
Formen  war  die  Folge  dieses  Umstandes  gewesen.  Denn  die 
Entwicklung,  die  wir  in  den  vorstehenden  Ausführungen  zu 
zeichnen  versucht  haben,  wurde  bei  Weitem  nicht  von  allen 
kantonalen  Rechten  gleichmässig  durchgemacht.  Vielmehr 
waren  es  auch  unter  den  Gesetzgebungen  stets  nur  einige 
führende  Geister,  welche  einen  Schritt  vorwärts  zu  thun  und 
in  dieser  Weise  den  Bedürfnissen  des  Lebens  zu  genügen 
wagten.  Allein  gerade  auf  diesen  Gesetzen  ruht  das  Bundes- 
recht,  das  sich  nun  zu  entwickeln  beginnt.  Zunächst  sind 
es  lediglich  die  Verhältnisse  bei  gemischten  Ehen,  welche 
das  Einschreiten  desselben  veranlassen.^^)  Ein  neuer  Ge- 
danke kündigt  sich  an  in  der  Vorschrift  des  Bundesrechtes, 
dass  einzig  und  allein  der  Wille  des  Vaters  über  die  religiöse 

"^  Bnndesgesetz  die  gemischten  Ehen  betreffend,  vom  3.  Dezember 
1850  (A.  S.  der  Bandesgesetze  seit  1848.    Bd.  II  130  nnd  131). 

Den  Gesetzesentwurf  des  Bandesrates  siehe  im  Bandesblatt  1850« 
in  50  and  51. 
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Erziehung  seiner  Kinder  zu  verfügen  hat.^^)  Jetzt  ist  das  reli- 
giöse Erziehungsrecht  aus  dem  Kreise  der  gemeinsamen 
Elternrechte  gestrichen,  es  ist  zum  Bestandteile  der  väter- 
lichen Gewalt  gemacht  worden.  Demgemäss  geht  es  nach 
dem  Tod  des  Vaters  nicht  mehr  auf  die  dann  mit  der  elter- 
lichen Gewalt  noch  einzig  betraute  Person,  auf  die  Mutter 
als  solche  aber,  sondern  es  wird  auf  die  vormundsohaftliche 
Gewalt  übertragen.  Mit  der  Aufstellung  dieser  Bestimmung 
musste  es  sich  das  Bundesrecht  vorerst  genug  sein  lassen. 
Kur  in  einem  beschränkten  Rechtsgebiet  hatte  es  mit  seinen 
Geboten  eingreifen  können.  Allein  es  war  geschehen  im  Sinne 
einer  Richtung,  welcher  die  Zukunft  gehörte:  im  Sinne  der 
Anerkennung  des  freien  Bestimmungsrechtes  des  Vaters.*'**) 
Vorläufig  galten  diese  Sätze  nur  für  gemischte  Ehen,  aber 
die  Bahn  war  gewiesen,  aut  welcher  das  Recht  zu  gehen 
hatte,  um  zu  voller  Freiheit  auch  in  diesen  Dingen  zu  ge- 
langen. 

Diesen  letzten  Schritt  hat  die  schweizerische  Bun'des- 
verfassung  vom  Jahre  1874  gethan.  Die  in  den  vorstehenden 
Ausführungen  besprochene  Rechtsentwicklung  hat  damit  einen 
festen  Abschluss  gewonnen.  Die  Bundesverfassung  bestimmt 
nämlich  in  Artikel  49: 

„Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  ist  unverletzlich. 
„Niemand  darf  zur  Teilnahme  an  einer  Religions- 
genossenschaft, oder  an  einem  religiösen  Unterricht,  oder 
zur  Vornahme  einer  religiösen  Handlung  gezwungen,  oder 
wegen  Glaubensansichten  mit  Strafen  irgend  welcher  Art 
belegt  werden. 


'*)  Angeführtes  Gesetz,  Art.  6:  „Über  die  Religion,  in  welcher  die 
Kinder  aus  gemischter  Ehe  zu  erziehen  sind,  entscheidet  der  Wille  des 
Vaters.  Hat  der  Vater  vor  seinem  Abiehen  von  diesem  Rechte  keinen  Ge- 
hranch gemacht,  oder  ist  er  ans  irgend  einem  Grunde  zu  der  Ausühung  der 
väterlichen  Gewalt  nicht  hefugt,  so  ist  der  Wille  derjenigen  Person  oder 
Behörde  massgehend,  die  sich  im  Besitze  der  yäterlichen  Gewalt  befindet.^ 

"■)  Vgl.  auch  Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik.  Tühingen, 
1862.  Bd.  II  S.  256  f.;  ferner  den  Artikel  „Religiöse  Kindererziehung,« 
von  Sicherer  in  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 
Preihurg  i.  B.     1890.    II  S.  383  f. 
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„über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bis  zum  er- 
füllten 16.  Altersjahr  verfügt  im  Sinne  vorstehender  Grund- 
sätze der  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundsohaftlichen 
Gewalt.« 

Insbesondere  der  an  letzter  Stelle  angeführte  Satz,  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  betreffend,  wurde  nicht  ohne 
Widerspruch  zu  finden,  in  die  Bundesverfassung  aufgenommen. 
Weder  der  Vorschlag  zu  einer  Bundesverfassung  aus  dem 
Jahre  1872,  noch  der  nach  dessen  Ablehnung  vom  Bundesrate 
ausgearbeitete  neue  Entwurf  enthielt  eine  bezügliche  Vor- 
schrift Erst  die  mit  der  Vorberatung  dieses  letztern  Entwurfes 
betraute  nationalrätliche  Kommission  hat  demselben  eine  unsere 
Frage  näher  ordnende  Bestimmung  einverleibt.'*)  Vom  National- 
rate wurde  alsdann  dieselbe  in  jener  Fassung  angenommen, 
in  welcher  sie  Bestandteil  unseres  Bundesrechtes  geworden 
ist.  Nach  wiederholter  Ablehnung  von  Seite  des  Ständerats 
erlangte  schliesslich  die  vorgeschlagene  Vorschrift  die  Zu- 
stimmung auch  dieser  Behörde  und  gelangte  mit  dem  ganzen 
Entwürfe  der  Bundesverfassung  zur  Annahme. ••) 

.  Dadurch  wurde  mit  einem  Schlage  das  religiöse  Er- 
ziehungsrecht in  der  Schweiz  vereinheitlicht.  Das  Bundes- 
gesetz die  gemischten  Ehen  betreffend  hatte  allerdings  dieser 
Entwicklung  vorgearbeitet;  es  hatte  die  eine  Seite,  jene, 
welche  auf  die  Verhältnisse  bei  Mischehen  Rücksicht  nahm, 
bereits  einheitlich  für  die  ganze  Schweiz  gestaltet.  Die 
Bundesverfassung  zog  aber  auch  die  Verhältnisse  in  unge- 
mischten Ehen  in  Betracht,  sie  fasste  die  Frage  ganz  all- 
gemein auf  und  entschied  sie  demgemäss  in  einem  umfassenden 
Sinne.  Eine  ganze  Heihe  von  Paragraphen  der  kantonalen 
Gesetzbücher  wurde  durch  dieses  Vorgehen  ausser  Kraft  ge- 
setzt. 


**)  Vgl.  Langhard,  Die  Glaubens-  nnd  Enltnsfreiheit  nach  Schweiz. 
Bnndeerecht.    Bern,  1888.    S.  34  f. 

^)  Die  Yerhandlnngen  über  diese  Frage  finden  sich  abgedruckt  in  den 
Protokollen  über  die  Verhandlungen  der  eidgen.  Räte  betr.  Revision  der 
Bnndeeverfassung  1873/74,  gedruckt  in  Bern  1877  S.  137, 140, 154,  954—256, 
278,  337,  338,  371,  379. 
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Aus  den  früher  gegebenen  Ausführungen  ist  ersichtlich, 
dass  die  Kantone  die  uns  beschäftigende  Frage,  in  diesem  Jahr- 
hundert wenigstens,  regelten  im  Zusammenhang  mit  dem  elter- 
lichen Erziehungsrecht,  folglich  im  bürgerlichen  Rechte.  Mit 
Bücksicht  auf  diesen  Umstand  könnte  man  zu  der  Vermutung 
kommen,  die  Bundesverfassung  habe  in  der  erwähnten  Vor- 
schrift lediglich  eine  Bestimmung  cinlrechtlichen  Inhalts  ge- 
geben, sie  sei  folglich  in  diesem  Punkte  von  ihrem  Grund- 
satze abgewichen,  demzufolge  die  Ordnung  dieser  Partien 
des  bürgerlichen  Bechts  der  Kantonalgesetzgebung  überlassen 
bleibt.  Allein  schon  der  äussere  Zusammenhang,  in  den  in  der 
Bundesverfassung  der  erwähnte  Satz  eingereiht  ist,  weist 
darauf  hin,  dass  nicht  die  Sorge  um  ein  civilrechtliches  Ver- 
hältnis, sondern  dass  ein  andrer  Grund  die  Bundesverfassung 
zur  Aufstellung  der  Vorschrift  bewog.  Untersucht  man  näm- 
lich, welche  Innern  Beziehungen  die  einzelnen  Sätze  des  er- 
wähnten Verfassungsartikels  verbinden,  so  ergibt  sich  die 
Thatsache,^"^  dass  wir  es  mit  einem  Hauptsatze  und  dessen 
Schlussfolgerungen  zu  thun  haben.  Als  Hauptsatz  erscheint 
die  an  der  Spitze  des  erwähnten  Verfassungsartikels  ausge- 
sprochene Gewährleistung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit. 
Die  Gestaltung,  welche  dem  Rechte  der  religiösen  Erziehung 
der  Kinder  gegeben  wurde,  stellt  sich  als  Anwendungsfall 
jener  dar. 

Die  Bundesverfassung  weist  die  Verfügung  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  dem  Inhaber  der  väterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt  zu*  Polglich  erscheint 
dieser  als  die  Person,  deren  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
durch  die  Verfassungsvorschrift  geschützt  werden  soll.^®)  Da- 
bei ist  die  Auffassung  massgebend,  der  Inhaber  der  väter- 
lichen oder  vorraundschaftlichen  Gewalt  werde  nicht  nur  durch 
die  direkt  gegen  ihn  gerichteten  Verletzungen  des  erwähnten 

*^)  Auf  diese  haben  schon  hingewiesen  Blumer  —  Morel,  Hand- 
buch des  Schweiz.  Bundesstaatsrechtes.    8.  Auflage.    Basel,  1891.    S.  423. 

^  Dass  nicht  den  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Minderjährigen 
diese  Gewährleistung  des  Grundsatzes  gelte,  wollte  sogar  von  einer  Seite 
ausdrücklich  ausgesprochen  werden.    Vgl.  Langhard  a.  a.  0.  85. 
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Grundsatzes  im  Genüsse  seiner  Freiheitsrechte  gestört,  eine 
Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  liege 
vielmehr  auch  darin,  dass  auf  die  religiöse  Erziehung  der 
seiner  Gewalt  unterstehenden  Kinder  von  dritter  Seite  ein 
Zwang  ausgeübt  werde.  Diese  Anschauungsweise  ist  eine 
durchaus  richtige.  An  letzter  Stelle  wird  durch  die  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  nämlich  die  Freiheit  des  in  der  Aussen- 
weit  hervortretenden  Willens  des  Einzelnen  geschützt.  Dieser 
Wille  kann  aber  verletzt  werden  sowol  durch  denjenigen 
religiösen  Zwang,  welcher  gegen  Handlungen  der  Person  des 
Wollenden  selbst  ausgeübt  wird,  als  durch  jenen,  der  sich 
richtet  gegen  Handlungen  derjenigen  dritten  Personen,  für 
welche  dieser  Wille  rechtlich  allein  massgebend  ist.  Dieser 
letztere  Fall  trifft  bei  den  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden 
Kindern  zu.  Durch  einen  diesen  letztern  gegenüber  entgegen 
dem. Willen  ihres  Vaters  ausgeübten  religiösen  Druck  wird 
der  Vater  selbst  in  seiner  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
verletzt. 

Die  Anerkennung  dieses  Satzes  in  der  Bundesverfassung 
enthält  nun  aber  nicht  bloss  einen  Auftrag  an  den  Gesetz- 
geber, seine  Vorschriften  dem  aufgestellten  Grundsatze  anzu- 
passen. Sie  begründet  vielmehr  für  den  einzelnen  Bürger  ein 
subjektives  öffentliches  ßecht,  das  dieser  selbständig  gegen 
Eingriffe  zu  schützen  befugt  ist.^*) 

Dieses  Recht  ist  auch  dem  Inhaber  der  väterlichen  oder 
vormundsohaftlichen  Gewalt  verliehen.  Wer  darunter  zu  ver- 
stehen sei,  das  hat  die  Bundesverfassung  näher  nicht  ausge- 
führt. Sie  hat  sich  mit  der  Aufstellung  dieser  allgemeinen 
Bestimmung  begnügt.  Wichtig  und  füc  das  Bundesrecht  von 
Bedeutung  war  eben  lediglich  die  Frage,  wem  im  Allgemeinen 


*^)  Die  Frage,  ob  G^ewissensfreiheit  den  Inhalt  eines  subjektiven 
Rechts  bilden  könne,  ist  hier  nicht  näher  zu  erörtern.  Ihre  Erledigung 
hat  dieselbe  zu  finden  im  Zusammenhang  derjenigen  Lehre,  deren  Teil  sie 
bildet:  ob  der  Gewährleistung  solcher  ,, Grundrechte **  subjektive  Rechte  der 
Einzelnen  entspringen.  Vgl.  darüber  Blumer  —  Morel  a.  a.  0.  354 
bis  858.  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte.  Frei- 
burg i.  B.     1892. 


r*'^7^*J^Tl 
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*  

der  Entscheid  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  der  Eauder 

gebühre.  In  folgerichtiger  Fortbildung  des  im  HisohehegesetK 
des  Jahres  1850  niedergelegten  Gedankens  hat  die  Bundes- 
verfassung dem  Willen  des  Vaters  die  Verfügung  hierüber 
anheimgegeben.  Während  die  Ordnung  des  Rechtes  der 
Kindererziehung  den  kantonalen  Gesetzen  überlassen  ist^ 
und  diese  in  Übereinstimmung  mit  deutschen  Rechtsanschau- 
ungen  beide  Eltern  an  der  Entscheidung  über  Fragen  der 
Kindererziehung  teilnehmen  lassen,  hat  das  Bundesrecht  diese 
eine  Seite  der  Erziehung  der  Regelung  durch  die  kantonalen 
Gesetze  entzogen.  Diese  letztere  hat  die  Bundesverfassung 
unter  einen  Satz  des  eidgenössischen  Rechtes  gestellt;  sie  hat 
dieselbe  als  einen  Ausfluss  der  väterlichen  Gewalt  erklärt/^) 
Sonach  enthält  der  erwähnte  Artikel  der  Bundesverfassung 
neben  einer  Vorschrift  öffentlich-rechtlichen ,  zugleich  eine 
solche  civilrechtlichen  Inhalts.  In  der  Fassung  der  be- 
treffenden Gesetzesstelle  tritt  sogar  dieser  letztere  scharf  und 
unmittelbar  hervor.  Der  Mutter  als  solcher  steht  demnach 
ein  Einfluss  auf  die  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung 
ihrer  Kinder  nicht  zu.  Denn  wenn  die  väterliche  Gewalt 
erlischt,  geht  das  Verfügungsrecht  über  die  Religion  der  Kinder 
nicht  auf  die  Mutter,  sondern  auf  den  Inhaber  der  vormund- 
schaftlichen Q-ewalt  über.**)  In  welcher  Weise  im  Übrigen  die 
väterliche,  wie  die  vormundschaftliche  Gewalt  ausgeübt  wer- 
den soll,  das  zu  bestimmen  musste  die  Bundesverfassung  den 
Gesetzen   der  einzelnen   Kantone   überlassen.     Insbesondere 


*^  Ein  im  Ständerat  gestellter  Antrag  anf  Ersetzung  der  Worte 
„väterlicher **  durch  elterliche  Gewalt  drang  nicht  durch.    Vgl.  Protokoll 

S.  379. 

^')  So  wurde  richtig  entschieden  vom  Bandesrat  in  dem  Fall  Steiner 
im  Jahre  1887,  ahgedruckt  bei  S  a  11  s,  Schweiz.  Bandesrecht  (B.  R.).  Bern, 
1892.  Bd.  n  Nr.  700.  Unrichtig  bezeichnete  dagegen  der  Beschlass  des 
Bnndesrates  im  Rekurs  Python  aus  dem  Jahre  1887  den  Inhaber  der  elter- 
lichen Gewalt  als  den  zur  religiösen  Ersiehung  Berechtigten  (Salis  B,  B, 
Nr.  699).  —  Dem  kantonalen  Recht  bleibt  es  unbenommen,  der  Matter 
nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Vormundschaft  über  die  mindeij ährigen 
Kinder  zu  übertragen.  Dann  kann  die  Mutter  auch  über  die  religiöse  fir- 
ziehung  verfügen,  aber  eben  nicht  als  Mutter,  sondern  als  Vormund. 
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wird  durch  das  kantonale  Reoht  und  durch  die  kantonalen 
zuständigen  Behörden  bestimmt,  ob  der  Vormund,  als  Einzel- 
person, zu  selbständigen  Verfügungen  hinsichtlich  der  reli- 
giösen Erziehung  der  Mündel  berechtigt  ist,  oder  ob  er  hiebei 
die  Weisungen  der  vorgesetzten  Behörde  abzuwarten  hat, 
welche  den  Entscheid  in   diesen  Fragen  trifft.^') 

,Mit  diesen  Bemerkungen  sind  die  Grundlagen  der  uns 
beschäftigenden  Lehre  gegeben.  Es  gilt  lediglich  noch,  die 
Folgerungen  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  zu  ziehen. 
Vor  Allem  steht  dem  Inhaber  der  väterlichen  oder  vor- 
mundschaftlichen Gewalt  vermöge  der  ihm  auch  für  die  Hand- 
habung des  religiösen  Erziehungsrechts  zugesicherten  Glaubens- 
und  Gewissensfreiheit  die  Befugnis  zu,  frei  entscheiden  zu 
können,  ob  er  seine  Kinder  überhaupt  in  religiösen  Anschau- 
ungen auferziehen  will  oder  nicht.  Niemand  ist  befugt,  zu  ver- 
hindern, dass  der  Vater  die  Erziehung  in  irreligiösem,  atheisti- 
schem Sinne  leitet.  Ein  Rechtsnachteil  darf  daraus  für  ihn 
nicht  entstehen,  denn  der  Vater  macht  lediglich  von  einem 
verfassungsmässigen  Rechte  Gebrauch.  Es  wäre  unzulässig, 
einem  Vater  die  väterliche  Gewalt  unter  Berufung  auf  die 
Thatsache  zu  entziehen ,  dass  er  sich  durch  Nichterteilung 
einer  religiösen  Erziehung  eine  Vernachlässigung  der  Vater* 
pflichten  habe  zu  schulden  kommen  lassen.  Eine  Rechts- 
pfiicht  zu  religiöser  Erziehung  besteht  nicht  mehr.  Juristisch 
unerheblich  ist  es  deshalb,  ob  der  Vater,  wenn  er  trotzdem 
eine  religiöse  Erziehung  für  angemessen  erachtet,  seine  Kinder 
ohne   Ausnahme    in   den  Lehren   derselben  Konfession   oder 


*')  Vgl.  die  Entscheidong  des  Bande8]:^es  vom  Jahre  1887  in  Sachen 
Steiner  bei  S  a  1  i  s  B.  R.  Nr.  700. 

Tgl.  anch  ^rt.  13  des  Bandesgesetzes  betr.  die  civilrechtl.  Verhält- 
nisse der  Niedergelassenen  nnd  Aufenthalter  vom  25.  Jani  1891  and  die 
Entscheidung  des  Bnndesgerichts  vom  9.  Dezember  1892  (Revue  der 
0ericht8praxi8  XI  Nr.  49).  —  Für  Uneheliche  und  Findelkinder  trifft, 
ia  Ermangelung  einer  väterlichen,  die  vormundschaftliche  Gewalt  die  Ver- 
fügung. Die  Bestimmungen  früherer  Gesetze,  dass  die  Konfession  des 
Findelhauses  oder  diejenige  der  Mehrzahl  der  Bürger  der  Gemeinde,  in 
weicher  das  Kind  aufgefunden  wurde,  massgebend  sei,  sind  ausser  Kraft 
getreten. 
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Religion  auferziehen  lässt,  oder  jedes  Eind  in  einem  beson- 
dern Glaubensbekenntnisse.  Zuzugeben  ist,  dass  dadurch 
dem  Willen  des  Vaters  ein  Einfluss  auf  die  Abgrenzung  d^s 
Besitzstandes  der  Konfession  im  Staate  gegeben  wird«  Kicht 
im  Bunde^  wohl  aber  in  den  Kantonen  nehmen  die  christ- 
liohen  Religionsgesellschaften  die  Stellung  von  Korporationen 
des  öffentlichen  Rechts  ein.**)  Der  Inhaber  der  väterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt  bestimmt  daher  kraft  des 
ihm  vom  Bunde  verliehenen  individuellen  Preiheitsrechtes 
über  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse  des  Kantons,  dem  er 
angehört.  Doch  das  sind  keine  direkten  Folgen,  es  sind  nur 
Reflexwirkungen  der  Vorschriften  der  Bundesverfassung. 

Glaubensfreiheit  ist  in  Wahrheit  jedoch  nur  dann  vor- 
handen, wenn  es  deih  Vater  jederzeit  frei  steht,  seine  jedes- 
maligen religiösen  Anschauungen  ungehindert  zu  bethätigen. 
Infolgedessen  darf  ihm  nichts  in  den  Weg  gelegt  werden,  wenn 
er  auch  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  in  einer  seinen 
augenblicklichen  Überzeugungen  entsprechenden  Weise  umge- 
stalten will.  Dadurch,  dass  ein  Kind  mit  dem  Willen  des  Er- 
ziehungsberechtigten von  dem  Geistlichen  einer  bestimmten 
Konfession  getauft  worden  ist,  hat  die  betreffende  Kirche  noch 
kein  Recht  auf  die  Zugehörigkeit  desselben  zu  ihr  erworben, 
so  dass  eine  Sinnesänderung  des  Vaters  rechtlich  keine  Wir- 
kung mehr  ausüben  könnte.**)  In  gleicher  Weise  wird  einem 
in  andrer  Form  geäusserten  Entschluss  bezüglich  der  Richtung 
der  religiösen  Kindererziehung  keine  verbindliche  Kraft  beige- 
legt gegenüber  einem  später  von  demselben  Erziehungsberech- 
tigten kundgegebenen  abweichenden  Willen.  Deshalb  muss  Ehe- 

*^)  Über  die  Frage,  ob  die  Bestimmungen  der  deutsch.  Landesgesetze 
befcr.  religiöse  Erziehung  der  Kinder  dem  öffentlichen  oder  dem  Privat- 
rechte  zuzuzählen  seien,  vgl.  einerseits  die  richtige  Ansicht  der  Motive 
zum  deutsch.  Entwurf  zd  §  1508,  welche  jene  Sätze  dem  interkonfessionellen 
Eirchenstaatsrecht  zuweisen  u^nd  hierin  die  Billigung  von  Sehling  a.  a.  0. 
11  f.  gefunden  haben,  —  und  andrerseits  die  irrtämliche  Auffassung 
B  r  a  c  h  e  8  a.  a.  0.  7  f. 

**)  Entscheid  des  Bundesrates  im  Falle  Eousselot  aus  dem  Jahre 
1882  (Salis  B.  R.  Nr.  696).  Vgl.  auch  Friedberg,  Lehrbuch  des 
katholischen  und  evangel,  Kirchenrechts.    3.  Aufl.    Leipzig,  1889.    S.  220  f. 
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vertragen,  in  welchen  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
die  väterliche  Gewalt  beschränkende  Vorschriften  getroffen 
werden,  die  rechtliche  Anerkennung  versagt  bleiben;  sie  sind 
dazu  da,  auf  den  Erziehungsberechtigten  einen  Zwang  aus- 
zuüben, der  mit  dem  Grundsatze  der  Glaubensfreiheit  unver- 
einbar ist.^^)  Dieser  Satz  gilt,  mag  das  Erziehungsrecht  vom 
Vater  oder  vom  Vormund  ausgeübt  werden.  Auch  der  In- 
haber der  vormundschaftlichen  Gewalt  ist  an  solche  vom 
Vater  des  Mündels  abgegebene  Versprechungen  nicht  ge- 
bunden. Ihm  ist  gleichfalls  in  der  Glaubensfreiheit  das  Recht 
gewährleistet,  nach  eigenem  Ermessen  und  nach  eigener  reli- 
giöser Überzeugung  die  Erziehung  des  anvertrauten  Mündels 
leiten  zu  dürfen.  Deshalb  ist  er  weder  durch  einen  Ehevertrag, 
noch  durch  sonstige,  über  die  religiöse  Erziehung  verfügende 
Bestimmungen  dritter  Personen,  beschränkt.*^ 

Die  Erziehung  .der  Kinder  geht  zunächst  im  Hause  und 
in  der  Familie  vor  sich.  Hier  kann  der  Vater  seinem  Willen 
Gehör  verschaffen,  indem  er  vorschreibt,  ob  und  in  welchen 
Anschauungen  seine  Kinder  religiös  zu  erziehen  sind.  Da- 
neben nimmt  die  Schule  die  Sorge  für  den  Unterricht  der 
Kinder  wahr.  Es  besteht  staatlicher  Schulzwang;  dem  gegen- 
über hat  kein  Vater  die  Befugnis,  seine  Kinder  vom  Schul- 
unterricht fernzuhalten.  Dem  Inhaber  des  Erziehungsrechtes 
ist  ferner  im  Allgemeinen  keine  Wahl  gegeben,  zu  entscheiden, 
in  welchen  Gegenständen  die  Kinder  Unterricht  erhalten, 
welches  Mass  von  Kenntnissen  dieselben  sich  aneignen  sollen. 
Gehört  nun  aber,  so  erhebt  sich  die  Frage,  zu  diesen  Gegen- 


«)  L  a  n  g  h  a  r  d  a.  a.  0.  89.  --  S  c  li  m  i  d  t  a.  a.  0.  70,  72,  486, 
508—512. 

*•)  Vgl.  die  Entscheidung  des  Bandesrates  ans  dem  Jahre  1887  im 
Falle  Steiner  (S  a  1  i  s  B.  R.  Nr.  700).  —  Die  Glaubensfreiheit  ist  dem 
Inhaber  der  vormundschaftlichen  Gewalt  gewährleistet.  Das  schliesst 
nicht  ans,  dass  dieser  (möglicherweise  eine  Behörde)  den  mit  der  Fuhrung 
der  Vormundschaft  Betrauten  zwingt,  die  religiöse  Erziehung  des  Mündels 
in  einer  bestimmten  Hichtung  zu  leiten,  falls  nach  kantonalem  Recht  die 
den  betr.  Zwang  ausübende  Behörde  derjenige  Inhaber  der  vormundschaft- 
lichen Gewalt  ist,  dem  von  den  kantonalen  Gesetzen  die  Entscheidung  ü.ber 
die  religiösen  Erziehungsfragen  zugeteilt  wurde. 


•^>^.: 
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ständeC;  in  deaen  die  Kinder  kraft  staatliohen  Zwangs  unter- 
richtet werden  müssen,  auch  der  ßeligionsanterricht  ?  — 
Die  Bundesverfassang  hat  die  Frage  in  verneinendem  Sinne  ent- 
schieden, sie  hat  (Art.  49,  Abs.  2)  ausdrücklich  jeden  Zwang 
zur  Teilnahme  an  einem  religiösen  Unterricht  als  unzulässig  ab- 
gelehnt. Auch  diese  Folgenmg  ergab  sich  aus  der  Anerkennung 
des  Grrundsatzes  der  Gewissensfreiheit/^)  So  lange  eine  Pflicht 
zu  religiöser  Erziehung  der  Kinder  bestand,  trat  der  Religions- 
unterricht in  der  Schule  der  religiösen  Ausbildung,  welche  die 
Kinder  in  der  Familie  erhielten,  ergänzend  zur  Seite.  Mit  dieser 
Möglichkeit  kann  das  Recht  heute  nicht  mehr  rechnen,  seit- 
dem es  die  Pflicht  zur  religiösen  Erziehung  aufgehoben  hat. 
Yor  Allem  aber  fallt  als  ausschlaggebend  in  Betracht  die 
Thatsache,  dass  der  Grundsatz  der  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit die  Religion  zar  Privatangelegenheit  jedes  Einzelnen 
gemacht  hat.  Der  Einzelne  kann  sein.  Leben  unabhängig 
von  religiösen  Einflüssen  verbringen,  er  besitzt  weiter  die 
Befugnis,  auch  die  Kinder,  welche  seiner  Erziehungsgewalt 
unterstehen,  ohne  Kenntnis  religiöser  Gedanken  aufwachsen 
zu  lassen.  Das  sind  die  Folgerungen  der  Glaubensfreiheit. 
Diese  letztere  wird  aber  beeinträchtigt,  wenn  ein  Zwang  zur 
Entgegennahme  religiöser  Lehren  angewendet  wird,  sei  es 
dass  ein  solcher  direkt  gegenüber  der  Person  des  Vaters  an- 
gewendet wird,  oder  aber  gegenüber  seinen  Kindern,  für 
welche  sein  Wille  massgebend  ist.  Folglich  hätte  ein  Druck 
zur  Teilnahme  an  einem  religiösen  Unterricht  auch  ohne  diese 
ausdrückliche  Bestimmung  der  Bundesverfassung  infolge  der 
Anerkermung  der  Glaubensfreiheit  als  unzulässig  und  ver- 
fassungswidrig gelten  müssen. ^^) 

Der  Erziehungsberechtigte    kann   somit   die  Kinder  von 


^O  Blumer— Morel  a.  a.  0.  423. 

**)  In  schneidendem  Gegensatz  za  dieser  Auffassung  hat  kürzlich  das 
preussische  Kammergericht,  durch  Urteil  vom  17.  April  L  J.f  Kinder  von 
Dissidenten  für  verpflichtet  erklärt,  am  Religionsunterricht  teilnehmen 
zu  müssen.  „Der  Vater  wird  dadurch, '^  sagt  das  Gericht,  „dass  sein  Kind 
irgend  einen  Religionsunterricht  erhält,  in  seiner  Gewissensfreiheit  nicht 
beeinträchtigt."  —  Vgl.  über  die  Frage  auch  S  e  h  1  i  n  g  a.  a.  0.  89  £. 
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jedem  r^igiösen  Sohul Unterricht  fernhalten ,  selbst  wenn  der- 
selbe eine  nicht  ansgesprocLen  konfessionelle  Färbung  trägt. 
Der  Zwang  zur  Teilnahme  an  einem  sogenannten  ..konfessions- 
losen^  Unterricht  ist  demnach  gleichfalls  verfassungswidrig.**) 
Dagegen  ist  diese  Einwendung  nicht  zu  erheben  gegen  jeden 
Schulunterricht,  in  welchem  überhaupt  von  Religion  die  Rede 
ist.  Die  Religionsgeschichte  und  die  Darstellung  der  Religions- 
verhältnisse eines  Volkes  bilden  einen  Teil  der  Kulturge- 
schichte. Soweit  der  Schulunterricht  ausschliesslich  diese 
historischen  Kenntnisse  vermitteln  will,  kann  er  nicht  als 
„religiöser  Unterricht"  bezeichnet,  ein  Zwang  zum  Besuche 
desselben  nicht  als  im  Widerspruch  mit  der  Bundesverfassung 
stehend  angesehen  werden.  Doch  hängt  die  Entscheidung 
der  Frage  von  den  thatsächlichen  Verhältnissen  des  einzelnen 
Falles  ab.^o) 

Aus  diesen  Bemerkungen  ergibt  sich;  dass  ein  Religions- 
unterricht auf  keiner  Schulstufe  als  obligatorisches  Lehrfach 
erklärt  werden  kann.^^)  Der  übrige  Schulunterricht  soll  gleich- 
falls unbeeinflusst  von  konfessionellen  Anschauungen  erteilt 
werden.  Die  Bundesverfassung  hat  zu  diesem  Zweck  an 
die  zur  Ordnung  des  Schulwesens  zuständigen  Gesetzgeber 
den  Auftrag  gerichtet  (Art.  27),  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
öffentlichen  Schulen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
besucht  werden  können. ^^) 

Steht  es  beim  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormund- 
schaftlichen  Gewalt,  zu  entscheiden,  ob  er  die  ihm  unter- 
gebenen Kinder  am  religiösen  Schulunterricht  will  teilnehmen 
lassen,  so  ist  er  ferner  auch  darin  nicht  gebunden,  bestimmen 
zu  können,    wann  derselbe    sein  Ende   finden   soll.     Mit  der 


^*)  Entscheid  des  Bundesrates  im  Falle  Heri  ans  dem  Jahre  1880 
(S  a  l  i  8  B.  R.  Nr.  697). 

*^)  Vgl.  die  Entscheidung  des  Bundesrates  in  dem  mit  Hecht  für 
begrtindet  erklärten  Hekurs  Rössel  aus  dem  Jahre  1891  (Salis  B.  R.  Nr.  684). 

'0  Ini  Jahre  1887  hat  der  Bundesrat  einen  bezüglichen  Rekurs 
(Sudler)  gutgeheissen  (Salis  B.  R.  Nr.  698). 

")  Vgl.  L  a  n  g  h  a  r  d  a.  a.  0.  96,  106  f. 
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Erklärung  des  Yaters,  seine  Kinder  nicht  mehr  in  den  Reli- 
gionsunterricht schicken  zu  wollen,  hört  eine  Pflicht  zum 
Besuche  desselben  auf.  Rechtlich  unerheblich  ist,  welche 
Q-ründe  den  Vater  zu  seinem  Entschlüsse  geführt  haben  und 
ob  dieser  geäussert  wird  vor  Beginn  eines  bestimmten  Ab- 
schnittes im  Schuljahre,  oder  während  der  Dauer  desselben. 
Die  Glaubensfreiheit  wird  verletzt  dadurch,  dass  der  Er- 
ziehungsberechtigte dazu  angehalten  wird,  seine  Kinder  auch 
nur  eine  Stunde  in  einen  religiösen  Unterricht  zu  schicken, 
den  er  ihnen  überhaupt  nicht  geben  lassen  möchte.^')  Hat 
aber  der  Erziehungsberechtigte  erklärt,  seine  Kinder  in  einen 
bestimmten  religiösen  Unterricht  schicken  zu  wollen,  so  muss 
er  sich  den  Vorschriften  der  Schulordnung  fügen,  unter 
welchen  derselbe  steht.  Gleichwie  den  Kindern  die  Pflicht 
zu  regelmässigem  Schulbesuch  obliegt,  sind  sie  auch  gehalten, 
den  dem  religiösen  Unterricht  gewidmeten  Stunden  regel- 
mässig beizuwohnen.  Ahndungen  für  Verletzungen  dieser 
Bestimmung  der  Schulordnung  enthalten  demgemäss  keine 
Beeinträchtigung  der  Gewissensfreiheit  eines  Vaters.**) 

Die  Bundesverfassung  hat  dem  Inhaber  der  väterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt  das  Recht,  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  bis  zu  deren  erfülltem  16.  Altersjahr 
verfügen  zu  können,  ohne  Einschränkung  verliehen.  Aus 
diesem  Grunde  ist  es  auch  den  Kantonen  verwehrt,  aus 
Rücksiebten  irgend  welcher  Art  dasselbe  einengen  zu  dürfen.**) 
Der  Vater  kann  Gebrauch  von  seinem  Rechte  machen,  selbst 
wenn  die  Kinder  im  Übrigen  nicht  von  ihm  erzogen  werden. 
Das  Ehescheidungsurteil,  welches  die  Erziehung  der  Kinder 
der   Ehefrau   zuweist,    vermag    diese   Anordnung   zu   treffen 


^)  Entscheid   des  Bandesrates  im  Falle  Sudler  aas  dem  Jahre  1887 
(Salis  B.  K.  Nr.  698;  vgl.  auch  Nr.  692). 

^*)  Entscheidung  des  Bundesrates   im  Falle  Python   aus  dem  Jahre 

1887  (Salis  B.  R.  Nr.  699).  Ferner  sind  zu  vergleichen  die  diesen  ent- 
sprechenden Entscheidungen  in  den  Fällen  Gassmann  und  Isler,  im  Bundes- 
blatt 1891  V  381  und  557. 

^^)  Entscheidung   des  Bundesrates  im   Falle  Steiner  aus  dem  Jahre 

1888  (Salis  B.  R.  Nr.  701). 
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nur  unter  Vorbehalt  des  dem  Inhaber  der  väterlichen  Ge- 
walt zustehenden  Rechtes  der  Verfügung  über  die  religiöse 
Erziehung. 

Mit  dem  zurückgelegten  16.  Altersjahr  werden  die  Kinder 
auf  religiösem  Gebiete  mündig.*®)  Während  die  väterliche 
Gewalt  im  Allgemeinen  überall  noch  über  diesen  Zeitpunkt 
hinaus  wirksam  bleibt,  erleidet  sie  eine  Einschränkung  hin- 
sichtlich dieses  einen  Punktes.  Die  Kinder  erlangen  nun- 
mehr das  Recht,  selbst  über  die  sie  betre£fenden  religiösen 
Angelegenheiten  rechtsverbindlich  Verfügungen  treffen  zu 
können.  Auch  sie  werden  jetzt  des  direkten  Schutzes  der 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  teilhaftig  gegenüber  Jeder- 
mann, namentlich  auch  gegenüber  den  Erziehungsberechtigten. 
Als  religiös  Mündige  bestimmen  sie,  ob  sie  einen  religiösen 
Unterricht  fernerhin  besuchen  wollen.  Der  Wille  des  Vaters 
besitzt  für  sie  in  dieser  Frage  nur  noch  moralische  Bedeu- 
tung, er  hat  keine  rechtliche  Wirkung  mehr.  Ein  dem  auf 
Beschränkung  der  bürgerlichen  Handlungsfähigkeit  gerich- 
tetes, entsprechendes  Verfahren  auf  religiöse  Entmündigung 
besteht  nicht.  Die  Bevormundung  eines  bisher  Handlungs- 
fähigen beschränkt  das  Recht  dieses  letztern  keineswegs,  über 
seine  religiösen  Angelegenheiten  trotzdem  frei  im  Sinne  der 
Bundesverfassung  verfügen  zu  können. 

Eine  letzte  Frage  ist  noch  zu  beantworten,  diejenige 
nämlich,  in  welcher  Weise  die  Möglichkeit  geboten  ist,  den 
aus  der  Verletzung  des  religiösen  Erziehungsrechtes  ent- 
springenden Rechtsschutzanspruch  geltend  zu  machen.  Es 
sind,  wie  oben  darg^than  wurde,  subjektive  öffentliche 
Rechte,  um  die  es  sich  dabei  handelt.  Bestehen  in  einem 
Staat  richterliche  Behörden,  die  mit  der  Beurteilung  von 
Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechts  betraut  sind,  so  wird 
die  Gesetzgebung  folgerichtigerweise  die  Bürger,   deren  reli- 

^  Vgl.  über  den  Standpunkt  der  verschiedenen  Gesetzgebungen  Salis, 
Die  Äeligionsfreiheit  in  der  Praxis.  Bern  1892.  S.  20  f.  —  Das  Per- 
sonenrecht  für  den  Kanton  Thurgau  vom  Jahre  1860  Hess  die  religiöse 
Mündigkeit  erst  mit  der  Volljährigkeit  (mit  zurückgelegtem  20.  Altersjahr) 
eintreten  (§  177). 
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giöses  Erziehungsrecht  streitig  geworden  ist,  an  diese  Ge- 
richte verweisen.  In  der  Schweiz  ging  man  zunächst  nicht 
in  dieser  Weise  vcr.  Obgleich  wir  in  dem  Bundesgericbt 
bereits  eine  Instanz  besassen,  welche  als  Staatsgerichtshof 
über  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger  zu 
urteilen  berufen  war,  entzog  man  die  Erledigung  der  auf 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  bezüglichen  Streitigkeiten 
dieser  obersten  richterlichen  Behörde,  man  wies  sie  poli- 
tischen Behörden,  dem  Bundesrat  und  der  Bundesversamm- 
lung zu.^^)  Erst  die  neueste  Entwicklung  hat  den  politischen 
Behörden  die  Zuständigkeit,  in  solchen  Angelegenheiten  Recht 
zu  sprechen,  entzogen  und  dieselbe  dem  Bundesgericht  als 
Staatsgerichtshof  übertragen.^^) 

Das  Verfahren,  welches  bei  der  Geltendmachung  der- 
artiger im  religiösen  Erziehungsrechte  begründeter  Ansprüche 
eingeschlagen  werden  muss,  ist  das  für  jeden  staatsrechtlichen 
Rekurs  vorgeschriebene.^®)  Dessen  Darstellung  jedoch  gehört 
nicht  in  den  Zusammenhang  dieser  Erörterungen. 

Ein  einziger  Punkt  muss  dabei  doch  hervorgehoben 
werden,  weil  er  für  das  materielle  Recht  von  Bedeutung  ist. 
Er  betriflft  das  Recht  zur  Beschwerdeführung. ®^)  Dass  der 
jeweilige  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen 
Gewalt  befugt  ist,  Klage  zu  führen,  wenn  er  sein  ihm 
zugesichertes  Recht  verletzt  glaubt,  ist  ohne  Weiteres  ein- 
leuchtend. Die  Frage,  die  streitig  werden  kann,  ist  aber 
die,    ob  neben  dem  Vater  bezw.  dem  Inhaber  der  vormund- 


")  Bandesgesetz  über  die  Organisation  der  Bnndesrechtspflege  vom 
27.  Juni  1874.  Art.  59  Ziff.  6.    Vgl.  auch  Langhard  a.  a.  0.  46  f. 

^)  Bnndesgesetz  über  die  Organisation  der  Bnndesrechtspflege  vom 
22.  März  1893.  Art.  175  Ziff.  8  verbunden  mit  Art.  189  (Bundesblatt  1893 
I  1107  f.). 

**)  Auch  für  die  Beschwerde  wegen  Verletzung  des  Art.  49  B,-V. 
läuft  nach  dem  neuen  Bundesrechtspflege-Gesetz  die  sechzigtägige  Bekurs- 
frist  (0.  G.  178  Ziff.  3).  Darin  liegt  eine  Neuerung  gegenüber  dem  frühem 
Gesetz,  das  in  einem  solchen  Fall  die  Beschwerde  an  den  Bundesrat  an 
keine  bestimmte  Frist  band.    Vgl.  Salis  B.  B.  I  Nr.  199. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden  0.  G.  v.  1898  Art.  178  und  S  a  l  i  a  B.  B. 
Nr.  202—205. 
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schaftlichen  Gewalt  noch  anderen  Personen  dieses  Beschwerde- 
recht zusteht.  Diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Einzig  dem 
Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  ist 
das  erwähnte  Recht  gewährleistet  worden.  Eine  Verletzung 
desselben  trifft  deshalb  direkt  nur  ihn.  Nur  er  ist  daher  zur 
Beschwerdefiihrung  berechtigt.*^)  Infolge  dessen  ist  der  Mutter 
als  solcher  die  Möglichkeit  genommen,  im  Wege  des  staats- 
rechtlichen Rekurses  die  religiösen  Interessen  ihrer  Kinder 
zu  wahren.  Noch  weniger  kann  einem  Vertreter  einer  Religions- 
gesellschaft als  solchem  das  Recht  eingeräumt  werden,  sich 
über  eine  die  religiöse  Erziehung  eines  Kindes  betreffende 
Verfügung  einer  kantonalen  Instanz  beschweren  zu  dürfen.*^) 
Überblicken  wir  zum  Schlüsse  noch  ein  Mal  die  darge- 
stellte Entwicklung;  so  werden  wir  gewahr,  wie  sich  auch 
in  der  Ordnung  des  religiösen  Erziehungsrechtes  die  An- 
schauungen der  verschiedenen  Zeiten  ausgeprägt  haben : 
vom  Glaubenszwang  haben  sie  sich  zur  Glaubensfreiheit 
durchgerungen. 


^^)  In  diesem  Sinne  ist  für  unseren  Fall  Art.  178  Ziff.  2  des  0.  G. 
y.  1893  zu  verstehen,  der  das  Keoht  zur  Beschwerdeführang  Bürgern  und 
Korporationen  gibt  bezüglich  solcher  Bechtsverletznngen,  welche  sie  dorch 
«ie  persönlieh  betreffende  Verfügungen  erlitten  haben. 

*0  ^gi*  ^^^'  die  betr.  Verhältnisse  in  Deutschland  Schmidt  a.  a. 
0.  90,  91,  98—98,  192—198.  Bezüglich  der  Auffassung  des  bayrischen 
Bechts,  das  ein  Beschwerderecht  der  geistlichen  Obern  kennt.  Tgl.  Seydel, 
Bayerisches  Staatsrecht.  Freiburg  i./Br.  1892.  Bd.  VI  Abteilung  I  S.  155  f. 

Vgl.  auch  Entscheidungen  des  Bundesgericht«  VI  498. 
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1.  Zur  Frage  des  Expropriationsrechtes  zu  Gunsten  aus- 
ländischer Unternehmungen. 

Das  in  diesem  Bande  der  Zeitschrift  zum  Abdruck  ge- 
langte Rechtsgutachten  des  Hrn.  Prof.  Eug.  Huber  be- 
treffend „Expropriationsrecht  zuGunsten  aus- 
ländischer Unternehmungen"  dürfte  im  Nach- 
folgenden eine  erwünschte  Ergänzung  finden. 

Die  Frage,  ob  zu  Gunsten  öffentlicher  Werke  eines 
anderen  Kantons  Expropriation  verlangt,  bezw.  bewilligt 
werden  dürfe,  kam  im  Jahre  1882  zwischen  Baselstadt  und 
Solothurn  zur  Erörterung,  und  zwar  in  einem  der  Bejahung 
günstigen  Sinne. 

Bekanntlich  bezieht  die  Stadt  Basel  für  ihr  öffentliches 
Wasserwerk  einen  grossen  Teil  des  Wassers  aus  dem  See- 
boden beim  Dorf  Seewen  (Solothurn).  Oberhalb  des  Dorfes 
befindet  sich  ein  grosser  Sammelweiher,  unterhalb  des  Dorfes 
versickert  das  Wasser  und  tritt,  durch  den  natürlichen  Filter 
gereinigt,  im  Pelzmühlethal  ob  Grellingen  zu  Tage,  um  dann, 
in  Bohren  gefasst,  nach  Basel  zu  gelangen.  Die  Sickerlöoher 
lagen  auf  Privatland  und  das  Wasserwerk  Basel  hatte  das 
begreifliche  Interesse,  dieses  Land  zur  Sicherung  des  Wasser- 
bestandes eigentümlich  zu  erwerben,  stiess  dabei  aber  öfters 
auf  übertriebene  Preisforderungen.  Als  dann  von  einem  Eigen- 
tümer ein  Loch  in  böswilliger  Weise  mit  Theer  verunreinigt 
wurde,  weil  er  das  Wasserwerk  zum  Kaufe  zwingen  wollte, 
wandte  sich  die  Regierung  von  Basel  an  die  Regierung  von 
Solothurn  mit  der  Bitte,  es  möge  ihr  für  die  Erwerbung  der 
zur  Sicherung  des  Quellgebietes  nötigen  Grundstücke  das 
Expropriationsrecht  bewilligt  werden;  sie  bezog  sich  dabei 
auf  §  684  des  solothurnischen  Civilgesetzbuches,  also  lautend: 
,§  684.  Der  Eigentümer  ist  verpflichtet,  dem  Staate  und 
anderen  Personen  den  Gegenstand  seines  Rechtes  ganz  oder  teil- 
weise abzutreten,  wenn  dieses  von  uns  (dem  Eantonsrate)  ans 
Gründen  des  gemeinen  Wohls  befohlen  wird/ 
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Der  Kegierungsrat  von  Solothurn  beantragte  dem  Kantons- 
rate,  die  Expropriation  auszusprechen.  In  dem  den  Antrag 
begleitenden  Bericht  rom  24.  Xor.  1882  liess  sich  derselbe 
über  die  Frage  des  „öffentlichen  Wohles"  wörtlich  folgender- 
massen  aus: 

„Gesundes  Trinkwasser  ist  von  jeher  als  dringendes 
Bedürfnis  für  eine  Ortschaft  erachtet  worden,  und  es  hat 
auch  die  Wissenschaft  in  der  Neuzeit  in  anerkennenswerter 
Weise  auf  die  grosse  Bedeutung  der  rationellen  Wasserver- 
sorgung der  Städte  hingewiesen.  Die  Stadt  Basel  hat  sich 
in  dieser  Hinsicht  ganz  enorme  Opfer  auferlegt.  Mit  der 
durch  Verunreinigung  der  Quellen  eingetretenen  ti-efahr  für 
die  Bevölkerung  von  über  60,000  Seelen  ist  das  teure  Werk 
der  Wasserversorgung  in  Frage  gestellt,  sofern  das  Unter- 
nehmen nicht  in  freundnachbarlicher  Weise  geschützt  wird. 
Geschützt  wird  dasselbe  aber  nur,  wenn  dem  gestellten  Be- 
gehren in  seinem  vollen  Umfang  entsprochen  wird." 

Aus  dieser  Begründung  des  Begierungsrates  Solothurn 
ergiebt  sich,  dass  er  an  der  Befugnis  des  Eantonsrates,  das 
Expropriationsrecht  zu  Gunsten  von  Basel  auszusprechen,  nicht 
zweifelt;  er  begnügt  sich,  nachzuweisen,  dass  die  Wasserver- 
sorgung der  Stadt  Basel  eine  Sache  des  öffentlichen  Wohles  sei. 

Aus  dem  Protokolle  der  Verhandlungen  des  Kantons- 
rates von  Solothurn  ist  zu  ersehen,  dass  auch  in  dieser  Be- 
hörde die  Befugnis,  für  ein  ausserkantonales  Werk  das 
Expropriationsrecht  zu  bewilligen,  von  keiner  Seite  in  Zweifel 
gezogen  wurde.  Die  Diskussion  drehte  sich  nur  darum,  ob 
man  dem  Basler  Wasserwerke  nicht  auf  andere  Weise  hin- 
reichenden Schutz  gewähren  könne.  Zu  einem  Entscheide 
kam  die  Frage  nicht,  weil  das  Wasserwerk  die  erforderlichen 
Landerwerbungen  schliesslich  auf  freiwilligem  Wege  zu  an- 
nehmbaren Bedingungen  erzielen  konnte. 

Die  praktisch  wichtigste  Seite  der  Frage  ist  nun  aber  die : 

Hätten  die  Seewener  Mattenbesitzer  gegen  einen  Expro- 
priationsbeschluss  des  Eantonsrates  von  Solothurn  sich  be- 
schwerend an  das  Bundesgericht  wenden  können? 

Wir  verneinen  unsrerseits  diese  Frage,  im  Gegensatze 
zu  der  im  Bechtsgutachten  vertretenen  Ansicht. 

Damit  sind  wir  einverstanden,  dass  ein  Kanton  den  an- 
dern bundesrechtlich  nicht  zwingen  könnte,  ihm  das  Expro- 
priationsrecht für  seine  öffentlichen  Unternehmungen  zur  Ver- 
fügung zu  stellen ;  hiezu  bedürfte  es  einer  bundesgesetzlichen 
Normierung. 

Dagegen  scheint  uns,  man  werde  dem  Begriffe  des  Bundes- 
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Staates  nicht  gerecht;  wenn  man  einem  Kantone  untersage, 
einem  andern  Kantone  das  Expropriationsrecht  freiwillig  zur 
Verfügmig  zu  stellen;  die  gegenteilige  Ansicht  stützt  sich 
auf  den  Gedanken,  dass  der  Bürger  sein  Privatinteresse  dem 
allgemeinen  opfern  müsse,  weil  er  im  allgemeinen  Interesse 
wieder  sein  eigenes  finde ;  dies  könne  aber  nur  dann  ein- 
treffen, wenn  dieses  allgemeine  Interesse  das  seines  Kantons 
sei,  denn  am  Interesse  des  fremden  Kantons  habe  er  keinen 
Genussanteil.  Uns  scheint  dagegen,  es  müsse  einem  Kantone 
gestattet  sein  zu  erklären,  dass  er  das  Interesse  eines  andern 
Kantons  seinem  eigenen  gleichstelle,  ohne  dass  der  einzelne 
Bürger  diesen  Beschluss  anfechten  könnte;  denn  es  liegt  im 
Begriffe  des  Bundesstaates,  dass  die  einzelnen  Glieder  sich 
nicht  gegenüberstehen  wie  völlig  getrennte  Staatswesen. 

P.  Speiser. 


2.  Ein  Beitrag  zum  Wasserrecht  des  Kts.  Appenzell. 

In  einem  Bechtsgutachten  über  die  appcnzellischen  Wasser* 
reohtsverhältnisse  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  n.  F.  Bd»  XII 
p.  56)  geht  Herr  Prof.  Huber  in  Bern  von  der  Ansicht  aus, 
es  habe  das  Land  Appenzell  früher  eine  grosse  Hofgenossen- 
sohaft  gebildet^  und  wenn  sich  diese  auch  allmählich  in  ver- 
schiedene Gemeinden  auflöste  und  an  Wäldern  und  Alpen 
gesonderte  Eigentumsrechte  von  Privaten  und  Korporationen 
entstanden^  so  habe  man  doch  in  Bezug  auf  Quellen  und 
Flüsse  an  der  überlieferten  Gemeinschaftlichkeit  festgehalten. 
So  konnte  denn  auch  in  Appenzell,  wie  an  anderen  Orten, 
jedermann  an  öffentlichen  Brunnen  und  Gewässern  sein  Vieh 
tränken,  Wasser  schöpfen  und  bei  grösseren  Bächen  Kies 
und  grössere  Steine  holen.  Diese  Annahme  ergänzt  die  wenig 
anschauliche  Darstellung  bei  Blumer,  Bechtsgeschiohte  der 
schweizerischen  Demokratien  (Bd.  I  p.  41,  240,  376,  Bd.  II 
1  p.  332),  der  zwar  auch  annimmt,  es  haben  hofrechtliche 
Verhältnisse  vorgeherrscht,  indem  er  als  urkundlich  fest- 
stehend berichtet,  die  Appenzeller  haben  dem  Abte  vorge- 
worfen, er  hindere  sie,  zuwider  ihrem  alten  Herkommen,  am 
freien  Zug,  besonders  nach  der  Stadt  St.  Gallen,  beschränke 
ihr  Recht,  sich  innerhalb  der  Gebiete  des  Gotteshauses  zu 
verehelichen,  und  verletze  bei  Handänderungen  seine  Ver- 
pflichtung, das  Gut  jedem  Gotteshausmanne   zu  leihen,    der 
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dasselbe  dnroh  Erbschaft  oder  Vertrag  erworben  habe.  Aber 
er  führt  diese  Einheit  der  ganzen  grossen  Genossenschaft 
als  nur  für  die  damalige  Zeit  bestehend  an,  denn  von  ihrem 
weitern  Bestände  und  ihrer  ferneren  Entwicklung  sagt  er 
nichts.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  bis  jetzt  positive 
Zeugnisse  für  die  Fortdauer  der  Genossenschaft  des  Gesamt- 
landes in  privatrechtlicher  Hinsicht  fast  ganz  fehlten,  auch 
die  Konkurrenz  der  allmählich  heranwachsenden  und  erstarken- 
den Gemeinden,  richtiger  Kirchhören,  konnte  nirgends  nach- 
gewiesen werden.  Um  so  willkommener  wird  eine  Urkunde 
sein,  die  wir  im  Gemeindearchiv  in  Gais  gefunden  haben 
und  die  gerade  in  Bezug  auf  Quellen  und  Brunnen  die  fort- 
dauernde Existenz  der  Genossenschaft  des  ganzen  Landes 
noch  für  das  IG.  Jahrhundert  aufs  trefflichste  illustriert  und 
ein  weiteres  neues  Beweismittel  für  die  Richtigkeit  der  in 
dem  erwähnten  Gutachten  ausgesprochenen  Ansicht  ist.  Diese 
Urkunde  lautet: 

Wir  der  hoptman  und  rait  euch  gmainy  kllcbhory  n^  Gais 
landlat  zu  Appenzell  bekennend  und  thund  knnd  offenlich  mit 
disern  brief,  nacbdem  nnd  dann  unser  heren  und  oberen  land- 
aman  und  rait  und  gmainy  landlüt  zu  Appenzell  vor  ziten  bis- 
har  im  land  allenthalben  in  jedem  fleken  nnd  kilchspell  die 
bronnen  so  in  den  dörfer  bin  kilchen  sind  in  allem  umkosten 
es  sy  mit  tüchel  kofen  nnd  boren  mit  zwingen  mit  tüchel  legen 
bronnen  fiiren  nnd  allem  andren  bronnen  better  machen  und 
was  darzu  gehört  nss  des  gmainen  landseckel  thun  machen  und 
erhalten,  —  dieweil  non  aber  jezunder  har  gemelt  unser  heren 
und  oberen  dem  gmainen  land  zu  besserem  naz  und  gut  angsechen 
geornet  und  erkennt,  dass  non  für  hin  allenthalben  im  Lind  ain 
jedy  gegny  und  kilchhöry  dieselbigen  iry  bronnen  so  im  lleken 
bin  kilchen  sind  sollend  uss  iroselbs  kosten  mit  allem  als  oben 
gmelt  gmacht  und  erhalten  werden,  usgnommen  wan  und  wie 
oft  von  nötten  wair  nüwy  bronnen  better  zu  machen,  sollend 
nnd  wollend  gmelt  unser  heren  und  oberen  dieselbigen  wie  vor 
uss  des  gmainen  lantz  seckel  und  costung  lassen  machen  und 
dem  nach  solly  jedy  kilchhöry  wie  vor  gmelt  scholdig  sin  die- 
selbigen zu  erhalten.  Und  darmit  non  aber  jedy  kilchhöry  sölichy 
bronnen  dester  bas  mög  fnren  nnd  erhalten,  so  hand  gmainy 
landlüt  erkennt,  das  sy  je  dem  hundert  tüchel  fünfzig  pfund  pfenig 
schiliggelt  gmacht  und  geben  haben,  weliches  wir  unsers  tails 
von  inen  in  naman  der  kilclihöry  empfj\ngen  und  zu  unseren 
banden  genomen.  Demnach  hand  sy  euch  erkennt  das  jedy 
kilchhöry  uf  ain  jetlichen  tüchel  so  vil  sy  im  erterich  ligent 
aller  jairlichen   mögend    nenien    und    empfachen   ain   krützer  an 
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gelt  tts  des  gmaiDen  lantz  Bekel,  die  selbigen  krützer  ouch  die 
nuznng  vom  hopt  gut  mit  sampt  dem  schiliggelt  söUy  onch  ain 
jedy  kilchhöry  in  kain  ander  weg  nüt  verwenden  noch  brachen 
dan  allain  die  selbigen  bronnen  als  oben  gmelt  zn  erhalten  zu 
nnz  anlegen.  Die  wil  dan  wir  gemelt  hoptman  nnd  rait  and 
gmainy  kilchhöry  das  schiliggelt  zn  anseren  banden  empfangen, 
onch  die  nnznng  mit  sampt  dem  gelt  uf  jeden  tiichel  ain  krützer 
aller  jairlichen  in  nemen  mögend,  derhalb  so  habend  wir  von 
vil  ruwen  nnd  ainykait  wegen  mit  der  gmainen  kilchhöry  uf 
nnd  angnomen,  das  wir  als  gmainy  kilchhöry  denselbigen  bronnen 
nf  Gais  mit  allen  punkten  and  artiklen  oben  ermelt  fürderhin 
one  ally  minderung,  schwecherung  nnd  abgang  nss  der  gmainen 
kilchhöry  seckel  und  kosten  erhalten,  onch  mit  luterem  geding, 
das  ally  die  und  ire  ewig  nachkomen  besitzer  der  häser  und 
hofstatte  wie  sie  im  zirg')  der  fiirschow  witty  im  selbigen  buch 
beschriben  und  begriffe  das  selbigen  kain  witeren  costen  daii 
wie  ain  andren  kilchgenoss  nüt  haben  sollend,  dan  sy  uns  darum 
vernügt  und  bezahlt.  Wir  wollend  ouch  hie  mit  luter  usbedingt 
hau  das  man  den  selbigen  blatz  in  kain  weg  nüt  verbuwen  sol ; 
dar  zu  sol  man  im  zirg^)  der  fiirschow  kainy  hüser  noch  anders 
uf  nüw  hofstatte  buwen  törfe  on  erloptnus  der  kilchhöry.  Und 
dem  zu  urkund  so  band  wir  mit  ernst  erbette  den  ersamen  und 
wisen  Sebastian  Törig  der  zit  alt  landaman  zn  Appenzell,  das 
er  sin  aigen  jnsigel  für  uns  gmainy  kilchhöry  ofFenlich  thun 
henken  an  disen  brief  und  geben  an  sant  Jacobs  tag  jm  jar 
Cristy  tnsent  fünf  hundert  sechzig  und  jm  fünfte  gezelt. 

Wir  entnehmen  dieser  noch  gut  erhaltenen  und  mit  einem 
unversehrten  Sigel  versehenen  Urkunde,  wie  die  Gemeinden 
nach  und  nach  zu  grösserer  Selbstständigkeit  emporgewachsen 
und  vom  gesamten  Land  anerkannt  und  in  der  Verwaltung 
berücksichtigt  worden  sind;  denn  der  Brief  führt  ausdrück- 
lich aU;  dass  das  Land  früher  alle  Brunnen  in  Flecken  und 
Kirchspielen  des  ganzen  Landes  unterhalten  habe,  und  ob- 
schon  sich  die  Urkunde  nur  auf  die  Gemeinde  Gais  bezieht^ 
so  darf  doch  angenommen  werden,  dass  die  Auslösung  auch 
in  anderen  Gemeinden  stattgefunden  habe.  Nur  der  innere 
Landesteil  (Innerrhoden)  scheint  hievon  eine  Ausnahme  ge- 
macht zu  haben,  indem  noch  jetzt  dieser  Halbkanton  die 
Brunnen  des  Dorfes  Appenzell  machen  und  unterhalten  muss. 
Mit  obiger  Urkunde  scheint  auch  der  Kirchenplatz  in  Gais 
geschaffen  worden  zu  sein  und  die  Kirchhöri   sich  ein  wich- 
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tiges  Recht  erworben  zu  haben,  die  Bewilligung  resp.  das 
Verbot  des  Häuaerbaues  im  Bezirk  der  Feuerschau.  Dies 
war  keineswegs  bloss  vom  feuerpolizeilichen  Standpunkt  aus 
wichtig,  sondern  es  konnte  auch  seine  bedeutenden  Folgen 
für  die  Nutzungsgenossenschaften  der  Kirchhöri  haben.  Denn 
die  politische  Gemeinde  bestand  schon  damals  aus  drei 
Nutzungskorporationen;  wovon  die  grösste^  die  sog.  Hack- 
bühler  auch  ,,alte  Kilchhöri^  genannt,  den  ganzen  Westen 
der  Gemeinde  umfasste,  die  Korporation  Rietli  das  Thal 
gegen  den  Stoss  hin  und  die  Korporation  Bothenwies  das 
kleine  Thal  zwischen  Gäbris  und  Sommersberg.  Alle  drei  sind 
ganz  selbstständig  organisiert  und  während  bei  der  Korpo- 
ration Hackbtihl  jeder  Gemeindebürger  (männlich  und  weib- 
lich), der  über  25  Jahre  alt  ist  und  im  Gebiete  der  Korpo- 
ration wohnt,  nutzungsberechtigt  ist,  haben  die  beiden  anderen 
dieses  Recht  nur  denjenigen  Bürgern  gegeben,  die  ein  Gut 
oder  Haus  in  ihrem  Bezirke  haben  und  dasselbe  bewohnen. 
Nur  die  Genossenschaft  Hackbühl  entspricht  der  früheren 
halben  Rhode  Rinkenbach  (Blumer  II  p.  70  sub  5),  die  beiden 
andern  haben  für  sich  bestanden  oder  zur  Rhode  Trogen  ge- 
hört. Dass  alle  drei  schon  früh  ein  Ganzes  gebildet  haben, 
beweist  uns  ein  Spruohbrief  von  1570,  aus  dem  Streite 
zwischen  der  (alten?)  Kirchhöri^)  Gais  und  den  Hofleuten  im 
Rietli,  wo  es  unter  anderem  heisst,  die  Kosten  des  Spruches 
sollen  die  Parteien  aus  dem  „gemeinen  Kilchenseckel^  er- 
legen. Dies  beweist  uns,  dass  die  dezentralisierende  Aus- 
bildung des  Yerwaltungswesens  auf  Grund  der  Kirchhören, 
nicht  der  Rhoden  eingetreten  ist,  und  dass  diese  Entwicklung 
lange  vor  der  Landesteilung  begonnen  haben  muss  und  nicht, 
wie  Blumer  II  p.  335  annimmt,  erst  mit  dieser.  Ferner 
entnehmen  wir  einer  anderen  Urkunde  von  1552  (bei  Zell- 
weger  Nr.  854),  dass  die  Genossenschaft  Hackbühl  zusammen 
mit  den  inneren  Rhoden  Anteil  an  den  Alpen  Meglisalp, 
Seealp  und  Garten  hatte,  und  diese  rein  wirtschaftliche  Ver- 
bindung bestand  auch  noch  nach  der  Landteilung  bis  1674; 
sogar  bis  1815  bestand  noch  ein  Überrest  gemeinsamer 
Nutzung,  indem  in  diesem  Jahre  laut  Urkundenbuch  der 
Gemeinde  Gais  die  Genossenschaft  Hackbühl  von  ihrem  An- 
teil an  der  auf  innerrhodischem  Territorium  gelegenen  Alp 
Mendle  mit  fl.  1800  ausgelöst  wurde. 

So   sehen   wir   überall,    wie   die  politische  Entwicklung 
der  Gemeinde   die    wirtschaftliche   der   Rhoden   beeinflusste, 

»)  Vide  Zellweger  Urk.  Nr.  923. 
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und  finden  deren  letzte  Eonsequenz  in  Ausserrhoden  in 
Art.  41  al.  3  der  Eantonsverfassung  von  1876:  ^Ea  darf 
kein  Bürgernutzen  ausgeteilt  werden,  so  lange  in  einer  Ge- 
meinde Steuern  für  Gemeindezwecke  bezogen  werden/^  Auch 
in  Innerrhoden  ist  eine  bedeutende  Wandlung  eingetreten, 
indem  die  heutigen  Bezirks-  und  Schulgemeinden  keineswegs 
den  alten  Rhoden,  die  auoh  heute  noch  daneben  bestehen, 
entsprechen. 

Überblicken  wir  den  ganzen  Entwicklungsgang  der 
Rhoden  und  Gemeinden,  so  können  wir  uns  kaum  zu  der 
von  Snell  und  Blumer  vertretenen  Ansicht,  dass  die  Ein- 
teilung des  Kantons  Appenzell  in  Rhoden  auf  eine  Ordnung 
der  Landesverteidigung  zurückzuführen  sei,  bekennen;  aber 
wir  acceptieren  gerne  die  von  Huber,  Priv.  R.  Bd.  IV  p.  759 
Anm.  18,  gegebene  Erklärung,  wonach  die  alemannischen 
Höfe  des  Klosters  St.  Gallen  im  vorher  rätischen  Appenzell 
durch  Schaffung  einer  Organisation  mit  Ackerteilung  unter 
die  Genossen  entstanden  ist,  ,;indein  das  Land  zu  „Rhoden'' 
ausgegeben  wurde,  die  sich  unter  dieser  Betrachtung  als  wirt- 
schaftliche Genossenverbindungen  zum  Zwecke  der  Urbar- 
machung des  Landes  darstellen.'' 

Eine  Darstellung,  wie  sich  das  Wasser-  und  Brunnen- 
recht weiter  entwickelt  hat,  gedenken  wir  hier  nicht  zu 
geben;  nur  so  viel  sei  gesagt,  dass  entgegen  der  obigen 
Urkunde  heute  die  beiden  öffentlichen  Brunnen  des  Dorfes 
Gais  von  den  Häuserbesitzern  der  JTeuerschau  unterhalten 
werden  müssen,  die  Gemeinde  dagegen  neue  Wasserleitungen 
und  Brunnenbetter  machen  muss.  Also  wieder  eine  Art 
Verschiebung  der  Pflichten  vom  Land  auf  die  Gemeinde, 
von  der  Gemeinde  auf  die  Feuerschau.  Darzustellen,  wie 
sich  dies  vollzogen  hat,  muss  einer  eingehenderen  Unter- 
suchung vorbehalten  bleiben. 

Alfred  Hofstetter. 
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Oerstner,  Th.  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht  Das 
zu  Bern  am  14.  OIctober  1890  zwischen  Deutschland, 
Oesterreioh-Ungarn,  Italien,  Frankreich,  Russland,  Belgien, 
den  Niederlanden,  Luxemburg  und  der  Schweiz  abge- 
schlossene internationale  Uebereinicommen  iiber  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr  in  systematischer  Darstellung  erläutert. 

Berlin.     Franz  Vahlen.     1893. 

Das  im  Titel  des  Buches  erwähnte  Übereinkommen  Über  den 
internationalen  Eisenbahnfrachtverkehr. trat  mit  dem  i.  Januar  1893 
in  Kraft.  Es  handelt  sich  um  einen  Staats  vertrag  von  ganz  ausser- 
ordentlicher Bedeutung :  er  enthält  ein  ausführliches  Rechts- 
buch über  den  wichtigsten  Teil  derjenigen  Fragen,  welche  sich 
an  das  moderne  Eisenbahnverkehrsrecht  anlehnen,  soweit  dabei 
Eisenbahnen  mehrerer  Staaten  berührt  werden.  In  einem  solchen 
Umfange  und  in  der  hier  erfolgten  Detaillierung  hat  noch  kein 
Staatsvertrag  der  alten  oder  neuen  Zeit  praktisches  internationales 
Privatrecht  geschaffen,  das  nun  durch  die  Genehmigung  der  ein- 
zelnen Staaten  auch  zur  äussern  Anerkennung  gelangt  ist.  Wir 
haben  einen  internationalen  Weltpostvertrag,  einen  Telegraphen 
vertrag,  Verträge  über  das  industrielle  und  litterarische  Eigentum, 
allein  diese  Dokumente  enthalten  keine  so  ausführliche  Regelung 
von  Rechtssätzen  wie  gerade  das  Übereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfracht verkehr,  welches  der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes 
in  allen  seinen  Teilen  historisch  und  dogmatisch  erläutert.  Geh.-R. 
Gerstner  war  von  Anfang  an  als  Delegierter  des  deutschen  Reichs 
bei  diesem  Werke  thätig  und  er  hat  sich  der  Aufgabe  unterzogen, 
das  genauere  Verständnis  des  grossartigsten  Staatsvertrages  der 
Neuzeit  durch  eingehende  Erörterungen  zu  vermitteln. 

Ist  die  Aufgabe,  die  sich  der  Verfasser  gestellt  hat,  gelungen  ? 
Unzweifelhaft  ist  diese  Frage  zu  bejahen.    Ich  glaube  nach  einem 
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eingehenden  Studium  des  Werkes  nicht  zu  viel  zu  sagen,  wenn 
ich  hervorhebe,  dass  das  vorliegende  Buch  eine  objektive  und  zu- 
verlässige Klarlegung  des  Staatsvertrages  in  allen  seinen  Teilen 
enthält  und  dass  es  gewissenhaft  und  sorgfältig  die  gegebenen 
Materialien  und  die  Fachlitteratur  benützt. 

In  der  Einleitung  wird  die  historische  Entstehung  des 
Vertrages  geschildert,  —  fast  zwanzig  Jahre  waren  nötig,  um  ihn 
zur  Perfektion  zu  bringen.  Die  epochenreiche  (fast  möchte  ich 
sagen  schmerzensreiche)  Geschichte,  welche  dieser  Vertrag  durch- 
zumachen hatte,  zeigt,  wie  schwer  es  ist,  unter  den  verschiedenen 
Völkern  des  europäischen  Kontinents  eine  Einigung  sogar  auf 
einem  Rechtsgebiete  herbeizuführen,  das  von  Haus  aus  der  Uni- 
formierung leicht  zugänglich  scheint.  In  dieser  Thatsache  Hegt, 
im  Vorbeigehen  gesagt,  ein  deutlicher  Wink  für  diejenigen,  welche 
im  Fluge  und  mühelos  die  grossen  Probleme  des  internationalen 
Rechlslebens  zu  lösen  sich  unterfangen.  Freilich  ist  es  ja  richtig, 
dass  jetzt  zum  ersten  Male  der  Weg  gewiesen  wurde,  wie  man 
in  diesen  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vorzugehen  hat: 
trotz  den  vorhin  citierten  andern  Beispielen  ist  es  eben  doch  ein 
neuer  und  ganz  eigenartiger  Vorgang,  dass  in  einem  Staats  vertrage* 
eine  grosse  Materie  des  Privatrechts  durch  ein  systematisches 
Rechtsbuch  geordnet  wird.  Auch  durch  sein  Geltungsgebiet  flösst 
es  einen  juristischen  Respekt  ein :  ein  Territorium  von  7  7«  Mil- 
lionen Quadratkilometer  mit  260  Millionen  Einwohnern  wird  hier 
juristisch  konzentriert.  Dabei  ist  von  einiger  Bedeutung,  dass 
neben  den  vielen  Bestimmungen  privatrechtlicher  Ordonnanz  auch 
prozessualische  Sätze,  ferner  Bestimmungen  des  öffentlichen  Eisen- 
bahnrechts vereinbart  wurden.  Überdies  ist  die  ruhige  und  un- 
gestörte Entfaltung  des  direkten  internationalen  Eisenbahnverkehrs 
gesichert  durch  eine  Exekutionsschranke  (Ausschluss  der  Pfändung 
und  Arrestierung  des  Eisenbahnzugehörs  Art.  23).  Es  ist  viel 
darüber  gestritten  worden,  ob  es  nicht  richtiger  gewesen  wäre, 
das  Ziel  des  Staatsvertrages  noch  höher  zu  fassen,  und  eine  Unifi- 
kation des  gesamten  Eisenbahnrechts  auch  für  das  innerstaatliche 
Rechtsleben  zu  erstreben.  Ja,  es  wurde  der  Konvention  in  ihrer 
Beschränkung  auf  den  internationalen  Verkehr  jede  Bedeutung  ab- 
gesprochen. Aber  diese  kühne  Auffassung  war  gewiss  nicht  richtig. 
Was  der  Weltverkehr  verlangt,  ist,  dass  der  in  verschiedene 
Gebiete  hineinragende,  also  internationale,  Eisenbahntransport 
(namentlich  im  Frachtgeschäfte)  gleichmässig  geordnet,  dass  also 
der  Transport  eines  Frachtguts  auf  Eisenbahnen  nicht  an  jeder 
Staatsgrenze  einer  verschiedenartigen  rechtlichen  Beurteilung  unter- 
worfen werde.  Im  Grunde  ist  es  doch  den  Deutschien  oder  Fran- 
zosen   gleichgiltig,    welches  Eisenbahnrecht  bn  internen  Recht 
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der  Schweiz  massgebend  sein  mag,  —  erst  die  Berührung  mehrerer 
Rechtsgebiete  zeigt  die  Schwächen  und  Gebrechen  divergenter 
Rechtssätze.  So  teile  ich  denn  auch  durchaus  die  Ansicht  von 
Gerstner,  dass  es  ein  wahres  Glück  gewesen  ist.  wenn  der 
Staatsvertrag  sich  um  das  innere  Eisenbahnrecht  der  einzelnen 
Staaten  nicht  bekümmert  hat.  Wir  würden  heute  sicherlich  noch 
nicht  die  Perfektion  des  Rechtsbuchs  konstatieren  und  uns  dieser 
grossen  That  noch  nicht  erfreuen  können,  wenn  sich  die  Be- 
strebungen nicht  jene  weisen  Schranken  auferlegt  hätten.  Nun 
ist  es  allerdings  richtig,  dass  eine  allmähliche  Übertragung  der 
Rechtsnormen,  die  über  den  internationalen  Frachtvertrag  bestehen, 
auch  auf  den  internen  Verkehr  nicht  ausbleiben  wird.  Denn  die 
Eisenbahnen  sind  eben  Welteinrichtungen,  die  sich  von  den  Grenz- 
pfählen nicht  stark  imponieren  lassen,  und  es  ist  deswegen  gewiss 
in  der  Natur  der  Sache  begründet,  dass  auf  diesem  verkehrsrecht- 
lichen Gebiete  international-gleiche  Sätze  zur  Geltung  gelangen 
werden.  Schon  zu  einer  Zeit,  da  der  jetzige  Staatsvertrag  noch 
im  Vorstadium  der  Beratungen  stand.  Übte  er  diese  ausgleichenden 
Wirkungen  auf  das  russische  und  italienische  Recht  aus.  Und 
neulich  hat  die  Schweiz  ein  abgeändertes  Bundesgesetz  betreffend 
den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  (29.  März 
1893)  erlassen,  das  sich  eng  an  die  neue  Konvention  anschliesst. 
Dieser  Ausgleichungsprozess  ist  eine  erfreuliche  Thatsache,  aber  er 
kann  nicht  dem  Ehrerikonto  eines  vereinzelten  Juristen  gutgeschrieben 
werden,  der  s.  Z.  dem  Staats  vertrage  eine  weitere  und  ganz  ver- 
änderte Basis  geben  wollte.  Die  Macht  der  Verhältnisse  führte 
dazu',  denn  es  ist  unnatürlich,  dass  eine  Doppelspur  des  Eisen- 
bahnfrachtrechts  besteht,  einmal  für  den  innerstaatlichen  und  so- 
dann für  den  internationalen  Verkehr.  Und  ich  meine,  dieser 
natürlichen  Ausgestaltung  der  Dinge  müssen  wir  auch  in  Zukunft 
auf  andern  Gebieten  freien  Lauf  lassen.  Nicht  die  Programme, 
welche  mit  grossen  Worten  eine  Unifikation  des  Privatrechts  in 
den  weiten  Gebieten  verschiedener  Staaten  proklamieren,  fördern 
die  Rechtsentwicklung :  die  Ordnung  der  Konfliktsfragen  ist 
ins  Auge  zu  fassen.  Die  Reibungsperiode  des  Rechts  ist  die 
naturgemässe  Vorstation  der  Vereinheitlichung,  soweit  sie  über- 
haupt angestrebt  werden  kann  und  soll. 

Das  vorliegende  Werk  ist  eine  systematische  Bearbei- 
tung des  internationalen  Eisenbahn frachtrechts.  Allerdings  ist  das 
System  kein  vom  Verfasser  neu  geschaffenes,  sondern  es  lehnt 
sich  möglichst  an  den  Staatsvertrag  selbst  an  und  wie  mir  scheint 
mit  Recht.  Das  Lehrbuch  (der  Verfasser  selbst  nennt  seine  Arbeit 
im  Vorwort  VI  so)  ist  eingeteilt  in  einzelne  „HauptstOcke,"  die 
sich  ganz  naturgeraäss  aneinander  reihen. 
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Erstes  Hauptstück.  Hier  werden  die  Eingangs- 
bestimmungen  erörtert  und  namentlich  der  Geltungsbereich  des 
internationalen  Übereinkommens. 

Zweites  Hauptstück.  Die  Eingehung  und  der  In- 
halt des  internationalen  Frachtvertrages  werden  sehr  eingehend 
besprochen. 

Drittes  Hauptstück.  Die  Ausführung  des  Fracht- 
vertrages wird  vorgeführt,  speziell  das  Verfügungsrecht  des  Ab- 
senders (die  Lösung  ist  eine  andere  als  diejenige,  an  welche 
wir  durch  das  alte  Transportgesetz  gewöhnt  waren).  Ferner 
wird  die  Ablieferung  des  Guts,  das  Pfandrecht  der  Eisenbahnen 
u.  s.  w.  diskutiert. 

Viertes  Hauptstück.  Das  praktisch  wichtigste  Ge- 
biet der  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  gelangt  hier  zu  ausführ- 
licher Entwicklung  (die  „Saratobligation,**  die  Haftpflicht  für 
Verlust  und  Beschädigung,  Versäumnis  der  Lieferfrist  u.  s.  w.). 
Fünftes  Hauptstück.  Der  Rückgriff  der  Eisen- 
bahnen wird  hier  behandelt. 

Sechstes  Hauptstück.  Hier  werden  allgemeine 
Bestimmungen  über  prozessualische  Fragen,  über  die  Vollstreck- 
barkeit der  Urteile,  über  die  neue  Institution  des  Centralamts 
u.  s.  w.,  erörtert. 

Das  Werk  schliesst  ab  mit  einer  kurzen  Würdigung  der  Kon- 
vention. 

Aus  dieser  summarisch  zusammengefassten  Inhaltsangabe  er- 
giebt  sich  der  ausserordentlich  vollständige  Umfang  des  Werkes. 
Die  auftauchenden  Fragen  sind  gründlich  erörtert,  und  was  den 
Sinn  der  einzelnen  Artikel  anbetrifft,  so  zeigt  sich  eben  bei  jeder 
Gelegenheit,  welch'  gro.ssen  Vorsprung  Geheimrat  Gerstner  hat 
gegenüber  andern  Schriftstellern,  die  den  gleichen  Gegenstand  be- 
handeln Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes  ist  stets  ein 
lebendiger  wissenschaftlicher  Zeuge  für  die  Absichten,  die  Ten- 
denzen und  den  Sinn  des  Staats  Vertrages  Nun  bin  ich  freilich 
nicht  der  Ansicht,  dass  es  auf  die  geheime  und  nicht  ausge- 
sprochene Bedeutung  ankomme,  welche  die  Delegierten  mit  dem 
Vertrage  verbinden,  aber  es  wird  kaum  Jemand  bestreiten,  dass 
der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  gegenüber  den  sonstigen 
Kommentatoren  einen  Vorsprung  hat,  weil  er  die  sämtlichen 
Studien  des  Vertrages  durchgemacht  und  miterlebt  hat.  So  kommt 
der  Verfasser  dieses  Werkes  wiederholt  in  den  Fall,  gegen  andere 
Schriftsteller  zu  opponieren,  und  soweit  diese  Opposition  auf  die 
historische  Entstehung  des  Vertrages  und  auf  nicht  publizierte 
Materialien  zurückgreift,  hat  sie  in  der  That  schon  wegen  seiner 
Anteilnahme    Anspruch    auf   besondere    Beachtung.      Im   Übrigen 
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freilich  —  das  wird  wieder  Niemand  bestreiten  —  sind  die  wissen- 

•-  Schaft  liehen  Erörterungen  nur  nach  ihrem  innern  Werte  zu  taxieren. 

Was    diese  anbetrifft,   so  sind  sie  in  dem  Buche  von  Gerstner 

!  ■  sorgfältig    begründet,    und    es    wird    Jedermann    darauf    eingehen 

:: :-  müssen,  der  über  das  internationale  Eisenbahnfrachtrecht  nach  der 

Konvention  reden  will. 

s :  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  über  eine  ganze  Reihe 

■^  von    Fragen    die    einzelnen  Juristen    divergieren.     Und    ich    muss 

H »  allerdings  auch  meinerseits  gegenüber  dem  Verfasser  verschiedene 

:e  Vorbehalte  machen.    Bei  einem  so  weitgreifenden  Werke,  wie  das 

vorliegende  ist,  hält  es  freilich  schwer,  Detailfragen  herauszugreifen. 

Ich  will  nur  auf  einige  wenige  Punkte  eintreten,  bezüglich  welcher 

:<  •  ich  allerdings  anderer  Meinung  bin.    Art.  5  der  Konvention  statuiert 

den  Grundsatz  der  Transportpflicht : 

„Jede   nach  Massgabe   des   Art.    i    bezeichnete  Eisenbahn 
ist    verpflichtet,    nach    den   Festsetzungen    und   unter   den 
^  Bedingungen  dieses  Übereinkommens  die  Beförderung  von  Gütern 

im  internationalen  Verkehr  zu  übernehmen.* 

Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes  glaubt  diese  Rechts- 
pflicht passend  als  „gesetzliche  Transportgemeinschaft"  bezeichnen 
zu  müssen  (S.  99).  Dann  opponiert  er  gegen  die  Charakterisierung 
dieses  Art.  5  als  einer  „Zwangsgemeinschaft",  indem  er  sagt,  dieser 
Ausdruck  sei  wenig  glücklich,  er  werde  auch  vorzugsweise  von 
Gegnern  dieser  Einrichtung  gebraucht.  Es  ist  nicht  richtig,  jene 
Formulierung  auf  diese  Weise  zu  erklären.  Beispielsweise  habe 
ich  in  der  kleinen  Monographie,  betitelt:  Internationale  Eisenbahn- 

.  vertrage  und  speziell  die  Berner  Konvention    über  das  internatio- 

nale Eisenbahnfrachtrecht  (Hamburg  1887)  S.  45  jene  Ausdrucks- 
weise verwendet  und  gesagt,  dass  vermöge  der  internationalen 

,  Zwangsgemeinschaft  die  betreffenden  Eisenbahnlinien  als  eine 

wirtschaftliche  und  juristische  Einheit  erscheinen.  Aber  auch  ab- 
gesehen davon  ist  Gerstner  der  Idee  des  Zwanges  nicht  so  fern 
als  er  sagt;  denn  auf  S.  41 1/2  kommt  er  auf  die  Frage  zurück 
und  sagt  selber,  das  Verhältnis  der  Eisenbahnen  sei  kein  frei- 
williges, sondern  ein  ihnen  durch  das  Übereinkommen  aufer- 
legtes. Übrigens  messe  ich  der  Formulierung  der  Rechts- 
pflicht gemäss  Art.  5  nicht  eine  entscheidende  Bedeutung  bei, 
die  von  mir  gebrauchte  ist  vielleicht  zu  scharf,  aber  die  von 
Gerstner  verwendete  zu  sanft  oder  zu  lahm.  Vielleicht  Hesse  sich 
sagen,  es  bestehe  auf  Grund  der  internationalen  Konvention  ein 
Kontrahierungszwang  der  Eisenbahnen  und  daran  schliesse  sich 
eine  gesetzliche  Transportgemeinschaft  an,  oder  umgekehrt  jener 
Kontrahierungszwang  baue  sich  darauf  auf.  —  Besonders  aufge- 
fallen ist  mir  sodann  die  Erörterung  von  Gerstner  über  die  Haft- 
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pflicht  für  versäumte  Lieferfrist  (S.  380—387).  Der  Verfasser 
macht  ein  schönes  Tableau  über  die  Rechtssätze,  die  sich  an 
Art.  39  und  40  anschliessen  (S.  385/6).  Dabei  betont  er  insbe- 
sondere, diese  Bestimmungen  betreffen  lediglich  die  Höhe  des  im 
Falle  der  Verspätung  zu  leistenden  Ersatzes,  die  Thatsache 
der  Verspätung  genüge  noch  nicht,  um  die  Eisen- 
bahn zur  Bezahlung  einer  Entschädigung  anzu- 
halten, die  Eisenbahn  könne  den  Gegenbeweis  leisten, 
dass  ein  Schaden  nicht  erfolgt  sei  (S.  380,  384).  Gegen  diese 
Auffassung  muss  ich  mit  Entschiedenheit  opponieren.  Die  Sache 
ist  so: 

Art  39  statuiert  den  allgemeinen  Grundsatz  der  Haftpflicht 
für  Verspätungen  bezüglich  der  Lieferfrist.  Diese  Norm  geht  über  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  hinaus,  indem  sie  als  Befreiungsgrund 
die  vis  major  bezeichnet. 

Art.  40  ordnet  im  Detail  die  verschiedenen  Fälle  der  Ver- 
säumnis der  Lieferfrist: 

I.  Beim  Transport  ohne  Deklaration.  Hier 
werden  zwei  Fälle  unterschieden: 

1,  Ohne  Nachweis  eines  Schadens  wird  in  u  n- 
anfechtbarer  Weise  ein  Prozentsatz  der  ' Fracht  in 
Abstufungen  nach  der  Grösse  der  Verspätung  bestimmt. 
Darin  liegt  eine  gesetzliche  Fixierung  der 
Höhe  des  Schadens  (ähnlich  den  Verzugszinsen), 
gegen  welche  kein  Gegenbeweis  zulässig 
i  s  t:  Durch  diese  Regulierung  wollte  man  jedes  Beweisver- 
fahren abschneiden,  weil  es  schwierig  ist,  bei  Verzögerungen 
einen  objektiven  Massstab  für  Schadenersatz  zu  finden.  Die 
Tendenz  des  Staatsvertrages  ist  also,  einen  billigen, 
quantitativ  und  prinzipiell  unanfechtbaren 
Ersatz  zu  schaffen  für  die  Verspätung  und  damit  eine  Art 
Beweisnotstand  zu  beseitigen. 

2.  Freilich  gieng  man  nicht  so  weit  zu  sagen,  dass  die  fixierten 
Portionen  der  Fracht  in  allen  Fällen  verbindlich  sein 
müssen,  und  man  liess  daher  dem  Kläger  die  Möglichkeit 
offen,  einen  weitern  Schaden  zu  beweisen.  Aber  die  Höhe 
des  Schadens  ist  wieder  eingeengt:  er  kann  die  Summe  der 
ganzen  Fracht  nie  übersteigen. 

II.  Beim  Transport  mit  Deklaration.  Auch 
hier  werden  Portionen  der  Fracht  ^ohne  Nachweis  eines  Schadens** 
als  Vergütungen  hingestellt  und  es  ist  keine  Rede  davon,  dass 
die  Höhe  des  Schadens  von  den  Eisenbahnen  angefochten  werden 
könne  Will  mehr  verlangt  werden  als  die  in  Art.  40  bezeich- 
neten Sätze,    so  muss  allerdings  der  Kläger   die  Höhe   des  über- 
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Steigenden  Schadens  beweisen  und  diese  Beweislast  geht  bei  einer 
Deklaration  schon  weit  genug. 

Nicht  ganz  einverstanden  bin  ich  mit  dem  Verfasser  ferner 
bezüglich  seiner  Erörterungen  über  die  vis  major  (S.  333 — 336), 
—  es  scheint  mir  der  Geist  von  Exner's  Schrift,  die  dem  Ver- 
fasser leider  unbekannt  blieb,  hätte  ihn  veranlassen  können,  die 
Zügel  gegen  die  Eisenbahn  Verwaltungen  etwas  schärfer  anzuziehen. 
Ich  meine  freilich,  die  von  Exner  gefundene  Formel  sei  sehr  dis* 
kutierbar,  dagegen  führen  seine  Erörterungen  doch  sehr  häufig  zu 
praktisch  richtigen  Lösungen.  Auch  halte  ich  die  negative  Ab- 
grenzung der  vis  major,  wie  sie  im  schweizerischen  Transport- 
gesetz  erfolgte  (vgl.  jetzt  wieder  das  neue  Gesetz  Art.  57),  für 
einen  durchaus  glücklichen  gesetzgeberischen  Gedanken.  Aller- 
dings möchte  ich  nicht  sagen,  dass  die  hier  getroffene  Aus- 
Scheidung  ohne  Weiteres  auf  das  internationale  Eisenbahnfracht- 
recht anzuwenden  sei,  aber  sicherlich  ist  diese  konkrete  Lösung 
bei  dem  vielumstrittenen  Terminus  auch  dort  zu  beachten. 

Ich  will  mich  mit  diesen  Bemerkungen  begnügen,  —  viel- 
leicht werden  sie  schon  als  zu  ausführlich  angesehen !  Aber  eine 
Thatsache  will  ich  doch  noch  erwähnen.  Der  Verfasser  hatte 
den  zarten  Gedanken,  sein  Buch  einem  grossen  schweizerischen 
Patrioten,  der  leider  nicht  mehr  unter  uns  lebt,  zu  dedizieren: 
es  ist  gewidmet  „dem  teuren  Andenken  des  verewigten  Präsi- 
denten der  ersten  Berner  Konferenz  J.  Heer  in  dankbarer  Wür- 
digung seiner  hohen  Verdienste  um  das  Zustandekommen  des 
Vertrags  Werkes . " 

Zürich.  Prof.   Meili. 

Weber,  H.  Die  HQIfsverpflichtungen  der  XIII  Orte.  Im  Jahr- 
buch für  Schweizerische  Geschichte  herausgegeben  auf  Veran- 
staltung der  allgemeinen  geschichtforschenden  Gesellschaft  der 

Schweiz.    17.  Band.    Zürich.    S.  Höhr.     1892. 

Mit  besonderer  Freude  machen  wir  unsere  juristischen  Kollegen 
auf  diese  auch  separat  erschienene  umfangreiche  Arbeit  aufmerksam ; 
zunächst  freuen  wir  uns,  dass  in  Mitte  des  Bundesgerichts,  trotz 
der  grossen  Arbeitslast  seiner  Mitglieder,  Lust  und  Liebe  zu  grösseren 
wissenschaftlichen  Arbeiten  lebendig  bleibt  und  nun  dem  dogma- 
tischen Werke  Morels  dieses  historische  von  Weber  zur  Seite  tritt. 
Sodann  aber  freuen  wir  uns  der  Arbeit  ihres  Inhalts  und  der  Be- 
handlungs weise  wegen.  Die  etwas  unartige  Bemerkung  eines 
Kritikers,  es  stehe  zu  viel  darin,  was  man  schon  gewusst  habe, 
ist  kein  Vorwurf,  weil  das  dem  Historiker  wohl  schon  Bekannte 
hier  in  zusammenfassender  Darstellung  aller  Seiten  der  Frage  manche 
neue  Beleuchtung  findet  und  namentlich  der  rechtliche  Zusammen- 
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hang  der  einzelnen  Institutionen  und  das  Einwirken  -der  einen  auf 
die  andere  ein  Gesamtbild  schafft,  das  uns  das  schweizerische  Ver- 
fassungsleben der  letzten  Jahrhunderte  verständlicher  macht  als 
man  es  aus  Schweizergeschichten  vermittelt  erhält.  Wir  sind  dem 
Verfasser  für  seine  treffliche  Arbeit  dankbar  und  hoffen  von  ihm 
noch  weitere  Leistungen  auf  diesem  Gebiete  zu  erhalten. 

Schneider«  A.  und  Fiele,  H.  Das  schweizerische  Obh'gä- 
tionenrecht  mit  allgemeinfasslichen  Erläuterungen  herausgegeben. 
Der  Ausgabe  in  einem  Bande  dritte  mit  Benützung  der  bundes- 
gerichtlichen Praxis  neubearbeitete  Auflage.   Zürich.  F.  Schult 

hess.      1893. 

Der  vor  kurzem  zum  Abschluss  gelangten  umfangreicheren 
Bearbeitung  dieses  Kommentars  in  zwei  Bänden  folgt  die  Neu- 
aufläge  des  ursprünglichen  Werkes  auf  dem  Fusse  nach.  Ober 
die  Hauptverschiedenheiten  gegenüber  dem  grössseren  Werke  giebt 
die  Vorrede  Auskunft.  Nicht  nur  sind  die  Verweise  auf  Litteratur 
und  Entwürfe  weggelassen,  sondern  auch  die  Entscheidungen  kan- 
tonaler Gerichte  gestrichen  und  die  begleitenden  Erörterungen 
reduziert.  Der  Jurist  wird  also  für  seine  wissenschaftliche  Orien- 
tierung immer  zu  dem  grösseren  Kommentare  greifen  müssen.  Diese 
kleinere  Ausgabe  scheint,  wie  der  Vorrede  zu  entnehmen  ist,  haupt- 
sächlich auf  Nichtjuristen  berechnet,  denen  sie,  wie  die  altem  Aus- 
gaben, gute  Dienste  zu  leisten  geeignet  ist.  Wünschenswert  wäre 
für  künftige  Auflagen  eine  einlässlichere  Berücksichtigung  des  eidg. 
Betreibungs-  und  Konkursgesetzes. 


Verhandlungen 

des  sehweizerisehen  Juristenvereins 

zu  Frauenfeld  1893. 


Rapport 


pr^sentä  par  M.  le  Dr.  Virgile  Rössel,  professear  k  Püniversiti 

de  Berne. 


L'exception  de  jen  dans  les  marches  diff(6reiitiels. 


§  I.    Hhtorique. 

I.  L^erislation  cantonale. 

II  n'est  pas  sans  intSrSt  de  rechercher  quelles  itaient, 
dans  les  cantons,  avant  Tentree  en  vig^ieur  da  Code  f6d6ral 
de  1883,  les  prescriptions  legales  applicables  aux  marchis 
diffSrentiels,  k  ces  Operations  de  bourse  qui  doivent,  dans 
rintention  des  parties,  se  r^soudre  par  le  paiement  d'une 
simple  diffirence  et  ne  comportent  pas  de  lirraison  efifective 
des  marchandises  ou  des  titres.  Les  conditions  de  la  yie 
6conon)iqae  sont  telles,  dans  la  plupart  des  Etats  conf6d6r6s, 
et  les  moeurs,  que  la  l^gislation  n*a  pas  ea  k  se  pr^occuper 

^)  A  consulter,  entre  antres,  outre  nos  mannelB  du  Code  f^ddral  de» 
obligations,  les  oavrages  de  Thol  et  Endeniaun  snr  le  droit  commercial 
allemand,  leg  traites  de  droit  civil  ou  commercial  frangais  de  Laurent, 
Äuhry  et  Bau,  Zachariae  (7"«  ed.),  Baudry-Lacant inerte,  Lyon-Caen 
et  Renault,  etc.,  puia  Sirey,  Dälloz,  et  des  ouvrages  speciaux  comme:  Gareis: 
Klagbarkeit  der  Differenzyeschäfte  (1882)^  Wiener:  L'exception  de  Jeu  et 
les  opirations  de  bourse  (1883)  etc.  Pour  la  Saisse,  voir  entre  autres- 
Jeanneret:  Le  Jen,  le  pari  et  les  marchh  de  bourse  (1892),  Schnetzler: 
Uexceptioti  de  Jeu  (1892),  Meyer:  Der  römisch-rechtliche  Begriff  der 
Satural-Oblig.  im  schw,  0.  R.  (1892). 
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des  jeux  de  bourse.  Un  premier  groupe  de  cantons  ne  pos- 
söde aucune  disposition  legale  sur  cette  matiöre:  Appenzell 
(R.  I.  et  R.  E.),  Uriy  Uriterwald  (le  haut  et  le  bas),  Schwyz, 
QlariSi  Tliurgovie,  Bäle-Campagney  QrisonSyetc.  La  jurisprudence, 
d'autre  part,  n'y  a  Jamals  eu  k  se  prononoer  sur  la  nullit^ 
ou  la  validit6  de  marchös  diflferentiels.  Bäle-ViUe  se  trouve, 
k  cet  egardy  dans  une  Situation  particuli&re ;  la  l^gislation 
cantonale  ne  prescrivant  absolument  rien  en  oe  qui  concerne 
le  jeU;  le  pari,  les  Operations  de  bourse,  od  s'en  tenait  au 
§  698  de  la  SiadUgerichtsordnung  de  1719,  d'aprös  lequel  il  y 
avait  lieu  de  s'en  rapporter  „aux  anciennes  coutumes  et 
usages  admis  dans  notre  ville,  et,  ä  d^faut,  au  droit  com- 
mun.^  Les  Tribunaux  bälois  n'ont  guöre  rendu,  avant  1883, 
que  deux  jugements  sur  des  contestations  relatives  aux  effets 
civils  des  niaroh6s  k  terme.  En  1868,  ils  repouss&rent  Pex- 
ception  de  jeu  dans  un  cas  oh  eile  aurait  &ti  incontestable- 
ment  admise  d'aprös  la  jurisprudence  actuelle  du  Tribunal 
fed6ral.  Mais  en  1882,  la  Cour  d'appel  de  Bäle-ViUe  Tac- 
cueillit,  dans  une  autre  affaire,  contrairement  k  la  dScision 
de  Tautorite  de  premi&re  instance,  k  Tencontre  d'un  marcli6  qui, 
d'aprös  les  circonstances  (exclusion  tacitement  convenue  de 
l'exäcution  effective  du  contrat),  devait  etre  tenu  pour  un 
noiarche  purement  difi^rentiel. 

Un  autre  groupe  est  forma  par  les  cantons  d'Argovie, 
Berne,  Lucerne,  Zürich,  Tessin,  Fribourg,  Neuchätel  et  Yaud; 
dans  ces  cantons,  les  marchds  diff6rentiels  ne  donnent  pas 
d'action  civile,  la  loi  les  assimilant  expressSment  ou  tacite- 
ment au  jeu  et  au  pari.  Le  Code  civil  de  Lucerne  dispose, 
par  exemple,  en  son  §  528  alin.  1:  „En  dehors  des  contr^tts 
prohib^s  par  d'autres  prescriptions  de  la  loi,  les  paris  et  le 
jeu  ne  cr^ent  pas  d^obligation  civile  et  les  reclamations  qui 
en  dScoulent  ne  peuvent  Stre  poursuivies  en  justice.^  La 
Ugislation  ne  mentionne  par  les  maxch^  differentiels,  mais 
il  parait  vraisemblable  que  les  tribunaux  lucernois  auraient 
dSclarä  le  §  528,  alin.  1,  ci-dessus,  applicable  par  analogie  aux 
march^s  k  terme  qui,  pour  reprendre  les  termes  m^mes  de 
Fart.  512  alin.  2  C.  0.,   eussent  port6  sur  des  marohandisea 
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ou  valeurs  de  bourse  et  präsente  les  caraot^res  du  jeu  ou  du 
pari.  La  jarisprudence  de  la  Cour  d'appel  luoernoise  ne  nous 
fonrnit  toutefois  aucun  arrdt  caractöristique  renda  dans  ce 
domaine  (cfr.  cependant  Zeüschr.  des  hem.  J,  F.  XXII,  124 
et  s.).  Nous  pouvons  en  dire  aatant  de  Soleure  (§  1019  C.  civ.), 
de  Beme  (§  6  litt.  b.  de  la  loi  du  27  Mai  1869  pour  Tancien 
canton,  et  art.  1965  k  1967  C.  oiv.  fr.  pour  le  Jura  bernois), 
de  Fribourg  (art.  2014  i  2017  C.  civ.),  du  Tessin  (art.  932 
et  933  C.  civ.),  et  sans  doute  aussi  d^Argovie  (§  626  C.  civ. 
cfr.  toutefois  Zeitschrift  des  berii.  J.   F.   Vllly  177  et  s.). 

Le  Code  civil  du  canton  de  Vaud  (art.  1448  k  1460) 
arait  consacrÄ  les  principes  des  art.  1964,  1965  et  1967  du 
Code  Napoleon,  la  loi  n'accordant  aucune  action  pour  une 
dette  de  jeu  ou  le  paiement  d'un  pari,  mais  le  perdant  ne 
pouvant  röpeter  ce  qu'il  a  volontairement  payi,  k  moins  qu'il 
n'y  alt  eu,  de  la  part  du  gagnant,  dol,  supercherie  ou  es- 
oroquerie.  L'exception  de  jeu  n'6tait  donc  pas  explicitement 
pr^vue  pour  les  maroh^s  diff^rentiels.  Les  tribunaux  vaudois 
{Journal  des  Tribunaux,  II,  206  et  s.,  IV,  318  et  s.,  XXI, 
627  et  s.,  XXXI,  70  et  s.,  Gazette  des  Tribunaux  suisses,  II, 
270)  n'en  ont  pas  moins  admis  d'une  mani&re  constante  Tex- 
ception  de  jeu  contre  tous  les  march^s  k  terme  fictifs.  La 
Cour  de  Cassation  cirile^  dans  un  arr^t  du  20  Mars  1851,  a 
reconnu  que  l'une  de  deux  personnes  associ^es  dans  un  but 
de  späculation  ne  pouvait  r^clamer  ä  Tautre  ce  qu'elle  avait 
pay6  de  ce  chef:  ^,Consid6rant  que,  dha  le  moment  ou  il  est 
oonstant  que  l'association  entre  les  parties  ne  portait  pas  sur 
des  Operations  de  commerce  s6rieuses,  mais  qu'elle  avait  pour 
but  une  spiculation  sans  objet  r^el,  et  ne  consistant  que  dans 
les  chances  al^atoires  que  pouvaient  offirir  les  engagements 
k  prendre  ou  k  livrer  fictivement  des  esprits  de  vin,  oes 
Operations  ne  peuvent  §tre  envisagees  que  comme  constituant 
un  jeu;  —  qu'elles  sont  ainsi  frapp^es  par  la  disposition  de 
Tart.  1449  C.  oiv.,  laquelle  est  g^n^rale  et  comprend  les  dettes 
provenant  de  toute  esp&ce  de  jeu;  —  consid^rant  que  la 
räclamation  de  M.  a  pour  objet  le  paiement  ou  le  rembours 
d'une  somme  qu'il  aurait  livr^e  pour  solde  d'une  dette  rSsul* 
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tant  d'nn  jeu  aar  les  esprit^  de  vin^  et  par  suite  de  son 
association  aveo  V.  pour  oes  Operations  al6atoires;  —  que 
son  action  en  rembours  est  ainsi  prohib^e  par  le  susdit  ar- 
ticle  de  la  loi."  Un  autre  arrÄt,  du  24  Novembre  1873,  a 
reconnu  que  les  art.  1449  et  1450  ,,ne  fönt  pas  exoeption 
ponr  le  cas  oü  le  jeu  aurait  eu  lieu  dans  un  pays  qui  Tau- 
toriserait  et  n'ont  point  6gard  k  la  nationalitS  des  joueurs, 
—  qu'il  s'agit  lä  d'une  disposition  d'ordre  public  räsultant 
de  consid^rations  tiries  du  mobile,  du  caract^re  et  des  oon- 
s^quences  du  jeu." 

A  Neuchätel  (C.  civ.  1587,  1588),  on  viyait  sous  le  regime 
des  art.  1965  et  1967  du  Code  Napoleon,  exactement  comrae 
dans  le  canton  de  Vaud.  La  jurisprudence  {Arr^s  du  Tri- 
bunal cantonal  I,  67,  71)  s'est  prononc6e  dans  le  mdme  sens 
que  les  Tribunaux  vaudois.  Le  Tribunal  cantonal,  apr&s  avoir 
constatS,  dans  un  jugement  des  16,  17  et  19  Novembre  1883, 
que  la  r^clamation  formulSe  par  Tagent  de  chango  G-.  k  la 
masse  en  faillite  G.  ätait  le  rSsultat  d^operations  diffärentielles, 
admit  Texception  de  jeu  de  la  d^fenderesse  pour  les  motifs 
suiyants:  „Gonsidirant  que  l'intention  de  jouer  ^tant  certaine 
en  ce  qui  concerne  la  maison  G.,  il  faut  rechercher  si  le 
demandeur,  dans  ses  relations  arec  cette  maison,  a  connu 
oette  Intention  de  jouer  et  s'il  a  pu  se  faire  Illusion  sur  le 
caract&re  fictif  des  Operations  auxquelles  il  prStait  son  con- 
cours;  .  .  .  considSrant  que,  de  Tensemble  des  faits,  il  r^sulte 
pour  le  juge  la  conviction  que  le  demandeur  n'ignorait  pas 
l'intention  de  jouer  de  G.  et  qu'il  n'a  pu  se  faire  illusion  sur 
le  caract&re  aleatoire  des  actes  auxquels  il  se  prdtait;  con- 
sid^rant  que  Tart.  1587  du  Gode  civil  qui  prononce  que  la 
loi  n'accorde  aucune  action  pour  une  dette  de  jeu  ou  pour 
le  paiement  d'nn  pari,  s^applique,  de  mdme  que  Part.  1965 
du  G.  civ.  fr.  dont  il  est  la  reproduction,  au  mandataire,  k 
Tintermediaire  ou  k  Tagent  de  change  qui,  sciemmenty  a  prdte 
son  concours  k  des  Operations  de  bourse  devant  se  r6soudre 
par  le  paiement  de  diffSrences;  —  que  cet  artiole  pose  nn 
principe  d'ordre  public  et  qu'il  n^a  point  Sgard  ä  la  profession 
des   parties  en   cause^  .  .  .     Ainsi,    selon  l'arret  dont  nous 
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avoDs  transcrit  les  passages  essentiels,  rintention  de  jouer  doit 
Stre  commune  aux  deux  parties  pour  qua  Texception  de  jeu 
poisse  6tre  admise.  C'est  ce  que  le  Tribunal  neuchätelois 
a  d6cid6  encore  par  un  jagement  du  19  Noyembre  1883,  oü 
il  a  repouss^  Texception  de  jeu  soulevee  par  la  meme  maison 
C.y  attendu  que  le  demandeur,  un  agent  de  change  de  Gen&ve, 
avait  invitÄ  la  d^fenderesse  k  lever  les  titres  achet^a  par 
eile  et  que  d'ailleurs  Tachat  d'actions  Ouest-Suisse,  dont  le 
solde  formait  la  cr^anoe  litigieuse,  avait  eu  lieu  par  la 
maison  G.  „d'ordre  et  pour  le  compte  de  olients,  d*un  seul 
entre  autres  pour  250  de  ces  titres  qu'il  avait  payis  en  sol- 
dant  son  compte  avec  la  maison  C.^ 

Le  §  1403  du  canton  de  Zürich  r&gle  expressement,  comme 
suit^  la  question  de  Texception  de  jeu  dans  les  march^s  dif- 
förentiels:  „Sont  assimil^s  au  jeu  les  march^s  difiC^rentiels^ 
c'est-ä-dire  les  Conventions  ayant  seulement  pour  objet  la 
livraison  fictive  de  marcliandiseS;  entre  autres,  de  valears,  et 
portant  en  r^alit^  uniquement  sur  la  difference  entre  le  cours 
actuel  du  march6  et  celui  du  temps  de  la  livraison;  les 
creances  en  r^sultant  ne  donnent  lieu  k  aucune  action  civile.^ 
Les  Tribunaux  zurichois  ont  renda  une  s6rie  de  d^cisions 
que  nous  ne  pouvons,  faute  d'espace,  r6sumer  ioi  (cfr.  Com- 
mentaire  d'UUmer,  ii°  2000  et  SuppI6m.  n®  3301;  en  outre, 
GwaUer  Zeitschrift^  XXII,  413,  et  Rechenschaftsbericht  des  Ober- 
gerichtSy  1886,  n®  129);  elles  consaorent  une  interpritation 
rigoureuse  du  texte  pr^cit^. 

Enfin,  seul  de  tous  les  cantons  suisaes,  Genive  a  proclam6 
la  lägalitä  des  Operations  de  bourse,  y  compris  les  marcb^s 
diffirentiels,  par  une  Ioi  du  22  F6vrier  1860,  dont  voici  la 
teneur:  „Les  marchSs  k  terme  sur  les  denr4es,  marcbandises, 
titres  n^gociables,  seit  industriels,  soit  de  travaux  ou  de  fonds 
publics,  sont  reconnus  k  la  Bourse  de  Genfeve  comme  Opera- 
tions commerciales  legales  (art  1).  Oes  march^s  pourront  se 
r^soudre  par  des  diff^rences,  d'accord  entre  les  oontractants 
(art.  2).  Pour  avoir  date  certaine,  ils  devront  dtre  enregistris 
par  les  Commiasions  de  la  Bourse  (art.  3).  L'enregistrement 
aura  lieu  sur  la  production  de  bordereaux  ou  Conventions  ar- 
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rSt^es  sur  le  papier  timbr^  destinä  aux  op6rations  de  bourse 
(art.  4).  Les  art.  421  et  422  du  Code  pönal  sont  abrogÄs,  — 
L'articie  1965  du  Code  civil  (analogue  ä  l'art.  1965  C.  civ.  fr.) 
ne  peut  dtre  interpröt6  comme  applioable  aux  marchSs  ä 
terme  dösignös  i  Tartiole  1®'"  (art.  5).  La  jurisprudence  gene- 
voise  n'offrirait  qu'un  int6rSt  purement  rötrospectif ;  nous  pou- 
vonS;  en  cons^quence^  la  laisser  de  ('/5t6. 

Tel  6tait,  rapidement  esquissö,  le  droit  en  vigueur  dans 
les  cantons  suisses  arant  le  1®'  Janvier  1883.  Comme  on 
l'a  vu,  ou  bien  les  marchös  difförentiels  ötaient  ignorSs  par 
la  lögislation  et  la  jurisprudence  n'avait  jamais  ktk  saisie  de 
questions  y  relatives  ^  ou  bien^  sauf  k  Gen^ve,  ils  ötaient 
assimiles  au  jeu  et  au  pari.  On  pourrait  d6jä  prStendre  d&s 
lors,  que  la  lögislation  antörieure  ötait  en  somme  d'accord 
avec  Topinion  publique  pour  refuser  toute  protection  legale 
aux  marchös  k  terme  fictifs;  et  Tart.  512,  al.  2  C.  0.  n^aurait 
gu6re  fait  que  consacrer  le  droit  existant,  en  l'enfermant  dans 
une  formule  plus  präcise,  si  tant  est  que  ia  disposition  finale 
de  cet  article  ait  ajoutö  quelque  chose  au  principe  gönöral 
posÄ  en  matifere  de  jeu  et  de  pari.^) 

n.  Legislation  föderale. 

M,  Hunzinger,  dans  ses  Motifs  du  projet  de  code  de  com- 
merce suisse  (1865),  commence  par  constater  que  Bluntschli, 
le  rödacteur  du  Code  civil  zurichois,  a  justifiö  la  disposition 
du  §  1403  du  dit  Code  (voir  p.  501)  en  exposant  que  le 
marchS  difiTörentiel  „n'a  pas  le  caractöre  du  contrat  de  vente, 
puisque  les  parties  spöculent  exclusivement  sur  la  diffiSrence 
des  cours,"  que  ce  march6  „est  pire  qu'un  pari  oü  il  y  a  au 
moins   un  enjeu  d6termin6,   qu'il  a  une  action  dömoralisante 


^)  Je  dois  ]a  pinpart  de  ces  renseignements  k  quelqaes-aos  de  mes 
coU^gaes  de  la  Society  des  jaristes  suisses;  notamment  k  M. M.  Martin 
(Geaeve),  Soldan  (Vaud),  Mentha  (Neuchätel),  Gabuzzi  (Tessin),  Iselin 
(Bäle),  -4.  Schneider  (Zarich),  Winkler  (Lucerne),  Affolier  (Soleure),  Fehr 
(Thurgovie),  de  Planta  (Grisons),  Gallati  (Glaris),  B.  v,  Reding  (Schwjz), 
Hohl  (Trogen),  Muheim  (Altdorf). 
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aar  le  commerce  et  qa'il  exerce  une  influence  fächense  aar 
le  prix  viel  des  marchandises,  poisque  la  passion  des  joueurs 
7ient  troubler  les  osoillations  naturelles  de  la  valeiir."  II 
rappeile  ensuite  les  opinions  de  la  dootrine  et  de  la  juris- 
prudence  allemandes  et  fran^aises,  rompt  une  lance  en  faveur 
de  la  16galit6  des  jeux  de  bourse  et  conclut  sans  conclure: 
„Au  milieu  de  ce  conflifc  des  opinions  .  .  .  pous  avons  mieux 
aim^  nous  abstenir  de  trancher  la  question  dans  le  projet  et 
en  abandonner  la  Solution  aux  lois  cantonales  et  la  döcision 
aux  tribunaux."  Effectivement,  le  projet  de  Hunzinger  ne 
mentionne  pas  les  Operations  difif^rentielles.  Qu'en  est-il  des 
projets  d'un  Code  föderal  des  obligations? 

Le  projet  (Juillet  1877)^  „61abor6  sur  les  bases  arr^töes 
par  une  commission^  en  1876,  presorivit,  en  son  art.  726, 
que  »le  jeu  et  le  pari  ne  crSent  aucune  Obligation,^  et  en 
son  art.  728 '^j  que  „les  march^s  k  lirrer  sont  soumis  aux 
dispositions  des  articles  726  et  727,  lorsqulls  präsentent  un 
jeu  ou  un  pari"  (cfr.  projet  Pick  de  1875,  art.  730,  732). 
Le  Projet  du  Conseil  föderal  (1879)  fondit  ces  deux  articles 
et  les  compl^ta  dans  son  art.  522:  „Le  jeu  et  le  pari  ne 
cr6ent  aucane  Obligation.  —  II  en  est  de  m§me  des  avances 
ou  pr^ts  faits  sciemment  en  vue  d'un  jeu  ou  d'un  pari,  ainsi 
que  des  march6s  k  terme  ou  sur  difförence  ayant  pour  objet 
des  marchandises  ou  des  v^aleurs  de  bourse,  si  ces  march^s 
pr^sentent  les  caractferes  du  jeu  ou  du  pari."  Cet  article 
provoqua  des  r^criminations  assez  vives  et  des  discussions  as- 
sez  laborieuses.  La  SociStS  industrielle  et  commerciale  du 
oanton  de  Yaud  se  pronon^a  en  majorit^  contre  le  Systeme 
du  projet.  Nous  lisons  dans  le  träs  substantiel  Rapport  fait 
k  cette  social^  le  8  Mars  1880  et  publik  quelque  temps 
aprfes:  „ün  membre  de  la  commission  s'est  prononc6  d'une 
mani&re  tris  cat^gorique  dans  le  sens  du  projet  qui  main- 
tient  les  principes  gönäralement  admis  par  les  l^gislations 
de  pays  qui  nous  entourent,  en  ne  reconnaissant  pas  aux 
spÄculateurs  de  bourse,  pas  plus  qu'aux  intermediaires,  le 
droit  de  r^clamer  en  justice  Tex^cution  d'obligations  que  rä- 
prouvent   Thonndtete    et    la   morale   la   plus   ^lömentaire  .  .  . 
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ItQH  autres  meinbres  de  la  commission  ont  declarö  ne  pas 
partager  cette  mani^re  de  voir,  Tout  en  s'associant  pleine- 
ment  aox  opinions  exprimöes  par  la  minoritö  sur  les  d^plo- 
rables  cons^quences  qu'entratnent  pour  la  soci^tä  et  les  fa* 
milles  les  spSculations  de  la  bourse  et  le  jeu,  et  en  flötris- 
sant  unanim^meut  ce  moyen  de  B'enrichir,  la  majoritä  a 
d'abord  fait  obserrer  qu'il  est  trfes  difficile  de  distingaer  entre 
les  marchSs  k  terme  et  les  Operations  de  bourse  non  reconnues 
par  la  loi.  Elle  a  reconnu  ensuite  que  de  nombreuses  Opera- 
tions de  bourse  se  fönt  journellement  en  Suisse  et  qu'ainsi  la 
loi,  dont  le  but  est  de  lutter  contre  ces  funestes  habitudes 
ne  Tatteint  nuUement  ...  A  notre  epoqud)  le  16gislateur 
n'a  plus  la  präocoupation  de  se  faire  le  tuteur  des  citoyenSi 
de  les  gouverner  paternellement  ...  Si,  par  des  pertes  au 
jeu,  les  speoulateurs  fönt  perdre  leurs  creanciers  et  am&nent 
la  ruine  de  personnes  qui  ont  eu  confiance  dans  leur  honn§- 
tete  dans  les  affaires,  il  y  a  un  moyen  de  leur  faire  supporter 
les  consequences  de  leurs  actions  coupables,  c'est  de  leur 
infliger  une  peine  sövfere"  .  .  .  Bref,  on  fl6trit  les  jeux  de 
bourse,  quitte  k  les  tol^rer. 

Une  Commission,  chargee  par  le  Conseil  d'Etat  du  canton 
de  Vaud  d'examiner  le  projet  de  Juillet  1879,  d6clare  que 
„s'inspirant  de  rint^rdt  public,  eile  a,  dans  sa  majoritö,  maiu* 
tenu  tel  quel  Tarticle  du  projet.''  Une  autre  commission,  en 
revanche,  inrestie  du  m^me  mandat  par  le  Conseil  d'Etat 
du  canton  de  Gen^ve,  combat  r^solument  Textension  de 
Texception  de  jeu  aux  march^s  difiercntiels :  „Tous  les  membres 
de  la  Commission  sont  d'accord  pour  döplorer  les  abus  des 
sp^culations  de  bourse,  mais  ils  n'estiment  point  que  l'on  y 
remädie  en  refusant  6ventuellement  une  action  aux  cröances 
reguliörement  consenties  en  vertu  de  ces  Operations.  Bien  au 
contraire  ...  II  y  a  d'ailleurs  une  immense  difference  entre 
le  jeu,  qui  place  en  presence  deux  individus  determinös  dont 
Tun  s'enricbit  aux  d^pens  de  Tautre,  et  un  marche  k  la  bourse 
dans  lequel  Tacheteur  ou  le  vendeur  n'a  vis-ä-vis  de  lui  au- 
cun  partner  connu,  de  teile  sorte  que  c'est  un  intermediaire 
qui   perdrait  par   le   refus   de   l'action.     Mais,    en  outre,    ce 
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maroh6  fait  partie  d'un  ensemble  d'op^rations  qui  ne  sont 
nullement  illicites  et  jouent  un  role  utile  en  mati^re  6cono- 
mique.  Des  representants  autoiisös  du  commerce  nous  ont 
as8ur6  que  des  speculations  sur  les  bl6s  ont  fortement  con- 
tribu6,  cet  hiver,  k  preserver  l'Europe  de  la  disette.  Aussi, 
ropinion  publique  et  la  16gislation  teudent  de  plus  en  plas, 
en  divers  pays,  k  faire  rentrer  ces  Operations  dans  le  droit 
commun.  La  loi  genevoise  du  22  F^vrier  1860  a  l^galisi 
les  march^s  k  terme  k  la  Bourse  de  Gen6ve  et^  das  ce  mo- 
ment,  on  a  constatS  beaucoup  moins  d'abus  dans  cette  ville 
que  sur  des  places  soumises  ä  un  regime  diÖerent.^  La  Com- 
mission  genevoise  invoquait  rexp^rience  pour  proposer  la 
redaction  suivante:  ,^L'exception  de  jeu  n'est  pas  opposable 
dans  les  marcb^s  ä  terme  sur  les  marchandises  ou  valeurs  de 
bourse«  conclus  suivant  les  usages  du  commerce,  quand  meme 
ils  n'auraient  pour  r^sultat  qu'un  simple  paiement  de  diffe- 
rences." 

Getto  proposition  fut  reprise,  textuellement,  par  M.  le 
conseiller  national  Pictet^  le  9  D&cembre  1880. 

Le  Conseil  des  Etats  avait,  au  cours  du  premier  d^bat 
sur  le  projet  de  Code  föderal  des  obligations,  adber^  pure« 
ment  et  simplement  au  projet.  Tout  au  contraire,  le  Con- 
seil national^  dans  sa  session  de  D^cembre  1880,  se  rangea 
k  la  manifere  de  voir  de  M.  Pictet  en  redigeant  ainsi  le  2°** 
alin.  de  Part.  522  (512  actuel):  ,,L'exception  de  jeu  n'est  pas 
opposable  dans  le  cas  de  marcbes  k  terme  portant  sur  des 
marcbapdises  ou  valeurs  de  bourse,  et  conclus  suivant  les 
usages  du  commerce/'  En  m^me  temps,  il  decidait  de  ren- 
voyer  cet  article  au  Conseil  f6d6ral  pour  rapport.  Le  Con- 
seil föderal  expliqua  que.  pour  des  raisons  d'opportuuitä,  il 
convenait  de  s'en  tenir  au  texte  möme  du  projet;  il  ajoutait 
que  ,,les  int^rets  vises  par  la  d^cision  du  Conseil  national 
sauraient  bien  trouver  leur  sauvegarde  dans  la  jurisprudence 
de  nos  tribunaux/' 

En  date  du  17  F^vrier  1881,  le  Conseil  des  Etats  rejeta 
le  systime  adoptc  provisoirement  par  le  Conseil  national. 
Cette  dernifere  Cbambre   „adhera   ä   la  suppression"    de   son 
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art.  622  alin.  2  dans  sa  säance  du  3  Mars  suivant;  sa  Com- 
mission  s'^tait  en  vain  oppos6e  k  cette  decision,  et  l'assa- 
rance  donn6e  par  le  Conseil  föderal  que  les  tribunauz  ^^sau- 
raient  bien  sauvegarder  lea  intfirfets  visSs"  emporta  le  vote, 
quoiqn'elle  ne  lie  aucanement  les  autoritös  judiciaires  et 
qu'elle  ne  les  püt  lier  (cfr.  ÄrrSts  du  T.  F.,  XVII,  142  et  s.). 
Le  texte  d6finitif  de  Tart.  522  (512)  fut  ainsi  fix6:  „Le  jeu 
et  le  pari  ne  donnent  liea  k  anoune  action  en  justice.  —  II  en 
est  de  mßme  des  avances  ou  prSts  faits  sciemment  en  vne  d'un 
jeu  ou  d^un  pari;  et  de  ceux  des  marcMs  ä  terme  sur  des  mar- 
chandises  ou  valeurs  de  bourse  qui  prisentent  les  caradires  du 
jeu  ou  du  pari."  Faisons  observer,  ici  d6ji,  que  cette  r6dac- 
tion  laisse  place  ä  une  äquivoque.  A  quo!  se  rapportent,  en 
effet,  les  mots  „de  cemc"?  Aux  „a\rances  et  prfits  faits  sciem- 
ment" en  vue  d'un  marchä  k  terme,  ou  aux  „marches  k 
terme  .  .  .  qui  pr6sentent  lea  caractferes  du  jeu  ou  du  pari"? 
L'interpr^tation  grammaticale  semblerait  plutot  justifier  la 
premifere  hypothfese.  Mais  Tinterpr^tation  logique  et  la  com- 
paraison  des  textes  allemand  et  frangais  nous  montrent  que  les 
mots  „de  ceux"  doivent  d6signer  cette  cat6gorie  de  marches 
k  terme  qui  ont  regu  le  nom  de  marchäs  diffirentiels;  il  eüt 
6t6  pr6f6rable  de  laisser  oes  deux  mots  de  cöt6.  Nous  rer- 
rons,  dans  la  suite,  s'il  est  permis  de  pretendre,  en  se  basant 
sur  les  termes  m§mes  de  Part.  512  alin.  2,  que  la  loi  ne 
refuse  pas  d 'action  pour  le  remboursement  de  prSts  ou 
avances  faits  sciemment  en  vue  de  marches  diffärentiels  et 
s41  n*y  a  pas  assimilation  complfete  entre  le  jeu  et  les  jeux 
de  bourse  non  16galis6s. 

III.  Legislation  ötrang^re. 

Ge  serait  sortir  du  cadre  de  cette  Stude,  que  de  vouloir 
donner  ici  un  tableau  d6taillö  de  la  legislation  Strang^re  sur 
les  marches  diff^rentiels.  II  y  aurait  certes  Ik  matifere  k  nn 
interessant  travail  de  droit  comparö.  Nous  nous  contenterons 
de  quelques  indications. 

Parmi  les  nations  qui  ont  consacr6  la  th^orie  de  Tart.  512 
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al.  2  C.  0.;  nous  rencontrons  en  premiäre  ligne  la  Belgiquey 
oü  la  jurisprudence  applique  l'art.  1965  dn  Code  civil  (cor- 
respondant  exactement  k  l'art.  1965  da  Code  Napoleon)  aux 
march^  k  terme  dans  lesquels  les  parties  n^ont  entendu  sp6- 
cnler  que  sur  la  diffSrenoe  des  cours.  Une  räaction  assez 
inergique  contra  cet  6tat  de  choses  n*a  point  abouti.  En 
Russie,  les  obligations  näes  de  march^s  k  däcouvert  sont  dS- 
claröes  nulles.  En  Allemagne,  dans  les  pays  de  ,;droit  com- 
mun",  c'est  le  droit  roniain  qui  fera  rfegle,  mais^  comme  il 
n'a  pas  präva  les  Operations  de  bourse,  on  peut  se  demander 
s'il  est  admissible  d'assimiler  les  marches  k  terme  fictifs  au 
jeu,  qui  ne  produit  pas  d'action  civile^  ou  au  pari  qui  est  un 
contrat  valable  en  tant  qu'il  ne  poursuit  pas  un  but  illioite 
ou  imrnoral  ou  qu'il  ne  constitue  pas  une  forme  d6guis6e  du 
jeu.  Ni  la  jurisprudence^  ni  la  doctrine  ne  sont  fixees  k  cet 
6gard;  nous  tenons  Tassimilation  au  jeu  pour  la  Solution  la 
plus  rationnelle.  Dans  les  pays  de  ,,droit  franQais'^,  on  ap* 
plique  Tart.  1965  du  Code  Napoleon  aux  maroh6s  diffärentiels, 
k  ceux  dans  lesquels  il  a  exist^,  k  Torigine,  entre  l'acheteur 
et  le  vendeur,  une  Convention  de  rfegler  toutes  leurs  Opera- 
tions par  un  paiement  de  differences.  En  Prusse,  Texception 
de  jeu  n'est  donn6e  que  lorsque  la  livraison  et  le  paiement 
efiPectifs  ont  ^te  express^ment  exclus  ab  inüio.  Les  marches 
diffSrentiels  ne  sont  pas  pourvus  d'une  action  civile  en  Saxe. 
La  jurisprudence  a  rarid  en  Bayi^re,  quoique  Tassimilation 
au  jeu  soit  reconnue  en  gSn^ral.  En  somme,  k  d^faut  d'une 
prescription  spöciale  dans  le  Code  de  commerce  pour  TEmpire 
d'Allemagne  (cfr.  art.  271  chif.  2  et  357),  on  s'en  rapporte 
aux  l^gislations  particuliäres  des  Etats.  La  doctrine  parait 
se  prononoer,  en  majorit6,  pour  la  l^galite  des  Differenz- 
geschäfte. En  Anglelerre,  les  marches  k  d^couvert  ne  sont 
plus  interditS;  comme  ils  l'^taient  avant  1860,  par  un  acte 
de  1734;  on  peut  dire  cependant  que  la  jurisprudence  consi- 
d&re  comme  nuls  les  marches  ä  terme  portant  uniquement  sur 
le  paiement  de  differences. 

La  legislation  a  subi,  en  France^  des  cbangements  rSp^tes 
et  assez  profonds.     La  catastrophe  fin  an  eifere  provoquSe  par 
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les  entreprises  aventureuses  de  Law  amena  une  ripression 
rigoureuse  de  la  sp^culation  (arrSt  du  24  Septembre  1724). 
Vers  la  fin  de  Tanoien  regime,  on  dut  86vir  de  noaveau 
contre  les  sp^culateurs,  que  le  droit  interm^diaire  traita  plus 
s^F^rement  encore.  Un  d^cret  du  13  Fructidor  an  ///  frappa 
m^Die  de  fortes  p^nalitös  les  ;,agioteurs^';  et  d'autres  actea 
l^islatifs  aggrav&rent  les  peines  de  la  dätention,  de  Texpo- 
sition  en  public  et  de  la  confiscation  des  biens.  On  retrouve 
comme  un  6cho  de  la  l^gislation  r^volutionnaire  dans  les 
art.  419,  421  et  422  du  Code  p6nal  frangais.  Le  Code  Na* 
pol^on  (art.  1965)  n'accorda  „aucune  action  pour  une  dette 
de  jeu  ou  pour  le  paiement  d'un  pari'',  sans  rien  disposer 
toutefois  concernant  les  march^s  k  terme.  La  jurisprudence 
tatonna  longtemps.  Das  1848,  on  d^cide  que  la  loi  ne  pro- 
hibe  pas  tous  les  marcbSs  ä  d6couvert,  oü  les  agents  de 
change  ne  regoivent  pas,  a^ant  la  conclusion  de  l'op6ration 
falte  par  leur  entremise,  les  sommes  ou  les  titres  n^cessaires 
k  la  r^alisation,  mais  les  marcb^s  k  d^couvert  fictifs  seule- 
ment  qui  constituent  un  jeu  ou  un  pari.  Des  riclamations 
surgirent  de  toutes  parts;  on  leur  donna  satisfaction  en  pro* 
mulguant  la  loi  du  28  Mars  1835,  dont  Part.  1  est  ainsi 
conQu:  „Tous  march^s  k  terme  sur  effets  publics  et  autres; 
tous  marcb^s  ä  livrer  sur  denrSes  et  marcbandises  sont  re* 
connus  16gaux.  —  Nul  ne  peut,  pour  se  sou«traire  aux  obli- 
gations  qui  en  r6sultent,  se  pr6valoir  de  Tart,  1965  C.  civ,, 
lors  meme  qu'ils  se  resoudraient  par  le  paiement  d'une  simple 
diff^rence.^  Ce  texte  va  moins  loin  que  celui  de  la  loi 
genevoise  de  1860.  II  ne  l^galise  nullement  les  Operations 
de  bourse  dans  lesquelles  les  parties  se  sont  interdit,  d&s 
l'origine,  le  droit  d'exiger  la  livraison  et  le  paiement. 

JjAutriche  a  abroge  Texception  de  jeu  dans  les  marcb^s 
dififerentiels  (loi  du  1®'  Avril  1875).  II  en  est  de  mdme  en 
Italie,  bien  que  les  tribunaux  n'appliquent  pas  uniformäinent 
la  loi  de  1876,  en  Hollande  et  en  Espagne  depuis  1875. 
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§  2.    Les  textes  legaux  et  leur  applioation. 

L  L'art.  512  alin.  2. 

Notre  ]oi  vise,  en  son  art.  512  al.  2,  non  pas  tous  les 
jenx  de  bonrse,  mais  seulement  les  marohäs  diff^rentiels  propre- 
ment  dits,  ceux  qae  la  doctrine  allemande  d^signe  sous  le 
nom  de  reine  Differenzgeschäfte*  II  est  vrai  que  ceci  ne  ressort 
pas  nettement  des  termes  m()raes  de  la  disposition  legale 
dont  s'agit,  oü  il  n'est  parl6  qae  des  march6s  ä  terme  },pr6- 
sentant  les  caract^res  du  jeu  ou  du  pari.^  On  a  prifer^ 
abandonner  aux  tribunaux  le  soin  de  d^finir  les  6I^ments  des 
march^s  k  terme  assimil^s  an  jeu  ou  au  pari  en  vertu  de 
Tart.  512  al.  2.  Mais  il  n'est  pas  douteux  que  le  l^gislateur 
a  eu  en  rue  ceux-Ilt  uniquement  des  march^s  k  terme  sur 
marchandises  ou  valeurs  de  bourse  qui  ätaient  affaire  de 
pure  sp6culation.  II  ne  suf&t  pas  qu^une  pens^e  de  späcu- 
lation  ait  d6termin6  des  Operations  qui  pourraient  ^tre  d'ail- 
leurs  sÄrieuses  et  parfaitement  sincferes;  il  faut  encore  que 
cette  pens^e  de  sp^culation  soit  exolusive  de  toute  ex6cution 
effective  des  marchäs  conclus  et  que  les  parties  aient  simple- 
ment  jou6  ou  pari6  sur  une  diff^rence  de  cours.  Lorsqu'un 
marohÄ  porte  sur  des  marchandises  ou  des  valeurs  de  bourse 
et  qu'il  est  entendu  entre  les  co-contractants  que  le  vendeur 
ne  livrera  pas,  que  Tacheteur  ne  paiera  point,  mais  qu'on 
spÄcule  sur  la  hausse  ou  la  baissc  de  tels  titres  ou  de  telles 
denr^es,  il  y  a  jeu  ou  pari.  Le  marchi  k  terme,  somme 
toute,  doit  n'Stre  lui-m^me  qu'une  variet6  ou  une  forme  du 
Jen  ou  du  pari  pour  tomber  sous  le  coup  de  l'art.  512  al.  2. 

II  convient  d'interpr6ter  restrictivement  cette  prescription 
de  la  loi,  ainsi  que  toutes  les  prescriptions  de  droit  exception- 
nel.  Non  point,  comme  le  youdraient  certains  partisans  de  la 
l^galite  des  jeux  de  bourse,  que  „la  conscience  juridique  de 
notre  peuple'',  ou  „l'opinion  publique'*  puissent  pröraloir  sur 
un  texte  l^gal;  au  demeurant,  nous  inclinons  pr^cis^ment  k 
penser  que  la  „conscience  juridique  de  notre  peuple"  et 
„l'opinion  publique",  au  lieu  „d'exiger  imperieusement  que 
l'exception    de  jeu    ne   soit   appliqu6e   qu'areo   une    extrdme 
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rSserve'^  demanderaient,  an  contraire,  aux  tribunaux  de  mettre 
toutes  les  entraves  possibles  k  la  sp^culation.  U  importe  de 
coDsidSrer  Tart  512  in  fine  en  lai-m§me  et  de  ne  lui  faire 
dire  que  ce  qu'il  dit.  Or  quels  sont  les  march^s  k  terme 
auxquels  il  refase  une  action  civile?  Ge  sont  les  jeux  ou 
paris  d^guis^s  sous  la  forme  de  semblables  marchös,  soit  les 
inarch^s  k  terme  qui  „prisentent  les  caract&res  du  jeu  oa  du 
pari'^  Entre  les  contractants,  le  marche  k  livrer  ou  k  terme 
constltue  non  pas  une  sp^culation  —  prot%6e  alors  par  la  loi 
—  sur  les  marchandises  ou  valeurs  de  bourse  elles-mSmes  et 
une  vente^  mais  une  sp^culation  sur  la  diff^rence  entre  le 
cours  du  jour  de  la  Convention  et  celui  du  jour  de  la  livrai- 
son  supposee,  car  il  n'y  aura,  en  effet^  ni  livraison  de  mar- 
chandises ou  de  titres,  ni  paiement  de  leur  prix.  C'est  bien 
ces  maroh^s  k  terme  fictifs,  qui  ne  sont  pas  des  rentes  mais 
de  YÖritables  paris  sur  la  hausse  ou  sur  la  baisse,  que  le 
Code  f^dSral  des  obligations  a  destitu^s  de  toute  action  cirile. 
Et  ces  marchäs  ne  coraprennent  pas  tous  les  ,Jeux  de  bourse", 
du  moins  dans  Tacception  courante  et  tr^s  large  de  oe  terme, 
mais  les  marchSs  diffi&rentiels  proprement  dits,  ceux  qui,  de 
par  la  volonte  des  parties,  doivent  se  risoudre  par  un  paie- 
ment de  diff6rences  et  qui  sont  exclusifs  de  tout  droit  de 
demander,  de  toute  Obligation  de  souffrir  Tex^cution  reelle  du 
contrat. 

II  n*est  pas  exact,  au  surplus,  de  dire  aveo  le  Tribunal 
de  Commerce  de  Genfeve  (Revue  judiciairey  VIII,  108)  qu'il 
faut,  pour  que  Tart.  512  al.  2  devienne  applicable,  „une 
manifestation  erpresse  de  la  commune  intention  des  parties 
de  sp6culer  sur  les  diff&rences,  en  excluant  d'avance  toute 
intention  ou  possibilit6  de  prendre  livraison/^  Nulle  part, 
notre  loi  ne  prescrit  que  Tintention  de  sp^culer  soit  manifestee 
expressis  verbis;  la  volonte  des  parties  peut,  ici  comme  en 
g6n6ral,   r^sulter  d'actes  ooncluants. 

Nous  nous  rangeons,  de  toutes  maniöres,  k  Popinion  du 
Tribunal  f6d6ral  qu'on  trouve  formul^e  k  nouveau  dans  un 
r6cent  arröt  (Arräs  du  T.  F.  XVIII,  537):  „Le  Tribunal 
f6d6ral  a  constamment  appliqui  Tart.  512  al.  2  C.  0.  en  ce 
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sens  que  cette  disposition  legale  ne  d&clarait  pas  d^pourFus 
d'action  civile  tous  les  marchis  k  terme  sur  marchandises 
ou  raleurs  de  boarse,  inais  seulement  les  march6s  diffi^rentiels 
proprement  dits  qai  pr6sentent  les  caractöres  d^un  jeu  ou  d'un 
pari.  II  a  en  outre  vu  constamment  la  marque  distinotive 
du  maroh6  diff^rentiel  proprement  dit  dans  le  fait,  qu'express^- 
ment  ou  tacitement,  les  parties  avaient  exclu  la  d^livrance 
et  la  prise  de  livraison  des  marchandises  ou  valeurs  de  bourse 
vendues  ou  achet^es,  en  sorte  que  la  difference  de  cours 
dtait  Tobjet  unique  du  contraf  Les  jeux  ou  paris  d^guis6s 
»ous  Tapparence  d'un  marchä  ä  terme,  voilä  les  Operations 
que  la  loi  se  refuse  k  pourvoir  d'une  sanction. 

Notre  Code  ne  demande  pas,  comme  en  France,  pour 
Tapplication  de  Tart.  512  al.  2,  que  l'intention  d^exclure  toute 
ex^cution  effective  du  contrat  ait  et6  manifest^e  par  ^crit  et 
k  Tavance.  II  sutfit,  qn'k  un.moment  donnä,  verbcdement  ou 
par  4crüy  d'une  maniäre  expresse  ou  tacüe,  les  parties  aient 
manifeste  leur  volonte  cmcordante  de  spSculer  sur  la  diff6rence 
des  cours  et  ne  se  soient  pas  m^me  rSserve  sirieusememt  la 
possibilite  de  requ^rir  la  deiivrance  ou  la  prise  de  livraison. 
En  particulier,  l'intention  concordante  des  parties  est  indis- 
pensable (Arrits  du  T,  F.  XYlIy  144  et  s.,  Joum.  des  Trib., 
XXXIII j  427),  tant  et  si  bien  que  si  Pune  d'elles  a  entendu 
conclure  un  marchS  k  terme  sörieux,  l'exception  de  jeu  est 
inadmissible  k  son  encontre.  Mais,  dans  un  cas  pareil,  n'y 
aurait-il  pas  une  error  in  negotio,  et  le  contrat  serait-il  non 
seulement  annulable,  comme  le  dispose  Tart.  19  chif.  1  C.  0., 
mais  bei  et  bien  inexistant?  En  rSalite,  „Pune  des  parties 
entendait  faire  un  contrat  autre  que  celui  auquel  eile  a  d^- 
clare  consentir'^ 

Relativement  k  l'accord  expr^s  ou  tacite,  il  y  a  lieu  de 
faire  observer  ceci:  II  est  Evident  que  si  Texception  de  jeu 
est  fondee  sur  la  circonstance  que  l'intention  exclusive  de 
jouer  a  et6  manifest^e  expressiment  par  les  Interesses,  il 
n'est  pas  besoin  d'etablir  pour  cela  que  Ton  s'est  servi  de 
termes  sacramentels;  les  tribunaux  rechercheront  le  sens 
exact  des   expressions   employees.     L'accord  tacite   reposera 
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sur  des  faits  concluants,  parmi  lesquels  on  peut  citer  les 
süivants:  le  march6  a  terrae  intervient  entre  personnes  qui 
ne  possfedent  pas  l'objet  du  marchfi  et  qui  n'ont  ni  les  moyens 
ni  le  d6sir  de  le  poss^der  Jamals;  il  ne  rentre  point  dans  le 
cercle  d'activit^  des  contractants;  il  est  d'une  iroportanoe 
teile  qu^on  doit  l'envisager  comme  hors  de  proportion  arec 
les  ressources  des  parties;  il  comprend  plus  de  raarcbandises 
ou  de  valeurs  qu'il  n'en  existe;  Tune  des  parties  a,  par  son 
silence,  adherfi  k  la  volonte  de  jouer  exprimäe  par  Tautre,  eto,') 
N^anmoins,  un  marche  k  terme  ne  derient  pas  un  raarcbö 
diffirentiel  proprement  dit  par  oela  seulement,  que  Tun  des 
contractantS;  ou  mSme  tons  les  deux,  seraient  partis  de  l'id^e, 
lors  de  la  conolusion  du  contrat,  qu*il  n'y  aurait  pas,  au  jour 
de  r^cheance,  de  d^livrance  et  de  paiement  effectifs,  mais 
un  simple  röglement  de  differenoes.  II  faut  que  Tobligation 
de  livrer  et  le  droit  de  röclamer  la  dölivrance  aient  6t6  ex* 
olus  conventionnellement,  aar,  s'il  n'en  a  pas  et&  ainsi,  au- 
eune  des  parties  n'est  empöcböe  d'exiger  Texecution  reelle  ä 
r6cb6ance.  „La  simple  intention,  non  exprimie,  dit  le  Tri- 
bunal föderal  (ArritSy  XVIIIy  538),  qui  peut  avoir  existe  dans 
l'esprit  de  Tun  des  contractants  k  T^poque  de  la  conolusion 
du  march^,  de  liquider  Taffaire,  non  par  une  lirraison  et  un 
paiement  effectifs  mais  par  le  paiement  de  difF6rences,  oette 
simple  intention  ne  saurait  donner  k  Top^ration  le  caractfere 
d'un  marcb6  diff^rentiel  proprement  dit."  Oe  ne  sont  igale- 
ment  pas  des  marchSs  diffSrentiels  vis^s  par  Tart.  512  al.  2 
que  ceux  oü  il  est  loisible  aux  parties  de  choisir  entre  Texi- 
cution  möme  du  marcb6  et  I'acquittement  de  diffferences  (ibid. 
Xlly  462,  Xllly  496  et  s.).  Mais  si  Pintention  de  livrer  ou 
de  payer  est  simplement  simul6e,  si,  par  un  6cbange  de  lettres 
ou  autrement,  l'une  des  parties  cbercbe  seulement  k  faire 
passer  pour  un  marcbä  k  terme  serieux  un  marcb6  purement 


^)  ^En  revanche,  d'autres  Clements  de  fait .  . .  par  ezemple,  le  fait 
que  les  titres  achetes  ont  ete  reportes,  ou  encore  retablissement  de  comptea 
de  liqnidation  mensaeis  ne  snffiraient  pas,  h  eax  senls,  k  etablir  qn^on  est 
en  pr^sence  de  marches  pnrement  differentiel«'*  (arret  du  T.  F.  du  9  De- 
ccmbre  1892;  Joiirn.  des  Trih.  XLI,  119). 
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difförentiel  —  ceci  en  vue  d*exolure  Texception  de  jeu  dans 
un  proc^s  äventuel,  —  les  tribunaux  n'ont  pas  k  tenir  compte 
de  semblables  manceurres  (voir  p.  525). 

U  Importe  peu  d'ailleurs  que  les  marchäs  diffärentiels 
soient  oa  non  conformes  aux  usages  de  la  Boarse;  s'ils  ne 
sont  que  des  jeux  oa  paris  degaisSs,  il  ne  donnent  point 
d'action  civile  (ibid.  XVlIy  144  et  s.). 

D'autre  part,  nous  tenons  pour  certain  que  Tart.  512 
alin.  2  enI6ve  k  Tauteur  ,;d'avances  ou  prdts  faits  sciem- 
ment^  en  vue  d^un  marchä  diff^rentiel  la  facultä  de  les  faire 
yaloir  en  justice.  Sans  doute,  Thistorique  de  la  r6daction 
de  notre  texte  pourrait  Stre  invoquS  en  favetur  de  l'opinion 
contraire.  II  est  bien  certain  que  Tart.  522  (512)  du  projet 
de  1879  portait:  „II  en  est  de  mSme  des  avances  ou  pr^ts  .  .  . 
ainsi  gue  des  marchis  k  terme''  etc.  Et  Ton  congoit  qu'il 
soit  permis  de  dire  qu'en  sSparant  nettement  les  deux  assi- 
milations  au  jeu  et  au  pari  faites  des  „avances  et  prdts^  et 
des  march6s  difi^rentiels,  le  lögislateur  n'entendait  itablir 
entre  elles  aucune  relation  particuliöre.  Mais,  k  j  regarder 
de  prfes,  le  texte  de  1879  ne  diff&re  du  texte  d6finitif  que 
par  les  mots  et  non  pour  le  sens.  G'est  ce  que  nous  avons 
i&}k  expliqu6  pric&demment.  Au  demeurant,  il  est  prudent 
de  ne  point  tabler  sur  Tintention  du  Ugislateur,  quand  eile 
ne  saurait  3tre  dätermin^e  qu'arbitrairement,  quand  eile  ne 
ressort  pas  de  d^clarations  clairement  formulees  et  pourvues 
d'une  autorit^  süffisante.  Or,  en  resp&ce,  nous  n'avons  sous 
les  yeux  que  des  textes;  les  commentaires  officiels  fönt  d6- 
faut;  et  ces  textes  sont,  k  tout  prendre,  identiques.  Quel  est 
maintenant  le  but  de  notre  Code?  D'apporter  des  entraves 
k  Tagiotage.  Comment  cherche-t-il  k  l'atteindre?  £n  äten- 
dant  l'exception  de  jeu  aux  marchös  diff^rentiels,  en  assimi- 
lant  purement  et  simplement  oes  marchSs  au  jeu  et  au  pari. 
Fuisque  l'assinoilation  est  complöte,  puisque,  d'un  autre  c6t6, 
les  „arances  et  pr§ts  faits  sciemment  en  vue  d'un  jeu  ou 
d'un  pari^^  ne  sont  pas  prot6g6s  par  une  action  civile,  com- 
ment voadrait-on  que  ceux  „faits  sciemment  en  vue"  d'un 
march6  difPerentiel,    absolument  assimilä  au  jeu   et  au   pari, 
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fussent  dot6s  d'une  sanction  legale?  Pari,  jeu  ordinaire,  ou 
jeu  de  bourse  Selon  Tart.  512  in  fine,  toutes  ces  Operations 
sont  enWsag^es  et  trait^es  de  mdme  par  le  legislateur  (cfr. 
art.  513  et  514,  qui  ne  distinguent  pas);  les  r&gles  s'appli- 
quant  ä  Tune  d'entre  elles  s'appliquent  toutes  aux  autres, 
Celles  concernant  les  „avanoes  et  pröts'',  comme  Celles  se 
rapportant  aux  cas  des  art.  513  et  514.  Assuräment^  11  ne 
sera  pas  facile,  k  Tordinaire,  de  faire  la  preuve  que  des 
„avances  et  prSts''  ont  öt6  „faits  sdemment^  en  vue  d'un 
marchä  diffSrentiel;  mais  enfin,  toutes  les  fois  qu'il  sera  nette- 
ment  constatS  que  l'auteur  des  avances  ou  pr^ts  a  eu  ou 
devait  avoir  connaissance  de  leur  destination,  Pexception  de 
jeu  sera  admissible.  £n  d^cider  autrement  serait  affaiblir 
Sans  raisons  plausibles  la  port^e  de  Tart.  512  in  fine,  aller 
directement  k  Tencontre  du  but  de  la  loi. 

La  question,  peut-dtre  la  plus  delicate  k  risoudre  de 
toutes  Celles  qui  se  rattachent  k  Tinterpretation  de  Tart.  512 
aJ.  2f  est  Celle  des  intermiduxires,  et,  plus  späcialement,  des 
commissionnaires.  Koas  possSdons  k  cet  ^gard  deux  decisions 
du  Tribunal  föderal,  congues  k  peu  pr&s  dans  les  meines  termes 
(Arräts,  XII,  461,  et  XVII,  144):  „On  peut  opposer  Texcep- 
tion  de  jeu  au  commissionnaire  en  tout  cas  lorsqu^ü  execute 
des  ordres  de  bourse,  qu'il  ne  d^signe  pas  le  nom  de  son 
acheteur  ou  de  son  vendeur  et  qu'il  apparait  ainsi  comme 
ane  vöritable  partie  contractante;  une  Solution  contraire  en- 
l^yerait  k  peu  pr&s  tonte  sa  valeur  pratique  k  Tart.  512  C.  0.^ 
II  faudra  d'ailleurs  non  seulement  que  le  commissionnaire 
annonce  k  son  commettant  l'ex^cution  de  la  commission  sans 
lui  nommer  Tacheteur  ou  le  vendeur  (art.  448  C.  0.),  mais 
qu'il  ait  et&  au  courant  de  l'intention  de  jouer  du  commet- 
tant et,  qu'expressSment  ou  tacitement,  il  ait  adh6r6  k  cette 
volonte  de  faire  une  Operation  de  jeu,  de  pari  ou  de  marchi 
diff<&rentiel.  La  manifestation  concordante,  expresse  ou  tacite, 
de  la  volonte  de  jouer,  doit  naturellement  exister  ici  entre  le 
commettant  et  le  commissionnaire,  comme  entre  deux  per- 
sonnes  concluant  sans  interm^diaire.  Et  alors,  il  n'est  pas 
douteux  que  la  ratio  legis  reste  la  m§me  dans  Pune  et  l'autre 
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^ventualite.  Qaand  le  commissionnaire  n'a  pas  eu  la  pricau- 
tion  de  se  faire  remettre  au  pr^alable  nne  couverture,  il 
n'aura  pas  d'action  en  paiement  des  sommes  d^bours^es  pour 
8on  dient,  ni  m^me  de  la  provision  et  des  frais  d'usage 
(art.  445)^  s'il  est  Stabil  qu'il  connaissait,  ou  devait  con- 
naltre,  rintention  de  jouer  de  ce  demier  et  s'il  n'a  pas  ex- 
prim6  d'intention  oontraire.  Nous  retombons,  en  effet,  dans 
la  question,  dSjä  tranchSe,  des  „avances  et  prfits  faits  soiem- 
ment  en  vue  d'un  jeu  ou  d'un  pari." 

En  ce  qui  toucbe  plus  particuli^reinent  le  paiement  des 
diffSrences  effeotuä  par  le  commissionnaire,  simple  intermS- 
diaire,  pour  le  compte  du  commettant,  il  convient  de  distinguer: 

P  Le  commettant  n'a  pas  chargS  le  commissionnaire 
da  payer.  II  est  6vident  qu^il  pourra  soulever  l'exception 
de  jeu,  le  mandat  n'ayant  embrassä  que  Toperation  alSatoire 
elle-mSme,  non  le  paiement.  Et  c'est  Ik  encore  une  ,,aT'ance 
ou  un  pret  fait  sciemment  en  vue  d'un  jeu  ou  d'un  pari". 

2^  Le  commettant  a  cbarge  le  commissionnaire  d'ac- 
quitter  les  diffSrences.  Le  mandat  porte,  il  est  vrai,  tout 
ensemble,  sur  le  jeu  et  sur  le  paiement,  et  Ton  sait  que  le 
paiement  d'une  dette  de  jeu  est  valable  d'apr^s  Tart.  514. 
Mais  nous  avons  toujours  le  cas  de  T^avance  ou  du  pr@t  fait 
«ciemment  en  vue  d'un  jeu  ou  d'un  pari;"  et,  de  noureau, 
nous  refuserions  une  action  civile  au  commissionnaire. 

Quant  au  gain  r&alisä  par  suite  de  TopÄration,  le  dient 
ne  pourrait)  d'un  autre  c5t6,  le  rSclamer  au  commissionnaire 
qui  serait  en  droit  de  lui  opposer  l'exception  de  jeu. 

Nous  avons  examinS,  il  y  a  un  instant,  la  Situation  faite 
au  commissionnaire,  co-contractant  de  son  dient  (art.  446 
O.  0.),  qui  exÄcute  la  commission  sans  ccuiDerture  prMäbh. 
Et  s'il  a  re^  tine  couverturet  Nous  ne  ferions,  ajoutons-le 
cn  passant,  aucune  di£förence  entre  la  provision  et  les  frais 
d'usage  et  le  paiement  des  pertes  subies,  car  les  divers  chefs 
de  rSclamations  ont  la  m§me  cause,  et  si  le  dSbiteur  peut 
exciper  k  raison  de  l'une  des  prStentions  därivant  d'une 
Operation  de  jeu,  il  le  peut  aussi  k  raison  des  autres.  Lorsque 
la  couverture  consistera  en  numSraire  ou  en  titres  au  porteur, 
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il  7  aura  de  fait  un  paiement  aiitioip6,  le  commissionnaire 
devenant  propri6taire  de  la  couverture  jusqu*ä  ooncurrence 
des  frais,  de  la  provision  et  des  diffSrences  acquitt^es  (sauf, 
bien  entendu,  Tart,  514  in  fine).  Lorsque  la  couverture  con- 
siste  en  titres  nominatifs  non  endoss^  ou  c^d^s,  il  n'y  aura 
ni  paiement;  ni  nantissement  (cfr.  art.  215),  ni  mdme  droit 
de  r^tention  en  iaveur  du  commissionnaire.  Efiectivement, 
pour  ne  parier  que  des  droits  de  gage  et  de  r^tention,  ces 
droits  ne  sont  que  des  accessoires  de  la  creance  principale  et 
si  la  creance  principale  elle-mSme  n'existe  pas,  ses  accessoires 
tombent  avec  eile.  Lorsque  les  titres  nominatifs  auront  6ti 
endossäs  ou  cädSs,  que  le  commiasionnaire  en  sera  devenu 
propriätaire,  il  y  aura,  en  revanche,  paiement  anticip6  jusqu'ä 
due  concurrence. 

On  pourrait  se  demander  peut-dtre  si  le  commissionnaire 
ne  serait  pas  en  droit  de  conserver  la  couverture,  en  se 
fondant  sur  l'art.  75  C.  0.,  et  cela  dans  tous  les  cas,  sauf 
ä  s'exposer  ä  une  aotion  pönale  pour  ce  qu'il  en  retiendrait 
au-delä  de  ses  frais,  provisions  et  paiements.  Mais  l'art.  75 
n'accorde  de  rep^tition  que  pour  „ce  qui  a  kik  donnö  en 
Yue  d'atteindre  un  but  illicite  ou  immoral.  **  Or  les  march^s 
diffärentiels,  pour  n'§tre  pas  16galisäs,  n'en  sont  pas  moins 
licites.  Quant  &  les  qualifier  d'immoraux,  ni  le  l^gislateur, 
ni  Topinion  publique  n'ont  encore  poussö  le  puritanisme  aussi 
loin.  La  sp^culation  est  bien  regardöe  comme  immorale  dans 
son  principe,  roais  de  cette  immoralitä  tolär6e  par  la  cou- 
turne  sociale  et  que  le  droit  positif  ne  condamne  pas.  Nous 
pouvons,   en  consequence,  ne  point  nous  ocaper  de  Part.  75. 

Si  le  commissionnaire  lui-mdme  qui  figure  dans  Toperation 
seulement  comme  interm6diaire  n'a,  Selon  nous,  auoune  action 
contre  le  commettant,  lorsqu'il  a  participä  sciemment  k  une 
Operation  de  jeu,  il  ya  sans  dire  que  nous  arriverions  au 
mSme  rösultat  ä  T^gard  de  tout  mandataire  qui  n6gocierait, 
le  sachant  et  le  voulant,  un  march6  diffl&rentiel  pour  le  compte 
d'un  tiers.  II  faut  que  la  loi  d^ploie  tous  ses  effets  naturels; 
et  toutes  les  cr^ances  nees  des  affaires  vis^es  par  l'art.  512 
sont  d^pourvues  d'action   civile   lorsque  le  creancier   n'a  pas 
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ignor^  leur  cause.  Sans  doute,  la  preure  de  la  complicit6  de 
rintermÄdiaire  ne  sera  point  ais6e  k  faire;  si  eile  est  faite, 
il  ny  a  pas  de  motif  pour  le  mettre  k  Tabri  de  Texception 
de  Jen.  La  jurisprudence  frangaise  a  d^cidi,  d'une  mani&re 
constante,  arant  la  loi  de  1885^  que,  dans  les  rapports  des 
agents  de  change  avec  leurs  clients,  Tagent  de  change  qui 
avait  pr^tö  son  ministöre  k  des  Operations  assimilables  au 
jeu  ou  au  pari;  ^tait  sans  aucune  action  soit  en  paiement  de 
ses  provisionS;  soit  en  remboursement  de  ses  avances.  Celui 
qui  a  soiemment  accepte  le  mandat  de  jouer  ou  de  parier, 
de  participer  en  connaissance  de  cause  k  un  contrat  sinon 
illioite  au  sens  propre  du  niot  du  moins  d^savouö  par  la  loi, 
s'est  associe  aux  chances  de  l'opäration;  et  quand  il  aurait 
pay6  le  gagnant,  meme  en  exeoution  d'un  second  mandat, 
greffÄ  sur  le  premier,  une  fois  la  perte  consommöe,  il  serait 
destitu^  de  toute  action  en  remboursement.  Le  voeu  de  la 
loi  ne  doit  pas  dtre  trompS;  il  ne  doit  pas  ätre  possible 
d'^luder  ses  prescriptions,  „en  donnant  k  penser,  comme 
l'explique  Marcade,  qu'entre  des  joueurs  auxquels  toute 
action  rSciproque  est  interdite,  un  tiers  pourrait  se  placer 
qui)  participant  au  jeu  comme  interm^diaire,  viendrait  plus 
tard,  sous  le  prätexte  de  paiements  effectu^s  ä  la  döcharge 
et  en  Tacquit  du  perdant,  actionner  ce  dernier  en  justice." 

En  rev^anohe,  quand  une  personne,  qui  n'a  pas  serri 
d'interm^diaire  dans  le  jeu,  accepte  du  perdant  le  mandat 
d'acquitter  la  dette  et  qu'il  la  paie,  il  a  Taction  de  mandat 
contre  son  mandant,  et  Texception  de  jeu  est  inadmissible  de 
la  part  de  celui-ci,  puisqu'aussi  bien  le  mandat  de  payer 
une  dette  semblable  doit  dtre  reconnu  par  la  loi  comme  le 
paiement  lui-m^me.  II  en  serait  autrement  d'un  g^rant  d'af- 
faires,  qui  aurait  payS  sans  Tassentiment  et  peut-etre  ä 
Tinsu  du  perdant;  ce  dernier  ne  saurait  etre  d^chu  du  b^n^fice 
de  Tart.  512  C.  0.  et  Texception  de  jeu  devrait  6tre  accueillie. 

D'autres  questions  se  posent.  Nous  ne  nous  attacherons 
pas  k  Celles  de  pur  detail;  ainsi  nous  nous  contenterons  de 
rappeler  que  la  caution  peut  opposer  Texception  de  jeu  tout 
aussi  bien  que  le  dibiteur  principal,  qu^une  hypothfeque  ou  un 
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gage  constitue  aux  fins  de  garantlr  une  dette  de  jeu  n'est  pas 
valable^  que  l'art.  512  n'a  pas  d'effet  rötroactif,  eto.  Mais  il 
importe  de  recberoher  si  l'exception  de  jeu  dans  les  marchäs 
diffSrentiels  est  rraiment  d'ordre  public,  et,  dans  raffirmative, 
quelles  sont  les  consequences  de  ce  prinoipe* 

L'exception  de  jeu  a  pour  motif  l'ordre  public;  eile  n'est 
pas  d'ordre  public,   le  jeu  6tant  plus  ou  moins  r^prouvS  par 
la  loi  mais  n'ötant  pas   une  cause  illicite  d'obligation.     De 
mdme  qu^on  peut   valablement  renoncer  k  la  prescription  et 
que,    comme   le   porte  Part.  2223  0.  civ.  fr.,   „les  juges  ne 
peurent  pas  suppiger  d'office  le  moyen  rSsultant  de  la  pres- 
cription,^ de  mdme  on  peut  valablement  payer  une  dette  de 
jeu.      Les    marcb^s    dififörentiels    engendrent    une    Obligation 
naturelle,  dont  Tex^cution  volontaire  constitue  une  v^ritable 
solulio  (cfr.  art  513  et  514  ci-apr^s).     Celui  qai  est  actionn6 
en  vertu  d'une  dette  de  jeu  est  dono  libre  de  payer  ou  d'ex- 
ciper.     S'il  surgit  uü^  procfes   entre   gagnant  et  perdant,    et 
que  celiii-ci  refuse  de  scrJib^rer  en  invoquant  la  coinpensation 
ou  tout  autre  moyen,  mais  8ai]ft§Lf*i''ö  valoir  Texception  de  jeu, 
les  tribunaux  ne  sont  pas   en   drSIRL^®   l'admettre.     Quand 
bien   m§me  U  r^sulterait  de   rensembl^S^»  f^^^*  ^^  ^%®' 
que  la  röclamation   du  demandeur  a   pour^J®*^  ^^^    ^®**^ 
de  jeu,  si  le  döfendeur  n'a  pas    excip6,   c'estSt^^  "®  P®"* 
§tre  suppl66  d'office  k  son  süence  sur  ce  point     lH  "^  "^"^^ 
parait  pas  qu'il  puisse  exister  un  doute  k  cet  Agar! 
Nous  n  Vouvons,  d'aatre  part,  point  de  scrupules  ä . 
dans  un   autre  ordre  de  faits,    Topinion    qui  tendraii 
pliquer  le  droit  föderal,  k  Texclusion  du  droit  Strange 
marchÄs  diffirentieis  qui,  conclas  valablement  sous  l'ei 

Trxbuna  föd6ral  a  d6cid6  sur  ce  point  (Arr^ts,  XII,  381, 

iwl  :     '"!•  T'f\?^''  ^^^^  application  du  droit  6trangei. 
exceptxon  txr^e  de  Tart  512  C.  0.;   c'est,  en  effet,  par  d<^ 
con«d6rations  de  morale  que  le  16gislateur  a  priv6   du  droii. 

ca"r   '".  '"""   '"   "^"''«  '  ^--^  ^-  pr^sentent  les 
caractär^  du  jeu  et  du  pari,  et  le  Tribunal  de  jugement  est^ 

en  pareil  cas,  h6  par  une  semblable  disposition  d'ordre  pubUc  « 


} 


•  v 
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II.  Les  art.  513  et  514. 

Ces  deux  articles  ne  mentionnent  par  les  luarohös  dif- 
färentielS;  mais  il  est  clair  qu'ils  leur  sont  applicables  tout 
oomme  au  jea  et  au  pari,  k  raison  de  rasaimilation  compl&te 
faite  par  Tart.  512  in  ßne  (ofir.  Revue  de  jur.  ßd.  IV,  Nr.  64. 
Vly  Kr.  47).  Voici  d'abord  la  teneur  de  Tart.  513:  „Le  paie- 
ment  d'une  reconncUssance  de  dette  ou  d'une  obUgation  de  change 
souscrite,  ä  Utre  de  couioeriure,  par  Vauteur  du  jeu  ou  du  pari 
ne  peut  üre  poursuivie  en  justicey  lors  mime  que  ce  demier  se 
seraU  dessaiei  du  dit  acte.  -•  Toutefois  le  prisent  (xrUde  ne  di- 
roge  pae  aux  regles  apSdales  en  maUire  de  leäre  de  change^' 
(cfr.  art.  16  al.  2  et  811).  Gette  disposition  legale  a  essen- 
tielleraent  pour  but  de  sanotionner  le  principe  de  Tart.  512, 
d'empScher  que  ce  principe  ne  seit  mäconnu  par  la  Substitution 
d'un  rapport  juridique  ä  un  autre  qui  pourrait  servir  de  base 
k  une  Obligation  ciirile.  La  reoonnaissanoe  de  dette  ou  l'obli- 
gation  de  change  90uscrite  par  le  perdant,  k  titre  de  courer- 
ture,  n'est  effectivement  qu'une  simple  promesse  de  paiement 
qui  n*enl6ve  pas  au  dibiteur  le  droit  de  soulever  Texception 
de  jeu.  B'un  autre  cdt6,  si  m^me  le  perdant  s*est  dessaisi 
de  Tacte  constatant  la  reconnaissance  de  dette  ou  Tobligation 
de  change,  il  peut  encore  opposer  son  exception  au  gagnant, 
ainsi  qu'aux  tiers  porteurs  de  mauraise  foi,  tandis  qu'il  devra 
payer  aux  tiers  porteurs  de  bonne  foi  qui  n'ont  pas  connaissance 
de  la  cause  de  la  dette;  sauf,  yraisemblablement,  dans  ce 
dernier  cas,  un  recours  du  d^biteur  (le  perdant)  contre  le 
gagnant  (condictio  sine  cauBä),  car  celui-ci  ne  doit  pas  pouvoir 
rendre  illusoire,  par  la  cession  de  son  titre,  le  ben6fice  16gal 
de  Texoeption  de  jeu.  II  Importe  peu  d'ailleurs  que  la  „oou- 
verture"  dont  parle  Part.  513  ait  6t6  fournie  pour  garantir  des 
risques  eventuels  ou  pour  consacrer  une  dette  d^jä  existante. 
En  ce  qui  concerne  plus  sp^cialement  Part.  513  alin.  2,  le 
16gislateur  a  eu  en  vue  Part.  811  C.  0.,  d'aprfes  lequel  le 
porteur  de  bonne  foi  d'une  lettre  de  change,  m§me  souscrite 
ensuite  d'une  Operation  de  jeu,  est  en  droit  de  faire  valoir  sa 
creance  sans  que   le   dSbiteur  puisse  se   pr^valoir  k  son   en- 
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oontre  de  l'art.  512  (Revue  de  jur.  f4d,  IV,  Nr.  64,  VII, 
Nr.  47);  le  porteur  de  mauraise  foi  ne  pourrait  pas  se  prö- 
valoir  de  Tart.  811,  et  le  dSbiteur  aurait  contre  Ixxil'eiccepiio  doU. 

Mais  le  paiement  volontaire  d^une  dette  de  jeu  Stant 
ralable,  il  faut  n^cessairement  admettre,  ^  l'art.  513  n'j  met 
point  obstacle^  —  que  ce  paiement  peat  avoir  lieu  au  moyen 
d'une  daUo  in  »olutum,  par  la  oession  d'ane  creance,  Tendosse- 
mect  d'une  lettre  de  change,  etc.,  ou  par  le  moyen  de  la 
compensation.  En  acceptant  de  compenser,  en  donnant  ä 
titre  de  paiement,  le  perdant  a  renoncä  k  son  exception  de 
jeu  dans  le  sens  de  Tart.  514;  la  dette  de  jeu  est  d^sormais 
Steinte  et  Texoeption  qui  en  därivait  de  mdme. 

La  dette  de  jeu  peut,  d'autre  part,  etre  valablement 
c6dee  comme  teile,  sans  que  cette  cession  modifie^  au  sur- 
plus,  la  Position  du  döbiteur.  Quant  ä  la  noratioii,  eile  est 
bien  admisaible,  mais  dans  cette  mesure  seulement  que  la 
creance  nov^e  ne  produit,  en  principe,  que  les  effets  d^une 
Obligation  naturelle«  Ceci  est  certain,  quand  il  y  a  novation 
par  changement  d'objet;  mais,  dans  Tespöce  de  texpromimo, 
et  dans  celle  de  la  del6gation  parfaite,  il  ne  semble  pas  que 
l'art.  513  s^oppose  k  ce  que  la  creance  ainsi  nov^e  puisse 
etre  poursuivie  en  justice  oontre  le  nouveau  dibiteur;  enfin, 
dans  la  novation  par  changement  de  creancier,  le  däbiteur 
n'a  pas  contre  le  nouveau  cr6ancier  Texception  de  jeu  si  ce 
dernier  n'a  pas  connaissance  de  la  cause  de  la  dette. 

Bappelons  encore  que,  dans  une  association  de  plusieurs 
joueurs,  les  co-sooietaires  ont  une  action  en  partage  contre 
celui  des  associ^s  qui  d^tient  les  sommes  gagn^es  (cfr.  Arrits 
du  T,  F.  Xy  563),  car  nous  ne  sommes  plus  ici  en  pr^sence 
d'un  rapport  juridique  se  confondant  avec  Topäration  de  jeu 
elle-meme.  Mais  Tun  des  associSs,  par  exemple,  ne  pourrait 
riclamer  en  justice  les  paiements  effectu^s  pour  le  compte 
de  ses  co-soci6taires. 

L'art.  514  est  ainsi  congu:  „On  ne  peut  repeter  ce  qu'on 
a  payi  volontairemeni  qu^  si  VexicuUon  rigulidre  du  contrat  a 
il6  empSchee  par  un  cas  fortuit  ou  par  le  fait  m^me  de  l'auire 
pariie,  ou  si  cette  demiire  s'est  rendue  caupable  de  dol.^    Comme 
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nous  Favons  expliqui  ailieurs  (Manuel  du  droit  fid^al  des 
obligationsj  609):  „Ge  texte  parait  inintelligible,  au  premier 
abord.  L'art.  514  signifie:  qua  le  pordacit  ne  peut  r^pSter 
ce  qu'ii  a  yolontairement  payö  que  si  rop^ration  formant 
Tobjet  du  jeu  ou  du  pari  a  6t6  empSchie  —  vereitelt,  qui  a  le 
sens  de:  faire  6obouer  —  par  un  oas  fortuit,  ou  par  celle  des 
parties  ayant  regu  le  paiement,  ou  encore  par  des  manoeurres 
frauduleuses  de  cette  dernifere." 

Ainsi  notre  Code  prescrit  que  les  marches  diffi&rentiels, 
assimil^s  au  jeu  et  au  pari,  ne  crSent  pas  d'obligation  civile, 
mais  que,  rögle  g^nörale,  la  condictio  indebiti  n'est  pas  accord^e 
k  celui  qui  a  pay^  une  dette  de  jeu,  quand  bien  m^me  oelui- 
ci  se  serait  cru  par  erreur  oblig^  au  paiement  et  pourvu  que 
son  paiement  ait  6t6  volontaire.  Le  paiement  erron6,  notam- 
ment,  est  consid^rö  comme  valable;^)  lex  non  disUnguit.  Une 
Obligation  naturelle  a  6t6  execut^e  et  notre  Code  respecte 
cette  ex6cution  k  Tinstar  de  nombreuses  autres  lois,  k  con- 
dition  qu'elle  ait  6t6  volontaire. 

Si  le  droit  de  r^pätition  a  öt6  6cart6,  c'est  que  le  jeu 
et  le  pari  pour  „ne  donner  lieu  k  aucune  action  en  justice^ 
n'en  creent  pas  moins  une  Obligation  naturelle,  d'une  esp^ce 
partiouli^re  il  est  vrai,  en  ce  que  la  loi  attribue  k  la  dette 
de  jeu  plus  ou  moins  d'effets  qu'ä  Tobligation  naturelle.  II 
n'y  avait  pas  de  raison  d'en  interdire  TexÄcution  volontaire, 
d'autant  plus  que  si  la  loi  attache  une  certaine  r^probation 
au  jeu  et  au  pari,  eile  ne  les  envisage  point  comme  des 
causes  illicites  d'obligation.  Et  puis,  le  droit  de  rep^tition 
deviendrait  la  source  de  contestations  nombreuses  et  d^licates, 
dont  les  Tribunaux  ne  doivent  pas  avoir  k  s'occuper,  puis- 
qu'enfin  les  interßts  näs  des  Operations  vis^es  par  les  art.  512 
et  8.  ne  m6ritent  pas  plus  la  sollicitude  des  autoritSs  judi- 
ciaires  que  celle  du  legislateur.     On  dira  que  Texclusion  du 

^)  Et  s'il  provenait  d^an  h^ritier  qui,  ne  connaUsant  pas  la  cause 
d'un  billet  souscrit  par  son  auteor  pour  une  dette  de  jeu,  en  paierait  le 
montant  au  gagnant?  Nous  n'admettrions  pas  non  plus  la  repetition,  car 
c'est  la  volonte  de  payer  du  perdant  qui  Importe  et  on  peut  la  tenir  pour 
existante  dans  une  semblable  Hypothese. 
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droit  de  r^pötition  est  ätablie  surtout  en  faveur  des  joueurs 
de  mauvaise  ioi  qtti,  en  cas  de  perte,  sauront  invoquer  l'ex- 
ception  de  jeu^  et,  en  cas  de  galn,  dSoider  peat-6tre  lenrs 
co*contractant8  k  se  lib^rer  envers  eux,  tandis  qne  les  joaeors 
honnStes  paieront  toajours  leors  pertes  et  n'ont  auoune  ga- 
rantie  d'Stre  payes  de  leurs  gains.  Mais  la  Ioi  n'a  pas  k 
s'immiscer  dans  les  relations  porement  personnelles  des  par- 
ties.  Que  les  joueurs  s'arraogent  de  fagon  k  choisir  leura 
partenaires!  Ils  n'ignorent  pas  ce  ä  quoi  ils  s'exposent  en 
joaant. 

Ainsi  le  paiement  yolontaire,  qu'il  ait  itb  fait  en  numö- 
raire,  en  titres  au  porteur,  sous  forme  de  datio  in  soiuhNn  par 
le  transport  de  la  propriSte  d'une  creance,  d'une  lettre  de 
change,  d'un  meuble  ou  d'un  immeuble,  —  le  perdant,  ajou- 
tons-le^  n'est  point^  dans  oes  cas,  tenu  k  garantir  la  röa- 
litö  du  droit  c6d6,  —  le  paiement  Tolontaire  ne  peut  plus 
6tre  räp6tä.  Quand  les  enjeux  ont  &t&  remis  k  un  tiers,  le 
gagnant  n'est  sans  doute  pas  fond6  k  r^clamer  la  propriäte 
de  l'enjeu;  mais  si  le  dSpositaire  s'en  est  dessaisi  en  faveur 
^^  gftgnant,  avant  la  r^yocation  du  mandat  de  payer,  il  y  a 
paiement  volontaire  dans  le  sens  de  la  Ioi. 

L'art.  514  ne  reconnalt  le  droit  de  r6p6tition  que  dans 
deux  circonstances: 

1^  si  Tex^oution  röguli^re  du  contrat  a  6t6  empdchSe 
par  un  cas  fortuit  ou  par  le  fait  m§me  de  Tautre  partie; 

2^  si  le  gagnant  s*est  rendu  coupable  d'un  dol,  car  le 
perdant  n'a  entendu  payer  que  dans  la  pens6e  qu'il  a  r^eUe- 
ment  perdu,  en  dehors  de  toute  snpercherie  ou  escroquerie 
de  la  part  de  son  co-oontractant.  Les  faits  de  supercherie 
ou  d'escroquerie  sont  opposables  au  gagnant,  qu^ils  aient  &te 
accomplis  au  cours  de  Toperation  de  jeu  ou  pour  obtenir  le 
paiement. 

Enfin,  il  est  oertain  que  la  räp6tition  serait  6galement 
admissible  si  le  paiement,  m3me  volontaire,  avait  eu  lieu  par 
un  incapable,  un  mineur,  un  interdit,  une  femme  marine;  en 
Tabsence  d'une  autorisation  du  repr^sentant  ISgal:  un  inca- 
pable,    qui  n'a  pas  la  capacite  de  vouloir  juridiquement,    ne 
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peut  effectuer  un  paiement  volontaire.  Si  le  representant 
l^gal  arait  donnö;  en  oonnaissance  de  cause;  son  autorisation 
au  paiement  d'une  dette  de  jeu,  il  engagerait  sa  responsa* 
bilit6  enrers  le  reprÄsentÄ. 

Comme  nous  n'avons  par  Tintention  d'äcrire  une  disser- 
tation  sur  les  marohäs  diffSrentiels,  mais  seulement  de  prä- 
senter un  rapport  destinä  k  servir  de  base  k  une  discussion, 
nous  pouvons  nous  en  tenir  k  ces  indications  sominaires  sur 
les  textes  16gaux  et  leur  application.  II  nous  reste  k  ex- 
primer,  puis  k  motiver  briävement,  notre  opinion  sur  le  mörite 
de  la  Solution  consacr^e  par  Part.  512  alin.  2  C.  0. 


§  3.    Considörations  theoriques  et  critiques. 

On  a  pu  voir  dbjk  que  nous  sommes  partisan  de  Passi- 
milation  des  Operations  de  bourse  a  Celles  du  jeu  ou  du 
pari,  en  tant  que  ces  Operations  ont  uniquement  pour  but  la 
spöculation  sur  la  diff^rence  des  cours  et  qu'elles  n'ont  abso- 
lument  rien  d'un  marchS  k  terme  s^rieux.  Tout  le  monde  est 
d'accord  pour  d^plorer  les  dösastreuses  cons^quences  de  la 
speculation,  Ghaoun  doit  reconnattre  d'autre  part,  qu'elle  est, 
dans  Porganisation  sociale  actuelle,  sinon,  comme  l'a  dit 
Proudhon,  „le  g6nie  de  la  döcouverte",  du  moins  Tun  des 
agents  les  plus  actifs  du  commerce  et  Tun  des  Clements 
essentiels  du  credit  public;  la  circulation  des  capitaux,  la 
r^gularisation  du  nu)uvement  des  cours,  son  röle  ^minemment 
f^oond  dans  la  souscription  des  emprunts  d'£tat,  voük  quel- 
ques-uns  de  ses  principaux  bienfaits  qu'il  serait  injuste  et 
pu6ril  de  nier.  Mais  la  mädaille  a  un  terrible  revers.  La 
sp^culation,  inproductive  au  demeurant  dans  son  principe, 
inspir^e  par  les  seules  suggestions  de  TinterSt  particulier, 
peut  non  seulement  conduire  k  rencombrement,  par  suite 
d^une  exoessive  d^pense  de  capitaux  et  de  forces,  mais  donner 
au  mouvement  des  cours  un  caract^re  purement  factice:  de 
Ik  tant  de  catastrophes  financiöres,  qui  jettent  une  si  profonde 
perturbation  dans  les  affaires  et  compromettent  si  gravement 
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rSpargne  d'un  pays.  D'un  autre  c6t6,  Tappät  dVn  gain 
faoile,  ] 'Illusion  de  responsabilitös  improbables  et  lointainea^ 
le  relächeraent  moral  qui  est  PinÄvitable  risultat  du  jea 
envisag^  bientöt  comme  le  grand  effort  et  le  but  de  la  rie, 
la  fächeuse  habitude,  Tirresistible  tentation  de  ne  plus  propor- 
tionner r^tendue  de  ses  affaires  k  celle  de  ses  ressources, 
Pagitation  et  la  &bvre  prenant  la  place  des  paisibles  et  saines 
emotions  du  trarail  en  m^me  temps  que  le  travail  lui-mäme 
est  exploite  par  des  interm^diaires  indiffirents  ä  tout  ce  qui 
n'est  pas  leur  avantage  personnel,  des  fortanes  scandaleuses 
näes  d'un  coap  de  chance  et  bäties  sur  des  ruines^  toutea 
ces  consid^rationS;  auxqaelles  noos  pourrions  en  ajouter  bien 
d'autres,  ont  ditermini,  dans  Topinion  publique,  un  courant 
de  räprobation  contre  les  sp^oulateurs ;  et  le  l^gislateur  a  dd, 
ou  devra  bien  suivje  ce  courant. 

S'il  conrient  de  protäger,  de  16galiser,  les  Operations  de 
bourse  s^rieuses  qui  constituent  de  v^ritables  marchös,  en 
depit  de  leur  caract^re  al^atoire,  il  est  permis,  il  est  nÄ- 
cessaire  de  mettre  un  frein  k  Celles  de  ces  Operations  qui 
sont  de  simples  jeux  ou  de  simples  paris  d6guis6s.  On  ne 
voit  Fraiment  pas  pourquoi  la  loi  entourerait  de  garanties 
quelconques  des  jeux  ou  des  paris  portant  sur  des  marchan- 
dises  ou  des  valeurs  de  bourse,  alors  qu'elle  enrisage  le  jeu 
et  le  pari  eux-mdmes,  quand  ils  ont  un  objet  diff6rent,  comme 
des  contrats  destitu^s  de  toute  sanction  civile.  8i  TintärSt 
social  exige  que  le  jeu  et  le  pari  soient  traitös  comme  des 
Conventions  d^pourvues  de  toute  action  e»  justice  et  si  per- 
sonne ne  conteste  la  justesse  du  principe  pos6  k  Tart.  512 
alin.  1  de  notre  Code  föderal  des  obligations,  pourquoi  Tint^rdt 
social  commanderait-il  qu'on  ftt  une  exception  en  faveur  de 
ceux  des  marchäs  k  terme  qui  sont  tout  uniment  des  jeux 
ou  des  paris?  Et  la  jurisprudence  du  Tribunal  föderal;  se 
conformant  exactement  au  texte  et  au  voeu  de  la  loi,  ne 
tient  pour  soumis  k  la  prescription  de  Tart.  512  in  fine  que 
les  maroh^s  difförentiels  proprement  dits.  II  j  a,  on  le  sait, 
un  march^  de  cette  espfece  quand,  dans  une  vente  k  livrer  de 
marchandises  ou  de  valeurs  de  bourse,  la  fixation   d'un   prix 
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de  vente  a  simplement  pour  but  de  regier  k  i'avance  la 
question  de  savoir  qui^  de  Tacheteur  ou  du  vendeur^  paiera 
la  diffärence  entre  le  prix  convenu  et  le  coura  de  la  boarse 
ou  du  marchi  au  jour  de  r^chöanoe,  ensorte  que  le  contrat 
serait  sans  effet  si  le  cours  de  la  bourse  ou  du  marchS  et  le 
prix  convenu  correspondaient  absolument,  tandis  que,  si  cette 
concordance  n'existe  point,  l'une  ou  Tautre  des  parties  devra 
acquitter  la  diffSrence.  II  peut  aiusi  ^tre  stipulä  qu'aucune 
des  parties  n'est  en  droit  d'exiger,  l'une  la  d^livrance^  l'autre 
le  prix  de  livraison  des  marchandises  ou  valeurs  de  boarse 
formant  Tobjet  du  oontrat,  mais  que  celui-ci  portera  exclu- 
sivement  sur  la  diff^rence  de  cours.  Le  caract^re  distinotif 
et  primordial  du  y^ritable  inarch6  diff6rentiel  est,  qu'expres- 
söment  ou  tacitement,  les  parties  se  sont  entendues  pour  ex- 
clure  rex6cution  reelle  du  contrat  et  ne  späculer  que  sur  les 
diff6rences. 

Les  Motifs  k  Tappui  du  Projet  de  Code  civil  allemand 
reniermenty  k  propos  de  la  mati&re  qui  nous  occupe,  les 
explloations  suivantes:  „II  est  inutile  de  prendre  pour  modMe 
diverses  lois  qui,  en  traitant  des  marchös  differentiels»  n'ont 
eu  en  vue  que  les  marchös  differentiels  proprement  dits  et 
de  d^cider  s'il  j  a  lieu  de  les  assimiler  au  jeu  et  au  pari,  car, 
ainsi  que  nous  l'avons  fait  remarquer,  ces  march^s  ne  jouent 
pas  le  moindre  röle  dans  la  vie  pratique.  On  pourrait  aller 
plus  loin  s41  se  r6v61ait  quMl  füt  däsirable  de  prendre  des 
mesures  contre  ceux  des  march^s  k  terme  qui,  par  leur  r6- 
sultat,  se  confondent  plus  ou  moins  avec  les  F^ritables 
march^s  diS^rentiels."  II  semblerait  que  ces  derni^res  Ope- 
rations fussent  tr^s  rares,  alors  qu'en  r^alitä  elles  sont  des 
plus  communes ;  toutefois  il  est  possible  que,  dans  leur  forme 
apparente,  elles  ne  cadrent  pas  toujours  avec  la  d^finition  du 
reines  Differenzgeschäfty  car  les  parties  chercheront  souvent  k 
deguiser  ou  k  simuler  pour  ^chapper  k  l'application  de  Tart.  512. 
Mais,  ainsi  que  le  reut  Tart.  16  C.  0.:  „Pour  appr^cier  la  forme 
et  les  clauses  d'un  contrat,  il  faut  rechercher  la  commune  in- 
tention  des  parties,  sans  s'arrdter  aux  d^nominations  ou  aux  ex- 
pressions  inexactes  dont  elles  se  sont  servies,  seit  par  erreur, 
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seit  pour  deguiser  la  nature  v^ritable  de  la  Convention  (simn* 
lation)''.  Au  reste,  si  l'on  voulait  faire  de  la  subtilit^^ 
Tart.  512,  al.  2,  ne  mentionne  pas  seoleinent  les  marchös 
difförentiels  proprement  dits  comme  n^  donnant  ancane  action 
en  justice,  mais  les  march^s  k  terme  (Lieferungs-  und  Differenz- 
geschäfie,  dans  le  texte  allemand)  qui  presentent  les  oaract&res 
du  Jen  ou  dn  pari.  La  oombinaison  des  art.  16  et  512  alin.  2 
nous  montre  que  les  Tribunaux  ont  une  assez  grande  libertä 
d'appr^ciation.  Quand  une  Operation  de  bourse  ne  sera  qu'un 
marche  k  terme  fictif,  quand  des  cireonstances  de  Taffaire  11 
d^coulera  que  les  parties  n*ont  eu  qu*un  but  de  späculation, 
arouÄ  ou  d^guisö,  en  faisant  abstraction  de  T^rentualitä  d*une 
exÄoution  s6rieuse  du  march^,  lorsque  la  Convention  ne  sera 
plus,  en  somme,  qu'un  pari  sur  la  hausse  ou  la  baisse  des 
oours,  un  jeu  d'une  nature  particuli&re,  la  jurisprudence  ad- 
mettra  l'exception  de  jeu.  Ce  n'est  pas  la  oirconstance  que 
le  marchö  k  terme  a  lieu  k  couvert  ou  k  d6couvert  —  car 
des  marchäs  k  terme  k  d6couvert  peuvent  6tre  tr&s  r^els  — 
qui  foumit  un  critfere  sufiisant  pour  dSterminer  quels  marchös 
le  l%islateur  a  vis6s  k  Part.  512  in  fiae,  mais  bien  la  cir- 
oonstance  que,  seit  lors  de  la  formation  du  contrat,  seit  m6me 
depuis,  11  a  6t6  entendu  entre  les  parties  que  la  livralson  des 
tltres  ou  marchandises  et  le  palement  de  leur  prix  nlntervien- 
dralent  pas  au  terme  convenu  et  que  le  marcbi  se  liquiderait 
par  un  simple  r^glement  de  difförences.  Touc  se  r^duit  donc 
k  une  question  d'intention  des  parties,  —  k  une  question  de 
fait. 

On  a  craint  que  la  jurisprudence,  gräce  k  la  latitude 
qui  lui  6tait  laiss^e,  ne  tombät  dans  des  incertitudes  ou  des 
contradictions.  On  a  pritendu  que  cette  latitude  n'^tait  pas 
sans  danger,  attendu  quUl  ne  serait  plus  possible  de  savoir 
quels  6taient  les  marchös  k  terme  auxquels  la  loi  refnse  tonte 
sanction  civile.  On  a  propos^,  pour  remedier  k  une  Situation 
que  Ton  jugeait  p6rilleuse,  de  n'assimiler  au  jeu  et  au  pari 
que  les  Operations  difi^rentielles  oti  les  contractants  stipu- 
leraient,  express^ment  et  ah  iniUo,  Texclusion  d'une  exöcution 
efiEective  du  marchi.  On  a  plaidö  en  faveur  de  la  ligaliti  des 
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Operations  diffi&rentielles,  naturellement,    tout  en  condamnant 
le  jeu. 

II  faut  dire  qa'en  v^ritä  les  inquietades,  les  scrupules  et 
les  voeux  n'ont  pas  leur  raison  d'etre  sous  Tempire  de  la 
l^gislation  en  vigueur  et  de  la  jurisprudence  admise  dans 
notre  pays.  Ce  n'est  pas  la  16galit6  des  Operations  de  bourse 
qui  ne  serait  point  reconnue,  mais  seuleinent  la  l^galite  des 
jeux  oa  des  paris  qui  prennent  la  forme  d*ane  Operation  de 
bourse.  Dhs  Tinstant  oü  le  jeu  et  le  pari  ne  sont  pas  pro- 
teg^s,  Texception  de  jeu  doit  dtre  acoueillie  oontre  toute 
Obligation  näe  de  rapports  juridiques  qui  ^pr^sentent  les 
caraotferes  du  jeu  et  du  pari^.  Et  corame  il  appartient  aux 
tribunaux  de  däfinir  ce  que  Ton  doit  comprendre  par  un  jeu 
ou  un  pari;  il  leur  est  Sgalement  r^serve  de  d^cider  quand 
un  marohe  k  terme  tombera  sous  Papplication  de  Tart.  512 
alin.  2.  Cette  libertö  d^appr^ciation,  qui  a  produit  de  bons 
risultatSy  est  le  meillear  moyen  d'assurer  k  la  loi  un  effet 
pratique  et  d'atteindre  la  speculation  reprouväe  par  le  ligis- 
lateur. 

Nous  roudrions  mdme  qu*on  ne  s'en  tint  pas  \k  et  qu'on 
eiargit  enoore  le  cadre  de  Part.  512,  en  ce  sens  qu'il  j  serait 
ajoute  une  disposition  ainsi  congue:  ,,Le  juge  prononce  libre- 
ment)  en  tenant  compte  des  circonstances".  II  importe  que 
Tautorite  judiciaire  ne  soit  pas  trop  rigoureusement  liSe  par 
les  prescriptions  de  la  proc6dure  sur  la  preure. 

Au  surpluS;  l'art.  512  m  ßne,  dans  sa  partie  qui  con- 
ceme  les  marcbes  k  terme,  est  parfaitement  inutile  et  nous 
ne  concerons  pas  qn'on  Tait  combattu  aveo  tant  d'acharne- 
ment.  Si  chacun  reconnait  la  n^cessite  de  destituer  de  toute 
sanction  oivile  les  obligations  fond^es  sur  un  jeu  ou  un  pari, 
toute  oontroverse  doit  cesser  ä  Tinstant,  puisqu'aussi  bien  les 
marchSs  k  terme  sont  legalisSs  pour  autant  qu'ils  ne  sont 
ni  un  jeu  ni  un  pari.  Et  maintenant,  qu'un  marchS  k  terme 
soit  un  jeu  avouS  ou  diguise,  il  est  un  jeu;  et  Tart.  512  alin.  2 
lui  serait  d&jk  applicable  si  le  16gislateur  n^avait,  par  surcrolt 
de  precautiooy  yigb  k  propos  de  rappeler  aux  tribunaux  que 
les  marchäs  ä  terme  pourraient  fort  bien  n'Stre  que  des  jeux 
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ou  des  paris.     L'art«  512  in  fine  n'est  dono  qu'un  memenJLo; 
il  n'etend^  ni  iii§me  ne  pr6cise,   le  premier  alinäa  du  mSme 
artiole;  il  se  borne  k  en  tirer  ane  coDsäquence  que  Pantorit^ 
judiciaire  eüt  tii*6e  en  Tabsence  d'un  texte  semblable. 
^  Ea  risum^,  nous  sonimes  plac^s,  en  ce  qui  conoerne  les 

^  Operations  de  bourse,    absolutnent  sous  le  mdme  regime  que 

F  la  France  ayant  1885:  ;,Le  jen  et  le  pari  ne  donnent  liea  k 

aucune  aotion  en  justice",  —  quel  qu'en  soit  Tobjet  ou  la 
mati^re,  des  marchandises,  ou  des  valeurs  de  bourse^  oa  antre 
ohose.  On  supprimerait  l'art.  512  m  fine  que  notre  loi  ne 
serait  nullement  modifiSe;  on  l'aurait  amput^e  d'une  phrase 
superflue  et  on  aurait,  du  meme  coup,  r^glä  une  question 
discutable:  oelle  de  savoir  si  la  disposition  relative  aux  avances 
^  et  pr@t8  peut  6tre  6tendue  aux  marchSs  k  terme  qui  pr6sen- 

tent  les  caract^res  d*un  jeu  ou  d'un  pari.  D'ailleurs,  les 
march^s  k  terme  ne  sont  gu6re  et  les  march^s  diff^rentiels 
ne  sont  jamais  conclas  que  sur  des  „marchandises  ou  väleurs 
de  bourse^y  si  bien  que  ces  termes  de  la  loi  n'apparaissent 
eux-m^mes  que  comme  un  pl^onasme;  et  puis,  le  mot  „mar- 
ohandises",  employe  ici  dans  un  sens  tout  a  fait  g^n^ral,  em- 
brasse  les  „valeurs  de  boiirse". 

La  disposition  g^n^rale  de  Part.  512  alin.  1,  fondue 
avec  la  premi&re  partie  de  l'alinäa  2  du  meme  artiole,  auf- 
firait  donc  pour  que  les  tribunaux,  si  on  leur  aocordait  par 
surcroit  la  facultö  d^appröcier  librement  les  preuves,  „de 
prononcer  librement,  en  tenant  compte  des  circonstances^ 
(cfr.  art.  202  alin«  2),  pussent  accneillir,  dans  des  limites 
possibles  et  raisonnables,  Texception  bas6e  sur  le  jeu  ou  le 
pari.  II  n'est  pas  n^cessaire  de  dispositions  speciales  sor 
les  marchös  diff6rentiels,  sur  les  march^s  k  terme  oü  la  li- 
vraison  est  exclue  par  l'intention  concordante  des  parties  et 
k  la  suite  desquels  on  ne  peut  exiger  que  la  di£F6renoe  entre 
le  prix  d'achat  et  le  cours  k  r6ch6ance.  On  derrait,  en  Tab- 
sence  mSme  d'un  texte  formel,  les  assimiler  au  jeu  ou  au 
pari,  comme  sous  l'empire  de  Tart.  1965  0.  cir.  fr«,  en  vertu 
de  l'art.  512  alin.  1.  Mais  dös  que  les  parties  conviennent 
s^ieusemeniy    qu'au  jour  fix6,    Pacheteur  aura   Pattemalice  de 
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r^clamer  soit  la  delivrance  des  marcbandises  ou  valeurs,  soit 
la  difference  des  cours,  il  n*y  a  plus  un  simple  oontrat  de 
jeu  et  Texception  de  jeu  devrait  ötre  rejetie.  II  faut  seule- 
rnent  que  les  tribunaux  aient  toute  latitude  d'atteindre  les 
jeux  ou  paris  d6guises  sous  l'apparence  d'un  maroli6.  Et 
alors,  la  jurisprudence  ne  sera  ni  aussi  incertaine  qu*on  le 
craint,  ni  aussi  d6sapm6e  qu'on  le  croit;  les  arrets  rendus 
par  le  Tribunal  föderal  dans  oe  domaine  le  montrent  avec 
toute  la  clartä  souhaitable. 

Quant  ä  legaliser  les  marches  diffirentiels  proprement 
dits,  les  jeux  de  bourse  qui  ne  sont  que  des  jeux  ou  des 
paris,  et  quant  k  doter  l'agiotage  de  mesures  protectrices,  il 
n*y  faut  point  songer.  Le  souci  de  l'interet  social,  le  respect 
de  l'opinion  publique  interdisent  au  legislateur  toute  initia- 
tive de  ce  genre.  Le  jeu,  sous  quelque  forme  qu*il  se  prä- 
sente ou  se  döguise,  ne  doit  pas  b6n6ficier  d'une  sanction 
legale,  car  il  est  dans  son  mobile,  dans  son  action  et  dans 
son  but  öviderament  contraire  ä  Tordre  publio.  Que  si  Ton 
voit  dans  Textension  de  l'exception  de  jeu  aux  Operations 
de  bourse  une  prime  6tablie  au  profit  des  joueurs  malhonn^tes, 
des  sp6oulateur8  döloyaux,  qui  ne  se  g^neront  pas  d'encaisser 
le  montant  de  leurs  gains,  quitte  k  refuser  le  paiement  de 
leurs  pertes,  nous  ne  saurions  partager  l'indignation  des 
avocats  de  la  16galit6  des  marcbes  diflferentiels,  car  l'agio- 
tage, r^prehensible  en  soi  et  funeste  k  tant  d'igards,  ne 
m6rite  pas  d'encouragements.  Ou  alors,  qu'on  propose  carr6- 
ment  la  suppression  g6n6rale  de  Texception  de  jeu! 

II  sera  meme  necessaire,  dans  le  futur  Code  p^al  suisse, 
d'6dicter,  au  chapitre  de  la  banqueroute,  des  prescrip- 
tions  severes  ä  l'encontre  des  döbiteurs  qui  se  seront  ruines 
et  qui  auront  fait  perdre  leurs  cr6anciers  en  se  livrant,  sous 
Tespfece  du  marchÄ  k  terme  ou  autrement,  k  la  passion 
du  jeu. 

Si  nous  avions  k  formuler  nos  conclusions,  nous  dirions 
tout  en  laissant  la  porte  ouverte  k  des  mesures  legislatives 
uniformes  sur  Torganisation  de  la  Bourse  et  en  les  recom- 
mandant  meme: 
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1^  Le  principe  de  Varticle  512  C  0.  doit  ßtre  mcüntenu. 

2^  L'artide  512  C.  0.  potirraii  itre  avaniageusement  modyie  en 
ce  sens  qu'on  en  retrancherait  la  demiire  parüe  {depuis 
i.  les  mots:  „e/  de  ceux"^  . . ,)  et  qiCon  le  compldteraU  par 

h  Vadjoncüon  dun  nowoel  alinia  ainsi  congu:  j^Lejugepro- 

I  nonce  Ubrement,  en  tenant  compie  des  circonstances." 

P  3^  II  y  aura   Ueu  d'introduiref   dam   le  fuiur  Code  pinal 

^^  suissey   des  dispositions  repressives  ä  Venconire  des  d£bu 

l^-y  ieurs  doni  la  diconfiture  aura  6ti  provoquie  par  le  jeu, 

f::.  en  particulier  par  les  jeux  de  bourse. 
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Referat 

von 

L.  R.  von  Saus  in  Basel. 


Die  Kompetenz  des  Bimdesgerichtes  in  Be- 
treibnngs-  nnd  Konkurssachen.  ^) 


I.  Die  Stellung  des  Bundesrates  in  Be- 
treibungs-  und  Konkurssachen  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs.  Im  Bundesgesetz  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  11,  April  1889  (B,  G.) 
wird  an  keiner  Stelle  das  Bundesgericht  erwähnt.  Von 
Kompetenzen  des  Bandesgerichtes  in  Betreibungs«  und 
Konkurssachen  ist  in  diesem  Bundesgesetze  ausdrücklich 
nicht  die  Bede.  Soweit  der  Bundesgesetzgeber  im  B.  G. 
selbst  einer  eidgenössischen  Instanz  die  Sorge  für  die  ^,gleich- 
massige  Anwendung^  der  Bestimmungen  dieses  Bundesge- 
setzes überträgt^  ist  diese  Instanz   der  Bundesrat. 

Der  Bundesrat  hat  zunächst  die  administrative 
Oberaufsicht  über  das  bundesrechtliche  Schuldbetreibungs- 
und   Konkurs wesen   in    den   Kantonen.     Diese    Oberaufsicht 


*)  Die  Kompetenz  des  BundesgerichtB  auf  Grund  der  eidgenössischen 
Spezialgesetzgebung  über  die  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen  und  der 
Notenbanken  wird  von  mir  nicht  berücksichtigt  werden ;  vgl.  B.  G.  Art.  30, 
Bundesgesetz  über  die  Verpfändung  und  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen 
auf  dem  Gebiete  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  24.  Juni  1874, 
Art.  12  fP.,  und  Bundesgesetz  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Bank- 
noten vom  8.  März  1881,  Art.  26  ff.,  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze, 
n.  F.  I  S.  121,  V  S.  400.  Vgl.  Mitteilung  des  Bundesgerichtes  in  seinem 
Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1892,  Archiv  für  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  II  S.  127,  Ziffer  3. 
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steht  ihm  nicht  nur  zu  kraft  seiner  allgemeinen  verfassungs- 
reuhtlichen  Stellung,  wonach  er  „für  Beobachtung  .  .  der  Ge- 
setze und  Beschlüsse  des  Bundes  .  .  zu  wachen^  hat,  Bundes- 
verfassung 1874,  Art,  102,  ZiflFer  2,  sondern  auch  auf  Grund 
der  besonderen  ausdrücklichen  Vorschrift  in  Art.  15  des  B.  G. 
Der  Bundesrat  wird  deshalb  im  B.  G.  für  befugt  erklärt,  die 
zur  „Vollziehung"  des  Gesetzes  erforderlichen  Verordnungen 
und  Reglemente  zu  erlassen^);  der  Bundesrat  kann  deshalb 
den  kantonalen  Aufsichtsorganen  bindende  Weisungen  er- 
teilen und  von  denselben  jährliche  Berichte  über  die  Geschäfts- 
führung der  Betreibungs-  und  Konkursämter  verlangen.  Der 
Bundesrat  hat  ferner  die  Befugnis,  durch  seine  Delegirten 
Inspektionen  und  Visitationen  der  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter vornehmen  zu  lassen,  vgl.  Archiv  für  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  II,  S.  126.  Zur  Anordnung  solcher  Visi- 
tationen ist  er  jedoch,  im  Gegensatz  zu  den  kantonalen 
Aufsichtsbehörden,  nicht  verpflichtet;  vgl.  B.  G.,  Art.  14.  15. 
Die  Organisation  der  Betreibungs-  und  Konkursämter  ist 
im  wesentlichen  Sache  der  Kantone');  die  Beamten  und  An- 
gestellten sind  kantonale  und  nicht  Bundesbeamte.  Ebenso 
sind  die  Aufsichtsbehörden  über  die  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter kantonale  Behörden  und  nicht  Bundesbehörden.  Dem 
Organ  des  Bundes,  dem  Bundesrat,  steht  nur  die  Oberauf- 
sicht zu.    Es  sind  daher  nur  die  kantonalen  AufBichtsbehördeti, 

^)  Vgl.  Verordnung  Nr.  1  des  Bundesrates  zum  Bundesgeaetze  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  18.  November  1891,  Reglement  fnr 
die  im  Betreibungs-  und  Konkursverfahren  zu  verwendenden  Formulare 
und  Register  und  die  Rechnungsführung,  Amtliche  Sammlung  der  Bandes- 
gesetze, n.  F.  XII  S.  401.  Verordnung  Nr.  2  vom  24.  Dezember  1892, 
Reglement  über  den  von  den  kantonalen  Aufsichtsbehörden  zu  führenden 
Titel  und  über  die  Einreichung  der  Beschwerden,  Amtliche  Sammlung, 
n.  F.  XIII  S.  218;  vgl.  Archiv  I  Nr.  70.  Protokoll  des  eidgenössischen  Rates 
für  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  1892,  zur  Frage  Nr.  63. 

')  Vgl.  Bundesbeschluss  vom  30.  Juli  1891  betr.  die  Sicherung  der 
Vollziehung  des  B.  G.  auf  den  1.  Januar  1892,  Übersicht  der  Verhandlangen 
der  Bundesversammlung  im  Juli  1891,  Nr.  4;  Entscheidungen  des  Bundes- 
rates vom  16.  Januar  1892,  Rekurs  Laim,  vom  28.  Juni  1892,  Rekurs 
Courvoisier.  vom  30.  Dezember  1892,  Bundesblatt  1892,  I  S.  494,  IV  S.  45. 
1893,  JI  S.  73. 
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nicht  aber  der  Bundesrat,  Disciplinarhehörden  gegenüber  den 
Beamten  und  Angestellten  der  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter. Die  Weigerung  einer  kantonalen  Aufsichtsbehörde, 
beispielsweise  über  einen  Betreibungsbeamten  eine  gesetz- 
mässige  Ordnungsstrafe  zu  verhängen;  kann  demnach  sowenig 
an  den  Bundesrat  weitergezogen  werden,  wie  die  von  einer 
kantonalen  Aufsichtsbehörde  ausgesprochene,  im  gesetzlichen 
Rahmen  der  Vorschriften  des.  Art.  14,  Abs.  2  des  B.  G.  ver- 
bleibende Ordnungsstrafe,  vgl.  Entscheidung  des  Bundesrates  vom 
7.  Februar  1893,  Rekurs  Küng,  Archiv  II  Nr.   14^). 

Die  kantonalen  Gerichte  (Art.  22  des  B.  G.)  und  die 
von  den  Kantonen  gemäs  der  Vorschrift  des  Art.  23  des 
B.  6.^)  zu  bezeichnenden  Behörden  stehen  dagegen  nicht 
unter  der  administrativen  Oberaufsicht  des  Bundesrates. 
Diesen  Amtsstellen  gegenüber  hat  der  Bundesrat  die  oben 
bezeichneten  Aufsichtsbefugnisse  nicht.  Weder  Verordnungen, 
Reglemente  und  bindende  Weisungen  (abgesehen  von  dem, 
kraft  der  besonderen  Ermächtigung  in  Art.  16  des  B.  G. 
durch  den  Bundesrat  zu  erlassenden  Gebührentarifs)^),  noch 
authentische  Gesetzesinterpretationen  kann  der  Bundesrat  an- 
die  genannten  kantonalen  Behörden  richten;  Visitationen  bei 
denselben  vorzunehmen,  Geschäftsberichte  von  denselben  ein- 
zufordern, dazu  ist  er  nicht  befugt.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass  der  Bundesrat  Uebergriffe  kantonaler  Gerichte  oder 
anderer  kantonaler  Behörden  in  den  Kompetenzkreis  der  Be- 
treibungs- und  Konkursämter  und  deren  Aufsightsbehörden 
ruhig  geschehen  lassen  muss,  .  Sowenig  insbesondere  die 
kantonalen  „Gerichte  den  Aufsichtsbehörden  der  Betreibungs- 
und Konkursämter  unterstellt  sind,  sowenig  stehen  die  letztern 
imter  der  Botmässigkeit    der  Gerichte;    beide   sind    sie  viel- 

*)  Vgl.  "Weber  und  Brüst  lein,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbe- 
treibung und  Konkurs  tüi  den  praktischen  Gebraueh  erläutert,  1891,  Art.  14, 
Anmerkung  2;  J.  Heuberge  r,  Das  Bundesgesetz  über  Scbuldbetreibung 
und  Konkurs  mit  Erläuterungen,  1892,  Anmerkung  zu  Art«  14. 

*)  Es  sind  die  Arrestbewilligungsbehörden,  die  Miet-  und  Pachtaus- 
weisungsbehörden und  die  Nachlassbehörden. 

')  Gebührentarif  zum  B.  G.  vom  1.  Mai  1891,  Amtliche  Sammlung,  n.  F. 
XII  S.  106.  Vgl.  Archiv  I  Nr.  18,  19,  26,  51,  68,  .83,  II  Nr.  12,  29,  36,  46,  57. 
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mehr  im  Staatsorganismus  gleichberechtigte  koordinirte  Be- 
hörden^';  vgl.  Entscheidungen  des  Bundesrates  vom  24.  De- 
zember 1893^  Rekurs  Frissiani,  vom  17.  Januar  1893,  Rekurs 
Flüekiger,  vom  3.  Februar  1893,  Rekurs  Frei,  vom  18.  April  1893, 
Rekurs.  R.  Stutz  &  Gie,  Entscheidung  der  Berner  Aufsichts- 
behörde vom  5.  Juni  1893,  Rekurs  Eberhard,  Archiv  II 
Nr.  2,  17,  66,  72,  740- 

Das  B.  G.  weisst  sodann  dem  Bundesrat  die  Stellung 
einer  obersten  Beschwerdeinstanz  zu.  Als  solche 
entscheidet  er  auf  Grund  rechtzeitig  erhobener  Beschwerde 
oder  ausnahmsweise  auch  von  Amteswegen  über  Rechtsver- 
letzungen auf  dem  Gebiete  des  Betreibungs-  und  Konkurs- 
verfahrens, vgl.  B.  G.,  Art.  19,  20, 173,  Abs.  2,  Entscheidungen 
des  Bundesrates  im  Archiv,  einerseits  I  Nr,  22,  23,  50,  53, 
55,  73,  74,  90,  II  Nr.  18,  64,  65,  70,  andrerseits  I  Nr.  8. 
II  Nr.  2,  17,  Als  oberste  Beschwerdeinstanz  hat  der  Bun- 
desrat Sorge  zu  tragen  für  die  Wahrung  der  Rechtseinheit 
in  Anwendung  und  Durchführung  des  Bundesgesetzes.  Es 
kann  daher  nur  dann  mit  Erfolg  an  den  Bundesrat  rekurrirt 
-werden,  wenn  eine  „gesetzwidrige'^  kantonale  Entscheidung 
vorliegt,  wenn  also  die  Nichtanwendung  oder  die  unrichtige 
Anwendung  einer  ausdrücklichen  oder  durch  Interpretation 
zu  gewinnenden  Norm  des  Bundesgesetzes  in  Frage  steht, 
ebenso  wenn  die  kantonalen  Behörden  sich  einer  Rechtsver- 
weigerung oder  Rechtsverzögerung  schuldig  machen.  Auf  die 
Frage  der  tatsächlichen  Würdigung  der  Beschwerdepunkte, 
im  Gegensatz  zur  rechtlichen  Würdigung  derselben,  tritt  der 

')  Sowol  im  Beschwerdeverfahren  wie  auf  dem  Wege  administrativer 
Anordnung  kaiyi  der  Bandesrat  und  können  selbst  die  kantonalen  Auf- 
sichtsbehörden diesen  Standpunkt  geltend  machen.  Der  praktisch  wich- 
tigste Fall  dürfte  übrigens  der  Fall  einer  Eonkarseröffnung  durch  gericht- 
liches Urteil  auf  Grund  angeblich  durchgeführter  Betreibung  sein,  während 
doch  tatsächlich  entweder  gar  keine  Betreibung  ergangen  war  oder  die  an- 
gehobene Betreihung  durch  die  Aufsichtsbehörde  infolge  Beschwerde  rechts- 
kräftig aufgehoben  worden  ist.  Zur  Wahrung  der  Rechtsstellung  der  Be- 
treibungs- und  Konkursämter  und  ihrer  Aufsichtsbehörden  läge  dagegen 
keine  Veranlassung  vor,  wo  ein  Konkurserkenntnis  ohne  yorgängige  Be- 
treibung erging,  jedoch  in  gesetzwidriger  Interpretation  der  Art.  190  ff.  des  B.Q-. 
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Bundesrat  im  Beschwerdevertahren  nicht  ein.  Seine  Ent- 
soheidungsbefugnis  umfasst  Rechtsfragen,  nicht  dagegen  Tat- 
fragen. Die  Frage,  ob  eine  Verfügung  den  Verhältnissen  an- 
gemessen sei  oder  nicht,  hat  er  nicht  zu  untersuchen.  Vgl. 
Art.  19  des  B.  6.,  Entscheidungen  des  Bundesrates  vom 
25.  Juni  1892,  Rekurs  Forster,  vom  18,  März  1892,  Rekurs 
Wild,  \rom  17.  Mai  1892,  Rekurs  Rempfler,  vom  1.  Juli  1892, 
Rekurs  Hodel,  vom  18.  November  1892,  Rekurs  H.,  vom 
16.  März  1893,  Rekurs  Sauvage-Hory,  Arohiv  T  Nr.  9,  10, 
11,  12,  70,  II  Nr.  62.  Handelt  es  sich  dagegen  um  An- 
wendung kantonalen  Rechtes,  auch  wenn  dieses  kantonale 
Recht  in  Ausführung  oder  auf  Grund  von  Normen  des  B.  G. 
erlassen  worden  ist,  und  selbst  wenn  dasselbe  das  Betreibungs-  . 
und  Konkursverfahren  betriffc,  so  ist  eine  Weiterziehung  der 
Entscheidungen  kantonaler  Behörden  an  den  Bundesrat  un- 
zulässig; denn  die  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  kan- 
tonalen Rechtes  zu  wahren,  dazu  ist  der  Bundesrat  nicht  be- 
rufen. Und  hieran  ändert  auch  der  Umstand  nichts,  dass 
einzelne  Bestimmungen  des  kantonalen  Rechtes  vom  Bundes- 
rat ausdrücklich  genehmigt  worden  sind,  vgl.  B.  G.^  Art.  333, 
Abs.  2,  Archiv  II  Nr.  32,  Ziff.  2.  In  dieser  Richtung  hat 
der  Bundesrat  keine  Entscheidungsbefugnis,  es  wäre  denn, 
dass  er  das  kantonale  Recht,  weil  es  in  Widerspruch  mit 
dem  Bundesrecht  steht,  aufheben  und  damit  seine  Anwendung 
untersagen  würde,  oder  dass  er  eine  in  Widerspruch  mit 
demBundesreoht  tretende  Interpretation  des  kantonalen  Rechtes 
als  unzulässig  erklären  würde,  vgL  die  Entscheidungen  des 
Bundesrates  vom  7.  Februar  1893,  Rekurs  Lüscher,  Rekurs 
Stehelin  und  Reber,  vom  13.  März  1893,  Rekurs  Somazzi, 
Archiv  II  Nr.  31,  33,  63,  sodann  diejenigen  vom  29.  April  1892, 
Rekurs  Gerster-Bussinger,  vom  25.  Juni  1892,  Rekui's  Girard 
und  Widmer,  vom  29.  November  1892,  Rekurs  Glutz'sche 
Erben,  vom  17.  Februar  1893,  Rekurs  Vonarx,  Archiv  I 
Nr.  5,  6,  90,  II  Nr.  36. 

Das  Beschwerdeverfahren  sowol  vor  der  Bundes- 
instanz wie  vor  den  kantonalen  Instanzen  ist  durch  das  B.  G. 
nur  in  wenigen  Punkten  näher  festgestellt: 
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Das  Ueberspringen  der  kantonalen  Rekursinstanzen  ist 
unzulässig^);  es  geht  dies  aus  dem  Wortlaut  des  Art.  19 
des  B,  G.  deutlich  hervor.  Ein  Ueberspringen  liegt  jedoch 
nicht  vor,  wenn  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  nicht  als 
Beschwerdeinstanz,  sondern  als  administrative  Aufsichtsbe- 
hörde eine  Verfügung  erlässt  oder  eine  Anordnung  trifft,  und 
ein  hiedurch  direkt  Betroffener  beim  Bundesrat  Beschwerde  ein- 
reicht. Fälle  dieser  Art  werden  zwar  kaum  vorkommen, 
wenn  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  eine  allgemeine  Weisung 
an  die  Betreibungsämter  ergehen  lässt ;  sie  können  sich  aber 
leicht  ereignen  bei  Ausübung  des  administi'ativen  Aufsichts- 
rechtes infolge  Hitteilungen  über  Konkursliquidationen,  die 
der  Aufsichtsbehörde  durch  die  Gerichte  nach  Massgabe  der 
Vorschrift  des  Art.  268,  Abs.  3  des  B.  G.  zugehen. 

Die  zeitliche  Zulässigkeit  der  Beschwerdeerhebung  ist 
nicht  unbeschränkt.  Aus  Art.  19,  20  des  B.  G.  ergiebt  sich 
die  Beantwortung  der  Frage  der  Verwirkung  des  Beschwerde- 
rechtes wegen  Nichteinhaltung  der  Beschwerdefrist,  und  in 
Verbindung  mit  den  Art.  31  ff.  des  B.  G.  ergiebt  sich  die 
Art  der  Berechnung  der  Beschwerdefrist.  Die  verspätet  ein- 
gereichte Beschwerde  wird  von  Amtes  wegen  zurückgewiesen, 
vgl.  Arohiv  I  3,  23,  50,  55,  73,  74,  II  Nr.  70.  Die  Vorschrift 
des  Art.  173,  Abs.  2  des  B.  G.  zeigt,  dass  gegenüber  gewissen 
Rechtsverletzungen  von  Amteswegen ,  also  vorkommenden 
Falls  auch  vom  Bundesrate,  einzuschreiten  ist.  Ausser  den  im 
genannten  Art.  173,  Abs.  2  selbst  aufgezählten  Beispielen 
sind   jedoch   im  B.  G.  diese    Rechtsverletzungen   nicht    aus- 


*)  Auch  im  Fall  der  Rechtsverweigerung  oder  Rechtsverzögerung 
seitens  der  Betreibungs-  und  Eonkursämter  muss  die  Beschwerde  zunächst 
bei  den  kantonalen  Aufsichtsbehörden  eingereicht  werden,  und  erst  wenn 
sich  auch  diese  einer  Rechtsverzögerung  oder  Rechtsverweigerung  schuldig 
machen,  ist  es  an  der  Zeit,  beim  Bundesrate  Beschwerde  zu  fähren,  vgL 
B.  G.  Art.  18,  19.  Ist  aber  der  Beschwerdeführer  iofolge  der  Rechtsver- 
zögerung oder  Rechtsverweigerung  mit  einem  unersetzbaren  Verluste  be- 
droht, so  wird  in  der  nicht  sofortigen  Erledigung  der  Beschwerde  durch 
die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  eine  Rechtsverzögerung  ihrerseits  zu  er- 
blicken sein,  und  es  kann  alsbald  beim  Bundesrat  Beschwerde  geführt 
werden. 
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drüoklich  namhaft  gemacht;  jedenfalls  kann  es  sich  nur  um 
gesetzwidrige  Verfügungen  handeln,  bei  denen  wichtige 
öffentliche  Interessen  beteiligt  sind,  vgl.  Arohiv  I  Nr.  22, 
23,  50,  53,  55,  73,  74,  87,  II   Nr.  2,  8,  17,  18,  64,  65,  70. 

Die  eingereichte  Beschwerde  hat  nur  infolge  besonderer 
Anordnung  der  Behörde,  an  die  sie  gerichtet  ist,  aufschiebende 
Wirkung,  B.  G-.  Art.  36, 

Die  Entscheidung  des  Bundesrates  geht,  gleich  wie  die  Ent- 
scheidung der  kantonalen  Beschwerdeinstanzen,  nicht  nur  auf 
Feststellung  der  vorhandenen  oder  nicht  vorhandenen  Rechts- 
verletzung. Die  Behörde,  die  eine  Beschwerde  begründet  er- 
klärt, verfügt  vielmehr  die  Aufhebung  oder  die  Berichtigung 
der  angefochtenen  Handlung,  oder  sie  ordnet  die  Vollziehung 
der  Handlung  an,  deren  Vornahme  Unbegründetermassen  von 
dem  Beamten  verzögert  oder  verweigert  wird.  Auch  die 
Befugnis  der  Rückweisung  einer  Beschwerde  an  die  kanto- 
nale Beschwerdeinstanz  zur  neuen  Entscheidung  kann  dem. 
Bundesrat  nicht  bestritten  werden,  vgl.  B.  G.  Art.  21,  Ent- 
scheidungen des  Bundesrates  im  Archiv  I  Nr.  3,  50,  90, 
II  Nr.  36,  53,  54. 

In  der  Verordnung  Nr.  2  vom  24.  Dezember  1892  hat 
sodann  der  Bundesrat  einige  Punkte  des  Beschwerdever- 
fahrens in  allgemein  anzuwendender  Weise  geordnet,  vgl. 
Archiv  II  Nr,  13,  und  im  Art.  57  des  Gebührentarifes  hat 
er  den  im  Rekursverfahren  vor  den  politischen  Bundesbe- 
hörden längst  beobachteten  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit ^) 
ausdrücklich  für  die  Beschwerden  im  Betreibungs-  und  Kon- 
kursverfahren als  anwendbar  erklärt,  vgl.  Entscheidungen 
des  Bundesrates  vom  18.  Oktober  1892,  Rekurs  Scala,  vom 
8.  November  1892,  Rekurs  Reis,  Archiv  I  Nr.  51,  68. 

Hinsichtlich  der  Berechtigung  zur  Beschwerdeführung 


0  Vgl.  v.  Salis,  Bundesrecht,  I  Nr.  213,214;  die  Vorschrift 
de9  Art.  57,  Abs.  2  und  3  des  Gebührentarifes  hebt  natürlich  den  Grund- 
satz nicht  auf.  Für  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht 
gilt  dagegen  der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  nur  sehr  bedingt,  vgl. 
Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  22.  März 
1893,  Art.  221. 


••        m  ' 
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an  den  Bundesrat  kommen  dieselben  Grrundsätze  zur  An- 
wendung, die  sich  im  Laufe  der  Zeit  in  der  Rekurspraxis 
des  Bundesrates  auf  andern  Gebieten  herausgebildet  haben  ^): 
dies  ist  beispielsweise  der  Fall,  wenn  der  Bundesrat  mit 
seiner  Entscheidung  vom  16.  Februar  1892  die  Beschwerde 
Petite  &  Cie  abgewiesen  hat,  weil  die  Beschwerdefahrer 
zur  Begründung  ihrer  Behauptungen  keinen  bestimmten  Fall 
angeführt  haben;  denn  allgemein  lautende  Beschwerden, 
ohne  Angabe  des  einzelnen  Falles  oder  der  einzelnen  Fälle, 
auf  die  sie  sich  beziehen,  sind  unzulässig,,  vgl,  Archiv  I 
Nr.  1^);  ebenso  wenn  der  Bundesrat  in  seiner  Entscheidung 
Vom  2.  Dezember  1892,  Rekurs  der  Betreibungsbeamten  von 
Aarwangen  und  Burgdorf,  über  die  Legitimation  zur  Be- 
schwerdeführung folgendes  sagt:  „Wer  zur  Beschwerde- 
führung berechtigt  sei,  ist  im  B.  6.  nicht  ausdrücklich  ge- 
sagt; allein  die  Begrenzung  liegt  im  Worte  Beschwerde, 
plainte.  Nur  der  kann  sich  beschweren,  se  plaindre,  der 
durch  den  Entscheid  betroffen,  in  seinen  Rechten  und  nicht 
etwa  blos  in  seinen  Ansichten  oder  in  seinem  Rechtsgefühl 
verletzt  ist  oder  verletzt  zu  sein  glaubt.  Das  Beschwerde- 
recht steht  mit  andern  Worten  nur  den  Parteien  zu**,  Archiv  I 
Nr.  86^).     Ein    Betreibungsbeamter,    dessen    Amtshandlung 


»)  Vgl.  V.  Sa  Hb,  a.  0.  IS.  347,  348.    Organisationsgesetz,  Art.  178. 

«)  Vgl.  V.  Salis,  a.  0. 1  Nr.  187,  596  litt.  f.  ^Der  Bundesrat  befaast 
sich  nach  feststehender  Praxis  nur  mit  solchen  Eeknrsfragen,  die  einen 
konkreten  tatsächlich  vorhandenen  Fall  zur  Entscheidung  bringen,  und  hat 
es  von  jeher  abgelehnt,  Entscheidangen  über  Verhältnisse  zu  fassen,  die 
möglicherweise  in  der  Zukunft  vorliegen  und  zu  erledigen  sein  werden*', 
Bundesrat  den  18.  November  1890,  Bundesblatt  1891  II  S.  695. 

')  Durch  die-mitgeteilte  Entscheidung  wurde  dem  Betreibungsbeamten, 
dessen  Verfügung  durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  aufgehoben  worden 
ist,  die  Befugnis  gegen  die  Entscheidung  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde 
an  den  Bundesrat  zu  rekurriren,  abgesprochen.  Ganz  korrekt  fügt  jedoch 
der  Bundesrat  bei:  „Hält  der  Betreibungsbeamte  dafür,  die  Aufsichtsbehörde 
habe  das  Gesetz  unrichtig  ausgelegt,  während  er  es  richtig  angewandt  habe, 
so  steht  es  ihm  wol  zu,  den  Fall  der  obersten  Instanz  mitzuteilen.  Solehe 
Mitteilungen  sind  nur  zu  begrüssen.  Sie  können  zur  raschern  Abklärung 
streitiger  Fragen  beitragen  und  werden  unter  umständen  die  oberste  Auf- 
sichtsbehörde veranlassen,  für  die  Behandlung  künftiger  Fälle  der  nämlichen 


Referat  von  Prof.  L.  B.  v.  Sali«.  539 

durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  beispielsweise  als  un- 
zulässig erklärt  worden  ist^  kann  demnach  keine  Beschwerde 
beim  Bundesrat  einreichen.  Anders  ist  die  Stellung  der  von 
den  Gläubigern  des  Gremeinschuldners  gewählten  Konkursver- 
waltung und  infolge  dessen  auch  die  Stellung  des  in  gewissen 
Fällen  die  gewählte  Konkursverwaltung  ersetzenden  Konkurs- 
amtes, vgl.  B.  G.,  Art.  231,  236,  237;  beide  sind  zur  Be- 
schwerdeführung legitimirt.*) 

Hervorzuheben  ist  schliesslich  der  Umstand,  dass  die 
Beschwerdeftthrung  durchaus  unabhängig  davon  ist,  ob  eine 
Gesetzwidrigkeit  vorliegt,  die  dem  eine  Betreibungshandlung 
vornehmenden  oder  die  Vornahme  einer  solchen  ablehnenden 
Beamten  selbst  oder  seinem  Personal  zur  Last  fällt,  sei  es 
nun  dass  die  Gesetzwidrigkeit  einer  unrichtigen  Auffassung 
des  Bundesgesetzes,  sei  es  dass  sie  einer  vom  Beamten  be- 
gangenen fahrlässigen  oder  absichtlichen  Gesetzesübertretung 
zuzuschreiben  ist.  Die  nackte  Tatsache  der  geschehenen  Ge- 
setzesverletzung genügt;  „denn  eine  Verfügung  ist  darum  nicht 
minder  gesetzwidrig,  weil  der  tatsächliche  Irrtum,  auf  Grund 
dessen  sie  erlassen  wurde,  entschuldbar  ist.  Die  Verfügungen 
der  Betreibungsämter  sind,  da  meist  auf  Grund  einseitiger 
Kognition  zu  erlassen,  solchen  Irrtümern  geradezu  ausgesetzt'^, 
Entscheidung  des  Bundesrates  vom  13.  Januar  1893,  Rekurs 
Bernhard,  Archiv  II  Nr.  1 ;  vgl.  auch  Entscheidung  des  Bun- 
desrates vom  16.  März  1893,  Rekurs  Gorgerat,  Archiv  II 
Nr.  48. 

Der  Bundesrat  hat  die  besondere  Aufgabe,  als  oberste 
Beschwerdeinstanz  die  Rechtseinheit  zu  wahren,  nicht  allen 
Behörden  gegenüber,  die  zur  Anwendung  des  B.  G.  berufen 
sind;  er  hat  diese  Aufgabe  nur  insofern,  als  die  Hand- 
habung des  B.  G.  den  kantonalen  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämtern,  den  von   den  Gläubigern   der  Gemeinschuldner  ge- 


Art  Weisungen  zu  erteilen.  Aber  auf  die  Erledigung  des  betreffenden 
Falles  müssen  solclie  Mitteilungen  ohne  Einfluss  bleiben,  da  sie  nicht  als 
Beschwerden  im  Sinne  des  Gesetzes  aufgefasst  werden  können. 

')  Vgl.  V.  S  a  l  i  8,  a.  0. 1  Nr.  202—205,  besonders  Nr.  202  a  (franzö- 
sische Ausgabe  von  Borel). 
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wählten  Konkursverwaltungen  und  den  kantonalen  Aufsichts- 
behörden für  Schuldbetreibung  und  Eonkurs  in  abschliessender 
Weise  anheimgegeben  ist.  Soweit  die  administrative  Oberauf- 
sicht des  Bundesrates  reicht,  gerade  soweit  reicht  auch  seine 
Befugnis  als  oberste  Beschwerdeinstanz  zu  funktionieren. 
Demnach  hat  der  Bundesrat  keine  Kompetenz  als  Besohwerde- 
instanz  da,  wo  das  Bundesgesetz  gegen  eine  Verfügung  der 
hantonalen  Betreibungs-  and  Konkursämter  oder  der  Konkars- 
verwaltungen den  Weg  gerichtlicher  Klage  vorschreibt,  oder 
wo  gemäs  dem  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willen 
des  Bundesgesetzgebers  Verfügungen  mit  Bezug  auf  Schuld- 
betreibungen und  Konkurse  den  Gerichten  zugewiesen  sind, 
B.  Gr.  Art.  17,  22,  Entscheidungen  des  Bundesrates  vom 
20.  Juni  1892,  Rekurs  Grunder,  vom  15.  März  1892, 
Rekurs  Cornioley,  vom  1.  Juli  1892,  Rekurs  Ruttishauser, 
vom  24.  Februar  1893,  Rekurs  Bühlmann  und  Genossen,  vom 
28.  Februar  1893,  Rekurs  Berra,  vom  18.  April  1893,  Rekurs 
R.  Stutz  &  Cie.,  Archiv  I  Nr.  4,  34,  II  Xr.  37,  61,  68,  72: 
aber  auch  da  hat  der  Bundesrat  keine  Kompetenz,  wo  die 
Anwendung  der  Vorschriften  des  B.  6.  durch  andere  kan- 
tonale Behörden,  als  durch  die  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter oder  durch  die  Konkursverwaltungen  oder  durch  deren 
kantonale  Aufsichtsbehörden  zu  geschehen  hat;  hierbei  ist 
es  gleichgiltig,  ob  diese  kantonalen  Behörden  gerichtliche 
oder  administrative  Behörden  sind,  B.  G.  Art.  23 ;  vgl.  Ent- 
scheidungen des  Bimdesrates  im  Archiv  I  Nr»  14,  54. 

II.  Verhältnis  von  Bundesrat  und  Bundes- 
gerioht  in  Betreibungs-  und  Konkurssachen.  Ein 
Widerspruch  wird  nicht  zu  erwarten  sein,  wenn  gelehrt  wird,^) 
dass,  soweit  der  Bundesgesetzgeber  den  Bundesrat  als  oberste 
Beschwerdeinstanz  in  Fragen  des  Schuldbetreibungs-  und  Kon- 
kursrechtes bezeichnete,  er  damit  jede  konkurrirende  Kom- 
petenz einer  andern  Bundesinstanz  und  namentlich  eine  solche 
des  Bundesgerichtes  ausgeschlossen  wissen  wollte;  unter  kei- 


*)  Vgl.  die  Beji^riindang  dieser  Auifassang  unten;   bandesgerichtliche 
Entscheidungen  1883  IX  S.  476. 
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nem  irgendwie  gestalteten  Rechtsmittel  kann  eine  solche  Frage 
dem  Bundesgericht  zur  Beurteilung  unterbreitet  werden.  So- 
weit aber  das  B.  G.  eine  Kompetenz  des  Bundesrates,  als 
oberster  Beschwerdeinstanz,  nicht  kennt,  lässt  sich  ein  dop- 
peltQs  annehmen :  entweder  schloss  der  Bundesgesetzgeber  da- 
durch auch  die  Kompetenz  jeder  andern  Bundesinstanz,  ins- 
besondere diejenige  des  Bundesgeriohtes,  stillschweigend  aus, 
die  Beohtsan Wendung  des  Bundesrechtes  voll  und  ganz  den 
kantonalen  Behörden  überlassend;  oder  aber  keine  besondern 
Bestimmungen  in  das  B.  6.  aufnehmend,  hielt  der  Bundes- 
gesetzgeber die  allgemeinen  Vorschriften  des  Bundesrechtes 
über  Wahrung  der  Rechtseinheit  in  den  Materien  des  eid- 
genössischen Rechtes  auch  für  das  Gebiet  des  Betreibungs- 
und Konkursrechtes  für  anwendbar  und  ausreichend.  Wir 
werden  im  einzelnen  zu  betrachten  haben ,  wie  im  B.  G. 
weder  der  eine,  noch  der  andere  dieser  beiden  Gesichts- 
punkte zur  alleinigen  Herrschaft  gekommen  ist.  Anlässlich 
der  Beratungen  über  die  Entwürfe  zum  B.  G.  ist  allerdings, 
soviel  ich  sehe,  die  Frage  niemals  genauer  untersucht  worden, 
welcher  von  den  beiden  hervorgehobenen  Gesichtspunkten 
der  allein  zutreffende  sein  möchte,  der  deshalb  im  Bundes- 
gesetz  gesetzlichen  Ausdruck  finden  sollte.  Man  war  damals, 
wenn  nicht  ausschliesslich,  so  doch  ganz  vorwiegend  mit  der 
Frage  beschäftigt,  ob,  soweit  die  ausdrückliche  Erwähnung 
einer  Bundesinstanz  beabsichtigt  war,  der  Bundesrat  oder 
das  Bundesgericht  zu  dieser  Instanz  zu  erheben  sei;  vgl. 
Entwurf  des  Bundesrates  zum  B.  G.  vom  23.  Februar  1886, 
Art.  3,  Abs.  1»),  Art.  22«),  33»),  hiezu  Botschaft  des  Bundes- 
rates vom  6.  April  1886,   S.  53;  Beschluss   des   Ständerates 


0  Der  zit.  Art.  3,  Abs.  1  lautet:  Die  Parteien  können  gegen  die 
Entscheidangen  der  Aufsichtsbehörden  beim  Bundesrate  Beschwerde  führen, 
wenn  sie  Verletzung  oder  unrichtige  Anwendung  des  Gesetzes  behaupten. 

*)  Art.  22,  Abs.  2:  Der  Entscheid  des  Gerichtes  (über  Stundungs- 
gewährung) ist  endgiltig. 

')  Art.  33:  Das  Urteil  (des  Gerichtes),  durch  welches  das  Konkordat 
bestätigt  oder  verworfen  wird,  kann  nicht  weitergezogen  werden. 
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vom  22.  Dezember,  Art»  13^),  20,  31*),  hiezu  Bericht  der 
ständerätlichen  Kommission  vom  13.  November  1886,  S.  15; 
Beschluss  des  Nationalrates  vom  29.  April  1887,  Art  14^ 
Abs.  3*),  20,  31*),  Protokoll  der  Verhandlungen  der  national- 
rätlichen  Kommission  1887,  S.  12  (Art.  13  und  14),  16  (Art.  20), 
23;  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  30,  Juni  1887, 
Art.  14,  Abs.  3,  20,  31.^) 

Das  Bundesgesetz  trat  in  Kraft;  und  da  machte  sich 
alsbald  das  Bedürfnis  einer  die  Rechtseinheit  wahrenden  eid- 
genössischen Beschwerdeinstanz  auch  in  den  dem  Bundesrat 
nicht  zugewiesenen  Partien  des  B.  Gr.  deutlich  bemerkbar. 
Eine  solche  Bundesinstanz  ausdrücklich  einzuführen,  regte 
nicht  nur  Bundesrichter  Hafner  in  seinen  Zusatzanträgen 
zur  Revision  des  Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  aus  dem  Jahre  1890  an,  sondern  auch  in 
den  eidgenössischen  Räten  wurde  von  Nationalrat  Pehr  ein 
dahinzielender  Antrag  während  der  Beratung  über  die  Re- 
vision des  genannten  Organisationsgesetzes  eingebracht.  An 
eine  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Bundesrates  konnte  bei 
diesem  Anlass  allerdings  nicht  gedacht  werden.  Der  An- 
regung hätte  kaum  anders  als  in  der  Weise  entsprochen 
werden  können,  dass  dem  Bundesgericht,  als  Beschwerde- 
instanz, spezielle  Kompetenzen  in  Schuldbetreibungs-  und 
Konkurssachen  zugeschieden  worden  wären.  Damit  wäre  eine 


')  Art.  13:  Die  Entscheide  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  anter- 
liegen  keiner  Weiterziehung. 

')  Hier  ist  Weiterziehung  der  Entscheide  der  Nachlassbehörden  an 
die  kantonale  Oberbehörde  vorgesehen. 

°)  Art.  14  Abs.  3,  Satz  1:  Gegen  gesetzwidrige  Entscheidungen  der 
letztinstanzlichen  kantonalen  Aufsichtsbehörde  können  die  Parteien  beim 
Bundesrate  Beschwerde  führen. 

^)  Entsprechend  dem  Beschluss  des  Ständerates;  s.  Anmerkung  2. 

^)  R  e  i  c  h  e  1,  Referat  über  das  Betreibungsamt  im  schweizerischen 
Rechte,  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  n.  F.  VI  S.  599—604, 
607  (These  IV) ;  vgl.  ferner  Martin,  ebendaselbst  S.  618 ;  Ruchonnetf 
ebendaselbst  S.  619,  620:  Oswald,  ebendaselbst  S.  623:  L.  Weber, 
ebendaselbst  S.  625. 


Referat  von  Prof.  L.  R.  v.  Salia.  643 

sog.  Zweispurigkeit  des  ßekursrerfahrens  eingeführt  worden : 
einerseits  in  einem  grossen  Teil  des  Betreibungs-  und  Konkurs- 
rechtes  eine  Beschwerde  an  den  Bundesrat  geinäs  Betreib  ungs- 
gesetz^  andrerseits  in  einzelnen  Partien  desselben  Rechtsgebietes 
eine  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  gemäs  Organisations- 
gesetz.  Eine  solche  Zweispurigkeit  müsste  doch  wol  vom  Stand- 
punkt der  logischen  Ausbildung  und  Durchbildung  gesetzge- 
berischer Probleme  einen  sehr  misslichen  und  inkorrekten  Ein- 
druck machen;  sie  müsste  zudem  in  der  Praxis  ausserordentlich 
verwirrend  und  ungünstig  wirken  und  damit  Eechtsnachteile 
aller  Art  für  die  Interessenten  nach  sich  ziehen;  hiebei  sehe 
ich  ganz  davon  ab,  dass  infolge  einer  solchen  Zweispurigkeit 
die  gleichmässige  Rechtsanwendung  nicht  in  absoluter  Weise 
als  gesichert  erscheinen  dürfte.  Es  muss  deshalb  gebilligt 
werden,  dass  die  Bundesversammlung  auf  Grund  jener  An- 
regung sich  begnügt  hat,  mit  Beschluss  vom  14.  Dezember 
1892,  14.  März  1893,  den  Bundesrat  einzuladen:  ,,zu  geeig- 
neter Zeit  Bericht  und  Antrag  über  die  Frage  vorzulegen, 
ob  und  wie  die  Kompetenzen  der  Bundesbehörden  in  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkurssachen  vervollständigt  werden  soll- 
ten," vgl,  Übersicht  der  Verhandlungen  der  schweizerischen 
Bundesversammlung  im  März  1893,  Nr.  17. 

m.  Die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes 
in  Betreibungs-  und  Kon  ku  r  ssachen.  Die  nähere 
Prüfung  des  B.  Gr.  mit  Beziehung  auf  die  aufgeworfene  Frage 
der  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  in  Betreibungs-  und 
Konkurssaohen  ergiebt  das  Resultat,  dass  von  den  beiden 
in  Betracht  kommenden  Rechtsmitteln  des  im  Bundesgesetz 
über  dio  Organisation  der  Bundesreohtspflege  vom  27.  Juni 
1874,  jetzt  in  dem  revidirten  Organisationsgesetz  vom 
22.  März  1893  niedergelegten  Bundesrechtes  das  eine  aus- 
geschlossen, das  andere  dagegen  unter  Umständen  statthaft 
ist.  Die  beiden  Rechtsmittel  sind:  die  Berufung  an  das  Ban- 
desgericht in  civilrechtlichen  Streitigkeiten  und  die  staats- 
rechtliche Beschwerde  an  das  Bundesgericht.  Wegen  Ver- 
letzung der  Normen  des  B.  G.  kann  eine  staatsrechtliche 
Beschwerde    beim   Bundesgericht   nicht    eingereicht    werden ; 
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die  Berufung  an  das  Bundesgericht  dagegen  wegen  Verletzung 
der  Kornien  des  B.  (r.  ist  im  Prinzip  zugelassen. 

A.  Die  Berufung  an  das  Bundesgericht.  Die 
Berufung  an  das  Bundesgericht  wegen  Verletzung  der  Vor- 
schriften des  B.  (t.  ist  zulässig,  sobald  die  besoodem,  in 
Art,  29  und  80  des  Bundesgesetzes  vom  27.  Juni  1874  (jetzt 
in  Art.  56  ff.  des  Bundesgesetzes  vom  22.  März  1893)  auf- 
gestellten Voraussetzungen  zutreffen.  Die  Fälle  aber,  die 
mit  diesem  ßechtsmittel  an  das  Bundesgericht  weiter  gezogen 
werden  können,  sind  nur  solche,  für  die  rem  B.  Cr.  selbst 
der  Prozessweg  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  oder  deren 
Erledigung  durch  den  Givilrichter,  als  selbstverständlich,  still- 
schweigend vorausgesetzt  wird.  Es  sind  Fälle,  in  denen  es 
sich  um  civitrechtlicbe  Fragen  handelt.  Irrtümlich  wäre 
nämlich  eine  Auffassung,  die  dahin  geht,  das  Betreibungs- 
and Konkursgesetz  enthalte  nur  prozessrcchtliche  Bestim- 
mungen ,  und  zwar  Bestimmungen  über  das  Verfahren  zum 
Zweck  der  Zwangsvollstreckung.  Soweit  allerdings  das  B.  Gr. 
solche  prozesarecbtliche  Vorschriften  enthält,  ist  die  Möglich- 
keit einer  Berufung  an  das  ßundesgericht  ausgeschlossen ; 
soweit  dagegen  im  B.  G.  direkt  Bestimmungen  rein  oivÜ- 
rechtlicher  Hatur  aufgestellt  sind,  oder  soweit  das  B.  G.  für 
das  pro zesB rechtliche  Vorgehen  die  Erledigung  materiellreoht- 
licher  Fragen  zur  Voraussetzung  macht,  da  kann  das  Bundes- 
gericht im  Wege  der  Berufung,  die  gesetzlichen  Voraussetz- 
ungen dieses  Rechtsmittels  als  erfüllt  angenommen,  ent- 
scheiden.'} FUr  die  Zuläasigkeit  der  Berufung  an  das  ßundes- 
gericht ist  es  sodann  gleichgiltig,  ob  das  B.  G.  die  Erledigung 

')  ^'s'-  ^'^^^  folgeade  Bemerkaag  its  BandesgerichtB  m  Minem  Ge- 
schäCtebencht  über  das  Jahr  1892:  Infolge  iDkrafttreteu  d«s  BnndeBgcselaes 
über  Scbnldbftretbnng  und  Eonkors  Ut  der  Er«9  derjenigen  CiviUschca, 
welche  auf  dem  Wege  der  BetafuDg  an  da»  Bandesgericbt  weiter  flogen 
werden  künnen,  erweitert,  diese  Erweiternag  aber  im  Berichtsjahre  noch 
nicht  fühlbar  geworden.  Das  Bnndeägericbt  hat  im  Jahre  1893  weder 
Arrest proz esse  noch  Anfechtungsklagen,  Rangstreitigkeiten  and  Teilnngs- 
streitigkeiten  in  Konkursen  oder  bei  der  Schuldbetreibniig,  noch  andere 
aus  dem  genannten  Gesetze  herrührende  Streitigkeiten  zu  eutBebeideu  ge- 
habt, Archiv  H  S.  126,  127,  Buodesblatt  1893  II  S.  SBS. 
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der  in  Frage  stehenden  civilrechtliohen  Streitigkeiten  auf  den 
ordentlichen  Prozessweg  verweist^  oder  ob  das  B.  6.  die  Er- 
ledigung im  beschleunigten  Verfahren  verlangt,  vgl.  B,  Gr., 
Art.  25,  Ziff.  1 ;  in  beiden  Verfahren  wird  schliesslich  ein 
„in  der  letzten  kantonalen  Instanz  erlassenes  Haupturteil'' 
(Organisationsgesetz  1874,  Art.  29,  Abs.  1,  1893,  Art.  58) 
vorliegen ;  das  beschleunigte  Verfahren  unterscheidet  sich 
vom  ordentlichen  Verfahren  im  wesentlichen  nur  durch  die 
kürzer  bemessenen  Fristen  und  Termine,  nicht  durch  eine 
Beschränkung  der  zulässigen  Beweismittel,  vgl.  B.  6.^  Art.  111, 
Abs.  3,  148,  250,  265,  284.^)  Wo  dagegen  das  B.G.  das 
summarische  Prozessverfahren  vorschreibt  (vgl.  B.  G.,  Art.  25, 
Ziff.  2),  da  ist  eine  Berufung  an  das  Bundesgericht  ausge- 
schlossen, welche  Höhe  immer  der  Streitwert  erreichen  mag ; 
denn  im  summarischen  Verfahren  kommt  es  eben  nicht  zu 
einem  Haupturteil.  Das  summarische  Verfahren  ist  nicht 
dazu  bestimmt,  eine  Streitsache  definitiv  zu  erledigen ;  stets 
wird  die  nochmalige,  alsdann  vollständige  Behandlung  der 
Streitfrage  im  ordentlichen  Verfahren  als  zulässig  vorausge- 
setzt; vgl.  B.  G.,  Art.  77,  80  ff.,  85,  181  ff.*) 

Die  Frage  der  Berufung  an  das  Bundesgericht  in  Fällen 
des  B.  G.  kann  somit  nicht  damit  erledigt  werden,  dass 
gesagt  wird:  dieselbe  sei  im  Prinzip  da  nicht  ausgeschlossen, 

*)  Auch  in  Ar^t.  279  des  B.  G.  ist  das  beschleunigte  Verfahren  vor- 
geschrieben; in  dem  hier  normirten  Fall  handelt  es  sich  jedoch  nicht  um 
eine  civilrechtliche,  sondern  nm  eine  prozessrechtliche  Streitigkeit. 

*)  Ein  summarisches  Verfahren  ist  auch  das  Konkurseröffnongsver- 
fahren,  vgl.  B.  G.  Art.  166  ff.,  188,  189,  190  ff.  In  demselben  kommt  es 
überhaupt  nicht  zur  Entscheidung  über  die  materiellen  RechtsverhältDisse 
zwischen  Schuldner  und  Gläubiger.  Ein  Haupturteil  ist  also  weder  das 
Eonkurserkenntnis,  noch  das  die  Abweisung  des  Konkursbegehrens  aus- 
sprechende Erkenntnis ;  Berufung  an  das  Bundesgericht  ist  ausgeschlossen. 
Mit  Unrecht  nimmt  Zeerleder,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs,  systematisch-kritische  Darstellung,  1889,  S.  26,  dieZulässig- 
keit  der  Berufung  an  das  Bundesgericht  gegen  ein  Konkurserkenntnis  an; 
er  sagt:  „Als  .der  Schätzung  nicht  unterliegende  Streitgegenstände  sind 
namentlich  auch  die  Fragen  über  Zulässigkeit  des  Konkurscd  anzusehen"; 
vgl.  hiegegen  L.  Weber,  Zur  Kritik  über  das  B.  G.,  1889,  S.  24  ff.; 
Weber  und  Brüst  lein,  Kommentar  a.  0.,  Art.  25,  Anmerkung  5. 

Zeitsehr.  fQjr  Schwelierisches  Recht.    Nene  Folge  XU.  35 


_,_^. 
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WO  im  Bundesgesetz  ausdrücklich  die  gerichtliche  Erledigung 
der  Sache  vorgesehen  ist;  vielmehr  müssen  zunächst  die 
folgenden  zwei  Tatsachen  als  vorliegend  festgestellt  werden, 
nämlich:  die  civilrecbtliche  Streitigkeit  einerseits  und  das 
letztinstanzliche  kantonale  Haupturteil  andrerseits.  Alsdann 
kommt  die  Frage  der  Beurteilung  nach  eidgenössischem  Rechte 
in  Betracht  (Organisationsgesetz  1874,  Art.  29,  Abs.  1,  1893, 
Art.  56),  ferner  die  Frage  des  beim  letzten  kantonalen  Ent- 
scheide noch  streitigen  Hauptwertes  von  wenigstens  Fr.  3000 
(jetzt  gilt:  dass  der  Streitwert  nach  Massgabe  der  von  den 
Parteien  in  Klage  und  Antwort  vor  dem  erstinstanzlichen 
kantonalen  Gerichte  eingebrachten  Rechtsbegehren  mindestens 
Fr.  2000  beträgt)  oder  der  Unmöglichkeit  vermögensrecht- 
licher Schätzung  des  Streitgegenstandes  (Organisationsgesetz 
1874,  Art.  29,  Abs.  1  und  2,  1893,  Art.  59,  61)  und  endlich 
die  Frage  des  rechtzeitigen  Gebrauchs  des  Bechtsmittels 
(innert  20  Tagen  von  der  schriftlichen  Mitteilung  des  Urteils 
an  gerechnet,  innert  5  Tagen  im  beschleunigten  Verfahren, 
Organisationsgesetz  1874,  Art.  30,  1893,  Art.  65,  67), 

Dem  Gesagten  gemäs  unterliegen  nicht  der  Berufung 
an  das  Bundesgericht: 

Die  Frage  des  vom  Richter  zu  bewilligenden  oder  zu 
versagenden  Bechtsvorschlages ,  gleichgiltig,  ob  es  sich  um 
einen  Eechtsvorschlag  bei  der  Wechselbetreibung  oder  um 
einen  nachträglichen  Rechtsvorschlag  bei  der  gewöhnlichen 
(Pfändungs-,  Pfand-  und  Konkurs-)Betreibung  handelt,  vgl. 
B.G.,  Art.  77,  153,  172,  179—185; 

die  Frage  der  im  summarischen  gerichtlichen  Verfahren 
zu  erlangenden  provisorischen  oder  definitiven  Rechtsöffnung, 
vgl.  B.G.,  Art.  80—84,  153; 

die  Frage  der  im  summarischen  gerichtlichen  Verfahren 
zu  erwirkenden  Aufhebung  oder  Einstellung  einer  Betreibung, 
vgl.  B.G.,  Art.  85,  158,  172,  Ziff.  3; 

die  Frage  der  vom  Konkursgericht  auf  Antrag  eines  Gläu- 
bigers oder  von  Amteswegen  anzuordnenden  Aufnahme  eines 
Güterverzeichnisses,  vgl.  B.  G.,  Art.  162,  163,  170,  183; 

die    vom    Eonkursgericht   zu    entscheidende    Frage    der 
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Konkurseröffnung,  vgl.  B.  G.,  Art.  160—176,  188,  189,  190 
bis  192,  194,  309; 

die  Frage  der  vom  Konkursgericht  auszusprechenden 
Einstellung  des  Liquidationsverfahrens  über  eine  ausgeschlagene 
Verlassen  Schaft  und  des  Konkursverfahrens,  vgl.  B.  G.,  Art. 
196,  230; 

die  Frage  der  Anordnung  des  vom  Konkursgericht  zu  geneh- 
migenden summarischen  Konkursverfahrens,  vgl.  B.G.,  Art.231; 

die  Frage  des  vom  Konkursgericbt  auszusprechenden 
Widerrufes  des  Konkurses,  vgl.  B.  G.,  Art.  195; 

die  Frage  des  vom  Konkursgericht  zu  erklärenden  Schlus- 
ses des  ordentlichen  Konkursverfahrens,  vgl.  B.  G.,  Art.  268 ; 

die  im  beschleunigten  gerichtlichen  Verfahren  zu  erledi- 
gende Frage  des  Vorhandenseins  eines  Arrestgrundes,  vgl. 
B.G.,  Art.  279; 

die  Frage  der  von  der  kantonalen  Nachlassbehörde  zu 
bewilligenden  oder  zu  verweigernden  Nachlasstundung,  vgl. 
B.  G.,  Art.  295 ; 

die  Frage  des  von  der  kantonalen  Nachlassbehörde  aus- 
zusprechenden Widerrufes  der  erteilten  Stundung,  vgl.  B.  G., 
Art.  298,  309; 

die  Frage  der  von  der  kantonalen  Nachlassbehörde  aus- 
zusprechenden Bestätigung  oder  Ablehnung  der  Bestätigung 
eines  Nachlassvertrages,  vgl,  B.  G.,  Art.  304—306,  317,  Ent- 
scheidung des  Bundesgerichtes  vom  25.  Juni  1892,  Rekurs 
Berner  Handelsbank  und  Genossen,  Archiv  I  Nr.  60,  Amt- 
liche Sammlung  bundesgerichtlicher  Entscheidungen  XVIII 
S.  215  ff  ; 

die  Frage  des  von  der  kantonalen  Nachlassbehörde  aus* 
zusprechenden  Widerrufes  eines  auf  unredliche  Weise  zu 
Stande  gekommenen  Nachlassvertrages  oder  der  von  ihr  aus- 
zusprechenden Aufhebung  eines  nicht  gehörig  erfüllten  Nach- 
lassvertrages, vgl.  B.  G.,  Art,  315,  316. 

Weil  es  sich  um  civilrechtliche  Streitigkeiten  handelt, 
die  nach  kantonalem  und  nicht  nach  eidgenössischem  Rechte 
zu  beurteilen  sind,  ist  die  Berufung  an  das  Bundesgericht 
beispielsweise  in  folgenden  Fällen  ausgeschlossen : 
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Der   Anspruch   der  Ehefrau   oder   der  Kinder  oder    der 
Mündel   des  Schuldners  zur  Anschlusspfändung   wird  ianert 
nützlicher  Frist  von  den  übrigen  Gläubigern  der  betreffenden 
Pfändungsgruppe  bestritten;  sodass  die  Ehefrau  u.  s.  w.,  d.  li«. 
der  ;,Ansprecher^y  seinen  Anspruch  gerichtlich  im  beschleu- 
nigten Verfahren  geltend  machen  muss,  vgl.  B.  G.,  Art.  111  ; 
oder  im  Eonkurse  des  Gemeinschuldners  meldet  die  Ehefrau 
für  zugebrachtes  Frauengut   eine  Forderung  an,   über  deren 
rechtliche  Behandlung   im  Kollokationsstreite  Klage   geführt 
werden   muss;   würde   allerdings  im  Prozess  der  Standpunktr 
vertreten,  dass  durch  das  Urteil  des  kantonalen  Richters  die 
bundesrechtlichen  Grundsätze   der  Frauengutsbehandlung  im 
Konkurse   des  Ehemannes  verletzt  worden  seien,  so  wäre  in 
dieser  Richtung  die  Berufung  an  das  Bundesgericht  im  Prinzip 
nicht  ausgeschlossen,   vgl.  B.  G.,   Art.  219,  220,  250;  oder 
es  wird  im  ordentlichen  Prozesse  über  die  Reohtsbeständig- 
keit  eines   auf  Bestimmungen    des    kantonalen  Rechtes  sich 
stützenden  Anspruches  entschieden,  nachdem  infolge  Rechts- 
vorschlages  die  Betreibung   für  diesen  Anspruch  war  einge- 
stellt worden,  vgl.  B.  G.,  Art.  78,  79 ;  u.  s,  w.,  u.  s.  w. 

Die  eventuelle  Zulässigkeit  der  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht ist  für  folgende  Fragen,  deren  gerichtliche  Erledigung 
das  B.  G.  entweder  ausdrücklich  vorschreibt  oder  stillschweigend 
voraussetzt,  anzuerkennen,  vgl.  auch  unten  S.  574  ff. : 

1.  B.G.,  Art.  5—7,  24,  241 :  Die  Frage  der  civilrechtlichen 
Verantwortlichkeit  der  Betreibungsbeamten,  der  Vorsteher 
der  Konkursämter  (Konkursbeamten)  und  der  von  der  Gläu- 
bigerversammlung im  Konkurse  des  Gemeinschuldners  ge- 
wählten Konkursverwaltung  für  Schaden,  den  sie  oder  die 
von  ihnen  ernannten  Angestellten  durch  ihr  Verschulden  ver- 
ursacht haben,  ist  im  gerichtlichen  Verfahren  zu  erledigen. 
Weder  die  kantonalen  Aufsichtsbehörden,  noch  der  Bundesrat 
können  die  Schadenersatzpflicht  der  genannten  Beamten  aus- 
sprechen. Da  aber  diese  civilrechtliche  Verantwortlichkeit 
durch  einen  bundesgesetzlichen  Rechtssatz  festgesetzt  ist,  so 
können  kantonale  urteile  über  dieselbe  an  das  Bundesgericht, 
als  Berufungsinstanz,  weiter  gezogen  werden.     Dasselbe  gilt 
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hinsichtlioh  der  gleichen  civilrechtlichen  Verantwortlichkeit 
derjenigen  Angestellten  der  Betreibunga-  und  Konkuraämter, 
deren  Ernennung  der  öffentlichen  Gewalt  zukommt^  sodann 
hinsichtlich  der  subsidiären  Haftbarkeit  der  Kantone  für  die 
Beamten  und  Angestellten  der  Betreibungs-  und  Eonkurs- 
ämter^  ferner  hinsichtlich  der  primären  Haftbarkeit  der  Kan- 
tone für  die  von  den  kantonalen  Depositenanstalten  ver- 
wahrten Depositen,  endlich  hinsichtlich  der  Rückgriffsbefugnis 
der  Kantone  gegen  die  Wahlkreise,  von  denen  die  Beamten 
und  Angestellten  ernannt  worden  sind,  es  wäre  denn,  dass 
die  Frage  der  Haftbarkeit  der  Kantone  in  erster  und  einziger 
Instanz  vor  das  Bundesgericht  gebracht  worden  wäre,  vgl. 
Organisationsgesetz  1874,  Art.  27,  Ziff.  4,  1893,  Art.  48, 
Ziff.  4.  Über  die  civilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Mit- 
glieder der  kantonalen  Aufsichtsbehörden  der  Betreibungs- 
und Konkursämter  und  der  Mitglieder  der  kantonalen  Ge- 
richte, denen  die  Handhabung  des  B.  6.  wenigstens  bezüg- 
lich bestimmter  Fragen  anvertraut  ist,  hat  das  Bundesgesetz 
keine  ausdrücklichen  Vorschriften.  Das  B.  Gr.  enthält  auch 
keine  Bestimmungen  über  die  civilrechtliche  Verantwortlich- 
keit der  Arrestbehörden,  der  für  die  Ausweisung  von  Mietern 
und  Pächtern  zuständigen  Behörden  und  der  Nachiassbe- 
hörden,  derjenigen  Behörden  also,  die  von  den  Kantonen  ge- 
mäs  der  Vorschrift  des  Art.  23  des  B.  G.  einzusetzen  sind ; 
ebensowenig  ist  im  B.  G.  die  primäre  oder  die  subsidiäre 
Haftbarkeit  der  Kantone  für  diese  ihre  Behörden  ausge- 
sprochen; und  selbst  die  diesbezügliche  Stellung  des  Sach- 
walters, der  dem  Schuldner  für  die  Zeit  der  Nachlasstundung 
von  der  Nachlassbehörde  gesetzt  wird,  vgl.  B.  G.,  Art.  295, 
ist  im  Bundesgesetz  nicht  näher  festgesetzt.  Es  bleibt  da- 
her nach  allen  diesen  Richtungen  das  bisherige  oder  das 
künftige  kantonale  Recht  in  Kraft;  insbesondere  fällt,  die 
Vorschrift  der  Art.  64  des  eidgenössischen  Obligationen- 
rechtes (0.  R.)  in  Betracht,*)  und  je  nachdem  das  eidgenös- 


*)  Vgl  Schneider,  Das  schweizerische  Obligationenrecht  mit  allge- 
mein fasslichen  Erläaterungen,  grosse  Ausgabe  1892,  Anmerkung  zu  Art.  64. 
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sische  Recht  oder  das  kantanale  Recht  anwendbar  sein  wird, 
ist  die  Möglichkeit  einer  Berufung  an  das  Bundesgericht  ge- 
geben oder  ausgeschlossen. 

2.  B.  Gr.,  Art.  79,  153,  186,  278 :  Der  vom  Betriebenen 
ordnungsgemäs,  namentlich   rechtzeitig  vorgebrachte  Rechts- 
vorschlag bevirirkt  die  Einstellung  der  Betreibung,  vgl.  B.  G., 
Art.  78,   186.     Durch  Beschwerdefnhrung  bei  der  Aufsichts- 
behörde   kann    der  Rechts  verschlag    nicht    beseitigt   werden. 
Der    betreibende   Grläubiger,    insbesondere   auch   der  Arrest- 
gläubiger,   muss,    um    zur    Fortsetzung    seiner    Betreibung 
zu    gelangen,    rechtzeitig    zur    Geltendmachung    seines    An- 
spruchs den  Prozessweg  betreten.    Wenn  nun  die  Frage  der 
materiellen  Rechtsbeständigkeit  dieses  Anspruches  nach  eid- 
genössischem,  nicht  nach   kantonalem  Rechte   zu  beurteilen 
ist,  so  ist  die  Berufung  an  das  Bundesgericht  im  Prinzip  zu- 
gelassen.    Ganz  dasselbe  gilt :  wenn  der  Betriebene  in  nütz- 
licher Frist  auf  dem  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  klagt 
auf  Aberkennung  des  Anspruches  und  zwar  klagt  gegen  den 
Gläubiger,    der   nach    erfolgtem  Rechtsvorschlag    die    provi- 
sorische RechtsöflFnung  erwirkt  hat,  vgl.  B.  G.,  Art.  83,  Abs.  2; 
oder  wenn  die  Frage  der  Rechtsbeständigkeit  des  von  einem 
Dritten  für  sich  in  Anspruch  genommenen  dinglichen  Rechtes 
an  gepfändeten  oder  mit  Arrest  belegten  Sachen  zur  gericht- 
lichen Entscheidung  gelangt,  vgl.  B.  G.,  Art.  106 — 109,  140, 
155,  275;  oder  wenn  der  Aussonderungsberechtigte  im  Kon- 
kurs Klage   auf  Herausgabe  innert   nützlicher  Frist  erbeben 
muss,  weil  die  Konkursverwaltnng  seinen  Anspruch  nicht  an- 
erkennt,   vgl.   B.  G.,    Art.  242;    oder   wenn    die    Gläubiger, 
deren  Forderungen   vom  Nachlassohuldner  bestritten  werden, 
zur  gerichtlichen  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  durch  die 
Nachlassbehörde   veranlasst   werden,    vgl.   B.    G.,    Art.   305, 
Abs.. 3,  310,  unten  Ziff.  10. 

3.  B.  G.,  Art.  86,  153,  187 :  Ist  ein  Rechtsvorschlag 
vom  Betriebenen  nicht  erhoben  oder  ist  derselbe  vom  zu- 
ständigen Richter  nicht  bewilligt  worden,  oder  ist  der  Rechts- 
vorschlag durch  definitive  Rechtsöffnung  beseitigt  oder  ist 
die  Aberkennungsklage  gegenüber  der  provisorischen  Rechts- 
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öfl&iung  versäumt  worden,  so  muss  der  Betriebene  dem  Zahlungs- 
befehl in  der  einen  oder  andern  Weise  Genüge  tun;  zahlt 
der  Betriebene,  so  zahlt  er  vielleicht  eine  Kichtschuld.  £ine 
solchermassen  bezahlte  Nichtschuld  kann  vom  Betriebenen 
zurückgefordert  werden  und  zwar  nicht  auf  Grund  der  all- 
gemeinen Vorschrift  des  Art.  72  des  eidg.  0.  R.,  sondern 
auf  Grund  der  besondern  Vorschrift  des  Art.  86  des  B.  G. 
Und  wie  die  Frage  der  Nichtsehuld  auf  dem  Wege  der 
Berufung  an  das  Bundesgericht  gebracht  werden  kann,  sofern 
kein  kantonalrechtlicher  Verpflichtungsgrund  behauptet  oder 
festgestellt  wird,  so  trifft  dies  auch  zu  bezüglich  der  Anwen- 
dung des  zit.  Art.  86  des  B.  G. 

4.  B.  G.,  Art  146—148,  157,  219,  220,  230,  247—251: 
Die  Abänderung  des  im  Betreibungs verfahren  errichteten 
Kollokationsplanes,  wie  die  Abänderung  des  im  Eonkurs- 
verfahren errichteten  Kollokationsplanes  kann  in  der  RegeP) 
nur  darch  gerichtliches  Urteil  erfolgen.  Lassen  die  Beteiligten 
die  Anfechtungsfrist  unbenutzt  verstreichen,  so  erwächst  der 
Kollokationsplan  in  Rechtskraft;  wird  dagegen  der  Kollo- 
kationsplan innert  nützlicher  Frist  angefochten  durch  Klag- 
einreichung  beim  Gericht,  so  erhält  er  Rechtskraft,  sobald 
das  Urteil  über  den  Kollokationsplan  rechtskräftig  geworden 
ist,  sei  es,  dass  dieses  Urteil  eine  vollständige  oder  teilweise 
Änderung  des  Kollokationsplanes  festsetzt,  sei  es,  dass  das 
Urteil  den  Kollokationsplan  unverändert  iässt,  das  Gericht 
also  die  Klage  abweist,  vgl.  Archiv  II  Nr.  10,  21,  66.  Für 
die  Aufsteilung  eines  jeden  Kollokationsplanes  sind  die  Vor- 
schriften der  Art.  219,  220  des  B.  G.  massgebend.  Insofern 
in  diesen  Artikeln  des  Bundesgesetzes  auf  kantonales  Recht 
verwiesen  wird,  und  insofern  eine  angemeldete  und  zu  be- 
rücksichtigende Forderung  auf  Normen  des  kantonalen  Rechtes 
sich  stützt,  kommt  letzteres  und  nicht  eidgenössisches  Recht 
zur  Anwendung.  Wird  jedoct  behauptet,  dass  durch  das  den 
Kollokationsplan  abändernde  oder  denselben  bestätigende 
letztinstanzliche  kantonale  Haupturteil  die  Bestimmungen  der 


>)  Vgl.  unten  Abschnitt  IV,  ZiflF.  7. 
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Art.  219  und  220  des  B.  G.  oder  anderweitige  Normen  des 
Bundesrechtes  verletzt  werden,  so  ist  die  Berufung  an  das 
Bundesgericht  gegen  dieses  Urteil  im  Prinzip  statthaft. 

5.  Die  Artikel  197—205,  208—218  des  B.  Gr.  enthalten 
sog.   materielles   Konkursrecht.     Die  praktische  Anwendung 
der  Kechtssätze  dieser  Gesetzesartikel  wird  zwar  vorab  Sache 
der  Eonkursverwaltungen   und  der  Konkursämter  sein.    £nt* 
stehen  unter  den  Beteiligten  über  die  Anwendung  oder  über 
die  Auslegung  dieser  Rechtssätze  Meinungsverschiedenheiten, 
so  können   dieselben   mangels  gütlicher  Verständigung  nicht 
anders  als  im  gerichtlichen  Verfahren  zum  Austrag  gebracht 
werden   und    keineswegs    auf  dem   Wege    der    Beschwerde- 
führung  an   die   kantonalen  Aufsichtsbehörden    und  an  den 
Bundesrat.    £s  handelt  sich  um  rein  privatrechtliche  Streitig- 
keiten.    Die  Interpretation    der  Vorschriften  der  genannten 
Artikel    steht   also  in  letzter  Linie   dem  Bundesgericht  als 
Berufungsinstanz  zu. 

6.  B.  G.,  Art.  265,  267,  328 :  Auf  Grund  eines  im  Kon- 
kursverfahren ausgestellten  Verlustscheines^)  kann  eine  neue 
Betreibung  nur  dann  angehoben  werden,  wenn  der  Schuldner 
zu  neuem  Vermögen  gekommen  ist.  Der  gleichen  Beschrän- 
kung ist  die  Forderung  desjenigen  Gläubigers  unterworfen, 
der  sich  am  Konkursverfahren  gar'  nicht  beteiligt  hat,  sowie 
der  Anspruch  desjenigen  Gläubigers,  der  vor  dem  1.  Januar 
1892  in  einem  Konkurse  zu  Verlust  gekommen  ist  und  für 
den  Verlustbetrag  nach  Massgabe  des  betreffenden  kantonalen 
Rechtes  noch  forderungsberechtigt  blieb,  vgl.  Archiv  II  Kr.  21, 
Ziff.  2,  S.  50.  Bestreitet  der  Geraeinschuldner,  dass  er  zu 
neuem  Vermögen  gekommen  sei ,  so  entscheiden  hierüber 
nicht  im  Beschwerdeverfahren  die  kantonalen  Aufsichtsbehör- 
den und  der  Bundesrat,  sondern  die  Gerichte  im  beschleunigten 


*)  Andern  Wert  hat  der  im  Betreibungsverfahren  ausgestellte  Verlust- 
schein,  vgl.  6.  G.  Art.  149.  Abs.  8:  ^Der  Gläubiger  kann  während  sechs 
Monaten  nach  Zastellung  des  Verlastscheines  ohne  neuen  Zahlungsbefehl 
die  Betreibung  fortsetzen/  Nach  Ablauf  der  sechsmonatlichen  Frist  steht 
dem  Gläubiger  der  gewöhnliche  Betreibungsweg  offen,  vgl.  B.  G.,  Art  265, 
Abs.  2,  Satz  2. 
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Verfahren.    Meistens  wird  das   in    einem    solchen  Falle   er* 
gehende    gerichtliche    Urteil   nichts    weiteres    als    die   Fest- 
stellung  der  streitigen  Tatsache  enthalten,  und  von  diesem 
Gesichtspunkt    aus  wird   die  Weiterziehung  des  kantonalge- 
richtlichen Urteils   an  das  Bundesgericht   als  unzulässig  er- 
scheinen,    vgl.   Organisationsgesetz    1874,    Art.  30,   Abs.  4, 
Satz  1^)  und  1893,  Art.  57^).     Denkbar   ist  jedoch   die  Be- 
rufung an   das  Bundesgericht   auf  Grund   des  Art.  265    des 
B.  6«  immerhin:    so  z.  B.  wenn   das  kantonale  Gericht  die 
Beweislast  nicht  im    Sinne   des   Bundesrechtes    yerteilt  hat. 
der  betreibende  Gläubiger  ist  beweispflichtig;  oder  wenn  das 
kantonale    Gericht    den    Begriff    des    zu    neuem    Vermögen 
Gelangens   verkennt.     Auch  die  Frage  ist  eine  gerichtliche, 
ob  ein  Gläubiger  auf  Grund  der  Vorschrift  des  Art.  267  des 
B.  G.  der  Beschränkung  des  Art.  265,  Abs.  2,  SMz  2  unter- 
worfen ist,    weil    er    als   Eonkursgläabiger    hätte    auftreten 
können;  sie  ist  demnach  eine  der  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht fähige,  insbesondere  da  nach  dem  B.  G.  selbst,  also 
nach  Bundesrecht,    zu   entscheiden   ist,    welche  Forderungen 
gegen   den  Gemeinschuldner   als  Eonkursforderungen  in  dem 
über  ihn  ausgebrochenen  Eonkurse  anzumelden  sind.  Endlich 
ist  die  Tragweite  der  in  Art.  328  des  B.  G.  ausgesprochenen 
Gleichstellung  der   zur  Zeit   der  Herrschaft  des   kantonalen 
Eonkursrechtes    zu   Verlust    gekommenen    Forderungen    mit 
den  unter  dem  neuen  eidgenössischen  Eonkursrecht  zu  Ver- 
lust  kommenden  Forderungen   durch  die  Gerichte   eventuell 
durch    das   Bundesgericht    festzustellen;    und   nur  die  Frage, 
ob  nach    altem    Recht    der   Gläubiger   überhaupt   noch   for- 
derungsberechtigt   blieb   für   seinen   im    Eonkurse   erlittenen 
Verlust,  entzieht  sich,  als  rein  kantonalrechtliohe  Frage,  der 
Nachprüfung  durch  das  Bnndesgericht. 


^)  Das  Bnndesgericbt  hat  seinem  Urteile  den  von  den  kantonalen  Ge- 
richten festgestellten  Tatbestand  zu  Grunde  zu  legen. 

*)  Die  Berufung  kann  nur  darauf  gestützt  werden,  dass  die  Ent- 
scheidung des  kantonalen  Gerichts  auf  einer  Verletzung  des  Bundesrechts 
beruhe. . .  Jede  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  einer  Tatsache  ist  als  Rechts- 
verletzung anzusehen. 


'J**^ 
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7.  B.  G.,  Art.  273:  Die  gerichtlich  zu  entscheidende 
Frage  der  Schadenersatzpflicht  des  Arrestnehmers  wegen  an- 
gerechtfertigten Arrestes,  wohei  gleichgiltig  ist,  ob  den  Arrest- 
nehmer  bei  der  Arrestnahme  ein  Verschulden  trifft  oder  nicht, 
kann  auf  dem  Wege  der  Berufung  an  das  Bundesgericht  weiter- 
gezogen werden,  vgl.  Urteil  des  Zürcher-Bezirksgerichtes  vom 
7.  September  1892,  Archiv  I  Nr.  64*). 

8.  B.  G.,  Titel  X,  Art.  285—292,  331:  Die  Fragen 
des  eidgenössischen  Anfechtungsrechtes  sind  materiellrecht- 
liche Fragen,  die  im  Streitfalle  von  den  kantonalen  Gerichten 
und  nicht  von  den  Aufsichtsbehörden  der  Betreibungs-  und 
Konkursämter  zu  beurteilen  sind ;  dass  prinzipiell  die  Weiter- 
ziehung diesbezüglicher  kantonaler  Urteile  an  das  Bundes- 
gericht mit  dem  Rechtsmittel  der  Berufung  zulässig  ist,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  Archiv  II  Nr.  8,  40. 

9.  B.  G.,  Art.  284:  Die  Berufung  an  das  Bundesgericht 
ist  im  Prinzip  nicht' ausgeschlossen,  wenn  der  Richter  im  be- 
schleunigten Verfahren  über  die  Anwendung  der  Vorschrift 
des  Art.  284  des  B.  G.  zu  entscheiden  hat.  Gemäs  der  Vor- 
schrift dieses  Artikels  können  Gegenstände,  die  heimlich 
oder  gewaltsam  aus  den  vermieteten  oder  verpachteten  Räum- 
lichkeiten fortgeschafft  worden  sind,  mit  Hilfe  der  Polizei- 
gewalt in  die  genannten  Räumlichkeiten,  unter  Vorbehalt  der 
Rechte  gutgläubiger  Dritter,  zurückgebracht  werden.  Diese 
Vorschrift  ist  nichts  anderes  als  eine  durch  das  Bedürfnis 
der  Praxis^)  notwendig  gewordene  Ergänzung,  oder  richtiger 


')  Vgl  ßeichel  in  ^Yeber  and  Brüstlein,  Kommentar  a.  0.,  Art.  278, 
Anmerkung  2. 

')  Die  unmittelbare  Veranlassong  znr  Aufnahme  des  in  Frage  stehen* 
den  Satzes  in  das  B.  G.  ist  vielleicht  in  dem  Urteil  des  Bundesgerichts 
vom  28.  April  1888,  in  Sachen  Richard  gegen  D^praz  (Waadtländer-Sache), 
zu  suchen.  Hier  wird  als  Kechtssatz  des  eidg.  0.  R.  der  gewis  richtige 
Satz  gelehrt:  Das  Retentionsrecht  des  Vermieters  einer  unbeweglichen 
Sache  an  den  eingebrachten  beweglichen  Sachen  des  Mieters  ist  von  dem 
Verbleiben  derselben  auf  dem  Grundstücke  abhängig  und  erlischt  daher 
mit  der  Entfernung  dieser  Sachen  von  dem  Grundstücke,  auoh  wenn  die- 
selbe heimlich  geschieht,  Bundesgerichtliche  Entscheidungen  XIV  S.  296  ff., 
Revue    der  Gerichtspraxis   im  Gebiete   des  Bundescivilrechts   VI   Nr.   68; 
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gesagt:  Abänderung  der  Bestimmungen  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes  über  das  Retentionsrecht  des  Verpächters 
und  des  Vermieters.  Sie  ist  erst  während  der  zweiten  Be- 
ratung des  B.  G.  im  Jahre  1888  von  der  Bundesversamm- 
lung in  das  Bundesgesetz  aufgenommen  worden.  Die  Vor* 
läge  des  Bundesrates  vom  27.  Januar  1888  enthält  die 
Vorschrift  noch  nicht;  vgl.  Vorlage  des  Bundesrates  vom 
27.  Januar  1888,  ausgearbeitet  auf  Grund  des  in  erster 
Lesung  von  der  Bundesversammlung  gefassten  Beschlusses, 
Art.  20(5,  207;  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  29.  Juni 
1888,  zweite  Beratung^  Art.  206,  207. 

10.  B.  G.,  Titel  XI,  Art.  310,  314:  Durch  den  von  der 
kantonalen  Nachlassbehörde  bestätigten  Nachlassvortrag  wird 
die  Art  und  Weise  rechtsgiltiger  Tilgung  der  gegen  einen 
Schuldner  bestehenden  Ansprüche  festgesetzt.  Durch  die  Ent- 
scheidung der  Nachlassbehörde  über  Erteilung  oder  Verwei- 
weigerung  der  Genehmigung  eines  Nachlass Vertrages  wird 
demnach  nicht  ein  Civilprozess  über  Bestand  oder  Nicht- 
bestand  eines  streitigen  Privatrechtsansprnches  oder  Privat- 
rechtsverhältnisses beurteilt^).  Die  Entscheidung  ist  kein 
kantonales  Haupturteil  im  Sinne  des  Organisationsgesetzes. 
Die  Frage  der  Bechtsbeständigkeit  der  Ansprüche  bleibt  zu- 
nächst ausser  Frage.  Über  diese  kann  nur  im  ordentlichen 
civilprozessualischen  Verfahren  entschieden  werden,  und  je  nach 
der  Natur  der  Ansprüche  ergiebt  sich  dann,  den  allgemeinen 
Beohtsgrundsätzen  entsprechend,  die  Zulässigkeit  oder  ünzu- 
lässigkeit  der  Berufung  an  das  Bundesgericht  gegenüber  einem 
kantonalen  Urteil.  An  diesem  Rechtszustand  wird  nichts  ge- 
ändert durch  den  Umstand,   dass  ein  Gläubiger,  dessen  Por- 


vgl.  dieaelbe  Revue  IIl  Nr.  47  (Zürcher  Entscheid  des  Obergerichts  vom 
11.  Juni  1884),  IV  Nr.  59  (Urteil  des  Waadtländer  Kantonsgerichts  vom 
15.  Dezember  1885),  VI  Nr.  6  (Entscheidung  des  Bundesgerichtes  vom 
11.  November  1887),  Nr.  19  {baselstädtische  Entscheidung  vom  16.  Sep- 
tember 1887),  VIII  Nr.  9  (Entscheidung  der  Luzerner  Justizkommission 
vom  13.  Juli  1888). 

1)  Entscheidung   des   Bnndesgerichtes    vom    25.  Juni    1892,    Rekurs 
Berner  Handeisbank,  Archiv  I  Nr.  60,  vgl.  auch  Archiv  II  S.  127. 
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derun^  vom  N^achlasschuldner  bestritten  wird  (eine  Bestrei- 
tung seitens  der  JTaohlaasbehörde  oder  der  übrigen  Gläubiger 
kommt  hiebei  nicht  In  Betracht)'),  durch  peremtorische  Frist- 
anBetznng  seitens  der  Nachlassbehtirde  zur  gerichtlichen  Gel- 
tendmachung seines  Anspruches  aufgefordert  wird.  Kommt 
der  Gläubiger  dieser  Aufforderung  nicht  rechtzeitig  nach,  so 
geht  er  deshalb  seiner  Forderung  nicht  verlustig,  dagegen 
erhält  der  Schuldner  das  von  ihm  auf  eine  an  sich  znlässig-e 
Anordnung  der  Nachlassbehörde  hin  deponirte  Betreffnis 
der  bestrittenen  Forderung  ungeschmälert  heraus.'}  Würde 
übrigens  die  Frage  der  Rechts  Wirkung  des  Vers&umens  der 
erwähnten  peremtoriachen  Frist  streitig,  so  wäre  ihre  Ent- 
scheidung nicht  Sache  der  kantonalen  Nachlassbehörde,  son- 
dern Sache  des  Biohters,  in  letzter  Instanz,  als  Berufungs- 
instanz, Sache  des  Bundesgericbtea;  denn  es  handelt  sich  um 
die  Auslegung  einer  Vorschrift  eidgenössischen  Rechtes,  und 
zwar  handelt  es  sich  um  die  Frage  der  Verwirkung  privat- 
rechtlicher  Ansprüche  wegen  versäumter  Rechtavorkehr,  also 
am  eine  Frage,  die  mangels  ausdrücklicher  entgegenstehender 
Gesetzesvorschrift  als  Gerichtsaache  aufzufassen  ist. 

Sodanu  kann  das  Bundesgerlcbt  als  Berufungsinstanz 
angegangen  werden,  wenn  die  Anwendung  der  Vorschrift  des 
Art.  314  in  Betracht  lUUt,  d.  h.  wenn  die  Ungiltigkeit  eines 
Versprechens  behauptet  wird,  durch  das  der  Nacblasscbuldner 
einem  Gläubiger  mehr  zugesichert  hat,  als  was  diesem  Gläu- 
biger auf  Grund  des  bestätigten  Nachlasarertrages  gebührt. 
Wird  zwar  infolge  eines  solchen  Versprechens  der  Widerruf 
des  bestätigten  Nach lass Vertrages  von  einem  Gläubiger  be- 
antragt, mit  der  Motivirung,  daas  der  Kachlass  auf  unred- 
liche Weise  zu  Stande  gekommen  sei,  ao  entscheiden  über 
diesen  Antrag  die  kantonalen  Nachiaasbehörden  und  nur  sie, 

')  Anderer  Ansicht  ist  Henherger  a.  0.  Art,  310,  Anmerkung; 
vgl.  G.  Keller,  Das  NacbUea vertrag  ansser  Konkurs,  1B92,  S.  95. 

')  Gleicher  Ansicht  ist  G.  Keller  B.  0.  S.  106;  anders  Heuberger 
a.  0.:  nWIrd  die  Klage  innert  der  peremtoriachen  Frist  nichl  eingereicht,  so 
geht  die  Forderung  unter".  Uaentschieden  bleibt  Reichel  im  Kommentar 
von  Weber  und  Brüstlein,  Art.  310,  Anmerkung  2. 
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also  weder  kantonale  G  erlebte ,  noch  irgend  eine  Bandes- 
instanz. Damit  ist  aber  nicht  gesagt;  dass  die  Nachlassbe- 
hörden auch  die  civilrechtliche  Bedeutung  oder  Bedeutungs* 
losigkeit  eines  solchen  Versprechens  zu  beurteilen  hätten. 
Es  wird  vielmehr  zunächst  Sache  des  Schuldners  selbst  sein^ 
die  civilrechtliche  Unwirksamkeit  des  fraglichen  Versprechens 
vor  den  ordentlichen  Civilgerichten  klageweise  oder  einrede- 
weise  feststellen  za  lassen. 

B.  Die  staatsrechtliche  Beschwerde  an 
das  Bundesgericht.  Die  staatsrechtliche  Beschwerde 
kann  beim  Bundesgericbt  wegen  Verletzung  der  Vorschriften 
des  B.  6.  durch  Verfügungen  und  Anordnungen  der  kanto- 
nalen Behörden  und  Beamten  nicht  erhoben  werden.  Dieser 
Satz  gilt  sowol  nach,  wie  vor  der  Revision  des  Bundesge- 
setzes über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege.  Der 
Satz  ist  auch  durch  die  Spruchpraxis  des  Bundesgerichtes 
wiederholt  bestätigt  worden ,  vgl.  bundesgerichtliche  Ent- 
scheidungen vom  21.  Januar  1893;  Rekurs  Mesohenmoser,  vom 
27.  Januar  1893,  Rekurs  Steiner,  und  die  weitern  unten 
folgenden  Nachweisungen  aus  dem  Archiv. 

Es  ist  bekannt,  in  welch  weitem  Umfange  nach  der 
Praxis  des  Bundesgerichtes  wegen  Nichtbeobachtung  bundes- 
rechtlicher Bestimmungen  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
gegen  Verfügungen  kantonaler  Behörden  zugelassen  ist.  Die 
staatsrechtliche  Beschwerde  ist  nicht  beschränkt  auf  Fälle 
behaupteter  Verletzung  der  Verfassungsgrundsätze  des  Bundes 
oder  der  Kantone.  Sie  ist  „regelmässig  überall  da  statthaft,  wo 
durch  eine  Verfügung  einer  kantonalen  Behörde  ein  bandesrecht- 
licher, speziell  bundesgesetzlicher  Grundsatz  zum  rechtlichen 
Nachteil  eines  Bürgers  verletzt  wird**,  und  „als  selbstver- 
ständlich^ sind  hievon  nur  „diejenigen  Fälle  ausgenommen, 
wo  es  sich  entweder  um  eine,  in  die  Kompetenz  der  poli- 
tischen Bundesbehörden  fallende,  Administrativsache  ^)  handelt, 
oder  wo  durch  das  Bundesrecht  selbst  das  gedachte  Rechts- 


')  Vgl.  Organisationsgesetz   1874,  Art.  59,  Abs.  2,  hiezu  die  bedeu- 
tenden AbweicLungen  im  Organisationsgesetz  1893,  Art.  189. 
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mittel  ausdrücklich  oder  ati  lisch weigend  ausgeschlossen  vrird. 
Letzteres  gilt  in  denjenigen  Fällen,  wo  wegen  Verletzung 
von  Bundesgeeetzen  ein  anderes  besonderes  Rechtsmittel  an 
daa  Bundosgericht  (oder,  wie  wir  mit  Rücksicht  auf  das  B.  G. 
beifügen  dürfen:  ein  besonderes  Rechtsmittel  an  den  Bundes- 
rat) gegeben  oder  wo  die  Handhabung  von  bundesgeaetz- 
lichen  Vorschriften  nach  dem  besondern  Inhalte  des  be- 
treffenden Bundesgesetzes  ausschliesslich  den  kantonalen  Be- 
hörden übertragen  ist."  Diese  vom  Bundesgerioht  beispiels- 
weise in  einer  Entscheidung  vom  26,  Oktober  1883  ausge- 
sprochenen wichtigen  Grundsätze,  vgl.  bundesgerichtliohe 
Entscheidungen,  IX  8.476,')  haben  durch  das  reridirte 
Organiaationsgesetz  vom  22.  März  IS93  keine  prinaipiellen 
Änderungen  erfahren;  dagegen  sind  in  das  reridirte  Orga- 
nisationsgesetz zwei  ausdrückliche  Beetimmungen  aufge- 
nommen worden,  durch  die  die  bisherige  bundeHgerichtlicbe 
Praxis  etwas  modifizirt  wird,  vgl.  Organiaationsgesetz  1893, 
Art.  182,  Abs.  1,  189,  Abs.  2.  Wir  treten  an  dieser  Stelle 
auf  diese  Modifikationen  nicht  näher  ein;  dieselben  hängen 
nicht  zusammen  mit  den  Fragen,  mit  denen  wir  uns  hier  zu 
beschäftigen  haben. 

Die  hetrorgebobenen  Grundsätze,  angewandt  auf  das 
Gebiet  des  B.  G.,  ergeben  das  Resultat,  dass,  soweit  gegen- 
über den  Verfügungen  und  Amtshandlungen  der  kantonalen 
Betreibungs-  und  Konknrsämter  und  der  von  den  Gläubigern 
gewählten  Eonkarsverwaltungen  die  Beschwerde  an  die  kan- 
tonalen Aufsichts Organe  und  von  diesen  an  den  Bundesrat 
zulässig  ist,  eine  hiermit  konkurrirende  Beschwerde  an  daa 
Eundesgericht  ausgeschlossen  ist,  und  dass  da,  wo  gemäa 
unsern  frühern  Ausführungen  eine  Beschwerde  an  den  Bundes- 
rat wegen  Verletzung  der  Vorschriften  des  B.  G.  ausge- 
schlossen ist,  auch  die  staatacechtliche  Beschwerde  an  das 
Bundeagericht  nicht  Platz  greifen  kann.  Denn  es  ist  anzu- 
nehmen, dass,  soweit  der  Bnndesgesetzgeber   im  B. G.  den 

■)  Vgl.  Ch.  Soldan,  Dd  recour«  de  droit  public  na  Tribunal  füinl 
in  Zeitschrift  für  scbweiieriiches  Recht,  n.  F.  V  S.  Sil  ff. 
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Instanzenzag  selbst  norniirt  hat,  er  diesen  Instanzenzug 
erschöpfend  normiren  wollte.  Den  Instanzenzug  in  rein 
civilrecbtlichen  Prägen  berührt  das  B.  G.  gar  nicht;  es  ver- 
bleibt daher,  wie  oben  ausgeführt,  bei  den  allgemeinen  Regeln 
des  Bundesrechtes.  Der  Instanzenzug  dagegen  im  betreibungs« 
rechtlichen  und  konkursrechtlichen  Verfahren  ist  im  B.  G-. 
selbst  ausdrücklich,  also  auch  erschöpfend,  festgestellt,  und 
weil  die  staatsrechtliche  Beschwerde  an  das  Bandesgericht 
hiebei  nicht  besonders  vorgesehen  worden  ist,  so  fehlt  es  be- 
züglich der  der  Nachprüfung  des  Bundesrates  entzogenen 
Partien  des  B.  G.  an  einer  eidgenössischen  Instanz  über^ 
haupt;  der  Baudesgesetzgeber  hat  die  Handhabung  des  Ge- 
setzes den  Kantonen  überlassen. 

Die  in  Betracht  fallenden  Partien  des  B.  O.  sind  nament- 
lich diejenigen,  in  denen  die  Tätigkeit  der  kantonalen  Gerichte 
entweder  ausdrücklich  verlangt  wird  oder  stillschweigend 
vorbehalten  ist:  Es  sind  zunächst  die  Fragen  des  nach- 
träglichen Reohtsvorschlages,  des  Rechtsrorschlages  bei  der 
Wechselbetreibung  und  die  Fragen  der  provisorischen,  wie 
der  definitiven  Rechtsöfinungen ,  vgl.  B.  G.,  Art.  77,  80  ff., 
153,  178,  Ziff.  3,  181  ff.,  Entscheidung  des  Bundesgerichtes 
vom  13.  Januar  1893,  Rekurs  Gemeinde  Mathon,  Archiv  II 
Nr.  68;  ferner  die  Fragen  der  Aufhebung  und  Einstellung 
einer  Betreibung  auf  Grund  der  Bestimmung  des  Art.  85 
oder  des  Art.  107  des  B.  G.,  vgl.  Archiv  I  Nr.  84,  II  Nr.  37, 
61,  68;  sodann  die  Fragen  der  Eonkurseröffnung,  der  Eon- 
kurseinstellung, des  Eonkursschlusses  und  des  Eonkurswider- 
rufes, vgl.  B.  G.,  Art.  168  ff.,  188,  189,  190  ff.,  195,  196, 
230,  268  ff.  Es  gehören  aber  auch  hieher  die  Fragen  be- 
treffend die  Arrestbefehle  und  die  Miet-  und  Pachtausweis- 
ungsbefehle, vgl.  B.  G.,  Art  282,  279,  Archiv  I  Nr.  37,  54 ; 
endlich  die  Fragen  des  Nachlassvertrages,  vgl.  B.  G.,  Titel  XI; 
Mitteilungen  des  Bundesgerichts  in  seinem  Geschäftsbericht 
über  das  Jahr  1892,  Archiv  II  S.  127. 

Für  die  Feststellung  dieses  Rechtszustandes  waren  im 
wesentlichen  folgende  Erwägungen  massgebend:  Man  hielt 
vor  allem  eine  durch  den  Bundesrat  stattfindende  Überprüfung 


0mt 
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der  Entscheidungen  kantonaler  Gerichte  für  untunlich.  Vom 
Standpunkt  der  Gewaltentrennung  ausgehend  —  ein  Prinzip, 
das  in  der  Schweiz  allerdings  nicht  konsequent  durchgeführt 
ist  —  wurde  die  Unabhängigkeit  der  kantonalen  gericht- 
lichen Behörden  für  gefährdet  erachtet,  wenn  eine  ihrem 
Wesen  nach  politische  Behörde,  als  solche  ist  der  Bundesrat 
anzusehen,  berechtigt  erklärt  würde,  eine  Nachprüfung  ge- 
fällter gerichtlicher  Entscheidungen  vorzunehmen.  Sodann 
wurde  aber  auch  die  Einführung  der  staatsrechtlichen  Be- 
schwerde an  das  Bundesgericht  abgelehnt,  weil  die  Vermeh- 
rung der  Instanzen  der  Trölerei  Vorschub  leistet;  in  den 
mit  Betreibungen  und  Eonkursen  zusammenhängenden  ge- 
richtlichen  Verfahren  ist  eine  möglichst  rasche  Erledigung 
der  Prozesse  ganz  besonders  erwünscht.  ^)  Endlich  war  die 
Einführung  eines  besonderen  bundesgerichtlichen  Beschwerde- 
Verfahrens  neben  dem  bundesrätlichen  gewis  nicht  im  Inter- 
esse des  rechtsuchenden  Publikums.  Die  Fragen  der  Arrest* 
befehle  und  der  Miet-  und  Pachtausweisnngsbefehle  und  die 
Fragen  des  Nachlassvertrages  wurden  mit  Bezug  auf  den 
Jnstanzenzug  an  eine  Bundesbehörde  gleichbehandelt  wie  die 
vom  B.  G.  vorgesehenen  gerichtlichen  Fragen.  Man  ging 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  wenn  auch  nicht  alle  Ean- 
tonO)  so  doch  die  grosse  Mehrheit  derselben  gerichtliche  Be- 
hörden als  kantonale  Arrestbehörden ,  Mietausweisungsbe- 
hörden  und  Nachlassbehörden  bestellen  werde. ')  Damit  wurde 
auch  auf  diesen  Gebieten  die  eidgenössische  Beschwerde- 
instanz nicht  eingeführt. 

Den  Ausschluss  der  staatsrechtlichen  Beschwerde  an  das 
Bundesgericht  in  Fragen  des  Betreibungs-  und  Kmikursver- 
fahrens  hat  das  Bundesgericht  in  seiner  Praxis  beschränkt 
auf  Fälle,  in  denen  es  sich  lediglich  um  die  Gesetzes- 
anwendung handelt;  sobald  dagegen  Verfassungsver- 


0  ^g}'  ^ic  ^^  S*  ^*  gerade  fQr  solche  Prozesse  das  beschleunigte 
Verfahren  vorschreiht,  B.  G.  Art.  111,  Abs.  3,  148,  250,  265,  279,  Abs.  2,  284. 

')  Vgl.  die  betreffenden  kantonalen  Behörden  bei  VT  eher  und 
Br  nstlein,  Kommentar  a.  0.,  Art.  272,  Anmerkung  1,  Art.  282^  Anm.3, 
Art.  293,  Anm.  4. 
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letzungen  oder  Verletzungen  von  Staatsver- 
trägen in  Frage  kommen  y  hat  daß  Bundesgericht  die 
staatsrechtliche  Beschwerde  ausdrücklich  als  zulässig  erklärt. 
Das  Bundesgericht  lässt  sich  hierbei  von  der  Erwägung  leiten^ 
dass  der  Bundesgesetzgeber  bei  Erlass  des  B.  Gr.  die  Kom- 
petenzen des  Gerichtes  mit  Beziehung  auf  Verfassungsver- 
letzungen und  Verletzungen  von  Staatsverträgen  weder  modi- 
fiziren  wollte,  noch  modifiziren  konnte.  Diese  Ansicht 
stützt  sich  so  wenig  wie  diejenige  über  den  Ausschluss 
der  Beschwerde  bei  Gesetzesverletzungen  auf  eine  direkte 
Feststellung  im  Bundesgesetze  selbst;  beidemal  leitet  das 
Bundesgericht  seine  Argumente  aus  dem  nicht  zum  Ausdruck 
gekommenen  Willen  des  Gesetzgebers  her.  Gegenüber  einer 
solchen  Argumentation  hat  die  Kritik  allerdings  keinen  allzu 
schweren  Stand,  wird  sie  doch  durch  dieselbe  geradezu 
herausgefordert !  An  dieser  Stelle  wollen  wir  uns  jedoch 
auf  eine  solche  kritische  Erörterung  nicht  einlassen ;  erwägen 
wir  vielmehr  sowol  diejenigen  betreibungs-  und  konkurs- 
rechtlichen Fälle,  In  denen  wegen  Verfassungsverletzung  oder 
Verletzung  eines  Staatsvertrages  die  staatsrechtliche  Be- 
schwerde an  das  Bandesgericht  in  Betracht  kommen  kann, 
wie  auch  diejenigen  Fälle,  in  denen  diese  staatsrechtliche 
Beschwerde  trotz  Verfassungsverletzung  oder  Verletzung  eines 
Staatsvertrages,  infolge  der  Beschwerdekompetenz  des  Bundes- 
ratß,  als  ausgeschlossen  erscheint.  Mit  Bezug  auf  die  letzt- 
erwähnte Kategorie  von  Fällen  ist  darauf  hinzuweisen,  wie 
der  Umstand,  dass  der  Bundesrat  und  nicht  das  Bundesge- 
richt Beschwerdeinstanz  ist,  insofern  eine  Verschiedenheit 
des  Verfahrens  mit  jaioh  bringt,  als  beim  Beschwerdeverfahren 
auf  Grund  des  B.  G.  an  den  Bundesrat,  selbst  wenn  ver- 
fassungsrechtliche  Grundsätze  in  Frage  stehen,  ein  "über- 
springen der  kantonalen  Instanzen  unzulässig  ist^),  während 
ein  Durchlaufen  sämtlicher  kantonaler  Instanzen  bei  einer 
staatsrechtlichen  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  nicht  unter 


0  Vgl.  oben  S.  536. 

ZeiUichr.  für  Schweizerisches  Recht.     Neue  Folge  XII. 
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allen  umständen  verlangt  wird.^)  Und  mit  Bezug  auf  die 
erstgenannte  Kategorie  von  Fällen  ist  daran  zu  erinnern, 
dass  auüli  das  Bundesgericht  an  die  von  der  Bundesver- 
sammlung erlassenen  Gesetze  und  allgemein  verbindlichen  Be- 
schlüsse, sowie  an  die  von  der  Bundesversammlung  geneh* 
migten  Staatsverträge  gebunden  ist,  selbst  wenn  in  denselben 
Yerfassungsverletzungen  enthalten  wären ;  denn  eine  Prüfung^ 
der  Verfassungsmässigkeit  dieser  Erlasse  der  Bundesversamm- 
lung steht  dem  Bundesgericht  nicht  zu,  vgl.  Bundesverfassung, 
Art.  113,  Abs.  3. 

a.    Verletzung    von   Vorschriften    der    Bundes- 

verfassun  g. 

1.  Nach  konstanter  Praxis  ist  wegen  Bechtsverweigerung- 
(d^ni  de  justice),  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Art.  4 
und  5  der  Bundesverfassung,  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
beim  Bundesgericht  zulässig').  G-egenüber  den  von  den  kan- 
tonalen Betreibungs-  und  Eonkursämtern  und  ihren  kanto- 
nalen Aufsichtsbehörden  begangenen  Rechtsverweigerungen 
ist  jedoch  die  staatsrechtliche  Beschwerde  an  das  Bundesge- 
richt-ausgeschlossen,  weil  in  solchen  Fällen  gemäs  der  aus- 
drücklichen Vorschrift  des  Art.  19  des  B.  6.  beim  Bundes- 
rat Beschwerde  geführt  werden  kann,  vgl.  Entscheidungen 
des  Bundesrates  vom  29.  November  1892-,  Rekurs  Gl.,  vom 
14.  Februar  1893,  vom  17.  Februar  1893,  vom  28.  Februar 
1893,  Rekurs  Wegmüller,  Archiv  I  Nr.  90,  II  Nr.  15,  32,  47. 
Dagegen  kann  wegen  Rechtsverweigerung  im  Rechtsöffnungs- 
verfahren oder  im  Betreibungseinstellungsverfahren  oder  im 
Konkurseröffnungverfahren  oder  im  Nachlassvertragsverfahren 
u.  s.  w.  die  Beschwerde  beim  Bundesrat  auf  Grund  der  Vor- 
schrift des  Art.  19  des  B.  G.  nicht  anhängig  gemacht  werden  ; 


*)  Vgl.  Ch,  Soldan  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  n.  F. 
V  S.  243  ff.;  Mitteilung  des  Bundesgerichtes  in  seinem  Geschäftsberichte 
über  das  Jahr  1892,  Archiv  II  S.  127. 

*)  Vgl.  Ch.  Soldan  im  Journal  des  tribunaux  1884  S.  465 f.,  ferner 
in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  n.  F.  V  S.  208;  Seh  och  in 
derselben  Zeitschrift  n.  F.  V  S.   562  ff. 
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nirgends  ist  dem  Bundesrat  eine  diesbezügliche  Kompetenz 
eingeräumt.  Es  ist  daher  in  diesen  Fällen  das  Bundesgericht 
zur  Beurteilung  einer  Rechtsverweigerungsbeschwerde  kom< 
petent;  denn  nur  soweit  die  Kompetenz  des  Bundesrates 
reicht,  ist  für  eine  konkurrirende  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichtes kein  Baum,  vgl.  Entscheidung  des  Bundesrates  vom 
7.  Juni  1892,  Rekurs  Wunderli,  Entscheidung  des  Bundes- 
geriohtes  vom  13.  Januar  1893^  Rekurs  der  Gemeinde  Mathon, 
Archiv  I  Nr.  4,  II  Nr.  68. 

2.  Der  anfrechtstehende  Schuldner,  welcher  in  der  Schweiz 
einen  festen  Wohnsitz  hat,  muss  für  persönliche  Ansprachen 
vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht  werden.  Dieser 
Satz  des  Art.  59,  Abs.  1  der  Bundesverfassung  gilt  nicht 
als  Individualrecht  der  aufrechtstehenden  Schuldner,  sondern 
nur  als  Satz  des  interkantonalen  Verkehrs').  Das  B.  G.  hat 
in  seinen  Art.  46  ff.  den  Ort  der  Betreibung  festgesetzt,  und 
in  letzter  Instanz,  namentlich  auf  Grund  *  ordnungsgemäs 
eingereichter  Beschwerden,  ist  die  Interpretation  dieser  Be- 
stimmungen Sache  des  Bundesrates,  vgl.  z.  B.  Entscheidungen 
des  Bundesrates  vom  13.  Januar  1892,  Rekurs  Bernhard, 
vom  16.  März  1893,  Rekurs  Gorgerat,  Archiv  II  Nr.  1,  48. 
Im  Betreibungsverfahren  handelt  es  sich  um  Geltendmachung 
persönlicher  Ansprüche  bestimmter  Art,  vgl.  B.  G.,  Art.  38, 
und  wenn  wir  auch  den  Betreibnngsbeamten  nicht  als  Be- 
treibungsrichter zu  bezeichnen  gewohnt  sind,  so  ändert  dies 
an  dem  Umstände  nichts,  dass  es  sich  im  Betreibungsver- 
fahren um  ein  prozessualisches  Verfahren  handelt,  auf  das  in 
Ermangelung  der  in  den  erwähnten  Art.  46  ff.  des  B.  G. 
aufgestellten  Sondervorschriften  das  Prinzip  des  Art.  69  der 
Bundesverfassung  anwendbar  wäre.  Gar  wol  lassen  sich 
diese  Vorschriften  des  Art.  46  fi.  des  B.  G.  als  Bestätigung 
und  Ausführung  des  verfassungsrechtlichen  Wohnsitzprinzipes 
auffassen.  Trotzdem  wäre  wegen  behaupteter  Verletzung 
dieses  verfassungsrechtlichen  Prinzips  anlässlich  des  Be- 
treibungsverfahrens die    staatsrechtliche  Beschwerde    an    das 


»)  Vgl.  Blumer-Morel,  Bundesstaatsrecht  I»  S.  523  ff. 
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Bundesgericht^  und  zwar  infolge  der  festgestellten  Kompetenz 
des  Bundesrates,  ausgeschlossen. 

3.  Durch  die  Bnndesrerfassung  ist  der  aufrechtstehende 
Schuldner,  der  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat, 
gegen  ungerechtfertigte  Arrestnahme  in  dem  Sinne  geschützt, 
dass  für  Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen  Schuld- 
ners ausser  dem  Kanton^  in  welchem  er  wohnt,  kein  Arrest 
gelegt  werden  darf,  vgl.  Bundesverfassung,  Art.  59,  Abs.  1, 
Satz  2.  Wegen  Verletzung  dieses  Prinzips  steht  sowol  nach 
wie  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.  dem  Betroffenen  die 
staatsrechtliche  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  zu  ^).  Der 
Bundesrat  hat  auf  diesem  Grebiet  keine  die  staatsrechtliche 
Beschwerde  des  Bundesgerichts  ausschliessende  Eompetens. 
Allerdings  hat^  wie  bereits  angedeutet,  das  Bundesgericht 
in  der  Beurteilung  der  bei  ihm  anhängigen  staatsrechtlichen 
Beschwerden  davon  auszugehen,  dass  Art.  271  des  B.  6. 
keine  dem  Verfassungsprinzip  widersprechenden  Bestimmungen 
enthalte. 

Das  Arrestverfahren  ist  im  Titel  VIII  des  B.  Gr.  (Art. 
271—279)  vollständig  geregelt,  unter  Aufhebung  der  ver- 
schiedenen kantonalen  Arrestverfahren.  Folgende  Fragen  sind 
im  eidgenössischen  Axrestverfahren  scharf  auseinander  zu 
halten : 

1.  die  Frage    der  Auswirkung    des   Arrestbefehles,  vgl. 
B.  G.,  Art.  272  ff.,  279  ; 

2.  die  Frage  der  Vollziehung   des  Arrestes,    vgl.  B.  G. 
Art.  274  ff.; 

3.  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  des  Arrestnehmers^ 
vgl.  B.  G.,  Art.  273;  und 

4.  die  Frage  der  sog.  Arrestprosequirung. 

Die  Erledigung  der  dritten  und  vierten  Frage  erfolgt 
auf  dem  ordentlichen  Prozessweg  oder  auf  dem  Betreibungs- 
weg. Das  im  ordentlichen  Prozess  ergangene  Urteil  kann 
nach  unsern  Ausführungen  auf  S.  54,  58  möglicherweise  an  das 
Bundesgericht,  als  civilgerichtliche  Berufungsinstanz,  weiter- 


')  Vgl.  Bluraer-Morel,  a.  0.  I»  S.  563  ff. 
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gezogen  werden.  Bezüglich  der  anf  Grund  eines  Arrestes 
eingeleiteten  oder  bezüglich  der  mit  einem  Arrest  begleiteten 
Betreibung  kommen  hinsichtlich  der  Beschwerdeführung  keine 
Besonderheiten  in  Betracht;  als  letzte  Beschwerdeinstanz 
ist  also  ordnungsgemäs  der  Bundesrat,  nicht  etwa  das  Bun- 
desgericht zuständig. 

Zur  zweiten  Frage  ist  aaf  Art.  275  des  B.  G.  zu  ver- 
weisen« Darnach  gelten  für  die  Vollziehung  des  Arrestes  die 
Bestimmungen  über  den  Pfändungs vollzag;  es  ist  also  auch 
in  dieser  Richtung  der  Bundesrat  oberste  Beschwerdeinstanz, 
vgl.  Entscheidung  des  Bundesrates  vom  17.  Tebruar  1893, 
Rekurs  Birkhäuser,  Archiv  II  Nr.  67. 

Was  dagegen  die  erste  Frage,  die  Frage  der  Arrestaus- 
wirkung betrifft,  so  bestimmt  Art.  279  des  B.  G.:  Gegen  den 
Arrestbefehl  findet  weder  Berufung  noch  Beschwerde  statt. 
Bestreitet  der  Schuldner  das  Vorliegen  eines  Arrestgrundes, 
so  hat  er  beim  Gerichte  des  Arrestortes  in  kürzester  Frist 
auf  Aufhebung  des  Arrestes  zu  klagen.  Verweigert  die  Arrest- 
behörde die  Ausstellung  des  Arrestbefehles,  so  ist  vielleicht 
kraft  kantonalen  Rechtes  eine  Berufung  oder  Beschwerde 
gegen  eine  solche  Abweisung  zulässig,  vgl.  die  kantonale 
Entscheidung  im  Archiv  I  Nr.  37;  bei  einer  Bandesinstanz 
kann  hiegegen  nicht  Beschwerde  geführt  werden;  weder  der 
Bundesrat  noch  das  Bundesgericht  ist  Beschwerdeinstanz 
gegenüber  den  kantonalen  Arrestbehörden,  und  bei  der  Ver- 
weigerung eines  verlangten  Arrestes  handelt  es  sich  jeden- 
falls nicht  um  eine  Verletzung  des  Verfassungsprinzips  des 
Art.  59  der  Bundesverfassung.  Wird  dagegen  der  Arrest 
bewilligt  und  kommt  es  zum  Prozess  über  den  Arrestgrund,*) 
80  ist  eine  Weiterziehung  des  Urteils  an  das  Bundesgericht, 
als  Berufungsinstanz,  ausgeschlossen,  weil  kein  Haupturteil 
in  einer  civilrechtliohen  Streitigkeit  vorliegt;*)  im  übrigen 
schliesst  Art.  279  ausdrücklich  jede  Berufung  und  jede  Be- 
schwerde gegen  den  bewilligten  Arrestbefehl  aus,  was  jedoch, 


•)  Vgl.  Zürcherentscheidang  im  Archiv  I  Nr.  41. 
^  Vgl.  oben  S.  51. 
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wie   das  Bundesgericht  in   seiner  Entscheidung   rom  4.  No* 
i  vember  1892,  Rekars  de  Yillermont,  Revue  der  Gerichtspraxis 

^y,  XI  Kr.  46  ausfuhrt,   die  staatsrechtliche  Beschwerde  an  da» 

Bandesgericht  im  Falle  der  Verletzung  des  hier  in  Frage 
stehenden  verfassungsrechtlichen  Grundsatzes   nicht  hindert: 

„Art.  279  des  B.  G.  hat  den  Art.  113,  Ziff.  3  der   Bundes- 

f. 

^-.  Verfassung  weder  derogiren  wollen  noch  können/'    Die  Staats- 

^0y  rechtliche  Beschwerde  kann    sowol   gegen   den    Arrestbefehl 

'^,  (also   mit   Überspringen   jeder  weitern   kantonalen   Instanz), 

^  wie  gegen  das  die  Arrestaufhebungsklage  abweisende  urteil 

^:  gerichtet  werden. 

^  4.  Die  Zulässigkeit  der  staatsrechtlichen  Beschwerde  an 

^  das    Bundesgericht   wegen    Verletzung    des    in    Art.   61   der 

^V  Bundesverfassung    festgesetzten    Satzes ,    dass   rechtskräftige 

'r:  Civilurteile^  die  in  einem  Kanton  gefallt  sind,  in  der  ganzen 

'V  Schweiz  sollen  vollzogen  werden  können^    ist  durch  das  In- 

krafttreten  des  B.  G.  in   keiner  Weise   beschränkt    worden. 
'  Das  Vorhandensein   eines   vollstreckbaren  Civilurteil«   ist  im 

Betreibungsverfahren  zunächst  hinsichtlich  der  Rechtsöffnung 
von  rechtlicher  Bedeutung»  Das  vollstreckbare  Urteil  giebt 
dem  Gläubiger  gegenüber  dem  Rechtsvorschlag  des  Betriebenen 
einen  Anspruch  auf  Aufhebung  des  Rechtsvorschlages,  d.  h. 
einen  Anspruch  auf  definitive  Rechtsöffnung.  Die  Gewäh* 
rung  der  Rechtsöffnung  ist  ausschliesslich  Sache  des  Richters^ 
also  nicht  Sache  der  Betreibungsämter  und  ihrer  Aufsichts- 
behörden, vgl.  B.  G.  Art.  80.  Das  Urteil  des  Kantons,  in 
dem  die  Betreibung  geführt  wird,  und  das  Urteil  eines  andern 
Kantons  sind  einander  nicht  vollständig  gleichgestellt;  denn 
auf  Grund  des  erstem  Urteils  hat  der  Richter  die  Rechts- 
öffnung auszusprechen,  es  wäre  denn,  dass  der  Betriebene 
durch  Urkunden  beweist,  dass  die  Schuld  seit  Erlass  des 
Urteils  getilgt')  oder  gestundet  worden  ist,  oder  dass  der 
Betriebene  mit  Erfolg  sich  auf  Verjährung  berufen  kann. 
Gegenüber  dem  in  einem  andern  Kanton   ergangenen  Urteil 


^)  Auch   die  Cession  des  Anspruches  wirkt  befreiend  gegenüber  dem 
Gedenten,  vgl.  B.  G.  Art.  85  und  Archiv  I  Nr.  84. 
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kann  der  Betriebene  überdies  die  Kompetenz  des  Gerichtes, 
welches  das  Urteil  erlassen  bat,  bestreiten  oder  die  Einwendung 
erheben,  dass  er  nicht  regelrecht  vorgeladen  worden  oder  nicht 
gesetzlich  vertreten  gewesen  sei,  B.  6.  Art.  81,  Abs.  1  und  2. 
Bewilligt  der  Siebter  unter  Misskennung  dieser  Bestimmungen 
auf  Grund  eines  Urteils  aus  einem  andern  Kanton  die  Rechts- 
öffnung, so  steht  der  benachteiligten  Partei  keine  Beschwerde 
an  eine  Bundesbehörde  zu,  und  zwar  an  den  Bundesrat  nicht, 
weil  dieser  in  Rechtsöffnungssachen,  die  Gerichtssachen  sind, 
keine  Befugnis  zur  Überprüfung  des  kantonalen  Urteils  hat, 
an  das  Bundesgericht  dagegen  nicht,  weil  wegen  Verletzung 
dor  Bestimmungen  des  B.  G.  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
nicht  statthaft  ist,  und  weil  von  einer  Verletzung  der  Vor- 
schrift des  Art.  61  der  Bundesverfassung  keine  Rede  sein 
kann  in  Fällen,  wo  die  Vollziehung  der  Urteile  des  einen 
Kantons  in  einem  andern  Kanton  eingeräumt  wird.  Ver- 
weigert der  kantonale  Richter  die  Rechtsöffnung  auf  Grund 
des  Urteils  aus  einem  andern  Kanton,  so  steht  der  benach- 
teiligten Partei  die  staatsrechtliche  Beschwerde  an  das  Bundes- 
gericht offen,  sofern  sie  ihre  Beschwerde  zwar  nicht  mit  Be- 
rufung auf  eine  Verletzung  der  Vorschriften  des  Art.  81  des 
B.  G.,  wol  aber  mit  Berufung  auf  eine  Verletzung  der 
Vorschrift  des  Art.  61  der  Bundesverfassung  rechtlich  zu 
begründen  im  Stande  ist;  eine  Beschwerde  an  den  Bundesrat 
giebt  es  in  diesem  Falle  aus  dem  oben  angeführten  Grunde 
nicht. 

Sodann  ist  hervorzuheben,  wie  namentlich  anlässlich  der 
verschiedenen  andern  an  das  Betreibungs-  und  Konkursver- 
fahren sich  anreihenden,  in  dasselbe  sich  möglicherweise  hin- 
einschiebenden gerichtlichen  Verfahren  die  Frage  nach  der 
Bedeutung  eines  über  dieselbe  Sache  bereits  ergangenen 
Civilurteils  zu  erörtern  sein  wird.  Handelt  es  sich  hiebei 
um  das  rechtskräftige  Civilurteil  eines  andern  Kanton,  so 
wird  bei  Verletzung  der  Verfassungsvorschrift  der  Art.  61 
Anlass  zur  staatsrechtlichen  Beschwerde  an  das  Bundesgericht 
gegeben  sein. 
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b.  Verletzung  der  Vorschriften  von  Staat a- 

verträgen. 

*  Die  Verletzung  der  Bestimmungen  eines  Staatsvertrages 
giebt  Veranlassung  zur  Inanspruchnahme  des  Bundesschutzes 
seitens  der  Beteiligten.  Dieser  Bundesschutz  wird  in  der 
Regel  gewährt  in  der  Form  der  staatsrechtlichen  Beschwerde 
an  das  Bundesgericht,  seltener  in  der  Form  der  Beschwerde 
an  die  politischen  Bandesbehörden,  vgl.  Organisationsgesetz 
1874,  Art.  59,  Abs.  2,  Ziff.  10,  1893,  Art.  182,  Abs.  2,  189, 
Abs.  4.  Soweit  Staatsverträge  einen  betreibungsrechtUchen 
oder  konkursrechtlichen  Inhalt  haben,  war  bis  zum  In- 
krafttreten des  B.  G.  ohne  Zweifel  das  Bundesgericht  die 
kompetente  Behörde  zur  Entischeidung  von  Beschwerden  über 
diesbezügliche  Verletzungen  dieser  Staatsverträge.  Die  Frage, 
ob  dieser  Rechtszustand  durch  das  B.  G.  geändert  worden 
ist,  lässt  sich  nicht  im  allgemeinen,  sondern  nur  an  Hand 
der  einzelnen  Beschwerdekategorien  entscheiden. 

Soweit  es  sich  um  die  Vollstreckung  auswärtiger  Urteile 
in  der  Schweiz  handelt,  verbleibt  es  auch  seit  dem  Inkraft- 
treten des  B.  G.  bei  der  staatsrechtlichen  Beschwerde  an 
das  Bundesgericht  in  gleicher  Weise,  wie  dies  bezüglich  der 
Vollstreckung  der  Urteile  andrer  Kantone  festgestellt  worden 
ist.  In  Betracht  fallen  hiebei  die  Bestimmungen  des  Staats- 
vertrages mit  Frankreich  betreffend  Gerichtsstand  und  Urteils- 
vollziehung vom  15.  Juli  1869,  sowie  diejenigen  des  Staats- 
vertrages des  Kantons  Aargau  mit  dem  Grossherzogtum 
Baden  und  die  Erklärung  des  Bundesrates  und  Österreich 
über  das  gegenseitige  Verhältnis  der  Waadt  und  Österreich 
betreffend  Vollziehung  der  Civilurteile.^)  Und  da  gemäs  deto 
Vorschriften  des  B.  G.  die  Konkurseröffnung  Gerichtsaache 
ist,  So  ist  auch  die  Frage  der  Anerkennung  eines  auswär- 
tigen Konkurserkenntnisses  und  die  Frage  der  Durchführung 
des  Prinzips  der  Konkurseinheit  auf  Grund  Staatsvertrag- 
licher Bestimmungen  Sache  der  Gerichte.  Diese  Fragen 
sind   demnach   in   letzter   Linie    infolge   staatsrechtlicher  Be- 


0  Vgl.  Weber  und  Brüst  lein,  Kommentar  a,  0.,  S.  69,  70. 
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sokwerde  der  Entscheidung  des  Bundesgeriohtes  unterstellt. 
Hier  kommen  in  Betracht  die  Bestimmungen  des  bereits  er- 
wähnen schweizerisch  -  französischen  6  erichtsstandsver träges 
vom  15.  Juni  1869,  sowie  die  Bestimmungen  der  altern,  zur 
Zeit  noch  in  Kraft  stehenden  Verträge  mit  Baden,  Württem- 
berg und  Baiern.  ^)  Den  andern  Staaten  gegenüber  gilt  der 
Grundsatz  der  Einheit  und  Allgemeinheit  des  Konkurses  nicht; 
dieser  Grundsatz  ist  durch  Art,  197  des  B.  G.  nur  für  das 
Gebiet  der  Schweiz  aufgestellt,  vgl.  Entscheidung  des  Bundes« 
rates  vom  6.  September  1892,  Rekufs  Waibl,  Arohiv  I 
Nr.  34. 

Auch  die  Frage  der  Aufhebung  oder  Beschränkung  des 
sog.  Ausländerarrestes  infolge  Bestimmungen  von  Staatsver- 
trägen, vgl.  B.  G.  Art.  271,  Abs.  1,  ZiflF.  4,  Abs.  3,  kann 
nach  wie  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.  auf  dem  Wege 
der  staatsrechtlichen  Beschwerde  vor  das  Bundesgericht  zur 
Entscheidung  gebracht  werden.  Die  Arrestauswirkung  ist  in 
keiner  Weise  der  Überprüfung  des  Bundesrates  unterstellt. 
Mit  der  bereits  oben')  angedeuteten  Begründung  ist  das  Bundes- 
gericht wiederholt  seit  dem  1.  Januar  1892  auf  staatsrecht- 
liche Beschwerden  eingetreten,  deren  Gegenstand  ein  auf 
Grund  der  Vorschriften  des  schweizerisch-französischen  Ge- 
richtsstandsvertrages angefochtener  Ausländerarrest  war,  vgl. 
auch  Mitteilung  des  Bundesgerichtes  in  seinem  Geschäfts- 
bericht über  das  Jahr  1892,  Archiv  II  S.  127.  Das  Bundes- 
gericht hat  hierbei  seine  bisherige  m.  E.  zutreffende  Praxis 
bestätigt;  darnach  schliesst  Art.  1  des  Vertrages  nicht  nur 
den  Gerichtsstand  des  Arrestes  im  Geltungsbereiche  des- 
selben, sondern  auch  die  Arrestnahme  an  sich  aus,  und  zwar 


*)  Vgl.  Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.  0.,  S.  224;  die  da- 
selbst gleichfalls  aufgeführten  Verträge  mit  Sachsen  und  Italien  sprechen 
weder  die  Anerkennung  des  auswärtigen  Eonkurserkenntnisses  aus,  noch  setzen 
sie  den  G-rundsatz  der  £inheit  des  Konkurses  fest;  sie  verlangen  nur  die 
gleiche  Behandlung  der  auswärtigen  und  inländischen  Gläubiger,  sie  sank- 
tioniren  ein  Prinzip,  das  in  der  Schweiz  kraft  Bundesrechtes  sowie  so  gilt, 
unabhängig  von  seiner  staatsvertraglichen  Fixirung,  vgl.  v.  Salis  bei 
Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.  0.  S.  232,  Anmerkung  16. 

«)  Vgl.  S.  70. 
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jedenfalls  insofern^  als  es  sich  nm  den  eigentlichen  Ausländer- 
arrest  handelt;  der  Arrestsohlag  dagegen  zum  Zweck  der  Voll- 
streckung rechtskräftiger  Urteile  ist  durch  den  Staatsvertrag 
nicht  ausgeschlossen,  vgl.  z.  B.  hundesgerichtliche  Entschei- 
dungen vom  7.  Juni  1889^  Rekurs  Michaud^  vom  28.  Oktober 
1892,  Rekurs  Geissherger,  vom  4.  November  1892,  Rekurs 
de  Yillermont,  Amtliche  Sammlung  der  Entscheidungen  XY 
S.  240  ff.,  Revue  a.  0.  XI  Nr.  46.') 

Die  Bestimmungen  des  schweizerisch -französischen  Ge- 
richtsstandvertrages sind  endlich  von  Einfiuss  mit  Bezug  auf  die 
Feststellung  des  Betreibungsortes,  B.  Gr.,  Art.  46  ff.,  insofern 
Art.  1  ff.  des  Vertrages  nicht  beschränkt  wird  auf  das  ordent- 
liche gerichtliche  Verfahren,  sondern  auch  für  das  Betreibungs- 
verfahren  als  massgebend  erachtet  wird^),  und  von  Einfluss 
auf  die  Frage  der  Zustellung  der  Betreibungsurkunden,  B.  Gr., 
Art.  64  ff.,  insofern  Art.  20  des  Vertrages  für  derartige  Zu- 
stellungen in  Frankreich  gilt.  Die  Bestimmungen  des  Staats- 
vertrages sind  demnach  von  Einfiuss  auf  Fragen,  deren  Be- 
antwortung im  Rahmen  des  eidgenössischen  Rechtes  auf 
Grund  erhobener  Beschwerde  in  die  Kompetenz  des  Bundes- 
rates und  nicht  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  fällt. 
Deshalb  fragt  es  sich  zunächst,  ob  eine  Partei,  die  Be- 
schwerde zu  fuhren  gedenkt  wegen  einer  am  unrichtigen 
Orte    gegen    sie    erhobenen  Betreibung    oder  wegen    gesetz- 

')  Unzatreffend  ist  allerdings,  weün  das  Bnndesgericht  io  den  zitirten 
Entscheidungen  den  Satz  vertritt,  dass  nach  allgemeinen  Grundsätzen  die 
Vollstreckung  in  das  Vermögen  eines  Schuldners  da  gesucht  werden  kann,  wo 
dieses  Vermögen  sich  befindet.  Für  das  Gebiet  des  eidgenössisohen  Rechtes 
gilt  dieses  Prinzip  bezüglich  Zwangsvollstreckungen,  die  auf  eine  nicht 
durch  Pfandrecht  gesicherte  Geldzahlung  oder  Sicherheitsleistung  gerichtet 
sind,  nicht.  Nicht  weil  an  einem  bestimmten  Orte  schuldnerisches  Ver- 
mögen liegt,  kann  daselbst  Betreibung  angehoben  werden,  sondern  weil 
ein  Arrestgrund  gegen  den  Schuldner  vorliegt  und  die  Arrestnahme  er- 
folgt ist.  Der  Arrest  begründet  das  Betreibungsforni;  vgl.  auch  Alex. 
Reichel  im  Archiv  II  S.  180  ff. 

*)  Vgl.  hierüber  Alex.  Rei  chel,  Der  Ger ichtsstan dsvertrag  mit  Frank- 
reich und  dessen  Verhältnis  zur  Schuldbetreibung  im  Archiv  II  Nr.  75; 
Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.  o.,  Anmerkung  zu  Art.  50,  Rognin, 
Confiits  des  lois  Suisses,  1891,  S.  757  ff. 
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widriger  Zustellung  der  für  sie  bestimmten  Betreibungsur- 
kunden, solche  Beschwerde  sowol  beim  Bundesrat  wie  beim 
Bundesgericht  einzureichen  hat,  und  zwar  bei  jenem,  soweit 
sie  sich  zur  Beschwerdebegründung  auf  Bestimmungen  des 
B.  Gr.  beruft,  bei  diesem^  soweit  sie  sich  auf  Bestimmungen 
des  mehrgenannten  Staatsvertrages  beruft.  Oder  genügt 
nicht  vielmehr  die  BeschwerdefiLhning  beim  Bundesrate  allein, 
in  dem  Sinne,  dass  der  Bundesrat  sowol  über  Verletzung 
der  Vorschriften  des  B.  Gr.,  wie  über  Verletzung  der  Be- 
stimmungen des  Staatsvertrages  zu  erkennen  hätte  ?  Als  un- 
zulässig muss  von  vorneherein  die  dritte '  Möglichkeit  erklärt 
werden,  die  darin  bestände,  die  Gresetzesverletzung  wie  die. 
Vertragsverletzung  durch  das  Bundesgericht  entscheiden  zu 
lassen;  denn  zur  Beurteilung  der  hier  in  Erörterung  liegen- 
den Verletzungen  des  B.  G.  ist  nur  der  Bundesrat,  nicht 
das  Bundesgericht  befugt.  Durch  die  Zuweisung  der  Ent- 
scheidung über  Gesetzesverletzung  wie  über  Vertragsver- 
letzung an  den  Bundesrat  würde  offensichtlich  eine  mit  dem 
Inkrafttreten  des  B.  6.  eingetretene  Aenderung  des  bisherigen 
Rechtszustandes  angenommen  und  nur  die  Teilung  der  Be- 
schwerdekompetenz zwischen  Bundesrat  und  Bnndesgericht 
lässt  die  bisherigen  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes  unbe- 
rührt. Der  eidgenössische  Rat  für  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  hat  sich  in  seiner  Sitzung  vom  80.  März  1893  mit 
Mehrheitsbeschluss  in  dem  zuletzt  angedeuteten  Sinne  aus- 
gesprochen, also  dahin,  dass  der  Bundesrat  keine  Befugnis 
habe  darüber  zu  erkennen,  ob  eine  Beschwerde  wegen  Ver- 
letzung einer  Bestimmung  des  Staatsvertrages  mit  Frank- 
reich als  begründet  zu  erklären  sei;  der  Bunde.srat  müsste 
dieser  Auffassung  entsprechend  seine  Kognition  auf  Gesetzes- 
verletzungen beschränken  und  im  übrigen  die  Kompetenz 
des  Bundesgerichtes  wegen  Vertragsverletzung  vorbehalten. 
Meines  Ermessens  lässt  sich,  ganz  abgesehen  von  der  ge- 
wis  nicht  empfehlenswerten  Zerspaltung  von,  dem  Gegen- 
stande nach,  einheitlichen  Beschwerden  und  Verteilung  zur 
Kognition  unter  verschiedene,  zu  einander  koordinirte  Be- 
hörden, eine  wirklich  befriedigende  Begründung  dieser  Auf- 
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fassang  nicht  finden.  Denn  unstichhaltig  ist  der  Hinweis 
auf  die  im  Organisationsgesetz  bestimmt  ausgeschiedenen 
Kompetenzen  zwischen  Bundesrat  und  Bandesgericht;  der  Um- 
fang des  Beschwerderechtes  im  Betreibungs-  und  Konkurs- 
verfahren ist  doch  vorab  aus  dem  B.  Gr.  zu  gewinnen.  Kaum 
beweiskräftig  ist  die  Betonung  des  Umstandes,  dass  das  Bun- 
desgesetz selbst  nur  für  den  Fall  der  y^Gesetzesverletzung^^^ 
der  „Gresetz Widrigkeit'',  d.  h.  der  Verletzung  der  Normen  des 
B.  6.;  die  Beschwerdeführung  an  den  Bundesrat  gewähre; 
die  Vertreter  dieser  Beweisführung  nehmen  keinen  Anstoss 
daran,  dass  die  kantonalen*  Aufsichtsbehörden  die  Vertrags- 
verletzungen in  den  Bereich  ihrer  Prüfung  hineinziehen,  und 
sie  haben,  nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  der  Begriff  „6e- 
setzesVerletzung^  die  Verletzung  der  Bestimmungen  des  vom 
Bundesrat  erlassenen  Gebührentarifes  und  der  bundesrätlichen 
Vollziehungsverordnungen  mitumfassen  soll.  Kaum  ins  Ge- 
wicht ßlllt  die  Behauptung,  dass  gemäs  Art.  113,  Abs.  1, 
Ziff.  3  der  Bundesverfassung  der  Bundesgesetzgeber  gar  nicht 
daran  denken  konnte,  die  fragliche  Entscheidungsbefugnis 
vom  Buiidesgericht  auf  den  Bundesrat  zu  übertragen ;  Abs.  2 
des  zitirten  Verfassungsartikels  überlässt  es  der  Bundesge- 
setzgebung, die  dem  Bundesgericht  zu  entziehenden  Admini- 
strativstreitigkeiten festzustellen.  Beschwerden  im  Betreibungs- 
und Konkursverfahren  werden  nach  einer  weitverbreiteten 
Auffassung  in  der  Schweiz  —  ob  mit  Recht  oder  mit  Un- 
recht, untersuchen  wir  hier  nicht  —  in  die  Kategorie  der 
Administrativbeschwerden  eingereiht ;  warum  sollte  der  Bun^ 
desgesetzgeber  dieser  Auffassung  nicht  beigetreten  sein,  in- 
dem er  den  Bundesrat  als  Beschwerdeinstanz  im  Betreibungs- 
und Konkursverfahren  bezeichnete  ?  Das  Argument  eines  an- 
geblichen nicht  ausgesprocfaeneti  Willens  des  Gesetzgebers,  der 
gewesen  wäre:  die  Kompetenzen  des  Bandesgerichtes  intakt 
zu  lassen,  hält  nicht  Stand  gegenüber  dem  meines  Erachtens 
massgebenden  Umstand,  dass  Gesetzesverletzung  Rechtsver- 
letzung heisst,  dass  auch  das  Vertragsrecht  für  das  Inland 
ein  vom  inländischen  Gesetzgeber  gesetztes  Recht  ist.  Auch 
bei  Rechtsverletzung  und  Rechtsverzögerung  seitens  der  Be* 
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treibungs-  und  Konkursbeamten  und  ihrer  kantonalen  Auf- 
sichtsbehörden entscheidet  der  Bundesrat.  Ist  etwa  hierin 
nicht  eine  mit  Inkrafttreten  des  B.  6.  erfolgte  Kompetenz- 
übertragung von  Bundesgerioht  auf  Bundesrat  zu  erblicken? 
Und  so  ist  in  der  Einführung  der  bundesrätlichen  Beschwerde- 
instanz gegenüber  den  Amtshandlungen  der  Betreibungs-  und 
Konkursbeamten,  der  Eonkursverwaltungen  und  ihrer  kan- 
tonalen Aufsichtsbehörden  der  nicht  zu  misskennende  Wille 
des  Gesetzgebers  ausgesprochen:  wegen  der  verschiedenen 
für  die  Amtshandlungen  massgebenden  Arten  eidgenössischer 
Rechtsquellen  keine  Unterscheidung  hinsichtlich  des  Instanzen- 
zuges zu  machen,  sondern  als  alleinige  Bundesbeschwerde- 
instanz  den  Bundesrat  einzusetzen,  unter  Vorbehalt  der  zur 
gerichtlichen  Erledigung  überwiesenen  Fälle. 

Wir  unterlassen  es  an  dieser  Stelle,  auf  die  einzelnen 
Formen  einer  Verletzung  des  Staatsvertrages  der  Schweiz 
mit  Frankreich  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  über  den 
Ort  der  Betreibung  und  über  die  Zustellung  der  Betreibungs- 
urkunden einzutreten.  Immerhin  bemerken  wir^  dass  eine 
Beschwerde  wegen  Verletzung  des  Staatsvertrages  kaum  Er- 
folg haben  sollte,  wenn  die  Zustellung  der  Betreibungsur- 
kunden an  den  in  Frankreich  wohnenden  Schuldner  der  Be- 
stimmung des  Art.  66,  Abs.  3  des  B.  G.  entispricht,  nicht 
dagegen  derjenigen  des  Art.  20  des  Vertrages.  Der  Art.  20 
des  Staatsvertrages  hat  zunächst  nur  die  Bedeutung,  dass 
für  die  beiderseitigen  Behörden  eine  Regel  für  den  Weg 
der  sich  gegenseitig  zu  leistenden  Rechtshilfe  festgestellt 
wird.  Bei  Beobachtung  dieses  Weges  darf  vom  angegangenen 
Staate  die  Rechtshilfe  nicht  verweigert  werden,  unter  Vor- 
behalt der  aus  einer  Prüfung  des  Inhalts  des  Rechtshilfege- 
suches abzuleitenden  Ablehnung*).  Art.  20  den  Vertrages  hat 
also  nicht  die  Bedeutung,  dass  den  Bewohnern  jedes  der  beiden 
Ländern  zugesichert  wird,  dass  dieser  und  kein  anderer  Weg 
für  die  Zustellung  amtlicher  Aktenstücke  betreten  wird; 
die  interne  Landesgesetzgebnng  bleibt  vielmehr  vorbehalten, 


*)  Vgl.  auch  V.  Salis,  BuDdesrecbt,  1  Nr.  116. 
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vgl.  jedoch  Entscheidung  des  Bundesgerichtes  vom  17.  De- 
zember 1881,  Rekurs  Piquerez,  Ämtliche  Sammlang  der  Ent- 
scheidungen, VII  S.  755  ffO. 

lY.  Abgrenzung  der  Kompetenzen  der  Auf* 
Sichtsbehörden  über  dasBetreibungs-  und  Konkurs- 
wesen  gegenüber  den  Kompetenzen  der  Gerichte. 
Das  bisher  entrollte  Bild  des  Systems  der  Bechtsmittel  auf 
Grund  der  Vorschriften  des  Bundesrechtes,  des  Organisations- 
gesetzes sowol,  wie  des  B.  &.,  wäre  ein  unvollständiges,  wenn 
wir  nicht  versuchen  würden,  uns  an  einigen  Beispielen  das 
Ineinandergreifen  der  Kompetenzen  der  Gerichte  und  der- 
jenigen der  Aufsichtsbehörden  über  das  Schuldbetreibungs- 
und Konkurswesen  zu  vergegenwärtigen: 

1.  Amtshandlungen  in  eigener  Sache.  Der 
Betreibungs-  und  Konkursbeamte,  ebenso  ihre  Angestellten 
dürfen  in  „eigener  Sache''  keine  Amtshandlungen  vornehmen ; 
in  Art.  10  des  B.  G.  ist  der  Begriff  der  eigenen  Sache, 
welche  die  Ausstandspfiicht  der  Beamten  begründet,  näher 
umschrieben.  Ob  ein  Ausstandsfall  vorliegt,  hat  in  letzter 
Instanz  der  Bundesrat  zu  entscheiden;  ein  gerichtlicher 
Entscheid  hierüber  ist  im  Bundesgesetz  nicht  vorgesehen. 
Ebenso  haben  die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  der 
Bundesrat,  also  nicht  die  Gerichte,  über  die  rechtliche  Be- 
deutung der  von  einem  ausstandspflichtigen  Beamten  vorge- 
nommenen Amtshandlung  zu  erkennen;  und  nicht  mit  Unrecht 
ist  von  diesen  Beschwerdeinstanzen  entschieden  worden,  dass 
die  von  einem  ausstandspflichtigen  Beamten  vollzogenen  Be- 
treibungshandlungen in  Kraft  bleiben,  wenn  der  Schuldner 
nicht  rechtzeitig  Beschwerde  erhoben  hat,  und  dass  solche 
Betreibungshandlungen  nicht  von  Amteswegen  abgeändert 
werden  können,  dass  dagegen  der  Beamte  zu  verhalten  sei, 
die  weitere  Durchführung  der  Betreibung  seinem  Stellver- 
treter zu  übergeben,  vgl.  Entscheidungen  der  thurgauischen 
Aufsichtsbehörde  vom  24.  November  1892  und  des  Bundes- 
rates vom  23.  Mai  1893,  Rekurs  Moser,  Archiv  I  Nr.  73, 
II  Nr.  70.     Die  gerichtlich  geltend  zu   machende   civilrecht- 

»)  Vgl.  anch  Roguin,  Conflits  a.  0.,  S.  849,  850. 
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liehe  Verantwortlichkeit  des  ausstandepflichtigen  Beamten 
kann  demnach  erst  zur  Sprache  gebracht  werden,  nachdem 
infolge  rechtzeitiger  Beschwerde  die  widerrechtlich  vorge- 
nommene Amtshandlung  durch  die  Aufsichtsbehörden  auf- 
gehoben worden  ist.  Der  Disciplinargewalt  der  kantonalen 
Behörde  dagegen  unterliegt  der  Beamte  auch  dann  noch, 
wenn  die  Amtshandlung  selbst,  wegen  Verspätung  der  Be- 
schwerde, nicht  mehr  aufgehoben  werden  kann. 

2.  Verbotene  Bechtsgeschäfte.  Den  Beamten 
und  Angestellten  des  Betreibungs-  und  Konkursamtes  ist 
untersagt,  für  ihre  Rechnung  bezüglich  einer  vom  Amte  ein- 
zutreibenden Forderung  oder  bezüglich  eines  von  ihm  zu  ver- 
wertenden Gegenstandes  Rechtsgeschäfte  abzuschliessen ;  das 
entsprechende  Verbot  gilt  für  die  von  den  Gläubigern  ge- 
wählten Konkursverwaltungen,  B.  6.,  Art.  11,  241.  Rechts- 
handlungen, die  dieser  Vorschrift  zuwiderlaufen,  sind  un- 
giltig,  B.  Q.,  Art.  11,  Satz  2.  Der  Beamte,  der  solch  vt^r- 
botene  Rechtsgeschäfte  abschliesst,  verletzt  seine  Amtspflicht; 
es  ist  daher  zunächst  Sache  der  kantonalen  Aufsichtsbehör- 
den und  des  Bundesrates,  und  zwar  entweder  infolge  erhobener 
Beschwerde  oder  auf  blosse  Anzeige  hin,  festzustellen,  ob  das 
Verbot  des  Art.  11  des  B.  G.  übertreten  worden  ist.  Ist  diese 
Feststellung  erfolgt,  so  wird  die  kantonale  Behörde  Anlass 
nehmen  zur  disciplinarischen  Ahndung  des  fehlbaren  Beamten ; 
und  den  Civilgerichten  bleibt  die  Entscheidung  der  rein  privat- 
rechtlichen Frage  der  Ungiltigkeit  des  abgeschossenen,  jedoch 
verbotenen  Rechtsgeschäftes  vorbehalten.  Es  lässt  sich  kaum 
die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Gerichte  unabhängig  vom 
Entscheide  der  Aufsichtsbehörden,  die  civilrechtliche  Un- 
giltigkeit der  verbotenen  Rechtsgeschäfte  zu  beurteilen  be- 
fugt wären,  und  dass  alsdann  das  civilgerichtliche  Urteil 
auch  für  die  Aufsichtsbehörden  bindend  wäre.  Die  Berufung 
auf  Art.  5  des  B.  G.  trifft  nicht  zu,  in  Art.  5  des  B.  G. 
handelt  es  sich  um  die  Schadenersatzpflicht  aus  vorgenom- 
mener oder  unterlassener  Amtshandlung;  in  Art.  11  des  B.  G. 
dagegen  handelt  es  sich  um  die  Beobachtung  einer  besonderen 
Amtspflicht. 
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3.  Zahlungen  an  das  Betreibungsamt.  Das 
Betreibungsamt  bat  Zahlungen  für  Rechnung  des  betreiben- 
den Gläubigers  entgegenzunehmen.  Die  Schuld  erlischt  durch 
die  Zahlung  an  das  Betreibungsamt,  Art.  12  des  B.  G.  Das 
empfangene  Geld  muss  der  Betr^ibungsbeamte  ordnu^ngs- 
geniäs  verwenden,  Tgl.  Art.  9  des  B.  G,^).  Weigßrt  sieh  der 
Betreibungsbeamte;  Zab,lungen  des  Schuldners  entgegenzu- 
nehmen —  er  weist  beispielsweise  den  Schuldner  an,  direkt 
dem  Gläubiger  oder  dessen  Vertreter  zu  zahlen :— ,  so  kann  er 
zwar  nicht  durch  gerichtIiob,es  Urteil  hiezu  verhalten  werden^ 
dagegen  steht  dem  Schuldner  der  3e^chwerdeweg  an  die 
kantonalen  AuÜBichtsbehörden  und  an  4^n  Bundesr^  offen. 
Weitere  Beispiele^  die  hiehergehören,  i^ind  etwa:  derBetrei« 
bungsbeamte  lehnt  die  Empfangnahme  einer  Teilzahlung  ab,') 
oder  er  misskennt  die  Bedeutung  der  Ycrschrift  des  Art.  J23 
des  B.  G.  Die  Weigerung  der  Zahlungsannahose  seitens  des 
Betreibungsbeamten  berechtigt  den  Schuldner  nicht  zur  Hinter- 
legung im  Sinne  des  Art.  107  ff.  des  eidg.  0.  ^.  Weigerung 
der  Annahme  einer  unter  Vorbehalt  oder  in  fremder  Münz- 
sorte angebotenen  Zahlux^  ist  nicht  ungeredvtf^tigt.')  Ver- 
langt der  Gläubiger  die  auf  seine  Rechnung  vom  Schuldner  be- 
zahlten Summen  vom  Betreibangsbeamten  heraus,  .und  weigert 
sich  der  letztere  zur  Ablieferung,  so  hat  der  Gläubiger  die 
Wahl,  entweder  auf  dem  Beschwerdeweg  den  Betreibungs- 
beamten zu  zwingen,  über  seine  Amtsführung  Rechenschaft 
zu  leisten,  oder  auf  dem  Wege  gerichtlicher  Klage  ^en  Be- 
amten zur  Zahlung  des  dem  Gläubiger  zukommenden  Betreff- 


*)  Vgl.  ferner  Art.  27,  Abs  2,  68  des  B.  0.;  Weber  und  Brüst- 
lei n,  Kommentar  a.  0..  Anmerkung  zu  Art.  9. 

*)  Vgl.  Art.  78  des  eidg.  0.  R.  Im  bürgerlichen  Verkehr  ist  der 
Gläubiger  in  der  Regel  nicht  zur  Annahme  einer  Teilzahlung  verpflichtet; 
vgl.  jedoch  auch  Art.  757  des  eidg.  0.  R. 

')  Vgl.  Archiv  1  Nr.  92.  Der  Vorbehalt  der  Quittung  ist  dagegen 
nicht  gesetzwidrig,  vgl.  Art.  102  des  eidg.  0.  R.  und  Art.  150  des  B.  G. 
Jedoch  kann  der  Schuldner  nicht  die  Herausgabe  des  Schuldscheines,  den 
der  Beamte  selbst  nicht  besitzt,  verlangen:  dagegen  ist  es  Pflicht  des  Be- 
amten, das  Geld  an  den  Gläubiger  nur  gegen  Herausgabe  des  Schuldscheines 
abzuliefern,  vgl.  Art.  150  B.  G.,  Art.  102  des  eidg.  0.  R. 
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nisses  verurteilen  zu  lassen  (wobei  jedooh  das  Gericht  nicht 
auf  eine  Prüfung  der  vom  Betreibungsbearnten  angeblich 
auf  Grund  des  Gebührentarifes  berechneten  Gebühren  ein- 
treten kann),^)  Wählt  der  Gläubiger  den  Weg  gerichtlicher 
Klage;  30  macht  er  nichts  anderes  wie  die  Schadenersatz- 
klage des  Art  5  des  B.  G.  geltend  und  nicht  etwa  einen 
privatrechtlichen  Anspruch  aaf  Ablieferung  der  für  seine 
Rechnung  bezahlten  Summen ;  führt  der  Gläubiger  dagegen 
bei  den  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  beim  Bundesrat 
Beschwerde,  so  ist  es  Sache  des  Betreibungsbeamten,  vor  diesen 
Instanzen  den  Nachweis  zu  führen,  dass  er  die  für  Bechnung 
des  Beschwerdeführers  empfangenen  Golder  ordnungsgemäs 
verwendet  hat,  so  dass  seine  Ablieferungsweigerung  gerecht- 
fertigt ist,  sei  es,  weil  er  alles,  was  der  Gläubiger  zu  fordern 
hat,  an  diesen  oder  dessen  Vertreter  abgeliefert  hat,  sei  es, 
weil  der  Gläubiger  zur  Zeit  noch  nichts  zu  verlangen  be- 
rechtigt ist.*)  Würde  endlich  die  Frage  der  Tilgung  der 
Schuld  durch  Z.ihlung  an  den  Betreibungsbeamten  zwischen 
Gläubiger  und  Schuldner  streitig,  so  wäre  dieser  Streit  aus- 
schliestslich  durch  die  ordentlichen  Gerichte  und  nicht  durch 
die  Aufsichtsbehörden  des  Betreibungsamtes  zu  entscheiden. 
Die  vom  Betreibungsbeamten  dem  Schuldner  eingehändigte, 
nicht  widerrufene  Quittung  über  vollständige  Tilgung  muss 
hiebei  der  Gläubiger  gegen  sich  gelten  lassen,  wie  wenn  er 
dieselbe  selbst  ausgestellt  hätte,  vgl.  Archiv  II  Nr.  76. 

4.  Rechtsvorschlag  im  Verhältnis  zur  Be- 
schwerdeführung. Nur  in  den  Fällen,  wo  der  Be- 
triebene die  Forderung  selbst  oder  einen  Teil  derselben  oder 
das  Becht,  die  Forderung  auf  dem  Betreibungswege  geltend 
zu  machen,  bestreiten  will,  kanh  er  in  rechtswirksamer  Weise 
einen  Kechtsvorschlag  erheben.  Alle  andern  Einwendungen 
gegen  die  Betreibung  hat  er  auf  dem  Beschwerdeweg  vor- 
zubringen, vgl.  B.  G.,  Art.  69,  Ziff.  3.  Diese  Unterscheidung 
sämtlicher    gegen    eine    Betreibung    zu    erhebender   Einwen- 


')  Vgl.  auch  Archiv  I  Nr.  26. 

*)  Der  Gläubiger  weigert  sich  z.  B.  die  Forderungsurkunde  dem  Be- 
treibungsbeamten ztt  Händen  der  Schuldner  herauszugeben. 

Zeitsebr.  für  Schweizerische«  Recht.     Xeu*»  Folge  XII.  37 
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düngen  hat  für  eine  Reihe  von  Kantonen  neues  Kecht  ge- 
schaffen. Der  Rechtsvorschlag  diente  nämlich  nach  dem  Recht 
dieser  Kantone  für  jede  Einwendung  gegen  eine  Betreibung. 
So  bemerken  wir  denn,  wie  die  genannte  Unterscheidung  in 
der  Praxis  nur  allmählich  richtig  gehandhabt  wird,  und  wie 
namentlich  in  der  ersten  Zeit  der  Geltung  des  B.  G.  nicht 
nur  die  Parteien,  sondern  auch  die  verschiedensten  Behörden 
Missgriffe  begiengen  hinsichtlich  der  Abgrenzung  des  Geltungs- 
bereiches der  Beschwerde  gegenüber  dem  Rechtsvorschlag, 
Tgl.  besonders  Entscheidung  der  Basler  Aufsichtsbehörde  vom 
7.  November  1892,  Archiv  II  Nr.  1.  In  Zukunft  wird  aller- 
dings der  gewandte  und  betreibungskundige  Schuldner  gegen- 
über einer  Betreibung  Beschwerde  einlegen  und  von  der  Auf- 
sichtsbehörde für  seine  Beschwerde  aufschiebende  Wirkung 
zu  erlangen  suchen,  zugleich  schlägt  er  Recht  vor,  wol 
wissend,  dass  der  Rechtsvorschlag  seine  besondere  Funktion 
auch  für  den  Fall  beibehält,  wo  es  ihm  nicht  gelingt,  die 
Betreibung  auf  dem  Beschwerdeweg  sich  vom  Halse  zu 
schaffen,  vgl.  Archiv  I  S.  160. 

Der  Rechtsvorschlag  ist  auch  ohne  Begründung  vom  Be- 
treibungsamt anzunehmen.  Verweigert  dieses  die  Entgegen- 
nahme eines  ohne  Grundangabe  versehenen  Rechtsvorschlages, 
so  steht  dem  Betriebenen  hiergegen  der  Beschwerdeweg  an 
die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  an  den  Bundesrat  offen. 
Nur  im  Falle  der  Bestreitung  eines  Teiles  des  Betrages  der 
Forderung  ist  der  bestrittene  Betrag  genau  anzugeben,  widrigen- 
falls der  Rechtsvorschlag  als  nicht  erfolgt  betrachtet  wird; 
dieser  Fall  liegt  jedoch  nicht  da  vor,  wo  die  Parteien  in 
einem  zur  Zeit  nicht  erledigten  Rechnungsverhältnis  stehen, 
oder  wo  die  Höhe  des  zu  bestreitenden  Betrages  noch  nicht 
festgestellt  ist,  vgl.  B.  G.,  Art.  74,  75.  Begründet  der  Be- 
triebene seinen  Rechtsvorschlag  mit  alleinigem  Hinweis  auf 
einen  im  Beschwerde  verfahren  zu  entscheidenden  Umstand, 
so  hat  der  Betreibungsbeamte  die  Annahme  des  Rechtsvor- 
schlages abzulehnen,  denn  die  Erklärung  ist  eine  widerspruchs- 
volle; ihre  Begründung  hebt  den  Rechtsvorschlag  geradezu 
auf.     Sie   steht  der   ebenfalls   nicht   als  Rechtsvorschlag  an- 
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nehmbaren  Erklärung  gleich:  ich  bestreite,  weil  ich  an* 
erkenne. 

Folgende  Einwendungen  gegen  eine  Betreibung  sind  nun 
beispielsweise  auf  dem  Beschwerdeweg  anzubringen: 

Der  Gläubiger  wählt  die  unrichtige  Betreibungsart,  z.  B. 
die  .Konkursbetreibung  statt  der  Pfändungsbetreibung,  die 
Pfändungsbetreibung  statt  der  Pfandbetreibung,  die  Wechsel- 
betreibung statt  der  Konkursbetreibung  u.  s.  w.,  vgl.  Ent- 
scheidungen des  Bundesrates  vom  22.  Juli  1892,  Bekurs 
Fischer-Gloor,  vom  11.  Oktober  1892,  Rekurs  Meyer  &  Cie, 
vom  18.  Februar  1893,  Rekurs  Reis,  vom  14.  April  1893, 
Ersparniskasse  Ölten  und  Konsorten,  vom  18.  April  1893, 
Rekurs  M.  Müller,  Archiv  I  Nr.  22,  52,  U  Nr.  18,  64, 
65,  vgl.  auch  Archiv  I  Nr.  16,  17,  20,  44.  Durch  Beschwerde- 
fuhrung,  nicht  durch  Rechtsvorschlag  wird  dieses  Versehen 
gerügt.  Ist  nun  schon  durch  ausdrückliche  Gesetzesbestim- 
mung ausgesprochen,  dass,  wer  die  Wechselbetreibung  anzu- 
heben berechtigt  ist,  hiezu  nicht  verpflichtet  sein  soll,  vgl. 
B.  G.,  Art.  177,  und  giebt  das  B.  G.  dem  Gläubiger  grund- 
pfändiich  versicherter  Zinse  oder  Annuitäten*)  das  Wahlrecht 
zwischen  Pfandbetreibung  oder  ordentlicher  Betreibung,  vgl. 
B.  G.,  Art.  41,  Abs.  2,  so  ist  der  Bundesrat  m.  E.  nicht  mit 
Unrecht  in  dieser  Richtung  noch  weiter  gegangen ;  er  erklärte 
die  von  einem  Pfandgläubiger  für  das  pfandversicherte  Ka- 
pital auf  Pfändung  geführte  Betreibung  für  giltig,  es  wäre 
denn,  dass  der  Schuldner  selbst  gegen  diese  Betreibungsart 
rechtzeitig  Beschwerde  erheben  würde.  Der  Bundesrat  lässt 
sich  hiebei  von  der  Erwägung  leiten,  dass  wol  die  Unter- 
scheidung zwischen  der  Konkursbetreibung  und  der  Betreibung 
auf  Pfändung  öffentlich  rechtlicher  Natur  ist  und  deshalb  von 
Amteswegen  beobachtet  werden  muss,  dass  dagegen  die  Be- 
treibung auf  Pfandverwertung  nicht  gleicher  Art  ist.  Diese 
besondere  Betreibungsform  ist  vielmehr  ausschliesslich  im 
Interesse  des  Schuldners  eingeführt  worden ;  sie  ist  eine  Ver- 
günstigung   für    den  Pfandschuldner,    auf   die    derselbe   ver- 


*)  Über  den  Begriff  der  Annunitat  vgl.  Archiv  I  Nr.  16,  22. 
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ziehten  kann ;  ein  solcher  Verzicht  liegt  in  der  Unterlassung 
rechtzeitiger  Beschwerdeführung.*)  Der  Standpunkt  des  Bundes- 
rates wird  auch  aus  dem  Grunde  gebilligt  werden  müssen , 
weil  nun  im  Falle  des  Streites  über  die  Giltigkeit  eines  Pfand- 
rechtes der  Gläubiger  die  unbestrittene  Forderung  auf  dem 
gewöhnlichen  Betreibungsweg  geltend  machen  wird,  wobei 
dann  der  Schuldner  sich  nicht  veranlasst  sieht,  Hechtsvor- 
schlag zu  erheben.  Die  Frage  der  Giltigkeit  des  PÜEtndrechts 
ist  nicht  auf  dem  Beschwerdeweg  zu  erledigen ;  diese  Frage 
ist)  als  j*ein  privatrechtliche,  richterlicher  Kognition  überlassen. 
Bei  der  Besohwerdeführung  wegen  unrichtiger  Betreibungs* 
art  wird  also  vorausgesetzt,  dass  die  Giltigkeit  des  be- 
haupteten Pfandrechtes  nicht  bestritten  ist. 

Der  Einspruch  gegen  die  örtliche  Zuständigkeit  des  Be- 
treibungsamtes, B.  G.,  Art.  46 — 55,  ebenso  der  Einspruch 
gegen  gesetzwidrige  Zustellung  der  Betreibungsurkunden  j 
B.  G.,  Art.  64 — 66,  ist  durch  Beschwerde,  nicht  durch  Rechts- 
vorschlag zu  erheben,  vgl.  Entscheidungen  des  Bundesrates 
vom  13.  Januar  1893,  Rekurs  Bernhard,  vom  24.  Dezember 
1892,  Rekurs  Frissiani,  vom  16.  März  1892,  Rekurs  Gorgerat, 
Rekurs  Sauvage-Hory,  vom  13.  März  1893,  Rekurs  Somazzi, 
Archiv  II  Nr.  1,  2,  48,  62,  63;  vgl.  auch  Archiv  I  Nr.  31.*} 
Der  gesetzliche  Betreibungsort  kann,  aligesehen  von  dem  in 
Art.  50,  Abs.  2  des  B.  G.  vorgesehenen  Fall,  nicht  durch 
Parteivereinbarung  geändert  werden.  Wenn  daher  die  Ein- 
reichung der  rechtzeitigen  Beschwerde  der  Unzuständigkeit 
beispielsweise  bei  der  Betreibungsanhebung  versäumt  worden 
ist,  so  kann  dieselbe  trotzdem  bei  jeder  später  folgenden 
Amtshandlung  des  Betreibungsamtes  noch  vorgebracht  wer- 
den ;  die  erstmalige  Versäumung  macht  das  örtlich  unzu- 
ständige Betreibungsamt  nicht  zum  zuständigen. 

Wer  als  Bevollmächtigter  eines  Dritten  die  Betreibung 
gegen  einen  Schuldner  einleiten  oder  die  bereits  eingeleitete 

^)  Damit  ist  auch  der  Satz  gewonnen,  dass  nicht  angenommen  werden 
darf,  der  Pfandgläubiger,  der  nicht  auf  Pfand  Verwertung  betreibt,  verzichte 
auf  sein  Pfandrecht. 

»)  Vgl.  Alex.  Reiche!  im  Archiv  II  S.  178  ff. 
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Betreibung  fortsetzen  will,  kann  vom  BetreibungStainte  zum 
Ausweis  über  seine  Bevollmächtigung  angehalten  werden; 
wird  er  vom  Betreibungsamt  wegen  ungenügender  Vollmacht 
abgewiesen,  so  steht  ihm  der  Beschwerdeweg  offen,  vgl.  Ent- 
scheidungen des  Bundesrates  vom  16.  Februar  1892,  Rekurs 
Petite  &  Cie,  vom  7.  Februar  1893,  Rekurs  Lüscher,  Archiv 
I  Nr.  1,  U  Nr»  31.  Will  dagegen  der  Betriebene  die  Voll- 
macht bemängeln,  so  hat  er  dies  durch  Rechtsvorschlag  zu 
tun.  Ein  in  der  Sache  vielleicht  vorangegangener  Entscheid 
der  Aufsichtsbehörde  ist  dem  Betriebenen  gegenüber,  der  bei 
Ausfällung  jenes  Entscheides  nicht  beteiligt  war,  nicht  mass- 
gebend. Ob  aber  Jemand  zum  Inkasso  einer  Forderung  be- 
vollmächtigt ist,  ist  eine  materiellrechtliche  Frage,  die  nur 
durch  die  Gerichte  entschieden  werden  kann;  der  Betriebene 
bestreitet  zwar  nicht  die  der  Betreibung  zu  Grunde  liegende 
Forderung,  dagegen  bestreitet  er  den  gleichfalls  durch  die 
Betreibung  geltend  gemachten  Anspruch  des  Vertreters;  seine 
Bestreitung  passt  in  den  Rahmen  der  Ziffer  3  des  Art  69 
des  B.  G. 

Wenn  jemand  namens  des  Betriebenen  Rechtsvorschlag 
erhebt,  so  kann  der  Betreibungsbeamte  gleichfalls  den  Nach- 
weis der  Bevollmächtigung  verlangen;  vorbehalten  bleibt 
gegen  die  Verfügung  des  Betreibungsbeamten  die  Beschwerde 
an  die  Aufsichtsbehörden.  Aber  auch  der  Gläubiger  kann 
auf  dem  Beschwerdeweg  die  Vertretungsbefugnis  desjenigen, 
der  für  den  Betriebenen  Rechtsvorschlag  erhoben  hat,  be- 
mängeln ;  denn  die  Art  und  Weise  der  Erhebung  des  Rechts- 
vorschlages berührt  die  Forderung  nicht,  ist  also  nicht  im 
civiIpro7<essualischen  Verfahren  zu  erledigen.  Immerhin  möchte 
ich  die  Ansicht  vertreten,  dass  jemand  auch  als  Geschäfts- 
führer ohne  Auftrag,  als  negotiorum  gestor,  Rechtsvorschlag 
für  den  Betriebenen  erheben  kann.  Kommt  es  zum  Rechts- 
öffnungsverfahren, so  ist  es  alsdann  Sache  des  Richters  an 
Hand  der  kantonalen  Prozessgesetzgebung  zu  prüfen,  ob 
Personen,  die  für  die  Parteien  vor  Gericht  aufti'eten,  zu  dieser 
Vertretung  befugt  sind;  hierbei  ist  nicht  weiter  zu  unter- 
suchen,  ob  der  Betreibungsbeamte   mit  Recht  oder  mit  Un- 


sr 
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recht  den  namens  des  Betriebenen   eingereichten  Rechtsvor- 
schlag angenommen  hat  oder  nicht. 

Dem   als   Cessionar   betreibenden   Gläubiger   gegenüber 
muss  der  Betriebene  Rechtsvorschlag   erheben  fiir  den  Fall, 
dass  er  die  rechtsgiltige  Abtretung  der  Forderung  bestreitet, 
gleichwie   für    den  Fall,    wo    er    aus    einem   andern  Grande 
die  Existenz   der  Forderung  anficht,   vgl..  Arohiv  II  Nr.  77, 
Der  Betreibungsbeamte  kann  vom  Gläubiger,  der  als  Cessionar 
die  Betreibung   anhebt,    nicht   den  Kachweis   der  Abtretung- 
der  Forderung  verlangen ;  auch  wer  als  ursprünglicher  Q-läa- 
biger  auftritt,   ist  keineswegs  verpflichtet,    dem  Betreibungs- 
beamten Rechenschaft  über  seine  Forderung  und  deren  Rechts- 
beständigkeit  zu  geben.   Das  Interesse,  das  der  Betreibungs* 
beamte  an  der  Prüfung  des  YoUmachtsverhältnisses  hat,  fehlt, 
sobald  jemand  in  eigenem  Namen  betreibt.     Und  wenn  nun 
jemand   durch  Cession   eine  Forderung  erwirbt,   für  die  eine 
Betreibung   im    Gange   ist,    so   muss   der   Cessionar   die  Be- 
treibung  nicht   von    neuem  anheben,    sondern  kann  dieselbe 
fortsetzen,    vgl.    die    hievon    abweichende   Entscheidung   der 
Basler  Aufsichtsbehörde  vom  18.  Oktober  1892,   Rekurs  V., 
Archiv  I  Nr.  76.     Gleiches   gilt  für   die  Erben   des   betrei- 
benden   Gläubigers«  .  Wer    aber    in    dieser    Weise   in    eine 
laufende  Betreibung    einzutreten   wünscht,')   muss   auf  Ver- 
langen   des    Betreibungsamtes    seine   Rechtsnaohfolgerschaft 
nachweisen.    Die  Rechtslage  ist  ja  mit  Beginn  der  Betreibung 
eine  .andere   geworden.     Durch    die  Betreibung   ist   d6r  Be- 
treibende  mit  Bezug   auf  die  betreffende  Forderung   in    ein 
Rechtsverhältnis    zum    Betreibungsbeamten    getreten.      Von 
sich  aus  darf  der  .Betreibungsbeamte  keine  Handlungen  vor- 
nehmen,  die  von  Einfiuss   auf  das  rechtliche  Schicksal   der 
Forderung  wären;  er  ist  vielmehr  verpflichtet,  den  ordnungs- 
gemässen Anträgen  des  Betreibenden  entsprechend  zu  handeln. 
Anträge   unbeteiligter  Dritter  fallen    ausser  Betracht.')     So 

*)  Verpflichtet  zar  Fortsetzung  der  laufenden  Betreibung  ist  der  Ces- 
sionar nicht;  er  kann,  wenn  ihm  dies Torteilhaiter  erscheint,  eine  iteae  Be- 
treibung anheben. 

«)  Vgl.  z.  B.  Art.  88,  116,  154, 159.    Die  Bestimmungen  der  A*t..ll7, 
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ist  klar,  dass  ein  Dritter  nur  auf  vorausgegangenen  Nach- 
weis seiner  Rechtsnachfolgerschaft  hin  in  die  Stellung  (ies 
Betreibenden  einrücken  kann.  Die  Rechtsstellung  des  Be- 
triebenen wird  durch  das  Eintreten  eines  Cessionars  nicht 
verschlechtert:  Bestreitet  der  Betriebene  die  Giltigkeit  der 
Cession,  oder  will  er  namentlich  auch  Einreden  aus  der  Person 
des  Cessionars  gegen  die  Forderung  vorbringen,  so  ist  ihm 
auf  Grund  des  Art.  77  des  B.  G.  zweifellos  der  nachträgliche 
Rechtsvorschlag  zu  bewilligen.  Hat  der  Cessionar  die  Be- 
treibung fortgesetzt,  so  ist  damit  der  ursprüngliche  Gläubiger 
aus  der  Betreibung  als  Betreibender  vollständig  ausgeschiedei;), 
und  es  fällt  alsdann  auch  die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift 
des  Art.  85  des  B,  G.  gegen  ihn,  der  jetzt  unbeteiligter  Dritter 
geworden  ist,  dahin,  vgl.  Archiv  I  Nr.  84.^) 

Der  auf  die  Art.  265  und  267  des  ß.  G.  sich  stützende 
Einwand  des  Betriebenen  der  Unzulässigkeit  der  Betreibung 
erfolgt  auf  dem  Weg  des  Rechtsvorschlages  und  nicht  auf 
dem  der  Beschwerde;  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  der  Ge^ 
meinschuldner  zu  neuem  Vermögen  gekommen  sei,  ist  nach 
ausdrücklicher  Gesetzesvorschrift  der  Beurteilung  durch  die 
Gerichte  unterstellt^).  Nimmt  dagegen  der  Betriebene  einen 
der  Rechtsstillstandsfälle  der  Art.  57  ff.  des  B,  G.  für  sich 
in  Anspruch,  oder  wird  während  der  Dauer  des  Konkursver- 
fahrens eine  Betreibung  gegen  den  Gemeinschuldner  ange- 
hoben, vgl.  B.  G.,  Art.  206,^)  oder  wird  während  der  Stun- 
dung gegen  den  Nachlasschuldner  eine  Betreibung  angehoben, 
vgl.  B.  G.,  Art.  297,*)  so  hat  der  Betriebene  nicht  Recht 
vorzuschlagen,  sondern  Beschwerde  zu  führen.  Der  Be- 
triebene   erhebt   in  diesen  Fällen  nicht  Einspruch  gegen  die 

127,  145  u.  a.  stehen  selbstverständlich  nicht  dem  im  Texte  Gesagten  ent- 
gegen; übrigens  kann  es  sich  hier  nicht  nm  eine  vollständige  DarsteUang- des 
Eechtsverhältnisses  handeln,  das  zwischen  dem  Betreibnngsbeamten  nnd- 
dem  betreibenden  Gläubiger  besteht. 

»)  Vgl.  Brüstlein  im  Archiv  I  S.  148.     «)  Vgl.  oben  S.  56. 

•)  Vgl.  hiezu  v.  Salis  bei  Weber  und  Brüjitlein,  Kommentar  a.  0., 
Anmerkungen  zu  Art.  296  des  B.  G. 

*)  Vgl.  hiezu  Reichel  bei  Weiber  und  Brüstlein,  Kommentara.  0., 
Anmerkung  zu  Art,  297  des  B.  G. 
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Forderung  als  solche,  sondern  er  erhebt  Einspruch  gegen  die 
Amtshandlung  des  Betreibungsbeamten.  Der  Betriebene  ist 
persönlich  gegen  Ämtshandlungen  des  Betreibungsbeamten 
geschätzt;  die  Forderung  des  Gläubigers  bleibt  intakt.  Auch 
in  dem  Fall,  wo  der  Betreibungsbeamte,  dem  Antrag  des 
Gläubigers  entsprechend,  der  im  Besitze  eines  im  Pfändungs- 
verfahren  erlangten  Verlustscheines  ist,  die  Fortsetzung 
der  Betreibung  ohne  neuen  Zahlungsbefehl  anordnen  würde, 
und  zwar  dies  trotz  des  Verflusses  der  in  Art  149  des  B.  G. 
vorgesehenen  sechs  Monate,  so  wäre  solches  Verfahren  durch 
Beschwerde  und  nicht  durch  nachträglichen  Bechtsvorschlag 
zu  rügen,  gleich  wie  der  Fall  der  gesetzwidrigen  zu  frühen 
oder  zu  späten  Vornahme  einer  Betreibungshandlung,  vgl. 
z,B.  B.  G.,  Art.  116,  122,  124,  154,  159,  oder  der  Fall  der 
weitern  Vornahme  von  Betreibungshandlungen  mit  Bezug  auf 
eingestellte  oder  aufgehobene  Betreibungen,  vgl.  z.  B.  B,  G., 
Art.  78,  85,  107,  153,  172,  206,  297.  Die  Analogie  dieser 
Fälle  lässt  mich  endlich  auch  für  die  Einwendung  der  Litis- 
pendenz die  Beschwerde  und  nicht  den  Rechtsvorschlag  als 
die  richtige  Massregel  bezeichnen. 

Gegen  die  Betreibungskosten^)  ist  ein  Reehtsvorschlag 
nicht  zulässig;  der  Betriebene  kann  dieselben  nur  auf  dem 
Wege  der  Beschwerde  bestreiten,  vgl.  Entscheidung  der 
Zürcher  Aufsichtsbehörde  vom  16.  Mai  1892,  Rekurs  Holliger, 
Archiv  I  Nr.  26.  Auch  der  Gläubiger,  der  z,  B.  die  Höhe 
eines  von  ihm  verlangten  Kostenvorschusses  bemängeln  will, 
hat  diese  Bemängelung  auf  dem  Beschwerdeweg  vorzubringen, 
vgl.  B.  G.,  Art.  68.  Stellt  sich  dagegen  der  Betriebene  auf 
den  Standpunkt,  dass  er  die  Tragung  der  Betreibungskosten 
wegen  ungerechtfertigter  Betreibungsanhebung  abzulehnen  ge- 
denkt, so  hat  er  Rechtsvoi'schlag  gegen  die  Forderung  zu 
erheben ;  denn  er  bestreitet  damit  dem  Gläubiger  das  Recht, 
die  Forderung  auf  dem  Betreibungswege  geltend  zu  machen. 
Versäumt  der  Betriebene  den  Rechtsvorschlag,  so  bleibt  ihm 
der  in  Art.  86  des  B.  G.  vorgesehene  Ausweg  offen. 

M  Vgl.    über  den  Begriff  der  Betreibungskosten  die  Antwort  auf  die 
Rechtsfrage  im  Archiv  I.  Nr.  83. 
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5*  Unpfändbarkeit.  Die  Festsetzung  der  anpßlnd- 
baren  Vermögensobjekte  eines  Schuldners  ist  nicht  Sache 
der  Gerichte.  Der  Gläubiger  sowol  wie  der  Schuldner  können 
Beschwerde  bei  den  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  beim 
Bundesrat  darüber  führen,  dass  der  pfändende  Beamte  pfänd- 
bare Objekte  nicht  gepfändet  hat,  oder  dass  er  unpfändbare 
Objekte  gepfändet  hat,  vgl.  B.  G.,  Art.  92  ff.  Und  dass 
bei  Festsetzung  des  ümfanges  der  unpfändbaren  Objekte  nicht 
nur  eine  tatsächliche,  sondern  auch  eine  rechtliche  Würdigung 
der  Verhältnisse  zu  geschehen  hat,  zeigen  die  mannigfachen 
Entscheidungen  des  Bundesrates  auf  diesem  Gebiete,  vgl. 
z.  B.  Archiv  I  Nr.  9—12,  24,  35,  69,  70,  II  Nr.  19,  20, 
50,  71;  ferner  Archiv  I  S.  187,')  II  Nr.  26. 

Dasselbe  Prinzip  kommt  im  Konkurs  zur  Anwendung 
in  dem  Sinne,  dass  es  hier  zunächst  Sache  des  Konkurs- 
amtes ist^  bei  Anlass  der  Inventaraufnahme  über  das  dem 
Gemöinschuldner  gehörige  Vermögen,  die  in  Art.  92  (nicht 
dagegen  die  in  Art.  93)  bezeichneten  Vermögensteile  als 
nicht  zur  Konkursmasse  gehörig  vorzumerken  und  dem  Ge- 
meinschuldner zur  freien  Verfügung  zu  überlassen,  vgl.  B.  G., 
Art.  197,  224.*)  Wäre  der  Gemeinschuldner  oder  die  Konkurs- 
verwaltung mit  der  getroffenen  Ausscheidung  nicht  einver- 
standen, so  haben  sie  auf  dem  Weg  der  Beschwerde  ihre 
abweichenden  Anschauungen  zu  vertreten.  Würden  später  ein- 
zelne Konkursgläubiger,  etwa  mit  Berufung  auf  Art.  260  des 
B.  G.,  die  Abtretung  eines  angeblichen  Anspruches  an  zur 
Masse  gehörigen  Gegenständen  von  der  Konkursverwaltung 
verlangen,  so  wäre  eine  solche  Abtretung  zu  verweigern  und 
auch  auf  dem  Beschwerdeweg  nicht  zu  erlangen.  Würde  da- 
gegen die  Abtretung  erfolgen,  so  könnte  trotzdem  der  Richter 
nicht  auf  die  Frage  eintreten,  ob  die  fraglichen  Gegenstände 
mit  Recht  oder  Unrecht  als  sog.  Kompetenz  dem  Gemein- 
schuldner überlassen  worden  sind. 

6.  Gläubigergruppen  im  Betreibungsver- 

*)  Vgl.Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.O.,  4.  Anm.  zu  Art.  92, 93. 
*)  Vgl.  V.  Salis  bei  Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.  0.,  S.  235) 
Anmerkung  5a. 
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fahren.  Die  Gruppenbildung  im  Pfandungsverfahren  ist 
Sache  der  Betreibungsbeamten  und  ihrer  Aufsichtsbehörden, 
nicht  Sache  der  Gerichte.  Die  Frage  also,  ob  jemand  mit 
Recht  oder  Unrecht  vom  Betreibungsbearaten  in  eine  Gläu- 
bigergruppe eingewiesen  wurde,  kann  wol  auf  dem  Weg  der 
Beschwerde,  nicht  aber  auf  dem  Weg  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens erledigt  werden.  In  letzter  Instanz  ist  es  der  Bundes- 
rat, der  festsetzt,  aus  wem  eine  bestimmte  Gläubigergruppe 
gebildet  wird.  Die  Bestimmungen  des  Art.  111  des  ß.  G.  bilden 
hievon  keine  Ausnahme.  In  diesem  Art.  wird  vorgeschrieben, 
dass  im  Fall  der  Ausübung  des  Rechtes  der  Anschluss- 
pfändung durch  die  Ehefrau,  durch  die  Mündel  oder  durch 
die  Verbeiständeten  des  Schuldners  das  Betreibungsamt  dem 
Schuldner  und  den  andern  Gläubigern  der  betreffenden  Gruppe 
von  einem  solchen  Ansprüche  Kenntnis  giebt,  unter  Ansetzung 
einer  Frist  von  zehn  Tagen,  innerhalb  der  der  Schuldner  und 
diese  Gläubiger  iene  Anschlusspiändung  bestreiten  können« 
Erfolgt  die  Bestreitung,^)  so  hat  der  Ansprecher  (die  Ehe- 
frau u.  s.  w.)  binnen  zehn  Tagen  Klage  zu  erheben, 
widrigenfalls  seine  Teilnahme  dahinfällt.  Das  Gericht  hat, 
abgesehen  von  der  Frage  der  rechtzeitigen  Klagerhebung,^} 
nur  über  die  Frage  der  Rechtsbeständigkeit  und  der  Höhe 
des  Anspruches  zu  erkennen,  also  namentlich  darüber,  ob  die 
geltend  gemachte  Forderung  aus  dem  ehelichen,  elterlichen 
oder  vorrnundschaftlichen  Verhältnisse  herrührt.     Die  gleich- 


')  Ob  diese  Bestreitung  rechtzeitig  erfolgt  ist,  haben  das  Betreibungsamt 
und)  im  Fall  der  Beschwerde,  die  Aufsichtsbehörden  zn  entscheiden,  ebenso 
z.  B.  bezüglich  der  Frage  rechtzeitigen  Rechtsvorschlages  oder  rechtzeitiger 
Bestreitung  auf  Grand  der  Vorschrift  des  Art.  106,  Abs.  2. 

*)  In  seiner  Entscheidung  vom  18.  April  1893,  Rekurs  R.  Stutz  & 
Cie,  Archiv  II.  Xr.  72,  8,  sagt  der  Bundesrat:  Das  Gericht  ist  es,  das  zu 
bestimmen  hat,  ob.  der  Dritte  Vindikant  der  Aufforderung  des  Betreibnngs- 
amtes  „binnen  zehn  Tagen  Klage  zu  führen"  nachgekommen  sei.  Was 
hier  der  Bundesrat  hinsichtlich  der  io  Art.  106—109  des  B.  G.  vorgesehenen 
gerichtliehen  Fälle  ausspricht,  gilt  auch  bezüglich  des  Falles  des  Art.  111, 
Abs.  3,  sowie  der  übrigen  Fälle  des  B.  G.,  wo  innert  bestimmter  Frist  die 
Sache  «gerichtlich'*  anhängig  zn  machen  ist,  vgl.  z.  B.  B.  G.,  Art  83, 
140,  148,  242,  250,  251,  278,  279,  ferner  Archiv  I  Xr.  72,  Erwägung  2. 
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falls  gerichtliche  Frage  des  mit  dem  Ansprach  möglicher- 
weise verhundenen  Vorzugsrechtes  bleibt  in  diesem  Verfahren 
ebenso  ausgeschlossen,  wie  die  der  gerichtlichen  Kognition 
entzogene  Frage  der  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
G-läubigergruppe.  Infolge  der  besondern  Verhältnisse,  die 
bei  den  genannten  Ansprüchen  der  Ehefrau  u.  s.  w.  des  häu- 
figsten vorkommen  mögen,  sah  sich  der  Gesetzgeber  veran- 
lasst, die  Frage  der  Rechtsbeständigkeit  dieser  Ansprüche, 
nicht  des  Schuldners  wegen,  sondern  der  konkurrirenden 
Grläubiger  wegen,  in  einem  frühern  Moment  der  gerichtlichen 
Erörterung  und  Feststellung  zu  unterwerfen,  als  dies  der 
allgemeinen  Begel  nach  zu  geschehen  hätte.  Denn  dieser 
gemäs  tritt  die  gerichtliche  Erörterung  erst  bei  Anlass  der 
Aufstellung  des  Kollokationsplanes  ein,  vgl.  B,  G.  Art.  146, 
148;  247,  250,  251.  Dass  aus  dieser  vorzeitigen  gerichtlichen 
Entscheidung  über  den  Frauengutsanspruch  etc.  res  iudicata 
entsteht,  dürfte  angenommen  werden.  Die  Frage  aber,  ob 
aus  der  unterlassenen  Bestreitung  des  Anspruches  der  Ehefrau 
u.  s.  w.  seitens  der  konkurrirenden  Gläubiger  ein  bei  Auf- 
stellung des  Kollokationsplanes  nicht  mehr  anfechtbarer  An- 
spruch erwächst  (abgesehen  von  der  Frage  des  Hanges),  dürfte 
als  eine  nicht  leichthin  zu  beantwortende  Kontroverse  be- 
zeichnet werden. 

7.  Kollokationsplan.  Wer  sich  von  den  Prin- 
zipien^ die  das  eine  oder  das  andere  kantonale  Becht  be- 
herrschten, leiten  lässt,  gerät  leicht  in  Widerspruch  mit  den 
Vorschriften  des  Bundesrechtes,  weim  die  Abgrenzung  der 
gerichtlichen  Kompetenzen  von  denjenigen  der  Aufsichts- 
behöiden  hinsichtlich  der  Aufstellung  des  Kollokationsplanes, 
der  Abänderung  desselben  und  der  Wirkung  einer  Abände- 
rung zu  geschehen  hat. 

Gemäs  den  Vorschriften  des  B.  G.  erfolgt  die  Anferti- 
gung des  Kollokationsplanes  im  Betreibungsverfahren  durch 
das  Betreibungsamt,  im  Konkursverfahren  durch  die  Konkurs- 
verwaltung oder  durch  das  Konkursamt.  Die  Anfertigung 
muss  ordnungsgemäs  geschehen.  Die  ordnungsgemässe  An- 
fertigung fehlt  beispielsweise    in  folgenden  Fällen:    die  Kon- 
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knrsverwaltung  versäumt  die  Erklärung  des  anwesenden  G-e- 
meinschuldners  über  die  Konkurseingaben  einzuholen^  vgl. 
B.  Gr.,  Art.  244,  Archiv  11  Nr.  21;  oder  die  aus  den  Grund- 
und  Hypothekenbüchern  ersichtlichen  Forderungen  werden  im 
Kollokationsplane  weder  au%enommen,  noch  als  abgewiesen 
vorgemerkt,  vgl.  B.  G.,  Art,  246;  oder  andere  angemeldete, 
jedoch  von  der  Konkursverwaltung  nicht  zugelassene  Forde- 
rungen werden  im  Kollokationsplan  nicht  mit  Angabe  des 
Abweisungsgrundes  vorgemerkt,  vgl.  B.  G.,  Art.  248;  oder  der 
Entwurf  zum  Kollokationsplan  ist  nicht  dem  Gläubigeraus- 
schoss  zur  Genehmigung  vorgelegt  worden,  vgl.  B,G.,  Art.  247; 
oder  der  Kollokationsplan  wird  nicht  im  Sinne  des  Art.  147 
oder  des  Art.  249  des  B.  G.  ausgelegt  und  öffentlich  bekannt 
gemacht.  Liegen  derartige  Mängel  vor,  ao  ist  die  Beschwerde, 
nicht  die  Anfechtung,  die  richtige  Massrcgel  zur  Wahrung 
der  Interessen  der  Beteiligten;  zu  diesen  Beteiligten  gehört 
auch  der  Gemeinschuldner. 

Ein  ordnungsgemäss)  angefertigter  Kollokationsplan  kann 

^}  In  seiner  Entscheidung  vom  24.  Januar  1898,  Beknrs  Nenhaus. 
Archiv  II  Nr.  21,  wirft  der  Bundesrat  die  Frage  auf:  ob  nicht  der  Gemein- 
schuldner wenn  er  vorher  durch  die  Yerhältnisge  verhindert  war,  sich,  wie  ihm 
Art»  244  das  Recht  dazu  giebt,  über  die  angemeldeten  Konknrsforderungen 
vernehmen  zn  lassen,  seinen  Standpunkt  auf  dem  Beschwerdeweg  zur  Geltung 
bringen  könne?  Der  Bundesrat  läset  die  Frage  unbeantwortet,  fügt  aber 
bei:  Jedenfalls  hätte  eine  solche  Abänderung  des  Kollokationsplanes  auf 
administrativem  Wege  zur  Voraussetzung^  dass  eine  neue  Tatsache  vorläge, 
die  der  Konkursverwaltnng  nicht  bekannt  war.  Nach  dem  im  Text  Be- 
merkten glaube  ich  die  aufgeworfene  Frage  in  dem  Sinne  richtig  zu  beant- 
worten, dass  zunächst  festgestellt  wird,  ob  eine  ordnungsgemässe  Anferti- 
gung des  Eollokationsplanes  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Zar  ordiiungs- 
gemässen  Anfertigung  gehört  die  Erklärung  des  Gemein  Schuldners  über 
jede  Eonkurseingabe.  Hat  sich  der  Gemeinschuldner  trotz  Aufforderung 
nicht  über  die  Konkurseingaben  erklärt,  so  geht  er  damit  seines  An- 
spruches gehört  zu  werden  verlustig.  Es  ist  eventuell  Sache  der  Aufsichts« 
behörde  festzustellen,  ob  der  Gemeinschuldner  in  entschuldbarer  Weise  sich 
nicht  erklärt  hat.  Wäre  er  entschuldigt,  so  könnte  der  Kollokationsplan, 
weil  nicht  ordnungsgemäs  angefertigt,  auf  dem  Beschwerdeweg  abgeändert 
werden.  Es  wird  sich  daher  empfehlen,  im  Kollokationsplan  je  zu  ver- 
merken, ob  der  Gemeinscbuldner  sich  erklärt  hat  über  die  Konkurseingabeu 
oder  nicht,   vgl.  B.  G.,  Art.  265  Abs.  1.    Von  einer  analogen  Anwendung 
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nicht  mehr  geändert  werden,  es  gesohehe  denn  durch  ge- 
richtliches Urteil.  Der  Kollokationsplau  ist  nämlich  der  ge- 
richtlichen Anfechtung  ausgesetzt  von  Seiten  der  aufgenon> 
menen  sowol  wie  abgewiesenen  Gläubiger,  die  sich  im  Kon- 
kurse angemeldet  haben,  der  im  Betreibungsverfahren  ange* 
fertigte  von  Seiten  der  Öruppengläubiger.  „Gegenstand  aber 
der  im  B.  G.,  Art.  250,  Abs.  1  und  2  vorgesehenen  und  der 
gerichtlichen  Beurteilung  unterstellten  Kollokationsstreitig- 
keiten  können  nur  sein: 

1.  Die  Forderung  selbst  nach  ihrer  Rechtsbeständigkeit 
und  nach  ihrem  Betrage, 

2.  der  Bang  der  Forderung. 

Mit  der  Feststellung  des  Betrages  und  des  Ranges  der 
angefochtenen  Forderung  hat  das  Gericht  seine  Aufgabe  er- 
schöpft. Das  weitere,  nämlich  die  Anbringung  der  durch  das 
Urteil  (möglicherweise)  bedingten  Abänderungen  am  Kollo- 
kationsplane ist  eine  Rechenoperation,  die  von  der  Konkurs- 
behörde (oder  im  Betreibungsverfahren  vom  Betreibungsamt) 
besorgt  wird.  Diese  Konkursbehörde  hat  sich  hiebei  an  die 
Vorschrift  von  B.  G.,  Art.  250,  Abs.  3  zu  halten."  Entsteht 
über  Sinn  und  Tragweite  der  Bestimmung  dieses  Abs.  3  des 
Art.  250  ein  Meinungsstreit,  so  ist  derselbe  nicht  durch  einen 
abermaligen  Prozess,  sondern  durch  die  kantonalen  Aufsichts- 
behörden  und  den  Bundesrat  auf  dem  Beschwerdeweg  zu 
entscheiden.  Aus  dieser  vom  Bundesrat  mit  Entscheidung 
vom  3.  Februar  1893,  Rekurs  Frei  und  Konsorten,  Archiv  II 
Nr.  66,  in  zutreffender  Weise  gezogenen  Abgrenzung  der 
Befugnisse  zwischen  Richter  und  Aufsichtsbehörde  ergiebt  sich, 
dass  eine  wiederholte  Auflegung  des  Kollokationsplanes,  ver- 
bunden mit  Wiederholung  der  Einspruchsberechtigung,  nach 
Bundesrecht  unzulässig  ist.  Der  Kollokationsplan  ist,  soweit 
er  nicht  angefochten  wurde,  mit  Ablauf  der  Einsprachefrint 
rechtskräftig  geworden    und  das  rechtskräftige,    auf  erfolgte 


des  Art  251  des  B.  G.,  wie  der  Bundesrat  a.  a.  0.  meint,    kann  al-.o  k^^ine 
Rede  sein;    im  Fall  de;?  Art.  251    handelt    es  ^i<-h   ü'^erd-^^s  gar  nicht   um 

mm 

eine  Änderung  des  Kollokationsplanes  im  ßesch werde verfahr'fn. 
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Anfechtung  hin  ergangene  Urteil^)  tritt  dann  zu  dem  Kol- 
lokationsplan,  als  Bestandteil  desselben,  in  der  Art  hineu, 
dass,  soweit  ein  Widerspruch  zwischen  ursprünglichem  Kol- 
lokationsplan und  Urteil  besteht,  derselbe  von  der  Konkurs- 
behörde oder  vom  Betreibungsbeamten  auszumerzen  ist,  selbst- 
verständlich unter  Vorgang  des  Urteils  und  unter  Vorbehalt 
des  Beschwerderechtes  an  die  Aufsichtsbehörden.  Die  Aus- 
führung des  Urteils  ist  nicht  mehr  Sache  des  Gerichtes.  So 
wenig  als  gegen  die  von  der  Behörde  auf  Grund  des  Kol- 
lokationsplahes  unter  die  beteiligten  Gläubiger  beabsichtige 
Verteilung  des  Liquidationsergebnisses,  insbesondere  gegen 
die  Verteilungsliste,  vgl.  z.  B.  B.  G.  Art.  260,  Abs.  2,  261, 
266,  269,  eine  gerichtliche  Klage  als  zulässig  erscheint,  eben- 
sowenig ist  eine  solche  zulässig  gegen  die  Art  der  Hand- 
habung der  Vorschrift  des  Art.  250,  Abs.  3  durch  dje  Kon- 
kursbehörde. Dieselben  Gesichtspunkte  sind  schliesslich  mass- 
gebend hinsichtlich  der  Liquidationskosten.  Wer  mit  der 
Berechnung  derselben  durch  die  Liquidationsinstanz  nicht 
einverstanden  ist,  namentlich  nicht  mit  der  Höhe  oder  der 
Verteilung  derselben,  hat  Beschwerde,  nicht  gerichtliche  Klage 
zu  führen,  vgl.  B.  G.,  Art  144,  Abs.  3,  251,  Abs.  2,  262,  281, 
Abs.  2,  Entscheidung  des  Bundesrates  vom  17.  Februar  1893, 
Rekurs  Vonarx,   Archiv  II  Nr.  36. 

Mehr  eine  Ergänzung  zum  Kollokationsplan  als  eine 
Abänderung  desselben  ist  es,  wenn  verspätete  Konkursein- 
gaben einzelner  Gläubiger  durch  die  Konkursbehörde  im 
Plane  nachzutragen  sind,  sei  es  in  ablehnendem,  sei  es  in 
zustimmendem  Sinne.  Das  diesbezügliche  Verfahren  ist 
übrigens  in  Art.  251  des  B.  G.  genau  vorgezeichnet,  es  ent- 
spricht vollständig  demjenigen  der  Hauptanfertigung  des  Kollo- 
kationsplanes. Eine  Modifikation  der  bereits  rechtskräftig 
gewordenen  Teile  des  Planes  kann  durch  eine  solche  Er- 
gänzung nicht  erfolgen.  Eine  analoge  Anwendung  der  Vor- 
schrift des  Art.  251  des  B.  G.  auf  andere  Fälle  ist  meines 
Erachtens  ausgeschlossen.^) 


>)  Vgl.  auch  Archiv  II  Nr.  10. 
»)  Vgl.  oben  S.  92  Anm. 


Referat  von  Prof.  L.  R.  v.  Salis.  591 

8.  Aussonderungsanspruch.  Wer  eine  in  der 
Konkursmasse  befindliche  Sache  als  sein  Eigentum  beansprucht^ 
ist  nicht  Konkursgläubiger,  vgl.  B.  G.  Art.  197,  225,  232, 
ZiflF.  2.*)  Sein  Anspruch  wird  nicht  in  den  Kollokationsplan 
aufgenommen.  Wird  der  Anspruch  bestritten,  so  muss  er 
gerichtlich  geltend  gemacht  werden,  vgl.  B.  G.  Art.  242,' Abs.  2. 
Gegenüber  der  Weigerung  der  Herausgabe  kann  der  An- 
Sprecher  nicht  Beschwerde  fühi*en.  Hat  die  Konkursverwal- 
tung oder  das  Konkursamt  vorbehaltlos  einen  solchen  Eigen- 
tumsanspruch anerkannt  und  demgemäs  die  Sache  heraus- 
gegeben, so  kann  der  einzelne  Konkursgläubiger  nicht  mehr 
auf  Grund  der  Vorschrift  des  Art.  260  des  B.  G.  die  Abtre- 
tung eines  Rechtsanspruches  verlangen;  die  Eigentumsaner- 
kennung der  Konkursverwaltung  gilt  auch  gegenüber  dem 
einzelnen  Konkursgläubiger,  vgl.  B.  G.,  Art.  240.  Die  in 
Art.  260  des  B.  G.  vorgesehene  Abtretung  wird  also  nur  da 
Platz  greifen,  wo  die  Konkursverwaltung  ihrerseits  das  bean- 
spruchte Eigentum  anerkennen  möchte,  wo  jedoch  ein  Gläu- 
biger hiergegen  Einsprache  erhebt  und  den  Prozess  auf  eigenes 
Risiko  zu  übernehmen  Willens  ist.  Anlass  zu  einer  Be- 
schwerde wird  in  solchen  Fällen  kaum  vorhanden  sein.  Denn 
ist  das  Eigentumsrecht  des  Ansprechers  von  der  Konkurs- 
verwaltung anerkannt  worden,  so  nützt  dem  einzelnen  Kon- 
kursgläubiger die  Beschwerde  nichts;  die  geschehene  Aner- 
kennung kann  er  auf  dem  Beschwerdeweg  nicht  anfechten. 
Vorbehalten  bleibt  dem  geschädigten  Konkursgläubiger  die 
Schadenersatzklage  gegen  die  Konkursverwaltung.*) 

9.  Verwirkung  des  Vorzugsrechtes.  Eine 
der  sonderbarsten  Bestimmungen  des  eidgenössischen  Kon- 
kursrechtes findet  sich  in  der  Ziffer  4  des  Art.  232  des  B.  G.') 
Die  Konkursbekanntmachung  enthält  unter  anderm  die  Auf- 

*)  Vgl.  V.  Salis  bei  Weber  und  Brüstlein,  Kommentar  a.  0,  An- 
merkung 11  za  Art.  197. 

*)  Anderer  Ansicht  ist  Heuberg  er  a.  0.,  Anmerkung  2  zu  Art.  242, 
vgl.  Zee  rieder,  a.  0.,  S.  83. 

^)  Vgl.  über  diese  lex  Brunner  Weber  und  Brnstlein,  Kommentar 
a.  0.,  Anmerkung  5  zu  Art.  232. 


■-^- .■";»*  "T*" 
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forderung   au   diejenigen^    die  Sachen   des   Gemeinschuldners 
als  Pfandgläubiger  oder  aus  andern  Gründen^  beispielsweise 
als  ßetentionsberechtigte,  besitzen,  diese  Sachen  ohne  Nach- 
teil für  ihr  Vorzugsrecht    binnen  der  Eingabefrist  dem  Kon- 
kur samte  zur  Verfügung  zu  stellen,^)  mit  Strafandrohung  für 
den  Unterlassungsfall  und  mit  der  Beifügung,  dass  im  Falle 
ungerechtfertigter    Unterlassung    das    Vorzugsrecht    erlösche. 
Verwundert    frjägt   man    sich,    wie    kommt    der  Gesetzgeber 
dazu,  jemandem  zur  Strafe  ein  wolerworbenes  Frivatrecbt  zu 
entziehen.  Gegenüber  Pfandgläubigern,  die  im  Ausland  wohnen, 
kann   diese  Straf bestimmung  des  Entzugs    des   Pfandrechtes 
tatsächlich  kaum  zur  Anwendung   gebracht  werden.     Würde 
nämlich  von  einem  solchen  Pfandgläubiger  die  Herausgabe  der 
Pfandsache  verlangt,  so  gäbe  er  dieselbe  freiwillig  doch  nur 
heraus,  sofern  die  Konkurs  Verwaltung  auf  die  Geltendmachung 
der  Verwirkung  des  Pfandrechtes  verzichtet.    Würde  er  aber 
auf  unbeschwerte  Herausgabe  an  seinem  Wohnsitze  belangt, 
so  könnte  der  ausländische  Richter   die  Verwirkung,    sie  ist 
ja   Strafe,    nicht    als   zu   Recht   bestehend    anerkennen!    An 
dieser  Stelle  interessirt  uns  hauptsächlich   die  Frage,  ob  der 
Richter   im   Civilprozess    oder    die  Aufsichtsbehörde   im   Be- 
schwerdeverfahren über   die   von  der  Konkursverwaltung  auf 
Grund    des  Art.  232,   Ziff.  4   des  B.  G.  ausgesprochene  Ver- 
wirkung eines  Pfandrechtes   oder  eines  Retentionsrechtes  zu 
entscheiden   habe.     L.  Weber   hat   in   meinem   Kommentar 
mit  sehr  beachtenswerten  Gründen  die  richterliche  Entschei- 
dungsbefugnis verteidigt.    „Wird  ein  Pfandgläubiger,  sagt  er, 
auf  Grund    des  Art.  232,   Ziff.  4  des  B.  G.  nicht  als  solcher 
gemäs  Art.  219,    Abs.  1  auf  den  Erlös   aus   der  Pfandsache 
angewiesen,    so    steht   ihm    zufolge    Art.  250    des    B.  G.   das 
Recht  der  Klage  gegen  die  Maese  zu."    Ich  möchte  meiner- 
seits die  Ansicht  vertreten,  dass  im  Beschwerdeweg  über  den 
hier  in  Frage  stehenden  Pfandrechtsverlust  zu  erkennen  sei. 
Hiebei  lasse  ich  vorab  nicht  ausser  Acht,    dass   es    sich    bei 


')  Zur  Verfügung  stellen  darf  nicht  interpretirt  werden:  mit  der  Kon- 
kursv-erwaltung  einsenden:  diese  möge  die  Sache  abholen  oder  abholen  lassen. 
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diesem   Pfand  rechts verlust    um    eine    zur   gewöhnlichen    Ord- 
nungsstrafe   hinzutretende     weitere    Ordnungsstrafe    handelt. 
Sodann  überlege  ich,    dass  im  Moment   der  Anfertigung  und 
Auflegung    des    Kollokationsplanes     die    Konkursverwaltung 
vielleicht  noch  gar  nicht  in  der  Lage  ist,  zu  wissen,  ob  eine 
ungerechtfertigte  Weigerung  seitens  des  Pfandgläubigers  vor- 
liegt.    Wird  sie  dies  erst    später   inne,    so  ist  sie  zur  Ände- 
rung des  Kollokationsplanes    nicht   mehr  befugt;    sie  könnte 
also  die  Verwirkung   des  Pfandrechts    nicht   mehr   verfügen. 
Mir  erscheint  daher  das  richtige  Vorgehen  das  zu  sein,  dass 
im  Kollokationsplan  das  Pfandrecht  seines  Ortes  einzureihen 
ist,    und    dass    durch    besondere    nicht  im  Kollokationsplan, 
sondern    erst    in    der  Yerteilungsliste    allgemein   bekannt   zu 
gebende  Verfügung  der  Verlust  des  Pfandrechtes  festgestellt 
wird.     Damit  steht  dann  für  die  Anfechtung  der  Verfügung 
ohne   weiteres  Bedenken    der  Beschwerdeweg   offen.     Würde 
eine  Konkursverwaltung   den    betroffenen   Pfandgläubiger  im 
Kollokationsplan    nicht   als    aufzunehmenden  Pfandgläubiger, 
sondern  unter  Angabe    des  Abweisungsgrundes    als  abzuwei- 
senden Ansprecher  vormerken,  so  müsste  zwar  der  Betroffene 
den  Kollokationsplan  gerichtlich  anfechten.    Das  Urteil  würde 
jedoch    alsbald    zu   seinen  Gunsten   lauten,    sobald    die  Kon- 
kursverwaltung   gegen    sein    Pfandrecht    nichts    weiteres    als 
die  Verlusttatsache    der  Ziff.  4   des  Art.  232   des  B.  G.  vor- 
bringen würde.    Der  Richter  könnte  nämlich  auf  diese  Frage, 
weil  sie  nicht  in  seinen  Kompetenzbereich,    sondern  in  den- 
jenigen der  Aufsichtsbehörde  tallt,    gar   nicht   eintreten;    im 
übrigen    hätte    er    dem    Klaganspruch    gemäs,    weil    derselbe 
aus  andern  Gründen  nicht  bestritten  ist,  zu  erkennen. 

10.  Retentionsrecht,  insbesondere  die 
Retentionsurkunde.  Die  Bestimmung  des  Bundes- 
rechtes, dass  das  Retentionsrecht  im  Betreibungsverfahren 
wie  ein  Faustpfandrecht  zu  behandeln  sei,  —  eine  Bestim- 
mung, die,  bereits  durch  die  Vorschrift  des  Art.  228  des 
eidg.  0.  R.  bedingt,  durch  Art.  37,  Abs.  2  des  B.  G.  aus- 
drücklich festgesetzt  worden  ist  —  bereitet  der  Praxis  grosse 
Schwierigkeiten    hinsichtlich    der  gleichfalls  mit  dem  Namen 

Zelttohr.  für  Sohweiseriiehes  Recht.    Neun  Folge  Xlt.  gg 
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Retentionsrecht  getauften  Befugnis  des  Vermieters  und  des 
Verpächters  einer  unbeweglichen  Sache,  auf  die  in  die  Miet- 
und  Pachträume  gebrachten  beweglichen  Sachen  des  Mieters 
oder  Pächters  in  bevorrechteter  Stellung  zu  greifen.*)  Die 
Schwierigkeiten  treten  am  deutlichsten  hervor,  wenn  die 
Durchführung  des  sog.  Deckungsprinzips^  das  in  Art.  126 
des  B.  Gr.  für  Mobiliarpfänder  in  gleicher  Weise  wie  in 
Art.  141  des  B.  G.  für  Immobiliarpfänder  sanktionirt  ist,^) 
im  Verhältnis  des  retentionsberechtigten  Vermieters  oder 
Verpächters  zu  sonstigen  Gläubigern  des  Mieters  oder  Päch- 
ters in  Frage  steht.  Die  zur  Zeit  noch  ausstehende  Lösung 
dieser  Schwierigkeiten  liegt  den  Betreibungsämtern  und  ihren 
Aufsichtsbehörden,  in  letzter  Linie  dem  Bundesrate  ob.  Denn 
zur  gerichtlichen  Verhandlung  kommt  es  nur  dann,  wenn 
etwa  auf  Grund  der  Vorschriften  des  Art.  106  flP.  des  B.  G. 
die  Existenz  oder  der  Umfang  des  Retentionsrechtes  des 
Vermieters  oder  des  Verpächters  bestritten  wird,  oder  wenn 
behauptet  wird,  das  an  und  für  sich  unbestrittene  Retentions- 
recht des  Vermieters  oder  Verpächters  erstrecke  sich  nicht 
auf  die  von  einem  andern  Gläubiger  gepfändeten  Gegen- 
stände. Vgl.  Rechtsfrage  im  Archiv  I  Nr.  46,  das  Kreis- 
schreiben des  Eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartements  vom 
2.  November  1892,  Archiv  I  Nr.  67,  und  die  Akten  des 
Eidg.  Amtes  für  Schuldbetreibung  und  Konkurs  zu  diesem 
Kreisschreiben. 

Soll  das  Retentionsrecht  des  Vermieters  oder  des  Ver- 
Pächters  dem  Mieter  oder  Pächter  gegenüber  geschützt  werden, 
entsprechend  der  Vorschrift  des  Art.  283,  Abs.  3  des  B.  G., 
so  besteht  dieser  Schutz  zunächst  in  der  vom  Betreibungs- 
amt zu  verfügenden  Aufnahme  einer  Retentionsurkunde,  d.  h. 
in  der  Aufnahme  eines  Verzeichnisses  der  dem  Retentions- 
recht unterliegenden    Gegenstände.     Wiederum   ist   es    nicht 


>)  Vgl.  Art.  294,  295,  297  dfts  eidg.  0.  R.;  Revue  der  Gerichtspraxis 
a.  0.  I  Nr.  27,  II  Nr.  31,  33,  III  Nr.  72  (bundesgerichtlichea  Urteil  vom 
14.  Februar  1885,  Käsereigesellschafc  Rinderbacb),  156, 

«)  Vgl.  aber  auch  Art.  127,  142  de^  B.  G.;  hiezu  Weber  und 
Brüst  lein,  Kommentar  a.  0..  zu  diesen  Artikeln. 
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Sache  der  Gerichte,  sondern  der  kantonalen  und  eidgenös- 
sischen Aufsichtsbehörde,  auf  G-rund  eingereichter  Beschwerde, 
darüber  zu  entscheiden,  ob  die  besondern  gesetzlichen  Vor- 
aussetzungen für  diesen  dem  Vermieter  oder  Verpächter  zu 
gewährenden  Schutz  vorhanden  waren.  Ist  allerdings  die 
Existenz  oder  der  Umfang  des  Retentionsrechts  streitig,  oder 
wird  das  Vorhandensein  von  dem  Retentionsrecht  unterliegen- 
den Gegenständen  geläugnet,  oder  wird  gar  das  Bestehen 
eines  Miet-  oder  Pachtvertrages  in  Frage  gezogen,  so  sind 
dies  Fragen  gerichtlicher  Kognition;  es  sind  Fragen  rein  pri- 
vatrechtlicher, nicht  prozessrechtlicher  Natur.  Das  B.  G.  da- 
gegen, die  prozessuale  Massregel  der  Aufnahme  einer  Re- 
tentionsurkünde  gewährend,  setzt  die  rein  privatrechtlichen 
Fragen  als  gelöst  voraus;  das  B.  G.  berührt  diese  letztern 
Fragen  nicht  und  lässt  es  bnim  bisherigen  Rechtszustand 
bewenden.  Wollte  man  aber  die  Ansicht  vertreten,  dass 
auch  die  Frage  des  Vorliegens  der  besondern  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  die  Alifnahme  der  Retentionsurkunde 
dem  richterlichen  Entscheide  überlassen  sei,  so  könnte  diese 
Ansicht  nur  dann  Anspruch  auf  Richtigkeit  erheben,  wenn 
sie  sich  auf  eine  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  stützen 
könnte«  Eine  solche  ermangelt  jedoch,  demnach  verbleibt  es 
bei  der  allgemeinen  Regel  der  Art.  15  fif.  des  B.  G.  Es  darf 
zur  Unterstützung  der  hier  vertretenen  Auffassung  darauf 
verwiesen  werden,  wie  im  Arrestverfahren  ein  gerichtliches 
Verfahren  ausdrücklich  vorgesehen  ist  für  den  Fall  einer 
Bestreitung  des  Vorliegens  der  besondern  gesetzlichen  Vor- 
aussetzungen für  die  Arrestnahme,  das  ist  das  in  Art.  279, 
Abs.  2  des  B.  G.  normirte  Verfahren  über  den  Arrestgrund. 
Die  Feststellung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  die 
Aufnahme  einer  Retentionsurkunde  ist,  wie  die  Praxis  des 
Bundesrates  zeigt,  recht  schwierig.')  In  seiner  Entscheidung 
vom  22.  November  1892,  Rekurs  Schadegg,  Archiv  I  Nr.  72, 


*)  Vgl.  auch  die  mit  den  folgenden  Ausfähraugen  nicht  ganz  über- 
einstimmenden Ausfübruogen  R  e  i  c  h  e  P  s  bei  Weber  und  BrüstLein , 
Kommentar  a.  0.,  Anmerkung  zu  Art.  283. 
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spricht    sich    der  Bundesrat   dahin    aus:    „Die  Aufnahme  der 
Retentionsurkunde   ist   eine   vorsorgliche  Massregel,    die  der 
richterlichen  Beurteilung  des  zwischen  den  Parteien  bestehen- 
den   ßechts^'erhältnisses    nicht    vorgreift.     Der    Betreibungs- 
beamte hat  sie   anzuordnen^    sobald    die   allgenneine  Voraus- 
setzung,   unter   der   ein    Retentionsrecht   überhaupt    möglich 
ist,   vorliegt;    die  Tatsache,    dass  der  Schuldner   ein  Grund- 
stück bewirtschaftet  oder  bewohnt,  woran  der  Gläubiger  das 
Eigentum   oder   den  Besitz  hat.     Ob  zwischen   den  Parteien 
_ein  Miet-   oder  Pachtverhältnis    und    eine    Forderung    daraus 
wirklich  bestehen,  kann  und  soll  der  Betreibungsbeamte,  als 
Exekutivbeamter,  nicht  untersuchen."    Diese  Motive  werden, 
nach  den  obigen  Ausführungen,  gebilligt  werden  müssen,  in- 
soweit   in    denselben    der  Satz    ausgesprochen    ist,    dass   die 
zwischen    zwei  Personen    bestehenden    rein    privatrechtlichen 
Streitigkeiten  durch  den  Betreibungsbeamten  und  seine  Auf- 
sichtsbehörden nicht  zu  untersuchen    sind.     Aus  eben  dienen 
Motiven  ist    man    des  weitern  versucht  folgendes  als  Ansicht 
des    Bundesrates    herauszulesen:    Für    die    Zulässigkeit    der 
Aufnahme  einer  Retentionsurkunde  bestehen  keine  besondern 
Voraussetzungen;    der  Vermieter  ist  vielmehr  jeder  Zeit  be- 
fugt, zur  Sicherung  seines  Retentionsrechtes  beim  Betreibungs- 
amte    die     Aufnahme    einer     Retentionsurkunde     zu     bean- 
tragen.    Die  Bedeutung  der  Retentionsurkunde    liegt  haupt- 
sächlich darin,  dass  sie  die  Grundlage  für  ein  an  den  Mieter 
zu  erlassendes  Verfügungsverbot  sein  wird,   und  dass  sie  die 
Bezeichnung  der  Pfandgegenstände  enthält,    welche  Bezeich- 
nung  notwendig    ist   für   die    der  Aufnahme    der  Retentions- 
urkunde nachfolgenden  Betreibung  auf  Pfandverwertung;  vgl. 
B.  G  ,  Art.  151.    Abgesehen  hievon  ist  die  Retentionsurkunde 
mit  Rücksicht    auf  die  Bestimmung  des  Art.  284  des  B.  G. 
von  nicht  zu  unterschätzendem  praktischem  Werte.   Niemals 
darf  jedoch  übersehen  werden,  dass  die  Aufnahme  einer  Re- 
tentionsurkunde sich  zum  mindesten    als   eine  recht  unange- 
nehme Belästigung  des  Mieters  oder  Pächters  darstellt.    Wird 
sie  als  eine   dem  Vermieter   oder  Verpächter  jeder  Zeit  zu- 
lässige Massregel  aufgefasst,  so  fällt  sozusagen  jede  Verant- 
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wortlichkeit  des  von  ihr  Gebrauch  machenden  Vermieters 
oder  Verpächters  dahin,  und  es  besteht  keine  Gewähr  dafür, 
dass  Vermieter  oder  Verpächter  nicht  in  chikaiiösester  Weise 
diese  Massregel  zur  Anwendung  bringen.  Dass  aber  aus 
den  mitgeteilten  Erwägungen  die  unbeschränkte  Zulässigkeit 
der  Aufnahme  der  ßetentionsurkunde  nicht  gefolgert  werden 
darf,  ergiebt  eine  spätere  Entscheidung  des  Bundesrates  vom 
10.  März  1893,  Rekurs  Schinz,  Archiv  II  Nr.  55.  Ganz  mit 
Recht  geht  hier  der  Bundesrat  davon  aus,  dass  Art.  283  des 
B,  G.  der  von  der  Wahrung  des  Retentionsrechtes  des  Ver- 
mieters und  Verpächters  handelt,  nicht  den  Begriff  und  den 
Inhalt  dieses  Retentionsrechtes  neu  umgrenzt,  sondern  nur 
die  Art  und  Weise,  wie  die  öffentliche  Gewalt  zum  Schutze 
des  Retentionsrechtes  mitzuwirken  hat,  mit  andern  Worten: 
das  Verfahren  zur  Geltendmachung  des  Retentionsrechtes 
regelt.  Deshalb  erscheint  die  Aufnahme  der  Retentions- 
urkunde  nur  in  zwei  Fällen  zulässig:  nämlich: 

1.  wenn  der  Vermieter  die  vom  Mieter  beabsichtigte 
Fortschaffung  der  Retentionsgegenstände  aus  den  gemieteten 
Räumen  verhindern  will,  und 

2.  wenn  der  Vern\ieter  im  Falle  der  Nichtzahlung  des 
Mietzinses  die  Retentionsgegenstände  gleich  einem  Faust- 
pfande  zwangsweise  versteigern  will. 

Voraussetzung  der  Erwirkung  der  Retentionsurkunde  ist 
also :  entweder  die  Gefahr  einer  Fortschaffung  der  Retentions- 
gegenstände oder  die  beabsichtigte  zwangsweise  Eintreibung 
fälligen'  Mietzinses.  Der  Vermieter  oder  Verpächter,  der  in 
ungerechtfertigter  Weise,  d.  h.  ohne  dass  eine  dieser  beiden 
Voraussetzungen  vorliegt,  die  Aufnahme  einer  Retentions- 
urkunde beim  Betreibungsamte  nachsucht  und  erwirkt,  setzt 
sich  einem  gerichtlich  festzusetzenden  Schadenersatzansprüche 
seitens  des  Mieters  oder  Pächters  aus.  Ob  hierbei  unter  Hin- 
weis auf  die  Analogie  des  Arrestverfahrens*)  nicht  nur  die 
aus  böser  Absicht  oder  aus  Fahrlässigkeit  begangene  Hand- 


^)  Vgl.  Archiv  I  Nr.  64,  bundesgerichtliches  Urteil  vom  21.  Januar  1893 
in  Sachen  Bareis  gegen  Rooschütz,  Revue  a.  0.  XI  Nr.  85, 
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lung  des  Vermieters  oder  Verpächters,  sondern  jede  objektiv 
nngerechtfertigte  Auswirkung  der  Retentionsurkunde  zu  Scha- 
denersatz verpflichtet,  ist  eine  subtile  Frage,  deren  Beant- 
wortung ich  vorläufig  dem  weisen  Ermessen  eines  verstän- 
digen Richters,  in  letzter  Linie  dem  Bundesgericht  anheim- 
stelle. 

Wenn  vom  Betreibungsbeamten  die  Aufnahme  einer 
Retentionsurkunde  verlangt  wird,  so  fragt  es  sich,  ob  dieser 
sich  ohne  weitere  Prüfung  an  die  Angaben  des  Vermieter 
oder  Verpächters  —  der  vielleicht  ohne  irgend  einen  Nachweis 
das  Vorhandensein  der  fraglichen  Voraussetzungen  behauptet  — 
zu  halten  habe,  oder  ob  das  Vorhandensein  der.  einen  oder 
der  andern  die  Aufnahme  der  Retentionsurkunde  rechtfer- 
tigenden Tatsache  vom  Betreibungsbeamten  selbständig  zu 
prüfen  ist?  Der  Bundesrat  macht  in  der  erwähnten  Ent- 
scheidung vom  10.  März  1893  in  zutreflPender  Weise  auf  die 
Analogie  des  Arrestverfahrens  aufmerksam  und  spricht  dem 
Betreibungsbeamten  eine  Prüfungsberechtigung  und  Prüfungs- 
pflicht in  gleicher  Weise  zu,  wie  eine  solche  gemäs  Art.  272 
des  B.  G.  die  um  Erlass  eines  Arrestbefehles  angegangene 
Arrestbehörde  besitzt.  Sodann  darf  auf  die  Rechtsstellung 
des  Betreibungsbeamten  überhaupt  hingewiesen  werden.  Der 
Betreibungsbeamte  ist  nichts  weniger  als  eine  gedankenlose 
und  entscheidungslose  Maschine.  Er  hat  die  verlangte  Be- 
treibung nicht  in  Gang  zu  setzen,  wenn  er  sich  als  unzu- 
ständigen Betreibungsbeamten  ansehen  muss;  er  darf  die 
Betreibung  nicht  fortsetzen,  wenn  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Fortsetzung  noch  nicht  vorliegen  oder  wieder 
dabin  gefallen  sind,  a.  s.  w.^  u.  s.  w.  Allerdings  erfolgen  eine 
Reihe  von  Amtshandlungen,  ja  die  meisten  Amtshandlungen 
der  Betreibungsbeamten  auf  einseitiges  Begehren  des  An- 
tragstellers und  nicht  nach  erfolgtem  kontradiktorischem  Ver- 
fahren. Was  daher  auf  den  ersten  Schein  hin  als  gerecht- 
fertigt erscheinen  mag,  kann  sich  leicht  bei  eingehenderer 
Prüfung,  die  auf  Beschwerde  der  betroflPenen  Gegenpartei  er- 
folgt, als  ungerechtfertigt  herausstellen.  Deshalb  sind  die 
Verfügungen  des  Betreibungsbeamten  wegen  Unzweckmässig- 
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keit  oder  Gesetzwidrigkeit  in  viel  grösserm  Umfang  der  Auf- 
hebung durch  die  Aufsichtsbehörden  ausgesetzt,  als  die  Ver- 
fügungen einer  Amtsstelle,  die  erst  nach  beidseitigem  Gehör 
ihre  Befehle  und  Bescheide  erlässt.  Irgend  ein  Vorwurf 
kann  in  solchen  Fällen  den  Betreibungsbeamten  nicht  ge- 
macht werden.*)  All  das  Gesagte  trifft  nun  auch  zu  hin- 
sichtlich der  Auswirkung  der  Retentionsurkunde,  und  ich 
möchte  der  Ausführung  des  Bundesrates  in  seiner  Entschei- 
dung vom  10.  März  1893  beipflichten,  wenn  er  in  dieser 
Richtung  die  Kognition  des  Betreibungsbeamten,  wie  folgt, 
umschreibt,  indem  er  die  beiden  oben  festgestellten  Anwen- 
dungsfälle der  Retentionsurkunde  auseinander  hält:  „Ob  ein 
Mietzins  wirklich  fällig  und  unbezahlt  geblieben  sei,  kann 
der  Betreibungsbeamte  im  Rahmen  seiner  Stellung  nicht  er- 
mitteln; es  ist  dies  auch  gar  nicht  nötig.  Dem  Vermieter, 
der  unter  dieser  Angabe  das  Retentionsbegehren  zum  Zweck 
der  Betreibung  stellt,  wird  der  Beamte  ohne  weiteres  will- 
fahren ;  indem  er  in  diesem  Falle  für  die  Anhebung  der  Be- 
treibung eine  möglichst  kurze  Frist  (von  etwa  10  Tagen) 
ansetzt,  sorgt  er  dafür,  dass  eine  unberechtigter  Weise  er- 
wirkte Retentionsurkunde  bald  wieder  dahin  fällt.  Wird 
dagegen  die  Mitwirkung  des  Betreibungsamtes  angesucht, 
um  einer  Fortschaffung  der  Retentionsgegenstände  vorzu- 
beugen, so  hat  der  Betreibungsbeamte  zu  prüfen,  ob  eine 
solche  Forlschaffung  wirklich  zu  befürchten  ist. .  .  Die  Prüfung 
dieser  Vorfrage  ist  unerlässlich;  (denn)  .  .  sonst  könnte  der 
Vermieter  dem  Mieter  ohne  jeglichen  Grund  ein  Verfügungs- 
verbot anlegen,  während  doch  das  Obligationenrecht  diese 
Rechtshilfe  nur  eintreten  lässt,  wenn  der  Mieter  wegziehen 
oder  die  in  den  gemieteten  Räumen  befindlichen  Sachen  fort- 
schaffen  will." 

11.  Anwendungsgebiet  des  neuen  Betrei- 
bungs-  und  Konkursrechtes.  Ohne  nähere  Erläu- 
terung hatte  der  Bundesrat  seiner  Zeit  unter  den  Übergangs- 
bestimmungen des  B.  G.,  die  jetzt  in  Art.  334  des  Gesetzes 


0  Vgl.  auch  oben  S.  539. 
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stehende  Vorschrift  vorgeschlagen :  „Alle  Streitigkeiten,  welche 
über  die  Frage  entstehen,    ob  in  einem  einzelnen  Falle  das 
bisherige  kantonale  Recht  oder  das  Bundesgesetz  anwendbar 
sei,   können    auf  dem  Wege    des  Rekurses  in  den  durch  die 
Art.  17  bis  19  dieses  Gesetzes  bestimmten  Fristen  dem  Ent- 
scheide der   kantonalen  Aufsichtsbehörden    und    des  Bundes- 
rates   unterbreitet    werden."*)     Der    Vorschlag   des   Bundes- 
rates wurde  anstandslos  in  das  Bundesgesetz  aufgenommen  ; 
auch    die  Kommentatoren   zum  B.  G.    wissen   nichts  zur  Er- 
klärung der  Bestimmung  beizufügen.    Übrigens  dürfte  die  Be- 
stimmung auch  ohne  ausdrückliche  Aufnahme  in  das  Bundes- 
gesetz gelten.    Die  Fassung  des  Artikels  giebt  jedoch  zu  Be- 
denken Anlass   über  das  Ausdehnungsgebiet  der  hier  vorge- 
sehenen Beschwerde.   Kommt  nämlich  diese  Beschwerde  nur 
da    zur  Anwendung,    wo    sonst   im  Bereiche   des  B.  G.   eine 
Beschwerde  an  die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  an  den 
Bundesrat    zulässig    ist,    oder    ist   ihr  Anwendungsgebiet  ein 
umfassenderes?  Letztere  Ansicht  wäre  im  Anschluss  an  den 
Wortlaut  des  Art.  334  zu  vertreten;  erstere  Ansicht  ist  trotz- 
dem   als    die   richtige    zu   bezeichnen    mit  Rücksicht  darauf, 
dass    der  Wille   des  Gesetzgebers  kein  anderer  sein  konnte, 
als  festzustellen,  dass  auf  dem  Wege  der  Beschwerdeführung 
ausser    den  Fragen    richtiger    und   zweckmässiger  Auslegung 
der  Normen  des  B.  G.  auch  die  Vorfrage  der  Anwendbarkeit 
oder    Nichtanwendbarkeit    des  B.  G.    überhaupt   entschieden 
werden   soll.*)     Der  Bundesrat   hat  sich    bis  jetzt,  soviel  ich 


*)  Vgl.  Entscheidungen  des  Bandesrates  vom  12.  Januar  1892,  Rekurs 
Wyler,  vom  23.  Februar  1892,  Rekurs  Hnber,  vom  18.  März  1892,  Rekurs 
Rempfler,  15.  März  1892,  Rekurs  Pachoud,  Bundesblatt  1892  I  S/858,  788, 
1052,  1054. 

')  Kann  auf  dem  Wege  der  staatsrechtlichen  Beschwerde  das  Bun- 
desgericht zur  Entscheidung  darüber  angerufen  werden,  ob  das  neue 
eidgenössische  Recht  oder  das  alte  kantonale  zur  Anwendung  zu  kommen 
habe  auf  den  der  Üeberprüfung  durch  den  Bundesrat  entzogenen  Teilen 
des  B.  G.?  Soweit  nicht  die  Bestimmung  des  Art.  181  des  revidirten  Or- 
ganisationsgesetzes vom  22.  März  1893  entgegensteht  (und  sie  steht  hin- 
sichtlich derjenigen  Vorschriften  des  B.  G..  die  nicht  materiell  rechtlichen 
Inhaltes  sind,  nicht   entgegen)  wird  die  Frage   auf  Grund  des  in  der  bun- 
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sehe,  nicht  deutlich  über  diese  Frage  ausgesprochen,  vgl.  die 
Entscheidung  des  Bandesrats  vom  24.  Januar  1893,  Rekurs 
Neuhaus,  Archiv  II  Xr.  21,  Erwägung  2.  Dagegen  scheint 
mir  richtig  zu  sein,  was  das  Bundesgericht  in  seiner  Ent- 
scheidung vom  25.  Januar  1893,  Rekurs  Steiner  feststellt: 
Gegen  richterliche  Entscheidungen  giebt  es  eine  Beschwerde 
an  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  oder  an  den  Bundesrat 
nicht;  Art.  334  des  B.  Ct.  bezieht  sich  nur  Auf  Handlungen, 
welche  in  die  Kompetenz  der  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter fallen,  nicht  auf  Streitigkeiten,  deren  Beurteilung  den 
Gerichten  zugewiesen  ist,  Bevue  a.  0.  XI  Nr.  87.  Und 
ebenso  richtig  hatte  schon  das  Basler  Appellationsgericht  in 
einer  Anfechtungssache  wegen  anfechtbarer  Pfandbestellung 
mit  Urteil  vom  14.  November  1892*)  bemerkt:  ^Die  auf 
Art.  334  des  B.  G.  gegründete  Behauptung,  dass  das  Gericht 
gar  nicht  entscheiden  könne,  welches  Recht  (ob  altes  oder 
neues  Betreibungs-  und  Konkursrecht)  zur  Anwendung  zu 
kommen  habe,  ist  belanglos,  da  sieh  dieser  Art.  334  nicht 
auf  Sachen  beziehen  kann,  die  richterlicher  Entscheidung 
unterliegen,  und  dem  Richter  nicht  eine  seiner  Hauptaufgaben 
entziehen  kann." 

V.  Bedürfnis  der  Erweiterung  der  Kom- 
petenzen der  Bundesinstanzen  in  Betrei- 
bungs- und  Konkurssachen.  Seit  dem  Inkraft- 
treten des  B.  G.  sind  wiederholt  Entscheidungen  und  Ver- 
filgungen  kantonaler  Behörden,  die  auf  Grund  des  B.  G.  er- 
lassen worden  waren  an  die  Bundesinstanzen,  sei  es  an  den 
Bundesrat,  sei  es  an  das  Bundesgericht,  weitergezogen  worden, 
obgleich  die  Bundesinstanz  kein  Recht  zur  Nachprüfung  dieser 
angefochtenen  Entscheidungen  oder  Verfügungen  besass.  Die 
Bundesinstanz     musste     stets    das    Eintreten    in    solche    Be- 


desgerichtlichen EntscheiduDg  vom  22.  Oktober  1886  ausgesprochenen 
Prinzips  zu  bejahen  sein.  Vgl.  Beschwerde  Gerig,  Amtliche  Sammlung  der 
Entscheidungen  XU  S.  547,  549,  Erwägungen  2  und  3. 

*)  Ein  Teil  des  Urteil  ist  mitgeteilt  im  Archiv  II  Nr.  20,  ein  anderer 
in  der  Revue  a,  0.  XI  Nr,  26,  der  im  Text  mitgeteilte  Passus  ist  einer 
Kopie  des  Urteils  entnommen. 
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schwerden  ablehnen,  vgl.  Archiv  I  Nr.  4,  34,  54,  60,  II  Nr. 
14,  68;  ferner  die  Bemerkungen  der  Redaktion  des  Archiva 
I  S.  5,  78.  Damit  ist  allerdings  der  Nachweis  des  vor- 
handenen Bedürfnisses  und  der  Zweckmässigkeit  einer  Aus- 
dehnung der  Kompetenzen  der  Bundesinstanzen  auf  den  be- 
treffenden Gebieten  des  B.  G.  noch  nicht  erbracht.  Halten 
wir  nämlich  unbedingt  daran  fest,  dass  eine  Ausdehnung  der 
Kompetenzen  der  Bundesinstanzen  nur  zum  Zweck  der  Wahrung 
der  Rechtseinheit  erfolgen  kann,  und  dass  mithin  der  Bundes- 
instanz niemals  die  Aufgabe  der  Nachprüfung  gegenüber  den 
Entscheidungen  kantonaler  Behörden  in  dem  Sinne  zugeteilt 
werden  darf,  dass  sie  die  angefochtene  Entscheidung  auf 
ihre  Angemessenheit  hin  zu  prüfen  hätte,  so  müssen  wir  uns 
zunächst  darüber  Klarheit  verschaffen,  ob  bei  Anordnung  und 
Erlass  der  zur  Zeit  der  Weiterziehung  an  eine  Bundesinstanz 
entrückten  Verfügungen  und  Entscheidungen  kantonaler  Be- 
hörden solche  Bestimmungen  des  Betreibungs-  und  Konkurs- 
rechtes zur  Anwendung  kommen,  die  verschiedener  Inter- 
pretation fähig  sind,  und  die  infolge  dessen  nicht  nur  Anlass 
zu  schwierigen  Kontroversen  geben,  sondern  auch  einen  recht 
bald  als  unerträglich  empfundenen  Zustand  ungleicher  Rechts- 
anwendung bedingen  würden. 

Tritt  neues  eidgenössisches  Recht  an  Stelle  kantonalen 
Rechtes,  so  lässt  sich  die  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  eid- 
genössichen  Rechtes  zu  beobachtende  ungleiche  Reohtsan- 
wendung  in  den  verschiedenen  Kantonen  häufig  darauf  zurück- 
führen, dass  der  kantonale  Richter,  der  kantonale  Beamte, 
sozusagen  ein  jeder,  der  das  neue  Gesetz  handhaben  soll, 
dieses  nicht  als  einheitliches  Gesamtwerk  auffasst,  sondern 
unbewusst  die  ihm  geläufigen  Gedanken  seines  bisherigen 
kantonalen  Rechtes  in  das  eidgenössische  Recht  hineinverlegt 
und  letzteres  von  diesem  Standpunkt  aus  interpretirt.  Diese 
Erscheinung  hat  sich  beim  Inkraftreten  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes  gezeigt,  dieselbe  Erscheinung  hat  sich 
beim  Inkrafttreten  des  eidgenössischen  Betreibungs-  und 
Konkursrechtes  in  noch  intensiverem  Masse  wiederholt.  All- 
mählich,  oft   ungern   genug,    wird   man   sich  der  unrichtigen 
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AaiFassung  des  eidgenössischen  Rechtes  bewusst  und  macht 
sich  dann  nach  und  nach  eine  zutreffendere  Auffassung  zu 
eigen.  Die  verschiedene  Rechtsanwejidung  hört  damit  von 
selbst  auf.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  möchte  ich 
der  im  Jahre  1892  hin  und  wieder  konstatirten  verschieden- 
artigsten Interpretation  des  B.  Gr.  nicht  allzu  grosse  Bedeutung 
beimessen.  Sobald  aber  die  Bestimmungen  des  Bundesrechtes 
auch  dem,  der  ohne  Vort-ingenommenheit  an  dieselbe  heran- 
tritt, grosse  Schwierigkeiten  bereiten,  und*  sobald  Kontro- 
versen aller  Art  entstehen,  dann  fallt  meines  Erachtens  die 
ungleiche  Rechtsanwendung  sehr  schwer  ins  Gewicht,  und 
das  Ermangeln  einer  die  Rechtseinheit  wahrenden  Bundes- 
instanz ist  lebhaft  zu  bedauern. 

Wie  verhalten  sich  nun  hiezu  die  ausschliesslich  den 
Kantonen  zur  Rechtsanwendung  überlassenen  Teile  des  B.  G.  ? 

1.  Rechtsöffnungsverfahren.  Im  Rechtsöff- 
nungsverfahren hat  der  Richter  am  häufigsten,  ja  fast  aus- 
schliesslich darüber  zu  entscheiden,  ob  der  Gläubiger  seine 
Forderung  auf  eine  „durch  Unterschrift  bekräftigte  Schuld- 
anerkennung" stützen  kann;  ist  dies  der  Fall,  so  kann  er 
sich  gegenüber  einem  Reohtsvorschlag  die  provisorische  Rechts- 
Öffnung  verschaffen,  Art.  82,  Abs.  2  des  B.  G.  Ich  über- 
treibe sicherlich  nicht,  wenn  ich  behaupte,  dass  kaum  ein 
Tag  vergeht,  an  dem  nicht  irgend  ein  Richter  in  der  Schweiz 
darüber  zu  erkennen  hat,  ob  eine  solche  Schuldanerkennung 
vorliegt  oder  nicht.  Die  Entscheidung  dieser  Frage  halte 
ich  für  so  wichtig,  dass  sie  allein  schon  das  Bestehen  einer 
Bundesinstanz  im  Rechtsöffnungverfahren  rechtfertigen  würde. 
Ohne  Bundesinstanz  dürfte  der  Begriff  der  durch  Unterschrift 
bekräftigten  Schuldanerkennung  schwerlich  in  allen  Kantonen 
auch  nur  annähernd  gleichmässig  interpretirt  werden.  In 
dem  einen  Kanton  wird  die  Praxis  den  Begriff  ausdehnend 
interpretiren,  in  dem  andern  schränkt  man  den  Begriff  mög- 
lichst ein.  Wo  das  Rechtsöffnungsverfahren  schon  vor  In- 
krattreten  des  B.  G.  einen  Bestandteil  des  kantonalen  Be- 
treibungsrechtes, bildete,  vgl.  Botschaft  des  Bundesrates  zum 
B.  G.  vom  6.  April  1886,    S.  64,   wird   man  zwar  in   diesem 


604        VerhandlaDgen  des  Bchweizerischen  Jaristenvereins  1893. 

YerfaLren  ziemlich  rasch  orientirt  sein ;  aber  die  Gefahr,  dass 
man    sich  bezüglich   der  Grundlagen   der  Zulässigkeit  dieses 
Verfahrens,   also  auch  bezüglich   des  Begriffs   der  Scbuldan- 
erkennung,  an    das    bisherige    kantonale  Recht  halten   wird, 
wird  hier  grösser  sein,  als  in  einem  Kanton,  dem  das  Institut 
der  Hechtsöffnung  bis  anhin  vollständig  unbekannt  war.    An 
dieser  Stelle    aber  zu   versuchen,    näher  festzastellen,    wann 
im  Sinne  des  B.  G.  eine  durch  Unterschrift  bekräftigte  Schuld- 
anerkennung anzunehmen  sei  und  wann  nicht,  wage  ich  nicht; 
ich   möchte    nur   darauf  hingewiesen  haben,,    dass  die  jetzige 
Fassung  des  Gesetzes  erst  aus  der  redaktionellen  Bereinigung 
des  Gesetzestextes    nach   der  zweiten  Beratung  der  Bundes- 
versammlung   vom    29.   Juni   1888    hervorgegangen   ist,    vgl. 
B.  G.,  zweite  Beratung  Art,  91,  94,  hiezu  Vorlage  des  Bundes- 
rates vom  Dezember  1888,  Art.  94;    die  sämtlichen  früheren 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  und  Entwürfe  gehen  zurück 
auf   den    Entwurf  Heusler,    nach   dessen   §   64   die   Rechts- 
öffnung   zu   bewilligen   war  u.  a.    auf  Grund    „einer   beweis- 
kräftigen Schuldurkunde"    (vgl.   hiezu  Heusler's  Motive  zum 
Entwurf  1874,   S*  97,   98.')     Im  Entwürfe    des  Bundesrates 
lautete  der  Passus  in  §  82:  „eine  . .  .  beweiskrältige  Urkunde 
wie  z.  B.    eine   schriftliche  Schuldanerkennung" ;    bei  dieser 
Formulirung  verblieb  es  bis  zum  Dezember  1888,  und  es  kam 
nur    noch   der  folgende,    bei  der   redaktionellen  Bereinigung 
des    Gesetzesteictes    wieder    fallen    gelassene    Zusatz   hinzu: 
Geschäftsbücher  und  Hausbücher  sind  nicht  als  beweiskräftige 
Urkunden  im  Sinne  dieses  Artikels  anzusehen;  vgl.  Beschluss 
der  Bundesversammlung  vom  30.  Juni  1887,  erste  Beratung, 
Art.  82,  Abs.  2;  vom  29.  Juni  1888,  zweite  Beratung,  Art. 
94,    Abs.  2.     Bedeutet   nun    die    Fassung   des  Gesetzes  nur 
eine  redaktionelle  Verbesserung  gegenüber  den  früheren  Be« 
Schlüssen    der   Bundesversammlung,   so    ergiebt   sich  hieraus 
eine  möglichst  weite,  ausdehnende  Interpretation  der  „Schuld- 


*)  Es  lieisst  hier:  Beweiskräftige  Schuldurknnden,  also  öffentliche, 
die  überhaupt  nicht  mehr  rekognoscirt  za  werden  hrauchen,  und  solche 
private,  welche  hinsichtlich  ihrer  Echtheit  nicht  angefochten  sind. 
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anerkennung",    so    dass    eine    solche    nicht    etwa   nur   beim 
Wechselaccept,  sondern  auch  beim  Wechselregress,  und  viel- 
leicht   bei  einer   einfachen,   ein  Zahlungsversprechen    beglei- 
tenden   Bürgsohaftsverpflichtung    angenommen    werden    darf. 
I&t   dagegen    die  Fassung   des    Gesetzes   als    eine  Änderung 
der  früheren  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  aufzufassen, 
so    wäre    einer    eng   an    den  Wortlaut   sich   anschliessenden 
Interpretation    der  Vorzug    zu   geben ;    alsdann   wird   sofort 
streitig,    ob   die  Erlaubnis   zur  Ziehung   eines  Wechsels    für 
einen    bestimmten   Betrag    oder    ein    einfaches   Zahlungsver- 
sprechen    noch    als    Schuldanerkennung    zu    betrachten    sei. 
Wird  die  Fassung  des  Gesetzes  berücksichtigt,  die  nicht  da- 
hin geht,  dass  eine  dem  betreibenden  Gläubiger  ausgestellte, 
ihm    ausgehändigte   Schuldanerkennung    vorliegen    muss,    so 
sollte  meines  Erachtens  die  Ansicht  nicht  bestritten  werden, 
dass  nicht  nur  der  ursprüngliche  Empfänger  einer  Schuldan- 
erkennung, sondern  auch  sein  Rechtsnachfolger,  der  TJniversal- 
successor  (Erbe  z.  B.)  sowol  wie  der  Singularsuccessor  (Ces- 
sionar  z.B.),  die  Rechtsöifnung  mit  Erfolg  beantragen  kann; 
vgl.  im  übrigen  Archiv  I  Nr.  21,  29,  62,  77,  79,  80,  II  Nr. 
24;  Berner-Zeitschrift,  XXVIII  S.  506  ff.;  Revue  XI  Nr.  24. 
2.    Rechtsvorschlag    bei    der    Wechselbe- 
treibung.   Bei  der  Wechselbetreibung  bedarf  der  Rechts- 
vorschlag zu  seiner  Wirksamkeit  der  Bewilligung  durch  den 
Richter,   vgl.  B.  G.,  Art.   178,   ZiflF.  3,  181  ff.     Nur  der  vom 
Betriebenen  begründete  Rechtsvorschlag  gegen  eine  Wechsel- 
betreibung   ist   Rechtsvorschlag,    und    zur   Begründung   steht 
dem    Betriebenen    keine    unbeschränkte,    sondern    blos    eine 
sehr  beschränkte  Zahl  vom  Einreden    zur  Verfügung,  B.  (t., 
Art.  182.     Die  Stellung    des  Betriebenen,    der  eine  aus  dem 
Wechselrecht    selbst    hervorgehende    Einrede    zu    begründen 
im  Stande  ist,  ist  eine  bessere,    als  die  Stellung  desjenigen, 
der    nur    eine    ihm     unmittelbar     gegen    den    Betreibenden 
zustehende    Einrede     glaubhaft    macht.      Die    Interpretation 
dieser  Vorschrift  bereitet  keine  weitere  Schwierigkeit,  sobald 
festgestellt  ist,  ob  die  vorgeschützte  Einrede  zu  dieser  oder 
jener    Kategorie    zulässiger   Einreden   gehört.      Aber   gerade 


»  r 
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diese  Feststellung,  d.  h.  die  Feststellung  des  Umfanges  der 
dem  Wecliselschuldner  zustehenden  Einreden,  ist,  was  als  be- 
kannt vorausgesetzt  werden  darf,  eine  ausserordentlich  schwie- 
rige. Dasselbe  Interesse,  das  den  Gesetzgeber  veranlasst 
hat  durch  das  Institut  einer  Buiidesinstanz  Sorge  zu  tragen 
für  eine  gleichmässige  und  richtige  Handhabung  des  Wechsel- 
rechtes im  ordentlichen  Frozess verfahren,  ist  gewis  auch  dann 
vorhanden,  wenn  zum  Teil  dieselben  Fragen  im  wechsel- 
rechtlichen Betreibungsverfahren  zur  richterlichen  Entscheidung 
gelangen.  Die  Entscheidung  im  Verfahren  über  den  Bechts- 
Vorschlag  ist  zwar  keine  definitive;  was  nützt  aber  dem  Be- 
triebenen das  Rückforderungsrecht  des  Art.  187  des  B.  6,. 
wenn  ihm  die  Mittel  zu  der  ihm  obliegenden  vorläufigen  Be- 
friedigung des  Gläubigers  fehlen.  Kaum  wird  er  die  ihm 
drohende  Konkurseröfinung  abwenden  können.  Vgl.  Archiv  I 
Nr.  82,  ferner  H.  Hafner  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches 
Recht,  n.  F.  III  S.  488  f.  Es  bedarf  daher  meines  Erachtens 
keines  weitern  Nachweises  dafür,  dass  eine  Bundesinstanz 
für  Bewilligung  oder  Verweigerung  des  Rechtsvorschlages  in 
der  Wechselbetreibung  als  notwendig  erscheint. 

3.  Konkurseröffnungserkenntnis.  Dass  ein  auf 
Grund  des  Bundesgesetzes  gefälltes  Erkenntnis,  durch  welches 
die  Konkurseröfi'nung  ausgesprochen  oder  das  Konkursbe- 
gehren abgewiesen  wird,  nicht  an  eine  Bundesinstanz  weiter 
gezogen  werden  kann,  muss  als  eine  höchst  eigenartige  Er- 
scheinung bezeichnet  werden,  besonders  wenn  man  im  Auge 
behält,  dass  im  Prinzip  jede  im  Lauf  einer  Betreibung  vor- 
genommene Handlung  der  Betreibungsbeamten  und  ebenso 
jede  während  des  Konkursverfahrens  erfolgte  Anordnung  des 
Konkursamtes  und  der  Konkursverwaltung  der  Nachprüfung 
durch  die  Bundesinstanz  unterliegt.  Keine  einzige  Betreib- 
ungshandlung und  keine  einzige  Konkursverwaltungshand- 
lung schneidet  so  tief  in  die  wirtschaftliche,  ja  sogar 
in  die  sociale  Stellung  des  Schuldners  ein,  wie  das  Konkurs- 
erkenntnis, die  Anordnung  der  Generalliquidation  der  ge- 
samten Verraögensverhältnisse  eines  Schuldners.  Und  dieser 
Ausschluss   der    Nachprüfung   durch   eine   Bundesinstanz    ist 
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nur  aus  dem  (irunde  erfolgt,  weil  die  EröflEhung  eines  Kon- 
kurses von  einer  gerichtlichen  Behörde  ausgesprochen  wird. 
Es  erscheint  beinahe  selbstv^erständlioh ,  dass  der  Versuch 
unternommen  wurde,  allerdings  ohne  Erfolg,  dem  Bundesge- 
richte^  als  der  Berufungsinstanz  in  Civilsachen,  die  Befugnis 
zuzusprechen^  über  die  Zulässigkeit  eines  Konkurses  zu  ent- 
scheiden, und  iswar  mit  der  Begründung,  dass  die  Fragen  der 
Zulässigkeit  des  Konkurses  anzusehen  seien  als  einer  Schätzung 
nicht  unterliegende  Streitgegenstände;  vgl.  oben  S.  545.*) 

Das  B.  G.  ist  kaum  ein  und  ein  halbes  Jahr  in  Kraft, 
und  bereits  liegen  einige  gerichtliche  Entscheidungen  vor, 
durch  die  meines  Erachtens  in  unwiderlegbarer  Weise  das 
Bedürfnis  einer  Bundesinstanz  in  Konkurseröffnungssachen 
dargetan  wird,  vgl.  diese  Entscheidungen  im  Archiv  II  2, 
17,  74.  Der  Umstand,  dass  in  den  betreffenden  Fällen  der 
Bundesrat  die  Vollziehuug  der  ausgesprochenen  Konkurser- 
öffnungen verhindern  konnte,  indem  dieselben  sozusagen  als 
absolut  nichtig  behandelt  werden  durften,  ändert  die  durch 
das  B.  6.  geschaffene  Lage  nicht;  denn  es  ist  ja  eine  nicht 
einmal  über  jeden  Zweifel  erhabene  Ausnahme,  dass  man 
sich  ohne  weiteres  über  ein  solches  gerichtliches  Konkurser- 
kenntnis hinwegsetzen  kann.  Und  wenn  wir  auch  die  Ver- 
sehen der  betreffenden  Gerichtsbehörden  angesichts  der  kurzen 
Geltungsdauer  des  B.  G.  nicht  zu  hart  beurteilen  dürfen,  so 
kann  der  durch  die  erwähnten  Beispiele  erbrachte  und  durch 
andere  Beispiele  zu  bestätigende  Nachweis  des  Vorhanden- 
seins sehr  schwieriger  Rechtsfragen,  die  anlässlich  einer 
Konkurseröffnung  zu  entscheiden  sind,  nicht  widerlegt  werden, 
vgl.  Archiv  I  Nr.  34,  II  Nr.  4,  28,  38;  Revue  a.  0.  XI 
Nr.  65;  Eidg.  Rat,  Sitzung  vom  27.  April  1892. 

4.  Nachlass  vertrag.  „Da  der  Nachlass vertrag,  und 
zwar  unter  Umständen  sehr  empfindlich,  in  die  Rechte  der 
Gläubiger    eingreift,    so   haben    dieselben    ein   Recht    darauf. 


')  Vgl.  übrigens  dea  Standpunkt  des  Minderheitsentwurfes  1875,  Motive 
S.  78:  Der  Richter,  und  diese  Frage  wird  vor  das  Bundesgericht  als  oberster 
Instanz  gebracht  werden  können,  soll  den  Konkurs  erkennen.  .  . 
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dass  ihnen  hinreichende  Garantie  für  die  richtige  Auffassung 
und  Anwendung  der  gesetzlichen  Beatimmungen  über  den- 
selben geboten  werde."  Stimmt  man  dieser  Ausführung  des 
Bundesrichters  Hafner  (Zusatzanträge  zur  Rension  des  Or- 
ganisationsgesetzes, 1890,  S.  16)  bei,  so  wird  man  von  der 
Notwendigkeit  einer  Bundesinstanz  für  Fragen  des  Nachlass- 
vertrages überzeugt  sein  ;  und  es  bedarf  niclit  einmal  eines 
besondern  Misstrauens  gegenüber  einzelnen  oder  allen  Kan- 
tonen, von  deuen  nicht  zu  erwarten  sei,  dass  sie  jene  verlangte 
Garantie  zu  bieten  im  Stande  seien.  Denn  es  genügt  der 
Hinweis  auf  die  Tatsache,  dass  beim  Nachlassvertrag  eine 
Reihe  hochwichtiger  Rechtsfragen  auftaucht,  deren  Beant- 
wortung im  Sinn  und  Geist  des  B.  G.  nur  von  einer  Bundes- 
instanz in  einer  in  der  ganzen  Schweiz  Beachtung  und  An- 
erkennung findenden  Weise  zu  erwarten  steht. 

Durch  kantonale  Behörden  sind  beispielsweise  folgende 
Grundsätze  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  B.  G.  festge- 
stellt worden: 

Ein  Nachlassvertrag  kann  nur  genehmigt  werden,  wenn 
darin  den  Gläubigern  gleicher  Klasse  gleiches  Recht  zuge> 
sichert  ist.  Dabei  sind  Pfandgläubiger  für  den  ungedeckten 
Teil  ihrer  Forderungen  gleich  zu  behandeln,  wie  die  nicht 
privilegirten  Gläubiger.  Pfandgläubiger  gleiclien  Ranges 
(Partialeninhaber)  können  nicht  eine  besondere  Gruppe  bilden 
und  durch  Mehrheit  beschliessen,  dass  sie  sich  für  den  unge- 
deckten Teil  ihrer  Forderung  eine  schlechtere  Behandlung 
gefallen  lassen  müssen,  als  die  den  nicht  privilegirten  Gläu- 
bigern gewährte;  Entscheidung  der  Luzerner  Justizkommission 
des  Obergerichts  vom  11.  Juni  1892,  Fall  Segesser  &  Cie, 
Archiv  I  Nr.   14,  60. 

Sodann:  Obgleich  die  Ehefrau  und  ihre  Forderung  bei 
Berechnung  der  Nachlassvertragsmehrheit  nicht  mitzählen,  ist 
der  bestätigte  Nachlassvertrag  doch  auch  für  die  Ehefrau 
rechtsverbindlich;  diese  kann  sich  daher  der  Bestätigung  des 
Nachlassvertrages  widersetzen,  wenn  dessen  Vollziehung  für 
das  auf  sie  fallende  Betreffnis  nicht  sichergestellt  ist;  Ent- 
scheidung  des    Basler   Civilgerichtes   vom    16.  August    1892, 
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Fall  Baser,  Archiv  I  Nr.  42;  vgl.  auch  Archiv  I  Nr.  48,  65, 
II  Nr.  11. 

Gerade  das  erste  Präjudiz  ist  von  so  weittragender  Be- 
deutung, dass  die  Nachlassbehörde  eines  andern  Kantons 
dasselbe  nicht  ohne  einlässliohe  genaue  Erwägung  acceptiren 
dürfte;  und  wenn  nun  diese  andere  Behörde  zu  einer  gegen- 
teiligen Auffassung  gelangt,  was  hilft  uns  da  das  angeblich 
einheitliche  Recht? 

5.  Bei  den  übrigen  der  ausschliesslichen  Entscheidungs- 
befugnis der  kantonalen  Organe  anheimgestellten  Gebieten 
des  B.  G.,  vgl.  z.  B.  B.  G.,  Art.  85  (Archiv  I  Nr.  45,  76,  84; 
S.  186,  II  Nr.  37,  61,  68),  Art.  271  ff.  (Archiv  I  Nr.  37,  41, 
II  Nr.  56),  Art.  283  (Archiv  I  Nr.  54),  hat  sich,  soviel  ich 
sehe,  bis  jetzt  das  Bedürfnis  einer  Bundesrekursinstanz  nicht 
in  gleich  starker  Weise  fühlbar  gemacht,  wie  bezüglich  der 
soeben  besprochenen  Partien  des  Betreibungs-  und  Eonkurs- 
rechtes. Daraus  darf  jedoch  keineswegs  der  Schluss  gezogen 
werden,  dass  diese  Gebiete  bei  Änlass  einer  Neu-Normirung 
des  Umfanges  der  Kompetenzen  der  Bundesinstanzen  ohne 
weiteres  ausser  Diskussion  zu  fallen  hätten.  Aus  unserer 
früheren  Darstellung  ergiebt  sich,  wie  namentlich  die  Be- 
schwerdeführung  im  Arrestverfahren  einer  einheitlichen  ge- 
setzlichen Regelung  unterstellt  werden  sollte. 

VI.  Erweiterung  der  Kompetenzen  des  Bun- 
desrates oder  der  Kompetenzen  des  Bundesge- 
richtes in  Betreibungs-  und  Konkurssachen?  Den 
Nachweis  des  bestehenden  Bedürfnisses  einer  Erweiterung 
der  Kompetenzen  der  Bundesinstanzen  auf  dem  Gebiete  des 
Betreibungs-  und  Konkursrechtes  glaube  ich  mit  den  bis- 
herigen Erörterungen  erbracht  zu  haben.  Und  ganz  abge- 
sehen von  diesem  Nachweise  wird  derjenige  für  eine  solche 
Erweiterung  eintreten,  der,  wie  der  Referent  beispielsweise, 
vom  Gesichtspunkt  der  Wahrung  der  Rechtseinheit  in  der 
Praxis  ausgehend,  die  Überprüfung  der  Entscheidungen  und 
Verfügungen  kantonaler  Instanzen  durch  eine  Bundesinstanz 
in  möglichst  vielen  Fällen  für  zulässig  zu  erklären  bereit  ist, 
vorausgesetzt   dass   durch   diese  Weiterziehung   der  Trölerei 

ZeiUohr.  fiir  Schwelseriflchet  Recht.    Neun  Folge  XII.  39 
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forderlich,  ja  vielleicht  die  Einführung  mehrerer.  Zum  Be- 
weise hiefür  darf  auf  die  mehrerwähnten  von  Bundesrichter 
Hafner  ausgearbeiteten  Znsatzanträge  zum  Entwurf  eines 
revidirten  Organisationsgesetzes  verwiesen  werden;  Bundes- 
richter Hafner  regte  daselbst  an:  einerseits  ein  Rechtsmittel 
gegen  Entscheidungen  über  Rechtsöffnungen ,  über  Rechts- 
vorschläge bei  der  Wechselbetreibung  und  über  Aufhebung 
oder  Einstellung  der  Betreibung  oder  Abweisung  des  Kon- 
kursbegehrons wegen  Tilgung  oder  Stundung  der  Schuld, 
andrerseits  ein  Rechtsmittel  gegen  bestimmte  Konkurser- 
r)ffnungserkenntnisse  und  gegen  Entscheidungen  in  Nachlass- 
sachen. Die  Zuweisung  der  Kompetenz  in  diesen  und  andern 
betreibungs-  und  konkursrechtlichen  Fragen  an  das  Bundes- 
gericht erscheint  hauptsächlich  aus  dem  Grunde  als  untun- 
lich, weil  dadurch  die  sog.  Zweispurigkeit  des  Beschwerde- 
verfahrens im  Betreibungs-  und  Konkursrecht  in  einer  durch- 
aus ungerechtfertigten  Weise  ausgedehnt  würde.  Ungerecht- 
fertigt müsste  ich  eine  solche  Zweispurigkeit  bezeichnen, 
nicht  nur  weil  keine  innern  Qründe  sie  erheischen,  sondern 
auch  weil  das  rechtasuchende  Publikum  sich  kaum  mit  ihr 
befreunden  könnte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  das  Ein- 
reichen der  Beschwerde  beim  Bundesrat  statt  beim  Bundes- 
^ericht  und  umgekehrt  die  Verwirkung  der  Beschwerdebe- 
fugnis zur  Folge  hätte.  Es  darf  eben  auch  hier  die  kan- 
tonale Organisation  der  Betreibungs-  und  Konkursämter  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  B.  G.  nicht  ausser  Acht  ge- 
lassen werden.  Das  B.  G.  trennt  zwar  genau  die  Funktionen 
der  Betreibungs-  und  Konkursämter  und  ihrer  Aufsichtsbehörden 
von  denjenigen  anderer  Behörden.  Fast  kein  einziger  Kanton 
hat  diese  Trennung  in  der  Weise  durchgeführt,  dass  er  je 
besondere  Amtsstellen  mit  diesen  oder  mit  jenen  Funktionen 
betraut  hätte.  Die  Kantone  haben  vielmehr  die  verschie- 
densten Funktionen  einer  und  derselben  Amtsstelle  übertragen, 
und  es  bliebe  daher,  die  Kompetenzerweiterung  des  Bundesge- 
richtes vorausgesetzt,  notwendigerweise  dem  rechtssuchenden 
Publikum  im  grossen  und  ganzen  unverständlich,  warum  gegen 
die  eine  Entscheidung  der  kantonalen  Behörde  beim  Bundes- 
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die  dem  eidgenössischen  Justiz«  und  Polizeideparteinent  zu- 
gestellt werden,  um  von  diesem  in  Verbindung  mit  den 
gleichlautenden  oder  abweichenden  Departementsanträgen  dem 
Bundesrat  übermittelt  zu  werden.  Tatsächlich  entscheidet 
der  genannte  eidgenössische  Hat  über  die  Beschwerden  in 
Betreibungs-  und  Konkurssachen'),  die  Verantwortlichkeit 
trägt  dagegen  der  Bundesrat.  Gewis  lässt  sich  manches 
gegen  diese  Organisation  der  Bundesbehörde  einwenden. 
Vorläufig  wird  man  jedoch  zugestehen  müssen,  dass  sie  keine 
ungeschickte  Lösung  der  Frage  war:  wie. soll  der  Bundesrat 
die  ihm  obliegenden  Rekursentscheidungen  treffen;  denn  sie 
bedeutet  eine  nicht  geringe  Garantie  für  sorgfältige  Prüfung 
der  eingelaufenen  Beschwerden  und  für  eine  konstante,  von 
augenblicklichen  Einflüssen  unabhängige  Rekurspraxis  des 
Bundesrates.  Auf  die  Dauer  kann  diese  Organisation  nicht  bei- 
behalten werden;  sie  trägt  jodoch  den  Keim  weiterer  Entwick- 
lung in  sich.  Der  eidgenössische  Rat  könnte  nämlich  als  erster 
Ansatz  eines  eidgenössischen  Verwaltungsgerichtshofes  aufge- 
fasst  werden.  Er  Hesse  sich  geradezu  zu  einem  solchen  Ge- 
richtshof entwickeln  und  umgestalten.  Alsdann  fiele  ihm  die 
gesamte  bisher  dem  Bundesrat  zukommende  Rechtssprechung 
zu.  Die  Rechtsbeschwerden  gegenüber  den  kantonalen' 
Verfügungen  wären  nicht  mehr  bei  einer  politischen  Behörde, 
d.  h.  beim  Bundesrat,  sondern  bei  einem  unabhängigen  Ge- 
richte anhängig  zu  machen.  Im  Zusammenhang  damit  würde 
unzweifelhaft  auch  die  Frage  der  Einführung  einer  richter- 
lichen Beschwerdestelle  gegenüber  den  Verfügungen  der 
Bundesverwaltung  aufgeworfen  werden,  und  ich  möchte  meiner- 
seits nicht  anstehen,  diese  Frage  jetzt  schon  in  dem  Sinne  zu 


desrates  vom  9.  Oktober  1891 :  Diejenige  Fälle  indessen ,  deren  Ent- 
scheidung, sei  es  nach  der  Natur  der  Sache,  sei  es  nach  Mas8gabe  der  Vor- 
entscheide, nicht  zweifelhaft  sein  kann,  können  vom  £idg.  Amte  begutachtet 
werden. 

*)  Vgl.  Mitteilung  des  Bundesrates  in  seinem  Geschäftsbericht  über 
das  Jahr  1892:  In  allen  Fällen  stimmte  der  Entscheid  des  Bundesrates 
mit  dem  Antrage  des  Departementes  und  dieser  hinwiederum  mit  dem 
Gutachten  des  Amtes  oder  des  Kates  überein,  Archiv  IE  S.  125. 
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Die  Prüfung  des  vom  Vorstand  des  schweizerischen 
Juristenvereines  für  die  Jahresversammlung  1893  in  Aussicht 
genommenen  Beratungsgegenstandes  veranlasst  mich  zur  Auf- 
stellung folgender 

Thesen: 

1.  Die  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Schuldbe- 
treibungs-  und  Konkursrechtes  bleibt  eine  unvoll- 
ständige, solange  die  Handhabung  wichtiger  Bestim- 
mungen des  Bundesgesetzes  vom  11.  April  1889  aus- 
schliesslich den  kantonalen  Behörden  ^  unter  Aus- 
schluss eines  Rechtsmittels  an  eine  Bundesinstanz, 
überlassen  ist. 

2.  Es  ist  daher  die  Erweiterung  der  Kompetenzen  der 
Bundesbehörden  auf  dem  Gebiete  des  Schuldbetrei- 
bungs-  und  Konkursrechtes  notwendig. 


Referat  von  Prof.  L.  R.  v.  Salis.  615 

sein  Verhältnis  zum  Konkursrichter  (Konkursgericht)  rich- 
tiger gestalten,  als  dies:  im  geltenden  Rechte  der  Fall  ist. 
Werden  die  richterlichen  Funktionen  des  Betreibungsbeamten 
nicht  ausgeschieden  von  der  ihm  obliegenden  reinen  admini- 
strativen Tätigkeit,  so  ist  nicht  recht  ersichtlich,  warum  eine 
solche  Ausscheidung  zwischen  Konkursgericht  und  Konkurs- 
amt zu  erfolgen  habe,  oder  richtiger  gesagt:  bei  einer  Revi-  l 
sion  des  B.  G.  beizubehalten  sei.  Überhaupt  wird  die  Lösung 
zu  erwägen  sein,  die  dahinzielt,  alle  diese  Funktionen  einer 
einheitlichen  gerichtlichen  Amtsstelle  zu  übertragen.  Würde 
aber  in  der  angedeuteten  Weise  eine  neue  Organisation  der  -'-^ 
Betreibungs-  und  Konkursämter  vorgenommen,  so  wäre  die, 
sozusagen  sich  von  selbst  darbietende  Gestaltung  des  In- 
stanzenzuges für  Beschwerden  die,  dass  über  den  kantonalen 
Instanzen  als  einzige  oberste  Bundesinstanz  das  Bundesge- 
richt und  nicht  der  Bundesrat  zu  funktioniren  hätte,  es  wäre 
denn,  dass  man  eine  besondere  selbständige  Bundesinstanz 
zu  schaflFen  geneigt  wäre. 
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3.  Diese  Erweiterung  kann^  solange  nicht  eine  grund- 
sätzliche Neugestaltnng  des  Beschwerderechtes  in 
Schuld betreibungs-  und  Konkurssachen  in  Verbindung 
mit  einer  Neuorganisation  der  Betreibungs-  und  Kon- 
kursbehörden vorgenommen  wird,  nur  in  der  Ausdeh- 
nung der  Kompetenz  des  Bundesrates  bestehen. 

Geschrieben  zu  Basel,  im  Juli  1893. 


Correferat 

von 

Dr.  Alpred  Brüstlein. 


Die  Kompetenz  des  Bnndesgerichtes 
in  ßetreibnngs-  nnd  Konknrssachen. 

1. 

Das  Betreibungsgesez  vom  11.  April  1889,  in  Kraft 
seit  1.  Januar  1892,  hat  einen  eigentümlichen  Rechtszustand 
geschaffen:  das  Vollstreckungsverfahren  und  das  ge- 
richtliche Verfahren  zur  Pestsstellung  streitiger  Rechtsverhält- 
nisse, im  Nachstehenden  kurzweg  als  Civilprozess  be- 
zeichnet, sind,  im  Gregensaz  zur  gemeinrechtlichen  Lehre 
nnd  zur  Gesezgebung  anderer  Staaten,  auseinandergerissen 
worden  und  beruhen  nun  auf  zwei  verschiedenen  Souveräne- 
täten;  jenes  auf  der  Bundeshoheit,  dieses  auf  der  Kantunal- 
hoheit.  Überdies  ist  die  Leitung  dieser  beiden  Funktionen 
der  Rechtspflege,  zum  Teile  wenigstens,  verschiedenen  Be« 
hörden  übertragen.  Das  Verfahren  endlich  ist  von  wesent- 
lich verschiedenen  örundsätzen  beherrscht:  in  der  Betreibung 
von  der  Inquisitionsmaxime,  im  Civilprozess  von  der  Ver- 
handlungsmaxime. Diese  drei  Umstände  zusammen  machen 
es  zur  Notwendigkeit,  die  Grenze  zwischen  den  genannten 
beiden  Funktionen,  Civilprozess  und  Vollstreckung,  viel  sorg- 
fältiger zu  ziehen,  als  es  sonst  der  Fall  zu  sein  brauchte; 
das  Gebiet  der  Vollstreckung  und  der  Wirkungskreis  der 
Vollstreckungsbehörden,  müssen,  im  Gegensaze  zum  Civilpro- 
zesse  und  zum  Wirkungskreis  der  Gerichte,  umgrenzt,  und, 
wo  ein  Ineinandergreifen  der  beidseitigen  Kompetenzen  nicht 
zu  vermeiden  ist,  muss  auch  dieses  geregelt  werden. 

2. 

Das    B.  G.    hat    als    Vollstreckungsbehörden    eingesezt: 
als  erste  Instanz:  die  Betreibungs- und  die  Konkursämter, 
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vereinigt  oder  getrennt;  an  die  Stelle  des  Eonkursamtes  tritt 
unter  Umständen  eine  besondere  Konkursverwaltung;  als 
zweite  und  dritte  Instanz:  die  kantonalen  Aufsichtsbe- 
hörden in  einer  oder  2  Stufen;  als  lezte  Instanz,  nur  für 
Fragen  der  Gesezesauslegung  sowie  für  Eechtsverweigerung 
und  ßechts Verzögerung:  die  Eidg.  Aufsichtsbehörde. 

Als  kantonale  Aufsichtsbehörde  fungiren  in  12  Kantonen 
Gerichte  oder  Geriohtsausschüsse;  in  10  Kantonen  die  Re- 
gierung; in  S  Kantonen  besondere^  ausschliesslich  mit  diesem 
Dienste  betraute  Behörden. 

Als  eidg.  Aufsichtsbehörde  amtet  laut  Gesez  der  Bundes- 
rat; hiebei  stehen  ihm  als  instruirende  und  vorberatende 
Organe,  durch  provisorischen  Bundesratsbeschluss  vom  9.  Ok- 
tober 1891  geschaffen,  das  «Eidg,  Amt"  und  der  „Eidg.  Bat 
für  Schuldbetreibung  und  Konkurs"  zur  Verfügung. 

3. 

Das  B.  6.  hat  diesen  von  ihm  geschaffenen  Voll- 
streckungsbehörden auch  einen  besondern  Wirkungskreis  zu- 
geschieden; die  Ausscheidung  ist  aber  einmal  unsicher,  und  so- 
dann namentlich  insofern  unbefriedigend,  als  sie  diesen  Be- 
hörden nur  einen  Teil  des  Gebietes  zuweist,  das  ihnen  folge- 
richtig zukommt. 

4. 

Bei  der  Bestimmung  des  Wirkungskreises  der  Voll- 
streckungsbehörden hat  sich  der  Bundesgesezgeber  augen- 
scheinlich von  dem  Bestreben  leiten  lassen,  diesen  Wirkungs- 
kreis auf  rein  administrative  oder  executorische  Ver- 
fügungen und  Verrichtungen  zu  beschränken,  für  die  es  nur 
einer  Würdigung  von  Tatfragen  und  von  Pormalrequi- 
siten, nicht  von  Fragen  des  materiellen  Rechts  be- 
darf. In  der  Tat  reichen  in  der  Hauptsache  die  Befugnisse 
der  Zwangsvollstreckungsbehörden  nicht  über  diesen  Bahmen 
hinaus. 

Sie  umfassen  im  wesentlichen  folgende  Verrichtungen: 
Zustellung    von   Urkunden,    —    Aufsuchen    von   Vermögens- 
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stücken,  —  Vorkehren  gegen  Verschleppung  von  Pfändungs- 
objekten und  von  Ketentionsgegenständen  (Eetentionsurkunde), 
—  Ausscheidung  der  Kompetenzstücke,  —  Verw^altung  und 
Verwertung  der  Pfand ungs-  und  Pfandobjekte  sowie  der  Kon- 
kursmassen, —  Bestimmung  des  Zeitpunktes  der  Verwertung 
(Aufschub),  —  Einzug  des  Erlöses  und  Annahme  freiwilliger 
Zahlungen,  —  Auszahlung  resp.  Verteilung,  mit  oder  ohne 
Gruppenbildung,  mit  oder  ohne  Entwerfung  eines  Kolloka- 
tionsplans. 

Indessen  genügt  ein  Blick  auf  die  bisherige  Recht- 
sprechung der  Vollstreckungsbehörden,  um  sich  zu  überzeugen, 
dass  die  richtige  Erfüllung  auch  dieser  beschränkten  Aufgabe, 
namentlich  bei  den  höhern  Instanzen,  Rechtskenntnisse, 
Verständnis  für  Gesezesauslegung  voraussezt,  von  juristischen 
Gesichtspunkten  geleitet  sein  will  und  überdies  geradezu  zur 
Lösung  einer  Reihe  wichtiger  Rechtsfragen    nötigt. 

Als  solche  Rechts-  oder  Interpretationsfragen  mögen  hier 
namhaft  gemacht  werden: 

1.  Fragen  der  Ausstandspflicht  und  der  Berechtigung 
des  Vollstreckungsbeamten*)  zum  Abschluss  gewisser  Rechts- 
geschäfte (B.  G.  10  und  11);  —  Gültigkeit  der  durch  B.  G. 
10  und  11  rerbotenen  Betreibungshandlungen  (Archiv  I,  73; 
II,  70  und  Fall  Tanner). 

2.  Legitimation  des  Betreibenden:  Ausweis  des  Bevoll- 
mächtigten (diese  Frage  ist  namentlich  wichtig  für  die  Geld- 
ablieferungen, Archiv  I,  1 ;  II,  31);  —  Ausweis  des  Cessionars 
oder  Rechtsnachfolgers,  sofern  man,  entgegen  dem  Basler 
Entscheid  in  Archiv  I,  76,  die  Cession  einer  Betreibung  oder 
die  Rechtsnachfolge  in  eine  solche  als  zulässig  erachten  will. 

3.  Betreibungsort:  Bestimmung  des  Wohnsitzes  des 
Schuldners  (B.  G.  46;  Archiv  II,  1,  62);  Peststellung,  dass 
der  Schuldner  ohne  festen  Wohnsiz  ist  (B.  G.  48),  dass  die 
Bedingungen  der  Ediktalzitation  gegeben  sind  (B.  G.  66, 
Arohiv  II,  48);  —  die  Frage,  ob  eine  Forderung  aus  einem 


^)  Die  Betreibangs-  und  die  KonkarBbeamten  werden  hier  der  kürze 
halber  anter  der  Bezeichnung  „Yollstrecknngsbeamte**  zusammengefasst. 
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Geschäftsbetrieb  nach  0.  R.  34  und  35  herrührt  (B.  Q.  47, 
Abs.  3); —  die  Frage,  ob  der  Schuldner  durch  Willenser- 
klärung oder  konkludente  Handlungen  ein  Spezialdomizil  ge- 
wählt hat,  und  ob  diese  Willenserklärung  nicht  etwa  wegen 
(wesentlichen)  Irrtums,  Betrugs,  Furcht  und  dgl.  unwirksam 
ist  (B.  G.  50;   0.  R.  18—28,  Fall  Patek). 

4*  Betreibungsart:  Was  sind  Annuitäten?  (B.  G.  41, 
Abs.  3;  Archiv  I,  22);  —  ist  die  nicht  eingetragene  KoUek- 
tirgesellschaft  ein  Rechtssubjekt,  kann  sie  betrieben  werden, 
und  wie?  (Archiv  I,  52);  —  Begriffsbestimmung  von  Steuern 
und  andern  im  öffentlichen  Recht  begründeten  Leistungen 
(B.  G.  43). 

5.  Reohtsvorschlag:  Ist  die  vom  Schuldner  abge- 
gebene Willenserklärung  ein  gültiger  Rechtsvorschlag?  Be- 
streitet sie  die  Forderung,  ganz  oder  teilweise,  oder  nur  das 
Recht,  sie  auf  dem  Betreibungswege  geltend  zu  machen? 
(B.  G.  69,  Ziff.  3;  74.     Rekurs  Streiff). 

6.  Bestimmung  des  Vermögens:  Was  i«t  ein  Ver- 
mögensstück, was  als  höchst  persönliches  Recht  kein  solches? 
(z.  B.  Autorrecht,  Gebrauchsrecht,  Erfindung,  nuda  proprietas, 
Archiv  I,  39). 

7.  Ansprüche  Dritter:  Wer  hat  den  Gewahrsam? 
(z.  B.  Vermieter  oder  Mieter,  Ehefrau,  Drittinhaber;  B.  G. 
106,  107,  109;  —  Archiv  I,  13,  28;  II,  82). 

8.  Wechselbetreibung:  Feststellung  der  Wechsel- 
qualität des  Papiers  und  der  wechselmässigen  Verpflichtung 
des  Betriebenen  (B.  G.  178). 

9.  Bestimmung  der  Voraussezungen ,  unter  denen  ein 
Gläubiger  die  Abtretung  von  gepfändeten  oder  Masse- 
Ansprüchen    verlangen  kann    (B.  G.  131,  260). 

10.  Berechnung  des  Prozessgewinns  bei  Anfechtung 
des  Kollokationsplans  (B.  G.  250,  Abs.  3;  Archiv  II,  66). 

Es  ist  zwar  versucht  worden,  den  Vollstreckungsbehörden 
das  Recht  der  Cognition  über  mehrere  dieser  Fragen  abzuer- 
kennen; ich  erinnere  an  die  Basler  Entscheide  in  Archiv  I,  76; 
II,  1.  Der  Bundesrat  hat  diese  Versuche  mit  dem  Hinweis 
darauf  zurückgewiesen,  es  sei   ein  Grundgedanke   des  B.  G.> 
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die  Incidenzprozesse,  die  bisher  im  Laufe  einer  Betreibung 
auftauchen  konnten^  möglichst  zu  verhüten.  Die  Verfolgung 
dieses  Grundsazes  wird  wol  dahin  führen,  dass  den  eben 
aufgezählten  Rechtsfragen,  die  in  einer  verhältnissmässig 
kurzen  Zeit  aufgetaucht  sind,  sich  noch  manche  andere  an- 
reihen werden,  deren  Lösung  ebenfalls  den  Vollstreckungs- 
behörden obliegen  wird. 

5. 

Die  zulezt  erwähnte  Seite  der  Tätigkeit  der  Vollstreckungs- 
behörden qualificirt  sie  als  Behörden  mit  richterlichem  Cha- 
rakter. Daraus  ziehe  ich  zwei  Folgerungen:  erstens,  dass 
sie  dieser  Aufgabe  entsprechend  organisirt  sein  sollen: 
doch  darüber  später  (siehe  unten  Nr.  10);  zweitens,  dass 
ihnen  unbedenklich  noch  weitere  Funktionen  richter- 
licher Art  übertragen  werden  können,  wenn  Gründe  hiefür 
sprechen. 

Solche  Gründe  bestehen.  Zum  ersten  sollte  der  Teil 
des  Prozessrechts,  der  nunmehr  bundesrechtlich  normirt  ist, 
nicht  zweierlei  Behörden  unterstellt  sein.  Wäre  der  Civil- 
prozess  i.  e.  S.  ebenfalls  eidgenössischen  Rechtes,  so  möchte  es 
angehen,  einen  den  vorwiegend  juristischen  —  Teil  des 
Vollstreckungsrechts  den  Prozessbehörden  (Gerichten)  zuzu- 
weisen, und  die  Vollstreckungsbehörden  auf  die  vorwiegend 
administrativen  Gebiete  zu  beschränken.  Solange  aber  das 
VoUstreckungsrecht  ein  sogar  der  Rechtsquelle  nach  vom 
Civilpi'ozess  geschiedenes  Gebiet  bildet,  muss  es  als  ein  Miss- 
grifF  bezeichnet  werden,  wenn  die  Durchführung  des  Voll- 
streckungsverfahrens unter  zwei  —  oder,  wenn  man  die  Nach- 
lass-,  Arrest-,  Mietexecutionsbehörden  besonders  rechnet,  so- 
gar unter  fünf  —  verschiedene  Organisationen  verteilt  wird, 
wovon  nur  die  eine  in  eine  Bundesinstanz  ausmündet,  die 
übrigen,  obschon  es  sich  um  Bundesrecht  handelt,  im  Kanton 
ihren  Abschluss  finden  und  dem  differenzirenden  Einflüsse 
kantonaler  Anschauungen  unbeschränkt  preisgegeben  sind. 
Wir  besitzen  infolge  dessen  in  der  Schweiz  nicht  weniger 
als  dreierlei  Arten  mit  der  Rechtspflege  betrauter  Behörden; 
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solche,  die  ganz  unabhängig  von  der  Bandesgewalt  dem  kan- 
tonalen Prozess verfahren  vorstehen;  —  solche,  die  eidge- 
nössisches Prozessrecht  souverän  auslegen  und  kantonal  enW 
wickeln ; . —  solche  endlich,  die  unter  Bundesägide  einheitliches 
Bundesrecht  anwenden. 

Dass  diese  Behörden  in  den  meisten  Kantonen  in  dieser 
oder  jener  Instanz  dem  Personalbestand  nach  die  nämlichen 
sind,    indem  die   gleiche  Person    oder  Körperschaft   bald  als 
Prozessbehörde,    bald   z.  B.    als   RechtsöflFnungs-   oder  Nach- 
lassbehörde, bald  als  „Aufsichtsliehörde^  amtet,    macht,  wie 
die  Erfahrung  gelehrt  hat,  die  Verwirrung  nur  grösser,  indem 
die  Behörde  oft  Mühe  hat,   sich  selbst  darüber  Rechenschaft 
zu  geben,    in  welcher  Eigenschaft  sie    amtet  und^    auch  wo 
sie   diess    thut,    leicht   der  Versuchung  unterliegt,  ihre  Ent- 
scheidungsgründe aus  dem  Wirkungskreis  zu  entlehnen,  den 
sie  im  gegebenen  Falle  ignoriren  sollte.  (Vgl.  Archiv  I,  87 ; 
II,   13,  Anm.  1).     Die   nächste   Abhülfe   hätte    darin    zu    be- 
stehen, dass  auch  für  die  zur  Zeit  den  Kantonen  überlassenen 
Gebiete    des    Bundesprozessrechts    eine    oberste   Instanz    ge- 
schaffen würde.     Doch  wäre   damit    nur    halbwegs   geholfen, 
wenn  diese  Instanz  nicht  die  nämliche  sein  sollte^   die  auch 
demjenigen  Teil  des  Verfahrens    vorsteht,    wofür    schon  der- 
malen  eine  Bundesinstanz  eingesezt   ist.     Die   verschiedenen 
Institute,  die  das  Bundesprozessrecht  bilden,  sind  nicht  rein 
zufällig  im  gemeinsamen  Rahmen  „des  Betreibungs-  und  Kon- 
knrsgesetzes"  zusammengefasst  worden.    Sie  haben  alle,  samt 
und  sonders,  die  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  zum 
Gegenstande;   sie  hängen  vielfach  organisch  zusammen,  und 
nur    die   Behörde    wird    sie    richtig   weiter    bilden,    die    das 
Zwangsvollstreckungsrecht  in  seiner  Gesamtheit  berufsmässig 
zu    überblicken    hat    und    dessen    sämtliche    Teile    von    dem 
Gesichtspunkte  aus  beurteilt,  dass  sie  ineinandergreifend  den 
Zwecken  der  Zwangsvollstreckung  zu  dienen  haben. 

Die  Konnexität  einzelner  dieser  Teile  ist  so  enge,  dass 
die  gegenwärtige  Zweispurigkeit  geradezu  Konflikte  hervor- 
ruft, die  bis  jezt  nur  durch  heroische  Mittel  gelöst  werden 
konnten;  so  in  einem  Falle  durch  die  Androhung   des  Kom- 
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petenzkonflikts  (Arohiv  I,  87),  andere  Male,  gegenüber  einem 
Konkurserkenntnisse,  durch  die  etwas  gewagte  Theorie,  dass 
die  Vollstreckungsbehörden  rechtskräftige  gerichtliche  Er- 
kenntnisse unter  Umständen  nicht  zu  vollziehen  brauchen 
(Archiv  n,  2,  17,  74),  von  den  zahlreichen  Übergriffen  der 
Behörden  aus  einem  Gebiete  in  das  andere  nicht  zu  reden 
(vgl.  z.  B.  Archiv  I,  37  und  Anm.  2). 

In  andern  Fällen  ist  es  weniger  die  Konnexität  als  die 
Gleichartjigkeit  der  Materie  und  die  Gleichheit  der  zu 
ihrer  Beherrschung  erforderlichen  Fähigkeiten  und  der  zur 
Feststellung  des  Tatbestandes  anzuwendenden  Mittel,  die  eine 
Behandlung  durch  die  nämlichen  Behörden  erheischen:  So 
ist  z.  B.  die  dermalen  den  VoUstreokungsbehörden  anver- 
traute Kognition  über  die  Absicht  der  Verschleppung  von 
Retentionsgegenständen  (Archiv  II,  55)  auf  eine  Linie  zu 
stellen  mit  der  zur  Zeit  noch  den  Arrestbehörden  und  Ge- 
richten zugewiesenen  Kognition  über  die  Absicht  der  Flucht 
oder  Verschleppung,  die  den  Grund  zur  Verfügung  eines 
Arrests  (B.  G.  271,  Ziff.  2)  oder  zur  Erkennung  eines  Kon- 
kurses ohne  vorgängige  Betreibung  (B.  G.  190)  bildet.  Ebenso 
ist  nicht  abzusehen,  warum  der  Civilrichter  besser  im  Stande 
sein  sollte,  das  Vorhandensein  neuen  Vermögens  zu  konsta- 
tiren  (B.  G.  25ö,  Abs.  2),  als  die  VoUstreokungsbeamten,  deren 
Beruf  es  ist,  nach  Vermögen  zu  fahnden  und  Vermögens- 
inventare  zu  errichten.  Warum  vollends  rein  formale  Fest- 
stellungen, wie  die  Voraussezungen  eines  freiwilligen  Kon- 
kurses (B.  G.  191),  eines  Konkurswiderrufs  (B.  G-.  195),  einer 
Konkurseinstellung  Mangels  Aktiven  (B.  G.  230)  und  der  Be- 
endigung des  Konkursverfahrens  (B.  G.  268)  dem  Richter 
und  nicht  den  Vollstreckungsbehörden  anvertraut  worden 
sind,  ist  wissenschaftlich  nicht  zu  rechtfertigen. 

Andere  Gebiete  freilich,  wie  namentlich  die  Rechtsöffnung, 
der  Rechtsvorschlag  in  der  Wechselbetreibung,  oder  gar  die 
Anfechtungsklage  sezen  ein  bedeutend  höheres  Mass  juristi- 
schen Könnens  voraus,  als  die  blosse  Fertigkeit,  über  das 
Vorhandensein  von  Formalrequisiten  zu  erkennen.  Doch  das 
gerade   bietet   eine  Garantie   für   richtige  Besezung   und  ge- 
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hörige  Schulang  der  VoUstreckungsbeliörden,  wenn  sie  nioht 
nur  mit  leichteren  juristischen  Aufgaben,  sondern  auch  mit 
der  Lösung  schwierigerer  Rechtsfragen  betraut  werden.  Haben 
doch  schon  jezt,  in  richtiger  Erkenntnis  hievon,  die  meisten 
Kantone^  wenigstens  die  obern  Instanzen  der  Yollstreckungs* 
behörden  (Aufsichtsbehörden)  aus  bestehenden  Gerichtskolle- 
gien oder  aus  Juristen  gebildet. 

6. 

Den  bisherigen  Ausführungen  liegt  die  Voraussezung  zu 
Grunde,  dass  zur  Zeit  —  die  Anfechtungsklage  ausgenommen  — 
für  die  nicht  an  den  Bundesrat  weiterziehbaren  Fragen  des 
Vollstreckungsrechteseine  eidgenössische  Oberinstanz 
nicht  besteht,  soweit  nicht  die  Bundesverfassung  oder 
Staatsverträge  dabei  angerufen  werden  können. 

Also  hat  in  der  Tat  das  Bundesgericht  entschieden.  Dass 
freilich  diese  Entscheidung,  wie  sie  begründet  wurde,  „die 
Kritik  geradezu  herausfordere,"  hat  schon  Hr.  Prof.  von  Balis 
in  seinem  Referate  hervorgehoben.  Ich  kann  ihm  hierin  nur 
beistimmen: 

Erstens  haben  mich  die  im  Falle  Segesser  &  Cie  (Archiv  I, 
Nr,  60)  vom  Bundesgericht  entwickelten  Gründe  davon  keines- 
wegs überzeugt,  dass  eine  civilrechtliche  Berufung  an 
das  Bundesgericht  in  Nachlasssachen  nach  gegenwärtigem 
Rechte  ausgeschlossen  sei.  Es  ist  m.  E.  falsch  oder  zum 
mindesten  unvollständig,  wenn  das  Bundesgericht  in  Ziff.  3 
seiner  Erwägungen  die  Rolle  der  Nachlassbehörde  dahin  de- 
finirt,  dass  sie  „die  zur  Perfektion  (des  Nachlassvertrags) 
„gesezlich  erforderliche  behördliche  Genehmigung  erteilt  oder 
„verweigert."  Die  Aufgabe  der  Nachlassbehörde  besteht  viel- 
mehr in  erster  Linie  darin,  dass  sie  urteilt,  ob  überhaupt 
ein  Nachlassvertrag  in  gesezmässiger  Weise  zu  Stande  ge- 
kommen sei  oder  nicht,  aus  dem  für  beide  vertragschiies- 
senden  Parteien,  und  zwar  auf  Seite  der  Gläubigerpartei  auch 
für  die  nicht  zustimmenden  Glieder  derselben,  privatrecht- 
liche Verbindlichkeiten  und  Ansprüche  entstehen.  Diese  Frage, 
ob  die  gesezlichen  Voraussezungen  des  Nachlassvertrages  ge- 
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geben  seien,  ist  nicht  bloss,  wie  das  Bundesgerioht  sich  aus- 
drückt, eine  Frage,  „bei  deren  Prüfung  Rechtsfragen  zu  lösen 
sind,''  sondern  sie  ist  selbst  eine  Rechtsfrage,  und  da  die 
Entscheidung  dieser  Rechtsfrage  jeweilen  eine  priratreoht- 
liche  Tragweite  hat,  indem  je  nach  ihrer  Lösung  Forderungen, 
beispielsweise  um  70  %,  reduzirt  werden  oder  ganz  bleiben, 
so  betrachte  ich  den  Streit  um  die  Gültigkeit  eines  Nachlass- 
vertrages als  eine  Privatrechtsstreitigkeit,  zu  deren  Nach- 
prüfung somit  das  Bundesgericht  auf  dem  Berufungswege  an- 
gegangen werden  kann,  dann  wenigstens,  wenn  es  sich  nicht 
um  die  Angemessenheit  der  Bestätigung  (B.  Gr.  306, 
Zifif.  1 — 3),  sondern  um  die  Rechtmässigkeit  des  Nach- 
lassvertrags und  seines  Inhaltes  handelt.  Gerade  im  Falle 
Segesser  stand  nicht  die  Angemessenheit  der  Bestätigung, 
sondern  die  Rechtmässigkeit  in  Frage. 

Der  staatsrechtliche  Rekurs  anderseits  ist  nach 
dem  Zugeständnis  des  Bundesgerichtes  selbst  „nur  still- 
schweigend" ausgeschlossen  worden.  Über  die  verschwie- 
genen Absichten  eines  Gesezgebers  rechten  zu  wollen,  ist 
unfruchtbar;  doch  will  ich  die  Einwendungen,  die  gegen  den 
bundesgerichtlichen  Standpunkt  geltend  gemacht  werden 
können,  wenigstens  anführen.  Es  war  natürlich,  dass  das 
B.  G.  die  Kompetenz  des  Bundesrates  als  Rekursinstanz  auf 
das  Gebiet  beschränkt  hat,  in  dem  er  auch  als  Aufsichts- 
behörde amtet,  nämlich  auf  den  Wirkungskreis  der  Betrei- 
bungs-  und  Konkursämter.  Dass  hiemit  für  den  den  gericht- 
lichen Vollstreckungsbehörden  zugewiesenen  Wirkungskreis 
eine  Bundesinstanz  ausgeschlossen  sein  sollte,  kann  logisch 
nicht  gefolgert  werden.  Viel  näher  läge  die  Folgerung,  dass 
der  vom  Bundesrat  als  einer  Administrativbehörde  zu  ge* 
währende  Rechtsschuz  gerichtlichen  Urteilen  gegenüber  als 
ungenügend  oder  doch  unpassend  befunden  wurde;  dass  man 
das  den  Gerichten  überwiesene  Gebiet  eines  besser  qualifi- 
cirten  Rechtsschuzes  würdig  hielt.  Diesem  Gedanken  ist  am 
allerwenigsten  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  man  nun  dieses 
Gebiet  als  stillschweigend  überhaupt  ausserhalb  des  eidg. 
Rechtsschuzes  gestellt   erklärt.     Während    der  ganzen  Bera- 
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tung  des  Gesezes  ist  eine  solche  Absicht  nicht  ein  einziges 
Mal  ausgesprochen  worden.  Vielnsehr  war  es  die  allgemeine 
Auffassung,  dass  die  gerichtlichen  Rekursinstanzen  nicht  duroh 
das  B.  Gr.,  sondern  durch  die  allgemeinen  tirundsäze  des  eidg. 
Staatsrechtes  bestimmt  werden,  wobei  man  allerdings  annahm^ 
die  damals  noch  bevorstehende  Revision  des  Org.  Ges.  werde 
Anlass  bieten,  allenfalls  durch  Spezialbestimmungen  nach- 
zuhelfen. Nachdem  inzwischen  das  neue  Org.  Ges.  aus- 
gearbeitet worden  ist,  ohne  dass  man  es  für  nötig  gehalten 
hätte,  solche  Spezialbestimmungen  zu  erlassen,  hat  es 
beim  gemeinen  Recht  des  staatsrechtlichen  Rekurses  sein 
Bewenden:  der  Praxis  des  Bundesgerichtes  zufolge  (vgh 
namentlich  E.  d.  B.  G.  IX.  473  flf.)  sollte  der  staatsrecht- 
liche Rekurs  gegen  Entscheide  betr.  Eonkurserkenntnis, 
RechtsöflFnung,  Arrest,  und  Nachlassvertrag  (wenn  man  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  nicht  zulassen  will),  unbedenk- 
lich statthaft  sein.  Und  wenn  gar,  speziell  mit  Bezug  aut 
die  Rechtsöifnung,  das  Bundesgericht  sich  dahin  äussert 
(Rekurs  Mathon,  Arch.  II,  68),  das  B.  G.  normire  den  In- 
stanzenzug in  Rechtsöffnungssachen  erschöpfend,  so  ist  diese 
Behauptung  durch  die  Tatsachen  widerlegt:  nicht  weniger 
als  8  Kantone  haben  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  Ap- 
pellationsinstanzen in  Rechtsöffnungssaohen  geschaffen,  ob- 
schon  das  B.  G.  mit  keiner  Silbe  solcher  erwähnt  hat  (vgl. 
Arch.  I,  66). 

Selbst  auf  dem  Boden  der  bundesgerichtlichen  Anschauung 
wäre  zu  erwarten  gewesen,  das  Bundesgericht  werde  wenigstens 
dann  sich  in  Rechtsöffnungsfällen  kompetent  erklären,  wenn 
der  kantonale  Entscheid,  der  die  Rechtsöffnung  verweigerte, 
sich  dabei  auf  kantonale  Gesezesbestimmungen  berief  und 
damit  „die  derogatorische  Kraft  der  Bundesgeseze  gegen- 
über dem  kantonalen  Recht"  verneinte  (E.  d.  B.  G.  XII,  648). 
Der  Fall  Steiner*)  zeigt,  dass  das  Bundesgericht  in  seinem  Be- 
streben, alle  Rechtsöffnungssachen  von  der  Hand  zu  weisen, 
nicht  einmal  diese  von  ihm  selbst  autgestellte  und  ihm  «onst 
geläufige  Unterscheidung  beachtet  hat,  indem  es  auf  den  Re- 
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kurs  gegen  das  in  Archiv  I,  81  mitgeteilte  Urteil  des  Ber- 
nischen Appelhofs  vom  17,  Sept.  1892  wegen  Unzuständig- 
keit nicht  eintrat,  während  doch  gewiss  die  Frage  der  dero- 
gatischen  Wirkungen  der  eidg.  Gesezgebung  in  Kechtsöffnungs- 
sachen  auf  das  kantonale  Prozessrecht  in  seinen  Kompetenz- 
kreis gehörte. 

Wie  dem  auch  sei,  die  Frage  ist  nunmehr  entschieden, 
und  zwar  im  Sinne  des  Ausschlusses  des  staatsrechtlichen 
^Rekurses.  Eine  Rekursinstanz  wird  wol  nicht  mehr  auf  dem 
Wege  der  Praxis,  sondern  nur  noch  auf  dem  Wege  der  Ge- 
sezgebung geschaffen  werden  können.  Nicht,  dass  ich  es 
bedauerte :  der  staatsrechliche  Rekurs  mit  seinen  allzu  langen 
Fristen  —  von  der  Frage  des  Streitminimums  nicht  zu 
sprechen  —  war  doch  nur  ein  Notbehelf;  er  ist  kein  Rechts- 
mittel,   wie  wir  es  in  Vollstreokungssachen  gestalten  sollen. 

Die  Möglichkeit  der  Einführung  einer  Eidg.  Rekursintanz 
auf  dem  Wege  der  Praxis  iat  immerhin  nicht  ganz  ausge- 
schlossen :  der  Bundesrat  wird  nämlich  in  allernächster  Zeit 
vor  die  Frage  gestellt  sein,  ob  er  die  Rechtsprechung  des 
Bundesgerichts  in  diesem  Punkte  zu  der  seinigen  machen 
will.  Denn  nach  Art.  189,  Abs.  2  des  neuen  Org.  Ges.,  das 
am  nächsten  1.  Oktober  in  Kraft  tritt,  gehen  die  staatsrecht- 
lichen Beschwerden,  die  sich  nicht  auf  Verfassungs-,  sondern 
auf  Gesezesfragen  beziehen,  nicht  mehr  an  das  Bundes- 
gericht, sondern  an  den  Bundesrat^  —  soweit  wenigstens  die 
betreffenden  Geseze  nicht  „abweichende  Bestimmuhgen  ent- 
halten." Diese  Neuerung,  deren  Tragweite  noch  gar  nicht 
abzusehen  ist,  nötigt  den  Bundesrat  neuerdings  zu  prüfen,  ob 
im  B.  G.  eine  die  staatsrechtliche  Beschwerde  ausschliessende 
„abweichende  Bestimmung"  enthalten  sei.  Ob  auch  er  im 
Stillschweigen  des  Gesezes  dieses  Abweichen  erblicken  werde, 
bleibt  zu  gewärtigen. 

7. 
Nach  diesem  der  Auslegung  des  bestehenden  Rechts  ge- 
widmeten Excurse  wende  ich  mich  wieder  der  Gesetzgebungs- 
politik zu,  um  nun  im  Einzelnen  zu  erörtern,  wie  die  Kompe- 
tenzen der  Vollstreckungsbehörden  ausgestaltet  werden  sollten. 


\  — -    -, 


•v  « 


628         VerhandlaDgen  des  schweizerischen  Juristenvereias  18d3. 

a.  Den  YoUstreckungsbebörden  sollten  zunächst  unbe- 
denklich alle  jene  Punkte  zugeschieden  werden,  deren  Er- 
ledigung entweder  nur  ron  der  Constatirung  formaler  Be- 
quisite  oder  von  der  Beurteilung  von  Tatsachen  abhängt, 
für  deren  Würdigung  das  arbitriurn  boni  viri,  das  billige 
Ermessen  eines  gewiegten  Praktikers  hineinreicht.  Mit  dieser 
ersten  Gebietsabrundung  w^erden  die  VoUstreckungsbehörden 
in  den  Stand  gesezt,  ihre  besondern  Fähigkeiten  und  Fertig- 
keiten in  vollem  Hasse  auszunützen  und  damit  den  G-erichten 
viele  Prozesse,  den  Parteien  bedeutende  Prozesskosten  zu 
ersparen. 

Ich  rechne  hiezu:  die  Bewilligung  des  nachträglichen 
Rechtsvorschlags  (B.  G.  77);  —  die  Anordnung  des  Qüter- 
verzeichnisses  (B.  G.  162)  und  vorsorglicher  Massnahmen 
(B.  G.  170,  183);  —  die  Entgegennahme  von  Zahlung^un- 
fähigkeitserklärungen  (B.  G.  191,  192);  —  die  Anordnung 
der  Liquidation  einer  ausgeschlagenen  Verlassen schaft  (fi.  G. 
193);  —  den  Konkurswiderruf  (B.  G.  195);  —  die  Einstellung 
des  Konkursverfahrens  mangels  Aktiven  (B.  G.  230);  —  die 
Anordnung  des  summarischen  Verfahrens  (B.  G-.  231);  —  die 
Ka^sirung  eines  Pfandrechts  wegen  Verw^eigerung  der  Pfand- 
ablieferung (B.  G.  232) ;  —  die  Ermittlung,  ob  der  Schuldner 
neues  Vermögen  erworben  hat  (B.  G.  265);  —  die  Schliessung 
des  Konkursverfahrens  nebst  der  damit  verbundenen  Kritik 
der  Geschäftsführung  der  Konkursverwaltung  (B.  G.  268);  — 
die  Anordnung  des  Zurückbringens  fortgeschafiter  Mietreten- 
tionsgegenstände  und  die  Ausweisung  von  Mietern  und 
Pächtern  (B.  G.  284). 

b.  Ebensowenig  Bedenken  verursacht  mir  die  Zuweisung 
der  Konkurserkenntnisse  an  die  Vollstreckungsbehörden. 
Mit  einer  Bundesinstanz  an  der  Spize  werden  sie  für  eine 
mit  den  übrigen  Vorschriften  des  B.  G.  übereinstimmende 
Praxis  eine  viel  bessere  Gewähr  bieten,  als  von  den  Voll- 
streckungsbehörden unabhängige  Gerichte.  Die  Konkurser- 
öffnung ist,  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die  Pfändung, 
ein  einzelnes  Glied  des  Betreibungsrerfahrens,  das  sich  an 
die   vorhergehenden  Glieder   anschliesst   und    deren  Existenz 
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zur  YoraussezuDg  hat,  und  dem  weitere  Betreibungsstadien 
(das  Konkursverfahren)  folgen  (vgl.  Archiv  II,  2,  Erw.  3). 
Dieses  einzelne  Glied  aus  der  Kette  zu  brechen  und  der 
Obhut  einer  andern  Behörde  anzuvertrauen,  kann,  wie  die 
Erfahrung  gelehrt  hat,  nur  die  schlimme. Folge  haben,  Kon- 
flikte zu  erzeugen,  für  deren  Lösung  man  zu  zweifelhaften 
Notbehelfen  seine  Zuflucht  nehmen  musste.  Auch  sind,  es 
die  Konkursbehörden,  die  es  in  der  Hand  haben  müssen,  zu 
verhindern,  dass  ein  einmal  gültig  gefälltes  Konkurserkenntnis 
nicht  auf  irgend  welchen  Umwegen  wiederum  rückgängig  ge- 
macht werde.  An  Versuchen  dieser  Art  hat  es  nicht  gefehlt 
und  jedesmal  musste  das  Konkursamt,  dem  vom  Gericht  zu- 
erst die  Publikation  des  Konkurses  anbefohlen,  dann  wieder 
abbestellt  wurde,  auf  Befehl  seiner  Aufsichtsbehörde  den 
Gegenbefehl  des  Konkursgerichtes  missachten:  ein  keineswegs 
idealer  Zustand.  Freilich  ist  das  Konkurserkenntnis  im  ganzen 
Lauf  der  Betreibung  der  wichtigste  Akt;  allein  dafür,  dass 
dieser  Akt  nur  beim  Vorhandensein  der  gesezinässigen  Vor- 
aussezungen  verfügt  werde,  sorgt  der  Instanzenzug  und  die 
Disziplinargewalt  der  obern  Instanzen  über  die  untern,  die 
bei  den  Vollstreckungsbehörden  viel  intensiver  gestaltet  wer- 
den kann  als  bei  den  Gerichten.  Damit  fällt  auch  die,  für 
das  unzweckmässige  der  jezigen  Doppelspurigkeit  bezeich- 
nende schwerfällige  Einrichtung  weg,  wonach  das  Gericht 
bei  gewissen  Wahrnehmungen  laut  B.  G.  173  sein  eigenes 
Erkenntnis  auszusezen  und  den  Fall  der  Aufsichtsbehörde  zu 
überweisen  hat. 

Das  bisher  Gesagte  bezieht  sich  zunächt  auf  das  Kon- 
knrserkenntnib  im  Betreibungsverfahren;  die  der  Vollstreck- 
ungsbehörde  damit  zugemutete  Cognition  ist  äusserst  einfach 
und  geht  in  den  meisten  Fällen  über  die  Prüfung  von  For- 
malrequisiten nicht  hinaus:  Vorhandensein  einer  gültigen 
Betreibung  gegen  einen  im  Handelsregister  eingetragenen 
Schuldner;  kein  Rechtsvorschlag;  kein  urkundlicher  Tilgungs- 
oder Stundungsbeweis;  keine  von  Amtes  wegen  zu  berück- 
sichtigenden Mängel,  falls  der  Schuldner  nicht  handlungsfähig 
ist   (B.  G.  171  —  173;    188).      Bei    Konkurseröffnungen 
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ohne  vorgängige  Betreibung  (B.  Gr.  190)  ist  die  Cog- 
nition schon  etwas  verwickelter;  doch  betrifft  sie  auch  hier 
Tatsachen,  über  die  eine  tüchtige  Vollstreckungsbehörde  sich 
mindestens  ebenso  gut  —  ja,  dank  ihrer  Inquisitionsmethode 
sogar  besser  —  zu.orientiren  vermag,  als  ein  Gericht:  unbe- 
kannter Aufenthalt;  Flucht;  betrügerische  Handlungen;  Ver- 
mögensverheimlichung; Zahlungseinstellung;  Verwerfung  und 
Widerruf  des  Nachlassvertrags. 

c.  Rechtsöffnung  und  Rechtsvorschlag  in  der 
Wechselbetreibung.  Die  Notwendigkeit  einer  einheit- 
lichen Bundes-Instanz  für  diese  Institute  ist  durch  die  bis- 
herigen Erfahrungen  nachgewiesen.  Namentlich  ist  es  der 
wichtige  Begriflf  der  „Schuldanerkennung",  der  dringend  der 
einheitlichen  Auslegung  bedarf.  Gegenwärtig  waltet  hin- 
sichtlich dieses  Begriffes  die  weitgehendste  Meinungsver- 
schiedenheit; so  haben  z.  B.  die  bernischen  Gerichte  das 
Requisit  der  Schuldanerkennung,  nach  meinem  Dafürhalten 
mit  unrecht,  troz  vorhandener  unterschriftlicher  Verpflichtung 
für  eine  bestimmte  Summe  in  folgenden  Fällen  bestritten: 
1)  gegenüber  dem  Aussteller  eines  protestirten  Wechsels  oder 
Checks;  —  2)  gegenüber  der  Verpflichtung  des  Käufers,  bei 
der  Unterzeichnung  des  Vertrags  (vor  Empfang  der  Kauf- 
sache) eine  bestimmte  Anzahlung  zu  leisten ;  —  3)  gegen- 
über der  Ermächtigung  des  Schuldners  für  eine  bestimmte 
Summe  auf  ihn  zu  trassiren;  —  4)  gegenüber  dem  Bürgen 
für  den  nach  dem  vom  Kaufschuldner  abgeschlossenen  Nach- 
lassveitrag  noch  geschuldeten  Ausfall;  —  5)  gegenüber  dem 
Universalsuccessor  des  ursprünglichen  Schuldners. 

Noch  bedenklicher  ist  es,  wenn  die  Walliser  Gerichte 
die  Rechtsöffnung  für  alle  Urkunden  verweigern,  die  nicht 
vorher  amtlich  registrirt  wurden.  Und  auch  darüber  z.  B. 
wäre  eine  allgemein  massgebende  Entscheidung  wünschbar, 
ob,  wie  das  Genfer  Gericht  annimmt,  im  Recht söffnungsrer- 
fahren  nur  solche  Urkunden  beweiskräftig  sind,  die  auf  dem 
Zahlungsbefehl  erwähnt  waren ;  desgleichen  ob,  wie  das  Basler 
Civilgericht,  wohl  mit  Recht,  entschieden  hat,  auch  der  Ces- 
sionar  einer  Forderung  die  Rechtsöffnung  erwirken  kann. 
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Weniger  abgeklärt  ist  die  Frage,  ob  die  Entscheidung 
in  Rechtsöffnungssachen  den  Gerichten  oder  den  Voll- 
8 tr eckung sbehörden  gebühre.  Beide  Ansichten  lassen  sich 
verteidigen.  Ich  gebe  den  Vollstreckungsbehörden  darum  den 
Vorzug,  weil  sie  für  die  praktische  Ausbildung  des  Institutes, 
in  der  Form  durch  möglichste  Vereinfachung  des  Verfahrens, 
in  der  Sache  selbst  durch  angemessene  Abgrenzung  der  Be- 
griffe, besser  veranlagt  sind  als  die  Gerichte,  denen  dieses 
summarische  Verfahren  stets  als  eine  Versündigung  gegen 
die  Pflicht  des  Richters  zu  allseitiger  Ergründung  und  Er- 
dauerung  des  Rechtsverhältnisses  und  peinlicher  Wahrung 
aller  Verteidigungsmittel  der  Parteien  erscheinen  wird,  so 
dass  sie  zu  dessen  möglichster  Eindämmung  stets  allzu  geneigt 
pein  werden.  Voraussezung  bleibt  allerdings,  hier  wie  überall, 
dass  die  Vollstreckungsbehörden,  wenigstens  in  den  höheren 
Instanzen,  so  zusammengesezt  seien,  um  die  —  nicht  immer 
ganz  einfachen  —  Fragen,  die  bei  der  summarischen  Cog- 
nition des  Rechtsöffnungsverfahrens  in  Betracht  fallen,  beur- 
teilen zu  können:  Vollstreckbarkeit  des  Urteils  (B.  G,  80), 
Urteilsqualität  anderer  Urkunden  (B.  G.  80),  unkundlicher 
Tilgungs-  oder  Stundungsbeweis  (B.  G.  81),  Verjährung  (B.  G. 
81),  Zuständigkeit  des  urteilenden  ausserkantonalen  Gerichts 
(B,  G.  81),  regelrechte  Vorladung  und  Vertretung  des  Schuld- 
ners (B.  G.  81),  entgegenstehende  Staatsvertragsbestimmungen 
(B.  G.  81,  Abs.  3),  Begriff  der  Schuldanerkennung  und  der 
öffentlichen  Urkunde  (B.  G.  82,  Abs.  2),  die  Schuldanerkennung 
entkräftende  Einreden  (B.  G.  8^,  Abs.  2,  z.  B.  Zulässigkeit 
der  Einrede  des  Spiels,  Archiv  I,  29). 

Noch  heikler  können  sich  die  Fragen  gestalten  beim 
Bechtsvorschlag  in  der  Wechselbetreibung  (B.  G. 
182):  urkundlicher  Beweis  der  Zahlung  und  Stundung,  Fälsch- 
ung, wechselrechtliche  Einreden,  sonstige  Einreden  nach 
O.  R.  811.  Die  leztern  Einreden  namentlich  würden  gewiss, 
auch  im  summarischen  Verfahren,  besser  von  den  Gerichten 
beurteilt;  bedenkt  man  aber,  dass  die  Fälle,  in  denen  gegen 
Wechsel  stichhaltige  Einreden  angebracht  werden-  können, 
äusserst  selten   sind,    so  wird   man   die  Bestimmung  der  zu- 
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ständigen  Behörde  nicht  von  diesen  Ausnahmsfällen  abhängig 
machen;  Verstösse  der  untern  Instanzen  können  ja  von  den 
höhern  Instanzen  jederzeit  berichtigt  werden,  und  diese  höhern 
Instanzen  werden  selbstverständlich  die  von  den  Gerichten 
im  Wechselprozesse  geschaffene  Praxis  zur  Richtschnur  nehmen, 
da  es  keinen  Sinn  hätte,  einem  Gläubiger  das  Recht  zu 
öffnen,  der  voraussichtlich  nachher  im  Rückforderungsprozeas 
das  Erhaltene  wieder  herausgeben  müsste.  In  den  allermeisten 
Fällen  ist  aber  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  gegen  einen 
Wechsel  ein  Rechtsvorschlag  zulässig  sei,  nicht  schwieriger 
als  die  schon  jezt  den  Betreibungsämtern  obliegende  Consta- 
tirung  der  wechselmässigen  Verpflichtung  des  Betriebenen. 

d.  Dass  die  Aufhebung  der  Betreibung  auf 
Grund  von  Art  85  B.  G.  im  Falle  des  urkundlichen  Tilg- 
imgs-  oder  Stundungsbeweises  von  der  in  Rechtsöffnungs- 
sachen zuständigen  Behörde  soll  ausgesprochen  werden  können, 
bedarf  keines  nähern  Nachweises.  Auch  hier  handelt  es  sich, 
wie  bei  der  Rechtsöffnung,  um  eine  summarische,  nur  für  den 
Betreibungsprozess  Recht  schaffende  Cognition,  durch  die  dem 
gerichtlichen  Entscheid  über  den  Bestand  der  Forderung 
nicht  vorgegriffen  wird. 

e.  Der  Arrest  ist  eine  reine  Vollstreckungsmassregel,  dazu 
noch  von  provisorischem  Charakter.  Seine  Voraussetzungen 
bewegen  sich  samt  und  sonders  auf  einem  Boden,  auf  dem 
die  Vollstreckungsbehörden  zu  Hause  sind ;  es  braucht  keinen 
Richter,  um  zu  erkennen,  dass  die  und  die  vorgebrachten 
Tatsachen  auf  die  Möglichkeit  oder  Wahrscheinlichkeit  des 
Bestehens  einer  Forderung  schliessen  lassen  (B.  G.  272) :  auch 
der  Richter  würde  ja  im  Zweifelsfalle  den  Arrest  bewilligen, 
indem  die  Garantie  gegen  einen  Missbrauch  des  Arrestrechtes 
nicht  in  der  minutiösen  Vorprüfung,  sondern  in  der  strengen 
Schadenshaftung  des  Arrestnehmers  liegt.  Die  übrigen  Punkte 
(Arrestgründe)  sind  rein  tatsächlicher  Natur  (B.  G.  271): 
Mangel  eines  festen  Wohnsizes  oder  eines  Wohnsizes  in 
der  Schweiz,  Vermögensbeseitigung,  Flucht  oder  Vorbereitung 
dazu ;  Durchreise ;  Messe-  und  Marktbesuch ;  Taxirung  der 
Forderung   als   eine   ihrer  Natur   nach   sofort  zu  erfüllende; 
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Besiz  eines  Verlustsoheins.  Keine  Tatfrage  freilich;  sondern 
eine  Rechtsfrage  feinster  Art  ist  die  Frage  der  Vereinbarkeit 
von  B.  G.  271,  ZiflF.  2  und  3  mit  Bundesverfassung  Art.  59 
und  von  ZiflF.  1 — 5  mit  dem  Schweiz.- französ.  Gerichtstands- 
vertrag. Doch  diese  Frage  zu  lösen  wird  stets  vornehmlich 
der  obersten  Instanz  obliegen,  und  dass  diese,  welches  auch 
immer  die  Körperschaft  sei,  aus  der  sie  gebildet  wird,  der 
Entscheidung  jeder  Rechtsfrage  gewachsen  sein  mass^  wird 
selbstverständlich  postulirt. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  das  gegenwärtige  komplizirte 
Verfahren  einer  Anfechtung  des  Arrestgrundes  durch  Arrest- 
klage zu  ersezen  wäre  durch  eine  einfache  Beschwerdeführung 
des  Arrestschuldners  bei  der  nächst  höhern  Vollstrekungs- 
instanz. 

f.  Nachlassvertrag.  Der  inquisitorische  Charakter 
des  Nachlassverfahrens  und  seine  Verwandtschaft  mit  dem 
Konkursverfahren,  von  dem  es  eigentlich  nur  eine  Abart 
bildet,  fordern  dessen  Überweisung  an  die  Vollstreckungs- 
behörden. Die  Aufzählung  der  einzelnen  dabei  zu  treffenden 
Verfügungen  kann  diese  Ansicht  nur  erhärten:  1)  für  die  Be- 
urteilung des  Nachlassgesuchs  (B.  G.  293,  294):  Prüfung, 
ob  die  Mehrheit  der  Gläubiger  zustimmt,  ob  sie  mehr 
als  die  Hälfte  der  Forderungen  vertritt,  Ausscheidung 
der  pfandversicherten  und  privilegirten  Gläubiger,  Prüfung 
der  Nachlasswürdigkeit  des  Schuldners ;  —  2)  nach  Erteilung 
der  Stu?idung :  Ernennung  eines  Sachwalters  oder  ti  bernahme 
dieser  Punktion  durch  die  Behörde  selbst  (B.  G.  295),  Beauf- 
sichtigung des  Schuldners  (B.  G.  295),  Stundungswiderruf  im 
Falle  von  Widerhandlungen  (B.  G.  298),  Verlängerung  der 
Stundung  (B.  G.  295),  Inventar,  Sohäzung,  Schuldenruf  (B.  G. 
299,  300),  Leitung  der  Gläubigerversammlung  (B.  G.  302), 
schliesslich  Urteil  über  Annahme  und  Bestätigung  des  Nach* 
lassvertrags,  wobei  die  untere  Vollstreckungsbehörde  (Kon- 
kursamt), weil  zu  sehr  beteiligt,  nur  als  begutachtend  aufzu- 
treten hätte,  die  Entscheidung  stets  von  der  obern  Instanz 
getroflFen  würde.  Diese  hat  zu  prüfen:  ob  der  Nachlassvertrag 
zu  Stande  gekommen,  ob  dessen  Inhalt  rechtsmässig  ist,  und 
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8. 
Nicht  den  Vollstreckungsbehörden  zuzuweisen,  sondern 
der  gerichtlichen  Entscheidung  vorzubehalten  sind  —  ihrer 
rein  civil  rechtlichen  Natur  wegen  —  folgende  Gebiete,  wobei 
das  Bundesgericht  im  Rahmen  des  Organisationsgesezes  als 
Berufungsinstanz  angegangen  werden  kann: 

a)  die  Verantwortlichkeitsklage  gegen  Beamte  nach  B.  G. 
5  und  6; 

b)  die  Nichtigerklärung  von  Keohtshandlungen  nach  B.  6. 
1],  soweit  es  keine  Amtshandlungen  des  Betreibungsamts 
(Betreibungshandlungen)  sind;  also  z.  B.  die  Kassirung  der 
auf  Grund  eines  ungültigen  Zuschlags  erfolgten  Liegenschafts- 
fertigung ; 

c)  die  normale  Beseitigung  des  Rechtsvorsohlags  im 
ordentlichen  Prozesse  (B.  G.  79) ; 

d)  die  Aberkenn ungsklago  nach  B.  G.  83  und  die  Rück- 
forderungsklage nach  6.  G.  86.  Mit  Bezug  auf  die  leztere 
werden  die  Gerichte  (als  Berufungsinstanz  das  Bundesgericht) 
namentlich  zu  entscheiden  haben,  welche  Zahlungen  als  „in- 
folge" einer  Betreibung  geleistet  gelten;  ferner,  ob  die  ein- 
jährige Verjährung  der  Rückl'orderungsklage  nach  B.  G.  86 
auch  die  Anbringung  der  Klage  aus  0.  R.  72,  troz  geleistetem 
Irrtumsbeweise,  ausschliesst;  ^dlich,  ob  für  die  Klage  nach 
B.  G.  86  die  Bestimmung  von  0.  R.  73,  wonach  der  gutgläu- 
bige Empfänger  nur  bis  zur  Bereicherung  haftet,  ebenfalls 
gilt; 

e)  die  Entscheidung  über  dingliche  Ansprüche  Dritter 
(B.  G.  107,  109) ; 

f)  die  Bestimmung  des  Ausfalls  und  des  Schadens  bei 
Nichthaltung  einer  Liegensohaftssteigcrung  (B.  G.  127,  Abs. 
4,  143,  Abs.  2,  Archiv  II,  69); 

g)  Feststellung  des  Kollokationsplans,  soweit  es  sich  um 
den  Rechtsbestand  der  Forderung,  den  vom  materiellen  Kon- 
kursreoht  auf  sie  geübten  Einfluss  und  den  Rang  einer  Hypo- 
thekarforderung handelt ; 

h)  Schadenersazklage  wegen  ungerechtfertigten  Arrests 
(B.  G.  273) ; 
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den  4.  und  5.  September  1893  in  Frauenfeld. 


Verhandlungren  vom  4.  September  1893. 

I. 

Der  Präsident,  Herr  Prof.  Stooss^  eröffnet  die  Sitzung 
mit  folgender  Ansprache: 

Verehrte  Herren  Kollegen. 

Ich  heisse  Sie  alle  herzlich  willkommen  in  Frauenfeld» 
Es  ist  ein  schönes  Vorrecht  des  Präsidenten  des  schweizerischen 
Juristenvereins  bei  Eröffnung  der  Jahresversammlung  einige 
Worte  über  das  an  die  Kollegen  richten  zu  dürfen,  was  ihm 
am  meisten  am  Herzen  liegt,  und  was  liegt  uns  allen  mehr 
am  Herzen  als  unsere  Pflicht?  Lassen  Sie  mich  daher 
über  die  Pflichten  des  Juristen  sprechen. 

Es  giebt  nicht  nur  besondere  Pflichten  des  Richters,  des 
Anwalts,  des  Bechtslehrers,  es  giebt  auch  allgemeine 
Juristenpflichten.  Denn  der  Richter,  der  Anwalt  und  der 
Lehrer  des  Rechts  stehen  alle  im  Dienste  des  Rechtes  und 
der  Gerechtigkeit.  Ihre  äusserliche  Richtschnur  ist  das  G-e- 
setz.  Aber  unsere  Gesetze,  möchten  sie  auch  den  höchsten 
Grad  der  Vollkommenheit  erreicht  haben  —  und  sie  haben 
ihn  ja  keineswegs  erreicht  —  sind  toter  Buchstabe,  wenn  der, 
der  sie  anwenden  oder  erklären  soll,  nicht  von  dem  Geiste 
beseelt  ist,   der  den  toten  Buchstaben  lebendig  macht.     Der 
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ist  kein  Jurist,  der  das  Gesetz  zwar  in  allen  seinen  Bestiin- 
mangen  genau  kennt,  aber  nicht  darüber  hinaussieht  und  blind 
und  mechanisch  den  einzelnen  Fall  der  Norm  unterordnet. 
Auch  der  ist  kein  Jurist;  der  seine  Weisheit  über  das  Gesetz 
stellt  und  nur  das  darin  findet,  was  er  darin  finden  will. 
Vor  beiden  Verirrungen  bewahrt  uns  die  Wissenschaft, 
deren  Anfang  die  Bescheidenheit  und  das  Bewusstsein  eigener 
UnvoUkommenheit  ist.  Die  Wissenschaft  lehrt  uns,  wie  die 
Gesetze  entstehen,  und  lässt  uns  in  dem  Gesetze  die  Summe 
von  Regeln  erkennen,  welche  der  Stand  der  Erkennntnis  zur 
Zeit  seines  Erlasses  als  die  wichtigsten  und  die  richtigsten 
erscheinen  liess.  Schreitet  die  Erkenntnis  vor,  entwickeln 
sich  die  Lebensverhältnisse,  die  es  ordnen  will,  zu  grösserer 
Mannigfaltigkeit  und  Vollendung,  so  veraltet  das  Gesetz.  Der 
Richter,  der  nichts  kennt  als  ein  solches  Gesetz,  urteilt  trotz 
aller  Gewissenhaftigkeit  und  redlichen  Fleisses  falsch  und 
dann  empört  sich  der  gesunde  Sinn  des  Volkes  gegen  sein 
Recht  und  gegen  seine  Richter.  Bewahren  wir  daher  die 
Gesetzgebung  vor  unheilvollem  Stillestand,  arbeiten  wir  an 
ihrer  Entwicklung  und  an  ihrem  Fortschritte! 

Die  Wissenschaft  trage  die  Fackel  voran;  aber  nicht  als 
hochmütige,  dem  Leben  abgekehrte,  mit  Begriffen  und  Kon- 
struktionen prunkende  Meisterin,  sondern  als  bescheidene, 
emsige,  aufklärende  Forscherin.  Der  eine  stelle  das  Werden 
des  Rechtes  dar,  der  andere  mache  sich  die  Ergebnisse  der 
Rechtsgeschichte  zu  nutze  und  vergleiche  den  gegenwär- 
tigen Rechtszustand  mit  dem  vergangenen,  der  dritte  dringe 
kritisch  und  dogmatisch  in  das  Recht  der  Gegenwart  ein, 
der  vierte  bahne  dem  Gesetzgeber  den  Weg  und  weise 
ihm  das  leuchtende  Ziel! 

Auch  der  Richter  und  der  Anwalt  bedürfen  der  Wissen- 
schaft. Der  Richter  und  der  Anwalt,  welche  die  Wissen- 
schaft verachten  und  sich  ihrer  nur  als  Hülfe  in  der  Not  des 
einzelnen  Falles  bedienen,  sind  nicht  Juristen.  Sie  sind  un- 
fähig, das  Wesen  des  Rechtes  zu  erkennen ;  sie  stolpern  über 
jede  unebene  Stelle  und  klammern  sich  an  die  unsichere  und 
äusserliche  Stütze  des  Präjudizes  an. 
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Mit  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  des  Hechts  ist  es 
aber  noch  nicht  gethan !  Nnr  der  gute  Mensch  kann  ein 
guter  Jurist  sein.  Das  ist  zum  Glück  keine  neue  Wahr- 
heit, aber  sie  wird  bei  der  Erziehung  unserer  Juristen  und 
auch  im  Rechtsleben  noch  zu  wenig  gewürdigt. 

Der  Bechtslehrer,  der  sich  nur  an  den  Verstand  seiner 
Schüler  wendet  und  ihren  Scharfsinn  und  ihr  juristisches 
Denken  ausbildet,  hat  zwar  viel  geleistet:  aber  er  hat  noch 
keine  Juristen  herangebildet.  Der  blasierte  junge  Jurist, 
der  rornehm  auf  das  Leben  des  Volkes  herabsieht,  der  den 
Kechtsfall  nur  als  Fall  und  nicht  als  ein  für  die  Beteiligten 
wichtiges  Ereignis  behandelt,  mit  dem  ihr  Denken  und  Fühlen 
verknüpft  ist,  von  dem  vielleicht  ihr  Grlück  abhängt,  ahnt  die 
Bedeutung  seines  Berufes  ebenso  wenig  als  der  junge  Medi- 
ziner, dem  die  Kranken  nur  Material  sind.  Der  Lehrer  des 
Rechts,  der  seinen  Zuhörern  nicht  an  das  Herz  greift  und  sie 
das  Recht  nicht  als  ars  sBqui  et  boni  verstehen  lehrt,  hat 
«einen  Beruf  ebenso  verfehlt  wie  der  Schullehrer,  der  seinen 
Zöglingen  nur  Schulwissen  beibringt. 

In  dem  hehren  Beruf  des  Richters  verwirklicht  sich 
die  Pflege  des  Rechtes  als  Pflege  des  G-uten  und  Rechten 
am  schönsten.  Wehe  dem  Volke,  das  herzlose,  formverknö- 
cherte Richter  hat ;  Heil  dem  Volke,  dessen  Richter  ein  Herz 
für  das  haben,  was  den  Gegenstand  ihrer  Entscheidung  aus- 
macht. Besser  ein  ungelehrter  Richter  mit  natürlichem  Rechts- 
gefühl und  starkem  Sinn  für  das  Gute,  als  ein  mit  den  Fein- 
heiten juristischer  Eleganz  ausgestatteter  Richter,  dem  das 
Menschliche  fremd  ist.  In  einfachen  Verhältnissen  reicht  das 
Rechtsgefühl  für  den  Richter  aus;  auch  die  hochentwickelte 
Kultur  der  Grossstadt  erträgt  keine  Richter  ohne  Rechtsgefühl. 
Und  der  Anwalt  —  soll  er  nicht  auch  sein  Rechtsgefühl 
faethätigen?  Muss  er  sich  nicht  den  Verhältnissen  anpassen  und 
seinem  Klienten  mit  allen  erlaubten  Mitteln  zum  Sieg  verhelfen? 
Oewiss !  Unerlaubt  sind  aber  nicht  nur  die  Mittel,  die  ausdrück- 
lich verboten  sind,  sondern  alle,  welche  eines  ehrlichen  Mannes 
unwürdig  sind.  Wie  es  keine  besondere  Moral  für  Staatsmänner 
giebt,  so  giebt  es  auch  keine  besondere  Moral  für  Advokaten. 
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Leider  steht  unser  Civilprozessrecht  nooh  nioht  auf  der 
Höhe  dieser  Anschauung  und  unrecht  wird  nicht  selten  zu 
Recht  erkannt.  Wenn  aber  der  Anwalt  ein  Ehrenmann  ist, 
der  sich  nicht  dazu  hergiebt,  dem  Sohlechten,  das  die  Form 
des  Rechtes  zu  wahren  wusste,  seinen  Beistand  zu  leihen,  und 
wenn  die  G-erichte  den  Geist  des  Rechtes  über  den  unroU- 
kommenen  Buchstaben  des  Gesetzes  stellen,  werden  solche 
Fälle  immer  seltener  werden. 

Die  Pflege  des  Guten  und  Rechten  ist  die  allge- 
meine und  vornehmste  Juristenpflicht,  die  uns  alle  bindet» 
Möchten  uns  unsere  gegenwärtigen  Verhandlungen  und  unser 
gemütliches  Beisammensein  zu  treuer  und  fröhlicher  Erfüllung 
dieser  Pflicht  anspornen  und  kräftigen ! 

Der  Jahresbericht  für  das  zu  Ende  gehende  Vereins- 
jähr  darf  ausserordentlich  kurz  sein.  Der  Vorstand  hat  sich 
darauf  beschränkt,  eine  Preisangabe  auszuschreiben  und  die 
Verhandlungen  für  die  Jahresversammlung  vorzubereiten. 
Zu  seinem  Vizepräsidenten  ernannte  der  Vorstand  Herrn  Prof. 
Dr.  Alfred  Martin,  in  Genf.  Die  Quästur,  welche  unser 
verehrter  Freund,  Herr  Bundesriohter  Dr.  Jules  Roguin 
neben  dem  Präsidium  musterhaft  geführt  hatte,  übernahm  nach 
seinem  allgemein  bedauerten  Rücktritte  Herr  Bundesrichter 
Charles  Soldan;  das  Sekretariat,  das  Herr  Prof.  Dr. 
Emil  Zürcher  viele  Jahre  mit  Auszeichnung  verwaltet 
hatte,  ist  an  Herrn  Dr.  Arthur  Hoffmann,  Advokat  in 
St.  Gallen,  übergegangen. 

Ein  wichtiges  und  freudiges  Ereignis  kennzeichnet  das 
letzte  Jahr.  Prof.  Dr.  Eugen  Hub  er  in  Bern  hat  das 
grosse  Werk  vaterländischer  Rechtswissenschaft,  System 
und  Geschichte  des  schweizerischen  Privatrechtes, 
durch  einen  vierten  Band,  die  Geschichte  des  schweizerischen 
Privatrechtes,  im  Frühjahr  1893  abgeschlossen.  Er  hat  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  schweizerischen  Privatrechts 
als  eines  Ganzen  in  geschlossenem  Aufbau  aufgestellt.  Er 
hat  aber  autsh  den  lokalen  Eigentümlichkeiten  ihre  Stelle 
anzuweisen  verstanden  und  da  und  dort  wirft  er  einen  Blick 
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auf  die  zukünftige  Entwicklung    des  schweizerischen  Prirat- 
rechts. 

Der  Juristenverein  darf  auf  die  Förderung  dieses  Werkes 
stolz  sein.  Dem  Verfasser  muss  sein  Werk  selbst  die  höchste 
Genugthuung  sein;  es  sei  aber  doch  gestattet  ihm  heute  feier- 
lich den  Dank  des  schweizerischen  Juristenvereins  für  seine 
nationale  wissenschaftliche  That  abzustatten. 

Auch  in  diesem  Jahre  beklagt  der  Verein  den  Hinscheid 
mehrerer  Kollegen. 

Von  Solothurn  aus  hatten  wir  letztes  Jahr  unser  Ehren- 
mitglied Rudolf  von  Jhering  zu  seinem  50jährigen  Doktor- 
jubiläum beglückwünscht;  nachdem  er  das  Jahr  zuvor  in  Zürich 
persönlich  an  unserer  Versammlung  teilgenommen  hatte.  Er 
beantwortete  unser  Telegramm  nicht  und  einige  Tage  später 
erfuhren  wir  seinen  Hinscheid.  Der  Vorstand  hat  dem  ge- 
schiedenen Meister,  der  die  Fesseln  des  römischen  Rechts 
mit  seinem  Geist  zu  brechen  versucht  hat,  einen  Kranz 
dankbarer  Erinnerung  auf  sein  Grab  legen  lassen. 

Im  Laufe  des  Winters  starb  in  der  Blüte  der  Mannes- 
jahre ein  liebenswürdiger  Kollege,  Advokat  Louis  Paschoud 
in  Lausanne.  Er  gehörte  vermöge  seiner  Tüchtigkeit  und 
seiner  Arbeitsfreudigkeit  zu  den  gesuchtesten  Anwälten  des 
waadtländischen  Barreau.  Sein  offenes,  freimütiges  Wort 
fand  auch  im  schweizerischen  Nationalrat  die  verdiente  Be- 
achtung. Als  französischer  Berichterstatter  im  Nationalrat 
über  das  Betreibungs-  und  Konkursgesetz  hat  er  sich  be- 
sondere Verdienste  um  die  Bechtseinheit  auf  diesem  wichtigen 
Gebiete  erworben. 

Bewahren  wir  diesen  Männern  ein  ehrenvolles  Andenken. 

Und  nun  erkläre  ich  die  31.  Jahresversammlung  des 
Schweizerischen  Juristenvereins  als  eröffnet. 

II. 

Als  Sekretäre  werden  bezeichnet  Herr  Dr.  Arthur  Hoff- 
mann  in  St.  Gallen  und  M.  Albert  Gampert,  notaire,  Gen&ve. 
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Als  Rechnungsreviaoren  werden  ernannt  die  Herren  Prof. 
OoUofrey,  Obergeriohtspräsident  in  Freibarg  und  Staatsschreiber 
Dr.   Wehrli  in  Frauenfeld. 

IIL 

Herr  AchiH  Gengel  in  Frauenfeld  hat  dem  schweizerischen 
Juristenverein  zu  seiner  31.  Jahresversammlung  seine  Schrift: 
;,Die  Begriffe  des  Sittlichen  und  des  Rechts^  gewidmet.  Das 
Präsidium  verdankt  die  Widmung  aufs  beste. 

IV. 

Folgende  Herren  werden  als  Mitglieder  des  Vereins  auf- 
genommen: 

1 .  Dr.  Guido  Nicola,  Bundesgerichtssekretär^  Lausanne. 

2.  Alphonse  DubuiSy  avocat,  Lausanne. 

3.  Fritz  Zeerkder,  Fürsprech  und  Beamter   im  eidg.  Justiz- 

departement, Bern. 

4.  Rudolf  Däüenbach,  Amtsnotar,  Burgdorf. 

5.  Dr,  Richard  Lang,  Fürsprech,  Zürich. 

6.  Dr,   WaUher  Rieser,  Fürsprech,  St.  Gallen. 

7.  Vincent  Gottofrey,  professeur  de  droit,  Fribourg. 

8.  Dr.  Theodor   Weiss,  Genf. 

9.  Dr.  Emil  Schürfer,  Advokat,  Zürich, 

10.  Gerichtspräsident   WieÜisbach,  Bremgarten  (Aargau). 

11.  Dr.  Filix  Jeanner  et,  avocat,  Ghaux-de-Fonds. 

12.  Paul  Des  Gouttes,  Dr.  en  droit,  avocat,  Gen&ve. 

13.  Philippe  Dunant,  Dr.  en  droit,  avocat,  Genfeve. 

14.  J.  Fischer,  Fürsprech,  Baden  (Aargau). 

15.  H,  Lehner,  Fürsprech,  Baden  (Aargau). 

16.  Rudolf  Huber,  Fürsprech,  Frauenfeld. 

17.  Dr.  Cohn,  Professor  der  Rechte,  Zürich. 

18.  Adolf  Beerli,  Fürsprech,  Kreuzungen. 

19.  A.  Böhi,  Oberrichter,  Frauenfeld. 

20.  Fritz  Voüand,  Dr.,  Gemeinderatssohreiber,  St.  Gallen. 

21.  Dr,  R.  Forrer,  Fürsprech,  St.  Gallen. 

22.  Dr.  R.   Eberle,  Fürsprech,  St.  Gallen. 
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23.  Dr.  Heinrich  Moosbergerj  Chur. 

24.  Heinrich  Häberlinj  Fürsprech,  Weinfelden. 

25.  Rud.  Sieger^  Fürsprech,  Frauenfeld. 

26.  Dr.  J.   Wehrli,  Staatsschreiber,  Frauenfeld. 

27.  Dr,  Bachmann,  Nationalrat,  Frauenfeld. 

28.  Achiü  Gengel,  Redaktor,  Frauenfeld. 

29.  Franz  Eggspühler,  Gerichtspräsident,  Zurzach. 

30.  Gustav  Harbin^  Fürsprech,  Brugg. 
31..  u4.  ReissCy  Fürsprech,  Baden  (Äargau). 

V. 

Als  Preisaufgabe  wurde  ausgeschrieben :  Das 
Verhältnis  des  Civil-  und  Strafurteils  und 
dabei  bemerkt:  Gewünscht  wird  eine  Darstellung  des  gelten- 
den Bundes-  und  kantonalen  Rechts  mit  Berücksichtigung 
der  Rechtsprechung  nebst  einer  kritischen  Würdigung  des 
Gesetzesstandes. 

Das  Urheberrecht  an  den  preisgekrönten  Arbeiten  geht 
auf  den  schweizerischen  Juristenverein  über,  der  sich  die 
Drucklegung  vorbehält. 

Der  Vorstand  hat  zu  Preisrichtern  ernannt  die  Herren 
Dr.  A.  Fehr,  Obergerichtspräsident  in  Frauenfeld. 
Professor  Dr.  X  Gretener  in  Bern. 
Dr.  E.  Picot,  President  de  la  Cour  de  justice  k  Genöve. 

Es  ist  nur  eine  Arbeit  eingegangen  mit  dem 
Motto:  res  inter  alios  judicatae  aliis  non  praejudicant. 

Über  dieselbe  erstattet  Herr  Obergerichtspräsident  Dr. 
Fehr  folgenden  Bericht  des  Preisgerichts. 

Was  den  Inhalt  der  Arbeit  anbetriflFt,  so  prüft  der 
Verfasser  in  der  Einleitung  kurz  die  in  der  Litteratur 
hervorgetretenen  Formulierungen  der  zu  erörternden  Frage, 
indem  er  diese  als  eine  solche  nach  der  Rechtskraft  der 
Urteile  fasst,  und  bezeichnet  die  an  sich  möglichen  Stand- 
punkte der  Beurteilung.  Dem  entsprechend  zerfällt  die  Ab- 
handlung in  zwei  Hauptteile: 
I.  Wirkung  des  Strafurteils  auf  die  konnexe  Civilsache  und 
II.  Wirkung  des  Civilurteils  auf  die  konnexe  Strafsache. 
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In  der  ersten  Abteilung  werden  vorerst  die  maas* 
gebenden  Normen  behandelt^  zuerst  im  Bundesrecht, 
wo  0.  R.  50  ff.,  besonders  59  in  Frage  kommen.  Der  Ver- 
fasser gelangt  zu  folgenden  Resultaten: 

a.  Freisprechende  Strafurteile,  welche  den  Angeklagten 
wegen  Nichterwiesenseins  der  Schuld  freisprachen,  können 
schon  mit  Rücksicht  auf  den  in  0.  R.  51  statuierten  Grund- 
satz der  freien  Beweiswürdigung  für  den  Civilrichter  nicht 
bindend  sein. 

b.  Die  Annahme  der  Gebundenheit  des  Oivilrichters  an 
ein  freisprechendes  Urteil,  sofern  dieses  nicht  ausdrücklich 
feststellt,  dass  der  Angeklagte  die  That  nicht  begangen,  ist 
angesichts  der  Bestimmungen  von  0.  B.  50  ff.,  besonders  59, 
bundesrechtswidrig. 

c.  Die  Annahme  der  Gebundenheit  des  Oivilrichters  an 
ein  verurteilendes  Straferkenntnis,  sowie  ein  freisprechendes, 
welches  ausdrücklich  konstatiert,  dass  der  Angeklagte  die 
inkriminierte  That  nicht  begangen  hat,  ist  durch  das  0.  R. 
nicht  ausgeschlossen. 

d.  Die  Frage  der  Gebundenheit  des  Oivilrichters  an  ein 
verurteilendes  Straferkenntnis  ist  zunächst  nach  allfallig  in 
Kraft  stehenden  kantonalen  Normen  und  erst  in  Ermangelung 
solcher  nach  der  Natur  der  Sache  zu  entscheiden. 

Im  weiteren  Fortgange  der  Arbeit  werden  die  kan- 
tonalen Normen  erörtert  und  findet  Verfasser,  dass  nur 
die  Vorschrift  der  aargauischen  Strafprozessordnung  und  der 
tessiner  Civilprozessordnung:  „Der  Entscheid  über  Schuld 
oder  Nichtschuld  soll  für  das  damit  in  Zusammenhang  stehende 
Oivilurteil  massgebend  sein^  mit  absoluter  Notwen- 
digkeit auf  eine  Gebundenheit  des  Oivilrichters  an  das 
Urteil  des  Strafrichters  schliessen  lasse. 

Übergehend  zu  der  Entscheidung  nach  der 
Natur  der  Sache  wird  de  lege  lata  festgestellt: 
Der  Oivilrichter  ist  an  die  thatsächlichen  Feststellungen  des 
Strafrichters,  welche  die  Voraussetzungen  zu  dessen  Urteil 
über  Bestehen  oder  Nichtbestehen  des  staatlichen  Strafan- 
spruchs bUden,  nicht  gebunden ;  dagegen  ist  er  an  das  straf- 
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richterliche  Urteil  selbst  über  Bestehen  oder  Nichtbestehen 
eines  Strafreohts  des  Staates  gebunden.  Hieraus  werden  die 
Folgerungen  gezogen. 

De  lege  ferenda  hält  der  Verfasser  —  nach  Wür- 
digung der  verschiedenen  Gründe  und  Gegengründe  —  eine 
Bestimmung,  dass  der  Civilrichter  an  die  thatsächlichen  Fest- 
stellungen des  Strafurteils  gebunden  sein  solle,  durchaus 
nicht  für  notwendig;  jeder  Richter  soll  die  Grundlagen 
seines  Urteils  selbständig  prüfen ;  faktisch  werde  sich 
der  Civilrichter  ohnehin  meist  an  die  thatsächlichen  Fest- 
stellungen des  Strafurteils  halten,  wenn  er  aber  auch  einmal 
aus  innerster  Überzeugung  zu  anderen  Annahmen  gelangen 
sollte,  so  wäre  dies  kein  Unglück. 

In  einer  folgenden  Unterabteilung  werden  diejenigen 
Fälle  behandelt,  wo  eine  Strafsache  für  eine  Givilsache 
wirklich  präjudiziell  ist,  d.  h.  wo  der  Civilanspr^ch 
durch  das  Vorhandensein  eines  Strafanspruchs  bedingt  ist, 
sei  es  dass  das  Strafurteil  selbst  civilistische  Wirkungen  er- 
zeugt, sei  es  dass  bloss  das  Vorhandensein  einer  strafbaren 
Handlung,  wie  beim  Fabrikhaftpflichtgesetz,  Voraussetzung 
eines  Civilanspruchs  ist.  Es  wird  auch  die  Frage  geprüft, 
was  für  einen  Einfluss  eine  allfällige  Abänderung  des  Straf- 
urteils auf  das  bereits  ergangene  Civilurteil  habe. 

Die  zweite  Hauptabteilung  erörtert  die  Wir- 
kung des  Civilurteils  auf  die  konnexe  Straf- 
sache und  untersucht  im  ersten  Abschnitt  den  Fall  der 
Identität  des  civilen  und  kriminellen  Klagefundaments, 
im  zweiten  Abschnitt  die  Fälle,  wo  im  Strafprozess  civile 
Vorfragen  auftauchen. 

In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  werden  folgende  Sätze 
aufgestellt: 

Der  Strafrichter  ist  an  das  Urteil  des  Civilrichters  ge- 
bunden, insoweit  dieses  über  den  Givilanspruch  selber,  der 
in  Judicium  deduziert  wurde,  rechtskräftig  entschieden  hat; 
der  Civilanspruch  ist  und  bleibt  vorläufig  res  judicata.  Da- 
gegen kann  er  nicht  gebunden  sein  an  das  Urteil  des  Civil- 
richters, was  die  thatsächlichen  Feststellungen  desselben  oder 
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die  strafrechtliche  Qualifikation  der  Thatsachen  betrifft.  Eine 
Ausnahme  ist  zu  machen  in  den  Fällen,  wo  das  Cirilurteil 
die  notwendige  Voraussetzung  der  Geltendmachung  des  Straf- 
anspruches, des  Strafprozesses,  bildet. 

Was  den  zweiten  Punkt ,  die  civilrechtlicheD 
Vorfragen  anbetrifft,  d.  h.  solche,  welche  bei  Beurteilung 
einer  Strafsache  mit  logischer  Notwendigkeit  entschieden 
werden  müssen,  bevor  das  Endurteil  in  einer  Strafsache  ge- 
fällt werden  kann,  so  wird  der  Standpunkt  der  verschiedenen 
Gresetzgebungen  der  Schweiz  auseinander  gesetzt  und  hierauf 
prinzipiell  die  Frage  gelöst,  welches  der  zur  Beurteilung  der 
civilrechtlichen  Vorfrage  kompetente  Richter  sei.  Folgende 
Schlüsse  werden  gezogen: 

A.  Schützt  die  Strafnorm  nicht  das  Rechtsverhältnis  in 
seinem  spezifisch  civilrechtlichen  Sinne,  so  tritt  der  Straf- 
richter durchaus  frei  an  die  Beurteilung  der  Frage  heran, 
für  ihn  handelt  es  sich  im  Grunde  nicht  um  eine  civilrecht- 
liche  Vorfrage. 

B.  Liegt  dem  Strafrichter  eine  rein  civilrechtliche  Vor- 
frage vor,  über  welcher  zur  Zeit  der  Eröfinung  des  Straf- 
urteils ein  Civilurteil  ergangen,  so  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Das  Civilurteil  über  das  Rechtsverhältnis  erging  vor 
der  That  und  unter  denselben  Parteien.  Da  hat  gerade  das 
Strafrecht  das  durch  den  Civilrichter  formell  rechtskräftig 
festgestellte  Recht  zu  schützen. 

2.  Das  Cinlurteil  ergieng  nicht  zwischen  denselben  Par- 
teien oder  erst  nach  der  That.  Da  ist  der  Strafrichter 
der  für  die  Beurteilung  der  civilrechtlichen  Vorfragen  kom- 
petente Richter,  es  sei  denn,  dass  für  den  betreffenden  Fall 
das  Gesetz  die  ausschliessliche  Beurteilung  der  Civilfrage 
durch  den  Civilrichter  vorschreibe,  in  welch'  letzterem  Falle 
der  Strafrichter  an  das  Civilurteil  gebunden  ist,  resp.  das 
Strafverfahren  bis  nach  Durchführung  des  Civilverfahrens  zu 
sistieren  hat. 

Als  Anhang  wird  erörtert,  welche  Wirkung  die  Ent- 
scheidung des  Strafrichters  über  eine  civilrechtliche  Vorfrage 
äussere  auf  einen  späteren  Civilprozess,    wo  diese 
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Frage  ebenfalls  zur  Verhandlung  komme.  Die  Antwort 
lautet:  Der  Strafrichter  kann  nur  solche  Fragen  rechtskräftig 
entscheiden,  die  in  seiner  Kompetenz  liegen,  er  hat  somit 
über  jene  Vorfragen  nicht  rechtskräftig  entschieden. 

Das  Freisgericht  findet,  dass  die  eingegangene 
Arbeit,  welche  mit  den  Anmerkungen  190  Quartseiten  um- 
fasst,  eine  rorzügliche  sei.  Der  Gegenstand  war  nicht  leicht 
zu  behandeln,  es  mussten  viele  schwierige  Funkte  einlässlich 
geprüft  werden.  Die  theoretischen  Erörterungen  und  die 
praktischen  Erwägungen  der  verschiedenen  Standpunkte  zeigen 
ein  besonnenes  und  reifes  Urteil,  die  Auseinandersetzungen 
sind  klar,  methodisch  und  gründlich.  Auch  die  kritischen 
Untersuchungen  sind  sorgfältig,  so  insbesondere  die  über 
0.  B.  59,  dann  die  de  lege  ferenda  über  den  Einfluss,  den 
das  Strafurteil  auf  das  Givilurteil  ausüben  soll  (dass  der 
Richter  nicht  gebunden  sei),  und  über  den  Begriff  einer  straf- 
baren Handlung  im  Sinne  des  Fabrikhaftpflichtgesetzes.  Die 
Litteratur  ist  sorgfältig  benützt,  die  Vergleichung  der  Gesetz- 
gebungen und  gerichtlicher  Entscheide  interessant  und  mit 
vielem  Fleisse  erstellt. 

Andererseits  ist  die  Arbeit  aber  auch  nicht  frei  von 
Mängeln,  die  wohl  hauptsächlich  ihren  Grund  darin  haben, 
wie  sie  zu  Stande  gekommen  ist.  Sie  ist  nämlich,  wie  wir 
gefunden,  zum  weitaus  grössten  Teil  nur  eiiie  Abschrift  aus 
der  dieses  Frühjahr  erschienenen  und  auch  im  Buchhandel 
vertriebenen  Inauguraldissertation  des  Herrn  Theodor  Weiss 
von  Zürich,  betitelt:  „Die  Behandlung  konnexer  Civil- 
und  Strafsachen  in  der  Schweiz.  Prozessgesetzgebung."  Es 
handelt  sich  hier  nicht  etwa  um  ein  Plagiat,  vielmehr  hat, 
wie  der  Präsident  unseres  Vereins  auf  unsern  Wunsch  fest- 
stellte, Hr.  Weiss  selbst  die  Abschriften  angeordnet  und  die 
Arbeit  eingesandt.  Die  Versammlung  des  Schweiz.  Juristen- 
vereins wird  zu  entscheiden  haben,  ob  eine  solche  Zusammen- 
stellung aus  einer  bereits  gedruckten  Arbeit  überhaupt  zur 
Konkurrenz  zuzulassen  sei;  es  ist  dies  eine  Frage,  die  wohl 
eher  verneint  werden  dürfte.  Es  ist  nun  in  der  That  schwie- 
rig,   aus    solchen    leicht    verbundenen    Auszügen    aus    einem 
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Werk;  das  eine  andere  Aufgabe  zu  erftillen  hat  (die  Art  der 
Behandlung  konnexer  Civil-  und  Strafsachen  zu  erörtern) 
ein  einheitliches  übereinstimmendes  Ganze,  über  das  Ver- 
hältnis des  Ciril-  und  Strafurteils,  entsprechend  dem  Pro- 
gramm des  Juristenvereins;  zu  bilden,  und  diese  Aufgabe  hat 
der  Verfasser  nicht  vollständig  erfüllt.  Er  behandelt  haupt- 
sächlich den  prozessualen  Standpunkt;  es  fehlt  eine  von 
höheren  Gesichtspunkten  ausgehende  Studie  über  die  wesent- 
lichen Differenzen  in  der  Natur  des  Straf-  und  Civil- 
Urteils;  diese  grundlegenden  Auseinandersetzungen  hätten 
ihre  Stelle  in  der  Einleitung  finden  können.  Wenn  der  Ver- 
fasser schon  einige  Zeit  in  der  Praxis  stehen  würde,  so  hätte 
er  wohl  auch  die  praktisch  wichtigen  Fälle  des  strafrechtlich 
und  civilreohtlich  in  Betracht  kommenden  Betruges  näher 
ins  Auge  gefasst. 

Wenn  die  Arbeit  eine  neue,  selbständige  wäre,  so  würde 
das  Preisgericht  beantragen,  für  sie  einen  zweiten  Preis  aus- 
zusetzen. Wir  halten  jedoch  dafür,  dass  in  Würdigung  der 
bereits  auseinander  gesetzten  Verhältnisse,  besonders  auch 
des  Umstandes,  dass  die  Bedingung  der  Preisausschreibuug, 
es  solle  das  Urheberrecht  an  der  Arbeit  an  den  Verein  über- 
gehen, nicht  erfüllbar  ist,  ein  Preis  nicht  zuerkannt 
werden  könne.  Dagegen  scheint  es  uns  billig,  dem 
Verfasser  für  seine  Ausgaben  und  Mühe  eine  Entschädigung 
zuzusprechen,  welche  wir  auf  eine  Summe  von  Fr.  150  zu 
fixieren  beantragen. 

Eine  Drucklegung  der  Arbeit  kann  nicht  wohl  in 
Frage  kommen,  weil  die  Originalarbeit  bereits  gedruckt  ist. 

Die  Versammlung  genehmigt  die  Anträge  des  Preis- 
gerichts ohne  Diskussion. 

VI. 

Das  Präsidium  bringt  hierauf  den  ersten  Verhandlungs- 
gegenstand 

Die  Kompetenz  des  Bnndesgerichts  in  Betreibnngs- 

nnd  Eonkurssachen 

zur  Verhandlung  und  erteilt  zunächst  dem  Referenten  das  Wort. 
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Prof.  L.  jR.  V.  ScUis  hebt  aus  seinem  gedruckten  Referate 
einige  Hauptpunkte  hervor. 

Zunächst  sind  vom  Standpunkte  des  geltenden  Rechts 
die  Kompetenzen  des  Bundesgerichts  in  Betreibungssachen 
zu  fixieren.  Diese  Kompetenzen  sind  nicht  im  Betreibungs- 
gesetz, sondern  im  Gresetze  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege  zu  suchen.  Das  Rechtsmittel  der  Berufung 
ist  darnach  in  Betreibungssachen  überall  da  zulässig,  wo  die 
Voraussetzungen  der  Art.  29  und  30  des  Organisationsgesetzes 
vorhanden  sind,  also:  civilrechtliche  Streitigkeit,  letztinstanz- 
liches kantonales  Haupturteil,  Beurteilung  nach  eidgenössischem 
Recht,  Streitwert  von  Fr.  3000,  rechtzeitige  Anmeldung  des 
Rechtsmittels. 

Demgemäss  können  nur  die  Fragen  an  das  Bundesgericht 
weiter  gezogen  werden,  in  denen  es  sich  um  cirilrechtliche 
Fragen  handelt.  Hieher  gehören  beispielsweise  die  Verant- 
wortlichkeit der  Beamten,  die  betreibungsrechtliche  condictio 
indebiti,  die  Fälle  der  Art.  197  ff.  (materielles  Konkursreoht), 
Kollokationsstreitigkeiten,  die  Anfechtungsklage  u.  s.  w. 

Das  Rechtsmittel  des  staatsrechtlichen  Rekurses 
ist  ausgeschlossen,  wenn  es  sich  um  behauptete  Verletzung 
der  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  handelt.  Das  Bundes- 
gericht hat  dies  mit  der  Begründung  ausgesprochen,  der 
Gesetzgeber  habe  den  staatsrechtlichen  Rekurs  hier  still- 
schweigend ausgeschlossen.  Der  Entscheid  ist  richtig 
und  es  ist  nur  zu  begrüssen,  dass  das  Bundesgericht  den 
fitaatsrechtlichen  Rekurs  eingedämmt  hat;  die  Begründung 
dagegen  ist  sehr  anfechtbar. 

Der  Ausschluss  des  staatsrechtlichen  Rekurses  gilt  in- 
dessen nicht  für  die  Fälle,  wo  verfassungsrechtliche  und  staats- 
vertragliche Normen  verletzt  erscheinen.  Doch  ist  auch  dies 
wieder  nicht  ausnahmslos;  so  ist  z.  B.  bei  einer  Verletzung 
des  Art.  59  B.  V.  in  Sachen  des  Betreibungsforum  der  Bundes- 
rat kompetent,  ebenso  in  Fällen  von  Rechtsverweigerung  und 
Rechtsverzögerung  seitens  der  Betreibungs-  und  Konkurs- 
ämter nnd  nach  Ansicht  des  Referenten,  allerdings  im  Gegen- 
satz  zur  Ansicht   der  Mehrheit   des   eidg.  Rates  für  Schuld- 
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betreibang  und  Konkurs;  bei  einer  Verletzung  der  in  das 
CTebiet  des  Betreibungsverfahrens  fallenden  Bestimmungen  der 
Staatsverträge. 

Das  Resultat  der  Untersuchung  der  Kompetenzen  des 
Bundesgerichts  im  geltenden  Recht  ist  das,  dass  grosse  Ge- 
biete  vorhanden  sind,  in  denen  keine  die  Rechtseinheit  wahrende 
Bundesinstanz  zur  Verfügung  steht.  Vom  Standpunkt  aber 
einer  einheitlichen  Anwendung  des  einheitlichen  Rechts  ist 
eine  Erweiterung  der  Kompetenzen  der  Bundesinstanz  un- 
bedingt wünsohbar  und  notwendig.  Dies  gilt  namentlich  für 
das  Rechtsöffnungsverfahren,  den  Rechtsvorschlag  bei  der 
Wechselbetreibung,  die  Konkurseröffnung  und  den  Nachlass- 
vertrag. 

Soll  nun  auf  dem  Boden  der  bestehenden  Organisation 
des  Beschwerdeverfabrens  der  Bundesrat  oder  das  Bundes- 
gericht mit  diesen  neuen  Kompetenzen  ausgerüstet  werden? 
Referent  entscheidet  sich  für  den  Bundesrat  ganz  wesentlich 
aus  dem  Grunde,  um  nicht  die  Zweispurigkeit  des  Beschwerde- 
verfabrens im  Betreibungs-  und  Konkursrecht  noch  weiter 
auszudehnen.  Der  Haupteinwurf,  man  dürfe  den  Bundesrat, 
eine  politische  Behörde,  nicht  über  den  kantonalen  Richter 
stellen,  ist  hinfallig  angesichts  der  Thatsache,  dass  schon  nach 
geltendem  Rechte  der  Bundesrat  Beschwerden  über  Entscheide 
einer  richterlichen  Behörde  zu  erledigen  hat,  überall  da  nämlich, 
wo  die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  aus  Gerichten  bestellt 
worden  sind. 

Sollte  dagegen  später  einmal  eine  neue  Organisation  des 
Beschwerdeverfahrens  kommen,  so  ist  es  für  den  Referenten 
eine  offene  Frage,  ob  alsdann  der  Bundesrat  oder  das  Bundes- 
gericht oder  ein  drittes  Organ  (ein  Vcrwaltungsgerichtshof) 
als  oberste  Beschwerdeinstanz  eingesetzt  werden  sollte. 

Gegen  die  Beibehaltung  der  derzeitigen  Organisation 
sprechen  unter  Anderm  auch  Vorkommnisse  neueren  Datums. 
Im  Falle  Jung  (Archiv  II  Nr.  83)  hat  der  Bundesrat  das 
Gutachten  des  Betreibungsrates  nicht  angenommen.  Würde 
sich  diese  Erscheinung  wiederholen,  so  wäre  der  Erfolg  ganz 
einfach  eine  Vermehrung  der  Bundesinstanzen  und  das  böte 
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den  Beweis,  dass  die  eine  oder  die  andere  dieser  Instanzen 
verschwinden  kann. 

In  der  Behandlung  der  Rekurse  durch  den  Bundesrat 
hat  es  sich  gezeigt,  dass  diese  Behörde  in  Fragen  der  Un- 
pfändbarkeit von  Vermögensstücken  sich  in  eine  einlässliche 
selbständige  Prüfung  eingelassen  hat.  Es  liegt  dabei  die 
Gefahr  nahe,  dass  die  Stabilität  der  Rechtsprechung  in  dieser 
Materie  darunter  leide  und  dass  man  keine  Präjudizien  er- 
halte, während  sie  doch  gerade  hier  höchst  wünschenswert 
erscheinen. 

Diese  Erscheinungen  dürften  geeignet  sein,  das  Erspriess- 
liehe  der  Institution  eines  Yerwaltungs-Gerichtshofes  als  oberste 
Beschwerde-Instanz  ins  rechte  Licht  zu  stellen. 

Der  Korreferent,  Dr.  Alfred  BrüsÜeiny  Direktor  des 
eidg.  Amtes  für  Betreibung  und  Konkurs,  betont,  dass  er 
auf  dem  gleichen  Boden  stehe,  wie  der  Referent. 

Was  zunächst  die  Darstellung  desselben  auf  dem  Boden 
des  geltenden  Rechtes  anbelangt^  so  ist  dieselbe  erschöpfend 
und  richtig.  Nur  bezüglich  des  Nachlassvertrages  ist  eine 
Einwendung  zu  machen.  Das  Bundesgericht  hat  bekanntlich 
die  Berufung  in  Nachlasssachen  ausgeschlossen ;  mit  der 
Motivierung  in  jenem  Falle  (Segesser)  kann  man  sich  nicht 
einverstanden  erklären.  Das  Bundesgericht  hat  zu  sehr  auf 
den  Art.  306  B,-G.  abgestellt;  es  glaubte,  die  Rolle  der 
Nachlassbehörde  erschöpfe  sich  mit  der  Anwendung  dieses 
Artikels.  Die  Aufgabe  der  Nachlassbehörde  beschränkt  sich 
nicht  darauf,  an  der  Hand  des  Art.  306  zu  erkennen,  ob  die 
Bestätigung  des  Nachlassvertrags  angemessen  sei;  vielmehr 
hat  sie  vor  allem  erst  festzustellen,  ob  überhaupt  ein  recht- 
mässiger Nachlassvertrag  vorliege.  Grerade  im  Falle  Segesser 
lag  die  Frage  vor,  o  b  überhaupt  ein  giltiger  Nachlassvertrag 
vorhanden  sei.  Die  Frage  der  6  i  1 1  i  g  k  e  i  t  des  Nachlass- 
vertrages sollte  auf  dem  Berufungswege  weiter  gezogen  werden 
können,  nicht  dagegen  die  Frage  der  Angemessenheit  seiner 
Bestätigung. 

Bezüglich  des  staatsrechtlichen  Jßekurses  ist  dessen  Aus- 
schluss durch  das  Bundesgericht  nur  zu  begrüssen;    die  Mo- 
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tivierung  aber  jenes  Entscheides  ist  höchst  anfechtbar.  Das 
Bundesgericht  ist  übrigens  nicht  konsequent  geblieben.  So 
ist  im  Falle  Bareis  die  Frage  des  Arrestgrundes  geprüft 
worden;  während  zweifellos  das  Bundesgericht  hiezu  nicht 
kompetent  war.  Im  Falle  Steiner  wurde  die  Rechtsöfihung 
verweigert;  bezw.  die  Kompetenz  in  Rechtsöffnungssachen 
abgelehnt,  trotzdem  dort  eine  Verfassungsfrage  vorlag  und 
das  Bundesgericht  in  Fragen  der  Verletzung  der  Bundes- 
verfassung und  von  Staatsverträgen  auch  auf  dem  Boden  des 
Betreibungsrechtes  seine  Kompetenz  aufgestellt  hatte. 

Auch  darin  ist  dem  Referenten  beizustimmen^  wenn  er 
die  Organisation  des  Beschwerdeverfahrens  mangelhaft  und 
lückenhaft  genannt  hat.  Gerade  die  wichtigsten  Fragen  können 
nicht  an  eine  eidgenössische  Behörde  weiter  gezogen  werden. 
Es  macht  sich  dies  vorab  fühlbar  bei  den  Konkurserkennt- 
nissen ;  es  ist  doch  gewiss  eigentümlich,  dass  über  die  Frage 
der  Unpfändbarkeit  beispielsweise  eines  alten  Droschkengauls 
der  Bundesrat  angerufen  werden  kann,  während,  wenn  es 
sich  um  die  Wegnahme  der  ganzen  bürgerlichen  Existenz 
handelt,  eine  Bundesinstanz  nicht  zur  Yeriugung  steht. 

Die  Rechtsöffnung  ist  aus  einem  Mittel,  Prozesse  zu  ver- 
hüten, wie  sie  vom  Gesetzgeber  gedacht  worden  ist,  mancher- 
orts zu  einem  Mittel  geworden,  die  Prozesskosten  zu  ver- 
doppeln ;  sie  wird  sehr  ungleich  gehandhabt,  fast  am  schwie- 
rigsten hat  sie  im  Kanton  Bern  Eingang  gefunden  und  es 
ist  höchst  eigentümlich,  wie  in  den  verschiedenen  Kantonen 
der  Begriff  der  Schuldanerkennung  verschieden  aufgefasst  wird. 
Es  ist  absolut  notwendig,  in  diesen  Fragen  EQarheit  und 
Einheit  zu  schaffen. 

Auch  das  Kapitel  des  Nachlassvertrages  ist  förmlich  ge- 
spickt mit  einer  Reihe  von  noch  ungelösten  Fragen,  die  der 
Lösung  durch  eine  oberste  Instanz  harren. 

Die  Einheit  im  Beschwerdeverfahren  ist  also  ein  Be- 
dürfnis. Diese  Einheit  soll  aber  durch  alle  Instanzen  hin- 
durch erzielt  werden ;  die  Vollstreckungsbehörden  sollen  in 
allen  Instanzen  so  organisiert  sein,  dass  sie  alle  ins  Voll- 
streckungsverfahren einschlagenden  Fragen  entscheiden  können 
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und  alle  im  Betreibaugsverfahren  auftretenden  Fragen,  die 
nicht  civilrechtlicher  Natur  sind,  sollen  diesen  Yollstreokungs- 
behörden  zugewiesen  werden.  Auch  die  Bechtsöfinung  darf 
ihnen  ruhig  überwiesen  werden;  sogar  vor  einer  Loslösung 
der  Rang-Kollokation  Tom  materiellen  Rechte  und  ihrer  Über- 
weisung ins  Yollstreckungsrecht  sollte  man  aus  praktischen 
Gründen  nicht  zurückschrecken. 

Welches  sollen  nun  diese  YoUstreckungsbehörden  sein? 
Was  die  erste  und  zweite  Instanz  anbelangt,  so  muss  nicht 
viel  geändert  werden ;  immerhin  wäre  die  Schaffung  grösserer 
Sjreise  wünschenswert,  denn  das  hat  die  Praxis  gezeigt,  dass 
die  grossem  Ämter  besser  arbeiten.  Wo  kleinere  Ämter  bei- 
behalten werden,  könnte  die  Entscheidung  der  den  YoU- 
streckungsbehörden neu  zuzuweisenden  Fragen  direkt  den 
untern  Aufisichtsbehörden  übertragen  werden. 

Die  oberste  eidgenössische  Instanz  bedarf  einer  Reorgani- 
sation. Betreibungsrat  und  Bundesrat  sind  ein  starker  Luxus. 
Zwei  Fälle  auf  ca.  300,  in  denen  das  Gutachten  des  Be- 
treibungsrates vom  Bundesrat  nicht  angenommen  worden  ist, 
sind  nicht  genügend,  um  zu  legitimieren,  dass  die  oberste 
politische  Behörde,  deren  Geschäftsüberhäufung  zudem  be- 
kannt ist,  sich  mit  einer  solchen  Menge  von  Rechtsfragen 
zu  beschäftigen  habe.  Man  wird  also  den  Bundesrat  als 
oberste  Beschwerdeinstanz  über  kurz  oder  lang  zu  beseitigen 
haben,  namentlich  dann,  wenn  man  im  Sinne  von  Referat 
und  Korreferat  die  Kompetenzen  erweitert,  und  alsdann  ent- 
weder ein  besonderes  Betreibungsgericht,  oder  eine  Kammer 
des  Bundesgerichts  als  oberste  Rekursinstanz  instituieren. 

Der  Präsident  dankt  den  Berichterstattern  für  ihre  aus- 
gezeichneten Referate  und  eröffnet  die  Diskussion. 

M.  le  professeur  Alfred  MarUn.  La  loi  sur  la  poursuite 
pour  dettes  präsente  une  lacune  importante  en  ce  qui  concerne 
les  contestations  que  son  application  peut  soulever.  Elle  a 
institu6  des  autorit6s  de  surveillance  et,  en  dernier  ressort, 
le  Conseil  f6diral,  pour  connaitre  des  contestations  de  Tordre 
administratif.    Mais  il  y  a  aussi  des  contestations  de  Pordre 

Zaitsehr.  fBr  8ehw«ixerbeh«t  Recht.    Neu«  Fol;«  XII.  ^tj 
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judiciaire,    qui    doivent    Stre  portees  devant    les    tribunaux. 
Seulement;   le    critöre  entre   Tordre  judioiaire    et  l'ordre  ad- 
ministratif  est  souvent  difficile  k  trouver;  o'est  Ik  unepreiui&re 
difficolte.    En  voici  une  autre,  provenant  de  ce  qu'aveo  Tor- 
ganisation  judiciaire  actuelle,  le  Tribunal  fMöral  ne  peut  pas 
oonnaitre  de  oertaines  questions  trfes  importantes,  oomme  par 
exemple  des  questions  ooncernant  les  mainleväes  d'oppositiön  et 
les  deolarations  de  faillite.     II  en  resulte  que  les  tribunaux 
cantonaux  interprätent  souverainement  la  loi  sous  ce  rapport, 
et  que  son  applioation  n'est  pas  la  mSme  dans  tous  les  can- 
tons.    II  faut  aussi  signaler  les  questions  relatives  k  la  pro- 
c6dure  sommaire,   qui  sont    des  questions  importantes  et  ne 
peuvent    cependant   pas   §tre   diföries    au   Tribunal   föderal. 
Aussi  r6clame-t-on  l'extension  de  la  compitence  föderale.    La 
question   est  de  savoir  s'il   faut  eteudre   la   comp^tence  des 
autoritäs    administratives,    du  Conseil  föderal,    ou    celle    des 
autoritös  judioiaires.   MM.  les  rapporteurs  sont  d'accord  pour 
demander  l'extension  de  le  comp6tence  des  autoritis  admini- 
stratives.  M.  Martin  est  d'un  avis  oppos^.   La  diff6rence  entre 
les  deux  pouvoirs,  questions  de  personnes  mises  k  part,  consiste 
prinoipalement   en   ceci :   le    pouvoir   administratif  appel6    ä 
statuer   sur   un  oonfiit   en   matifere  de  poursuites  est  juge  et 
partie   dans   sa   propre  cause;    le  recourant  se  plamt  devant 
Tadministration  d'un  acte  de  celle-ci.     Le   pouvoir  judiciaire 
offre  plus  de  garanties  d'impartialit^.     En   outre,  devant  les 
autorit6s  jadiciaires  il  y  a  une  proc6dure;  eile  est  nulle  devant 
les   autoritäs    administratives.     La   proc6dure   n'est  point  in- 
utile,    eile   est   une   garantie  pour  la  recherohe  de  la  verit6. 
En  supprimant  toute  proc^dure,  comme  cela  a  lieu  devant  les 
autorit^s  administratives,  on  court  un  danger  qu'il  faut  äviter 
en  n'augmentant  pas  leur  comp6tence. 

En  röalitö  Tautoritä  administrative  sup^rieure  de  recours 
est  le  Conseil  des  poursuites  et  pas  le  Conseil  f6d6ral:  or  le 
premier  n^a  pas  de  responsabilitä,  c'est  le  Conseil  föderal  qui 
la  Supporte  toute  enti^re.  Cet  itat  de  chose  n'est  pas  tolirable. 

Lors  de  la  r6union  k  Bellinzone,  M.  Ruchonnet  faisait 
entrevoir  qu'avec  la  loi  sur  les  poursuites,  il  ny  aurait  plas 
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de  procäs  en  mati^re  de  poursuite.  L'experience  a  prouvä 
le  contraire.  £n  soumettant  les  recours  au  Conseil  föderal 
on  n'a  rien  gagnS  non  plus  sous  le  rapport  de  la  rapiditi. 
On  peut  citer  des  recours  qui  sont  restös  des  mois  sans  Solution. 
Ge  moyen  de  recours  n'est  donc  pas  plus  prompt  que  devant 
les  Tribunaux. 

Avant  tout  M.  Martin  demande  qu'on  n'itende  pas  la 
comp6tence  administrative.  On  pourrait  instituer  un  Conseil 
g^nSral  des  poursuites  comme  organe  suprdme  de  recours, 
ou  confier  oette  comp^tence  k  une  Ghambre  du  Tribunal  föderal. 

Prof.  Dt,  Albert  Zeerleder  in  Bern  dankt  Professor  Martin, 
dass  er  die  erste  Bresche  in  den  festen  Wall  geschossen  hat, 
den  Beferent  und  Korreferent  in  seltener  Meinungsüberein- 
stimmung aufgeworfen  haben.  Der  Inhalt  der  Referate  und 
die  Konklusion,  die  die  Referenten  gezogen  haben,  stimmen 
schlecht  zusammen.  Man  hat  das  Bedürfnis  dafür  ausein- 
andergesetzt, dass  die  unteren  Instanzen  mit  Fachmännern, 
mit  Juristen  besetzt  werden  sollten,  und  im  gleichen  Atem- 
zuge befürwortet  man  eine  oberste  Instanz,  die  aus  Nicht- 
juristen besteht.  Man  tröstet  uns  damit,  der  Bundesrat  sei 
es  ja  nicht,  der  in  Wirklichkeit  entscheide,  sondern  der  Be- 
treibungsrat, muss  aber  natürlich  zugeben,  dass  das  ein  un- 
richtiges und  auf  die  Dauer  unhaltbares  Provisorium  ist.  Der 
Juristenverein  hat  aber  doch  sicherlich  nicht  die  Aufgabe,  an 
der  Beibehaltung  von  Provisorien  aus  irgendwelchen  Oppor- 
tunitätsgründen  mitzuwirken  und  dieselbe  zu  befürworten. 

Der  Bundesrat  ist  vermöge  seiner  ganzen  Zusammen- 
setzung durchaus  nicht  geeignet,  diejenige  Stellung  einzu- 
nehmen, die  ihm  das  Bundesgesetz  gegeben  hat,  oder  gar 
nunmehr  eine  noch  wichtigere  Rolle  zu  spielen. 

Es  ist  auch  grundsätzlich  unrichtig  und  vielleicht  gefähr- 
lich, eine  politische  Behörde  mit  richterlichen  Kompetenzen 
auszurüsten.  Wir  haben  ja  jetzt  ruhige  politische  Zeiten;  es 
können  aber  auch  Zeiten  kommen,  wo  die  oberste  politische 
Behörde  in  die  Lage  kommen  möchte,  Dienste  erweisen  zu 
wollen,  und  diese  Dienste  können  eben  auch  in  Betreibungs- 
und Konkursstreitigkeiten  recht  wohl  erwiesen  werden. 
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Der  Jurist  wird  eben  immer  wieder  zum  G-rundsatz  der 
Trennung  der  Gewalten,  als  dem  einzig  richtigen  konstitu- 
tionellen Prinzip  zurückkehren. 

Man  darf  sich  nicht  darauf  berufen,  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  der  ürschweiz  und  Ostschweiz  bestehe  nun  ein- 
mal diese  Vermischung  der  Kompetenzen  von  richterlichen 
und  Ädministrativbehörden,  sie  sei  geltendes  Recht.  Des- 
wegen ist  es  nicht  weniger  ein  veraltetes,  mittelalter- 
liches Recht,  das  den  modernen  Anschauungen  der  Rechts- 
wissenschaft weichen  soll.  Deswegen  soll  man  reinen  Tisch 
machen  und  den  Grundsatz  der  Ausscheidung  der  Kompe- 
tenzen von  Verwaltungsbehörden  und  richterlichen  Behörden 
auch  in  Betreibungssachen  durchführen. 

Wenrf  ich  einen  Antrag  zu  bringen  hätte,  so  würde  ich 
sagen:  ändern  Sie  das  Organisationsgesetz  ab,  indem  Sie 
neben  die  Haupturteile  in  civilreohtlichen  Sachen  auch  die 
nach  Bundesrecht  zu  beurteilenden  prozessualen  Streitig- 
keiten, die  aus  dem  Betreibungsrecht  hervorgehen,  setzen  und 
die  Berufung  an  das  Bundesgericht  auch  für  diese  zulässig 
erklären! 

M,  le  professeur  J.  Roguin,  ancien  juge  fedäral.  Sous 
Tempire  de  la  Constitution  de  1848,  le  Conseil  fädäral  6tait 
comp^tent  pour  prononcer  sur  les  recours  relatifs  k  la  viola- 
tion  des  droits  individuels  garantis  par  la  Constitution,  ou 
concernant  des  violations  de  traites  et  de  concordats.  Ses 
d^cisions  pouraient  ^tre  portäes  devant  les  Conseils  l^gis- 
latifs,  seit  devant  rAssemblöe  fSd^rale.  II  en  räsultait  des 
discuBsions  interminables  sur  les  questions  nombreuses  du  droit 
priv6  et  du  droit  constitutionnel  soulev6es  par  ces  recours, 
pour  aboutir  souvent  k  des  dSsaccords  et  k  des  conflits.  La 
Constitution  de  1874  a  modifiö  cet  ätat  de  choses  et  a  attri- 
bu6  au  Tribunal  f6d6ral  la  connaissance  de  ces  questions 
juridiques,  enlevant  ainsi  aux  autoritäs  politiques  et  adminis- 
tratives toute  une  cat^gorie  de  differends,  pour  les  attribuer 
au  pouvoir  judiciaire. 

L'art.  113  al.  2  de  la  Constitution  formule  une  seule 
exception,    celle   des    contestations    administratives   k  dSter- 
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miner  par  la  Ugislation  föderale.  L'art.  114  Ädicte  encore  que 
la  lögislation  föderale  peut  placer  d'autres  afifaires  dans  la 
compötence  du  Tribunal  föderal  et  lui  donner  des  attribu- 
tions  ayant  pour  but  d'assurer  Papplication  uniforme  des  lois 
prövues  k  Tart.  64  (poursuite  pour  dettes  et  faillite,  etc.). 
Cette  Innovation  a  6t£  approuv6e  et  reconnue  nicessaire  pour 
la  protection  impartiale  du  droit  constitutionnel  et  des  garan- 
ties  accord^es  aux  citoyens,  non  seulement  par  les  disposi- 
tions  speciales  et  expresses  de  la  Constitution,  mais  aussi 
par  les  dispositions  des  lois  föderales  promulguäes  en  ex6cu- 
tion  des  principes  g^neraux  posäs  par  la  dite  Constitution. 
II  suffit  de  lire  les  proc&s-verbaux  des  dilib^rations  des 
Chambres  Constituantes  et  le  rapport  du  Dr.  Blnmer  sur  le 
projet  de  loi  d'organisation  judiciaire  de  1874,  pour  se  con- 
vainore  que  la  comp^tence  judiciaire  föderale  6tait  la  rägle 
et  la  comp6tence  administrative  l'exception,  strictement 
limitee  au  contentieux  administratif.  Depuis  quelques  anuies 
d6jä,  le  lögislateur  föderal  parait  dispos^  k  ne  pas  respecter 
les  principes  inscrits  dans  la  Constitution:  Tart.  189  de  la 
nouvelle  loi  sur  Torganisation  judiciaire^  en  particulier,  porte 
une  atteinte  importante  k  la  pratique  ant^rieure.  Je  crois 
dangereux  et  inconstitutionnel  de  faire  rentrer  dans  la  compS- 
tence  administrative  les  causes  qui  soul6vent  des  questions 
de  droit  priv^  et  qui  ne  peuvent  Stre  jug6es  qu'en  faisant 
application  des  principes  juridiques  de  la  loi  ou  de  la  doc- 
trine.  Ces  causes  appartiennent  k  Tautoritä  judiciaire  en  vertu 
de  la  Constitution  m§me.  Celle-ci  prevoit  d^ailleurs  que, 
pour  des  besoins  nouveaux,  cr66s  par  des  lois  nouvelles,  le 
Ugislateur  pourra  ätendre  la  comp^tence  du  Tribunal 
f^d^ral  (art.  114).  L'art.  102  de  la  Constitution  donne 
au  Conseil  f6däral  la  comp6tence  administrative  sup^rieure, 
mais  point  du  tout  un  pouvoir  judiciaire.  II  serait  dono 
inconstitutionnel  de  donner  une  comp^tence  judiciaire  au 
Conseil  f6d6ral.  Lui  donner  le  pouvoir  de  juger  des  ques- 
tions de  faillite,  de  collocation,  de  privil^ge,  c'est  Tappeler 
k  juger  des  questions  de  droit  priv6  et  en  faire  un  tribunal, 
oe  qui  est  inadmissible;   il  n'aurait  d'ailleurs   pas  le   temps 
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matäriel  nScessaire  pour  cette  fonotion.  Que  Ton  or^e,  si 
Ton  yeut,  an  organe  nouveau,  mais  que  ce  soit  un  membre 
de  la  magistrature  fäd^rale  sup^rieure  oa  une  section  da 
Tribunal  föderal. 

M.  Roguin  fait  remarquer  qu'en  vertu  de  Tart.  59  de 
la  Constitution,  c'est  le  Tribunal  föderal  qui  est  comp6tent 
pour  juger  les  questions  de  domicile ;  il  en  est  de  mSme  en 
vertu  de  la  loi  sur  les  rapports  de  droit  civil,  tandis  que 
d'aprfes  la  loi  sur  la  poursuite,  c'est  le  Conseil  f6d6ral  qui 
statue  sur  cette  question  de  domicile  en  mati&re  de  pour- 
suite. II  en  r6sulte  une  confusion  et  une  bigarrure  illogique. 
Le  rem^de  efficace  k  cette  6tat  de  ohoses  serait  Texicutioi» 
loyale  et  oompl&te  de  la  Constitution. 

Prof.  Akx.  Rmchd  in  Bern:  Ich  gehörte  auch  zu  den- 
jenigen, die  in  Bellinzona  die  Kompetenz  des  Bundesrates 
als  oberste  Beschwerdeinstanz  bekämpft,  die  dann  aber  das 
sacrifizio  del  intelletto,  das  Herr  Bundesrat  Ruchonnet  von 
den  Schweiz.  Juristen  forderte,  gebracht  haben.  Ich  habe 
für  das  G-esetz  gestimmt  und  habe  es  nie  bedauert,  aber  ein 
Stachel  ist  mir  doch  zurückgeblieben  und  das  ist  die  Kom- 
petenz des  Bxmdesrates  in  Betreibungssachen. 

Die  Mängel  liegen  darin,  dass  man  eine  Administrativ- 
behörde zur  richterlichen  Behörde  gemacht ;  denn  der  Bundes- 
rat ist  heute  schon  wirklicher  Civil  rieht  er. 

Man  hat  das  geschaffene  Rechtsmittel  kurzweg  Beschwerde 
genannt;  darin  stecken  aber  verschiedene  Dinge:  so  die  eigent- 
liche Beschwerde,  d.  h.  die  Anrufung  der  oberstrichterlichen 
Disziplinargewalt  wegen  Rechtsverzögerung  und  Rechtsver- 
weigerung; dann  die  Kassationsbeschwerde  wegen  Verletzung 
eines  Rechtssatzes  und  endlich  ein  dem  Bundesrechte  eigen- 
tümliches Rechtsmittel,  das  sich  der  Appellation  nähert,  näm- 
lich die  Beschwerde  wegen  einer  Verfügung,  die  den  Ver- 
hältnissen nicht  konform  ist. 

In  allen  diesen  Dingen,  also  in  eigentlichen  Civilprozess- 
angelegenheiten,  entscheidet  der  Bundesrat;  denn  ob  ich  eine 
mir  zugesprochene  Servitut  oder  aber  Fr.  100  beitreibe,    ist 
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theoretisch  genommen   dasselbe.     Der  Richter  wäre   also 
die  richtige  Behörde. 

Man  hat  den  Gerichten  die  Sache  aus  der  Hand  ge- 
nommen, weil  man  keine  Prozesse  wollte.  Prozess  entsteht 
doch;  ob  ich  ihn  vor  dem  Richter  oder  vor  einer  Admini- 
strativbehörde verhandle,  auch  dann,  wenn  ich  meinen  An- 
walt aus  eigener  Tasche  bezahlen  mnss,  was  eine  Folge  der 
Kostenlosigkeit  ist. 

Man  hat  im  Stadium  der  Beratung  viel  von  der  Ab- 
kürzang  des  Verfahrens  gesprochen,  auch  das  ist  Illusion. 
Das  Verfahren  vor  Bundesgericht  ist  viel  kürzer  und  spedi- 
tiver. Dass  dem  so  ist,  liegt  nicht  an  den  Personen,  son- 
dem  am  System. 

Zwei  weitere  Mängel  präsentiert  das  gegenwärtige  System : 
der  Bundesrat  hat  nicht  die  geringste  Disziplinarbefugnis;  vor 
allem  aber  ist  durch  die  Unifikation  der  Mangel  erwachsen, 
den  der  Referent  als  die  Zweispurigkeit  des  Verfahrens  be- 
zeichnet hat;  d.  h.  den  Gerichten  ist  ein  Teil  des  Civil- 
prozesses  aus  den  Händen  genommen  worden,  ein  anderer 
Teil  ist  ihnen  geblieben.  Hieraus  mtlssen  notwendiger  Weise 
Reibungen  entstehen. 

Eine  Änderung  kann  nur  in  dem  Sinne  geschehen,  dass 
man  dem  Kaiser  giebt,  was  des  Kaisers  ist,  dass  man  den 
Grerichten  giebt,  was  den  Gerichten  zugehört,  dann  kommt 
der  Kirchturm  wieder  ins  Dorf,  der  jetzt  bedenklich  ausser 
demselben  steht.  Das  hätte  sich  in  einfachster  Weise  bei 
der  Revision  des  Organisationsgesetzes  machen  lassen,  nach 
den  Vorschlägen,  die  schon  B.-R.  Hafner  gemacht  hat.  Man 
scheute  sich  indessen,  den  Schritt  zurückzuthun,  den  man 
gethan  hatte,  als  man  das  Bundesgericht  geradezu  ausschloss. 
Ich  halte  es  auch  jetzt  noch  nicht  für  übermässig  schwierig, 
durch  ein  Nachtragsgesetz  das  nachzuholen. 

Man  hat  einen  Verwaltungsgeriohtshof  vorgeschlagen. 
Wo  sind  denn  die  Verwaltungssaohen,  die  im  Betreibungs- 
verfahren entschieden  werden  sollen? 

Ich  bin  kein  Gegner  des  Verwaltungsgerichtshofes.  Ich 
glaube  im  Gegenteil,  dass  man  ihm  mannigfache  administra- 
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tlFrechtliche  Fragen  zuweiaen  kann,  die  heute  dem  Bundes- 
gerichte zugeschieden  wurden,  so  z.  B.  die  Eisenbahnstreitig- 
keiten, insbesondere  aus  dem  Gesetze  über  das  Rechnungs- 
wesen der  Eisenbahnen,  nach  Einführung  der  allgemeinen 
Unfallversicherung  auch  die  Haftpflichtfragen.  Nur  scheide 
man  sauber  aus,  was  Verwaltung  und  was  Justiz  ist. 

Und  wenn  einmal  von  Zukunftsmusik  die  Rede  ist,  so 
darf  gesagt  werden,  dass  die  allereinfachste  Lösung  die 
Schaffung  eines  einheitlichen  Givilprozesses  wäre.  Es  ist  dies 
nicht  allzuschwierig,  denn  was  wir  etwa  für  nationales  6e* 
wachs  halten  in  den  einzelnen  kantonalen  Prozessgesetzen, 
ist  ja  im  Grrunde  meist  nur  Überbleibsel  aus  der  Rumpel- 
kammer des  gemeinen  deutschen  Civilprozesses. 

Ständerat  Dr.  Sdhoch,  Die  Thesen  von  Prof.  Salis  stehen 
auf  dem  Boden  des  geltenden  Rechts;  vom  Standpunkte  aus, 
dass  bei  der  jetzigen  Organisation  des  Beschwerderechtes 
eine  Zuweisung  der  neuen  Kompetenzen  an  das  Bundesgericht 
nicht  praktisch  erscheint,  hat  Referent  den  Bundesrat  als 
oberste  Beschwerdeinstanz  auf  den  im  Referate  besprochenen 
neuen  Grebieten  instituieren  wollen;  er  hat  es  aber  durchaus 
nicht  abgelehnt,  eine  Änderung  des  Beschwerderechts  zu  be- 
fürworten. 

Der  jetzige  Zustand  ist  unrichtig;  es  ist  eine  Fiktion, 
dass  der  Bundesrat  die  gesetzlichen  Kompetenzen  wirklich 
ausübe;  er  eignet  sich  auch  vermöge  seiner  Zusammensetzung 
nicht  für  die  Lösung  der  Aufgaben,  die  man  ihm  Überbunden. 
Auch  bezüglich  Raschheit  lässt  das  bestehende  Verfahren 
viel  zu  wünschen  übrig;    es   liegt   dies  in  der  Organisation. 

Die  Kompetenzen  der  obersten  Besohwerdeinstanz  sollten 
dem  Bundesgerichte  überwiesen  werden. 

Wegen  dieses  einen  Punktes  soll  indessen  eine  Revision 
des  Gesetzes  nicht  insceniert  werden,  sondern  man  soll  diesen 
Punkt  verbinden  mit  einer  Totalrevision.  Dieselbe  muss  und 
wird  kommen;  das  Gesetz  ist  viel  zu  komplizierter  Natur 
und  im  Grossen  und  Ganzen  entschieden  revisionsbedürftig. 
Bei  Anlass  dieser  Totalrevision  mag  dann  eine  Neugestaltung 
des  Beschwerderechts  im  Sinne  der  Überweisung   der   dies- 
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fallsigen     Entscheidungsbefugnis     ans    Bundesgericht    Platz 
greifen. 

Ich  proponiere  zu  den  vom  Referenten  aufgestellten 
Thesen  folgende  weitere  Thesen: 

4.  „Die  vorstehend  erwähnte  Neugestaltung  des  Be- 
;,8chwerderechts  in  Betreibungs-  und  Eonkurssachen  ist 
„wünschenswert  und  zwar  im  Sinne  der  Übertragung  der 
„diesfälligen  Funktionen  an  eine  andere  Instanz,  als  der 
„Bundesrat. 

5.  „Die  hiefür  erforderliche  Revision  des  Bundesge- 
„setzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  soll  in  Ver- 
;,bindung  mit  einer  Revision  dieses  Gesetzes  überhaupt, 
„soweit  sich  eine  solche  als  wünschenswert  herausstellt, 
„Platz  greifen." 

Dr.  Brüstlein  betont,  dass  Referent  und  Korreferent 
keineswegs  der  Beibehaltung  des  Bundesrates  als  Oberauf- 
sichtsbehörde das  Wort  gesprochen  haben.  Diese  Frage  tritt 
aber  für  uns  in  den  Hintergrund.  Für  uns  ist  die  Haupt- 
sache, die  Einheit  des  Yollstreckungsverfahrens  zu  markieren. 
Das  Vollstreckungsrecht  ist  ein  Recht  für  sich,  die  Voll- 
streckungsbehörden sind  Behörden  für  sich.  Hält  man  dies 
fest,  so  ist  es  dann  ein  Wortstreit,  ob  sie  administrative 
oder  richterliche  Behörden  seien. 

Heute  erscheint  es  zweckmässig,  denjenigen  Behörden, 
die  jetzt  schon  Fragen  des  Privatrechts  entscheiden,  noch 
mehr  solcher  Fragen  zuzuweisen;  sie  sollen  alle  Voll- 
streckungsfragen entscheiden,  denn  alle  diese  Fragen  sind 
connex. 

Das  Vollstreckungsrecht  ist  nicht  bloss  ein  Annex  des 
Civilprozesses  und  ebensowenig  ist  richtig,  dass  die  Be- 
schwerde auch  ein  „Prozess^  sei.  Sie  ist  es  auch  in  praxi 
nicht;  das  ganze  Verfahren  ist  so  eingerichtet,  dass  man 
eines  Anwaltes  nicht  bedarf;  zahlreiche  Rekurse  werden  von 
den  Parteien  selbst  geschrieben.  Dass  manche  Beschwerden 
zu  ihrer  Erledigung  viel  Zeit  erfordert  haben,  ist  zuzugeben ; 
aber  man  vergesse  nicht,  dass  eben  sehr  häufig  Grundfragen 
zu  erledigen  waren,    bei   deren   erstmaliger  Entscheidung  es 


666        Yerhandlangen  des  schweizerischen  Juristenvereins  1893. 

sich    empfahl,    mit    aller   Vorsicht    und   Überlegung    vorzu- 
gehen. 

Dass  der  Bundesrat  nicht  die  richtige  Behörde  für  den 
Entscheid  der  Beschwerden  ist,  muss  unbedingt  zugestanden 
werden;  das  ist  übrigens  ad  oculos  demonstriert  durch  die 
Institution  des  Betreibungsrates. 

Ich  kann  mich  den  ergänzenden  Thesen  von  Dr.  Schoch 
anschliessen,  sowohl  betreffend  Abschaffung  des  Bundesrates 
als  Beschwerdeinstanz,  als  punkte  Totalrevision  des  Bundes- 
gesetzes. 

Das  Gesetz  sollte  früher  revidiert  werden,  als  es  ge- 
wöhnlich bei  Gresetzen  zu  geschehen  pflegt.  Nachdem  ein- 
mal die  Einheit  erreicht  ist,  dürfte  es  verhältnismässig  leicht 
sein,  ein  gut  spielendes  G-esetz  zu  schaffen;  eine  Einigung  kann 
heute,  nachdem  wir  in  der  ganzen  Schweiz  mit  den  gleichen 
Bestimmungen  operieren,  und  somit  in  der  Lage  sind,  uns  bei 
der  Diskussion  gegenseitig  zu  verstehen,  leicht  erzielt  werden. 

Eidg.  Justizsekretär  Dr.  Leo  Weber  schliesst  sich  den 
Ausführungen  von  Dr.  Brüstlein  an.  Das  Hauptbedürfnis  ist, 
in  die  Organisation  der  Beschwerdebehörden  eine  Einheit 
zu  bringen.  Bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  war  es  unmög- 
lich, diese  Einheit  zu  erreichen ;  die  Vielgestaltigkeit  der 
schweizerischen  Einrichtungen  verhinderte  eine  einheitliche 
Organisation  der  Betreibungsbehörden;  man  musste  im  In- 
teresse des  Zustandekommens  des  Gesetzes  auf  eine  solche 
verzichten.  Es  ist  ja  nichts  leichter  als  theoretisch  richtige 
Geqetzgebungspostulate  aufzustellen,  wie  z.  B.:  In  erster 
Linie  soll  eine  einheitliche  eidgenössische  Gerichtsorganisation^ 
dann  eine  einheitliche  Civilprozessordnung  und  erst  hierauf 
einheitliches  materielles  Recht  geschaffen  werden.  In  der 
That  ist  der  Nutzen,  den  das  letztere  dem  Lande  bringen 
kann,  ein  sehr  fraglicher  und  jedenfalls  ein  sehr  beschränkter^ 
wenn  die  ausführenden  Organe  mangelhaft  sind,  wenn  das 
Gesetz  von  den  Organen,  die  es  anwenden  sollen,  nicht  richtig 
gehandhabt  wird.  Allein  in  unserer  Schweiz  würde  man  auf 
diesem  theoretisch  richtigen  Wege  nimmermehr  zu  einer 
Kechtseinheit  gelangt  sein. 
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Dagegen  hätte  man  sohon  1889  eine  andere  oberste  Be- 
schwerdeinstanz für  das  Betreibangs-  and  Konkurswesen  ein- 
setzen können  und  sollen;  als  solche  hätte  sich  das  Bandes- 
gericht weit  besser  geeignet  als  der  Bundesrat.  Nur  muss 
man  sich  nicht  verhehlen,  dass  eine  Kammer  oder  Kommission 
des  Bundesgerichts,  welcher  man  die  Kompetenzen  der  obersten 
Beschwerdeinstanz  gegeben  hätte,  durch  diese  Geschäfte  voll- 
ständig absorbiert  worden  wäre. 

Ich  möchte  also  eine  andere  Behörde;  auf  den  Namen 
aber  kommt  mir  nichts  an ;  ich  möchte  eine  einheitliche  Or- 
ganisation und  die  Ausführung  durch  biezu  qualifizierte 
Männer.  Ob  aber  das  Betreibungswesen  gerichtlicher  oder 
administrativer  Natur,  ist  Meinungssache;  die  Controverse 
hat  in  meinen  Augen  wenig  Bedeutung ;  es  kommt  nur  dar- 
auf an,  die  Sache  gut  auszuführen  und  hiefür  die  richtigen 
Männer  zu  finden. 

Gegenüber  Herrn  Roguin  bemerke  ich,  dass  seine  Be- 
hauptung unzutreffend  ist,  man  habe  durch  das  neue  Orga- 
nisationsgesetz über  die  Bundesrechtspfiege  dem  Bundes- 
gericht genommen,  was  man  ihm  durch  die  Verfassung  von 
1874  gegeben.  Die  Kompetenzen  des  Bundesgerichts  sind 
durch  das  neue  Organisationsgesetz  nicht  beschnitten  worden. 
Wo  kein  verfassungsmässiges,  indiv^iduelles  Recht  in  Frage 
steht,  da  war  und  ist  seit  1874  gemäss  Art.  102  Ziff.  2  und 
Art.  113  der  Bundesverfassung  der  Bundesrat  die  kompetente 
Behörde. 

Zu  dem  Antrage  von  Dr.  Schoch  kann  ich  meine  Zu- 
stimmung geben ;  die  Revisionsbedürftigkeit  der  Organisation 
des  Beschwerdewesens  ist  vorhanden;  dieser  Revisionspunkt 
mag  verbunden  werden  mit  einer  früher  oder  später  kommenden 
Revision  des  Bundesgesetzes,  welche  uns  die  Einheit  in 
der  Organisation  der  Behörden  bringen  soll. 

Bundesrichter  Dr.  Morel  Es  ist  unbestreitbar,  dass  die 
gegenwärtige  Gesetzgebung  in  Betreibungssachen  unvollstän- 
dig ist.  Es  sind  ganz  grosse  Gebiete  vorhanden,  in  denen 
es  zur  Einhaltung  der  Rechtseinheit  durchaus  erforderlich 
ist,  dass  man  an  eine  oberste  eidgenössische  Beschwerdeinstanz 
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gelangen  kann.  Der  Juristenrerein  hat  sich  in  Bellinzona 
für  den  Bundesrat  als  oberste  Instanz  entschieden,  weil  man 
ihm  zusicherte,  das  Verfahren  werde  rascher  und  weniger 
kostspielig.  Ersteres  hat  sich  nicht  erfällt  und  beides  sind 
indessen  doch  Momente  sekundärer  Natur.  Die  Hauptsache 
ist :  welche  Lösung  ist  rationeller. 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  kann  ich  mich  nicht 
iür  das  Bundesgericht  aussprechen.  Lasse  man  das 
Bundesgericht  seine  ganze  Kraft  für  das  Feld  der  rechtlichen 
Entscheidungen  reservieren  und  überbinde  man  ihm  nicht 
noch  administrative  Fragen.  Nur  dann  wird  das  Bundes- 
gericht seiner  Aufgabe  gerecht  werden,  nur  dann  kann  es 
für  den  Einzelnen  möglich  sein,  sich  auf  der  Höhe  der 
Wissenschaft  und  der  wissenschaftlichen  Fortschritte  zu  halten. 

Es  ist  erfreulich)  dass  auch  nach  Ansicht  der  Referenten 
der  staatsrechtliche  Rekurs  an  das  Bundesgericht  in  Be- 
treibungssachen ausgeschlossen  ist,  denn  unser  oberster  Ge- 
richtshof soll  sich  auf  die  Beurteilung  von  Beschwerden  wegen 
Verletzung  individueller  Rechte  der  Bürger  beschränken. 

Wenn  die  oberste  Beschwerdeinstanz  nicht  das  Bundes- 
gericht sein  soll,  wer  soll  es  dann  sein?  Es  soll  immerhin 
«ine  aus  Juristen  bestehende  Gerichtsbehörde  sein, 
mit  Rücksicht  auf  die  zu  lösenden  administrativen  Rechts- 
fragen. Schon  1877  habe  ich  schüchtern  angedeutet,  wie 
notwendig  ein  Verwaltungsgerichtshof  wäre.  Das  wäre  die 
richtige  Instanz.  Es  wäre  zu  schaffen  eine  ständige  Behörde 
mit  gerichtlichen  Funktionen  und  dieser  könnten  dann  auch 
eine  Reihe  anderer  Funktionen  zugewiesen  werden,  so  z.  B. 
die  Prüfung  der  Bilanzen  der  Eisenbahngesellschaften  im 
Rechnungswesen  der  Eisenbahnen,  welche  derzeit  unrichtig 
dem  Bundesgericht  übertragen  sind ;  ferner  die  Entscheidung 
im  Fabrikwesen,  ob  ein  Etablissement  eine  Fabrik  sei  etc.; 
in  Givilstandssaohen  die  Entscheide  über  die  Führung  der 
Civilstandsregister  u.  s.  w.,  u.  s.  w. 

Ich  möchte  also  die  Institution  eines  neben  dem  Bundes- 
gerichte bestehenden  richtigen  Verwaltungsgerichtshofes  mit 
richterlichen  Funktionen  befürworten. 
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Der  Referent  Prof.  t?.  Salis  unterstützt  die  letztgenannte 
Anregung  von  Bundesrichter  Morel  und  erklärt  sich  auch 
mit  den  Thesen  von  Dr.  Schoch  einverstanden.  Das  Problem 
der  Gewaltentrennung  ist  noch  keineswegs  gelöst  und  die 
Frage,  was  Gerichts-  und  was  Verwaltungssache,  ist  eine 
flüssige.  Es  ist  durchaus  keine  abgemachte  Sache,  dass  Be- 
treibungsfragen Gerichtsfragen  sind. 

Gehen  wir  davon  aus,  dass  das  Rekurs  verfahren  heute 
unvollständig  und  daher  zu  vervollständigen,  zu  vereinheit- 
lichen ist.  Wem  dann  jene  Kompetenzen  zugemutet  werden 
dürfen,  ist  eine  Frage  sekundärer  Natur. 

Reg.-Rat  Dr.  P.  Speiser.  Der  Grund,  warum  im  Rechts- 
öffnungsverfahren,  beim  Rechtsvorschlag  in  der  Wechsel- 
betreibung, beim  Nachlassvertrag  etc.  keine  oberste  bundes- 
rechtliche Instanz  eingesetzt  worden  ist,  war  der,  dass  man 
glaubte,  man  brauche  keine  solche  oberste  Instanz;  man 
wollte  in  Betreibungssachen  nicht  so  viele  Instanzen.  Man 
lehnte  darum  einen  in  der  Expertenkommission  für  das  Bundes- 
rechtspflegegesetz  gestellten  Antrag  ab,  welcher  die  Kompe- 
tenz der  Bundesbehörden  auch  für  die  genannten  Sachen  be- 
gründen wollte.  Dieser  Standpunkt  scheint  nun  heute  nicht 
mehr  für  richtig  angesehen  zu  werden. 

Bei  der  Beratung  des  Organisationsgesetzes  im  Schosse 
des  Nationalrats  wollte  man  eine  so  wichtige  Sache  nicht 
so  rasch  abmachen  j  man  nahm  desshalb  eine  bezügliche  Vor- 
schrift nicht  auf  und  hat  die  bezügliche  Anregung  von  Nat.- 
Rat  Fehr  als  Motion  erklärt. 

Bei  Aufstellung  neuer  Kompetenzen  sollte  die  Vereinigung 
in  einer  Hand  angestrebt  werden. 

Der  Ruf  nach  einer  allgemeinen  Revision  des  Be- 
treibungsgesetzes gefällt  mir  nicht.  Welchen  Eindruck  muss 
es  im  Volke  machen,  wenn  heute,  kaum  ist  das  Gesetz  in 
praktischer  Anwendung,  schon  nach  Abänderung  desselben 
gerufen  wird?  Eine  solche  heute  zu  postulieren,  erscheint 
nicht  zweckmässig,  das  Gesetz  ist  noch  viel  zu  wenig  lang 
in  Kraft;  auch  haben  wir  ja  heute  nur  einen  einzigen  Punkt, 
der  revisionsbedürftig  scheint,  besprochen. 
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Die  letzte  Bemerkung  Prof.  Speiser's  veranlasst  Dr. 
Brüsäein  und  Dr.  Schochy  den  Antrag  des  Letztern  dahin  zu 
erläutern,  die  Frage  der  Revision  bezüglich  der  Organisation 
der  obersten  eidg.  Betreibungsbehörde  sei  nicht  dringender, 
als  andere  einer  Abänderung  bedürfende  Bestimmungen;  da- 
mit sei  nicht  gesagt,  ob  die  Revision  des  ganzen  Gesetzes 
als  dringend  erachtet  werden  müsse;  über  den  Zeitpunkt  der 
Revision  wolle  man  sich  daher  nicht  aussprechen. 

Damit  wurde  die  Diskussion  geschlossen.  Ein  Antrag, 
über  die  Thesen  des  Referenten  abzustimmen,  wird  nicht  ge- 
stellt. Dr.  Schock  erklärt  auf  Anfrage  des  Präsidenten,  dass 
sein  Antrag  nur  ein  Eventualantrag  zu  den  Thesen  des 
Referenten  sein  solle.  Es  wird  daher  auch  über  diesen  An- 
trag nicht  abgestimmt. 

Auf  Vorschlag  des  Präsidenten  wird  an  Herrn  Bundesrat 
Buchonnet,  der  aus  Gesundheitsrücksichten  an  der  diesjährigen 
Versammlung  des  Juristenvereins  nicht  Teil  nehmen  kann, 
ein  Begrüssungstelegramm  abgesandt,  ebenso  ein  Sympathie- 
telegramm an  die  in  Lausanne  tagende  schweizerische  natur- 
forschende Gesellschaft. 


Verhandlungen  vom  5.  September  1892. 

I. 

Prof.  Dr.  QoUofrey  in  Preiburg  referiert  Namens  der 
Rechnungsrevisoren  über  die  Jahresrechnung  1892/93.  Die- 
selbe zeigt  folgenden  Abschluss : 

Receües. 

Gontributions   des  membres  de  la  soci^tä  et 

finances  d'entrie fr.     3630.  — 

Subvention  de  la  Gonfäd6ration  pour  la  publi- 

cation  de  l'ouvrage  de  M.  Huber      ...       „      3000.  — 

Interets  ^des   capitaux  places  en  dSpöt  et  du 

compte-courant „        240.  15 

Total     fir.     6870.  15 
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Dipenses, 

Frais  generaux fr.  508.  57 

Frais  de  la  Banque  cantonale „  8.  53 

Subvention  k  la  Fondation  Holtzendorff  .     .  „  400.  — 

Prix  d^cernös  aux  laureats  des  concours  .     .  „  600-  — 

Subvention  au  4"*  volume  de  M.  Huber  .     .  „  3585.  85 

Frais  d'impression „  877.  55 

Note  de  la  librairie  Georg „  68.  75 

~Tr7  "6044.  25 
Exc^dent  des  recettes  sur  les  d^penses      „        825.  90 

Chiffre  6gal  aux  recettes      fr.     6870.  15 

Büan  au  30  juin  1893. 

Au  1"  septembre  1892  la  fortune  de  la  Soci6te 

6tait  de fr.  14120.  60 

L'exercice   de  1892/93  laisse  un  exc^dent  de 

recettes  de „        825.  90 

Au  30  juin  1893  la  fortune  de  la  Soci6t6  est  de     fr.  14946.  50 

Cette  fortune  est  representöe  comme  suit: 

3  bons  de  d^pöt  k  la  Banque  cantonale  vaudoise  fr.  7500.  — 

Solde  actif  du  compte-courant  ä  la  m6me  banque  ,,  732 1 .  50 

Solde  redu  par  le  caissier „  125.  — 

Total     fr,  14946.  50 

Die  Kechnungsrevisoren  beantragen  Genehmigung  der 
Rechnung;  unter  bester  Verdankung  der  Verwaltung  des 
Rechnungssteiler s,  Hrn.  Bundesrichter  Gh.  Soldan,  was  ein- 
mütig zum  Beschluss  erhoben  wird. 

II. 

Das  Präsidium  bringt  hierauf  den  zweiten  Verhandlungs- 
gegenstand der  Jahresversammlung 

Die  Einrede  des  Spieles  bei  Differenzgescliäften 

zur  Verhandlung  und  erteilt  zuerst  dem  Referenten  das  Wort 
zur  Ergänzung  des  schriftlichen  Berichts. 
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M.  le  professeur  Dr.  Virgäe  Rössel,  de  Berne,  rapporteur, 
constate  le  däsaccord  complet  qui  existe  entre  lui  et  le  co- 
rapporteur;  en  ce  qui  le  concerne,  il  n'a  pu  traiter  la  question 
de  I'exception  de  jeu  qu^en  juriste  et  non  en  homme  d'affaires; 
or  il  conviendrait  d'^tre  Tun  et  l'autre,  pour  pouvoir  diacuter 
le  sujet  sous  toutes  ses  faces. 

En  admettant  Texception  de  jeu,  le  legislateur  föderal 
a  suivi  le  sentiment  public  qui  s^est  prononoö  d^une  maniere 
trfes  cal6gorique  contre  les  jeux  de  bourse.  Ceci  rösulte  claire- 
inent  d6jä  du  fait  que,  sauf  k  Gen^ve,  cette  exception  ötait 
implicitement  ou  explicitement  adoptöe  par  les  lois  cantonales 
en  vigueur  jusqu'au  1"  janvier  1883.  II  ne  faudrait  pas 
chercher  k  modifier  Tart.  512  al.  2  du  C.  0«,  le  peuple  n^ätant 
point  disposS  k  favoriser  les  spöculations  de  jeu ;  toute  tenta- 
tive  faite  dans  ce  sens  öchouerait  certainement. 

On  n'est  pas  d'accord  sur  Tinterpretation  k  donner  a  Part. 
512  al.  2;  celle  du  Tribunal  föderal  est  exacte.  II  interpr^te 
cet  article  en  ce  sens  que  les  Operations  vis6es  par  cette  dispo- 
sition  legale  sont  les  marchis  difförentiels  purs,  c'est  k  dire 
ceux  qui  sont  exclusifs  de  la  dölivranoe  des  valeurs  ou  des  mar- 
chandises  et  se  rösolvent  par  un  simple  paiement  de  difförences. 
Le  dösaccord  qui  existe  entre  les  deux  rapporteurs  reside 
principalement  dans  la  dMnition  du  „marchö  diffi^rentiel.'' 
Le  Tribunal  föderal  entend  par  Ik  les  Operations  dans  les- 
quelles  les  parties  ont  exclu  expressöment  ou  tacitement  toute 
id6e  de  livraison  de  titres  et  ont  entendu  spiculer  uniquement 
sur  la  difförence  du  cours.  Cette  Interpretation,  que  le  haat 
Tribunal  a  maintenue  dans  toute  sa  jurisprudence,  correspond 
bien  au  texte  et  au  voöu  de  la  loi. 

Dans  les  marchös  diflferentiels  proprement  dits  il  n'y  a  rien 
qui  ressemble  k  un  marchö,  il  n'y  a  aucune  Operation,  il  n*y  a 
qu'un  pari  sur  des  valenrs  ou  des  marchandisea;  aussi  le  1" 
alinäa  de  Part.  512  exclut-il  dSjä  toute  sanction  legale  pour 
ce  genre  d'operations.  Le  2*  alinöa  de  cet  article  ne  fait, 
ainsi  que  le  constate  rexpos6  ecrit  du  rapporteur,  qu'ajouter 
une  6quivoque  i&cheuse,  sans  donner  plus  de  force  k  cet 
article. 


I 
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Les  marchös  difp^^rentiels  sont  souvent  conclus  de  manibre 
k  echapper  k  Fezoeption  de  jeu.  Les  partiea  ont  beaucoup 
de  nioyens  pour  'Sluder  les  dispositions  de  la  loi  et  d^uiser 
leur  Intention.  Aussi,  pour  6viter  ces  subterfuges,  faudrait-il 
laisser  une  grande  latitude  au  juge,  afin  qu'il  pnisse  rechercher 
librement  quelle  a  6t6  Tintention  des  parties  sans  §tre  li6  par 
les  dispositions  restriotives  de  la  proc^dure  en  mati&re  de 
preuve.  II  conviendrait  d&s  lors,  comme  Tindiquent  les  con- 
clusions  du  rapport,  de  completer  Tart.  512  par  l'adjonction 
d'une  prescription  semblable  k  celle  de  Tart.  202  C.  0. :  „Le 
juge  prononce  librement  en  tenant  compte  des  circonstances." 

L'exception  da  jeu  parait  favoriser  les  joueurs  malhon- 
neteS;  aussi  dit-on  qu'elle  est  immorale^  mais  il  faut  penser 
que  le  ISgislateur  a  voulu  surtout  protSger  les  joueurs  na'ifs, 
les  profanes  de  Tagiotage,  et  non  les  sp^culateurs  de  profession. 
D'ailleurS;  ni  le  16gislateur,  ni  les  tribunaux^  n'ont  k  intervenir 
en  faveur  des  march^s  difierentiels,  de  oes  sp6culations  6cono- 
miqaement  improductives  et  socialement  dangereuses  que  notre 
code  a  r6prouv6es;  ils  n'ont  surtout  pas  k  les  proteger. 

Mr.  Rössel  renvoie,  pour  le  surplus,  aux  consid6rations 
d^yeloppees  dans  son  rapport  6crit. 

Der  Korreferent,  Dr.  Richard  Temme,  Advokat  in  Basel, 
hatte  den  Mitgliedern  folgende  Thesen  gedruckt  zustellen 
lassen : 

1.  Die  sog.  reinen  Differenzgeschäfte  im  Sinne  der  Begriffs- 
bestimmung des  Bundesgeriohtes,  laut  welcher  das  Kriterium 
des  reinen  Differenzgesohäftes  darin  liegt,  dass  nach  über- 
einstimmender ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erklärter 
Willenseinigung  der  Parteien  Recht  und  Pflicht  wirklicher 
Lieferung  und  Abnahme  der  gekauften  oder  verkauften  Waaren 
oder  Börsenpapiere  ausgeschlossen  ist,  so  dass  bloss  die 
Kursdifferenz  den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  —  kommen 
in  Wirklichkeit  nicht  vor.     ' 

Die  Umstände,  aus  welchen  auf  ein  sog.  reines  Differenz- 
geschäft in  obigem  Sinne  geschlossen  zu  werden  pflegt,  be- 
rechtigen nicht  zu  der  Annahme  eines,  Recht  und  Pflicht  wirk- 

Zeitsohr.  für  Soh-vreixerisches  Recht.    NeuA  Folgte  XII.  43 
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lieber  Lieferung  und  Abnahme  ausscbliessenden  Vertrags- 
willens der  Parteien. 

2.  Die  Einrede  des  Spieles  ist  nicbt  geeignet,  den  Aus- 
wüchsen des  Börsenverkehres  zu  begegnen^  und  verdient  keinen 
Schutz. 

Zur  Begründung  dieser  Thesen  erstattet  Herr  Dr.  Temme 
das  folgende 

Korreferat. 

1. 

Bis  zum  Jahre  1892  hatte  sich  das  Bundesgericht  nur 
in  vereinzelten  Fällen  mit  der  Einrede  des  Spieles  bei  Dif- 
ferenzgeschäften  zu  befassen.  Der  Börsenkrach  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1891  förderte  dagegen  eine  Heihe  von  Fällen 
zu  Tage,  in  welchen  unglückliche  Spekulanten  sich  ihrer  Ver- 
pflichtungen mittelst  dieser  Einrede  zu  entledigen  suchten, 
und  es  ist  daher  seither  auch  das  Bundesgericht  öfter  in  die 
Lage  gekommen,  sich  über  die  letztere  zu  äussern. 

Von  sechs  mir  bekannten  Entscheidungen  unseres  höchsten 
Grerichtshofes  aus  dem  Jahre  1892  sowie  aus  dem  Anfang  des 
laufenden  Jahres  in  Prozessen,  welche  ihren  Ursprung  in  der 
finanziellen  Erisis  von  1891  hatten,  betreffen  fünf  solche  Be- 
kursc;  die  aus  dem  Eanton  Baselstadt  vor  den  Gerichtshof 
gezogen  worden  waren. 

Hiebei  trat  eine  merkliche  Divergenz  zu  Tage  zwischen 
der  Auslegung,  welche  das  baselstädtische  Appellationsgericht 
dem  Art.  512  des  Obligationenrechts  gab,  und  der  Auffassung 
dieser  Gesetzesbestimmung  durch  das  Bundesgericht.  Das 
Appellationsgericht  glaubte,  wie  es  sich  in  seinem  Berichte 
über  die  Justizverwaltung  vom  Jahre  1892  ausspricht,  den 
Intentionen  des  Gesetzes  dadurch  gerecht  zu  werden,  „dass 
es  solchen  Geschäften,  bei  denen  die  wirkliche  Lieferung  und 
Abnahme  der  gekauften  und  verkauften  Papiere  nicht  beab- 
sichtigt gewesen,  als  ausserhalb  des  Recht  sgöbietes  stehend 

die  Anerkennung  als  K echt sgeschäfte  versagte  und  sie 

abwies."  Das  Bundesgericht  dagegen  hielt  an  der  schon  in 
früheren  Urteilen    von  ihm  ausgesprochenen  Auffassung  fest, 
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€s  genüge  zur  Annahme  des  Spieles  nicht,  dass  die  wirkliche 
Lieferung  der  gekauften  und  verkauften  Papiere  nicht  beab- 
sichtigt gewesen  sei,  es  sei  vielmehr  erforderlich,  dass  nach 
übereinstimmender,  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erklärter 
Willenseinigung  der  Parteien  Recht  und  Pflicht  wirklicher 
Lieferung  und  Abnahme  der  gekauften  oder  verkauften  Waren 
oder  Börsenpapiere  ausgeschlossen  sein  müsse,  so  dass  bloss 
die  Eursdififerenz  den  G-egenstand  des  Vertrages  bilde. 

Diese  Verschiedenheit  der  Auffassung  führte  in  einigen 
Fällen  zur  Aufhebung  des  appellationsgerichtlichen  ürteiles, 
welches  Spiel  angenommen  hatte«  Das  Bundesgericht  beriet 
sich  hiebei  für  seine  Interpretation  des  Art.  512  0.  R.  auf 
die  Praxis  des  deutschen  Reichsgerichtes,  was  das  Appella- 
tionsgerieht  in  seinem  oben  erwähnten  Berichte  zu  der  Be- 
merkung veranlasste,  dass  das  deutsche  Reichsgericht  in  der 
Annahme  stillschweigender,  auf  Ausschluss  von  Recht  und 
Pflicht  wirklicher  Lieferung  und  Abnahme  gerichteter  Willens- 
einigung viel  weiter  gehe  als  das  Bundesgericht. 

2. 

Da  in  der  That  die  Rechtssprechung  des  Bundesgerichtes 
von  der  oberstrichterlichen  deutschen  Judikatur  ausgegangen 
ist,  so  wird  es  angezeigt  sein,  zunächst  einen  kurzen  Blick 
auf  die  letztere  zu  werfen. 

£ine  eingehende  Darstellung  derselben  findet  sich  in  der 
Schrift  von  Wiener,  einem  der  Senatspräsidenten  des  Reichs- 
gerichtes, „Das  Differenzgeschäft  vom  Standpunkt  der  jetzigen 
Rechtssprechung^  Berlin  1893.  Mehrfache  kürzere  Besprech- 
ungen und  Mitteilungen  aus  der  Praxis  des  Reichsgerichtes 
enthält  die  „Wochenschrift  für  Aktienrecht  und  Bankwesen" 
von  Holdheim  Bd.  1  n.  16  u.  n.  52,  Bd.  2  n.  2  u.  4,  n.  12  u.  15. 

Bei  dem  Mangel  einer  reichsgesetzlichen  Vorschrift  richtet 
sich  in  Deutschland  die  Klagbarkeit  der  Differenzgeschäfte 
nach  den  Landesrechten.  Von  diesen  enthält  das  sächsische 
bürgerliche  Gesetzbuch  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass 
die  reinen  Differenzgeschäfte  nach  den  Vorschriften  über  Spiel 
und  Wette  zu  beurteilen,  also  klaglos  seien  (Art.  1482).    Tür 
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die  Geltungsgebiete  des  gemeinen,  des  preussisohen  und  des 
französischen  Rechtes,  welche  keine  ausdrücklichen  Bestim- 
mungen über  diese  Frage  enthalten,  steht  das  Gleiche  durch 
oberstrichterliche  Judikatur  fest. 

Der  Begriff  des  reinen  Differenzgeschäftes  wurde  dabei 
schon  vom  Reichsoberhandelsgerichte  genau  dahin  präzisiert, 
dass  zur  Annahme  eines  solchen  die  Absicht  der  Parteien, 
das  Geschäft  durch  Zahlung  einer  Preisdifferenz  abzuwickeln, 
nicht  genüge,  sondern  dass  vertragsmässig  Recht  und  Pflicht 
zur  Lieferung  ausgeschlossen  sein  müsse. 

Vergl.  ürteü  des  R.  0.  H.  G.  vom  4.  Juni  1872  i.  S. 
Hesterberg  ca.  Schönfeld  Bd.  6  der  Entscheidungen  dieses 
Gerichtshofes  S.  224:  „Zwar  büsst  ein  auf  Lieferung  von 
Waren  gerichtetes  Geschäft  dadurch  nicht  seinen  reellen 
Charakter  ein,  dass  einer  oder  beide  Kontrahenten  beim  Ab- 
schluss  des  Geschäftes  sich  von  der  Absicht  leiten  lassen, 
dass  am  Stichtage  Lieferung  nicht  erfolgen,  sondern  nur  Preis- 
differenz werde  berechnet  und  gewährt  werden.  Denn  so 
lange  diese  Absicht  unausgesprochenes  M  otiv  bleibt,  ist  sie 
schon  deshalb  irrelevant,  weil  dessenungeachtet  keiner  der 
Kontrahenten  gehindert  wird,  am  Stichtage  auf  effektiver 
Lieferung  zu  bestehen.  In  diesem  Sinne  kann  dem  Appel- 
lationsrichter beigepflichtet  werden,  dass  bei  den  meisten  im 
Börsenverkehr  geschlossenen  Zeitgeschäften  vorausgesetzt  wird, 
es  werde  zur  effektiven  Erfüllung  nicht  kommen,  sondern  der 
Mitkontrahent  mit  der  Abwicklung  des  Geschäftes  durch  Ge- 
währung der  Preisdifferenz  einverstanden  sein.  Wesentlich 
anders  gestaltet  sich  aber  die  Sache,  wenn  jene  Absicht  der 
Kontrahenten  bei  dem  Vertragsabschluss  zum  Aus- 
druck gebracht,  also  verabredet  ist,  dass  die  bedungenen 
Papiere  nicht  geliefert,  sondern  nur  die  Differenz  vergütet 
werden  solle.  Es  liegt,  obgleich  die  Kontrahenten  das  Ge- 
schäft in  die  Form  eines  Lieferungskaufes  eingekleidet  haben, 
in  Wahrheit  nicht  ein  Kauf,  sondern  ein  sog.  reines  Differenz- 
geschäft vor,  das  sich  eben  durch  eine  Verabredung  der 
gedachten  Art  qualifiziert.  Dieses  Geschäft,  dessen  Gegen- 
stand die  Preisdifferenz  zwischen  dem  Tage  des  Vertragsab« 
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Schlusses  und  einem  bestimmten  späteren  Termine  bildet,  ge- 
hört zu  den  Glücksverträgen;  keineswegs  ist  es  nach  den 
für  Lieferungsgeschäfte  im  Art.  357  H.  G.  B.  au^estell- 
ten  Grundsätzen  zu  beurteilen.^' 

Ferner  Urteil  des  R.  0.  H.  G.  vom  21.  November  1874 
i.  S.  Koos  ca.  Honig  Bd.  15  S.  279. 

An  dieser  Umgrenzung  des  Begriffes  der  reinen  Differenz- 
geschäfte hielt  auch  das  fieichsgericht  fest» 

Dabei  wurde  prinzipiell  nicht  in  Abrede  gestellt,  dass 
der  vertragsmässige  Ausschluss  von  Recht  und  Pflicht  effek- 
tiver Lieferung  nicht  nur  ausdrücklich  verabredet,  sondern 
auch  stillschweigend  vereinbart  sein  und  daher  aus  den  Um- 
ständen gefolgert  werden  könne.  Allein  es  wurde  hiebei  in 
Betracht  gezogen,  dass  die  Differenzgeschäfte  äusserlich  sich 
als  Kaufgeschäfte  darstellen,  und  dass  ein  hievon  abweichen- 
der Vertragswille  so  lang  nicht  angenommen  werden  dürfe, 
als  die  Umstände  des  Falles  auch  eine  Deutung  dahin  zu- 
lassen, dass  die  Parteien  nur  die  Absicht  hatten,  das  Ge- 
schäft durch  Zahlung  einer  Differenz  abzuwickeln,  ohne  aber 
deshalb  Recht  und  Pflicht  wirklicher  Lieferung  vertragsmässig 
ausschliessen  zu  wollen. 

Insbesondere  wurde  das  Missverhältnis  zwischen  der 
ökonomischen  Lage  des  einen  Kontrahenten  und  dem  Um- 
fange der  von  ihm  eingegangenen  Geschäfte,  auch  wenn  das- 
selbe dem  anderen  Kontrahenten  bekannt  war,  nicht  als  ge- 
nügend erachtet  zur  Annahme  eines  reinen  Differenzgeschäftes. 
Ebensowenig  Aeusserungen  des  einen  Teiles,  in  denen  mehr 
oder  weniger  ausdrücklich  gesagt  wurde,  dass  er  nur  auf  die 
Differenz  spekulieren  wolle. 

Vgl.  die  in  der  oben  citierten  Schrift  von  Wiener 
S.  21 — 27  wiedergegebenen  Urteile  des  Reichsoberhandels- 
gerichtes und  des  Reichsgerichtes,  von  denen  hier  folgende 
angeführt  werden  mögen: 

In  einem  Urteile  vom  6.  Juni  1888  führt  das  Reichs- 
gericht aus,  dass  wenn  auch  die  Erklärung  des  die  effektive 
Erfüllung  ausschliessenden  Vertragswillens  durch  konkludente 
Handlungen  erfolgen  könne,  doch  in  den  allein  von  dem  Be- 
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klagten  behaupteten  Thatsachen,  dass  er  seine  Zahlungen 
eingestellt  hatte,  dass  ihm  nach  aussergerichtlichem  Ver- 
gleiche kein  Vermögen  verblieben,  er  nicht  die  Mittel  zur 
Bestreitung  des  Notwendigsten  gehabt  habe,  aber  vom  Kläger 
zum  Börsenspiel  veranlasst  worden  sei  und  unter  anderen 
Zeitkäufen  einen  solchen  über  15000  Wispel  Roggen  ge- 
schlossen habe,  der  Ausdruck  solchen  Vertragswillens  nicht 
zu  finden  sei,  zumal  nach  der  Rechnung  zwei  erhebliche  Ge- 
schäfte durch  Abnahme  erfüllt  seien. 

In  dem  Urteile  vom  17.  Oktober  1891  wurde  vom  Be- 
rufungsgerichte erwogen,  dass  die  thatsächliche  Abwicklung 
sämtlicher  Geschäfte  durch  Differenzziehung,  die  Kenntnis 
des  Bankiers  von  der  schlechten  Vermögenslage  des  Kunden 
gegenüber  dem  bedeutenden  umfange  der  Geschäfte  nur  zu 
der  Annahme  führen  könnte,  dass  der  Kunde  nicht  die  Ab- 
sicht gehabt  habe,  auf  effektiver  Lieferung  zu  bestehen,  und 
dass  auch  der  Bankier  die  Überzeugung  gehabt  haben  möge, 
es  werde  zu  effektiver  Lieferung  nicht  kommen,  ohne  dans 
doch  eine  Einigung  der  Parteien,  wonach  sie  ausgeschlossen 
sein  solle,  damit  erwiesen  wetde.  Hierin  wurde  vom  Reichs- 
gericht kein  Rechtsirrtum  gefunden. 

In  einem  dritten  Falle  vom  20.  Januar  1892  hatte  der 
Kunde  (als  Kaufmann  bezeichnet)  behauptet,  er  sei  von  dem 
Agenten  des  Händlers  aufgefordert  worden,  in  Roggen  zu 
spekulieren,  er  solle  mit  der  ganzen  Sache  dabei  nichts  zu 
thun  haben,  bekomme  die  Ware  nicht  zu  sehen,  habe  nichts 
zu  liefern,  nur  die  Differenz  zu  zahlen,  worauf  er  erwiedert 
habe:  „ob  ich  da  oder  dort  spiele,  ist  mir  gleichgiltig."  Es 
wird  vom  Reichsgerichte  ausgeführt,  „danach  sei  nur  be- 
hauptet, dass  der  Kunde  über  die  wirtschaftliche  Folge  des 
Geschäftes  und  über  die  Art  der  Abwicklung  solcher  Ge- 
schäfte an  der  Börse  aufgeklärt  worden  und  seine  Absicht, 
zu  spielen,  kundgegeben  habe,  dagegen  nicht,  dass  auch  der 
Agent  dieselbe  Absicht  kundgegeben  habe.^ 

Die  vorstehend  geschilderte  Praxis  ist  indessen  nicht 
immer  festgehalten  worden.  Schon  in  einzelnen  früheren 
Fällen,  vgl.  z.  B.  die  in  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichtes 
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Bd.  8  Nr.  503  mitgeteilte  Entscheidung,  und  dann  besonders 
im  Laufe  des  Jahres  1892,  wohl  unter  dem  Eindrucke  der 
Folgen,  welche  die  Börsenkrisis  des  vorhergegangenen  Jahres 
1891  auch  in  Deutschland  nach  sich  gezogen  hatte,  und  der 
Angriffe,  welche  sich  von  verschiedenen  Seiten  gegen  Börsen 
und  Börsenkreise  erhoben,  ist  die  Rechtssprechung  des  Reichs- 
gerichtes schwankend  geworden,  und  es  sind  Entscheidungen 
ergangen,  deren  Ergebnisse  mit  früheren  Urteilen  manchmal 
in  ziemlichem  G-egensatze  stehen.  Ob  hiebe!  auch  Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen  den  einzelnen  erkennenden  Senaten 
des  Reichsgerichtes  mitspielen,  wie  von  gewisser  Seite  be- 
hauptet wird, 

Koppel  in  Wochenschrift  für  Aktienrecht 
und  Bankwesen  von  Holdheim,  Bd.  1  Nr.  16,  S.  157  Bd.  2 
Nr.  2  S.  21  ff., 
ist  für  Fernerstehende  schwer  zu  beurteilen.  Jedenfalls  sind 
in  einzelnen  Prozessen  die  thatsächlichen  Verhältnisse  so  wenig 
verschieden,  dass  es  auffällig  ist,  wie  dennoch  entgegengesetzte 
Entscheidungen  auf  denselben  aufgebaut  werden  können. 

Vgl.  z.  B.  Wochenschrift  für  Aktienrecht  Bd.  2  Nr.  2 
S.  21  ff.,  ferner  die  bei  Wiener  a.  a.  0.  S.  26  mitgeteilten 
Urteile  mit  demjenigen  auf  S.  27,  zumal  da  anderseits  aus- 
gesprochen wird,  dass  die  Frage, .  „ob  die  übereinstimmende 
Willensäusserung  der  Kontrahenten,  nur  zu  spielen,  sich  auch 
ohne  ausdrückliche  Abrede  aus  dem  Zusammenhange  der 
Umstände  ergiebt,  keine  reine  Thatfrage  sei,  sondern 
immer  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  dem  Rechts- 
begriffe des  Differenzgeschäftes  und  der  stillschweigenden 
Willenserklärung  stehe." 

Wochenschrift  für  Aktienrecht  Bd.  1  Nr.  16  S.  157, 
dass  also  die  diesfallsigen  Feststellungen  des  Unterrichters  für 
das  Reichsgericht  nicht  als  massgebend  erachtet  werden. 

Besonders  wird  in  der  neueren  Rechtssprechung  der 
ökonomischen  Lage  des  einen  Kontrahenten,  nämlich  des 
Kunden,  der  durch  den  Banquier  oder  bei  demselben  speku- 
liert, ein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt.  Nicht  nur  die 
Vermögenslosigkeit  des  Kunden,   sondern  auch  das  Missver- 
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hältnis  zwischen  seinen  Mitteln  and  der  Höhe  der  von  ihm 
eingegangenen  Engagements  soll  zur  Annahme  des  auf  Aus- 
schluss von  Kecht  und  Pflicht  zur  Lieferung  gerichteten 
Yertragswillens  beider  Kontrahenten  berechtigen^  und  zwar 
nicht  bloss  dann,  wenn  diese  ökonomische  Insuffizienz  des 
Kunden  dem  Banquier  bekannt  war,  sondern  auch,  wenn  sie 
ihm  bei  einiger  Nachforschung  bekannt  werden  musste,  oder 
wenn  er  es  unterlassen  hat,  sich  Grewissheit  über  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Kunden  zu  verschaffen. 

Urteil  vom  12.  Oktober  1892,  Wochenschrift  f.  Aktien- 
recht, Bd.  1  Nr.  52,  auch  bei  Wiener  a.  a.  0.  8.  29:  „Eine 
stillschweigende  Willenseinigung  ist  aus  den  die  Handlungen 
der  Beteiligten  begleitenden  Umständen  zu  schliessen  und 
dann  anzunehmen,  wenn  entweder  in  Bücksicht  auf  diese 
Umstände  die  Handlungen  und  Erklärungen  eine  andere 
Deutung  (logisch)  nicht  zulassen,  oder  nach  der  Lebenser- 
fahrung diese  Deutung  als  die  regelmässige  erscheinen  muss, 
oder,  wie  das  preuss.  allg.  Landrecht  I,  4  Art.  58  sich  aus- 
drückt, aus  den  Handlungen  die  Absicht  des  Handelnden 
mit  Zuverlässigkeit  geschlossen  werden  kann.  Schon  die 
erste  dieser  Voraussetzungen  trifft  zu,  wenn  nach  den  Um- 
ständen der  eine  Teil  den  Willen,  effektiv  zu  erfiillen,  gar 
nicht  gehabt  haben  k  o  n  i\  t  e  und  der  Andere  von  der  Un- 
möglichkeit der  Abnahme  oder  Lieferung  auf  Seiten  des 
ersteren  überzeugt  sein  musste. 

Würde  es  feststehen,  dass  der  Umfang  der  Börsenge- 
schäfte über  die  Yermögensverhältnisse  und  den  Kredit  des 
Beklagten  weit  hinaus  gegangen  und  dem  Kläger  dies  be- 
kannt gewesen  ist  oder  bei  einiger  Nachforschung 
bekannt  werden  musste,  so  konnte  mit  voller  Zu- 
verlässigkeit auf  die  stillschweigende  Willenserklärung  beider 
Teile  geschlossen  werden,  dass  weder  Lieferung  noch  Ab- 
nahme, sondern  nur  Regelung  durch  Zahlung  der  Differenz 
stattfinden  sollte. 

Musste  der  Kläger  nach  den  ihm  bekannten  Vermögens- 
verhältnissen des  Beklagten  die  Frage  (ob  derselbe  effektiv 
erfüllen  könne)  verneinen  oder  hatte  er,  wozu  bei  dem  enormen 
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Umfange  der  Börsengeschäfte  alle  Veranlassung  vorlag,  sich 
kein^  Gewissheit  über  die  Leistungsfähig- 
keit des  Beklagten  verschafft,  so  konnte  er  nur 
Erledigung  durch  Differenzzahlung  erwarten,  also  auch  nur 
diese  gewollt  haben." 

£s  kann  allerdings  nicht  leicht  einen  direkteren  Gegen- 
satz geben,  als  zwischen  diesen  Ausführungen  des  Reichsge- 
richtes und  den  vorhin  mitgeteilten  früheren  Urteilen  vom 
6.  Juni  1888  und  17.  Oktober  1891. 

E)ine  Reihe  analoger  Entscheidungen  desselben  Gerichts- 
hofes  finden  sich  bei  Wiener  S.  27 — 29,  31 — 33  und  in  der 
Wochenschrift  für  Aktienrecht  Bd.  2,  Nr.  2  S.  22,  Nr.  4 
S.  53  ff. 

In  diesen  Entscheidungen  werden  nun  auch  Aeusserungen 
der  Kontrahenten,  besonders  der  Agenten  des  Börsenhändlers, 
welche  die  Funktion  hatten,  ihm  Kunden  zuzuführen  (eine 
allerdings  wenig  sympathische  Institution),  Aeusserungen, 
die  darauf  hinauslaufen,  dass  der  Kunde  die  Papiere  oder 
Waren  nicht  effektiv  zu  beziehen  brauche,  sondern  es  sich 
nur  um  die  Differenz  handle,  als  massgebend  für  die  An- 
nahme eines  reinen  Differenzgeschäftes  erklärt,  auch  dies  in 
geradem  Gegensatze  zu  früheren  Urteilen  wie  das  oben  mit- 
geteilte vom  20.  Januar  1892. 

Anderseits  hat  das  Reichsgericht  in  jüngster  Zeit,  unterm 
19.  April  1893,  wieder  eine  Entscheidung  gefällt,  welche 
einen  neuen,  bisher  von  diesem  Gerichtshofe  nicht  berück- 
sichtigten Gesichtspunkt  zur  Geltung  bringt,  der  aber  mit 
den  anderen  Entscheidungen  desselben  aus  letzter  Zeit,  wie 
sie  oben  angegeben  worden  sind,  schwer  vereinbar  ist. 

Der  Entscheidung,  welche  sich  in  der  „ Juristischen 
Wochenschrift^,  Organ  des  deutschen  Anwaltsvereins  1893, 
Nr.  29  und  30  abgedruckt  findet,  entnehme  ich  Folgendes: 

„Laut  Schlussschein  vom  3.  November  1891  kaufte  der 
Kaufmann  Sandhagen  zu  Paderborn  von  Heimann  zu  Berlin 
50  Tonnen  Hafer  per  April-Mai  1892.  Da  S.  die  am  1.  April 
angebotene  Ware  nicht  abnahm,  so  bewirkte  die  Firma  H. 
die  Zwangsregulierung  and  forderte  die  entstandene  Differenz 
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von  M.  1629  im  Wege  der  Klage  ein.  S.  machte  den  Dif- 
ferenzeinwand  geltend,  wurde  aber  in  allen  drei  Instanzen 
zur  Zahlung  verurteilt.  Laut  urteil  des  Reichsgerichtes  er- 
gaben die  Thatsachen,  dass  die  Kontrahenten  von  der  Ab- 
sicht, mit  der  Differenz  zu  regulieren,  geleitet  sein  mögen, 
bieten  aber  für  die  Annahme,  dass  vertragsmässig  das  Recht 
auf  reelle  Lieferung  und  Annahme  ausgeschlossen  sei,  keinerlei 
Anhalt.  Im  Übrigen,  sagt  das  Reichsgericht,  hat  das  Kammer- 
gericht (die  zweite  Instanz)  die  Thatsache,  dass  der  Beklagte 
geschäftskundiger  gutsituierter  Kaufmann  ist,  sowie  die  Einzel- 
heiten der  aus  dem  Sohlussschein  erhellenden  Vertragsabreden 
erschöpfend  und  im  Zusammenhange  gewürdigt  und  hat  nach 
Prüfung  des  Sachverhaltes  die  unbedenklich  zutreffende  Über- 
zeugung erlangt,  dass  sich  aus  demselben  für  eine  still- 
schweigende Vereinbarung  eines  reinen  Differenzgeschäftes 
keinerlei  Anhalt  entnehmen  lasse.  Der  Beklagte  hat  ein 
börsen massiges  Termingeschäft  zu  Spekulationszwecken  ge- 
schlossen ;  er  konnte  daher  bei  einem  für  ihn  günstigen  Aus- 
fall desselben  aufErzielung  des  erstrebten  Ge- 
winnes nur  rechnen,  wenn  das  Geschäft 
rechtsverbi  n  d  lieh  geschlossen  wurde.  Hier- 
über kann  der  Beklagte  bei  dem  Vertragsschluss  nicht  im 
Zweifel  gewesen  sein;  die  jetzt  erhobenen  Bemängelungen 
der  Rechtsverbindlichkeit  des  Geschäftes  sind  daher  un- 
haltbar. " 

Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Erwägung,  der  Spekulant 
habe  schon  deshalb  nicht  ein  reines,  also  klagloses  Differenz- 
geschäft gewollt,  weil  er  selbst  auf  Erzielung  eines  Gewinnes, 
in  dessen  Hoffnung  er  ja  das  Geschäft  eingeht,  nur  habe 
rechnen  können,  wenn  das  Geschäft  rechtsverbindlich  abge- 
schlossen wurde,  so  ziemlich  in  allen  Fällen  der  Annahme 
eines  reinen  klaglosen  Differenzgeschäftes  entgegenstehen 
würde.  — 

Überblicken  wir  die  Praxis  des  Reichsgerichtes,  wie  sie 
im  Vorstehenden  kurz  zu  skizzieren  versucht  worden  ist,  so 
sehen  wir  ein  ziemlich  unbeschränktes  Walten  des  freien 
richterlichen  Ermessens,  das  auch  die  Möglichkeit  entgegen- 
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gesetzter  urteile  in  kurzen  Zeitintervallen,  ja  fast  zeitlich 
nebeneinander;  nicht  äusschliesst,  ein  Resultat,  das  diejenigen 
wenig  befriedigen  wird,  welche  auf  eine  Rechtssicherheit,  die 
auch  durch  augenblickliche  Zeitströmungen  nicht  alteriert  wird, 
Gewicht  legen,  und  welche  der  Ansicht  sind,  es  solle  der 
Rechtszu3tand  eines  Landes  so  beschaffen  sein,  dass  er  nicht 
zu  Prozessen  Anlass  giebt,  sondern  sie  möglichst  ver- 
hindert. 

3. 

Das  Schweiz.  Bundesgericht  hat  als  Lieferungs-  und 
Differenzgeschäfte,  welche  den  Charakter  eines  Spieles  oder 
eine  Wette  haben,  konform  der  deutschen  Auffassung^  solche 
Greschäfte  erklärt,  bei  welchen  nach  übereinstimmender,  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  erklärter  Willenseinigung  der 
Parteien  Recht  und  Pflicht  wirklicher  Lieferung  und  Ab- 
nahme der  gekauften  oder  verkauften  Waren  oder  JBörsen- 
papiere  ausgeschlossen  ist,  so  dass  bloss  die  Kursdifferenz 
den  Gregenstand  des  Vertrages  bildet. 

Seit  Inkrafttreten  des  Obligationenreohtes  hat  das  Bun- 
desgericht, so  viel  mir  bekannt,  14  Mal  sich  mit  der  Frage 
des  Spieles  bei  Difierenzgeschäften  zu  befassen  gehabt. 

Dabei  hat  es  noch  folgende  Grundsätze  aufgestellt: 

1.  Der  Art.  512  0.  R.  ist  schlechthin  zwingender  Natur 
und  daher  in  allen  von  schweizer.  Richtern  zu  beurteilenden 
Fällen  anzuwenden,  auch  wenn  der  Sitz  der  Obligation  im 
Auslande  wäre. 

Titzck  &  Cie  c.  Post  &  Lappi  1.  Mai  1886,  A.  S.  XII 
8.  381. 

Burat  c.  Biodi  16.  Dez.  1887,  A.  S.  XIII  S.  503. 
Siegfried  c.  Rohner  13.  Nov,  1891  (nicht  abgedruckt). 

2.  Die  Spielnatur  eines  Geschäftes  ist  vom  Richter,  auch 
wenn  die  Partei  die  Einrede  des  Spieles  nicht  erhoben  hat, 
von  Amtswegen  zu  berücksichtigen. 

Braunschweig  c.  Dukas  24.  Sept.  1892.  A.  S.  XVIII 
S.  536. 

Das  Bundesgericht   ist  also   in    diesem    Punkte   anderer 
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Ansicht,  als  der  Referent  Herr  Professor  Rössel.  Die  Gründe, 
welche  der  letztere  für  seinen  Standpunkt  anführt,  dürften 
indessen  der  Erwägung  um  so  mehr  wert  sein,  als  in  den 
Fällen,  wo  die  Spieleinrede  gar  nicht  aufgeworfen  wird,  die 
Parteien  auch  keine  Veranlassung  haben,  die  Thatsachen, 
welche  den  Spielcharakter  eines  Geschäftes  begründen  oder 
ausschliessen,  dem  Richter  vorzutragen  und  auseinanderzu- 
setzen, der  letztere  also  Gefahr  läuft,  ohne  genügende  Kennt- 
nis der  Thatumstände  zu  urteilen.  Thatsächlich  wird  über- 
dies, wenn  keine  der  Parteien  die  Spieleinrede  vorbringt^ 
auch  ausgeschlossen  sein,  dass  die  Parteien  beim  Vertrags- 
abschlüsse Spiel  gewollt  haben. 

3.  Die  Einrede  des  Spieles  kann  auch  dem  Kommissionär 
entgegengesetzt  werden,  wenn  er  den  Namen  seines  Ver- 
käufers oder  Käufers  dem  Kommittenten  nicht  nennt  und 
daher  nach  0.  446  als  Selbstkontrahent  gilt. 

Kreditanstalt  Luzern  c.  Knörr  &  Ruegger  24.  Juli  1886. 
A.  S.  XII  S.  461. 

Clason  &  Cie  c.  Metzger  &  Cie  20.  Februar  1891, 
A.  S.  XVII  S.  144. 

Hiebei  ist  zu  bemerken,  dass  sich  die  Börsenkommissions- 
geschäfte regelmäsig  in  der  Weise  vollziehen,  dass  der  Kom- 
missionär den  Namen  desjenigen,  an  den  er  verkauft,  oder 
von  dem  er  gekauft  hat,  nicht  nennt,  also  als  Selbstkon- 
trahent gilt. 

4.  Aus  Darleihen  und  Vorschüssen,  welche  wissentlich 
zum  Behufe  von  Lieferungs-  und  DifFerenzgeschäften  mit 
Spielcharakter  gegeben  werden,  entsteht  keine  Forderung. 
Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Forderung  des 
Kommissionärs  abzuweisen,  der  bei  Besorgung  von  Börsen- 
aufträgen, die  erkenntlich  auf  reine  Differenzgeschäfte  mit 
Spielcharakter  gerichtet  sind,  für  seinen  Auftraggeber  in 
Vorschuss  geht. 

Bernische  Bodenkreditanstalt  c.  Kernen  9.  Dez.   1892. 

Noch  nicht  ausgesprochen  hat  sich  meines  Wissens  das 
Bundesgericht  darüber,  ob  ein  Pfandrecht,  das  für  ein  klag- 
loses Differenzgeschäft  bestellt  worden,  ungiltig  ist,  also  die 
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zu  Pfand   gegebenen  Sachen   oder  Papiere   vom   Verpfander 
zurückverlangt  werden  können. 

Die  Frage  ist  indessen  unzweifelhaft  mit  dem  Referenten 
im  Sinne  der  Ungiltigkeit  des  Pfandrechtes  zu   entscheiden. 

Dagegen  kann  ich  mit  dem  Herrn  Referenten  nicht 
einig  gehen,  wenn  er  glaubt;  dass  der  nach  der  bundes- 
gerichtlichen Begriffsbestimmung  erforderliche  übereinstim  - 
mende  Wille  der  Parteien,  Recht  und  Pflicht  effektiver  Lie- 
ferung und  Abnahme  auszuschliessen,  nicht  schon  beim  Ver- 
tragsabschlüsse vorhanden  zu  sein  brauche,  sondern  dass  es 
zur  Annahme  eines  reinen  Differenzgeschäftes  genüge,  wenn 
die  Parteien  auch  späterhin  („i  un  moment  donni")  überein- 
kommen, das  Geschäft  durch  Zahlung  der  Kursdifferenz  ab- 
zuwickeln. 

Ein  derartiges  Übereinkommen  besteht  seinem  Inhalte 
nach  darin,  dass  der  Verkäufer  die  verkauften  Titel  zu  einem 
gewissen  Kurse  vom  Käufer  zurückkauft ;  dadurch  wird  aber 
das  Geschäft,  wenn  es  beim  Abschluss  als  Kaufvertrag 
und  nicht  als  Spiel  vertrag  gewollt  war,  nicht  hinterher  zu 
einem  Spielvertrage. 

Dies  dürfte  auch  die  Meinung  des  Bundesgerichtes  sein. 
Im  Falle  Titzck  c.  Post  &  Lapp6  wird  es  als  Differenz- 
gesohäft  erklärt:  „lorsque  les  parties  contractantes  ont,  lors 
de  la  conclusion  du  contrat,  manifeste  d'une  ma- 
nifere  indubitable,  qu'elles  n'avaient  point  Tintention  d'acheter 
ni  de  vendre,  mais  bien  d'exclure  la  livraison  etc." 

4. 

In  den  14  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes,  welche 
sich  mit  der  Einrede  des  Spieles  befassen,  wird  7  Mal  der 
Spielcharakter  des  Greschäftes  zugelassen  und  ebenso  7  Mal 
verneint. 

Die  7  Urteile,  welche  die  Einrede  des  Spieles  acceptieren, 
sind  sämtlich  Bestätigungen  kantonaler  Entscheide;  von  den 
7  den  Spielcharakter  verneinenden  urteilen  sind  4  in  ganzer, 
und  ein  5.  in  teilweiser  Bestätigung  kantonaler  Entscheide 
ergangen,  während  in  den  2  übrigen  Fällen  die  kantonalen 
Urteile,   welche   Spielcharakter   angenommen   hatten,   aufge- 
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hoben  wurden,  weil  der  kantonale  Richter  von  einer  rechts- 
irrtümlichen  Auffassung  des  Begriffes  der  reinen  Differenz- 
geschäfte ausgegangen  sei. 

Der  von  den  kantonalen  Instanzen  festgestellte  That- 
bestand  in  der  Bedeutung,  welche  das  Bundesgericht  ihm  bei- 
legt, spielt  auch  in  der  vorliegenden  Frage  eine  KoUe.  Wenn 
die  kantonale  Instanz  aus  den  Umständen  den  Schiusa  zieht, 
dass  die  Parteien  Recht  und  Pflicht  wirklicher  Lieferung 
vertragsmässig  haben  ausschliessen  wollen,  mit  andern  Worten, 
wenn  sie  die  rechtlichen  Merkmale  des  reinen  Differenz- 
geschäftes als  vorhanden  erklärt,  so  hat  das  Bundesgericht 
verschiedentlich  ausgesprochen,  dass  hierin  eine  thatsächliche 
Feststellung  liege,  an  welche  es  gebunden  sei. 

Titzck  &  Cie  o.  Post  &  Lapp6  A.  S.  XII  S.  383  Erw.  4; 
Biadi  c.  Burat  A.  S.  XIII  S.  505  Erw.  5;  Clason  &  Cie  c. 
Metzger  &  Cie  A.  S.  XVH  S.  146;  Siegfried  c.  Rohner  13.  Nov. 
1891  (nicht  abgedruckt)  Erw.  2  gegen  den  Sohluss. 

Dieser  Gesichtspunkt  wird  zwar  nicht  immer  mit  der 
gleichen  Schärfe  ausgesprochen.  In  anderen  Fällen,  besonders 
aus  der  neueren  Zeit,  hat  das  Bundesgericht  geprüft,  in  wie 
weit  die  Umstände,  aus  welchen  der  kantonale  Richter  auf 
den  ein  reines  Differenzgeschäft  begründenden  Vertragswillen 
der  Parteien  geschlossen  hatte,  wirklich  zu  diesem  Schlüsse 
berechtigen,  und  hat  dem  einen  und  anderen  dieser  Umstände 
die  Schlüssigkeit  versagt.  Immerhin  hat  es  aber  doch  die 
Ausführungen  des  kantonalen  Richters,  wenn  sie,  trotz  dieser 
Unrichtigkeiten  im  Einzelnen,  in  ihrem  ganzen  Zusammen- 
hange dahin  gingen,  den  vertragsmässigen  Ausschluss  von 
Recht  und  Pflicht  zur  Lieferung  festzustellen,  als  verbindlich 
anerkannt. 

Vgl.  Scholder  c.  Dürselen-Siegfried,  6.  Juni  1891  (nicht 
abgedruckt);  Schweiz.  Volksbank  c.  Bollag,  1.  Oktober  1892; 
Bern.  Bodenkreditanstalt  c.  Kernen,  9.  Dezbr.  1892;  Schweiz. 
Volksbank  c.  Danioth,  9.  Juni  1893. 

Als  schlüssiger  Umstand  wird  in  erster  Linie  und  haupt- 
sächlich hervorgehoben  die  ökonomische  Lage  des  Spekulanten» 
das  Missverhältnis  zwischen  seinen  Vermögens-  und  Erwerbs- 
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Verhältnissen  und  dem  Umfange  seiner  Spekulationen,  sofern 
dieses  Missverbältnis  dem  andern  Kontrahenten  bekannt  war; 
sodann  die  Art  und  Weise  des  Verkehrs  zwischen  den 
Parteien,  dass  Lieferung  weder  angeboten  noch  verlangt 
worden,  dass  überhaupt  nie  von  Lieferung,  sondern  nur  von 
Differenz  die  Rede  gewesen. 

Dagegen  wird  anerkannt,  dass  weder  Blanko  verkaufe 
noch  Prämiengeschäfte  notwendig  reine  Differenzgeschäfte  sein 
müssen,  und  dass  ebensowenig  daraus,  dass  die  gekauften 
Titel  reportiert  und  monatlich  Liquidationsrechnungen  zuge- 
stellt wurden,  an  sich  auf  den  Spielcharakter  eines  Grescbäfttes 
zu  schliessen  sei. 

Schweiz.  Yolksbank  c.  BoUag  Erw.  3;  Bern.  Boden- 
kreditanstalt c.  Kernen  Erw.  ö  am  Schluss. 

Verneint  wurde  der  Spielcharakter  eines  Geschäftes,  wenn 
während  des  Verkehres  zwischen  den  Parteien,  d.  h.  zwischen 
dem  Banquier  und  seinem  Kunden,  Titel  effektiv  bei  dem 
Banquier  bezogen  worden  sind,  auch  wenn  dies  nicht  von 
dem  Kunden  selbst,  sondern  von  einem  andern  Banquier  für 
dessen  Rechnung  geschehen  war;  ebenso  wenn  feststand,  dass 
der  Banquier  die  Titel,  welche  der  Kunde  ihn  beauftragt 
hatte  zu  kaufen,  wirklich  für  ihn  angekauft  und  zu  seiner 
Verfügung  liegen  hatte. 

Braunschweig  c.  Dukas  A.  S.  Bd.  XVIII  S.  539  Erw.  4; 
Scholder  c.  Dürselen-Siegfried,  6.  Juni  1891  (nicht  abge- 
druckt); Bern.  Bodenkreditanstalt  c.  Niesper;  Volksbank  c. 
Danioth. 

Im  Ganzen  ist  das  Bundesgericht  in  der  Annahme  dos 
Spielcharakters  eines  Geschäftes  eher  zurückhaltend. 

In  dem  Falle  Bodenkreditanstalt  c.  Niesper  hat  es  aus- 
drücklich erklärt: 

„Der  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Parteien  bestand  in 
Aufträgen  zum  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  einer- 
seits und  in  Kaufs-  und  Verkaufs-  (Report-)  Geschäften  ander- 
seits. Damit  sind  Recht  und  Pflicht  reeller  Lieferung  und 
Abnahme  an  sich  gegeben;  allerdings  kann,  trotz  dieser 
rechtsgeschäftlichen    Einkleidung,    kein    Kauf   und    Verkauf, 
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sondern  ein  blosses  Spiel  gewollt  sein;  allein  es  dart  dies 
nur  dann  angenommen  werden,  wenn  schlüssige  Thatsachen 
dafür  vorliegen,  dass  die  Parteien  die  Rechtsfolgen  des  Ge- 
schäfts, welches  sie  nach  dem  Wortlaute  der  von  ihnen  aus- 
getauschten Erklärungen  abschlössen,  in  That  und  Wahrheit 
nicht  gewollt,  sondern  ausgeschlossen  haben.  ^ 

Das  Bundesgericht  hat  auch  in  keinem  einzigen  Falle 
von  sich  aus  den  Spielcharakter  angenommen,  wenn  die  Yor- 
instanzen  ihn  abgelehnt,  dagegen  in  zwei  Fällen  ihn  ver- 
neint, wo  die  Vorinstanz  ihn  als  vorhanden  erklärt  hatte. 

Die  weiter  oben  angeführte  Bemerkung  des  baselstäd- 
tischen Appellationsgerichtes,  dass  das  deutsche  Reichsgericht 
in  der  Annahme  des  reinen  Differenzgeschäftes  weiter  gehe 
als  das  Bundesgericht,  dürfte  daher  ihre  Richtigkeit  haben. 
Das  Reichsgericht  hat  in  neuerer  Zeit  in  einer  Reihe  von 
Fällen  unterrichterliche  Entscheide,  welche  die  Einrede  des 
Spieles  zurückgewiesen  hatten,  au%ehoben  und  die  betr. 
Geschäfte  als  reine  Differenzgeschäfte  erklärt,  und  dies  zum 
Teil  mit  Erwägungen  ziemlich  weitgehender  Art,  wenn  es 
z.  B.  nicht  einmal  mehr  verlangt,  dass  die  für  die  unter- 
nommenen Spekulationen  ungeeignete  ökonomische  Lage  des 
einen  Teiles  dem  andern  Teile  wirklich  bekannt  war,  sondern 
letzterm  eine  Erkundigungspflicht  über  die  Vermögensver- 
hältnisse des  Gegenkontrahenten  auferlegt,  deren  Nichtbeob- 
achtung  zur  Annahme  eines  auf  Ausschluss  von  Recht  und 
Pflicht  wirklicher  Lieferung  gerichteten  Vertragswillens  be- 
rechtigen kann. 

Das  Bundesgericht  hat  eine  reserviertere  Haltung  ein- 
genommen; ich  glaube  aber,  dass  es  nur  zu  begrüssen  iHt, 
wenn  unser  oberster  Gerichtshof  in  dieser  Frage  gegenüber 
der  augenblicklichen  Zeitströmung  sich  ein  ruhigeres  und 
kühleres  Urteil  bewahrt  hat. 

Desshalb  bleibt  doch  ein  anderer  Ubelstand. 

Wer  die  in  dieser  Materie  ergangenen  Entscheidungen 
des  Bundesgerichtes  durchgeht,  wird  sich  des  Gefühles  kaum 
erwehren  können,  dass  die  Rechtssprechung  des  Gerichts- 
hofes  eines  festen  und  sicheren  Bodens  entbehre  und,   wenn 
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sie  auch  in  allen  Fällen  auf  die  gleiche  Begriffsbestimmung 
des  reinen  Differenzgeschäftes  abstellt,  doch  in  That  und 
Wahrheit  keine  gleichmässige  sei.  Das  für  das  klaglose 
Differenzgeschäft  aufgestellte  Kriterium,  der  vertragsraässige 
Ausschluss  von  Recht  und  Pflicht  zur  Lieferung,  wird  eben 
nie  ausdrücklich  stipuliert,  sondern  soll  aus  den  Umständen 
geschlossen  werden,  und  diese  Schlussfolgernng  ist  um  so 
weniger  zuverlässig,  als  das  Kriterium  überhaupt  nicht  das 
Wesen  der  Sache  trifft. 

Im  Grunde  genommen  haben  alle  die  Geschäfte,  hin- 
sichtlich deren  der  Gerichtshof  entscheiden  soll,  ob  sie  reine 
oder  klagbare  Differenzgeschäfte  sind,  materiell,  wirtschaftlich 
den  gleichen  Charakter :  es  sind  reine  Spekulationsgeschäfte, 
deren  Zweck  und  geschäftlicher  Inhalt  die  Kursdifferenz 
ist;  ob  nun  auch  als  rechtlicher  Inhalt  und  Gegenstand 
des  Vertrages  die  Kursdifferenz,  mit  Ausschluss  von  Recht 
und  Pflicht  zur  Lieferung,  angenommen  wird,  das  hängt 
eigentlich  von  äusserlichen  oft  mehr  oder  minder  zufälligen 
Umständen  ab. 

Dazu  kommt  noch,  dass  es  für  die  letztinstanzliche  Ent- 
scheidung öfter  wesentlich  darauf  ankommt,  ob  die  kantonale 
Vorinstanz  es  versteht,  die  Schlussfolgerung,  welche  sie  aus 
den  Thatsachen  zieht,  der  bundesgerichtlichen  Begriffsbe- 
stimmung des  reinen  Differenzgeschäftes  anzupassen  ,  in 
welchem  Falle  diese  Schlussfolgerung  als  kantonal  festge- 
stellter Thatbestand  für  das  Bundesgericht  massgebend  ist. 

Der  Beklagte  K.  und  der  Beklagte  Dr.  B.  werden  von 
ihren  Verpflichtungen  losgesprochen  wegen  Missverhältnisses 
zwischen  ihren  finanziellen  Mitteln  und  dem  Umfange  ihrer 
Spekulationen,  obgleich  der  Eine  Mitinhaber  eines  blühenden 
Geschäftes,  der  Andere  ein  Arzt  mit  guter  Praxis  war,  und 
beide  wohl  in  der  Lage  gewesen  wären,  ihre  Verbindlich- 
keiten teilweise  sofort  und  den  Rest  aus  ihrem  Verdienste 
nach  und  nach  abzutragen,  wie  dies  andere  in  gleiche  Lage 
Geratene  ohne  Weiteres  und  ohne  die  Gerichte  anzurufen, 
gethan  haben.  Die  Geschäfte  zwischen  Br.,  dessen  Ver- 
mögensverhältnisse  derart  waren,    dass  er  während  des  Pro- 
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zesses  in  Konkurs  geriet,  und  dem  Banquier  D.  wurden  für 
klagbare  Kaufgeschäfte  erklärt,  weil  Br.  zufälligerweise  sich 
im  Jahre  vorher  mit  diesem  Banquier  überworfen  und  seine 
Spekulationen  vorübergehend  einem  andern  Bankgeschäfte 
übertragen  hatte,  das  zu  dem  Behufe  die  Engagements  des 
Br.  bei  dem  Banquier  D.  durch  Bezug  der  Titel  und  Be- 
Zahlung  derselben  mit  Fr.  340,000  auslöste.  Nachher  kehrte 
Br.  wieder  zu  dem  ersten  Banquier  D.  zurück,  bis  sich  ihre 
Verbindung  durch  Zwangsliquidation  und  darauf  folgenden 
Prozess  löste.  Der  zufällige  Umstand,  dass  Banquier  and 
Spekulant  früher  eine  Zeit  lang  überworfen  waren  und  dess- 
halb  ein  anderes  Bankgeschäft  die  „Position''  des  letztern, 
wie  man  die  Gesamnitheit  der  Engagements  eines  Spekulanten 
nennt,  bezogen  hatte,  wurde  dahin  ausgelegt,  dass  Recht  und 
Pflicht  wirklicher  Lieferung  hier  nicht  ausgeschlossen  sein 
konnte,  obgleich  im  Übrigen  der  Br.  sich  ebenso  weit,  wenn 
nicht  noch  weiter  über  seine  Mittel  hinaus  engagiert  hatte, 
als  die  Beklagten  K.  und  Dr.  B. 

Der  Baumwollenagent  M.  &  Gie  hat  bei  einem  eng- 
lischen Hause  eine  verfehlte  Spekulation  in  Baumwolle  ge- 
macht „auf  Grund  aller  in  dem  Liverpool  und  New- York 
Terminmarkt  geltenden  Bestimmungen.^  Es  stand  fest,  dass 
nach  diesen  Bestimmungen  jederzeit  effektive  Lieferung  und 
Abnahme  der  Ware  verlangt  werden  konnte.  Dennoch  mu8s 
der  Baumwollenagent  die  durch  die  Liquidation  entstandene 
Differenz  nicht  zahlen,  weil  die  kantonale  letzte  Instanz  aus- 
spricht, dass  die  Parteien  trotz  dieser  Bestimmungen  des 
Terminmarktes  Recht  und  Pflicht  effektiver  Lieferung  hätten 
ausschliessen  wollen,  und  dies  für  das  Bundesgerioht  als  that- 
sächliche  Feststellung  und  als  verbindlich  erachtet  wird«  Der 
Spekulant  B.  in  Z.,  welcher  bei  dem  Bankhause  B.  &  Cie 
eine  gewagte  Baisse-Spekulation  in  Oheckbankaktien  gemacht 
hat,  muss  die  Differenz  mit  über  Fr.  70,000  bezahlen,  weil 
die  kantonale  Yorinstanz  Recht  und  Pflicht  wirklicher  Lieferung 
nicht  als  ausgeschlossen  erachtet. 

Diese  verschiedenen  Urteile  mögen  in  der  Definition  des 
reinen  Differenzgeschäftes  einerseits  und  in  der  beschränkten 
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Kompetenz  des  Bundesgeriohts  anderseits  ihre  Rechtfertigung 
haben.  Deshalb  bleibt  doch  die  Thatsache,  dass  Geschäfte, 
welche  ihrem  materiellen  Inhalte  und  Charakter  nach  gleich- 
artig sind,  je  nach  mehr  oder  weniger  zarälligen  Nebenum- 
ständen oder  nach  dem  Grade  von  Antipathie;  den  der  kan- 
tonale Richter  der  Börse  entgegenbringt,  bald  als  rechtsgiltig 
und  bald  als  rechtsungiltig  erklärt  werden. 


0. 

Das  Unbefriedigende,  welches  in  dem  geschilderten  Zu- 
stande der  deutschen  wie  auch  der  schweizerischen  Judikatur 
in  dieser  Materie  liegt,  und  das  Gefühl  von  Rechtsunsicher- 
heit, welches  daraus  resultiert,  hat  dazu  geführt,  dass  von 
verschiedenen  Seiten  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz 
gegen  die  Klaglosigkeit  der  sog.  reinen  Differenzgeschäfte 
Front  gemacht  wurde. 

Ich  nenne: 

Wiener  in  der  schon  öfter  oitierten  Schrift. 

Simon:  Zur  Frage  der  Klagbarkeit  der  sog.  Differenz- 
geschäfte, im  neuesten  Heft  der  Zeitschrift  f.  das  gesamte 
Handelsrecht  Bd.  41. 

Staub:  Der  Begriff  der  Differenzgeschäfte  und  die  Frage 
•der  Klagbarkeit,  in  der  Wochenschrift  f.  Aktienrecht  Bd.  1 
Nr.  46  und  47. 

ßendixen:  Zur  Frage  der  Differenzgeschäfte,  in  der 
-gleichen  Wochenschrift,  Bd.  1  Nr.  50  und  51,  ferner  ein 
von  demselben  in  Bd.  2  Nr.  6  dieser  Wochenschrift  mitge- 
teiltes Urteil  des  hanseatischen  Oberlandesgerichtes. 

In  der  Schweiz: 

Schnetzler:  Texception  de  jeu,  Lausanne  1892. 

Jeanneret:  le  jeu,  le  pari  et  les  march^s  differentiels, 
•eine  Berner  Doktordissertation. 

Bei  dieser  Gelegenheit  ist  auch  der  Begriff  des  reinen 
Differenzgeschäftes,  dessen  Berechtigung  und  praktische  Be- 
deutung einer  näheren  Prüfung  unterzogen  worden,  und  man 
ist    dabei   zu    dem   Resultate    gelangt,    dass  das  sog.  reine 
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Differenzgescbäft   in  jnriatischein  Sinne   in  Wirklichkeit  gar 
nicht  Torkomme. 

Ich  werde  Tersuchen,    Ihnen   die   wesentlidisten   hiefur 
vollbrachten  Grande  zu  resümieren. 


6. 

Der  Begriff  des  reinen  Differenzgeschäftes  beruht  sut 
der  Unterscheidung  zwischen  der  blossen,  wenn  anch  beider 
seits  von  vornherein  bestandenen,  Absicht  der  Parteien. 
ihre  Geschäfte  nicht  dnrch  effektive  Lieferung,  sondern  durch 
Differenzzahl  nng  aaszogleichen,  und  der  Willensein  ig  ung 
der  Parteien,  nnr  die  Differenz,  unter  Ausschluss  wirklicher 
Liefemng,  zu  bezahlen.  Theorie  und  Bechtssprechnng  haben 
diese  ziemlich  zugespitzte  Unterscheidung  nicht  iio  prak- 
tischen Leben  als  eine  schon  vorhandene  und  bekannte  vor- 
gefunden, sondern  sie  haben  den  Begriff  des  reinen  Differenz- 
geschäftes erst  durch  Konstruktion  geschaffen,  um  eine  Basi^ 
für  die  Klaglosigkeit  gewisser  Differenzgeschäfte  zu  gewinnen. 
Als  klaglos  konnte  ein  Differenzgeschäft  nur  vom  Gesichts- 
punkte des  Spieles  aus  erklärt  werden,  also  nur  dann,  wenn 
es  den  rechtlichen  Charakter  des  Spieles  hatte. 

Hiezu  genügte  nicht  die  blosse  Absicht  jeder  der 
beiden  Parteien,  das  Geschäft  durch  Zahlung  einer  Differenz 
auszugleichen,  da  hiedurch  keine  Partei  gehindert  war,  den- 
noch von  der  anderen  effektive  Elrßillung  zu  verlangen,  das 
Geschäft  also  immer  noch  ein  Kauf  blieb. 

Damit  einem  Geschäfte  der  Charakter  des  Spieles  im 
rechtlichen  Sinne  beigelegt  werden  konnte,  damit  ea  nicht 
ein  Kauf-,  sondern  ein  Spiel- Vertrag  war,  musste  die  Mög- 
lichkeit der  Lieferung  ganz  ausgeschlossen  sein,  es  musste 
ein  Vertrag  konstruiert  werden,  bei  welchem,  wie  beim  Spiele 
der  Einsatz,  so  hier  die  Kursdifferenz  den  direkten  und  ein- 
zigen Gegenstand  des  Vertrages  ausmachte,  der  dem  einen 
oder  dem  anderen  Kontrahenten  zufiel,  je  nachdem  der  Kars 
stieg  oder  sank. 

Um  ein  reines  Differenzgeschäft,    einen  Spielvertrag  an- 
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zunehmen,   muss   demnach  in  erster  Linie  Becht   und  Pflicht 
wirklicher  Lieferung  und  Abnahme  ausgeschlossen  sein. 

Um  richtig  zu  beurteilen,  bei  welchen  Geschäften  dies 
zutrifft,  muss  man  zunächst  darüber  klar  sein,  dass  Lieferung 
und  Abnahme  nicht  bloss  dann  effektiv  vorhanden  sind,  wenn 
der  Verkäufer  A.  die  Waren  oder  Papiere  direkt  seinem 
Käufer  B.  liefert  und  dieser  sie  abnimmt,  sondern  auch  dann, 
wenn  der  Verkäufer  A.  sie  auf  Weisung  seines  Käufers  B. 
an  einen  Dritten  abliefert  und  dieser  abnimmt. 

Sobald  dies  zugegeben  werden  muss,  so  steht  fest,  dass 
bei  allen  Geschäften,  welche  an  der  Börse  abgeschlossen 
werden,  effektive  Lieferung  nie  ausgeschlossen  wird;  im 
Gegenteil,  an  der  Börse  wird  immer  effektiv  geliefert  und 
abgenommen. 

Früher  geschah  dies  z.  B.  in  Basel  in  der  etwas  pri- 
mitiven Weise,  dass  jeder  Banquier  die  Titel,  die  er  an  einen 
anderen  Banquier  verkauft  hatte,  diesem  zusandte  und  die 
Titel,  die  er  von  einem  anderen  Banquier  gekauft  hatte, 
von  diesem  zugestellt  erhielt.  Mit  der  Zunahme  des  Ver- 
kehrs wurde  dieser  Modus  zu  schwerfällig,  und  jetzt  wird 
die  Abwicklung  der  Lieferungen  und  Abnahmen  durch  eine 
Centralstelle,  die  Bank  in  Basel,  vermittelt.  Jeder  Banquier 
stellt  ihr  die  Titel  zu,  die  er  verkauft  hat,  und  bezieht  von 
ihr  die  Titel  die  er  gekauft  hat.  Natürlich  findet  hiebei 
eine  Ausgleichung  durch  Skontration  statt:  wer  100  Aktien 
S.  G.  B.  gekauft  und  50  verkauft  hat,  schickt  nicht  diese 
50  verkauften  an  die  Centralstelle  und  bezieht  von  ihr  die 
100  gekauften,  sondern  er  bezieht  nur  50,  und  die  anderen 
50  werden  an  den  ausgehändigt,  dem  er  50  verkauft  hatte. 
Aber  unzweifelhaft  hat  er  auf  diese  Weise  wirklich  geliefert 
und  wirklich  abgenommen. 

Analoge  Einrichtungen  bestehen  an  allen  Börsen. 

An  der  Börse  kommen  demnach  die  reinen  Differenz- 
geschäfte von  vornherein  gar  nicht  vor.  Dies  wird  jetzt 
auch  allseitig  anerkannt. 

Das    reine   Differenzgeschäft   kann   also    nur   in   Frage 
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kommen^    wenn   ausserhalb   der  Börse  Stehende  durch   oder 
bei  dem  Banquier  spekulieren. 

Auch  in  diesen  Fällen  gilt  aber  wieder  Folgendes: 
Wenn  der  Kunde  bei  dem  Banquier  Papiere  auf  Zeit 
kauft,  und  diese  Papiere  später  auf  den  Stiebtag  wieder  ver- 
kauft, so  findet  auch  in  diesem  Falle  Lieferung  und  Ab- 
nahme statt,  indem  der  Banquier  auf  Weisung  seines  Kunden 
die  Titel  an  dessen  Abnehmer  liefert  und  von  diesem  be- 
zahlt wird. 

Ebenso  umgekehrt:  wenn  der  Kunde  auf  Zeit  verkauft 
hat  und  später  auf  den  Stichtag  einen  Deckungskauf  ab- 
schliesst,  so  lässt  er  die  durch  diesen  Deckungskauf  ange- 
kauften Titel  an  den  Banquier  liefern  und  von  diesem  bezahlen. 
In  beiden  Fällen  ist  effektiv  erfüllt  worden,  und  doch 
ist  der  Effekt  nur  der,  dass  der  Kunde  die  Differenz  zwischen 
den  Preisen,  zu  welchen  er  von  dem  Banqaier  gekauft  oder 
an  ihn  verkauft  hat,  und  denjenigen,  zu  welchen  er  später 
wieit^x  verkauft  oder  zu  welchen  er  später  den  Deckungs- 
kauf auv      o..;}^j.|.  hat,  erhält  oder  bezahlt. 

In  ganz  gk^..  x^^^  ^^j^^  ^jj.^j  ^^^  Banquier  sein  Risiko 
auf  die  Differenz  bescu.^.^Ven,  so  dass  es  sich  thatsächlich 
auch  für  ihn  nur  um  die  Differenz,  ^^^ndelt,  indem  er  die  an  den 
Kunden  auf  Zeit  verkauften  Papiere  sich  ui,j,.^j^  einen  Deckungs- 
kauf  auf  den  Stichtag  sichert  oder  die  vOi,,  dem  Kunden  ge- 
kauften Titel  auf  den  Stichtag  wieder  verkaUi.4?|; 

Hieraus  folgt,   dass,   wer  auf  Differenz  spekulieren  will 
diesen  Zweck  auf  dem  Wege  des   gewöhnlichen,    un^n^gjfei. 
haft  giltigen  Geschäftes  erreichen  kann«  \ 

Will  er  ä  la  hausse  spekulieren,  so  kauft  er  auf  Zb^ 
und  verkauft  wieder  am  Stichtag  oder  auch  früher  in  einem 
ihm  geeignet  scheinenden  Zeitpunkts  auf  den  Stichtag. 

Will  er  k  la  baisse  spekulieren,  so  verkauft  er  auf  Zeit, 
und  schliesst  am  Stichtage  oder  auch  früher  einen  Deckungs- 
kauf ab. 

Das  Resultat  ist  für  ihn  nur  Gewinn  oder  Verlust  der 
Differenz,  und  doch  hat  er  unzweifelhaft  giltige  Geschäfte 
abgeschlossen. 
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Er  braucht  also,  um  seinen  Zweck  zu  erreichen^  gar 
nicht  zu  dem  sog.  reinen  Differenzgeschäft  zu  greifen,  d.  h, 
zu  einem  Vertrage,  dessen  Inhalt  dahin  gienge: 

A.  und  B.  kommen  am  5.  September  überein,  dass^  je 
nachdem  der  Kurs  eines  gewissen  Papieres  am  30.  September 
höher  oder  niedriger  sei,  als  jetzt,  der  eine  dem  andern  die 
Differenz,  auf  so  und  so  viel  Stück  berechnet,  zu  bezahler> 
habe. 

Ein  solches  Geschäft  abzuschliessen,  wäre  unvernünftig 
und  thöricht,  aus  folgenden  zwei  Gründen : 

1.  Würden  die  Kontrahenten  ein  rechtlich  ungiltiges 
Geschäft  abschliessen.  Nun  hofft  doch  jeder  bei  dem  Ge- 
Schäfte  zu  gewinnen:  er  kann  aber  darauf,  seinen  Gewinn 
von  dem  andern  zu  erhalten,  nur  dann  sicher  rechnen,  weim 
er  ein  giltiges,  klagbares  Geschäft  abschliesst«  Hiezu  bietet 
sich  ihm,  wie  dargethan,  das  gewöhnliche  Termingeschäft, 
Kauf  mit  Verkauf,  Verkauf  mit  Deckungskauf,  dar;  warum 
soll  er  denn  zu  dem  ungiltigen  Vertrage  greifen? 

Mit  dieser  Annahme  mutet  man  den  Leuten  zu,  sich 
zum  Schneiden  eines  Messers  ohne  Klinge  zu  bedienen, 
während  sie  daneben  ein  Messer  mit  guter  Klinge  zur  Ver- 
fügung liegen  haben. 

,  2.  würden  sich  bei  einem  reinen  Differenzgeschäfte  die 
Paiiieien,  wie  das  oben  angezogene  Urteil  des  Hanseatischen 
Oberlandesgerichtes  vom  11.  November  1892  sehr  richtig  aus- 
führt, unabänderlich  an  den  Kurs  eines  einzigen  Tages,  des 
Stichtages,  binden  und  sich  des  Vorteiles  berauben,  einen 
günstigeren  oder  minder  ungünstigen  Moment  vor  Eintritt 
des  Stichtages  zur  Beendigung  der  Spekulation  zu  benutzen. 
Wer  am  5.  September  auf  den  30.  gekauft  hat,  braucht  bei 
dem  gewöhnlichen  Spekulationsgeschäfte  nicht  bis  dahin  zu 
warten,  sondern  kann  an  jedem  beliebigen  Tage  vorher,  wenn 
die  Kurse  ihm  günstig  scheinen,  auf  Ende  September  ver- 
kaufen ;  er  kann  so  vielleicht  mit  Gewinn  verkaufen,  während 
Ende  September  die  Kurse  wieder  zurückgegangen  sein  können. 

Bei  dem  reinen  Differenzgeschäft  würden  sich  die  Par- 
teien aller  Chancen  der  Zwischenzeit  begeben. 
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Schon  diese  Erwägungen  zeigen^  dass  das  reine  Differenz- 
geschäft nur  eine  Abstraktion  der  Theorie  ist,  zu  der  im 
praktischen  Leben  keiner  greifen  wird. 

Es  hat  auch  noch  niemand  eiuen  Vertrag  gesehen,  der 
ausdrücklich  als  reines  Differenzgesohäft  mit  dem  vorhin 
angegebenen  Inhalte  abgeschlossen  worden  wäre,  und  es  wird 
niemals  jemand  eiuen  solchen  Vertrag  zu  Gesicht  bekommen. 

Das  reine  Differenzgeschäft  wird  immer  nur  gefolgert 
aus  umständen  und  sog.  konkludenten  Handlimgen,  die  aber 
in  Wahrheit  zu  einem  Schlüsse  hierauf  weder  nötigen  noch 
berechtigen. 

1.  Als  hauptsächlichst  schlüssiger  umstand  gilt  das  finan- 
zielle ünrermögen  des  einen  Teiles^  das  Missverhältnis  zwischen 
seinen  Mitteln  und  dem  Umfang  seiner  Spekulationen,  sofern 
der  andere  Teil  hievon  Kenntnis  hatte.  Man  sagt:  wenn  der 
Eine  weiss,  dass  er  nicht  erfüllen  kann,  und  dem  Anderen 
dies  ebenfalls  bekannt  ist,  so  können  sie  auch  Beide  nicht 
Erfüllung  gewollt  haben,  sondern  haben  sie  ausschliessen 
wollen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  diese  Schlussfolgerung  plausibel, 
sie  ist  aber  dennoch  nur  ein  Trugschluss. 

Es  fragt  sich  zunächst,  unter  welchen  Voraussetzungen 
das  zu  einem  solchen  Schlüsse  berechtigende  Unvermögen 
vorhanden  sein  soll. 

Das  deutsche  Reichsgericht  scheint  dies  schon  dann  an- 
zunehmen, wenn  die  Mittel  des  Spekulanten  kleiner  sind,  als 
die  Höhe  seiner  Engagements. 

Die  Unrichtigkeit  dieses  Standpunktes  ergiebt  sich  so- 
fort. Der  Spekulant  braucht  ja,  um  zu  erfüllen,  die  gekauften 
Titel  nicht  selbst  zu  beziehen,  sondern  kann  sie  auch  durch 
Andere  beziehen  lassen.  Er  kann  sich  hiefür  an  einen  Ban- 
quier  wenden,  der  für  ihn  die  Titel  bezieht  und  bezahlt,  also 
für  ihn  in  Vorschuss  geht.  Der  Banquier  wird  dies  thun, 
wenn  der  Spekulant  ihn  für  sein  Risiko  deckt,  d.  h.  für  die 
innerhalb  vernünftiger  Voraussicht  mögliche  Kursdifferenz. 
Der  Spekulant  kann  auch  die  gekauften  Titel  am  oder  vor 
dem  Stichtag,  aber  auf  den  letzteren,  wieder  verkaufen.   Auch 
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io  diesem  Falle  wird  das  Geschäft  durch  Lieferung  des  ersten 
Verkäufers  an  den  zweiten  Käufer  erfüllt,  der  Spekulant  hat 
aber  höchstens  die  Differenz  zwischen  den  höheren  Preisen,  zu 
denen  er  gekauft,  und  den  niedrigeren,  zu  denen  er  wieder 
verkauft  hat,  zu  bezahlen. 

Mit  anderen  Worten:  der  Spekulant  ist  durchaus  ver- 
mögend, das  Geschäft  zu  erfüllen,  wenn  er  für  die  Differenz 
autkommen  kann. 

Nur  wenn  er  auch  dies  nicht  im  Stande  ist,  kann  man 
von  einem  Unvermögen  zur  Erfüllung  sprechen. 

Auch  dann  aber  ist  der  Schluss,  dass  deshalb  die  Par- 
teien ein  reines  Differenzgeschäft,  also  kein  Kaufgeschäft  ge« 
wollt  haben,  nicht  gerechtfertigt. 

Was  würde  man  sagen,  wenn  man  diese  Schlussfolgerung 
verallgemeinern  und  demnach  den  Reohtssatz  aufstellen  wollte : 
die  finanzielle  Insuffizienz  des  einen  Teiles,  die  dem  anderen 
Teil  bekannt  ist,  hat  die  Annahme  zur  Folge,  dass  die  Par- 
teien den  Vertrag,  welchen  sie  der  Form  nach  abgeschlossen 
haben,  in  Wirklichkeit  gar  nicht  haben  abschliessen  wollen  ? 
Bei  einem  unter  solchen  Umständen  eingegangenen  Vertrag 
mag  der  Eine  sehr  leichtsinnig,  der  Andere,  der  den  Leicht- 
sinn sieht,  vielleicht  nicht  gerade  anständig  gehandelt  haben, 
aber  der  Vertrag  bleibt  deshalb  doch  rechts  giltig.  Es 
ist  z.  B.  in  Basel  schon  mancher  Hausverkauf  abgeschlossen 
worden,  bei  welchem  der  Käufer  nicht  einmal  die  Mittel  zur 
Bezahlung  der  Handänderungssteuer  und  der  Fertigungskosten 
selbst  besass,  sondern  darauf  angewiesen  war,  sich  den  ganzen 
Kaufpreis  auf  Kredit  zu  verschaffen.  Gelang  ihm  dies,  so 
konnte  er  den  Kaufvertrag  erfüllen ;  gelang  es  ihm  aber  nicht 
und  klagte  dann  der  Verkäufer  auf  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung,  so  haben  die  Gerichte  noch  stets  den  Kauf- 
vertrag als  giltig  anerkannt  und  das  Rechtsbegehren  zuge- 
sprochen. 

Praktisch  wird  übrigens  der  Fall,  dass  der  Spekulant 
beim  Vertragsabschluss  nicht  einmal  die  Mittel  zur  Bezahlmig 
der  Differenz  besitzt,  nicht  leicht  vorkommen.  Es  kann  sich 
natürlich   nur   um  die  Differenz  handeln,    die  bei  Eingehung 
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des  Geschäftes  als  innerhalb  vernünftiger  Grenzen  möglich 
anzunehmen  ist;  denn  nur  die  Insuffizienz  des  Kunden  für 
diese  bei  Abschluss  des  VeHrages  als  möglich  erkannte 
Differenz  könnte  einen  Schluss  auf  den  Willen  der  Parteien 
beim  Vertragsabschluss  gestatten,  nicht  die  Differenz,  die 
späterhin  erst  als  eine  gar  nicht  vorauszasehende  eingetreten 
sein  mag. 

Für  die  als  möglich  vorauszusehende  Differenz  wird  aber 
der  Spekulant  die  entsprechenden  Mittel  beim  Vertragsabschluss 
wohl  stets  schon  desshalb  besitzen,  weil  der  Banquier  den 
Betrag  dieser  Differenz  als  Deckung  zu  verlangen  pflegt, 
bevor  er  das  Geschäft  mit  dem  Kunden  macht.  Wenn  diese 
Deckung  späterhin  nicht  ausreicht,  so  ist  das  fast  immer  Folge 
von  Kursänderungen,  die  beim  Vertragsabschlüsse  ausser  Be- 
rechnung lagen  und  erst  nachträglich  durch  besondere,  nicht 
vorausgesehene  Umstände  herbeigeführt  wurden,  besonders 
durch  mehr  oder  weniger  plötzlich  eintretende  allgemeine 
Börsenkrisen.  In  Zeiten  solcher  Krisen  erscheinen  die  Differenz- 
prozesse mit  der  Einrede  des  Spieles,  in  Haussezeiten  selten. 

Und  wenn  schliesslich  wirklich  einmal  der  Fall  vorkommen 
sollte,  dass  der  eine  Kontrahent  schon  bei  Eingehung  des 
Vertrages  nicht  die  Mittel  zur  Deckung  der  vorauszusehenden 
Differenz  besass,  so  berechtigt  auch  dies  noch  nicht  zu  der 
Folgerung,  man  habe  Recht  und  Pflicht  wirklicher  Erfüllung 
ausschliessen  wollen.  Denn  die  Absicht  und  die  HofGuung 
des  Spekulanten  geht  auf  Gewinj),  nicht  auf  Verlust:  wer 
kauft  auf  Ende  des  Monats,  hofft,  dass  bis  dahin  die  Kurse 
steigen  werden,  und  wenn  dies  eintritt,  so  kann  er  erfüllen; 
nur  wenn  sie  fallen  und  seine  Mittel  für  die  Differenz  nicht 
ausreichen,  dann  kann  er  nicht  erfüllen.  Deshalb  aber  den 
Schluss  ziehen,  er  habe  schon  beim  Vertragsabschluss  die  Er- 
füllung ausschliessen  wollen,  heisst  so  viel  als  annehmen,  er 
habe  von  vornherein  gar  nicht  Gewinn  gehofft,  sondern  Ver- 
lust erwartet. 

Der  Hauptfaktor  für  die  Annahme  eines  reinen  Differenz- 
geschäftes, die  finanzielle  Insuffizienz  des  einen  Kontrahenten^ 
ist  demnach  nicht  schlüssig. 
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2.  Als  ein  weiteres  Moment  für  die  Annahme  eines  reinen 
Differenzgeschäftes  gilt  es,  wenn  in  der  Korrespondenz  und 
überhaupt  in  dem  Verkehr  der  Parteien  stets  nur  die  Differenz 
betont  oder  gar  dem  Kunden  gesagt  worden  ist,  es  handle 
sich  nur  um  die  Differenz. 

Mit  Recht  hat  das  Reichsgericht  in  seinen  früheren  Zeiten, 
wie  oben  mitgeteilt  wurde,  ausgesprochen,  dass  solche  Hin- 
weisungen auf  die  Differenz  nur  die  wirtschaftliche  Seite  des 
Geschäftes  hervorheben,  das  als  Spekulationsgeschäft  that- 
sächlich  nur  auf  Empfang  oder  Zahlung  der  Differenz  geht; 
es  ist  ja  ganz  richtig,  dass  der  Kunde  die  gekauften  Titel 
nicht  selbst  zu  beziehen  braucht  und  meist  nicht  selbst  be- 
ziehen wird,  sondern  dass  er  den  Kauf  durch  einen  Wieder- 
verkauf und  ebenso  den  Verkauf  durch  einen  Deckungskauf, 
abwickeln  wird,  so  dass  es  sich  für  ihn  wirklich  nur  um  die 
Differenz  handelt. 

3.  Ebensowenig  beweiskräftig  ist  die  Höhe  der  Umsätze, 
auf  die  oft  hingewiesen  zu  werden  pflegt.  Wenn  man  alle 
Geschäfte  eines  Kontrahenten  im  Soll  und  alle  im  Haben 
während  einer  gewissen  Periode  zusammenaddiert,  kommt 
natürlich  leicht  eine  hohe  Summe  heraus;  man  darf  aber  nicht 
übersehen,  dass  diese  Geschäfte  sich  fortwährend  erledigen  und 
am  Ende  einer  solchen  Periode  zu  einem  grossen  Teile  bereits 
erledigt  sind,  so  dass  nur  ein  kleinerer  Saldo  bleibt;  dieser 
repräsentiert  die  Höhe  der  Engagements  des  Kunden,  denen 
dann  aber  die  von  ihm  angekauften  Titel  gegenüberstehen, 
so  dass  schliesslich  nur  die  Differenz  zwischen  den  Kursen 
dieser  Titel  und  der  Saldosumme  das  eigentliche  Risiko  des 
Kunden  repräsentiert. 

Auch  ist  zu  beachten,  dass  gerade  bei  Papieren,  die 
keinen  gr  o  s  s  e  n  Kursschwankungen  unterworfen  sind  — 
und  das  werden  die  solideren  Titel  sein  —  der  Spekulant 
schon  in  grosse  Summen  gehen  muss,  wenn  er  eine  nennens- 
werte Spekulation  machen  will. 

4.  Wenn  ferner  noch  für  die  Annahme  eines  reinen 
Differenzgeschäftes  geltend  gemacht  wird,  dass  der  Kunde 
die  Titel  wiederholt  durch  den  Banquier  reportieren  liess,  so 


700         Verhandlangen  des  schweizerischen  Juristen  Vereins  1893. 

hat  schon  das  Bundesgericht  dies  mit  Recht  zurückgewiesen. 
Wenn  jsich  dem  Kunden  bis  zum  Stichtage  kein  ihm  ge- 
nügend günstig  scheinender  Kurs  geboten  hat,  so  kommt  er 
mit  dem  Banquier  überein,  das  Geschäft  auf  Ende  nächsten 
Monats  zu  reportieren,  in  der  Hofinung,  dass  bis  dahin 
günstigere  Kurse  sich  präsentieren,  die  ihm  ermöglichen,  mit 
Gewinn  oder  wenigstens  mit  geringerem  Verluste  zu  ver- 
kaufen, oder  zu  decken;  dies  ist  Sinn  und  Zweck  der  Re- 
portierung  und  mehr  darf  daraus  nicht  gefolgert  werden. 

Das  Resultat  der  vorstehenden  Erörterung  geht  dahin, 
dass  die  Umstände,  ans  welchen  das  Vorhandensein  eines 
sog.  reinen  DifFerenzgeschäftes  gefolgert  werden  soll,  bei 
näherer  Prüfung  diesen  schlüssigen  Charakter  nicht  besitzen, 
sondern  einfach  auf  die  Spekulationsabsicht  der  Kontrahenten 
schliessen  lassen.  Diese  Spekulationsabsicht  können  aber  die 
Parteien  auf  dem  Wege  des  gewöhnlichen,  vollkommen  gil- 
tigen Kauf-  und  Verkaufgeschäftes  realisieren  und  werden 
daher  nicht  zu  dem  unpraktischen  und  unverständigen  Mittel 
des  sog.  reinen  DifFerenzgeschäftes  greifen. 

Aus  diesen  Gründen  ist  man  mit  Recht  dazu  gelangt, 
das  Vorkommen  des  sog.  reinen  DiflFerenzgeschäftes  im  wirk- 
lichen Leben  zu  verneinen. 

Wenn  die  Fälle,  in  denen  ein  reines  Differenzgeschäft 
behauptet  wird,  sich  umgekehrt  präsentieren  würden,  als  es 
der  Fall  ist,  wenn  es  nicht  der  Banquier  wäre,  der  gegen 
den  Kunden  dessen  Verlust  einklagt,  sondern  wenn  der  Ban- 
quier, bei  dem  der  Kunde  glücklich  spekuliert  hat,  sich 
weigern  würde,  diesem  den  Gewinn  zu  verabfolgen  unter  Be- 
rufung z.  B.  darauf,  dass  der  Kunde  eigentlich  unvermögend 
gewesen  sei  zur  thatsächlichen  Erfüllung,  so  glaube  ich  kaum, 
dass  man  alsdann  auch  zur  Annahme  klagloser  Spielverträge 
gekommen  wäre.  — 

Das  Bisherige  möge  zur  Begründung  meiner  ersten  These 
dienen. 

Die  zweite  These  ergiebt  sich  von  selbst  aus  der  ersten. 

Wenn  das  reine  Differenzgeschäft  in  Wirklichkeit  nicht 
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vorkommt,  so  kann  auch  die  Einrede  des  Spieles  nicht  dar- 
auf gegründet  werden.  Eine  andere  Basis  für  diese  Einrede 
ist  aber  noch  nicht  gefunden  worden.  Auf  den  wirtschaft- 
lichen Charakter  des  Geschäftes  abzustellen,  geht  nicht  an. 
Denn,  wie  Wiener  am  angeführten  Ort,  Seite  41,  sagt :  „Noch 
hat  niemand  die  Grenze  zu  bestimmen  vermocht,  an  welcher 
sich  heim  Zeithandel,  der  auf  den  Preisunterschied  markt- 
gängiger Waren  ausgeht,  legitime  Spekulation  von  Spiel  in 
wirtschaftlichem  Sinne  scheidet." 

Es  würde  aher  auch  nicht  zu  bedauern  sein,  wenn  die 
Einrede  des  Spieles  aus  der  Gerichtspraxis  verschwände. 

Dem  Börsenschwindel  vermag  sie  in  keiner  Weise  zu 
steuern;  das  ist  anerkannt,  und  es  wird  darum  nach  andern 
Mitteln  zur  Bekämpfung  desselben  gerufen  und  gesucht. 

Wiener  a.  a.  0.  S.  56  und  57. 

Eschenbach.  Zur  Börsenreform  (Berlin,  Puttkammer  und 
Mühlbrecht,   1892,)  S.  13. 

Die  Zulassung  der  Einrede  des  Spieles  bildet  eher  noch 
einen  Anreiz  zum  Börsenspiel  (im  wirtschaftlichen  Sinne),  da 
der  leichtsinnige  Spekulant  die  Möglichkeit  vor  sich  sieht, 
im  ungünstigen  Ealle  sich  seiner  Verpflichtungen  mittelst 
dieser  Einrede  zu  entledigen,  während  er  annahmen  darf, 
dass  der  Banquier  dies  mit  Rücksicht  auf  seine  Berufsstellung 
nicht  thun  werde. 

Es  haftet  dieser  Einrede  für  unser  Gefühl  stets  etwas 
Änstössiges  an,  weil  ihre  Anerkennung  doch  eine  gesetzliche 
und  richterliche  Sanktionierung  des  Vertragsbruches  ist.  Man 
wird  daher  kaum  rechtschaffene  Leute  sich  dieser  Einrede 
bedienen  sehen;  solche  kommen,  wenn  auch  manchmal  mit 
schweren  Opfern,  ihren  Verpflichtungen  nach,  und  es  sind 
nur  die  wenig  skrupulösen  Leute,  die  zu  diesem  Mittel  greifen. 

Die  Zulassung  der  Spieleinrede  hindert  eine  sichere  und 
feste  Rechtsprechung,  führt  zu  einer  ungleichmässigen  und 
widersprechenden  Praxis,  und  erzeugt  das  Gefühl  der  Rechts- 
unsicherheit. 

Ich  schliesse  meine  Betrachtung  mit  den  Worten  Wieners 
a.  a.  0.  S,  59: 
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^Meines  Erachtens  ist  es  kein  richtig  gestecktes  Ziel, 
den  Schäden  mit  dem  Begriffe  des  Spiels  und  den  danach 
erforderlichen  Unterscheidungen,  ob  ein  blosses  Nichtabsehen 
der  Beteiligten  auf  Lieferung  oder  Ausschluss  der  Lieferung 
vorliegt,  beikommen  zu  wollen.  Während  danach  bei  strenger 
Aufrechterhaltung  dieser  Unterscheidungen  (reschäfte  unan- 
fechtbar bleiben,  die  an  Verwerflichkeit  andern  nicht  nach- 
stehen, werden  durch  die  Aufstellung  von  Indizien,  durch 
welche  di6  Entscheidung  im  Sinne  des  gewollten  Ausschlusses 
der  Lieferung  beeinflusst  werden  soll,  Geschäfte,  die  zu  be- 
anstanden kein  ausreichender  Grund  vorliegt,  gefährdet. 

In  der  That  sehen  auch  die  in  neuerer  Zeit  in  die 
Öffentlichkeit  getretenen  Vorschläge  zur  Besserung  der  Zu- 
stände von  diesem  Gesichtspunkte  ab." 

Die  Erörterung,  welcher  Art  diese  Vorschläge  sind  und 
inwieweit  sie  geeignet  sein  dürften,  das  gewünschte  Ziel  zu 
erreichen,  gienge  über  den  Rahmen  meines  Korreferates  hinaus. 

Der  Präsident  verdankt  die  vorzüglichen  Referate  und 
eröffiiet  die  Diskussion. 

Dr.  Richard  Lang,  Fürsprech  in  Zürich,  behauptet  im 
Gegensatz  zum  Korreferenten,  dass  der  nicht  ringberechtigte 
Spekulant  eine  Überspekulation,  wo  das  Vermögen  in  keinem 
Verhältnis  zum  Börsengeschäft  steht  und  effektive  Erfüllung 
gar  nicht  möglich  ist,  nicht  anders,  als  durch  reines  Differenz- 
geschäft bewerkstelligen  könne.  Ausdrücklich  oder  still- 
schweigend muss  er  mit  dem  Kommissionär  vereinbaren,  dass 
nur  eine  Kursdifferenz  Gegenstand  des  Vertrages  sein    solle. 

Es  ist  nun  zu  piilten,  ob  die  Spieleinreiie  ein  taugliches 
Mittel  ist,  um  den  Differenzhandel  zu  unterdrücken.  Hier  ist 
zuzugeben,  dass  der  Erfolg,  den  man  sich  von  der  Klaglosig- 
keit des  Differenzgeschäfts  versprach,  vollständig  ausgeblieben 
ist.  Die  Banken,  deren  Börsenfahigkeit  von  nicht  ringberech- 
tigten Spekulanten  in  Anspruch  genommen  wurde,  Hessen  sich 
von  diesen  Vorschüsse,  sog.  Garantiedepots  aushändigen  und 
vereinbarten,  dass,  sofern  die  Spekulation  zu  Ungunsten  der 
Kommittenten   verlaufen    sollte,    sie    berechtigt   wären,    sich 
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mittelst  dieser  Depots  bezahlt  zu  machen.  So  wurde  der 
gerichtliche  Schutz,  der  solchen  Forderungen  versagt  war, 
entbehrlich  gemacht. 

Nichtsdestoweniger  muss  der  Meinung  entgegengetreten 
werden,  die  Unklagbarkeit  habe  eine  nachteilige  Wirkung 
ausgeübt,  wohl  gar  die  Spekulation  vermehrt. 

Die  Einrede  des  Spiels,  wenngleich  sie  kein  taugliches 
Mittel  ist,  rechtfertigt  sich,  weil  der  Verkehr  dieser  Schuld- 
verhältnisse gar  nicht  bedarf.  Sie  entbehren  jeder  wirtschaft- 
lichen Bedeutung.  Die  aus  Differenzgeschäften  zu  erzielende 
Bereicherung  ist  zum  mindesten  nicht  rationell,  sie  hat  not- 
wendigerweise zur  Voraussetzung  die  Schädigung  des  Gegen- 
kontrahenten. Die  Würde  der  Rechtsprechung  verlangt,  dass 
der  Richter  nicht  genötigt  wird,  solche  Ansprüche  zu  schützen. 

Vom  Strafgesetzbuch  dürfen  wir  eine  erhebliche  Unter- 
stützung nicht  erwarten.  Es  wurde  vorgeschlagen:  strenge 
Bestrafung  der  durch  Börsenspekulationen  verursachten  In- 
solvenz. Befriedigend  ist  die  Lösung  deshalb  nicht,  weil  der- 
jenige, der  mit  Glück  spielt,  straflos  bleibt.  Der  Verfasser 
des  eidgenössischen  Strafgesetzes  sollte  prüfen,  ob  nicht  eine 
strafbare  Handlung  vorliegt,  wenn  ein  Kontrahent  dadurch 
seine  Kreditoren  gefährdet,  dass  er  sich  in  Spekulationen  ein- 
lässt,  die  nicht  im  Verhältnis  zu  seiner  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit stehen. 

In  erster  Linie  sind  wir  aber  daran  interessiert,  nicht 
die  Spekulanten  zu  bestrafen,  sondern  den  Abschluss  von 
Differenzgeschäften  unmöglich  zu  machen.  Dies  erreichen 
wir,  wenn  wir  demjenigen,  der  in  Folge  eines  eigentlichen 
Diffei^enzgeschäftes  Verluste  erlitten,  das  Recht  einräumen, 
die  dem  Kommissionär  ausgehändigten  Vorauszahlungen  zu 
kondizieren.  Würde  das  Gesetz  überhaupt,  oder  wenigstens 
unter  besondern  Umständen  dem  Spekulanten  eine  Rück- 
forderangsklage,  eine  condictio  ex  injusta  causa  einräumen, 
so  müssten  sich  die  Kommissionäre  in  ihrem  Verkehr  mit 
Spekulanten  auf  klagbare  Spekulationen  beschränken,  die 
durch  effektive  Käufe  und  Verkäufe  realisiert  werden  könnten. 
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also    auf  massige  Spekulationen,   die  zu  ernstlichen  Befürch- 
tungen keinen  Anlass  geben  würden. 

Es  erscheint  daher  eine  Revision  des  XXI.  Titels  0.  R. 
in  dem  Sinne  wünschenswert,  dass  Art.  514  aufgehoben  und 
demjenigen,  der  durch  ein  DiflFerenzgeschäft  zu  Verlust  ge- 
kommen, das  Recht  eingeräumt  würde,  eine  geleistete  Zah- 
lung zu  kondizieren,  sei  es  unter  allen  Umständen,  oder  nur 
in  besonderen  Fällen,  wo  das  richterliche  Ermessen  die  Rück- 
forderungsklage  gutheisst. 

Prof.  Dr.  F.  Meüi  in  Zürich.  Vor  Allem  müssen  wir  uns 
vor  Übertreibungen  hüten!  Es  hat  eine  Zeit  gegeben,  in  der 
man  die  einzig,  richtige  Lösung  des  Problems,  dem  Börsen- 
schwindel wirksam  entgegenzutreten,  in  der  unbeschränkten 
Klagbarkeit  der  Differenzgeschäfte  zu  finden  glaubte.  Der 
schweizer.  Gesetzgeber  hat  diesen  Standpunkt  nicht  geteilt, 
sondern  einen  Teil,  die  sog.  reinen  Differenzgeschäfte,  klag- 
los erklärt. 

Ich  stehe  unbedingt  auf  dem  Standpunkt  des  Korreferenten : 
in  der  Praxis  kommt  das,  was  man  reines  Differenzgeschäft 
nennt,  gar  nicht  vor.  Die  Einrede  des  Spiels  ist  daher  ein 
Messer  ohne  Klinge,  in  den  meisten  Fällen  fuhrt  sie  nicht 
zum  Ziele. 

Soll  man  nun  die  völlige  Klaglosigkeit  der  Differenzge- 
schäfte feststellen?  Das  ginge  offenbar  zu  weit.  Der  ganze 
Handel  ist  ja  schliesslich  nichts  Anderes,  als  eine  Spekulation 
auf  die  Differenz;  mit  der  unbedingten  Klaglosigkeit  würde 
man  Hand  an  die  Wurzel  des  Handels  legen.  Man  würde 
auch  eine  förmliche  Immoralität  begünstigen;  einer  und  der- 
selbe könnte  am  einen  Oi*te  k  la  hausse,  am  andern  ä  la 
baisse  spekulieren,  am  einen  Orte  den  Grewinn,  den  ihm  der 
Banquier  im  Interesse  seines  Kredites  zahlen  m  u  s  8,  ein- 
stecken, am  andern  Orte  den  Verlust  unter  Berufung  auf  die 
Unklagbarkeit  des  Geschäftes  nicht  bezahlen.  Übrigens  würden 
mit  der  Einführung  der  völligen  Klaglosigkeit  alle  Börsen- 
geschäfte ganz  einfach  Kassageschäfte. 

Dieses  Mittel  wäre  also  ebenfalls  unwirksam.  Dagegen 
ist  zu  prüfen,  ob  es  nicht  Mittel  und  Wege  gebe,  wenigstens 
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den  Auswüchsen  entgegenzutreten^  die  Spielwut  des  Publikums 
zu  bekämpfen.  Ich  glaube,  dass  es  solche  Mittel  giebt  und 
möchte  folgende  nennen.  Zunächst  die  Einführung  einer  Art 
Börsenbuchy  in  das  sich  jeder  einzutragen  hätte,  der 
börsenfähig  werden,  der  an  der  Börse  spekulieren  will. 

Sodann  möchte  ich  befürworten,  was  Senatspräsident 
Wiener  angeregt  hat :  einen  strafrechtlichen  Schutz  für  .die 
Fälle  böswilliger  Ausschreitungen;  wenn  die  Unerfahrenheit 
gewinnsüchtig  ausgenützt  wird,  so  soll,  wie  bei  der  Wucher- 
gesetzgebung, strafrechtlich  eingeschritten  werden,  womit  dann 
natürlich  die  ciyilrechtliche  Unklagbarkeit  verbunden  werden 
müsste. 

Endlich  halte  ich  dafür,  dass  der  Staat  die  Börse  recht 
kräftig  besteuern  soUte;  auch  durch  dieses  Mittel  kann  das 
Börsenspiel  einigermassen  eingedämmt  werden. 

Etwas  muss  von  Seite  der  Gesetzgebung  geschehen.  In 
erster  Linie  aber  sollen  die  Erfahrungen,  die  man  mit  den 
in  Frage  liegenden  Geschäften  gemacht  hat,  gesammelt  und 
sorgfältig  erwogen  werden;  es  ist  also  zunächst  eine  grosse 
Enquete  zu  veranstalten,  nur  daraus  können  dann  positive 
gesetzgeberische  Massnahmen  herauswachsen. 

M.  le  professenr  Oentei  a  Gen&ve  estime  qu'en  elles- 
m^mes  les  späculations  de  bourse  ne  peuvent  pas  dtre  consi- 
d6r6es  comme  mauvaises,  mais  que  leur  abus  seul,  Tagiotage, 
peut  ötre  critiquÄ. 

Derni&rement  le  Conseil  national  a  adoptS  un  postulat 
invitant  le  Conseil  fMSral  k  proc6der  k  une  enquSte  sur  les 
moyens  de  limiter  les  spöculations  de  bourse,  Tous  les  moyens 
qui  pourraient  dtre  proposSs  n'auront  pas  de  r^sultat  utile, 
car  les  bourses  Strang&res  demeureront  toujours  ouvertes  et 
offriront  toutes  iacilitis  possibles  aux  agioteurs. 

S'il  avait  k  choisir,  M.  Gentet  se  rallierait  aux  thöses 
du  co-rapporteur  M.  le  Dr.  Temme. 

L'introduction  de  Texception  de  jeu  dans  la  l^gislation 
f6d6rale  n'a  point  arr6t6  la  spSculation  sur  diffSrences ;  cette 
exception  ne  pro  fite  qu'au  spiculateur  malhonn£te.  Aussi  a< 
t-on  propos6  divers  moyens  pour  en  limiter  Taction,  par  exemple, 

ZettBohr.  fOr  SohvefierUiches  Recht    KeuA  Folge  XII.  45 


70B        Verhandlangen  des  schweizerischen  Jaristen Vereins  1893. 

de  n'aocorder  le  binifice  de  cette  exception  qu'aux  cröanciers 
du  d^biteur. 

M.  Gentet  n'est  pas  d'accord  avec  les  thfeses  de  M.  le 
rapporteur  Rössel  et  n'admeitrait  pas  la  suppression  proposöe 
de  la  fin  de  Tart.  512  du  Code  des  Obligations,  üne  certaine 
stabilitö  dans  la  lögislation  est  n^cessaire.  ün  changement 
ne  doit  £tre  adoptä  que  lorsqu'il  y  a  röellement  nicessitä. 

Selon  M.  le  rapporteur  toate  Operation  de  bourse  sur 
diffärences  serait  un  jeu;  cette  mani^re  de  voir  ne  saurait 
etre  admise  d^une  fagon  absolue^  car  il  y  a  des  Operations 
qui  n'ont  en  vue  que  le  bönäfice  pouvant  räsulter  des  dif- 
ferences  de  cours  et  qui  ne  constituent  pas  des  jeux. 

La  jarisprudence  du  Tribunal  föderal;  sur  ce  point,  laisse 
aussi  k  d6sirer. 

Ainsi  il  faut  remarquer  que  les  textes  fran^ais  et  alle- 
mand  de  Fart.  512  du  Code  des  Obligations  ne  ooncordent  pas. 

Dans  le  texte  allemand  le  fait  seul  qu'une  Operation  de 
bourse  porte  sur  des  diff6rences  n'a  pas  pour  efFet  de  la  faire 
considirer  comine  jeu. 

Au  surplus  il  n'est  pas  possible  de  faire  une  distinotion, 
ainsi  que  le  voudrait  la  jurisprudence,  entre  les  simples  Ope- 
rations sur  diffi6rences,  et  les  Operations  purement  differen- 
tielles. 

Le  Tribunal  föderal  voit  le  caract^re  du  jeu  dans  le  fait 
que  les  parties  ont  exclu  tacitemefU  l'intention  de  livrer  et  de 
payer   les   titres;   or   cette  intention  tacite   est  insaisissable. 

Le  v^ritable  critärium  du  jeu  en  mati^re  d^op^rations  de 
bourae  se  trouve: 

1.  Dans  ropÄration  eUe-m4me ;  lorsque,  par  exemple^  la 
speculation  porte  sur  des  somrnes  exag^r^es  et  hors  de 
Proportion  avec  la  fortune  du  sp^culateur. 

2.  Dans  la  conv^ention,  non  pas  tacite  mais  expresse  des 
parties,  d'exclure  toute  livraison  de  titres. 

En  d'autres  termes,  pour  qu'il  y  ait  Operation  de  bourse 
ayant  le  caract^re  de  jeu  il  faut  ä  la  fois^  le  corpus  et  ranimus. 
Ce  crit6rium  seul  peut  rendre  k  Texception  de  jeu  son  v6ri- 
tablc  caraotfere. 
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Prof.  Dr.  Schneider  in  Zürich  ist  de  lege  ferenda  mit  den 
Ausführungen  des  Korreferenten  ToUständig  einverstanden, 
will  aber  heute  nur  vom  Standpunkte  der  lex  lata  sprechen. 

Die  Kontroverse,  was  unter  einem  Differenzgeschäfte  zu 
verstehen  sei,  mahnt  mich  an  eine  im  gemeinen  Recht  de- 
battierte Kontroverse:  was  ist  Spiel,  was  ist  Wette?  Eine 
Reihe  von  Definitionen  sind  aufgestellt  worden^  schliesslich 
hat  das  Reichsgericht,-  und  gewiss  mit  Recht,  erklärt,  Spiel 
und  Wette  sind  gar  keine  Gegensätze,  es  kann  auch  die 
Wette  ein'^Spiel  sein. 

Gerade  so  verhält  es  sich  bei  diesen  Börsengeschäften; 
Kauf  oder  Differenzgeschäft  sind  keine  Gegensätze;  es  kann 
auch  ein  Kauf  ein  Differenzgeschäft  sein,  auf  welches  die 
Einrede  des  Spiels  anzuwenden  ist.  Der  Gesetzestext,  speziell 
der  deutsche,  der  von  „Lieferungs-  und  Differenzgeschäften^ 
spricht;  zeigt  dies  deutlich,  und  das  eben  ist  der  Inhalt  des 
Kompromisses,  welcher  bei  der  JBeratung  des  Artikels  zwischen 
National-  und  Ständerat  geschlossen  wurde.  Es  war  daher 
in  der  Praxis  nicht  ganz  richtig,  zu  fragen:  ist  Lieferung 
ausgeschlossen,  oder  nicht  ausgeschlossen?  Man  hat  sich  ge- 
irrt in  der  Annahme,  der  Gesetzgeber  wolle  alle  Differenz- 
geschäfte von  der  Klagbarkeit  ausschliessen ,  alle  andern 
Börsengeschäfte  nicht  ausschliessen.  Entscheidend  ist  auch 
das  Kriterium  der  Wegbedingung  der  Effektivlieferung  nicht; 
es  ist^nur  eines  der  verschiedenen  Symptome  für  den  Spiel- 
charakter des  Geschäftes.  Ein  Börsengeschäft  kann  ein  Spiel- 
geschäft sein,  selbst  wenn  die  Parteien  wirkliche  Lieferung 
verabredet  haben;  dabei  ist  allerdings  zuzugeben,  dass,  wenn 
nicht  einmal  Wegbedingung  oder  Nichtwegbedingung  der 
wirklichen  Lieferung  als  massgebendes  E^iterium  angesehen 
werden  kann,  es  noch  schwieriger  und  vager  ist,  zu  ent- 
scheiden, ob  Spiel  vorliege. 

Man  wird  nach  sämtlichen  umständen  des  konkreten 
Falles  die^^Frage  zu  entscheiden  haben:  haben  die  Parteien 
lediglich  einen  Preis  für  das  Wagen  vereinbaren  wollen? 

M.  le  professeur  Rössel,  rapporteur,  ne  pr^sentera  quo 
quelques  br&ves   observations.     II  n'attaohe   pas  une  impor- 
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taiice  exag^räe  k  sa  2*  proposition.  II  rSpond  -  k  M.  Gentet 
qu'il  n'envisage  nullement  tous  les  marchSs  k  terme  comme 
des  Operations  de  jeu^  mais  seulement  les  march^s  differentiels; 
au  reste,  il  n'est  pas  necessaire  que  rintention  de  jouer  se 
manifeste  au  döbut  de  Top^ration ;  eile  peut  se  manifester 
ultärieurement  de  la  part  de  l'une  ou  de  Tautre  des  partics 
et  se  produire  m^me  au  cours  de  rop6ration. 

La  notion  du  „reines  Diiferenzgeschäft^  n'est 
point  une  notion  purement  th^orique;  comme  le  pr^tend  M. 
le  Dr.  Temme,  ou  alors  c'est  que  Ton  ne  s'entend  pas  sur  la 
signification  de  ces  mots.  En  efiet,  la  jurisprudence  s'est 
trouv^e  en  pr^sence  de  semblables  Operations  en  Suisse  et  en 
Allemagne  et  a  bien  su  les  reconuattre.  II  est  donc  possible 
qu'on  ne  soit  pas  d'accord  sur  la  d^finition,  la  ohose  n^en 
existe  pas  moins. 

L'exception  de  jeu  n'est  peut-6tre  pas  un  moyen  tres 
efficace  d'entraver  la  sp6culation;  eile  est  en  tout  cas  un 
moyen  de  protäger  les  joueurs  ignorants,  qui  se  sont  laisse 
entrainer  dans  des  sp^oulations  dont  ils  ignoraient  les  consd- 
quences. 

Quant  au  systfeme  proposÄ  par  M.  Lang  pour  mettre  un 
terme  aux  abus  de  la  spSculation,  il  est  k  coup  sür  6nergique, 
mais  il  n^est  gu&re  rSalisable. 

Les  rem&des  imagin^s  par  M.  le  prof.  Meili  ne  sont  que 
des  palliatifs. 

En  räsumS,  les  tribunaux  ne  sont  pas  faits  pour  proteger 
Tagiotage ;  o'est  en  cela  qu'il  faut  chercher  la  justification  du 
principe  posÄ  k  Part.  512  al.  2  G.  0. 

Reg.-Eat  Dr.  P.  Speüer  in  Basel.  Was  Dr.  Temme  über 
den  Wert  des  Art.  512  gesagt  hat,  ist  vollständig  richtig ;  wir 
schaffen  mit  der  Gestattung  der  Spieleinrede  das  Differenz- 
geschäft nicht  ab.  Aber  die  Schlüssigkeit  der  Folgerung,  dass 
deswegen  nun  Art.  512  einfach  ausgemerzt  werden  müsse,  kann 
ich  nicht  anerkennen.  Wir  haben  viele  Gesetze,  die  Verbrechen 
verbieten;  sie  hindern  nicht,  dass  Verbrechen  begangen  werden, 
deswegen  wird  es  uns  doch  nicht  einfallen,  diese  Gesetze  auf- 
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zuhebeu.     So    verhält   es   sioh   auch    beim  Wucher,    der  der 
heute  erörterten  Frage  am  nächsten  steht. 

Prof.  Rössel  hat  mit  Recht  gesagt,  das  Recht  ist  nicht 
dazu  da,  Geschäfte  zu  schützen,  die  keinen  objektiven  wirt- 
schaftlichen Wert  haben,  DifFerenzgeachäfte  werden  häufig 
.gemacht  von  Personen,  welche  dazu  keinen  Beruf  haben,  und 
wenn  Banquiers  solche  Unerfahrene  zum  Spiel  verleiten,  so 
soll  der  Richter  ihnen  nicht  seinen  Schutz  verleihen.  Es  ist 
ein  schöner  Grundsatz  :  jeder  Vertrag  soll  gehalten  werden, 
ein  Mann,  ein  Wort;  allein  das  durch  die  Differenzgeschäfte 
herbeigeführte  Elend  zwingt  uns,  ihn  preiszugeben.  Der  ent- 
scheidende Gesichtspunkt  ist  der:  der  Richter  ist  nicht  dazu 
da,  solche  Spekulationen  zu  schützen;  dagegen  tritt  sein  Schutz 
dann  ein,  wenn  gewerbs-  oder  planmässig  reelle  Geschäfte 
betrieben  werden. 

Wir  haben  übrigens  im  Obligationenrecht,  in  den  Be- 
stimmungen über  die  Eonventionalbusse  bereits  ein  Beispiel 
dafür,  dass  der  Grundsatz:  ein  Mann  ein  Wort  im  Rechte 
nicht  überall  gilt.  Der  Gedanke  jener  Bestimmung  über  die 
richterliche Moderationsbefagnis  ist  der:  wenn  die  Konventional- 
strafe übermässig,  unvernünftig,  dann  soll  der  Richter  seine 
Hand  nicht  leihen  zum  Ruine  eines  Mannes.  Derselbe  Ge- 
danke steckt  in  Art.  512 :  unsinnige  Engagements,  unbewusst 
oder  halb  unbewusst  eingegangen,  sollen  keine  rechtlichen 
Verpflichtungen  erzeugen  und  keinen  richterlichen  Schutz 
finden  können. 

Damit  wird  die  Diskussion  geschlossen ;  von  einer  Ab- 
stimmung über  die  Thesen  des  Referenten  und  Korreferenten 
wird  Umgang  genommen. 


III. 

Auf  Einladung  des  Herrn  Regierungsrates  Dr.  P.  Speiser 
wird  als  Versammlungsort  für  die  32.  Jahresversammlung 
Basel  bezeichnet. 
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Der  Präsident  schliesst  die  31.  Jahresversammlung  mit 
dem  Ausdruck  der  Freude  über  das  Gelingen  der  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  des  Vereins;  das  wesentlich  den  ge- 
diegenen Vorarbeiten  der  Herren  Berichterstatter  zu  ver- 
danken ist> 

Frauen feld;  den  5.  September  1893. 

Der  Präsident: 

Dr.  Carl  Stooss. 

Der  Aktnar: 

Dr.  A.  Hoffmann. 
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Betne,  le  1®'  octobre  1893. 


A  Messieurs  les  meipes 
de  la  Sociale  suisse  des  juristes. 

Messieurs  et  ohers  ooHegues, 

Dans  sa  s^ance  de  ce  joar,  le 
Comit6  a  d^cide  de  mettre  les  qaes- 
tions  ci-apr^s  k  Tordre  du  joar  de 
la  prochaine  rennion,  qni  anra  lieu 
k  Baie,  en  1894: 

1  ^  Des  principes  ä  mettre  ä  la  base 
d'une  ligislation  fidirale  sur  le 
droit  matrimonial  quant  aux  biens. 

Rapporteurs :  M.  Eugene  Huber,  D'  en 
droit,  Professenr  k  Berne,  et  M.  Alfred 
Martin,  D'  en  droit,  Professeur  k  Gen^ve. 

2^  Comment  le  Code  pinal  Suisse 
doit-il  traiter  les  dilits  de 
presse  ? 

Kapportears:  M.  Paccäud,  sabstitat 
du  procureur  g^n^ral  k  Lausanne,  et 
M.  //.  David,  D'  en  droit,  President 
du  Tribunal  penal  k  Bale. 

De  plus  le  Gomit6  a  d^cide  de  mettre 
au  concours  la  question  suivante: 

La  concurrence  diloyale;  sa  notion 

et  sa  ripression  en  droit  civil  et  en 

droit  pönal. 

Un  Premier  prix  de  500  francs  et  un 
second  prix  de  300  francs  seront  d6- 
cernes  aux  meilleurs  travaux  präsentes. 


Bern,  den  1.  Oktober  1893. 


k  die 


lOS. 


Verehrte  Herren  Kollegen. 


Der  Vorstand  hat  in  seiner 
Sitzung  von  heute  für  die  Jahres- 
versammlung von  1894,  die  in  Basel 
stattfinden  wird,  als  Beratungsgegen- 
stände  bestimmt: 

1.  Die  Grundlagen  einer  schwei- 
zerischen Gesetzgebung  Qber  das 
eheliche  GOterrecht. 

Referenten:  die  HeiTen  Professor 
Dr.  Eugen  Huber  in  Bern  und  Professor 
Dr.  Alfred  Martin  in  Genf. 

2.  Wie  soll  das  Pressdelikt  in  dem 
schweizerischen  Strafgesetzbuch 
behandelt  werden? 

Referenten:  die  Herren  Paccaud, 
Substitut  du  procureur  g^nöral  in 
Lausanne  und  Dr.  //.  David,  Straf- 
gerichtspräsident in  Basel. 

Als  Preis  aufgäbe  wird  aus- 
geschrieben : 

Die  concurrence  diSloyale,  ihr  Begriff 
und  ihre  Behandlung  im  Civil-  und 

Strafrecht. 

Es  wird  ein  erster  Preis  von  500 
Franken  und  ein  zweiter  Preis  von 
300  Franken  ausgesetzt. 
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Sont  admis  an  conconrs  toas  leg 
juristes  soisses. 

Les  travaax,  ecrits  en  fran^ais,  en 
allemand  on  en  Italien,  doivent  etre 
remis  au  pr^sident  de  la  Soci^t^, 
ayant  le  l""' jaulet  1894.  L'^tendne 
de  cliaqne  memoire  ne  doit  pas  ex- 
ender six  fenilles  d'impression.  Chaque 
travail  portera  une  Epigraphe,  laqnelle 
sera  repet^e  comme  adresse  d^an  pli 
cachet^  renfermant  le  nom  de  Tautenr. 

Sont  exclns  da  conconrs  les  tra- 
vanx  dejc\  imprim^s. 

La  Sociöte  restera  proprietaire  des 
m^moires  conronn^s  et  eile  anra  la 
facalt^  de  les  faire  imprimer. 

Agr6ez,  Messlears  et  chers  col- 
legnes,  Tassarance  de  ma  consid^ra- 
tion  la  plas  distinga^e. 


Le  President 
de  la  SociSte  suisse  des  juristes: 

Dr.  Carl  Stooss. 


Znr  Bewerbung  wird  jeder  schwu 
zerische  Jurist  zugelassen. 

Die  Arbeiten  sind  dem  Präsidenton 
des  Vereins  vor  dem  1.  Juli  lb94! 
einzureichen. 

Die  Arbeit  kann  in  dentseher,  fraF-. 
zösischer  oder  italienischer  Spra«  lie 
geschrieben  sein.     Der  Umfang  stU 
höchstens  6  Druckbogen  betragen. 

Die  Arbeit  und  der  versiegelte  Tra- 
schlag,  der  den  Namen  des  Verfasser^ 
enthält,  sollen  mit  der  nämlichen  In- 
schrift versehen  werden. 

Die  Arbeit  darf  noch  nicht  gedrark: 
sein. 

Das  Urheberrecht  an  den  gekrönt'ii 
Preisschriften  geht  auf  den  schwrl- 
zerischen  Juristenverein  iiber,  der  sif  i 
die  Drucklegung  vorbehält. 

Empfangen  Sie,  geehrter  ll^r 
Kollege,  die  Versicherung  vorzüg- 
licher Hochachtung 

Der  Präsident 
des  schweizerischen  Juristen  Vereins : 

Dr.  Carl  Stooss. 
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